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Das Badiiche Civilgeſetzbuch (Landrecht), welches im Laufe 
jeiner Wirkſamkeit jchon zahlreihe Ergänzungen und Abände— 
rungen erhalten hat, erleidet dur die Einführung der Reichs— 
juftizgefege, vom 1. Oftober 1879 ab, nochmals jo tiefe Ein— 
ichnitte (Bad. Einf. Gejeg vom 3. März 1879 6.8. Nr. 10. 
bei. $SS20—25 u. 145), daß eine neue, die Weberficht über den 
fünftigen Geltungsſtand diejes Gejegbuches erleichternde Aus— 
gabe al3 ein unabweisliches Bedürfniß erjcheint. Diefem zu ent= 
iprehen, beabjichtigt die vorliegende Arbeit des unterzeichneten 
Herausgebers, bei welcher folgende Grundjäße zur Anwendung 
gebracht find. 

Der Tert des Gejehbuches beruht auf der letzten amtlichen 
Ausgabe vom Jahr 1867; doch find die Badiſchen Zuſatzartikel 
mit gleiher Schrift gedrudt wie die Hauptartikel, da jie für 
Baden die gleihe Gejegestraft haben. 

Die außer Wirkjamkeit getretenen Beltimmungen des Gejeh- 
buches (Landrechtſätze) ſind weggelaſſen, joweit fie für die Praris 
feinen Werth mehr haben, im Uebrigen aber durch Kleinere Druck— 
ichrift hervorgehoben und im Falle einer ausdrüdlichen Aufhebung 
mit 7 jonjt mit * bezeichnet, während die nur theilweije abge= 
änderten Artikel mit Tertjchrift gedrudt und mit einem X ver= 
jehen find. 

In Noten zu den einzelnen Artikeln find ſowohl die damit 
in Verbindung jtehenden anderen Artikel des Geſetzbuches als 


auch die einjchlägigen jonftigen Gejeße, Verordnungen und Staat3= 
verträge angeführt. 

Die al3 Ergänzungen des Geſetzbuches zu betracdhtenden 
Gejeße und Verordnungen find überdies, ſoweit fie nicht den 
Abtheilungen Il. und II. Ddiejes Werkes (Handelsrecht und 
Rechtspolizei) vorbehalten bleiben, theils in Form von Zuläßen 
den entiprechenden Stellen des Geſetzbuches mit bejonderer Drud- 
ichrift beigefügt, theils in einem Anhange enthalten, welcher zwei 
Hauptgruppen umfaßt, nämlich 1) die beiden Ginführungsedifte 
nebjt den dadurch aufrecht erhaltenen älteren Edikten und 2) die 
neueren Reichs- und Zandesgejege. Außerdem iſt ein chronologiſch 
geordnetes Verzeichniß aller das Givilgejegbucd ergänzenden oder 
abändernden Gejete, Berordnungen und Staatsverträge anges 
ſchloſſen. 

Den Anfang des Buches bildet eine Inhaltsüberſicht ſowohl 
für das Civilgeſetzbuch als den Anhang, den Schluß ein alpha— 
betiſches Regiſter zur Erleichterung des Aufſuchens einzelner 
Beſtimmungen. 

Mit Einführung des in Ausſicht ſtehenden deutſchen Civil— 
geſetzbuches wird auch die vorliegende Arbeit ihre Bedeutung ver— 
lieren. Für die jedenfalls noch mehrere Jahre umfaſſende 
Zwiſchenzeit aber hofft der Unterzeichnete damit der Badiſchen 
Rechtspflege einen willkommenen Dienſt geleiſtet zu haben. 

Karlsruhe im März 1879. 


Dr. Bingner. 


Abkürzungen. 


ERS. — Landrechtsſatz. 

Einf.“Ed. — Einführungsedikte zum Landrecht. 

9.6.B. = Deutſches Handelsgeſetzbuch. 

W.O. — Deutſche Wechſelordnung. 

R.G. V. = Reichs-Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

R.C. P.O. = Reichs-Civilproceßordnung. 

R.K.O. — Reichs-Konkursordnung. 

R.St. G. B. = Reichs-Strafgeſetzbuch. 

R.St. P.O. — Reichs-Strafproceßordnung. 

R.J.G. = Reichs-Juſtizgeſetze. 

Bad. Einf.-Gef. = Badiſches Einführungsgeſetz vom 3. März 1879 
(6.8. Wr. 10). 

R PD. — Rechtspolizeigefeg in neuer Faſſung vom 6. Februar 1879 
(8.3. Nr. 11). 


Ger.:Not.-:Ord. — Gerihtsnotariatsordnung vom 7. September 1864 
(RB. Wr. 43). 


Not,-Ord. — Notariatsordnnung vom 7. September 1864 (R.B. Nr. 43). 
RB. — HRegierungsblatt (Badijches). 

E.B.B. — Centralverordnungsblatt (Badiiches). 

G.B. — Geſetz- und Verordnungsblatt (Badiſches). 

R.G.B. — Reichs-Geſetzblatt. 


Anmerkung: Für die Gerichtsnotariatsordnung ſowie die Notariats- 
ordnung stehen neue Faſſungen im Ausficht ; diejelben konnten jedoch nicht 
abgewartet werden, um das Erſcheinen diejes Buches nicht zu verzögern. 
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Barlisches Givilgesetzbuch. 
Landrecht.) 


Einleitung. 


Don der Verkündung, Wirkung und Anwendung 
der Geſetze. 


Sat 1. Die Gejege werden für den ganzen Umfang des 
Staatögebiets durch die Verkündung des Staatsherrihers wirf- 
jam. 

Sie werden in jedem Theil deſſelben von dem Augenblid 
an verbindlich, da ihre Berfündung befannt fein fann. 

Diefe joll als befannt angenommen werden: 

in dem Untergerichtsbezirk, in welchem die Staatsregierung 

beiteht, einen Tag nad) der VBerfündung; 

in einem jeden der übrigen Bezirke nad) Verlauf jenes einen 

Tags, und jo vieler weiteren, als vielmal zehn Stunden 
der Hauptort des Bezirks von dem Ort entfernt ift, von 
welchem die Verkündung ausgeht. 

Vgl. Reichsverfassung Art. 2. Badische Verfassungsurkunde $ 66. 
Badisches Gesetzes- und Verordnungsblatt: V.O. v. 21. November 1868 
(R.B. Nr. 66.) 

Zuſatz 1a. Bei Verordnungen, deren Inhalt nicht ſchon als 
Vorichlag, mitteljt einer öffentlichen Verhandlung darüber, vor 
der Berfündung allgemein hat befannt jein fünnen, wird jene 
Friſt erft von Ablauf des dreißigſten Tags nad Erſcheinung 
derjelben im Regierungsblatt gezählt, wenn fie nicht namentlich) 
eine fürzere oder längere Friſt bejtimmen. 

V.O. v. 5. April 1811 (R.B. Nr. 11.) vom Minist. d. Innern aus 
besonderem höchsten Auftrag erlassen, wodurch diese Vorschrift auch auf 
administrative und polizeiliche Verordnungen angewendet wird. 
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4 ER. Einleitung. 


1b. Für befannt angenommene Gejege joll Jedermann 
willen; deren Nichtwiſſen oder Falſchwiſſen jchadet ſowohl im 
Verluft als im Gewinn. 

Vgl. L.R.S. 550, 1117, 2052. 

2. Das Gejeß verfügt nur für die Zukunft; es hat feine 
rückwirkende Kraft. 

Vgl. I. Einf.-Edikt $$ IV.—XVI. L.R.S. 530a, 691, 2281. 

2a. Seine Verfügung hat ſtets die jtillichweigende Be— 
dingung, daß der Wille des Gefeßgebers zur Zeit, wo die An— 
wendung in Frage fommt, noch unabgeändert bejtehe. 

2b. Künftige Folgen einer vergangenen Begebenheit, wozu 
ein früheres Geſetz das Necht gegeben hatte, kann ein jpäteres 
ändern, ohne rückwirkend zu jein, jo lang es nur noch zwiſchen 
eintritt, che der Fall entjteht, der die Folgen erzeugt. 

2e. Auslegungen des Gejeßgebers haben nicht mehr Nüd- 
wirfung als Gejege jelbit; jie fünnen aber da, wo einem Richter 
das ältere Gejeh dunkel oder zweideutig ift, von ihm als Richt: 
ſchnur jeiner Beſtimmung berüdjichtiget werden, dauch für Fälle, 
die vor der Verkündung der Auslegung fi zutrugen. 

3. Die Polizeis und Sicherheitsgejehe verbinden Jeden, 
der auf dem Staatsgebiete ſich aufhält. 

Die Liegenichaften, aud jene nicht ausgenommen, welche 
Ausländer inne haben, werden in allen Fällen nad) den inlän= 
diſchen Gejegen gerichtet. 

Die Gejege, welche den Zuftand und die Rechtsfähigkeit der 
Perſonen bejtimmen, erjtreden ſich auf die Jnländer ſelbſt als— 
dann, wann fie im Auslande ſich aufhalten. 

Vgl. VI. Konst. Edikt $ 13, L.R.S. 2123 u. 2128; 6 23 des Bad 
Einf.-Gesetzes vom 9. Dezbr. 1375 (G.B. Nr. 34) zum Reichs-Standes- 
beurkundungsgesetze; Art. 15 der Preussisch-Badischen Mililtäreonvention 
vom 25. November 1870 (G.B. Nr. 72). 

3a. Die Geſetze über das Gerihtsverfahren, und jene über 
Form und Gültigkeit der im Land verrichteten Rechtsgeſchäfte, 
jind anwendbar auf den Jnländer und Ausländer. 

Vgl. L.R.S. 999; Rechtspolizeigesetz $ 5b; Art. 85 der Wechsel- 
ordnung; Art. 22. des St.V. mit Württemb, v. 80. Dez. 1825. R.B. 
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Nr. 32; Art. 22 d. St.V. mit Hohenzollern v. 29. Sept. 1827. R.B. Nr. 
21, bezw. vom 3. Februar 1864 R.B. Nr. 6; Art. 29 d. St.V. mit Königr. 
Sachsen v. 1. Aug. 1855. R.B. Nr. 28, 

4. Ein Richter, der ſich weigert, einen Beſcheid zu geben, 
unter dem Vorwand, dab das Geſetz den Fall unberührt Laffe, 
daß e3 dunfel oder unzulänglich jei, fann auf Juftizverfagung 
belangt werden. 


4a. Der Richter, wg ihm ein bejtimmter Ausſpruch des 
Gejeges mangelt, muß auf Grund und Zweck des Geſetzes, jo 
weit jie aus ihm jelbit erkennbar find; jodann auf den Geift 
des Geſetzbuchs, wie er aus der Zujammenftimmung jeiner ein= 
zelnen Verfügungen hervorgeht; nachmals auf die Rechtsähnlich- 
feit, die aus einzelnen Verfügungen über verwandte Gegenftände 
zu entnehmen ift; Teßtlich auf die Angaben des natürlichen Rechts 
über einen ſolchen Fall, feine Entſcheidung gründen. 

4b. Der Richter darf das römische Recht in vergleichende 
Rüdjicht nehmen, um für Fälle, wo es darauf anfommen fann, zu 
ermejjien, was nad) dem Beijpiel anderer Gejeßgebungen für 
natürliche Rechtsfolge gewiſſer Verhältniſſe angejehen werde, aber 
nicht um gejeßliche Enticheidungsgründe daraus zu jchöpfen, oder 
Berufungen der Parteien auf jolches zuzulafien. 

Vgl. I. Einf.-Edikt $ 17 u. II. Einf,-Edikt $ 3. 


3. Dem Richter ift nicht erlaubt, in der Form allgemein 
wirfiamer Vorſchriften oder gemeiner Beſcheide die ihm vorkom— 
menden Rechtsftreitigfeiten zu enticheiden. 

6. Von ſolchen Gejegen, welde die Handhabung der 
öffentlichen Ordnung und der guten Sitten zum Zweck haben, 
fönnen Verträge der Unterthanen eine Ausnahme begründen. 

Vgl. L.R.S. 577 bg. 686, S15, 900, 965, 113%, 1172, 1174, 1387 
— 1389, 1453, 1521, 1538, 1628, 1660, 1674, 1780, 1811. 1819. 1528, 
1857, 1855, 1965. 2078, 2038, 2140. 

6a. Jeder Satz diejes Geſetzbuchs jagt alles, was in 
Bezug auf bürgerliche Rechtsverhältniffe in dem Umfang jeiner 
Morte unmittelbar oder durch Folgerichtige Ableitung gefunden 
werden fann, jo weit nicht andere Sätze dejjelben im Wege 
itehen. 
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6b. Was fein Satz diejes Gejeges geradezu oder folge 
weile jagt, ift in Beziehung auf das bürgerlihe Recht nicht 
Gejeg mehr, möge es nun vorhin aus gemeinen oder Landes— 
gejegen, aus Gewohnheiten oder Rechtsmeinungen al3 geſetzlich 
gegolten haben. 


Vgl. I. Einf.-Edikt $ 17; II. Einf.-Edikt $ 3. ' 


60. Spätere allgemeine Gejege heben jene nicht auf, 
die für einzelne Gattungen der ‚Staatsangehörigen oder ihrer 
Handlungen früher von der nämlichen Staatsgewalt gegeben 
wurden, ſoweit nicht die Abficht des Gejeges, auch fie aufzuheben, 
geradezu oder durch nothivendige Folge aus dem Berordneten 
darin ausgeſprochen ift. 

6d. Das Herfommen fann niemals einen muthmaßlidhen 
Millen des Gejehgebers über Aufhebung der Freiheit der Hand— 
lungen, welche das geichriebene Recht dem Staatsbürger läßt, 
oder über die Aufhebung der Wirkſamkeit der Gejege ausdrüden, 
mithin weder Rechte Ihaffen, noch abſchaffen; es drüdt aber 
für alle Fälle, wo die Art und Weiſe in dem Umfang und 
Gebraud) eines Rechts in Frage fteht, über welche Geſetze oder 
Verträge nit Maß geben, den muthmaßlichen Willen des 
Gejeßgebers oder [der DVertragsperjonen aus, wenn es gehörig 
vereigenichaftet und bewieſen iſt. 


Vgl. L.R.S. 590, 663, 671, 674, 827e, 1135, 1159, 1648, 1756, 
1753, 1757, 1758, 1777, 2274a. Handelsgesetzbuch Art. 1. 


6e. Aeltere Provinze und Ortsgeſetze, welche ihre gejegliche 
Kraft durch diejes Gejehbuch verlieren, dienen als Urkunden des 
vorigen Herfommens da, wo e3 auf diejes ankommen fann. 


Vgl. I. Einf.-Edikt $ 17, II. Einf.-Edikt $ 3. 


6 f. Mebrigens gilt für Herfommen nur diejenige Hands 
lungsweiſe, welche zu verjchiedenen Zeiten von verjchiedenen Per— 
jonen, in Meinung Recht zu thun, offenkundig, gleichartig und 
durch wenigſtens zehn Jahre ununterbrochen geübt ward. 

6g. Natürliche VBerbindlichkeiten, welche nicht mittelbar 
oder unmittelbar in das bürgerliche Gejeh aufgenommen find, 
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wirfen zwar weder Anſprache noch Forderung an Andere; jie 
wirfen jedoch, daß derjenige, der ihnen gemäß etwas gethan oder 
gegeben hat, es nicht wieder anfechten oder zurüdrufen könne, 
wenn nicht die Befugniß dazu für ſolchen Fall durch das ur 
liche Geſetz bejonders begründet ift. 


Vgl. LR.S. 1235, 1906 und 1967. (L.R,S 349 gehört nicht 
hierher.) 


6h. Mo das Geſetz jagt, ein gewiſſer Vorgang jolle dieje 
und jene Veränderung im Rechtsverhältnig der Staatsbürger nad) 
fih ziehen, da enticheidet es damit nur die Pflicht des Richters, 
auf diefe Veränderung zu erfennen, wirft jedoch noch feineswegs 
die Rechtsfolgen einer ſolchen Beränderung für ſich, und che das 
Erkenntniß des Richters geſucht und ertheilt worden ift, wenn 
nicht dazu gejeßt ift, daß eine Anordnung kraft Gejeßes ein— 
treten jolle; dieſes hat allein zur Folge, daß zu ihrer durch— 
gängigen Wirkjamfeit es nicht3 weiter bedürfe. 


Vgl. LR,S. 305, 390, 393, 402, 476, 506, 724, 1004, 7006, 1213, 
1251, 1290, 1473, 1548, 1583, 1657, 1737, 1775. 


6i. Menderungen in den veranlaffenden Umjtänden und 
Beweggründen eines Gejeges heben niemals deſſen Verbindlichkeit 
auf, jo lange ein neues Geſetz dieje Aufhebung nicht ausſpricht; 
wo c3 aber für einen einzelnen Fall zweifelhaft wird, ob er 
unter ein ſolches Gejeß gehörig jei, da mögen fie den Richter 
zur Nichtanwendung dejlelben bejtimmen. 


6k. Wird für gewiſſe Willenserklärungen, Verbindlichkeits— 
übernahmen oder Beurfundungen ein bejtimmtes Verfahren von 
dem Geſetz vorgeichrieben, und es wird jolches bei einem Rechts— 
geihäft mangelhaft befunden, jo wird die Wirkjamfeit oder Un— 
wirkſamkeit defielben im Ganzen und in einzelnen ITheilen von 
dem Ermeſſen des Richters abhängig, das ſich darnach beitimmt, 
ob und wie weit damit dennoch die Abficht des Gejeßes erreichbar 
jei; durchgehends nichtig ift es nur alsdann, wann auf die 
Nichtbeobachtung ausdrüdlih die Nichtigkeit gejeßt, oder das 
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Verfahren für eine nothiwendige Feierlichfeit oder Förmlichkeit 
erklärt iſt. 

gl. L.R.S. 931 u. 932, 1001, 1100ab, 1394—97, 1443, 2074, 
2127, nebst IJ. Einf.-Edikt $ 26; Reichs-Standesbeurkundungsgesetz $$ 1, 
15 u. 41; Rechtspolizeigesetz 58 43—62. 

61. Verbietet das Geſetz gewiſſe Willenserflärungen oder 
Verbindlichkeitsübernahmen, es jei nun durdaus oder unter Um— 
ftänden, jo iſt die damwider erfolgte Handlung nichtig, wenn fie 
das Geſetz nicht für dennoch beftehend, oder für blos ftrafbar 
erklärt. 

Vgl. L.R.S. 154, 472, 791, 396, 1097, 1130, 1596, 1597, 1600. 

6m. Die Nichtigkeit aus der Uebertretung eines Geſetzes, 
welches eine Berbindlichkeitsübernahme auf gewiſſe Summen 
beſchränkt, trifft nur das Ueberſchießende. 

Vgl. LR.s. 2013. 


6n. Die Nichtigkeit aus der Uebertretung eines ſolchen 
Gejeges, welche nur einen Theil eines vorliegenden Geſchäfts 
trifft, Ichadet den übrigen Theilen nichts, wenn das Geſchäft 
theilbar ijt, und theilweiſe beitehen fann. 

Vgl. L.R.S. 901 b, 1192. 

60. Nichtigkeiten, welche das Geſetz lediglich zum Vorteil 
einzelner Staatsbürger einführt, fünnen nur allein von diejen, 
auch von ihren Erben und Nechtsfolgern, ſofern ſolche nicht 
namentlic) ausgeichloffen find, geltend gemacht werden, keineswegs 
von Gegenbetheiligten. 

Vgl. L.R.S. 139, 180, 182, 225, 1117, 1125, 1560. 


Erſtes Bud). 
Von den Perjonen, 


Erfter Titel. 
Don dem Genuß und Verluſt der bürgerlihen Nedte. 


Erſtes Sapitel. 
Von dem Genuß der bürgerlihen Rechte. 


7. Die Ausübung der bürgerlichen Rechte ift von der 
Eigenſchaft eines Staatsbürgers unabhängig. Yebtere erwirbt 
und behält man nur nad den Vorschriften der Staatsgrund- 
geſetze. 


Reichsgesetz vom J. Juni 1870 (Bad.G.B. 1870 Beil. S. 136) über 
die Erwerbung und den Verlust der Reichs- nnd Staats-Angehörigkeit 
(&$ 1—12) und Landesherrl. Vollzugs-Verordnung vom 23. Dezember 1870 
(G.B. Nr. 73.) 


8. Jeder Inländer joll der bürgerlichen Rechte genießen. 

Reichsverfassung vom 16. April 1871 (Bad. G. B. 1871 
Nr. 16) Art. 3: Für ganz Deutschland besteht ein gemein- 
sames Indigenat mit der Wirkung, dass der Angehörige (Unter- 
than, Staatsbürger) eines jeden Bundesstaates in jedem an- 
deren Bundesstaate als Inländer zu behandeln und demgemäss 
zum festen Wohnsitz, zum Gewerbebetrieb, zu öffentlichen 
Aemtern, zur Erwerbung von Grundstücken, zur Erlangung 
des Staatsbürgerrechts und zum Genusse aller sonstigen 
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bürgerlichen Rechte unter denselben Voraussetzungen, wie der 
Einheimische zuzulassen, auch in Betreff der Rechtsverfolgung 
und des Rechtsschutzes demselben gleich zu behandeln ist. 


Vgl. VI. Konstitutionsedikt (Anhang A., 2e,) $ 7. 


*9. Wer im Lande von einem Fremden geboren ift, iſt berechtigt, 
innerhalb eines Jahres nach feiner Volljährigkeit die rechtliche Eigenſchaft 
eines Inländers in Anfpruch zu nehmen; nur muß er zugleich, wenn er im 
Sande fi aufhält, erflären, daß er darin feinen Wohnfig aufzufchlagen 
gedenke, und wenn er in einem fremden Lande fich befindet, das Verſprechen 
von fich geben, daß er feinen Wohnfig im Lande aufichlagen wolle und in 
Sahresfrift nach gethanem Verſprechen ſich wirklich dort niederlaffen. 


*94a. Diefer Anfprud unterliegt jedoch dem Ermeffen der Staatäre- 
gierung über deſſen Zulafiung oder Bermweigerung, jo oft diefer Fremde in 
einem andern Staate ein angeborenes Staatsbürgerreht oder jichere Hei: 


math bat. 


“10. Jedes Kind, das in einem fremden Lande von einem hiefigen 
Inländer geboren wird, ift Jnländer. 

Hatte der Vater die rechtlihe Eigenjchaft eines Inländers verloren, fo 
fann das Kind allezeit dur Erfüllung der im Hten Sat vorgeichriebenen Bes 
dingungen diefe Eigenihaft wieder erlangen. 

Die L.R.S. 9, ®a u. 10 sind aufgehoben durch das zu L.R.S. 7 an- 
geführte Reichsgesetz. ($ 26). 


X 11. Der Fremde genießt im Lande die gleichen bürgerlichen 
Rechte, welche das Ausland, zu welchen er gehört, dem hiefigen 
durch Verträge eingeräumt hat, oder einräumen wird. 


Vgl. VI. Konstitationsedikt $$ 1—6 (Anhang A., 2 e) L.R.S. 726, 
912, 980, Rechtspolizeigesetz $ 48. 


Gesetz über den Vermögenserwerb der Ausländer 
vom 4. Juni 1864 (R.B. Nr. 24). 


$ ı. Die Ausländer haben das Recht, liegendes und 
fahrendes Vermögen im Inlande auf gleiche Weise wie In- 
länder zu erwerben und zu besitzen, dasselbe zu vererben und 
darüber unter Lebenden und auf den Todesfail zu verfügen, 

Die entgegenstehenden Bestimmungen der seitherigen 
Gesetzgebung, insbesondere der L.R.S. 726, g9ı2, des $ 2 
lit. und $ 7 lit. a des VI. Konstitutionsedikts vom 4. Juni 
1808 sind aufgehoben. 

$ 2. Wenn die Gegenstände einer Verlassenschaft oder 
Schenkung theils im Inlande und theils im Auslande sich be- 
finden, und von den letzteren Inländer wegen ihrer Eigenschaft 
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als Fremde ausgeschlossen sind,*) so sollen sie hiefür aus 
dem Antheile der sie ausschliessenden Ausländer an den im 
Inlande befindlichen Bestandtheilen desselben Vermögens Ver- 
gütung erhalten. 


*) England: Bekanntm. v. 15. Mai 1857 (C.V.B. Nr. 9) und vom 
25. Juni 1879 (G.B. Nr. 47), Nordamerika: R.B. 1817 Nr. 21; 
ausgen. Pennsylvanien R.B. 1817 Nr. 21, Ohio R.B. 1840 Nr. 17, Michigan 
Notar.Bl. 1851 Nr. 13, Illinois Notar.Bl. 1855 Nr. 15, New-Jersey Not. 
Bl. 1856 Nr. 24, Wisconsin Not.Bl. 1856 Nr.48, Missouri Not.Bl. 1858 
Nr. 32 u. Cent V.B. 1867 Nr. 16, Massachusetts Not.B. 1859 Nr, 49, 
Kentuky Not.Bl. 1861 Nr. 31, Indiana Not.B. 1861 Nr. 31, Minnesota 
Not.Bl. 1864 Nr, 2, Jowa Centr.V.B. 1868 Nr. 21, Arkansas, Centr.V.B. 
1868 Nr. 2. 


*12. Cine Fremde, die fih mit einem Inländer verheirathet, folgt dem 
Zuftand ihres Mannes. 
Ersetzt durch $ 5 des zu L.R.S. 7 angeführten Reichsgesetzes. 


X13. Der Fremde, dem der Staatsherrjcher erlaubt, jeinen 
Wohnſitz im Lande aufzujchlagen, joll, jo lange er dajelbjt wohnt, 
aller bürgerlihen Rechte genießen. 


Vgl.L.R.S. 11; VI Konstitutionsedikt $ 5; Gesetz vom 5. Mai 1870 
(G.B. Nr. 32) über das Aufenthaltsrecht. 


+14. Der Fremde, auch wenn er auswärts fich wieder aufhält, fann 
vor die inländifchen Gerichte geladen werden, um Berbindlichfeiten zu er: 
füllen, die er im Lande gegen einen Imländer übernommen hat Er kann 
ebenfalls vor inländische Gerichte wegen folder Berbindlichkeiten gezogen 
werden, die er in einem fremden Lande gegen einen Inländer einge 
gangen hat. 

Aufgehoben durch Landesherrliche V.O. vom 10. Febr. 1815, R.B. 
Nr. 2. 


15. Ein Inländer kann im Lande vor Gericht gezogen 
werden, wegen Berbindlichkeiten, welche er in einem fremden 
Lande, jelbft mit einem Fremden eingegangen hat. 

Vgl. VI. Konst.-Edikt $ 18 b (Anh. A., 20); R.C.P.O. 88 12 u. 13 

+16. Jeder fremde Kläger muß ohne Unterjchied der Gegenftände (nur 
Handlungsfahen ausgenommen) für den Erjag der Prozeßkoſten, auch für 


etwaige Entihädigung Sicherheit ftellen, es ſei denn, dab er Liegenichaften 
im Lande befige, deren Werth dieje Zahlungen ficher ſtellt. 


Anfgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Gesetzes zu den Reichsjustiz- 
gesetzen. Vgl. R.C.P.O. $ 102. 


12 ER. 4.8. IT. Bürgerliche Nechte. 


Bweites Sapitel. 
Von dem Verluft der bürgerlichen Rechte. 


*Erſter Abſchnitt. 


Von dem Verluſt der bürgerlichen Rechte, in ſo weit er aus dem 
Verluſt der rechtlichen Eigenſchaft eines Inländers entſteht. 


*17. Man hört auf, Inländer zu ſein; 

1) durd das Staatöbürgerreht, dad man in einem fremden Lande 
erlangt; 

2) durch eine von dem Staatäherriher nicht genehmigte Annahme 
öffentlicher, von einer fremden Regierung übertragener Amtsver— 
richtungen; 

3) endlich durch jede Niederlaffung in einem fremden Lande ohne 
Adficht, zurückzukehren. 

Eine Handeldniederlaffung gilt niemald für Abficht, nicht zurüdzus 
fehren. 


*18. Ein Inländer, der dieſe rechtliche Eigenjchaft verloren hat, kann 
fie jederzeit wieder erlangen, wenn er mit Erlaubnii des Staatäherrichers 
ind Land zurüdfehrt, und erklärt, daß er fich dafelbit jegen wolle, und daß 
er auf jede mit den inlänbiihen Gefegen in Widerſpruch ftehende Auszeich- 
nung Verzicht thue. 


*19. Eine Jnländerin, die einen Fremden heirathet, folgt dem Zuftande 
ihres Mannes. 

Verliert fie ihren Mann, jo erhält fie die rechtliche Eigenſchaft einer 
Inländerin wieder, vorausgejegt, daß ſie entweder noch im Lande fih aufhält, 
oder mit obrigfeitlicher Erlaubniß dahin zurüdfehrt, und erflärt, daß fie fich 
dort jegen wolle. 


*20. Wer in den Fällen des 10., 18. und 19. Satzes die rechtliche 
Eigenschaft eines Inländers wieder erhält, kann fie nicht eher geltend machen, 
als bis er die Bedingungen diefer Säge erfüllt, und nur um folde Rechte 
auszuüben, die ihm nad diefem Zeitpunkt anfallen. 


+21. Ein Inländer, der ohne Erlaubniß des Staatsherrſchers Kriegs— 
dienste im Auslande nimmt, oder einer fremden Kriegskörperfchaft fi ein- 
verleiben läßt, verliert das Necht eines Inländers. 

Er kann nur mit Erlaubnif des Staatsherrſchers ind Land zurüdfehren 
und das Eingeborenheitärecht nur dann wieder erhalten, wenn er die Bedin— 
gungen erfüllt, die deßfalls dem Fremden auferlegt find; alles mit Borbehalt 
der gefeglichen Strafen wider jene Eingebornen, die wider ihr Vaterland die 
Waffen getragen haben, oder ſie in der Folge tragen werden. 

Die L.R.S. 17—21 sind aufgehoben durch das zu L.R.S. 7 ange- 
führte Reichsgesetz (S& 13—23 u. 236.) 
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T Zweiter Abſchnitt. 


Bon dem PVerluft der bürgerlihen Rechte, als Folge gerichtlicher 
Berurtheilung. 
Die L.R.S. 22—33 über den bürgerlichen Tod sind aufgehoben 


durch $ 21 des Gesetzes vom 6. März 1845 über die privatrechtlichen 
Folgen der Verbrechen (Anhang B, 15a). 


— — 


F weiter Titel, 


Bon den Beurfundungen des bürgerlichen Standes, 


Die L.R.S. 54—101 sowie $ 6 des II. Einf.-Ediks und das Edikt 
vom 29. Mai 1811 (R.B. Nr. 16) über Einrichtung und Beweiskraft der 
Standesbücher sind aufgehoben durch $ 101 des Badischen Standesbe- 
urkundungsgesetzes vom 21. Dezember 1869 (R.B. Nr. 40) und nunmehr 
ersetzt durch das Reichsgesetz vom 6. Februar 1875 über die Beurkun- 
dung des Personenstandes und die Eheschliessung nebst Badischem Ein- 
führungsgesctze vom 9. Dezember 1875 (G.B. Nr. 34) und Landesherrl, 
Verordnung über Namensänderungen vom 16. Dezember 1875 (G.B. Nr. 38) 


Dritter Titel. 


Don dem Wohnſitz. 


102. Der Wohnfig eines jeden Jnländers in Beziehung auf 
die Ausübung jeiner bürgerlichen Rechte ift da, wo er jeine Haupt= 
niederlafiung hat. 

Vgl. R.C.P.O. 88 13—16. RSt.P.O. 88 8 u. 11. 


1024. Wer Orts-Herr, oder Orts- ingleihen Schuß 
Bürger ift, bei dem gilt der Ort, wo der ortSherrliche Sit ift, oder 
wo das Ortsjaffenrecht befteht, immer für die Hauptniederlafjung. 

Grundherrn: Edikte vom 22. April 1824 (R.B. Nr. 11.) 


Ortsbürgerrecht: $ 7a. der Städteordnung vom 24. Juni 1874 (G.B, 
Nr. 27); $$ 4 u, fig. des Bürgerrechtsgesetzes (neueste Fassung von 1870.) 





14 CR. 1.2810. T. Wohnſih. 


Schutzbürger gibt es nicht mehr ($ 2 der Gemeindeordnung und & 2 des 
Gesetzes vom 4. Oktober 1862 (R.B. Nr. 48) über die bürgerliche Gleich- 
stellung der Israeliten.) 

x 102b. Wo die Niederlaffung nicht entfcheidend wäre, da ift 
auf den Geburtsort, und bei defjen Unbetanntichaft auf den jüngften 
Aufenthalt zu fehen. 

Vgl. R.C.P.O. $ 18. R.St.P.O. $ 8 Abs, 2. 


103. Eine Veränderung des Wohnſitzes erfolgt, wenn jemand 
andersivo feine Wohnung wirklich nimmt, und zugleich die Abjicht 
hat, feine Hauptniederlafjung dahin zu verlegen. 


104. Der Beweis diejer Abficht ergibt fih aus einer aus— 
drücklichen Erklärung, die bei dem Gericht des Orts, den man 
verläßt, ſowohl als bei jenem des Orts, wohin man feine Wohnung 
verlegt, gemacht wird. 


Verordnung über die Anzeigen von Wohnungsveränderungen vom 
11. Juni 1870 (G. B. Nr. 43). 


105. Iſt feine ausdrüdliche Erklärung vorhanden, jo hängt 
der Beweis der Abjiht von den Umſtänden ab. 


106. Der Staatsbürger, der zu einem öffentlichen Amt 
berufen wird, das auf Zeit bejchränft oder auf Widerruf verliehen 
ift, behält den Wohnſitz, den er vorher hatte, wenn er nicht eine 
andere Gefinnung an Tag legt. 


107. Die Annahme eines Amts, das unbeftimmt oder auf 
Lebenszeit verliehen ift, zieht bei dem Diener die Verlegung feines 
MWohnfiges an den Ort, wo er fein Amt ausüben muß, unmittel« 
bar nad) Sich. 

Vgl. Reichsgesetz über die Rechtsverhältnisse der Reichsbeamten, v. 
‚ 31. März 1873; Staatsdiener-Edikt v. 30, Januar 1819 (R.B. Nr. 4); Ge- 
setz vom 26. Mai 1876 (G.B. Nr. 21) über die dienstlichen Verhältnisse 
der Angestellten. 


107 a. Ausgenommen find jene, welche ein befonderes Ort3- 
oder Schugbürgerreht im Lande haben, und diejes neben dem 
Dienft beibehalten, ſowie Ortsheren des Landes. 

Vgl. L.R.S. 102 a. nebst Zusätzen. 
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108. Cine Ehefrau hat feinen andern Wohnſitz als jenen 
ihres Mannes. Der Minderjährige, der nicht gewaltsentlafjen ift, 
hat feinen Wohnfig bei jeinen Eltern oder dem Vormund, und 
der Volljährige, der mundlos, (d. i. entmündigt oder mundtodt) 
ift, den jeinigen auch bei jeinem Vormund. 

Vgl. R.C.P.O. $ 17; L.R.S, 214, 388 u. flg., 476 u. flg., 489, 509, 
513a. 

109. Polljährige, welche bei Andern dienen oder ftändig 
arbeiten, haben mit der Perjon, welcher fie dienen oder arbeiten, 
einerlei Wohnſitz, wenn fie an dem nämlichen Ort und in einem 
Haus derjelben ſich aufhalten. 

Vgl. R.C.P.O. 8 21. 


110. Der Ort, wo ein Erbe zufällt, wird durch den Wohn— 
fit beitimmt. 

Vgl. R.C.P.O. $ 28; L.R.S. 770, 784, 793, 812; Rechtspolizei- 
gesetz $ 26. 

7110a. Wer übrigens Richter des Wohnfiges fei, ift verjchieden, je 
nachdem ein Bellagter amts- oder fanzleifäßig ift, indem im erjtern Fall der 
ordentliche Unterrichter des Orts, im andern der Provinzoberrichter darunter 
zu verjtehen ift. 

Aufgehoben durch das Gesetz über Aufhebung der befreiten Ge- 
richtsstände v. 25. Februar 1851 (R.B. Nr. 13). 


x111. Wird von den Betheiligten oder auch von einem aus 
ihnen für einen Vertrag, zur Vollziehung deſſelben, ein Wohnitt 
an einem Ort erwählt, wo ihr wirklicher Wohnfig nicht ift, jo 
finden die Behändigungen, die Klagen und das weitere Verfahren, 
das jih auf diejen Vertrag bezicht, an dem verglichenen Wohnſitz 
und vor dem Richter deijelben ſtatt. 

Vgl. R.C.P.O. 8$ 29 u. 38, Einf.-Ges. zur R.C.P.O. $ 15 Ziff. 5, 


wonach L.R.8. 111 nur noch hinsichtlich der Zustellungen gilt; L.R.s 
1258 Z.6, 1264, 2148 Z. 1, 2152, 2156, 2183. 


j1l1la In diefem Falle ift auch ftet3, ohne Unterfchied der Kanzlei 
oder Amtsſäßigkeit, der Unterrihter des Orts zu verftehen, wenn nicht nament- 
lih ein anderes ausgemacht ift. 

Aufgehoben wie L.R.S. 110a. 
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Vierter Titel. 


Von den Abwejenden. 


111b. Der Abweſende bleibt in Bezug auf jeine Rechts— 
vertretung, Gejchäftsführung und Bermögensverwaltung feiner 
Sorgfalt eben jo wie ein Anweſender überlaffen, jo lang er nicht 
vermißt wird, oder verichollen iſt. 

Vgl. L.R.S. 819 u. 838, 


Erſtes Kapitel. 
Von den Vermißten. 


x 112. Wenn die Nothwendigkeit eintritt, für die Verwaltung 
aller oder einiger Güter zu jorgen, die ein Abweſender zurück— 
gelafien hat, weil er vermißt wird (indem man nicht weiß, wo er 
hiugefommen), und er feinen bevollmächtigten Geihärtsführer hat, 
jo joll deifen ordentlicher Richter auf Begehren der Betheiligten 
hierüber das Nöthige nad) Erfordernig der Umftände verfügen. 

Rechtspolizeigesetz $ 5: 

Zur Anordnung der für die Verwaltung des Vermögens 
Vermisster erforderlichen Massregeln ($ 2Z. ı) und zu der Ver- 
schollenheitserklärung (L.R.S. 115) ist ausschliesslich das Amts- 
gericht zuständig, bei welchem der Vermisste zuletzt seinen 
allgemeinen Gerichtsstand hatte, dem Badener gegenüber, 
welcher zur Zeit seines Verschwindens den Wohnsitz nur 
ausserhalb Badens hatte, das Amtsgericht seines letzten Wohn- 
sitzes im Grossherzogthum. 

Vgl. L.R.S. 113 nebst Zusatz, L.R.S. 121 u. 122. 

x 113. Auf das Geſuch derjenigen Partei, die fich zuerft deß— 
wegen anmeldet, ertheilt der Richter einem Rechtsbeiſtand den Auftrag, 
diejenigen, die vermißt werden, bei den Bermögensverzeichnungen, 
Rechnungsabnahmen, Theilungen und Ridtigjtellungen der For— 
derungen und Schulden, welche fie betreffen, zu vertreten. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Ziffer ı: 

Die Amtsgerichte ergreifen von amtswegen die für Ver- 
misste erforderlichen Massregeln (L.R.S. ı12, 113), bestellen 
insbesondere für sie Abwesenheitspfleger mit den Rech- 
ten und Pflichten der Vormünder und beaufsichtigen dieselben. 


Vgl. Gerichtsnotariatsordnung $$ 39—43. R.St.P.O. $ 334. 
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114. Der Kronanwalt hat den befondern Auftrag, für den Vortheil 
der vermißten Perſonen zu wachen, und er joll von jedem Begehren, das fie 
betrifft, in Kenntniß gefegt werden. 


Ausser Wirksamkeit nach $ 4 des Il. Einf.-Edikts und 8 25 des 
Rechtspolizeigesetzes. 


Bweites Kapitel. 
Bon der Berſchollenheitserklärung. 


115. Wenn eine Perjon an dem Ort ihres Wohnfiges und 
ihres gewöhnlichen Aufenthalts nicht mehr ericheint, und vier 
Jahre abgelaufen ſind, ſeitdem feine Nachricht von ihr eingegangen 
ft, jo fönnen die Betheiligten fih an deren Gerichtsbehörde wenden, 
damit ihre Abweſenheit an unbefannten Orten anertannt, mithin 
fie für verjchollen erflärt werde. 

Vgl. L.R.S. 121 u. 122; Rechtspolizeigesetz $ 5 bei L.R.S. 112. 

x116. Uın dieje Abweienheit außer Zweifel zu jegen, joll 
jene Behörde, nad) vorgelegten ſchriftlichen Beweiſen, verordnen, 
daR nach Vernchmung des Kronenmwals über das Geſuch, in dem Bes 
zit des Wohnſitzes, und in jenem des gewöhnlichen Auenthalts, 
wenn beide von einander verſchieden find, eine Kundſchaftserhebung 
angeitellt werde. 

Rechtspolizeigesetz $5 7—Sa. u. $ 25. 

117. Uebrigens joll das Gericht zum Behuf der Entjcheiduug 
über das Geſuch, auf die Beweggründe der Abweſenheit und auf 
die Urſachen Rüdjicht nehmen, die verhindert haben mögen, daß 
man von der vermißten Perjon feine Nachricht erhielt. 

+18. Der Kronanwalt foll die Vorbeſcheide ſowohl als die Endbeſcheide, 
jobald ſie erlaffen find, dem Juftizminifter einfenden, der für ihre allgemeine 


Kundwerdung jorgen muß. 
Aufgehoben durch $ 9 des Rechtspolizeigesetzes vom 28. Mai 1864 


(R.B. Nr. 21). 

119. Der Bejcheid, "wodurd) jemand für verjchollen ertlärt 
wird, ſoll nicht cher, als ein Jahr nad) dem Beſcheid, wodurch 
auf Kundichaftserhebung erfannt wurde, ausgeiprochen werden. 

Rechtspolizeigesetz $ 9: Die im Verschollenheitsver- 
fahren erlassenen Vorbescheide und Endbescheide sind öffent- 


lich bekannt zu machen, 
Civilrecht. 2 
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Drittes Kapitel. 
Von den Wirkungen der Verſchollenheit. 


Erſter Abſchnitt. 


Von den Wirkungen der Verſchollenheit auf die Güter, welche der 
Abweſende am Tage ſeiner Entfernung beſaß. 


120. Wo der Abweſende keine Vollmacht zur Verwaltung 
ſeines Vermögens zurückgelaſſen hat, da können diejenigen, die am 
Tage, wo er vermißt wurde oder von ihm die letzte Nachricht ein— 
lief, ſeine muthmaßlichen Erben waren, kraft des Endurtheils, 
das ihn für verſchollen erklärt, ſich in den fürſorglichen Beſitz alles 
Vermögens einſetzen laſſen, welches dem Abweſenden am Tage 
ſeiner Abreiſe oder der letzten Nachricht von ihm gehörte. Sie 
find aber verbunden, für die gute Führung ihrer Verwaltung 
Sicherheit zu leijten. 

Reehtsbelehrung des Justizminist. vom 8. April 1875 (G.B. Nr. 16): 
dass die einzuweisenden Erben bestimmt zu bezeichnen seien. 


Vgl. Gerichtsnotariatsordnung $ 44; Notariatsordnung $ 215; In- 
struction zur Führung der Grund- und Pfandbücher $ 101. 


Uebereinkunft mit Hessen (R.B. 1332 Nr. 24, bezw. G.B. 1872 
Nr. 3), wonach auch hessische Liegenschaften zu Unterpfand bestellt 
werden können. 


120a. Hätten inzwiicheu vor diefer urtheilsmäßigen Beſitz— 
nahme näher berechtigte, gejegliche Erben zu ihren Gunften Ein= 
ſprache gethan und obgeliegt, jo gehört diejen der fürjorgliche 
Beſitz. 


121. Hat der Abweſende eine Vollmacht zurückgelaſſen, ſo 
können ſeine muthmaßlichen Erben auf die Erklärung, daß er ver— 
ſchollen ſei, und auf die Einweiſung in den fürſorglichen Beſitz 
nicht eher antragen, als zehn Jahre nach ſeiner Entfernung, oder 
nach der letzten von ihm eingegangenen Nachricht. 

Vgl. T.R.S. 115 u. 1984 u. fig. 
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122. Das Nämliche ſoll ftattfinden, wenn die Vollmacht 
erlojhen ift, und in diejem Fall joll für die Verwaltung der 
Güter des Abweſenden indeilen jo gejorgt werden, wie im erjten 
Kapitel beſtimmt ift. 

Vgl. L.R.S. 112, 2003. 


x123. Sobald die muthmaßlichen Erben die Einweifung in 
den fürjorglichen Befig erlangt haben, joll auf Begehren der Be- 
theiligten oder des Kronanwalts bei Gericht der letzte Wille, wenn 
einer vorhanden tft, eröffnet werden, und die Erb- und Vermädht- 
nißnehmer, die Beichenkten, ſowie Alle, die auf die Güter des Ver- 
ihollenen irgend einen auf jeinen Tod bedingten Anjpruch hatten, 
jollen zur fürforglichen Ausübung ihrer Rechte zugelaffen werden, 
jdoh unter dem Beding, daß fie Sicherheit ftellen. 

Vgl. L.R.S. 120; Rechtspolizeigesetz $ 25; Gerichtsnotariatsordnung 
$ 23; Notariatsordnung $ 86, 

124. Der Ehegatte, der mit dem Perfchollenen in einer 
Gütergemeinichaft lebte, und dieſe Gemeinſchaft Fortjegen will, 
it befugt, die fürjorgliche Einweifung und die fürjorgliche Aus— 
übung aller auf dem Tode des Verjchollenen beruhenden Rechte 
zu verhindern, und vorzugsweile die Verivaltung der Güter des 
Abmejenden zu übernehmen oder fortzujegen. Berlangt hingegen 
der Ehegatte die fürforgliche Aufhebung der Gütergemeinjchaft, 
jo mag er jeine Befugnifje wegen Zurüdnahme jeines Beibringens 
und alle jeine gejeglichen und vertragsmäßigen Rechte ausüben 
unter der Bedingung, Sicherheit für diejenigen Saden zu ftellen, 
die zur Miedereritattung geeignet jind. 

Cine Ehefrau, welche fih für die Fortjegung der Güter: 
gemeinichaft erflärte, behält jedod) das Recht, in der Folge wieder 
auf ſolche zu verzichten. 

Vgl. L.R.S. 120 nebst Zusätzen, 1441, 1453, 1467, 1492 u. fig. 

125. Der fürforgliche Beſitz ift nur Anvertrauung fremden 
Guts, welde dem Gefiter die Verwaltung der Güter des Ab— 
wejenden einräumt, und 'hn zur Rechnungsablegung für den Fall 
verbindet, da der Abmwejende wieder erjcheint oder man Nachrichten 
von ihm erhält. 


Vgl. L.R.S. 127 u. fig. 
92% 
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x126. Diejenigen, welche die fürjorgliche Eimveifung erlangt 
haben, oder der Ehegatte, der fich für die Yortjegung der Güter- 
gemeinjchaft erflärt, müfjen unter Mitwirkung des Kronanwalts oder 
eined von ihm dazu aufgeforderten Ortövorgefegten zur Aufzeichnung der 
Fahrniß und der Rechtsurkunden des Abwejenden jchreiten laſſen. 

Das Gericht läßt nad Befinden die Fahrniß ganz oder zum 
Theil veräußern. Wird fie verkauft, jo ſoll der Betrag, fo wie 
jener der zu ſolcher Zeit fälligen Früchte, wieder angelegt werden. 

Diejenigen, welche die fürjorglicde Einweifung erlangt haben, 
fünnen zu ihrer Sicherheit darauf antragen, daß die liegenden 
Güter dur einen von dem Gericht hiezu ernannten Sadjver- 
ftändigen in Augenfchein genommen werden, um ihren Zuftand 
zu beweijen. Sein Bericht joll unter Mitwirkung des Kronanwalts 
von dem Gericht betätigt, der Koftenbetrag aber aus dem Ber: 
mögen des Abwejenden beftritten werden. 

Rechtspolizeigesetz $ 25, & 26 Z. 2 u, 8 64. Notariatsordnung 


8 122 Z. 2, 8 139, $ 195 Z. 1; Dienstweisung für Waisenrichter $ 26. 
Vgl. L.R.S. 1750 u. 1731. 


127. Diejenigen, die zufolge der fürjorglichen Einweifung 
oder der gejeglichen Verwaltung den Genuß der Güter des Ver— 
ſchollenen erlangen, find ihm, wenn er wieder erjcheint, ehe von 
dem Tag feiner Entfernung an zu rechnen fünfzehn Jahre ver- 
ftrihen find, nur ein Fünftel, erjcheint er aber erſt nad fünfzehn 
Jahren, nur ein Zehntel der Einkünfte zu erfeßen verbunden. 

Nach einer Abwejenheit von dreißig Jahren jollen die Ein- 
fünfte ihnen ganz verbleiben. 


127 a. Die Einzuweijenden fünnen gleich) bei der Ein- 
weiſung verlangen, daß durch obrigfeitlich verordnete Schäßung 
nad) einem gelinden Mittelertrag die Summe der Einkünfte vom 
Jahr feit bejtimmt werde, wo alsdann darnad) ihre Erjagjchuldig- 
feit ſich richtet. 

Vgl. L.R.S. 126 Abs. 3. 

127 b. Der Mittelertrag des zinsbar anzulegenden Ver— 


mögenstheils joll überall auf vier vom Hundert angejchlagen 
werden. 
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128. Alle diejenigen, die nur fraft einer fürſorglichen Ein- 
weiſung den Genuß haben, fünnen die Liegenjchaften des Ver— 
ihollenen weder veräußern noch verpfänden. 

Vgl. L.RS. 2124 u. 2126. 


129. Die Sicherftellung joll aufgehoben werden, und jeder 
Mitberechtigte darauf antragen dürfen, daß das Vermögen getheilt 
und die fürjorgliche Einweiſung in den Belit durch die Obrigfeit 
für endgültig erflärt werde, jobald jeit ihrer Anordnung oder 
von dem Zeitpunft an, da die Verwaltung der Güter des Ver— 
ihollenen von dem Ehegatten übernommen wurde, der in ehelidher 
Gütergemeinichaft mit ihm gelebt hatte, die Verjchollenheit noch 
dreisig Jahre gedauert hat, oder wenn hundert Jahre von der 
Geburt des Abweſenden an, verfloffen find. 

Vgl. L.R.S. 815 u. fig. 

129 a. Wenn jemand aus Anlaß einer ſolchen Begebenheit 
vermißt wurde, woraus für den Richter die Ueberzeugung jeines 
Todes hervorgeht, ohne doch ihn ordnungsmäßig erheben zu fünnen, 
jo reihen zehn Jahre der Abweſenheit, von obigem Zeitpunft an 
gerechnet, dazu hin. 


130. Wird erwiejen, an welchem Tage der Abweſende ge: 
forben jei, jo fällt jeine Verlaſſenſchaft jenen Erben an, welche 
ju der Todeszeit die nädhjften find, und wären diejes andere Perſonen 
al3 diejenigen, welche den Genuß des Vermögens des Verjchollenen 
gehabt haben, jo jind lektere gehalten, es an jene wieder auszu— 
liefern, jedod mit Ausnahme der Einfünfte, die fie kraft des 127. 
Satzes enworben haben. 


131. Erſcheint der Abweſende wieder, oder es wird während 
der fürjorglichen Einweiſung dargethan, daß er noch lebt, jo 
hören die Wirkungen des Urtheils auf, das ihn als verjchollen 
erflärt hatte, und nur die im eriten Kapitel für die Verwaltung 
diejer Güter vorgejchriebenen, auf deren Erhaltung zielenden Maß— 
regeln mögen noch eintreten. 

Vgl. L.R.S. 112, 113. 

131 a. Jedoch wird auf den bloßen Beweis feines Lebens 
nur für den Fall die fürjorgliche Einweiſung wirklich aufgehoben, 
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wenn ein an den Richter eingereichtes Begehren deſſelben, jene 
Wirkungsloſigkeit für eingetreten zu erklären, oder ſonſt eine An— 
ordnung über ſein Vermögen mit- oder nachfolgt. 

Rechtspolizeigesetz $ 1. 

132. Wenn jelbft nad) der endgültigen Einweiſung der 
Abwejende wieder erjcheint, oder auf gedachte Art als lebend er= 
tiefen wird, jo joll er feine Güter in dem Stand, worin fie fich 
alsdann noc befinden werden, auch den Erlös aus denjenigen, 
die veräußert jein mögen, oder die Güter, die aus ſolchem Erlös 
wieder angeſchafft worden find, zurüderhalten. 


133. Eheliche Leibeserben des Abwejenden find ebenfalls 
berechtigt, in dreißig Jahren von der endgültigen Einweilung an 
die Zurüdgabe jeiner Güter zu verlangen, wie in dem vorher- 
gehenden Satz bejtimmt ift, jo weit fie erbfähig jind. 

Vgl. L.R.S. 725 u. flg., 745 u, 2262. 

134. Nach erlaffenem Beſcheid, daß jemand verjchollen jei, 
fann jeder, der einige Rechte auf den Abrvejenden hat, jie nur 
wider diejenigen geltend machen, die in den Beſitz feiner Güter 
eingewieſen find, oder die gejeglide Verwaltung derjelben haben. 

Vgl. L.R.S. 120 u. 124. 


Zweiter Abſchniitt. 


Bon den Wirkungen der Verjchollenheit*) in Beziehung auf einft= 
malige Rechte, die dem Abweſenden zuftehen können. 
*) Im französischen Urtexte: „absence“ (Abwesenheit). 


135. Wer ein eigenes Recht aus dem Anfall an eine joldye 
Perſon ableitet, deren Dajein nicht anerkannt ift, muß den Be— 
weis führen, daß dieſe Perjon in dem Zeitpunkte noch lebte, da 
das Recht ihr eröffnet wurde; jo lange er diejen Beweis nicht 
liefert, ift jeine lage verwerflich. 

Vgl. L.R.S. 744, 1039. 

136. Wird eine Erbjchaft erledigt, wozu jemand berufen 


ift, deſſen Dajein nicht anerkannt ift, jo fällt der Nachlaß indeijen 
ausichlieglihh auf diejenigen, mit welden er die Erbſchaft zu 
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theilen gehabt haben würde, oder die dazu gelangt jein würden, 
wenn er nicht wäre. 

Notariatsordnung $$ 13] u. 132, 

137. Die Verfügungen der beiden vorhergehenden Süße 
heben die Klage auf Erbichaftsherausgabe und auf andere Rechte 
nicht auf, die dem Abwejenden oder jeinen Erben und Erbver— 
tretern oder Rechtsfolgern zujtehen mögen, als welche nur mit 
Umlauf der Verjährungszeit erlöjchen. 

Vgl. L.R.S. 789 u. 2262. 

138. So lange der Verjchollene nicht wiederkommt, oder 
jene Klagen von jeinetivegen nicht angeftellt werden, machen die= 
jenigen, welche die Erbichaft in Empfang genommen haben, die 
redlichenveije erhobenen Frücht ſich eigen. 

Vgl. L.R.S, 519, 550. 


Dritter Abjchnitt. 
Von den Wirkungen der Verjchollenheit, in Hinficht auf die Ehe. 

139. Hat der zurüdgebliebene Ehegatte eines Verjchollenen, 
ohne gejchieden zu fein, eine neue Eheverbindung geichlofien, jo 
ift es jenem Berjchollenen allein gejtattet, dieje Ehe, jei es in 
Perſon oder dur einen Bevollmächtigten, der mit deſſen Lebens— 
jchein verjehen ift, anzufechten. 

Vgl. L.R.S. 134, 188 u. 232 a. 

140. Hat der verſchollene Ehegatig überall feine erbfähigen Ver= 
wandten zurüdgelajien, jo fann der andere Ehegatte auf Ein= 
teilung in den fürjorglichen Beſitz feines Vermögens antragen. 

Vgl. L.R.S. 723 u. 767. 


Viertes Kapitel. 


Bon der Aufjiht über minderjährige Kinder, deren 
Vater verichollen ift. 


141. Die Mutter hat, wenn der Vater abweſend ift, und 
ninderjährige Kinder aus ihrer gemeinjichaftlichen Ehe da find, 
über fie die Objorge und alle Rechte des Vaters auf deren Er— 
ziehung, auch Vermögensperwaltung. 

Vgl. L.R.S. 372, 334, 339. 
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142. Sechs Monate nach dem Vermiſſen des Vaters, wenn 
die Mutter damals ſchon todt war, oder ſobald ſie in der Folge 
ſtürbe, ehe der Vater für verſchollen erklärt iſt, wird die Obſorge 
über die Kinder von dem Familienrath den nächſten Voreltern, 
oder in deren Ermangelung einem fürſorglich angeordneten Vor— 
mund aufgetragen. 

Vgl. ILR.S. 402—405: Rechtspolizeigesetz $ 2 Ziff. 2. 


143. Eben jo joll es gehalten werden bei den minder: 
jährigen Kindern eines verſchollenen Ehegatten aus einer vor— 
herigen Ehe. 


Fünfter Titel. 
Von der Ehe. 


Erſtes Kapitel. 


Bon den Eigenichaften und Bedingungen, welde er— 
forderlich jind, um eine Ehe ſchließen zu fünnen. 


Die L.R.S. 144 - 159 und 161—164b. sind autgehoben durch $ 1 
Z. 2 des Badischen Einf.-Gesefes vom 9. Dez. 1875 (G.B.Nr. 54) zu dem 
Reichsgesetze vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung des Personen- 
standes und die Eheschliessung. 

Der $ 13 dieses Einf.-Gesetzes lautet: 

„Aus dem Eheverlöbniss findet eine Klage nicht statt.“ 


Reichs-Standesbeurkundungsgesetz. 

$ 28. Zur Eheschliessung ist die Einwilligung und die 
Ehemündigkeit der Eheschliessenden erforderlich, 

Die Ehemündigkeit des männlichen Geschlechts tritt mit 
dem vollendeten zwanzigsten Lebensjahre, die des weiblichen 
Geschlechts mit dem vollendeten sechszehnten Lebensjahre ein. 
Dispensation ist zulässig. 


Vgl. Bad. Einf.-Gesetz vom 9, Dezbr. 1875, $ 6 (JInstizministerium). 
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$ 29. Eheliche Kinder bedürfen zur Eheschliessung, so 
lange der Sohn das 25ste, die Tochter das 24ste Lebensjahr 
nicht vollendet hat, der Einwilligung des Vaters, nach dem 
Tode des Vaters der Einwilligung der Mutter und, wenn sie 
minderjährig sind, auch des Vormundes. 

Sind beide Eltern verstorben, so bedürfen Minderjährige 
der Einwilligung des Vormundes. 

Dem Tode des Vaters oder der Mutter steht es gleich, 
wenn dieselben zur Abgabe einer Erklärung dauernd ausser 
Stande sind, oder ihr Aufenthalt dauernd unbekannt ist. 

Eine Einwilligung des Vormundes ist für diejenigen 
Minderjährigen nicht erforderlich, welche nach Landesrecht 
einer Vormundschaft nicht unterliegen. 

Inwiefern die Wirksamkeit einer Vormundschaftsbehörde 
oder eines Familienrathes stattfindet, bestimmt sich nach 
Landesrecht. 

Vgl. L.R.S. 141, 371, 373, 388 u. flg., 476 u. fg. 

160. Wurde nah dem Tode des Vaters eine Vormund— 
ſchaft beitellt, jo bedürfen minderjährige Kinde außer der Ein— 
willigung der Mutter in die Ehe auch diejenige de3 vom Familien— 
rathe ermächtigten VBormundes. 

Sind beide Eltern gejtorben oder zur gabe einer Er— 
Härung dauernd außer Stand, oder ift ihr Aufenthalt dauernd 
unbefannt, jo können Söhne oder Töchter, jo lange fie nicht 
21 Jahre alt jind, nicht heirathen, ohne daß der Vormund mit 
Ermächtigung des Familienraths die Eheeinwilligung ertheilte. 

Neue Fassung nach $ 2a des Bad. Einf.-Gesetzes vom 9. Dezbr 
1875. (G.B. Nr. 34.) 

Vgl. L.RS. 390, 394—596, 405 u, flg. Rechtspolizeigesetz $ 2 
Ziff. 2. 

Reichs-Standesbeurkundungsgesetz, 

$ 30. Auf uneheliche Kinder finden die im vorhergehen- 
den $ für vaterlose eheliche Kinder gegebenen Bestimmungen 
Anwendung. 

Vgl. L.R.S. 393 a. u. fig. 

$ 31. Bei angenommenen Kindern tritt an die Stelle 
des Vaters ($ 29) derjenige, welcher an Kindesstatt angenommen 
hat. Diese Bestimmung findet in denjenigen Theilen des 
Bundesgebiets keine Anwendung, in welchen durch eine An- 
nahme an Kindesstatt die Rechte der väterlichen Gewalt nicht 


begründet werden können, 
Vgl. L.RS. 315, 345 a. 846, 348. 
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$ 32. Im Falle der Versagung der Einwilligung zur 
Eheschliessung steht grossjährigen Kindern die Klage auf 
richterliche Ergänzung zu. 


Vgl. & 5 des Bad. Einf.-Ges. v. 9. Dez. 1875 (G.B. Nr. 34). 


$ 33. Die Ehe ist verboten: 

ı) zwischen Verwandten in auf- und absteigender Linie, 

2) zwischen voll- und halbbürtigen Geschwistern, 

3) zwischen Stiefeltern und Stiefkindern, Schwiegereltern, 
und Schwiegerkindern jeden Grades, ohne Unter- 
schied ob das Verwandtschafts- oder Schwägerschafts- 
verhältniss auf ehelicher oder ausserehelicher Geburt 
beruht, und ob die Ehe, durch welche die Stief- 
oder Schwieger-Verbindung begründet wird, noch 
besteht oder nicht, 

4) zwischen Personen, deren eine die andere an Kin- 
desstatt angenommen hat, so lange dieses Rechtsver- 
hältniss besteht, 

5) zwischen einem wegen Ehebruchs Geschiedenen und 
seinem Mitschuldigen. 

lm Falle der N. 5 ist Dispensation zulässig. 


Vgl. Bau. Einf.-Gesetz $ 6 (Justizministerium). 


$ 34. Niemand darf eine neue Ehe schliessen, bevor 
seine frühere Ehe aufgelöst, für ungültig oder für nichtig er- 
klärt ist. 


Vgl. R.C.P.O. $ 563 u. fig. 


35. Frauen dürfen erst nach Ablauf des zehnten 
Monats seit Beendigung der früheren Ehe eine weitere Ehe 
schliessen. 

Dispensation ist zulässig. 


Vgl. L.R.S. 315, Bad. Einf.-Ges. $ 6 (Justizministerium,) 


$ 36. Hinsichtlich der rechtlichen Folgen einer gegen 
die Bestimmungen der $$ 28—35 geschlossenen Ehe sind die 
Vorschriften des Landesrechtes massgebend. 

Dasselbe gilt von dem Einflusse des Zwangs, Irrthums 
und Betrugs auf die Gültigkeit der Ehe, 


Vgl. L.R.S. 180-190, 201, 202. 
$ 37. Die Eheschliessung eines Pflegebefohlenen mit 


seinem Vormund oder dessen Kindern ist während der Dauer 
der Vormundschaft unzulässig, 
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Ist die Ehe gleichwohl geschlossen, so kann dieselbe als 
ungültig nicht angefochten werden. 

$ 38. Die Vorschriften, welche die Ehe der Militärper- 
sonen, der Landesbeamten und der Ausländer von einer Er- 
laubniss abhängig machen, werden nicht berührt. Auf die 
Rechtsgültigkeit der geschlossenen Ehe ist der Mangel dieser 
Erlaubniss ohne Einfluss, 

Vgl. Dienstweisung für Standesbeamte 88 76—81. 


T3weites Kapitel. 


Bon den Förmlichkeiten, die jih auf die Schließung 
der Ehe beziehen. 
Die L.R.S. 165—171 nebst $ 8 des II, Einf.-Edikts sind aufge- 
hoben durch $ 101 des Badischen Standesbeurkundungsgesetzes vom 


21. Dezember 1869 (G.B. Nr. 40) und nun ersetzt durch die 88 41 
bis 54 des Reichs-Standesbeurkundungsgesetzes vom 6. Februar 1875. 


T Drittes Kapitel. 


Bon den Einjpradhen wider die Ehe. 


Die L.R.S. 172—179 sind aufgehoben durch $ 101 des Badischen 
Standesbeurkundungsgesetzes vom 21. Dezember 1869 (GB. Nr. 40) und 
nun ersetzt durch die $$ 14—22 des Badischen Einführungsgesetzes 
vom 9. Dezember 1875 (G.B. Nr. 34) zu dem Reichs-Standesbeurkundungs- 
gesetze. 


Biertes Sapitel. 
Bon Klagen auf Ungültigfeit der Ehe. 

gl. R.C.P.O. $$ 568—592 u. 8 36 des Reichs-Standesbeurkundungs- 
Gesetzes; Dienstweisung für Standesbeamte $$ 122, 124 u. 125 c. 

180. Eine Ehe, welcher die freie Einwilligung des einen 
oder anderen Ehegatten oder beider fehlt, kann nur von dem— 
jenigen unter ihnen angefochten werden, deijen Einwilligung nicht 
frei war. 

Iſt ein Irrthum in der Perſon untergelaufen, jo kann nur 
derjenige Ehegatte die Ehe anfechten, der im Irrthum war. 

Vgl. $$ 28 u. 36 des Reichs-Standesbeurkundungsgesetzes und die 
L.R.S. 1109 -1117 b. 
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181. In dem Fall des vorhergehenden Satzes iſt die 
Nichtigkeitsflage*) nit mehr zuläffig, jobald nad) erlangter 
Willensfreiheit oder entdedtem Irrthum beide Eheleute jechs 
Monate hindurch zufammenwohnten. 


*) Nach 8 592 der R.C.P.O. Ungültigkeitsklage. 


182. Die Heirath, die ohne Einwilligung der Eltern, des 
Vormunds oder des Yamilienraths (mo dieje erforderlid war) 
geichloffen wird, kann nur von denjenigen, deren Cimmilligung 
erfordert wurde, oder von dem Ehegatten, der fie bedurfte, an= 
gefochten werden. 

Neue Fassung nach $ 26 des Bad. Einf,-Ges, vom 9. Dez. 1875 
(G.B. Nr. 34) zum Reichs-Standesbeurkundungsgesetze. 

Vgl. 88 19—31 des Reichs-Standesbeurkundungsgesetzes und L.RS. 
160. 

183. Weder die Ehegatten, noch die Verwandten, deren 
Einwilligung nöthig war, fünnen die Nichtigkeitsklage*) anftellen, 
jo weit von letztern die Heirath ausdrüdlich oder ſtillſchweigend 
genehmigt worden ift, oder, jo weit nad) erlangter Kenntniß von 
der Ehe ein Jahr ohne Einſprache von ihrer Seite verftrichen 
ift; eben jo wenig fann der Ehegatte dieje Klage anftellen, jobald 
er das gehörige Alter erreicht hat, um für ji allein in die 
Ehe willigen zu fönnen, und ein Jahr ohne Einſprache ver— 
ſtreichen läßt. 

*, Nach $ 592 der R.C.P.O. Ungültigkeitsklage. 


1854. Jede den Verfügungen des $ 28 Abſatz 2, $ 33, 
Siffer 1, 2, 3, 4 und 8 34 des Reichsgeſetzes über die Beur- 
fundung des Perjonenjtandes und die Ehejchliegung zuwider— 
laufende Ehe kann jowohl von den Ehegatten jelbit als von 
„Jedem, der dabei betheiligt ift, und jo auch von dem Staats— 
anwalt angefochten werden, jene ausgenommen, wovon der Sak 
139 handelt. 

Neue Fassung nach $ 2c. des Bad. Einf.-Ges. vom 9. Dez. 1875 
(G.B. Nr. 34) zum R.St.B.G. 

Vgl. $ 36 des Reichs-Standesbeurkundungsgesetzes; 88 585—591 
der R.C.P.O. und L.R.S. 185—190. 
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185. Wenn nur Mangel der Ehemündigfeit beider Che: 
gatten, oder des einen von ihnen die Einiprache begründen 
möchte, jo fann die Ehe nicht mehr angefochten werden: 

1) Nad) ſechs Monaten von der Zeit an, da diefer Ehegatte, 
oder von beiden derjenige, der von dem gejeßlichen Alter 
am weitejten entfernt war, jolches erreicht hat. 

2) Wenn eine Ehegattin, welche diefe Miündigfeit nicht 
erreicht hatte, vor Ablauf der ſechs Monate ſchwanger 
gewworden it. 

Vgl. $$ 28 u. 36 des Reiclhs-Standesbeurkundungsgesetzes. 


186. Der Bater, die Mutter, der Vormund und die Familie, 
welde im vorerwähnten Fall in die zu frühe Ehe eingewilligt 
haben, fönnen mit der Klage auf Nichtigkeit derjelben nicht 
gehört werden. 


Neue Fassung nach $ 2d. des Bad. Einf.-Ges. vom 9. Dez. 1375 
(G.B. Nr. 34) zum R.St.B.G. 


187. In allen Fällen, wo gemäß dem 184ften Satz die 
Nichtigkeitstlage von jedem, der dabei betheiligt iſt, angeftellt 
werden kann, bleiben jedoch Seitenverwandte, ingleichen jene 
Kinder, die aus einer anderen Ehe gezeugt find, bei Lebzeiten 
der beiden Ehegatten davon ausgeſchloſſen. Sie fünnen joldhe 
Klage alsdann erft einführen, wenn ein wirkliches ihnen jchon 
angefallenes Recht davon abhängt, und nur in Bezug auf diejes. 

Vgl. $ 36 des R.St.B.G. und $ 586 Abs. 1 der R.C.P.O. 


188. Der Ehegatte, zu deſſen Nachtheil eine zweite Heirath 
gejchlofien ward, kann hingegen auf ihre Nichtigkeit Hagen, wenn 
ihon der Ehegatte in jüngerer Ehe noch lebt, der mit ihm ver= 
ehelicht war. 


Vgl. 88 34 u. 86 des R.St.B.G., $ 586 der R.C.P.O. und L.R.S. 
139. 


189. Schützen die jüngeren Ehegatten die Nichtigkeit der 
früheren Heirath vor, jo muß vorläufig über deren Gültigkeit 
oder Nichtigkeit geurtheilt werden. 

Vgl. R.C.P.O. $ 139. 
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+189 a. Auch eine Eheverfänglichkeit wirkt eine Nichtigkeit, die jeder 
Betheiligte, der dabei nicht jelbjt im Verbrechen befangen war, anflagen 
kann. 


Aufgehoben durch $ 1 Z. 2 des Bad. Einf.-Ges. vom 9. Dez. 1875 
(G.B. Nr. 34) zum R.St.B.G.) 


190. In allen Fällen, worauf ſich der 184fte Sat an— 
wenden läßt, fann und joll der Staatsanwalt, jedoch unter den 
im 185jten Saß enthaltenen Einſchränkungen, auf Nichtigkeit3= 
erflärung der Che während dem Leben beider Ehegatten ans 
tragen, um fie verurtheilen zu laſſen, ſich zu jcheiden. 

Vgl. 88 586 u. 588 der R,C.P.O. 

7190 a. Das Nämliche gilt von den Fällen, die im Zuſatz zum Sat 
189 berührt find. 

Aufgehoben durch $ 1 Z. 2 des Bad. Einf.-Ges, vom 9. Dez. 1875 
(G.B. Nr. 34) zum R.St.B.G. 

191. Jede Heirath, welche mit Verlegung hinfichtlich der 
Dffenfundigfeit der Ehe gegebener Vorſchriften gejchlofien worden 
it, kann als nichtig (LR.S. 6Kk) von den Ehegatten jelbit, von 
ihren Eltern, ihren Voreltern und von Allen, deren anerfallenes 
wirkliches Necht davon abhängt, jowie aud) von dem Staats— 
anmwalt angefochten werden. 

Dieſelben Perjonen fünnen die Ungültigfeit einer nicht von 
einem Standesbeamten geichlofjenen Ehe ($ 41 des Reichsgejekes 
vom 6. Februar 1875) geltend machen. 

Neue Fassung nach $ 2h des Bad. Einf.-Ges. vom 9, Dez. 1875 
(G.B. Nr. 34) zum R.St.B.G. 

Vgl. $$ 41—54 des Reichs-Standesbeurkundungsgesetzes. 


7192. Sind vor der Heirath nicht die zwei erforderlichen Aufgebote 
gefchehen, oder find deßhalb die im Gefeg erlaubten Nachfichten nicht erwirkt, 
oder die vorgejchriebenen Friften zwijchen den Aufgeboten und der Ehe nicht 
beobachtet worden, jo läßt der Kronanwalt nur wider den Staatäbeamten 
auf eine Geldbuße, melde die Summe von einhundert Reihsthalern nicht 
überjchreiten darf, oder wider die Eheleute und diejenigen, unter deren Gewalt 
fie gehandelt haben, auf eine ihrem Vermögen angemefjene Geldftrafe 
erkennen. 


719. In die Strafen des vorhergehenden Sates follen die dafelbit 
erwähnten Perjonen auch für jede Uebertretung der im 16öften Artikel vor- 
geichriebenen Regeln verfallen, jelbft wenn ſolche Mängel nicht zureichten, 
um die Ehe für ungültig zu erklären. 

Die L.R.S. 192 und 193 sind aufgehoben durch & 101 des Bad, 
Standesbeurkundungsgesetzes vom 21. Dez. 1869 (G.B. Nr. 40.) 
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r194. Niemand kann den Namen eines Ehegatten und die bürgerlichen 
Wirkungen der Ehe in Anfpruch nehmen, er lege denn einen Heirathsſchein 
vor, der den Büchern des bürgerlichen Standes eingetragen ift; ausgenommen 
find jedoch die im 46ſten Say *) erwähnten Fälle. 


) Badisches Einf.-Ges. vom 9. Dez. 1875 (G.B. Nr. 34) zum Reichs- 
Standesbeurkundungsgesetz $ 10: 


Dr 


Wenn hergestellt ist, dass die Register nicht geführt wurden, dass 
sie ganz oder theilweise zerstört oder verloren sind, oder dass eine Unter- 
brechung in deren Führung eingetreten ist, so können die Thatsachen 
des bürgerlichen Standes auf jede andere Art bewiesen werden, 


+195. Der Befit des ehelichen Standes kann die angeblichen Eheleute, 
die fi Hierauf gegenjeitig beziehen, von der Verbindlichkeit nicht befreien, den 
Schein über die vor dem Beamten des bürgerlihen Standes gejchlofiene 
Heirath vorzulegen. 


Vgl. L.R.S. 320 u. 321. 


+196. Iſt ein Befig des Cheftandes vorhanden, und der Schein über 
die vor dem Beamten des bürgerlichen Standes gejchloffene Che vorgelegt 
worden, jo können die Ehegatten gegen vinander mit einer Klage auf 
Nichtigkeit dieſes Scheins nicht gehört werden. 


Vgl. .R.S. 322. 


+ 197. Wenn inzwifchen in den Fällen des 194ften und 195ften 
Satzes die beiden Perſonen, die öffentlich als Mann und rau gelebt haben, 
verftorben find, und leibliche Kinder zurüdgelaffen haben. jo kann die cheliche 
Geburt derjelben unter dem VBormwande allein nicht beftritten werden, daß fie 
einen Heirathsjchein ihrer Eltern nicht aufweifen fönnen, wenn nur übrigens 
fie einen ſolchen Beſitz ehelicher Gebnrt für ſich haben, dem ihr Geburtsſchein 
nicht widerjpridt. 


Die L.R.S. 194—197 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.- 
Ges. zu den Reichsjustizgesetzer, 


+198. Hat man den Beweis einer gefegmäßigen Che durch ein Unter: 
fuhungsverfahren erlangt, fo fichert die Eintragung des Urtheild in die 
Bücher des bürgerlichen Standes der Che alle ihre bürgerlichen Wirkungen 
von dem Tage an, da fie gejchlofien wurde, ſowohl für die Chegatten ſelbſt, 
als für die aus ihrer Ehe erzeugten Kinder. 


+199. Gind beide Ehegatten, oder ift eines aus ihnen verstorben, ohne 
den Betrug entdeckt zu haben, jo fann die Anklage von allen, die etwa dabei 
betheiligt find, daß die Ehe für ungültig erklärt werde, und von dem 
Kronanmalt eingeleitet werden. 


7200. it der Etaatöbeamte des bürgerlichen Standes vor Entdeckung 
des Betruges verjtorben, jo hat wider deijen Erben der Kronanwalt auf 
—— der Betheiligten und nach ihrer Angabe die bürgerliche Klage zu 
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Die L.R.S. 198—200 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.- 
Ges. zu den Reichsjustizgesetzen. 

201. Eine für ungültig erklärte Che behält nichts defto 
weniger die bürgerlihen Rechtswirkungen für Ehegatten und 
Kinder, jobald fie redlicher Weife geichloffen war, und nur das 
Recht zu ihrer Yortfegung wird dadurch aufgehoben. 


202. War einer der beiden Ehegatten dabei allein in red— 
lichem Glauben, jo hat die Ehe ihre Rechtswirktungen nur zu 
Gunften diefes Ehegatten und der aus der Ehe abſtammenden 
Kinder. 


Fünftes Sapitel. 


Bon den Berbindlichleiten, die aus der Ehe 
entjpringen. 


203. Die Ehegatten übernehmen mit einander ſchon da— 
durch allein, daß fie heirathen, die Verbindlichkeit, ihre Kinder 
zu ernähren, zu pflegen und zu erziehen. 

Vgl. L.R.S. 385 Z. 2, 852, 1409 Z. 5, 1448, 1558 Z. 2. 


203 a. Die firhliche Erziehung muß fi) nad) dem Grunde 
gejeg über die Kirchenwerfaffung richten, welches auch allein ent— 
Icheidet, was Verträge darüber zu bejtimmen vermögen, und wie 
diejelben bejchaffen jein müſſen. 


Gesetz über Ausübung der Erziehungsrechte in Be- 
zug auf die Religion der Kinder, vom 9. Okt. 1860. 
(R.B. Nr. 51.) 


$ ı. In welcher Religion die Kinder erzogen werden 
sollen, bestimmt bei ehelichen Kindern der Vater, bei unehe- 
lichen Kindern, sie seien vom Vater anerkannt oder nicht, 
die Mutter. 

Ist eine Bestimmung hierüber nicht getroffen, so folgen 
die ehelichen Kinder der Religion des Vaters, die unehe- 
lichen Kinder der Religion der Mutter. 
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Ist eine Bestimmung hierüber nicht getroffen, so folgen 
die ehelichen Kinder der Religion des Vaters, die unehelichen 
Kinder der Religion der Mutter. 


$ 2. Sind die Eltern unbekannt, so entscheidet über 
die religiöse Erziehung des Kindes der Vormund mit Zu- 
stimmung der Staatsbehörde*) nach eingeholtem Gutachten 
des Ortsvorgesetzten und Waisenrichters. 


$ 3. Eine Aenderung in der religiösen Erziehung der 
ehelichen Kinder steht der Mutter zu, wenn auf sie das Recht 
der Erziehung übergegangen ist; jedoch kann sie diese Aen- 
derung nur mit Genehmigung der Staatsbehörde*) und nach 
erhobenem Gutachten der nächsten beiderseitigen Verwandten, 
des Ortsvorgesetzten und des Waisenrichters vornehmen. 


$ 4. Bei Waisen darf eine Veränderung der Religion 
nur aus besonders erheblichen Gründen mit Genehmigung der 
höhern Staatsbehörde*) und nach eingeholtem Gutachten der 
nächsten beiderseitigen Verwandten, des Ortsvorgesetzten und 
Waisenrichters eintreten. 


*) Amtsgericht: Bekanntm. v. 21. Dez. 1866. C.V.B. 1867 N. 1. 
Vgl. Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 bei L.R.S. 405. 


$ 5. Jedem, der das 16. Lebensjahr zurückgelegt hat, 
steht die Wahl der Religion frei, 


$ 6. Die vor Verkündung dieses Gesetzes durch Ver- 
trag bestimmte religiöse Erziehung der Kinder kann mit Zu- 
stimmung beider Elterntheile geändert werden, 

Ein Einschreiten der Staatsbehörde findet nur auf An- 
rufen eines Elterntheils statt, 

Nach dem Tode eines Elterntheils treten die Bestim- 
mungen der $$ ı und 3 dieses Gesetzes in Wirksamkeit. 

Vgl. $ 5 des Gesetzes vom 9. Oktober 1860 (R.B. Nr. 51) über die 
rechtliche Stellung der Kirchen etc. 


204. Das Kind hat feine Klage wider jeine Eltern auf 
Verſchaffung einer häuslichen Niederlafjung, jei es durch Heirath 
oder auf andere Weije. 

Vgl L Einf.-Ed. $ VIII. Z. 1 u. 2. LR.S. 1438, 1544, 1555, 1575 


205. Die Kinder find ihren Eltern und Voreltern, die in 
Dürftigkeit find, den Unterhalt ſchuldig. 
Vgl. L.R.S. 349, 955 Z. 3, 1558 Z. 2. 
civilrecht. 3 
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206. Eben ſo und im gleichen Fall ſind Schwiegerſöhne 
und Schwiegertöchter ihren Schwiegereltern den Unterhalt ſchuldig; 
dieſe Verbindlichkeit hört aber auf: 

1) wenn die Schwiegermutter zur zweiten Ehe ſchreitet; 
2) wenn jener von beiden Ehegatten, durch den die 

Schwägerſchaft entitand, ohne aus dieſer chelichen Ver— 

bindung hinterbliebene Kinder, verjtorben, oder geichieden 

worden tft. 
207. Diele Unterhaltsverbindlichkeiten find wechſelſeitig. 
208. Der Unterhalt wird ermeilen nad dem Maaße der 
Bedürfnifie deilen, der darauf Anjpruch macht, und der Glück— 
umjtände deijen, der ſie leilten muß. 


209. Nommt derjenige, der eimen Unterhalt reicht, oder 
der, welcher ihn empfängt, in einen ſolchen Zuftand, daß jener 
ihn nicht mehr leijten fann, oder dieſer ganz oder zum Theil 
deſſen nicht mehr bedarf, jo fann Loszählung von demielben oder 
Verminderung verlangt twerden. 

210. Beweist derjenige, der den Unterhalt zu reichen hat, 
dak er ein Yeibgeding (Unterhaltsgeld) zu zahlen nicht im Stunde 
ist, jo fann die Gerichtsbehörde nad) vorausgegangener Unterfuhung 
der Sache verordnen, daß er denjenigen, dem er den Unterhalt 
ſchuldig ift, in jeine Wohnung aufnehme, ihn dort ernähre umd 
verpflege. 

211. Die Gerihtsbehörde joll ebenfalls enticheiden, ob dem 
Bater oder der Mutter, welche ein Kind, dem ste den Unterhalt 
Ihuldig find, in ihre Wohnung aufnehmen, ernähren und vers 
pflegen wollen, deßfalls Nachficht des Unterhaltsgeldes bewilligt 
werden fünne, 


Sedftes Sapitel. 


Von den wechjeljeitigen Rechten und Pflichten der 
Ehegatten. 
212. Die Ehegatten jind ſich einander Treue, Hülfe und 
Beiſtand jchuldig. 
Vgl. L.R.S. 229—232 a. 
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213. Der Mann iſt ſeiner Frau zum Schutz und die Frau 
ihrem Manne zu Gehorſam verbunden. 
Vgl. LR.S. 1388, R.St.G.B. $ 195. 


214. Die Frau hat die Pflicht, bei dem Manne zu wohnen, 
und ihm allenthalben hin zu folgen, wo er ſich aufzuhalten für 
gut findet; der Mann iſt Jchuldig, ſie aufzunehmen, und ihr 
alles, was zum Yebensunterhalte erforderli tt, nach feinem 
Stand und Vermögen zu reichen. 

Vgl. L.R.S. 108, R.C.P.O. $8 568 u. 774. 

- 25. Die Frau kann ohne Ermächtigung ihres Mannes nicht vor 
Gericht jtehen, jelbjt dann nicht, wenn fie Hanvdelsfrau ift, oder in einer 


Ehe ohne Gemeinſchaft lebt, oder dem Vermögen nad von ihm abgeſondert 
iſt, ausgenommen um eine Eheklage anzubringen. 


Anfgehoben «durch $ 146 des Bad. Einf,-Ges. zu den R.J.G. Vgl. 
R.C.P.O. $ 51. 


+216. Die Ermächtigung des Mannes ift nicht erforderlich, wenn die 
Frau wegen Verbrechen oder Bolizeifahen vor Gericht zu Stehen hat. 

Aufgelioben durch das Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

217. Die Frau, jelbit, wenn fie mit ihrem Mann in feiner 
Gütergemeinjchaft oder in einer völligen Güterabjonderung Lebt, 
fann, ohne daß ihr Ehemann zu dem Rechtsgeſchäft ſelbſt mit- 
wirft, oder ſchriftlich darein willigt, nicht ſchenken, veräußern, 
verpfänden, noch durd) einen zFreigebigfeitsvertrag oder durch 
einen belajteten etwas enverben. 

Vgl. L.R.S. 220, 225, 226, 344, 776, 905, 934, 1029, 1409, 1419 
1449, 1535, 1538, 1576, 1990. 


+ 218. Verweigert der Mann feiner Frau die Ermächtigung vor Gericht 
zu ftchen, jo fann nah Umftänden der Richter fie ermädhtigen. 


Anfgehoben durch $ 146 des Bad, Einf,-Ges. zu den R.J.G. Vgl. 
R.C.PO. 8 51. 


219. Weigert jih der Mann, feine Frau zu einer Rechts— 
handlung zu ermächtigen, jo fann die Frau ihren Mann gerade= 
zu vor das Bezirksgericht ihres chelihen Wohnjiges vorfordern 
lafjen, welches alsdann, nachdem der Mann vernommen oder 
gehörig vorgefordert worden, die Ermächtigung geben oder vers 
jagen kann. 


Rechtspolizeigesetz $ 1 u. $ 85. Vgl. L.R.S. 776, 934, 1413, 1417, 
1426, 1449, 1535, 1538, 1555, 1576. 
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220. Eine Handelsfrau kann ohne Ermächtigung ihres 
Mannes ſich in ihren Handlungsangelegenheiten verbindlich 
machen; ihre Verbindlichkeit erſtreckt ſich in dieſem Fall auch auf 
den Mann, wenn unter ihnen eine Gütergemeinſchaft beſteht. 


Sie wird für keine Handelsfrau geachtet, wenn ſie nur im 
Kleinen die zur Handlung ihres Mannes gehörigen Waaren ver— 
kauft, ſondern dann allein, wenn fie einen abgeſonderten Handel 
treibt. 


Deutsches Handelsgesetzbuch. 


Art. 6. Eine Frau, welche gewerbsmässig Handelsge- 
schäfte betreibt (Handelsfrau), hat in dem Handelsbetriebe 
alle Rechte und Pflichten eines Kaufmanns. 


Dieselbe kann sich in Betreff ihrer Handelsgeschäfte auf 
die in einzelnen Staaten geltenden Rechtswohlthaten der 
Frauen nicht berufen. 

Es macht hiebei keinen Unterschied, ob sie das Han- 
delsgewerbe allein oder in Gemeinschaft mit Anderen, ob sie 
dasselbe in eigener Person oder durch einen Procuristen 
betreibt. 


Art. 7. Eine Ehefrau kann ohne Einwilligung ihres Ehe- 
mannes nicht Handelsfrau sein. 

Es gilt als Einwilligung des Mannes, wenn die Frau mit 
Wissen und ohne Einspruch desselben Handel treibt. 

Die Ehefrau eines Kaufmanns, welche ihrem Ehemann 
nur Beihülfe in dem Handelsgewerbe leistet, ist keine Han- 
delsfrau. 


Art. 8. Eine Ehefrau, welche Handelsfrau ist, kann sich 
durch Handelsgeschäfte gültig verpflichten, ohne dass es zu 
den einzelnen Geschäften einer besonderen Einwilligung ihres 
Ehemannes bedarf, 


Sie haftet für die Handelsschulden mit ihrem ganzen 
Vermögen, ohne Rücksicht auf die Verwaltungsrechte und 
den Niessbrauch oder die sonstigen an diesem Vermögen 
durch die Ehe begründeten Rechte des Ehemannes. Es 
haftet auch das gemeinschaftliche Vermögen, soweit Güter- 
gemeinschaft besteht; ob zugleich der Ehemann mit seinem 
persönlichem Vermögen haftet, ist nach den Landesgesetzen 
zu beurtheilen, 
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Badisches Einführungsgesetz vom 6. August 1862, 
(R.B. Nr, 40.) 

Art. 5. Eine Ehefrau, welche Handelsfrau ist, kann ohne 
Ermächtigung ihres Ehemannes ihre Liegenschaften zu Unter- 
pfand geben oder unter belastendem Rechtstitel veräussern, 

Wenn sie jedoch in bewidmeter Ehe lebt, so kann sie 
diejenigen Liegenschaften, welche zu Ehesteuer gesetzt sind, 
nur in den vom Landrecht (Sätze 1554 u, fig.) bezeichneten 
Fällen und mit Beobachtung der dort vorgeschriebenen For- 
men verpfänden oder veräussern. 

In Betreff der Haftung des Ehemannes für die Verpflich- 
tungen der Ehefrau aus ihrem Handelsgewerbe behält es bei 
Landrechtsatz 220 sein Bewenden (H,G.B. Art. 8 am Ende). 
Diese Haftung kann Dritten gegenüber weder durch einseitige 
Erklärung des einen Ehegatten noch durch Uebereinkunft 
beider aufgehoben oder beschränkt werden. 


Art. 6. Einer Ehefrau kann die Ermächtigung zum Be- 
trieb eines Handelsgewerbes von dem Amtsgericht ertheilt 
werden, wenn ihr Ehemann durch Minderjährigkeit, Abwesen- 
heit oder Entmündigung verhindert ist, seine Einwilligung zu 
geben. ⸗ 

Einer von Tisch und Bett getremten Ehefrau kann die 
gerichtliche Ermächtigung zum Handelsgewerbe auch dann 
ertheilt werden, wenn der Mann solche verweigert. 

Die gerichtliche Ermächtigung ist in das Handelsregister 
einzutragen; ihre Wirksamkeit hängt von dem Eintrage 
nicht ab. 

Vgl. L.R.S. 219, 221, 222, Rechtspolizeigesetz & 1. 


Art. 7. Der Ehemann kann seine Einwilligung zurück- 
ziehen, doch darf es nicht unredlicher Weise noch zur Unzeit 
geschehen (L.R.S. 1869, 1870), 

Unter der gleichen Voraussetzung kann er auch die 
wegen seiner Verhinderung gerichtlich ertheilte Ermächtigung, 
nachdem der Verhinderungsgrund weggefallen ist, vor dem 
Amtsgericht widerrufen, 

Während der Verhinderung des Ehemannes oder wenn 
gegen seine Weigerung die gerichtliche Ermächtigung ertheilt 
wurde, kann dieselbe durch das Amtsgericht auf Antrag des 
Mannes, beziehungsweise seines Vormundes, und nach Ver- 
nehmung der Frau zurückgezogen werden, 

Der Widerruf muss in allen Fällen in das Handelsregister 
eingetragen und öffentlich bekannt gemacht werden. 
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Art. S8. Wenn der Widerruf nicht in das Handelsregister 
eingetragen und öffentlich bekannt gemacht ist, so kann der 
Ehemann denselben einem Dritten nur dann entgegensetzen, 
wenn er beweist, dass er Letzterem beim Abschlusse des 
Geschäfts bekannt war. 

Ist die Eintragung und Bekanntmachung geschehen, so 
muss ein Dritter den Widerruf gegen sich gelten lassen, so- 
fern nicht die Umstände die Annahme begründen, dass er 
denselben weder g:kannt habe, noch habe kennen müssen. 


Verordnung von 30. Oetober 1862 (R.B. Nr. 50) über Führung der 
Handelsregister $ 19 Z. 3,8 21 2.1. 


Reichs-Gewerbeordnung 
(vom 2ı. Juni 1860). 
$ ıır. Das Geschlecht begründet in Beziehung auf die 


Befugniss zum selbständigen Betriebe eines Gewerbes keinen 
Unterschied. 


Frauen, welche selbständig ein Gewerbe betreiben, 
können in Angelegenheiten ihres Gewerbes selbständig 
Rechtsgeschäfte abschliessen und vor Gericht auftreten, gleich- 
viel ob sie verheirathet oder unverheirathet sind. Sie können 
sich in Betreff der Geschäfte aus ihrem Gewerbebetrieb auf 
die in den einzelnen Bundesstaaten bestehenden Rechtswohl- 
thaten der Frauen nicht berufen. Es macht hiebei keinen 
Unterschied, ob sie das Gewerbe allein oder in Gemeinschaft 
mit anderen Personen, ob sie dasselbe in eigener Person oder 
durch einen Stellvertreter betreiben. 


221. It der Mann zu einer Strafe an Leib oder Ehre 
verurtheilt, wäre fie auch nur wegen ungehorjamen Ausbleibens 
wider ihn verhängt, jo kann auch alsdann die Ehegattin, ob— 
gleich fie großjährig ift, jo lange die Strafe dauert, feine Ver— 
träge Ichließen, fie habe jich denn vorher von der Gerichtsbehörde 
dazu ermächtigen lafjen, welche in dieſem Fall die Ermächtigung 
geben kann, ohne daß der Mann vernommen oder vorgeladen 
worden. 


Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. Vgl. 
R.C.P.O. $ 51, R.B.G.B $% 31—34, R.St.P.O. $ 319. 


222. Iſt der Mann mundtodt gemacht, oder iſt er ab— 
weiend, jo kann die Gerichtsbehörde nad) vorhergegangener 


ER 1.8 V. T. Che. 39 


Unterfuhung der Sache die Frau ermächtigen, Verträge zu 
ſchließen. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-G. zu den R.J.G. Vgl. 
L.R.S..111b. u. flg.. 141. 507, 513 a. Rechtspolizeigesetz $ 1. 

223. Jede im Allgemeinen gegebene Ermächtigung, wäre 
fie aud in dem Heirathsvertrag ausbedungen worden, gilt 
nur für die Venvaltung der Güter der Frau, nicht für deren 
Neränderung oder Veräußerung, noch für die Güter des Mannes 
und der Kinder. 

Vel. LR.S. 1388. 1420, 1420 a., 1588, 1088, 

224. Iſt der Mann noch minderjährig, jo bedarf die rau 
der Ermächtigung der Obrigkeit, um Verträge zu jchliegen. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad Einf.-Ges, zu den R.J.G. Verl’ 
RCP.P. 3581. 


- 224 a. Jede Gerichtsermäcdtigung muß der Chefrau einen Ges 


ſchlechtsbeiſtand für die betreffenden Falle zugeben. 

Aufrehoben durch das Gesetz vom 28. Angust 1835 (R.B. Nr. 53) 
s. L.RS. 515a. 

225. Die Ungültigfeit aus Abgang der Ermächtigung fann 
niemand fir fich anführen, als die Frau, der Mann und deren 
Erben. 

Vel. LR.s. 1124, 1125, 1304, 1312. 


226. Die Fran fann ohne Ermächtigung ihres Mannes 
legte Willensverfügungen treffen. 
Vgl. L.R.S. 805 u. 967 u. fig. 


Siebentes Stapitel. 
Aurlöjung der Ehe. 


2237. Tie Che wird aufgelöst: 
1) durch den Tod eines der beiden Ehegatten; 
2) durch eine geſetzlich ausgeſprochene Eheſcheidung; 


3) durch eine endgültig gewordene Berurtheilung eines der Chegatten 
zu einer Strafe, welche den bürgerlichen Tod nad) jich zieht. 


Z. 5 ist anfgehoben s. L.R.S. 22. 
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FAchtes Kapitel. 


Von der zweiten Heirath. 


7228. Die Frau kann erſt zehn Monate nad) Auflöſung der vorherigen 
Che eine neue jchließen. 


7228 a. m Uebertretungsfall verfällt fie in eine Strafe von 15 bis 
50 fl., und wen in diefer Zeit ein Kind, wenn gleich nad geichloffener 
zweiter Che zur Welt fommt, kann diejed feine Nechte auf die Vaterſchaft 
aus der vorigen Ehe noch geltend machen, und der zweite Mann, der von der 
voreiligen Schliefung nichts wußte, auf Vernichtung der zweiten Che an— 
tragen, der Kronanwalt aber nur auf die Strafe. 

Die L.R.S. 223 und 228a. sind aufgehoben durch $ 1 2. 2 des 
Bad. Einf.-Ges. v. 9. Dez. 1875 (G.B. Nr. 54) zum R.-Standesbeurk.-Ges. 


Vgl. $ 55 dieses Reichsgesetzes. 


Sechſter Titel. 
Von der Eheſcheidung. 


Erſtes Sapitel. 
Bon den Urſachen der Eheiheidung. 


229. Der Mann kann die Chejcheidung wegen eines von 
feiner Frau begangenen Ehebruchs verlangen. 

Vgl. R.St.G.B. $ 172. 

230. Die Frau ift befugt, auf Ehejcheidung anzutragen 
wegen eines von dem Mann begangenen Ehebruchs, wenn er 
eine Beijchläferin in der gemeinjchaftlichen Wohnung gehalten hat. 

230 a. Xebterer Fall wird für vorhanden erachtet, jobald 
fie, e3 jet im Land oder im Ausland, jo in der Nähe des 
Aufenthalts des Mannes ift, daß fie einander von da aus zu— 
wandeln fünnen. 

231. Beiderjeits fünnen die Ehegatten die Eheicheidung 
nachſuchen wegen Lebensgefährlichkeit, harter Miphandlungen, 
oder grober Verunglimpfungen des einen gegen den andern. 

Rechtsbelehrung vom 4. Nov. 18512 (R.B. Nr. 93) dass die Herzens- 
härtigkeit (d. i. Verweigerung der Ehepflichten, Eheordnung von 1507, 
& 432.) nur unter den Voraussetzungen des L.R.S. 231 einen Eheschei- 
dungsgrund bilde. 
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232. Die Verurtheilung eines Ehegatten zu einer ent— 
ehrenden oder geſetzlich gleichen Strafe ſoll für den andern die 
Eheſcheidungsklage begründen. 

Gesetz vom 6. März 1845 über die privatrecht- 


lichen Folgen der Verbrechen $ 19, in der neuen Fas- 
sung nach Art. 14, I. des Badischen Einf.Ges. zum R.St.G.B.: 


Die Verurtheilung eines Ehegatten zur Todesstrafe oder 
zu einer mit Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte verbunde- 
nen Zuchthausstrafe oder zu einer 5 Jahre übersteigenden 
Freiheitsstrafe begründet für den anderen Ehegatten die 
Klage auf Scheidung (L.R.S, 232). 


232 a. Auch Verjchollenheit, dreijährige Landflüchtigfeit 
oder Wahnfinnigfeit von gleicher Dauer, werden unter den jchon 
ehemals geſetzlich mäher beftimmten Umſtänden ebenfalls als 
Scheidungsurſachen beibehalten. 

Vgl. L.RS. 115—119 u. 159. 

Eheordnung vom 15. Juni 1807 (s. L.R.S. 311 a.) 

$ 43. Zu einer (beschränkten) Auflösung wird erfordert, dass eine 
der nachstehenden Ursachen vorhanden sei: 


e) eine über drei Jahre andauernde Abwesenheit des einen Ehe- 
gatten, von dessen Aufenthalt man keine Nachrichten hat und sie auch 
durch öffentliche Aufforderungen nicht erlangt; 

f} eine binnen gleichem Zeitraum fortgesetzte Abwesenheit eines 
Ehegatten, dessen Aufenthalt man zwar weiss, der aber wegen Verbrechen 
landflüchtig ist, wobei es nachmals auf die mehrere und mindere 
Schwere des Verbrechens niebt, sondern lediglich darauf ankommt, ob 
nicht innerhalb jener Zeit die Landflüchtigkeit beseitigt werden kann; 

g) ein über drei Jahre andauernder für unheilbar erklärter Wahn- 
sinn, d. i. eine solche Verstandesverrückung, welche die Aufnahme in 
Irrenanstalten begründet, mithin alle Pflicht und Gelegenheit der häus- 
lichen Pflege aufhebt. 


233. Die beiderjeitige und beharrlihe Cinwilligung der 
Ehegatten, ausgejprocdhen in den Formen, unter den Bedingungen 
und nad) eritandenen Prüfungen, wie fie das Geſetz vorjchreibt, 
joll für einen Hinlänglichen Beweis angenommen werden, dab 
das Beilammenleben ihnen unerträglich jei, und dab deßhalb 
eine zureichende Urſache zur Ehejcheidung da ei. 

Vgl. L.R.S. 275— 294. 
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Zweites Kapitel. 


Von der Eheſcheidung aus einer beſtimmten Urſache. 


T Eriter Abſchnitt. 


Von der Form des Verfahrens bei der Eheſcheidung aus einer 
beitimmten Urſache. 

Die LRS. 234— 258 und 261—26)7 sind aufgehoben durch $ 1049 
der Bad. Civilprocessordnnng von 1864: die L.R.S. 2509 u. 260 durch 
$ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. Vgl. R.C.P.O. $8 569-589. 

264. Bermöge eines jeden Urtheils, das in dem legten Rechtszug er: 
gangen oder rechtöfrärtig geworden ift. und die Eheſcheidung erlaubt, joll der 
Ehegatte, der es erwirkt hat, verbunden fein, fich im Zeit zweier Monate vor 
dem Bımten des bürgerlichen Standes zu ftellen, um die Eheſcheidung 
eintragen zu laſſen 

Fassung nach $ 2e des Bad. Einf,-Gesetz vom 9. Dezbr. 1875 
(R.B. Nr. 34 zum R.-Standesbeurk.-Ges. Vgl. $$ 122—125 der Dienst- 
weisunz für die Standesbeamten und Art. 12— 15 des Bad. Einf.-Ges zum 
D. Handelsgesetz-Buch, 

7265. Dieje zwei Monate laufen vom Toge der eingetretenen Rechts— 
fraft an. Ä 


266. Ter Ehegatte, der als Kläger aufgetreten war, und die vorge 
dachte Frift von zwei Monaten verfäumt hat ſoll der Vortheile des er— 
haltenen Urtheils verluftig fein, und feine Klage auf Eheſcheidung nicht wieder 
anstellen fönnen, es jet denn aus einem neuen Grund, neben welchem er 
gleihwohl die vorigen Urſachen zugleich alsdann wieder geltend machen kann. 

Die URS. 264—266 sind aufzehoben durch & 146 ds Bad. Einf.- 
Ges, zu den R.J.G. 


Zweiter Abichnitt. 


Bon den fürlorglichen Mafregeln, welche die Eheicheidungstlage, 
wenn fie auf eine bejtimmtte Urſache ſich gründet, veranlaflen kann. 
Virl. R.C.P.O. & 584. RE.G. zur C.P.O. 8 16 2. 4. 


267. Tie einftiweilige Chjorge über die Kinder bleibt dem 
Mann, er jei in der Eheicheidungsjache Kläger oder Betlagter, 
wenn nicht ein anderes von dem Gericht, auf Anſuchen der 
Mutter, der Yamilie oder des Kronanwalts, zum Welten der 
Kinder verordnet wird. 

Vgl. L.R.S. 30° u. 373. 
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365. Die Frau, fie ſei in der Eheſcheidungsſache Klägerin 
oder Veflagte, darf während des Prozeſſes die Wohnung ihres 
Mannes verlaflen, und eine dem Bermögen ihres Mannes ange: 
meitene Unterhaltsrente nachſuchen. Tas Gericht beſtimmt das 
Haus, worin ſich die Frau aufhalten joll, und ſetzt erforderlichen 
walls die Unterhaltsrente feit, welche der Mann zu zahlen hat. 


369. Die Frau ift verbunden, jo oft fie hiezu aufgefordert 
wird, den Berveis zu führen, day ſie im dem ihr angewieſenen 
Hauſe jih aufhalte. In Ermanglung diejes Beweiſes kann ihr 
der Mann die Unterhaltsrente verlagen, und wenn es die rau 
ift, welche die Eheſcheidung ſucht, die Fortſetzung des Prozeſſes 
für unzuläßig erklären laſſen. 


270. In Ehen, wo Giütergemeinichaft beſteht, kann die 
Frau, fie jei im dem Cheicheidungsprozeh Mlägerin oder Beklagte, 
zu jeder Zeit, jobald die Yadung zum Sübhnetermin (S 571 
6. P. O) oder wenn diefer nicht erforderlich tft (8573 6. P. O.) 
zum Verhandlungstermine ($ 570 6. 8. ©.) ergangen it, zur 
Aufrehthaltung ihrer Nechte darauf antragen, dal; die gemein- 
ſchaftliche Fahrniß unter Ziegel gelegt werde. Nur gegen Er— 
tihtung eines mit einer Schäßung verjehenen Vermögensver— 
zeihnifes, und gegen Verpflichtung des Mannes, die verzeichneten 
Sachen einft wieder abzuliefern, oder als gerichtliher Bewahrer 
für ihren Werth zu haften, jollen die Ziegel wieder abgenommen 
werden. 

Nene Fassung nach $ 146 des Bad. Einf-Ges. zu den R.J.G. Vgl. 
R:chtspolizeigesetz $ 26 2.2 u. 3. 


271. Jede nad) dem Tag der im vorigen L. R. S. er— 
wähnten Yadung von dem Mann für Rechnung der Güterge— 
meinihaft übernommene Verbindlichkeit, jo wie jede nach dieſer 
Zeit von ihm gejchehene Veräußerung einiger dazu gehörigen 
Liegenſchaften, joll für ungültig erklärt werden, ſobald enviejen 
wird, dab eines oder das andere zur Gefährde der Nechte der 
grau geichehen jei. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad, Einf.-Ges. zu den R.J.G. 
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Driter Abſchnitt. 
Von den Einreden der Unzuläſſigkeit wider Eheſcheidungsklagen. 


272. Die Eheſcheidungsklage iſt erloſchen, wenn unter den 
Ehegatten eine Ausſöhnung erfolgt iſt, geſchehe dieſelbe vor oder 
nach Einklagung der Eheſcheidungsanläſſe. 

272 a. Für eine Verſöhnung gilt ein ehelicher Beiſchlaf, 
welcher der Beleidigung zur Zeit, wo fie dem unjchuldigen Theil 
jchon befannt war, nachgefolgt iſt. 

273. Im einen wie im andern Fall foll die Klage für 
unzuläjlig erklärt werden, jo lange nicht nach der Wiederver— 
jöhnung eine neue Urſache Hinzufommt, wo alsdann von den 
vorigen Urſachen Gebrauch gemacht werden darf, um das neue 
Geſuch zu unterjtügen. 


7274. Läugnet der Kläger, daß eine Verſöhnung erfolgt jet, fo hat der 
Bellagte den Beweis fchriftlich oder durch Zeugen, in der Form, die im erften 
Abichnitt des gegenwärtigen Kapitels beſtimmt ift, zu führen. 

Aufgehoben durch & 1049 der Bad. C.P.O. von 1864. 


Drittes Kapitel. 
Von der Eheiheidung auf wecdjeljeitige Einwilligung. 

275. Auf die wechjeljeitige Einwilligung der Ehegatten wird 
feine Rüdjicht genommen, wenn der Mann nod unter fünf und 
zwanzig, oder die Frau noch unter ein und zwanzig Jahren ilt. 

276. Die wechjeljeitige Einwilligung wird cher nicht in Be— 
tracht gezogen, al3 wenn die Ehe ſchon wenigjtens zwei Jahre 
beſtanden hat. 

277. Sie wird nicht mehr zugelafien, wenn die Ehe ſchon 
zwanzig Jahre beitanden hat, und eben jo wenig, wenn die Frau 
fünf und vierzig Jahre alt ift. 

278. In keinem Falle joll die wechjeljeitige Einwilligung 
der Ehegatten hinreichen, jo lange fie nicht von ihren Eltern nad) 
der Vorjehrift des $ 29 des Neichsgejepes vom 6. Februar 1875 
genehmigt ift. 


Neue Fassung nach $ 2f des Bad. Einf.-Ges. vom 9. Dezbr. 1875 
R.B. Nr. 34) zum R.-Standesbeurk.-Ges. 
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279. Die Ehegatten, welche entichlofjen find, die Eheicheidung 
durch wecheljeitige Einwilligung zu erwirken, jind gehalten, vor 
allem ihr ganzes liegenjchaftliches und fFahrendes Vermögen ver= 
zeichnen und abſchätzen zu laſſen, und ihre deßfallſigen wechſel— 
jeitigen Rechte auseinander zu jeßen, worüber ſich zu vergleichen 
ihnen jedoch frei fteht. 

Rechtspolizeigesetz $ 26 Z. 3, 

280. Sie find gleichfalls verbunden, eine Uebereinfunft über 
folgende drei Punkte jchriftlich zu verfallen: 

1) Wen die aus ihrer Ehe erzeugten Kinder anvertraut 
werden jollen, jowohl während der Prüfungszeit, als 
nad ausgeſprochener Eheſcheidung. 

2) In welches Haus ſich die Ehefrau begeben, und wo ſie 
ſich aufhalten ſoll, ſo lange die Prüfungszeit währt. 

3) Welche Rente der Mann indeſſen ſeiner Frau zahlen ſoll, 
wenn ſie nicht Einkünfte genug hat, um ſich ihre Be— 
dürfniſſe zu verſchaffen. 

><281. Die Ehegatten ſollen zuſammen in eigener Perſon vor 
dem Vorfteher ihrer Gerichtsbehörde oder jeinem Stellvertreter er= 
Icheinen und ihm im Gegenwart zweier Staatsfchreiber, vie fie mit ſich 
bringen, ihren Willen erklären. 


Rechtspolizeigesetz $ 10. 


Z. ı: Die Fhegatten haben ihre Erklärungen vor dem 
Amtsrichter abzugeben, in dessen Bezirk sie ihren Wohnsitz 


haben, 
Z. 2, Abs. 2: Die Mitwirkung von Staatsschreibern unter- 


bleibt, 

> 282. Diejer joll in Gegenwart der zwei Staatöfchreiber an 
beide Ehegatten zuſammen und an jeden allein die dienlichen Vor» 
ftellungen und GErmahnungen richten; er joll ihnen das vierte 
Kapitel des gegenwärtigen Titels vorlejen, welches die Wirkungen 
der Ehejheidung beitimmt, und ihnen alle Folgen ihres Vor— 
habens entwideln. 

Rechtspolizeigesetz $ 10, Z. 2: 


Der Amtsrichter macht den Ehegatten die vorgeschriebe- 
nen Eröffnungen, nimmt die übergebenen Urkunden in Em- 
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pfang, fertigt die nöthigen Beurkundungen und legt sie mit 
den übrigen Aktenstücken dem Lanidgerichte vor, 

253. Beſtehen die Ehegatten auf ihrer Entſchließung, jo joll 
ihnen von dem Gerichtsvorfteher ein Schein darüber ertheilt werden, 
daß fie die Eheicheidung nachjuchen, und darein wechſelweiſe wil— 
ligen; und fie find jchuldig, außer den Urkunden, deren im 279 
jten und 280jten Artifel gedacht ift, auf der Stelle noch vorzus 
legen, und in die Gerichtsfanzlei zu hinterlegen: 

1) Ihren Geburtsichein und den Ehejchein. 

2) Die Geburts und Sterbeicheine aller aus ihrer Ehe er— 

zeugten Kinder. 

3) Die urfundliche Erklärung ihrer Eltern worin jie jagen, 

dab fie aus wohlbefannten Urjachen diejen oder jene, 
Sohn oder Tochter, welcher oder welche mit diejer 
oder jener Perſon verheirathet ift, ermächtigen, Die 
Eheſcheidung nachzuſuchen, und in jelbige zu willigen. 
Die Eltern werden für lebend geachtet, bis deren 
Todtenſchein vorgelegt ift. 

Neue Fassung nach $ 2g. des Bad. Einf.-Ges. vom 9. Dezbr. 1875 
(G.B. Nr. 34) zum R.-Standesbeurk.-Ges. 

253a. Wenn eines der lebenden Eltern verfichert, daß der 
andere Elterntheil todt jei, jo gilt diejes jtatt ZTodtenjcheins; 
außerdem kann nur ein Kundbarkeitsſchein ihn erjegen. 

Neue Fassung nach $ 2g des Bad. Einf.-Ges. vom 9. Dezbr. 1375 


(G.B. Nr. 34) zum R.-Standesbeurk.-Ges. 

'gl. L.R.S. 150 a., welcher lautete: 

Wo Jemand sich heirathen will, ohne durch die Urkunden des bür- 
gerlichen Standes den Tod der Voreltern, deren Einwilligung, so lange 
sie leben, ihm nöthig wäre, bescheinigen zu können, mag diesen Mangel 
die Aussage von vier Zeugen ersetzen, welche mit dem Ehetheil, dessen 
Selbständigkeit in Frage ist, wohlbekannte Leute sind, und welche ver- 
sichern, dass ungeachtet dieser Bekanntschaft sie weder von dem Leben 
noch von dem Ort des Todes solcher Voreltern etwas wissen, 

x284. Die Staatöfchreiber fertigen über alles, was zur 
Vollziehung des vorhergehenden Sabes gejagt oder gethan worden, 
ein umjtändliches Protokoll; die Urſchrift bleibt Hei dem älteſten 
von den beiden Staatsſchreibern ſowie die vorgebrachten Beweis— 
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urfunden. Dieje bleiben dem Protokoll angelegt, worin auch der 
Grinnerung gedacht werden muß, die der Frau zu machen ift, 
daß fie in Zeit von vier und zwanzig Stunden ſich in das Haus, 
worüber fie mit ihrem Mann übereingefommen, begeben, und bis 
nach ausgeiprochener Eheſcheidung dajelbit ſich aufhalten ſoll. 

Rechtspolizeigesetz $ 10 Z. 2 s. b. L.R.S. 232. 

255. Die gleiche Erklärung joll in den erſten vierzehn 
Tagen des nächſtfolgenden vierten, Jiebenten und zehnten Monats 
unter Beobachtung der vorigen Förmlichkeiten erneuert werden. 
Jedesmal jollen die Parteien durch öffentliche Urkunden beweiſen, 
dak ihre Eltern auf ihrem eviten Entichluß beharren; fie brauchen 
dagegen die Vorlegung irgend eines andern Scheins nicht . zu 
wiederholen. 

Neue Fassung nach 5 2g des Bad. Einf.-Ges. v. 9. Dezbr. 1575 
(R.B. Nr. 34) zum R.Standesbeurk.-Ges. 

Rechtspolizeigesetz $ ı0 Z, 3: 

Die Wiederholungen der Erklärung des Scheidungsvor- 
habens (L.R.S. 285) sollen binnen 14 Tagen geschehen, nach- 
dem vom Tage der ersten Erklärung an gerechnet 3, 6 und 
bezw. 9 Monate abgelaufen sind, 

256. Nah Ablauf eines Jahres, von dem Tag der erjten 
Erklärung an gerechnet, jollen beide Ehegatten in den nädjiten 
vierzehn Tagen, jeder in Begleitung zweier ehrbaren Freunde aus 
dem Bezirk, die wenigjtens fünfzig Jahre alt jein müſſen, zu— 
jammen in Berjon mit dem Vorftcher des Gerichts oder jeinem 
Stellvertreter ericheinen; ſie ſollen ihm in beglaubigter Form die 
Ausfertigung der vier Protokolle, welche ihre wechſelſeitige Ein— 
willigung enthalten, jo wie aller Scheine überreichen, die den 
Protofollen beigefügt worden; ſie jollen endlich, jeder für ſich 
bejonders, gleihwohl in Gegenwart des andern und der vier 
Freunde, die Obrigkeit erjuchen, die Eheicheidung zuzulaſſen. 

Rechtspolizeigesetz $ 10 Z. 1 u. 2, s. b, L.R.S. 252. 

287. Wenn die Gerichtsperfonen den Gheyatten ihre Be: 
merfungen gemacht haben, und jie auf ihrem Vorhaben beharren, 
jo wird über ihr Geſuch, und die von ihnen gejichehene Leber: 
lieferung der dazu gehörigen Beweisjtüde ein Schein ausge— 
fertigt. 
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Der Gerichtsſchreiber verfaßt hierüber ein Protokoll, das die 
Parteien (wenn ſie nicht erklären, daß ſie Schreibens unerfahren 
ſeien, oder nicht unterzeichnen könnten, in welchem Fall hievon 
Erwähnung geſchieht), die vier Beiſtände, der Gerichtsvor— 
ſteher oder deſſen Stellvertreter und der Gerichtsſchreiber unter— 
zeichnen. 

Reichspolizeigesetz $ 10 Z. 1 u. 2, s. bei IL.R.S. 282, 


— 288. Gleich) unter das Protofoll jeßt der Gerichtsvorfteher 
feine Verfügung, daß in drei Tagen auf den jchriftlichen Antrag 
des Kronanwalts, welchem zu diefem Ende die Attenftüde durch 
den Gerichtsjchreiber mitgetheilt werden jollen, dem Gericht über 
das Ganze Vortrag erftattet werden joll. 


Rechtspolizeigesetz $ 10. 


Z. 2 s. bei L.R.S. 282. 


Z. 4: Ueber das Gesuch um Zulassung der Ehe- 
scheidung auf wechselseitige Einwilligung entscheidet das 
Landgericht, nactıdem es den Staatsanwaıt gehört hat, und 
vorbehaltlich der Berufung an das Öberlandesgericht nach 
Massgabe der L.R.S. 291—293. 


289. Findet der Kronanwalt in den Aktenſtücken den Be— 
weis, daß zu der Zeit, da beide Ehegatten ihre Erklärung abge= 
geben, der Mann fünf und zivanzig, und die Frau ein und 
zwanzig Jahre alt war; daß fie damals jchon zwei Jahre lang 
vercehelicht gewejen; daß ihre Ehe nicht über zwanzig Jahre be= 
ftanden; daß die Yrau noch feine fünf und vierzig Jahre alt 
war; daß nad) vorläufiger Erfüllung desjenigen, was hier oben 
bejtimmt ift, und mit allen in dem gegemvärtigen Kapitel vor= 
geſchriebenen Förmlichkeiten, bejonder3 unter der Ermächtigung 
der Eltern die wechjeljeitige Einwilligung viermal im Laufe des 
Jahres erklärt worden; jo macht er jeinen Antrag mit den 
Worten: das Geſetz erlaubt; im entgegengejegten Yall ſoll jein 
Antrag in den Worten bejtehen: das Gejeß ift entgegen. 


Neue Fassung nach $ 2g des Bad. Einf.-Ges. v. 9. Dezbr. 1875 
(R.B. Nr. 34) zum R.Standesbeurk.-Gesetz. 
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290. Das Gericht kann nach erfolgtem Vortrag ſeine Unter— 
ſuchung auf keine andere Gegenſtände erſtrecken, als die im vor— 
hergehenden Satz bezeichnet ſind. Ergiebt ſich hieraus, daß die 
Parteien nach der Meinung des Gerichts den Bedingungen Ge— 
nüge geleiſtet, und die Förmlichkeiten beobachtet haben, die in dem 
Geſetz beſtimmt ſind; ſo läßt es die Eheſcheidung zu, und ver— 
weist die Parteien vor den Beamten des bürgerlichen Standes, 
um Ddiejelbe eintragen zu laſſen. 

Im  entgegengejegten Fall erklärt das Gericht, dal; die 
Eheſcheidung nicht ftatt habe, und Führt die Gründe der Ent: 
iheidung aus. 

Dienstweisung für Standesbeamte $ 123. 

291. Eine Berufung von dem Urtheil, worin dieje Ehe: 
Iheidung fir unftatthaft erklärt wird, kann nur ftattfinden, wenn 
jie von beiden Iheilen, von jedem gleihtvohl in einer bejonderen 
Urkunde, früheftens nach zehn und jpätejtens vor zwanzig Tagen, 
von dem Tag der Urtheilseröffnung an, eingelegt wird. 

292. Die Berufungsurfunden ſollen wechjeljeitig dem andern 
Ehegatten jowohl, als dem Gericht des erjten Rechtszugs behändigt 
werden. 


293. Diejes Gericht joll in den erſten zehn Tagen, von der 
ihm gejchehenen Behändigung der zweiten jener Berufungsurfunden 
an zu rechnen, dem Obergericht den Aufſatz des Urtheils und die 
Ultenftüde, worauf es erfolgt ift, zuichiden. 

Sn den nächſten zehn Tagen, nachdem der dortige Kron— 
anwalt die Altenjtüde vom Gericht erhalten hat, macht ex jeine 
Anträge ſchriftlich. Der Vorfteher oder deſſen Stellvertreter jtellt 
die Sache bei dem Dbergericht in Berathichlagung, und in zehn 
Tagen, nachdem der Kronanwalt jeinen Antrag überreicht hat, joll 


das Endurtheil erlajlen werden. 
Rechtspolizeigesetz $ 10, Z. 4 s, bei I.R.S. 288. 


294. Läßt ein Urteil die Eheicheidung zu, To ſind kraft 
deifen die Parteien verbunden, ſich in den nächſten zwanzig Tagen, 
von der Eröffnung des Urtheils an zu rechnen, zujammen und 
in Perſon vor dem Beamten des bürgerlichen Standes zu jtellen, 

Civilrecht. 
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um die Eheſcheidung eintragen zu laſſen. Nach fruchtloſem 
Verlauf dieſer Zeitfriſt wird das Urtheil für nicht ergangen 
angeſehen. 

R.Standesbeurkundungsgesetz $ 55 Abs. 2. 

Dienstweisung für Standesbeamte $ 125 b. 


Biertes Stapitel. 
Von den Wirkungen der Ehejcheidung. 
+ 295. Gejchiedene Ehegatten können fich nicht mehr mit einander ver— 
ehrlichen, aus welcher Urſache auch die Eheicheidung erfolgt fei. 


296. Im Fall einer aus beftimmter Urſache erfannten Eheſcheidung 
darf die geichiedene Frau ſich erit zehn Monate nach erkannter Eheſcheidung 
wieder verheirathen. 


+ 297. Iſt die Ehejcheidung auf wechjelfeitige Einwilligung erfolgt. jo 
darf Feiner von beiden Ehegatten eine neue Ehe fchliehen, che drei Jahre nad) 
der gejprochenen Eheſcheidung abgelaufen find. 


+298. Iſt die Eheicheidung wegen eines begangenen Chebruchs zu Necht 
erkannt worden, jo kann der fchuldige Ehegatte fich niemals mit feinem Mit: 
jchuldigen verchelihen. Die ehebrecheriiche Frau foll in demfelben Urtheil 
von Amtswegen für eine beftimmte Zeit, die jedoch nicht Fürzer als drei 
Monate und nicht länger als zwei Jahre fein darf, zur Einfperrung in ein 
Arbeit3:Haus verurtheilt werden. 

Die L.R.S. 295—208 sind aufgehoben durch $ 1 Z. 2 des Bad. 
Einf-Ges. v. 9. Dezember 1875 (G.B. Nr. 34) zum R.Standesbeurk.- 
Gesetz. 


2984 jede dem $ 33 Ziffer 5 des MNeichägejeßes vom 6. 
„Februar 1875 über die Beurkundung des Perjonenjtandes und die 
Eheſchließung zuwiderlaufende Ehe iſt nichtig, der andere Theil 
der ehemaligen Eheleute und der Kronanwalt fünnen allein dieje 
Nichtigkeit anklagen. 


Neue Fassung nach $ 2i. des Bad. Einf‘-Ges. v. 9. Dezbr. 1875 
zum R.Standesbeurk.-Gesetz. 
Vgl. L.R.S. 184 u. 190, 


299. In jedem Eheicheidungs= Fall, den einer wechjeljeitigen 
Eimmilligung allein ausgenommen, verliert der Ehegatte, wider 
welchen die Scheidung erkannt wird, alle von dem andern Ehe— 
gatten durch den Heiraths-Vertrag oder jeit eingegangener Ehe 
erlangten Vortheile. 

Vgl. L.R.S. 386, 1452, 1518, 
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Gesetz vom 6. März 1845 (R.B. Nr. ı5) über die pri- 
vatrechtlichen Folgen der Verbrechen $ 20: 


Wird in den Fällen der L.R.S. 229—232 die Eheschei- 
dung erkannt, so verliert der schuldige Ehegatte ausser den 
in L.R.S. 299 genanrten auch diejenigen Vortheile, welche 
ihın von dem Vermögen des andern durch eine Ungleichheit 
des Einbringens in die Gütergemeinschaft zukommen. Es 
wird zu diesem Behufe dem unschuldigen Theile aus dem 
(Giemeinschaftsvermögen dasjenige zum Voraus zugeschrieben, 
was er bei Eingehung der Ehe oder während derselben 
(L.R.S. 1401 Nr. ı) mehr in die Gemeinschaft einbrachte als 
der andere Theil. 


299a. Auch verliert die Frau in ſolchem Fall den Namen 
des Manns. 


300. Der Ehegatte, welcher die Chejcheidung erlangt hat, 
behält die von dem andern Ehegatten ihm zugewandten Vortheile, 
obgleich eine Wechjeljeitigfeit bedungen war, die nun nicht mehr 
itatt hat. 

Vgl. L.R.S. 1452, 1518. 


301. Sollten die Ehegatten fich feine Vortheile bedungen 
haben, oder die bedungenen nicht hinreichend jcheinen, um dem 
Ehegatten, welcher die Eheſcheidung erwirkt hat, jeinen Unterhalt 
zu Jichern, jo kann das Gericht aus den Gütern des andern Ehe— 
gatten eine Unterhalts-Rente ihm zuerfennen, die jedoch das 
Drittel der Einkünfte diejes letztern nicht überjchreiten darf. Die 
eben bejagte Rente fann wieder eingezogen werden, jobald fie 
nicht mehr nothwendig iſt. 

Vgl. L.R.S. 209. 


302. Die Kinder jollen dem Ehegatten, der die Ehejcheidung 
erlangt hat, anvertraut werden, wenn nicht das Gericht auf An— 
juchen der Familie oder des Kronanwalts zum Beſten der Kinder 
verordnet, daß alle oder einige von ihnen der Objorge des andern 
Ehegatten oder einer dritten Perjon übergeben werden jollen. 

Vel. R.C.P.O. & 569. 

303. Wer es auch jei, dem man die Kinder anvertraut, 
immer behalten Vater und Mutter gegenjeitig das Necht, über 
‚die Unterhaltung und Erziehung ihrer Kinder die Aufficht zu 
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führen, und ſind nach Verhältniß ihres Vermögens dazu beizu— 
tragen verbunden. 
Vgl. L.R.S. 203 u. 371. 


304. Die Auflöjung der Ehe durch eine zu Recht erfannte 
Scheidung joll den Kindern aus diejer Ehe feinen der Vortheile 
entziehen, die ihnen durch die Geſetze oder den Ehe-Vertrag ihrer 
Eltern zugefichert waren. Der wirkliche Anfall diefer Rechte an 
die Minder tritt jedoch) nur auf gleiche Weiſe und unter gleichen 
Umftänden ein, worunter fie angefallen fein würden, wenn Die 
Eheſcheidung nicht erfolgt wäre. 


305. Im Fall einer auf wechieljeitige Einwilligung ers 
folgten Eheicheidung joll das Eigenthum der Hälfte des Ver— 
mögens eines jeden Ehegatten an dem Tag ihrer eriten Er— 
Härung, kraft Gejeßes jeinen Kindern angefallen ſein. 

Der Bater und die Mutter behalten gleichtvohl den Genuß 
diefer Hälfte bis zur Volljährigkeit ihrer Kinder, mit dem Beding, 
für deren Nahrung, Pflege und Erziehung, nah ihrem Stand 
und Vermögen zu jorgen, alles ohne Abbruch der übrigen Vor— 
theile, welche den bejagten Kindern durch den Ehevertrag ihrer 
Eltern zugefichert jein mögen. 

Vgl. L.R.S. 203, 384, 385. 


+ Fünftes Kapitel. 


Von der Trennung von Tiſch und Bett. 


Die L.R.S. 306—311 sind aufgehoben durch $ 1 Z. 2 des Bad. 
Einf,-Gesetzes vom 9. Dezember 1875 (R.B. Nr. 34) zum R.-Standes- 
beurk.-Ges. 


1306. In Fällen, wo die Klage auf Eheſcheidung wegen einer beftimmten 
Urſache ftattfindet, jteht e8 den Ehegatten frei, ftatt folcher die Trennung von 
Tiſch und Bett nachzufuchen. 


7307. Diefes Gefuch wird eben fo, wie jede andere bürgerliche Klage an 
gebracht, behandelt und entihieden; blos auf wechjelfeitige Eimmilligung der 
Ehegatten kann diefe Trennung nicht ftatt haben. 


7308. Die Frau, wider welche auf Scheidung von Tiſch und Bett wegen 
eines begangenen Ehebruchs erfannt wird, fol in demfelben Urtheil auf An 
trag des Kronanwalts zur Einfperrung in ein Arbeitshaus, auf beftimmte 
Zeit, die nicht fürzer al3 drei Monate und nicht länger als zwei Jahre ſein 
darf, verurtheilt werden. 
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309. Dem Manne bleibt es unbenommen, diefe Verurtheilung unwirk— 
= zu machen, wenn er fich entjchließt, jeine Frau wieder zu fich zu 
nehmen. 


7310. In Fällen, wo die perſönliche Trennung aus einer andern Urſache 
al3 wegen eines begangenen Ehebruchs erkannt worden ijt, und drei Jahre 
gedauert hat, kann der Ehegatte, der urjprünglih der Bellagte war, bei 
Seriht auf Ehejheidung antragen, welches fie dann auch wirklich geitattet, 
jo fern der urfprüngliche Kläger, nachdem er erfchienen, oder doch gehörig vor- 
* worden, nicht auf der Stelle einwilligt, daß die perſönliche Trennung 
aufhöre. 


+31. Die perſönliche Trennung zieht allemal Vermögensabſonderung 
nad) ſich. 

7311 a. Die Eheordnung vom Jahr 1807 gilt in jenen Rechtsbezie— 
hungen noch fort, welche neben dem oben Berordneten beftchen Fönnen, fo mie 
fie in ihren polizeilichen Beziehungen ohnehin hierdurch nicht aufgehoben iſt. 

Aufgehoben durch $ 101 des Bad. Standesbeurk.-Ges. v. 21. De: 
zember 1869. (G.B. Nr. 40.) 


Siebenter Titel. 
Bon der Vaterſchaft und der Kindſchaft. 


Erſtes Sapitel. 


Bon der Vaterſchaft ehelicher oderin der&he geborener 
Kinder. 


312. Ein Sind, das während der Ehe empfangen worden, 
hat den Ehemann zum Vater. 

Dieſem bleibt jedoch unbenommen, das Kind für das jeinige 
nicht anzuerfennen, wenn er beweist, daß er in der ganzen 
Zwijchenzeit von dem dreihundertiten bis zum Hundert adhtzigjten 
Tage vor der Geburt des Kindes, wegen Entfernung oder wegen 
den Folgen eines Zufalls, fi in einer natürlichen Unmöglichkeit 
befunden hat, jeiner Gattin ehelich beizuwohnen. 

Vgl. L.R.S. 319, 323 u. 325. 


313. Der Ehemann ift nicht berechtigt, unter Angabe eines 
Zeugungsunvermögens, das Kind zu verläugnen; jelbjt aus dem 
Grunde eines von feiner Chegattin begangenen Ehebruchs darf 
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er es nicht verläugnen, es jei denn ihm die Geburt verheimlicht 
worden, in welchem Fall er zum Vortrag aller Ihatjachen zuge= 
laflen werden joll, die beiveiien, daß er der Vater des Kindes 
nicht jei. 

314. Gin Kind, das vor dem hundert achtzigſten Tag nad) 
geichloffener Ehe geboren wird, darf in folgenden Fällen von dem 
Ehemann nicht verläugnet werden: 

1) wenn ihm die Schiwangerjchaft vor der Ehe befannt war; 

2) wenn er den Geburtsichein ausgewirtt hat, und Ddiejer 

zugleih von ihm unterzeichnet ijt, oder jeine Erklärung 
enthält, daß er im Schreiben unerfahren jei; 

3) wenn das Kind für nicht lebensfähig erklärt worden ift; 

315. Die Ehelichfeit eines Kindes, das dreihundert Tage 
nad) aufgelöster Ehe geboren wird, darf bejtritten werden. 

316. In jedem Fall, wo es dem Mann erlaubt ift, das 
Kind für das jeinige nicht anzuerkennen, muß dies in Zeit eines 
Monats geichehen, wenn er ji in der Gegend des Orts befindet, 
wo das Kind geboren ward; 

in zwei Monaten nach jeiner Wiederfunft, wenn er in dem 
Zeitpunft der Geburt abiwejend war; 

in zwei Monaten nad entdedten Betrug, wenn ihm die 
Geburt des Kindes verheimlicht wurde. 

317. Stirbt der Ehemann, che er auf irgend eine Art das 
Kind anerkannt oder wider die Vaterſchaft Widerſpruch eingelegt 
hat, die Zeitfrift dazu ift aber alsdann noch nicht veritrichen, ſo 
haben die Erben eine eigne Friſt von zwei Monaten, um die 
eheliche Geburt des Kindes zu beitreiten. Dieje Friſt läuft von 
dem Zeitpunkt an, da das Kind die Güter des Vaters in Beſitz 
nimmt, oder da es gegen die Erben den Belt anſpricht. 

318. Jeder aufergerichtliche Vorgang, der eine Verläugnung 
des Kindes von Seiten des Chemannes oder jeiner Erben ent= 
hält, gilt für nicht gejchehen, wenn nicht innerhalb eines Monats 
die Klage wider einen dem Kind hiezu eigends zu ernennenden 
Vormund, unter Beiladung der Mutter, bei Gericht angebracht 


worden tft. 
Vgl. L.R.S. 405 u. fig. R.C.P.O. $ 56 u. fir. 
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Bweites Kapitel. 
Von den Beweisen der chelidenKindichaft. 


319. Die cheliche Kindſchaft erweiſet per Geburtsſchein in 
dem Urtundenbud) des bürgerlihen Standes. | — 
Vgl R.-Standesbeurk.Ges. v. 6. Februar 1875, 88 15, u. 17—22. 5 


320. In deſſen Ermanglung genügt der beftändige Belit 
einer ehelichen Kindichaft. 
Vgl. L.R.S. 197, 1350. 


321. Dieſer Beſitz beitcht in einer Vereinigung hinreichender 
Ihatiachen, welche Verhältniije der Kindichaft und Verwandtſchaft 
zwiſchen einem Menſchen und der Familie, welcher er anzuges 
hören behauptet, vorausiegen. 

Die vorzüglichften der dazu dienlihen Ihatjachen jind: 

dak ein Kind immer den Namen des Waters gerührt hat, 
dem es anzugehören angibt; 

dak der Vater es als fein Kind behandelt, und im Ddiejer 
Eigenſchaft für jeine Erziehung, jeinen Unterhalt, und jeine 
Niederlaſſung gelorgt hat; 

daß es beftändig in der Gejellichaft dafür anerfannt worden ift; 

dat die Familie es dafür erfannt hat. 


322. Niemand fann einen Familienftand in Aniprud) 
nehmen, welcher demjenigen zuwider ift, den jeine Geburtsurkunde 
und ein mit ihr übereinftimmender Beſitz ihm geben. 

Umgetehrt fann Niemand den Familienftand desjenigen be— 
ftreiten, der einen mit jeinem Geburtsjchein übereinjtimmenden 
Beſitz für ſich hat. 

Vgl. L.R.S. 196, 1352, 


323. Gebricht es an einer NRechtsurfunde und einem be— 
Händigen Beſitz, oder ift das Kind unter einem erdichteten Namen, 
oder als ein von unbelannten Eltern gebomes Kind in den 
Büchern eingetragen worden, jo fann der Beweis der Kindichaft 
auf jede Weile geführt weeden. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf-Ges. zu den. R.J.G. 
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Dieſer Beweis (dureh Zeugen) darf gleichwohl nur dann zugelaſſen werden, 
wenn eine Einleitung dazu aus ſchriftlichen Beweifen vorhanden ift, oder wenn 
Vermuthungen oder Anzeigen aus bis dahin ausgemachten Thatjachen hervor: 
gehen, die wichtig genug find, um auch ohne eine folche Einleitung jene Zu— 
läßigfeit zu begründen. 

Absatz 3 ist aufgehoben durch $& 146 des Bad. Einf.Ges. zu den R.J.G. 

7324. Die Einleitung aus fhriftlihen Bemweijen ergibt ſich aus Fami« 
lienurkunden, aus Hausbücern und Brieffchaften der Eltern, aus öffentlichen 


und jelbft aus Privaturkunden, die von einer am Streit betheiligten lebenden 
oder verftorbenen Perſon herrühren. 


Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


325. Der Gegenbeweis fann durch jedes Mittel geführt 
werden, welches dartdut, daß der Beweisführer fein Kind der 
Mutter jei, die er zu haben vorgibt, oder, wenn feine Abſtam— 
mung von jolder Mutter erwiejen tft, daß er fein Kind von dem 
Chemann diejer Mutter jei. 


326. Die bürgerlichen Gerichte find allein die Rechts— 
behörde für Klagen, wodurd ein Familienſtand in Anſpruch 
genommen wird. 

gl. R.G.Verf. $ 19. 


7327. Das Strafverfahren über ein Verbrechen der Verfälſchung eines 
Familienitandes fängt erft an, wenn der Stand der Perfon durch ein End» 
urtheil entſchieden ift. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad Einf.-Ges, za den R.J.G. 

328. Die Anjprache des Familienftandes ift für das Kind 
jelbit unverjährbar. 

Vgl. L.R.S. 2241 a. 


329. Grben eines Kindes, das eine Anſprache nicht ge— 
macht hat, fünnen fie nur maden, wenn joldhes in der Minder— 
jährigfeit oder in den erjten fünf Jahren nad erreichter Voll— 
jährigfeit gejtorben: ift. 

Verl. LRS. 2277 a. 

330. Hätte das Kind die lage erhoben, ohne wieder 
förmlich davon abgejtanden zu fein, auch ohne fie drei Jahre, 
von der legten gerichtliden Handlung an zu rechnen, unbetrieben 
Zu laſſen, jo fünnen die Erben fie fortiegen. 
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Drittes Kapitel. 
Von den natürlichen Kindern. 


Erſter Abſchnitt. 


Von der Ehelichmachung natürlicher Kinder. 

331. Uneheliche Kinder, die nicht aus einer Blutſchande 
oder einem Ehebruch gezeugt ſind, werden durch eine nachgefolgte 
Ehe ihrer Eltern ehelich gemacht, wenn beide zuſammen vor der 
Heirath ſie anerkannt haben, oder ſie in der Heirathsurkunde ſelbſt 
anerkennen. 

Vgl. L.R.S. 334 u. 335 R.Standesbeurk.-Ges. v. 6. Februar 1875 
$ 54; Dienstweisung für Standesbeamte & 120. 

332. Auch verftorbene Kinder, welche Nachkommen zurüd- 
gelafien haben, werden zu deren Vortheil dadurch noch chelich 
gemacht. 

333. Kinder, welche durch nachgefolgte Ehe ehelich werden, 
genießen gleiche Rechte, als wären ſie aus dieſer Ehe geboren. 

Vgl. L.R.S. 208, 745, 913, 960. 


Zweiter Abichnitt. 
Von der Anerfennung der natürlichen Kinder. 


334. Die Anerkennung eines natürlichen Kindes joll durch 
eine öffentliche Urkunde vollzogen werden, jobald fie nicht in deſſen 
Geburtsurkunde gejchehen iſt. 

R.-Standesb.-Ges. v. 6. Februar 1875 $ 25. Notariatsordnung $ 90, 


334 a. Sie muß mit ausgedrüdten Worten darin liegen; 
bloße Zujage gewiſſer Vortheile für ein Kind, als 3. E. jeiner 
Ernährung, begründen die Anerkennung noch nidt. 

335. Diejelbige findet nicht ftatt zum Vortheile ſolcher 
Kinder, welche aus Blutſchande oder Ehebruch gezeugt find. 

Vgl. L.R.S. 331, 342, 762 R.-Strafgesetzbuch $3 172 u. 173. 
Dienstweisung für Standesbeamte $ 62. 

336. Die Anerkennung des Vaters, ohne Angabe und 
Geſtändniß der Mutter, wirft nur gegen den Vater. 


58 ER. 1.8 VII. T. Vaterſchaft und Kindſchaft. 


337. Die Anerkennung, welche während der Ehe von einem 
Ehegatten zum Vortheil ſeines mit einer dritten Perſon erzeugten 
natürlichen Kindes geſchieht, kann weder dem andern Ehegatten, 
noch denen aus der Ehe gezeugten Kindern ſchaden. 

Sie hat nur ihre Wirkung, wenn einſt die Che aufgelöst 
twird, und feine Kinder daraus vorhanden find. 


338. Gin natürliches, obgleich anerkanntes Kind kann 
die Rechte eines chelich gebornen Kindes nicht anſprechen. Die 
Rechte der natürlichen Kinder beitimmt der Titel von den 
Erbichaften. 

Vgl. LRS. 756-766. 


Gesetz über Erbrecht und Ernährung unehelicher 
Kinder vom 21. Februar 1851. 


(R.B, Nr. 15). 


An die Stelle der Landrechtsätze 908 und 762 a, sowie 
der Verordnungen vom 10. Juni 1809 (Regierungsblatt Nr. 
XXVI.) und vom 27. Juni 1812 (Regierungsblatt Nr. XXL), 
welche andurch aufgehoben werden, treten folgende Bestim- 
mungen: 

$ 1. Siche bei L.R.S. 908. 


$ 2. Die Ernährung eines unehelichen, vom Vater nicht 
anerkannten Kindes liegt der Mutter und im Falle ihrer Un- 
vermöglichkeit Demjenigen ob, welcher die Mutter in der 
Zeit vom dreihundersten bis zum hundertachtzigsten Tage 
vor der Geburt des Kindes beschlafen hat. 

Aushilfsweise kommen die allgemeinen Bestimmungen 
über die Unterstützung der Ortsarmen zur Anwendung. 

(Reichsgesetz vom 6, Juni 1870 über den Unterstützungswohnsitz 
$& 21.) 


$ 3. Die Ernährungspflicht des Beischläfers umfasst den 
nothdürftigen Unterhalt bis zum voilendeten vierzehnten 
Jahre des Kindes, 

Der Ernährungsbeitrag des Beischläfers soll, je nach 
dessen und der Mutter Standes-, Vermögens- und Erwerbs- 
verhältnissen, nicht unter zwanzig Kreuzer und nicht über 
einen Gulden wöchentlich ermessen werden, 


(Zwanzig Kreuzer = 57 Pf.; Ein Gulden = 1 M. 71 Pf., Reichs- 
münzgesetz vom 9, Juli 1873.) 
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$ 4. Die Klage auf Unterhalt ist von einem besonders 
zu ernennenden Vormunde zu erheben, Sie steht aber auch 
den hilfsweise eintretenden Kassen zu. Die Mutter kann 
jedenfalls dem Prozesse beitreten. 

Die Klage kann schon vor eingetretener Unvermöglichkeit 
der Mutter dahin erhoben werden, dass für den Fall ihres 
Eintretens die Ernährungspflicht des Schwängerers anerkannt 
werde. 

(R.G.V. 8 23 Z. 2; R.C.P.O. 88 51, 68, 3. L.R.S. 393 a, 405- 
Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2. Grerichtsnotariatsordnung $ 1. Justiz- 
ministerial-Belehrung vom 12. Januar 1865 (C.V.Bl. Nr. 2) dass der 
Vormund von dem Amtsgericht zu ernennen sei.) 


$ 5. Die Einrede der Zeugungsunfähigkeit findet nur nach 
Massgabe des Läandrechtsatzes 312 und die Einrede einer 
Mehrheit von Beischläfern findet gar nicht statt, 

Dagegen erlöscht das Klagrecht durch Erhebung der 
Klage gegen eine bestimmte Mannsperson nach deren Ein- 
lassung auf die Klage gegen jede andere. 

Ebenso erlöscht das Klagrecht in allen Fällen mit Ab- 
lauf eines Jahres, von der Geburt des Kindes an gerechnet, 

7$ 6. Zum Beweise des Beischlafs ist mit Ausnahme der Eides- 
zuschiebung jedes Beweismittel, auch die Auferlegung des Notheides an 
den Beklagten oder an die dem Streite beigetretene oder dazu beige- 
geladene Mutter zulässig. 

L(Aufgehoben durch $ 145 Z. 7 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G.) 

$ 7. Die Bestimmungen der $ 2 bis 6 finden nur An- 
wendung auf die nach der Verkündung dieses Gesetzes zur 
Welt kommenden Kinder. 


339, Jede Anerkennung des Vaters oder der Mutter, fo 
twie jede Anjprache des Kindes kann von allen denjenigen bejtritten 
werden, denen ein Nachtheil dadurch zugehen kann. 

340. Alle Nachfrage, wer Vater eines Kindes jei, ift 
verboten. 

Ein Entführer fann auf Anſuchen der Betheiligten für den 
Pater des Kindes der Entführten erflärt werden, wenn der Zeit— 
punkt der Entführung mit jenem der Empfängnig übereinjtimmt. 

Vgl. R.-Strafgesetzbuch %8 236— 238. 

340a. Dafür fann auch derjenige erklärt werden, der eine 
Mutter des Kindes fundbarlid bei ſich als Berichläferin unter— 
halten hat, oder der des Berichlafs mit ihr, um die Zeit der 
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geſetzlich unterſtellbaren Empfängniß, freiwillig geſtändig oder 
zufällig überwieſen iſt; ingleichen derjenige, der die Mutter er— 
weislich um die gedachte Zeit außer Stand des freien Sinnen— 
gebrauchs zum Behuf eines Beiſchlafs verſetzt hat. 

Vgl. R.-Strafgesetzbuch $ 177. 

341. Eine Nachfrage, wer Mutter eines Kindes jei, ift 
erlaubt. 

Das Kind, welches gegen eine Frauensperſon Kindſchafts— 
rechte anjpricht, muß den Beweis führen, daß es eben dasjenige 
jei, womit dieje niedergefommen: ift. 


Tgur Führung diejes Beweiſes durch Zeugen darf es nur alsdanır 
zugelaffen werden, wenn ſchon eine Einleitung aus jchriftlichen Beweiſen 
vorhanden ift. 


Absatz 3 ist aufgeboben durch $ 12 des Bad. Einf.-Ges. vom 
9. Dezember 1875 (G.B. Nr. 34) zum R.-Standesbeurkundungsgesetze; 
Dienstweisung für Standesbeamte $ 54. 


342. Sein Kind darf in Fällen, two zufolge des 335jten 
Satzes die Anerkennung nicht gejtattet ift, zu einer Kindſchafts— 
anſprache gegen Vater oder Mutter zugelaffen werden. 


Adıter Titel. 


Von der Anwünſchung eines Kindes und der frei: 
willigen Pflege eines Minderjährigen aus wohl: 
thätigen Abjichten. 


Erftes Stapitel. 
Von der Anwünſchung eines Kindes. 
Eriter Abjchnitt. 


Von der Anwünſchung und ihren Wirkungen. 


343. Perſonen beiderlei Gejchlechts, welche das fünfzigite 
Jahr zurüdgelegt, zur Zeit der Anwünſchung feine cheliche Nad)- 
fommenjchaft haben, und wenigſtens fünfzehn Jahre älter find, 
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s diejenigen, die ſie an Kindesſtatt annehmen wollen, dürfen 
rt Anwünſchung ſich bedienen. 
343a. Die Anwünſchung muß unbedingt und auf immer 
geichehen. 

344. Niemand fann von mehr als einer Perjon an 
Kindesitatt angenommen werden, es jei denn von zweien wechiel= 
jeitigen Ehegatten. 

Außer dem Fall, der unten im 366ſten Satze beſtimmt ift, 
kann fein Ehegatte ohne Bewilligung des andern Kinder anwünſchen. 

Vgl. L.R.S. 362. 

345. Die Annahme an Kindesitatt kann nur demjenigen 

«zu Theil werden, den man in jeiner Minderjährigfeit wenigftens 
ſechs Jahre lang unterjtüßt und ununterbrochen gepflegt hat, 
oder demjenigen, der dem Anwünſchenden das Yeben gerettet hat, 
jei es in einem Streit oder in Feuers: und Wallersnoth. 

In dem Tall der Lebensrettung genügt es, wenn der Ans 
wünjchende volljährig, jodann älter als der Angewünjchte ift, 
feine ehelichen Nachkommen hat, und, jofern er verheirathet ift, 
jein Ehegatte eimwilligt. 

Vgl. L.R.S. 366—369. 

3454. Es bedarf ferner zur Anwünſchung jener früheren 
Pflege nicht, wenn eine volljährige Mannsperſon ein uncheliches, 
vom Bater noch nicht anerfanntes unmündiges Kind einer Frauens— 
perion, die ſie heirathet, mit deren Einwilligung, mittelit des 
Heirathsvertrags anwünſcht, wo alsdann aud) diefer Vorgang 
feiner eigenen Förmlichkeiten unterliegt. 

Vgl. L.RS. 1394 u. flg. Notariatsordnung $ 90. Dienstweisung 
für Standesbeamte $ 69. 

346. Die Anwünſchung hat jonft in feinem Yall vor der 
Volljährigkeit des Angewünſchten ſtatt. Sind dejien beide Eltern, 
oder nur eins von beiden, noch im Leben, und der Angewünſchte 
hat das fünf und zwanzigſte Jahr noch nicht zurüdgelegt, jo muß 
er die Einwilligung jeiner Eltern oder des lebenden Theils bei= 
bringen. Sit er über fünf und zwanzig Jahre alt, jo muß er 
um ihren Rath bitten. 

Vgl. Notariatsordnung $$ 77—79. 
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347. Die Annahme an Kindesſtatt gibt dem Angewünſchten 
den Namen des Amvünjchenden, dem er jeinen eigenen Namen 
Dinzujeßt. 

348. Der Angewünſchte bleibt in der Familie, welcher 
er der Geburt nad) angehört und behält hierin alle jeine Rechte. 


Die Ehe ift gleichwohl verboten unter dem Anuwünſchenden, dem An: 
gewünjchten und feinen Nachkommen; 

unter den angewünichten Kindern ein und derfelben Perſon; 

unter den angewünjchten und den "leiblichen Kindern, welche der An— 
wünjchende jpäterhin befommen möchte; 

unter dem Angemwünjchten und dem Ehegatten des Anmünjchenden und 
umgefchrt unter dem Anmwünjchenden und dem Ehegatten des Angewünjchten. 


Absatz 2 ist aufgehoben durch $ 1 Z. 2 des Bad. Einf.-Gesetzes 
v. 9, Dezember 1875 (G.B. No‘ 34) zum R.-Standesbeurk.-Gesetz. 

349. Ohne die natürliche*) Verbindlichkeit, in den geſetzlich 
beſtimmten Fällen ich wechjeljeitig den Unterhalt zu verichaften, 
zwijchen dem Angewünſchten und jeinen leiblichen Eltern aufs 
zuheben, tritt zwiichen Amvünjchenden und Angewünjchten die 
gleiche Verbindlichkeit ein. 

*) Unrichtiger Ausdruck vgl. L.R.S. 6g. u. L.R.S. 208, 205. 


350. Der Angewünjchte erwirbt feine Erbrechte auf das 
Vermögen der Blutsfreunde des Anwünſchers, aber auf deilen 
eigenen Nachlaß hat er mit einem ehelich gezeugten Kind durch— 
aus gleihe Rechte, wenn derjelbe eheliche, nach der Amwünjchung 
geborne Kinder zurüdliepe. 

Vgl. L.R.S. 745. 913, 960, 


351. Stirbt der Angewünſchte ohne ehelihe Abtömmlinge, 
jo fällt alles, was ihm von dem Anwünſcher geichenft oder ver= 
macht ward, in jofern es bei dem Abſterben des eriteren noch 
wirklich vorhanden iſt, auf den legtern oder jeine Nachkommen 
zurüd, jedoch) mit der Verpflichtung des Beitrags zur Tilgung 
der Schulden, und unbejchadet der Nechte eines Dritten. 

Das übrige Vermögen des Angewünſchten fällt auf feine 
leiblihde Verwandten, und dieſe jchliegen allemal ſelbſt in den 
oben angeführten Gegenjtänden alle Erben des Ammwünjchers aus, 
die nicht deſſen Abkömmlinge find. 

Vgl. L.R.S. 747, 766, 


I 
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352. Stirbt noch bei Lebzeiten des Anwünſchers, aber 
nad dem Tode des Angewünſchten, auch die Nachkommenſchaft 
des letztern aus, ſo erbt auch alsdann der Anwünſcher, was er 
geſchenkt hatte; dieſes Recht ſoll gleichwohl ſeiner Perſon allein 
anhangen, und auf ſeine Erben, ſelbſt in abſteigender Linie, 
nicht übergehen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Form der Anwünſchung. 

353. Der Anmwünſcher und der Anzuwünſchende müſſen 
ſich vor dem ordentlichen Richter des Anwünſchers ſtellen, um 
über ihre wechſelſeitige Einwilligung eine Urkunde zu errichten. 

Rechtspolizeigesetz $ 1 (Amtsgericht). 

*354. In den nächſten zehn Tagen wird dem Kronanwalt der Gerichts— 
behörde eine Ausfertigung dieſer Urfunde zur Ermwirfung der obrigkeitlichen 
Beftätigung von demjenigen Theil überreicht, der ſich zuerſt darum bewirbt. 

Ausser Geltung nach $% 25 des Rechtspolizeigesetzes. 

355. Das Gericht, in ordentlicher Situng prüft nach ein= 
gezogener zweckmäßiger Frfundigung: 

1) ob alle geieglichen Bedingungen erfüllt find; 

2) ob die Perfon, welche man anwünſchen will, einen guten 

Ruf hat. 

Rechtspolizeigesetz $ 8. 

x356. Es erkennt hierauf, ohne irgend eine Form von ge= 
richtlichem Verfahren, und ohne Enticheidungsgründe auszjudrüden 
nach Vernehmung des Kronanmalts: 

„Die Anwünſchung hat ftatt, oder: ſie hat nicht ſtatt.“ 

Rechtspolizeigresetz $ 25. 

357. In einem Monat nad) der Gerichtsenticheidung wird 
diejes Urtheil der nächſten Obergerichtsbehörde, auf Betreiben der— 
jenigen Partei vorgelegt, welche es zuerit verlangt. 

Dieje hat bei ihrem Verfahren die gleiche Form zu bes 
obadjten, und erfennt, ohne Entiheidungsgründe auszjudrüden: 

„Das Erkenntniß it bejtätigt, oder: das Erkenntniß iſt 
„geändert, und folglih: die Anwünſchung hat jtatt, 
„oder: ſie hat nicht jtatt.“ 

Vgl. $ 8b des Rechtspolizeigesetzes (Landgericht). 
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358. Jedes Erkenntniß des Obergerichts, wodurch eine An— 
wünſchung angenommen wird, ſoll öffentlich verkündigt und 
angeſchlagen werden. Die Beſtimmung der Orte und die Anzahl 
der Anjchläge bleibt dem Ermeijen diejer Gerichtsbehörde überlaſſen. 

Vgl. R.C.P.O. $ 187. 

359. In den nädjften drei Monaten nad Verkündigung 
des Erkenntniſſes joll auf Anfuchen des einen oder des andern 
Theils die Anwünſchung an dem Ort, wo der Amvünjcher feinen 
Wohnſitz hat, den Büchern des bürgerliden Standes einge— 
tragen werden. 

Diefe Einichreibung gejchieht nur auf Vorzeigung einer 
förmlichen Ausfertigung des von der Oberbehörde erlaſſenen Er— 
fenntnifies, und die Anwünſchung bleibt wirtungslos, wenn fie 
nicht in diejer Yrift den Büchern eingetragen worden ift. 

Dienstweisung für Standesbeamte $ 63. 

360. Stirbt der Anwünſcher, nachdem die Urkunde, woraus 
fih jein Wille ergibt, den Anwünſchungsvertrag zu jehliegen, von 
dem Richter aufgenommen und vor die Gerichtsbehörden gebracht 
worden, aber ehe dieje hierüber enticheidend erkannt haben, jo 
joll das Verfahren dennoch fortgejeßt, und auf geeignete Fülle 
die Anwünjchung zugelaffen werden. 

x Hielten deijen die Erben die Anwünſchuug jedod für 
unzuläjfig, jo bleibt ihnen unbenommen, dem Kronanwalt eine Denk— 
ichrift darüber einzuhändigen. 


Rechtspolizeigesetz $ 25. 


Bweites Stapitel. 
Von der Pflegvaterichaft. 


361. Wer das fünfzigfte Jahr zurüdgelegt hat, ohne che= 
liche Nachkommen ift, und einen gejeglichen Nechtstitel wünſcht, 
wodurd er einen Minderjährigen ſich ergeben machen will, kann 
ihm Pflegvater (Pilegmutter) werden, wenn er hiezu die Eins 
willigung der Eltern des Kindes, oder des Leberlebenden von 
ihnen, oder in deren Ermangelung die Beiftimmung eines Familien— 
raths, oder endlid, wenn das Kind feine bekannten Blutsfreunde 
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hätte, jene der Verwalter des Waiſenhauſes, worin cs aufs 
genommen worden, oder de3 Gemeinderath3 jeinss Wohnorts 
erhalten hat. 

Vgl. L.R.S. 405 und Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 

362. Ehegatten fünnen ohne gemeinjchaftlihe Bewilligung 
nicht Plegeltern eines Kindes werden. 

Vgl. L.R.S, 344. 

363. Der Bezirksrichter, unter welchem das Mind feinen 
Wohnjig hat, führt ein Protokoll über das auf die Pflegvater— 
haft jich beziehende Geſuch und über die gegebene Einwilligung. 

Rechtspolizeigesetz $ 1. Vgl. L.R.S. 108. 

364. Nur zum Vortheil jolcher Kinder, die noch feine 
fünfzehn Jahre alt jind, kann diejer Pflegverband ftatt haben. 

Fr führt unbejchadet jeder bejonderen Uebereinkunft, die 
Verbindlichkeit mit ſich, das Pflegfind zu ernähren, zu erziehen, 
und in Stand zu jeben, daß «3 einjt jeinen Lebensunterhalt 
erwerben fünne, 

Vgl. L.R.S. 202, 

365. Hat das Pilegkind einiges Vermögen, das zuvor unter 
Vormundihaft war, fo geht die Verwaltung jeines Vermögens 
ebenjo, wie die Objorge über jeine Perjon, auf den Pflegvater 
über, der jedoch die Erziehungsfoften den Ginfünften des Pflege 
findes nicht aufrechnen darf. 

Vgl. L.R.S. 370 u. 370 a., 389, 450 u. fie. 

366. Wenn der Pilegvater nad) umgelaufenen fünf Jahren, 
von übernommener Pflege an, in der Beſorgniß, jein Tod möchte 
ihn übereilen, ehe das Pflegkind volljährig wird, durch eine lehte 
MWillensverordnung es an Kindesſtatt annimmt, jo joll dieje Ver: 
fügung gültig fein, vorausgefeßt, daß der Pflegvater feine cheliche 
Kinder zurüdläßt. 

Vgl. L.R.S. 345. 

367. Stirbt der Pflegvater vor diejen fünf Jahren, oder 
nad) denjelben, ohne jein Pflegtind an Nindesjtatt angenommen 
zu haben, jo joll diejem, jo lang es mmderjährig ift, der Lebens— 
unterhalt verichafft werden; der Betrag und die Art deijelben 
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wird da, wo nicht ſchon eine fürmliche Uebereinkunft unter den 
gegenjeitigen Stellvertretern des Pflegvaters und des Pflegkindes 
darüber bejteht, gütlich oder rechtlich bejtimmt. 

Vgl. L.R.S. 208. 211. 

368. Will der Pilegvater jein Pflegkind, nachdem es voll: 
jährig geworden, an Sindesitatt annehmen, und leßteres gibt 
hiezu jeine @imwvilligung, jo wird nad) den zuvor beftimmten 
Formen zur Anwünſchung gejchritten, welche alsdann ihre volle 
Wirkung hat. 

Vgl. L.R.S. 345, 353 u. fig. 

369. Bleiben in den erjten drei Monaten nad) der Voll— 
jährigkeit des Pflegkindes die Vorftellungen, die es feinem Pfleg- 
vater gemacht hat, um von ihm an Kindesſtatt angenommen zu 
werden, ohne Erfolg, und ift das Pflegfind nicht im Stande, 
ſich feinen Lebensunterhalt zu erwerben, jo fann der Pflegvater 
verurtheilt werden, das Pflegkind wegen etwaiger Unfähigkeit zur 
Erwerbung feines Unterhalts zu entjchädigen. 

Diefe Entichädigung befteht in einer Unterftüßung zum An— 
fang eines Gewerbs, wenn eine Uebereinfunft nicht diejen Fall 
zum Voraus bejtimmt hat. 

30. In jedem Fall ift der Pflegvater, der das Vermögen 
feines Mündels veraltet hat, darüber Nechnung abzulegen 
verbunden. 

Vgl. L.R.S. 469, u. flg., Rechtspolizeigesetz $ 22. 

370 a. Auch ift er wegen der Gegenvormundichaft und jonft 
den gleihen VBerbindlichfeiten, wie andere Pfleger untenvorfen. 

Vgl. L.R.S. 420 u. fig., L.R.S. 450 u. fig. L.R.S. 2121. 


Neunter Titel. 
Bon der elterlichen Gewalt. 


371. Ein Kind, welches Alters es fei, ift feinen Eltern 
Ehrfurcht und Gehorjam jchuldig. 

R.-Standesbeurk.-Ges. vom 6. Februar 1875, $ 29, L.R.S. 278 
u. 546. 
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312. Es bleibt unter ihrer Gewalt bis zu feiner Voll— 
jährigfeit oder Gewaltsentlafjung. 
Vgl. L.R.S. 488 u. 476 u. fe. 


373. Während der Ehe übt der Vater allein dieje Gewalt aus. 
Vgl. L.R.S. 141, 267, 302. 


374. Das Kind darf das väterlihe Haus ohne Erlaubnig 
des Vaters nicht verlafen, außer nad) zurüdgelegtem achtzehnten 
Jahr, und allein um Kriegsdienſt zu nehmen. 


Reichs-Kriegsdienstgesetz vom 9. November 1867 $ 10. 


Bad, Einf.-Ges. zum R.St.G.B. vom 23. Dezbr. 1871 
(G.B. Nr. 51) Art. 14, 11. (mit Aenderung durch $ 3 des 
Bad. Einf.-Ges. zum Reichs-Standesbeurk.-Ges.): Die Verur- 
theilung eines Elterntheils wegen Verübung der in den 
$$ 173 — 182 des Reichs-Strafgesetzbuches bezeichneten straf- 
baren Handlungen in Bezug auf ein eigenes Kind hat das 
Erlöschen der dem Verurtheilten durch die Artikel 371 —374 
und 384 des Bad. Civilgesetzbuchs (Landrechts) eingeräumten 
Rechte und Befugnisse über die Person und die Güter des 
Kindes von Rechtswegen zur Folge. 


7 375. Der Vater, der wichtige Urſachen hat. über das Betragen feines 
Kindes mißvergnügt zu fein, kann ſich außer der Hauszucht folgender bürger: 
licher Zuchtmittel bedienen, 


T 3:6. Iſt das Kind in das ſechszehnte Jahr feines Alters noch nicht 
eingetreten, jo kann der Vater es höchſtens auf einer Monat einfperren laſſen. 
Zu diejem Ende muß auf fein Verlangen die Gerichtsbehörde den Verhafts— 
befehl erlaſſen. 


+ 377. Nah dem Cintritt in's ſechszehnte Jahr des Alters bis zur 
Volljäbrigfeitt oder Freilaſſung kann der Vater nur auf Einfperrung ans 
tragen, und das höchſtens auf jehs Monate; er wendet fich deßhalb an die 
Gerichtsbehörde, die nad) Beiprehung mit dem Staatsanwalt den Befehl zum 
Terbaft ertheilen oder verweigern, und im erjten Fall die vom Vater ver: 
langte Zeit der Einjperrung verfürzen kann. 


7578. In einem wie im andern al hat weder jchriftlihes Verfahren 
noch eine gerichtliche Förmlichkeit jtatt, den WVerhaftbefehl ausgenommen, in 
melden die Berweggrunde nicht ausgedrüdt werden. 

Ter Bater muß das Verſprechen unterzeichnen, alle Koften zu zahlen 
und gebührenden Unterhalt zu verſchaffen. ö 


7379. Von dem Vater hängt es allemal ab. die Dauer der von ihm 
verordneten oder verlangten Gimperrung zu verfürzen. Verfällt das Kind 
nad jeiner Yoslaffung auf neue Ausichweifungen, jo fan, auf die in den 
vorhergehenden Sägen bejtimmte Weife, die Einſperrung abermal verfügt 
werden. 

5® 
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+ 380. Sft der Vater wieder verheirathet, jo hat er, um ein Kind aus 
erfter Ehe, ſelbſt wenn es noch unter ſechszehn Jahren ift, einjperren zu 
laffen, ſich nad) der Vorſchrift des 377ſten Satzes zu benehmen. 

7 381. Die überlebende und nicht wieder verheirathete Mutter Tann 
auch, jedoch nur unter der Mitwirkung der zwei nächſten Verwandten väter- 
liher Seite, und in der Form eines Anfuchens nad der VBorjchrift des 
377ſten Sates, ein Kind einjperren laffen. 


+ 382, Hat das Kind freieigen Gut, oder treibt es ein Gewerbe oder 
Handthirung, jo kann feine Einfperrung, jelbft wenn es noch unter ſechszehn 
Jahren ift, nur im Weg des Anfjuchens, nad der im 377ften Sat beftimmten 
Form ftatt haben. 

Dem eingefperrten Kind bleibt e8 unbenommen, an den Staatsanwalt 
des Dbergerihts eine Denkſchrift einzureichen. Diefer läßt fih von dem 
Kronanwalt des Untergerihts Rechenschaft geben, und eritattet feinen Vor— 
trag an den Vorfteher des Obergerichts, welder den Vater hievon benach— 
rihtiget, alle Erfundigungen einzieht, und alsdann den von dem vorigen 
Richter ausgefertigten Befehl aufheben oder mäßigen kann. 


+ 383. Die Säße 376, 377, 375 und 379 find auf die Eltern natür— 
liher und von ihnen gejeglich anerkannter Kinder ebenfalls anwendbar. 


Die L.R.S. 375—383 sind aufgehoben durch Art. 2 I. des Bad. 
Einf.-Ges. zum R,St.G.B. vom 23. Dez. 1871, (G.B. Nr. 51). 


x 384. Während der Ehe hat der Bater, und nach aufges 
löster Ehe der Ueberlebende von beiden Eltern die Nutznießung 
an dem Vermögen ihrer Kinder, bis fie das achtzehnte Jahr ihres 
Alters zurüdgelegt haben, oder bis zur Gewaltsentlaffung, wenn 
dieje früher erfolgt. 


l. Einf.-Edikt $ VIIL, Ziffer 3: 

Da der Gebrauch des Rechts, wonach der Kinder Ver- 
mögen mit vollendetem achtzehnten Jahre bis zur Zurück- 
legung des einundzwanzigsten noch in vormundschaftliche 
Verrechnungen übergehen kann, in den wenigsten Fällen für 
sie von wesentlichem Nutzen und in den meisten vielmehr 
eine ohne ihren Nutzen eintretende Beschwerlichkeit für die 
Eltern ist; so erklären Wir weiter, dass auch künftig und 
nach eingetretener Verbindlichkeit dieses Landrechts Eltern 
die Nutzniessung abzugeben nicht anders schuldig sein sollen, 
als wenn es der Gegenvormund mit besonderer Ermächtigung 
des Familienraths aus Rücksichten begehrt, welche die Sicher- 
stellung des Vermögens, die bessere Erziehung oder die an- 
ständige Niederlassung der Kinder betreffen, und wobei nicht 
blos ein etwaig kleiner Gewinn von Rentenersparniss ihn leiten 
soll, oder wenn etwa die Eltern in den Fall kämen gegen 
eine ihnen nicht anständige von dem Staat aber, der Jugend 
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unangesehen, zulässig erachtete Ehe ihre Einwilligung zu ver- 
sagen und Einsprache zu machen, als in welchem Fall sie, 
um die Uneigennützigkeit ihrer Nutzniessung zu sichern, zuvor 
der Nutzniessung sich entschlagen und das Vermögen unter 
Vormundschaft legen sollen. 


Vgl. Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2. 
Justizministerialverordnung, aus besonderem Höch- 
sten Auftrag erlassen, vom 9. März 1819 (R.B. Nr. 10), 


Wir erklären, um allen Zweifel zu heben, andurch authentisch: 
dass diese elterliche Nutzniessung ungeachtet des etwa er- 
folgenden früheren Todes eines Kindes so lang dauern 
solle, als der Satz 620 vorschreibt, nämlich so lang bis 
das Kind, wenn es noch lebte, sein achtzehntes Jahr zurück- 
gelegt hat. 


Art. 14, II. des Bad. Einf.-Ges. zum R.St.G.B, s. bei L.R.S. 374. 
Vgl. L.R.S. 476 u. fig., 458, 601, 708, 1388, 1442. 


384 a. Diejes Endziel der Nutznießung verfteht ſich jedoch 
ohnbejchadet desjenigen Theils, der dem Weberlebenden kraft der 
Ehegeſetze oder der letzten Willensverfügungen des erſt Verſtorbenen 
gejegmäßig zufommen mag. 

Verl. LR.S. 745 a., 1094, 1519a., 1535 a., 1570a. u. b. 


385. Die mit diefer Nußnießung verbundenen Lajten find: 

1) diejenigen, wozu jeder Nutznießer verbunden ift; 

2) Ernährung, Pflege und Erziehung der Kinder nad) 
ihrem Vermögen; 

3) Zahlung der Rüdjtände*) und der Zinjen der Kapitalien; 

4) Bezahlung der Krankheit3- und Begräbnipfoiten. 

*) Im Urtexte: arrerages, d. i. Renten oder Rentenzieler. 

Vgl. L.R.S 203 u. 600— 616. 


386. Derjenige von beiden Eltern, zu deſſen Nachtheil eine 
Eheicheidung erfannt worden, bleibt von diejer Nußnießung aus— 
geſchloſſen; jie hört ebenfalls bei einer Mutter auf, die zu einer 
neuen Ehe jchreitet. 

Vgl. L.R.S. 299 u. 395. 


357. Sie ſoll fi) auf dasjenige Vermögen nicht erjtreden, 
welches die Kinder durch abgejondert treibende Arbeit und Kunſt— 
fleiß erwerben mögen, auch nicht auf das, was unter der aus— 
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drüdlihen Bedingung, daß die Eltern feine Nutznießung daran 
haben jollen, den Kindern gejchenft oder vermacht worden ift. 
Vgl. L.R.S. 389, 


Zehnter Titel. 


Don der Minderjährigfeit, der Vormundſchaft und der 
Gewaltsentlajjung. 


Erſtes Kapitel. 
Ton der Minderjährigkeit. 
388. Minderjährig iſt Jeder, ohne Unterſchied des Ge— 
ſchlechts, der das Alter von ein und zwanzig Jahren noch nicht 


zurüdgelegt hat. 

Vgl. L.R.S. 488 u. Reichsgesetz vom 17. Februar 1875 (R.G.B. 
S. 71) über das Alter der Grossjäbrigkeit; VI. Const.-Edikt $ 27, 1L.R.S 
108, 372, 903, 1095, 1124 n. flg., 1305 u. fig. 


Zweites Kapitel. 
Vou der Bormundicaft. 


Eriter Abjchnitt. 
Von der Vormundjchaft der Eltern. 


389. Der Vater ijt, während der Ehe, Verwalter alles 
Nermögens, welches feinen minderjährigen Kindern zugehört, jelbit 
des freieigenen. 

Von dem Wermögen, wovon er den Genuß nicht hat, iſt er 
über Hauptitod und Einkünfte zugleih, und von dem Bermögen, 
woran das Gejeß ihm eine Nugniegung gibt, über den Hauptjtod 
allein Rechenſchaft zu geben verbunden. 

Vgl. L.R.S. 334—387, Dienstweisung für Waisenrichter $ 16. 


390. Wird die Ehe durch) den natürlichen oder bürgerlihen * 
Tod eines der Ehegatten aufgelöst, jo fällt die VBormundichaft 
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über die minderjährigen, nicht gewaltsentlaſſenen Kinder dent 
überlebenden Ehegatten, kraft Gejetes, zu. 

* Aufgehoben s LR.S. 22. 

Vgl. Rechtspolizeigesetz $ 21 (bei L.R.S. 418) und L.R.S. 421. 

391. Der Vater fann gleichwohl der überlebenden Mutter 
und Normünderin einen beionderen Vormundichaftsbeiftand zus 
ordnen, ohne deijen Gutachten fie feine auf die Vormundſchaft 
ſich beziehende Rechtshandlung vornehmen darf. 

Beitimmt der Vater die Handlungen, für welche der Beiltand 
ernannt jein joll, jo ijt die Vormünderin befugt, die übrigen 
ohne deijen Mitwirkung vorzunehmen. 


392. Dieje Ernennung eines Bormundfhaftsheiflands fann 

nur auf eine der folgenden Arten geſchehen: 
1) durch eine legte Willensverordnung; 

2) dur eine vor dem Ortsvorfteher und feinem Gerichts— 

jchreiber, oder vor Staatsichreibern gejchehene Erklärung. 

Vgl. LRS. 398, 969. 

393, Iſt die Frau bei dem Tod ihres Mannes fchiwanger, 
jo joll der Leibesfrucht von dem Familienrathe ein Pfleger er= 
nannt werden. 

Mit der Geburt des Kindes wird die Mutter deſſen Vor— 
münderin, und jener Pfleger ift alsdann fraft des Geſetzes fein 
Gegenvormund. 

Vgl. L.R.S. 405 u. 420, Rechtspolizeigesetz $ 2 2. 2 

x393 a. Bei unehelichen Kindern, die eine befannte Mutter 
haben, iſt diefe die Vormünderin; hat jedoch der Vater das Kind 
gültig anerkannt, jo fan er das im Satz 391 bejtimmte Recht üben; 


wo feine befannte Mutter vorhanden, oder dieje verftorben ift, Tiegt dem Kron— 
anmwalt des Bezirksgericht3 die Betreibung der Bevormundung ob. 


Rechtspolizeigesetz $ 17 (bei L.R.S. 406) u. $ 25. Dienstweisung 
für Waisenrichter $ 8. Vgl. L.R.S. 334 u. 341. 


394. Die Mutter ift nicht jchuldig, die Vormundſchaft an— 
zunehmen; jedoch muß fie, wenn fie die Vormundſchaft ablehnt, 
die ihr anhängigen Pflichten jo lang erfüllen, bis fie die Er— 
nennung eines Vormunds erwirkt hat. 

Vgl. L.RS. 421 u. 442 Z. 3. 
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39. Will die Mutter, welche die Vormundſchaft führt, fich 
wieder verehelichen, jo muß fie, ehe noch die Ehe gejchlofien wird 
einen Familienrath zujammen berufen laffen, und diejer enticheidet, 
ob ihr ferner die Vormundichaft anvertraut bleiben joll. 

Unterläßt ſie diejes, fo verliert fie kraft Geſetzes die Vor— 
mundichaft, und ihr neuer Ehemann ift für alle Folgen ihrer 
widerrechtlichen Fortführung als Sammtjchuldner verantivortlich. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2, s. bei L.R.S. 405. Dienstweisung für 
Waisenrichter $ 8. Vgl. L.R.S. 386, 

396. Ueberläßt ein ordentlich zufammen berufener Familien- 
rath die Vormundichaft der Mutter, jo muß er ihr nothivendig 
den zweiten Ehegatten al3 Mitvormund beiordnen. Diejer wird 
mit feiner Ehegattin für die Verwaltung, in jo weit fie nad der 
Heirath) geführt wird, als Sammtjchuldner verantwortlich). 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 s. bei L.R.S. 405. Vgl. L.R.S. 450, 
1266, 2121. 


Zweiter Abjchnitt. 


Von der elterlich verordneten Vormundſchaft. 


397. Das Recht, einen Vormund zu wählen, und zwar 
aus Fremden oder aus Verwandten, gehört nur dem Längitleben= 
den von beiden Eltern. 

Vgl. L.R.S. 399. 

398. Diejes Recht kann nur nad) den im 392jten Sat vor— 
gejchriebenen Formen, und unter den folgenden Ausnahmen und 
Einjchräntungen ausgeübt werden. 

Rechtspolizeigesetz $ ı8: 

Die vom Gesetze oder durch elterliche Verordnung be- 
rufenen Vormünder, mit Ausnahme der Eltern, bedürfen der 
Bestätigung durch das Amtsgericht; diese darf ohne gesetz- 
lich begründete Ursache nicht verweigert werden; ihr muss 
eine Vernehmung der Beiräthe vorausgehen. (Vgl.$$ 1 1— 16.) 

Vgl. Gerichtsnotariatsordnung $ 63. 

398 a. Niemals fann weder von den Eltern, noch von 
dem Familienrath, der Vormund eines Minderjährigen unter aufs 


Ichiebenden Bedingungen ernannt werden. 
Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 s. bei L.R.S. 405. 
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399. Eine Mutter in zweiter Ehe, welcher die Vormund— 
Ihaft über ihre Kinder aus der erften Ehe nicht gelafjen worden 
ift, fann ihnen feinen Vormund ernennen. 

Vgl. L.R.S. 395. 


400. Hat die Mutter, welcher in zweiter Che die Vor- 
mundjchaft gelafjen wurde, ihren Kindern aus erfter Ehe einen 
Vormund ernannt, jo gilt diefe Auswahl nur mit Beftätigung 
des Yamilienraths. 


Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 (b. L.R.S. 405) und $ 18 (bei L.R.S. 
398). 


401. Der Vormund, welchen Eltern ernennen, ift nicht 
ihuldig, die Vormundſchaft anzunehmen, wenn er nicht fonft 
ihon in die Klaſſe derjenigen Perjonen gehört, denen, in Er= 
mangelung einer joldden Ernennung, der Familienrath fie hätte 
auftragen fünnen, oder bejondere Verpflichtungsgründe bei ihm 
eintreten. 

Vgl. L.R.S. 427—437. Rechtspolizeigesetz $ 21 bei L.R.S. 418, 


Dritter Abichnitt. 


Bon der Vormundichaft der Ahnherrn. 


402. Hat der längjtlebende Elterntheil dem Minderjährigen 
feinen Vormund ernannt, jo gebührt die Vormundſchaft kraft Ge- 
jeges dem väterlichen Großvater, bei deſſen Abgang dem mütters 
lihen Großvater, und jo weiter aufwärts, dergeftalt, daß der 
väterlihe dem mütterlichen Ahnherrn deijelben Grads immer vor= 
gezogen wird. 

Rechtspolizeigesetz $ 18 s. bei L.R.S. 398, 


403. Treffen in Ermangelung des väterlichen und mütter= 
lihen Großvater des Minderjährigen zwei Ahnheren eines 
höhern Grads zujammen, die beide zur väterlichen Linie des 
Minderjährigen gehören, jo joll die Vormundſchaft kraft Gejeges 
auf den väterlichen Croßvater des Vaters des Minderjährigen 
fallen. 
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404. Treffen in gleicher Weife zwei Urgroßväter der mütter- 
lichen Linie zuſammen, jo geihieht die Auswahl von dem Familien— 
rath, jedoch nur aus einem diejer beiden Ahnherrn. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2. (bei L.R.S. 405). 


Vierter Abſchnitt. 
Don Bormundichaften aus Auftrag des Familienraths. 


405. Die Ernennung eines Vormunds gefchieht durch einen 
Tamilienrath jo oft ein minderjähriges, nicht gewaltentlafienes 
Kind weder Vater noh Mutter, nod einem vom Water oder 
Mutter ernannten VBormund noch Ahnherr im Leben hat; des— 
gleichen, wenn der Vormund, der zu einer diejer Klaſſen gehört, 
fih in einem Fall der unten verordneten Ausjchließungen befindet, 


oder rechtmäßig entichuldigt ift. 
Vgl. L.R.S. 390, 394, 397, 401, 427 u. fg. 


Rechtspolizeigesetz $ 2 Ziffer 2: 


Die Amtsgerichte beschliessen in denjenigen Angelegen- 
heiten, welche das Landrecht dem Familienrathe zuweist, 
nach Anhörung der nächsten Verwandten und Verschwägerten 
des Mündels. ($ 11 bei L.R.S. 410). 

Vgl. Gerichtsnotariatsordnung $$ 59 u. 67. 

* 406. Tiefer Familienrath wird zufammenberufen auf Anfuchen und 
Betrieb der Verwandten des Minderjährigen. oder feiner Gläubiger, oder 
anderer Berheiligten, oder auch von Amtswegen auf den Betrieb des Orts— 
vorftehers, wo der Minderjährige feinen Wohnftg hat. Ein jeder ift berechtigt 
diefem Vorftcher den Borfall anzuzeigen, aus weldem die Nothmwendigfeit ein- 
tritt, einen Bormund zu ernennen, 


Rechtspolizeigesetz. 

$ 5a. Die den Amtsgerichten zukommenden vormundschaft- 
lichen Rechte werden von demjenigen Amtsgerichte ausgeübt, in 
dessen Bezirk der Mündel zur Zeit der Eröffnung der Vor- 
mundschaft oder Pflegschaft den bürgerlichen Wohnsitz oder 
in Ermangelung eines solchen den Aufenthalt hat. Ist ein 
solcher im Inlande nicht begründet, so wird das zuständige 
Amtsgericht durch das Justizministerium bestimmt, 

Dieses kann die vormundschaftlichen Rechte dem Amts- 
gerichte des Wohnsitzes des Vormundes oder Pflegers zu- 
weisen, wenn derselbe an einem andern Orte als an dem 
Wohnsitze des Mündels begründet ist, 
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$ 5b. Die Zuständigkeit des Amtsgerichts zur Ausübung 
der vormundschaftlichen Rechte erstreckt sich auch auf Nicht- 
badener, welche zur Zeit der Eröffnung der Vormundschaft 
oder Pflegschaft in dessen Bezirk ihren Wohnsitz, oder in 
Ermanglung eines solchen ihren Aufenthalt haben. 

Die Vormundschaft über einen Nichtbadener ist auf Ver- 
langen der Behörden des Heimathstaates an diese abzu- 
geben. 

(Staatsverträge mit Hessen, Hohenzollern, Sachsen und Württem- 
berg s. b. L.R.S. 417). 


$ 17. Verwandte und Verschwägerte, Bürgermeister, 
Waisenrichter und Notare sind verpflichtet, den Amtsgerichten 
die Thatsachen anzuzeigen, welche die Bestellung von Vor- 
mündern oder Pflegern Minderjähriger und Vermisster, oder 
die Absetzung von Vormündern und Pflegern nothwendig 
machen können, 

Das Justizministerium ist ermächtigt, die Pflicht zur An- 
zeige von Geburten und Sterbefällen, welche die Einleitung 
von Vormundschaften nöthig machen, auch den Standes- 
beamten aufzuerlegen. 

Dienstweisung für Waisenrichter $ ®, Dienstw. für Standesbeamte 


3 


6 54. Verordnung vom 6. August 1864 (R. B. Nr. 38) über die Sterb- 
fallanzeigen der Leichenschauer. 


7406 a. Bier und jo oft in diefem Geſetzbuch vom Ortsvorfteher die 
Rede iſt, bezieht fich ſolches auf Amtsſäſſige Perſonen; bei Kanzleifäffigen 
ift der Bezirfsvorfteher derjenige, welcher auf jie Ortsvorjtcherreht und 
Viliht hat. | 

Aufgehoben durch das Gesetz vom 15. Februar 1851 (R.B. Nr. 13) 
über Aufhebung der befreiten Gerichtsstände, 


* 407. Der Familienrath fol, ohne jenen Vorfteher mit einzurechnen, 
aus jechs Verwandten oder Verihwägerten beſtehen. Diefe werden ſowohl aus 
der Gemeinde, wo der Fall. einen Bormund zu ernennen, fich zugetragen hat 
al in dem Umkreis von vier Stunden genommen, die eine Hälfte aus 
väterliher und die andere aus mütterlicher Linie; im jeder Linie richtet man 
fi) nad) der Nähe der Grade. 

Unter Berwandten und Berjchwägerten in gleihem Grad wird der Ber: 
wandte, und unter Verwandten deſſelben Grads der Aeltere dem Yüngern 
vorgezogen. R 

* 407 a. Durchaus find darunter nur gefegliche, d. i. durch Ehe oder 
Anwünſchung entitandene, nicht bloß natürliche, d. i. aus auferehelicher 
Zeugung entiproffene Verwandte, zu verjtchen, als welche überall nur da in 
verwandtichaftlihe Betrahtung fommen, wo ſie das Gejeg namentlich mit 
- einbegreift. 

*408. Tie vollbürtigen Brüder des Minderjährigen und die Ehegatten 
feiner vollbürtigen Schweſtern machen allein eine Ausnahme von der im Saß 
407 enthaltenen Beihräntung auf eine beftimmte Anzahl. 
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Sind ihrer ſechs oder mehrere, jo find fie alle Mitglieder des Familien— 
raths, den fie alsdann allein mit den MWittwen der Ahnherrn und mit den 
etwa vorhandenen gejeglih entichuldigten Ahnherrn zu bilden Haben. 

Sind ihrer weniger ald ſechs, jo werden nur fo viel der übrigen Ver— 
wandten berufen, als nöthig find, um den Rath vollzählig zu machen. 

*409, Finden fih an dem Ort felbft und in der im 407ten Sat be- 
ftimmten Entfernung Verwandte oder Verichwägerte von der einen oder der 
andern Linie nicht in binlänglicher Zahl, fo beruft der Ortävorfteher entweder 
Verwandte oder Verſchwägerte, die in einer größern Entfernung wohnen, oder 
aud Staatsbürger aus derjelben Gemeinde, die dafür befannt find, mit dem 
Bater oder der Mutter des Minderjährigen fortwährend in Freundichaftäver: 
bindungen geftanden zu haben. 

*410. Auch da, wo an dem Ort felbft eine binlänglihe Anzahl von 
Berwandten oder Verfhmägerten vorhanden ift, kann der Drtsvorfteher 
die Erlaubniß ertheilen, daß man andere, obgleih entfernter mohnende Ver: 
wandte oder Verjchwägerte vorlade, die in einem nähern oder doch gleichen 
Grad find, als die im Ort vorhandenen, jedoch jo, daß alddann einige von diefen 
fegteren übergangen werden, um die in dem vorigen Sak bejtimmte Zahl 
nicht zu überjchreiten. 

Die L.R.S. 407—410 sind ersetzt durch: 


Rechtspolizeigesetz $ ıı: 


Zu jeder Vormundschaft werden zwei oder vier der im 
Orte oder dessen Nähe wohnenden nächsten Verwandten oder 
Verschwägerten des Mündels, wo möglich von der väterlichen 
und mütterlichen Seite je zur Hälfte, in Ermanglung solcher 
zwei andere hiezu geeignete Einwohner des Ortes berufen, 
um dem Amtsgerichte bei Erledigung der in $ 2 Ziffer 2 er- 
wähnten Angelegenheiten als ständige Beiräthe zur Seite zu 
stehen. 

Als solche Beiräthe können diejenigen Personen nicht 
berufen werden, welche sich in einem der in den L.R,S 442, 
444 und in $ 34 Ziff. 6 des Reichsstrafgesetzbuches bezeich- 
neten Verhältnisse befinden. 

Vgl. Rechtspolizeigesetz $$ 15 u. 16 und Gerichtsnotariatsordnung 
g$ 4866. 


*411. Zur Erfcheinungsfrift ſoll vom Ortsvorfteher ein beftimmter Tag 
feftgefegt werden, und zwar fo, dak wo die Borgeladenen in der Gemeinde 
ober in dem Umfang von vier Stunden fich aufhalten, zwijchen der Ankündi— 
gung der Vorladung und dem Tag der Zufammenkunft des Familienraths, 
ein Zwilchenraum von menigitens drei Tagen übrig bleibe. 

So oft hingegen unter den Vorgeladenen einige außer diefem Umkreis 
ihren Wohnfig haben, foll der Erſcheinungsfriſt je für jechs Stunden ein Tag 
zugegeben werden. 


Rechtspolizeigesetz $ ı2: 
In wichtigen und in zweifelhaften Fällen findet die Ver- 
nehmung der Beiräthe durch das Amtsgericht statt; sonst 
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kann sie durch einen Gemeindebeamten oder Notar ge- 
schehen. 


Vgl. Gerichtsnotariatsordnung $$ 60 u. 61. Dienstweisung für Waisen- 
richter $ 18. 

*412. Die alfo berufenen Verwandten, Verſchwägerte oder Freunde find 
Ihuldig, in Perſon zu erſcheinen, oder durch einen bejonders Bevollmädtigten 


fi) vertreten zu laſſen. 
Mehr als eine Perfon kann ein Bevollmädtigter nicht vertreten. 


* 413. Jeder berufene Verwandte, VBerfchwägerte oder Freund, der ohne 
geiegliche Entichuldigung ausbleibt, verfällt in eine Geldftrafe, die nicht über 
25 Gulden betragen darf, und von dem Ortsvorſteher angefegt wird, ohne 
dat ein Nechtszug dawider ftatt habe. 


*414. Wo eine hinreichende Entſchuldigungsurſache eintritt, und es rath— 
fam ift, das abmejende Mitglied noch abzuwarten, oder durch einen andern 
erjegen zu laffen, oder wo es jonft der Vortheil des Minderjährigen zu erfor: 
dern fcheint, da kann der Ortsvorftcher die Zujammenfunft ausfegen, oder 
die Tagfahrt verlegen. 


Die L.R.S. 412—414 sind ersetzt durch 


Rechtspolizeigesetz $ 13: 
Die Berufenen sind schuldig, zur Abgabe ihres Gut- 
achtens persönlich zu erscheinen. 


Vertagung der Berathung oder der Entscheidung wegen 
des Ausbleibens eines oder mehrerer der Berufenen findet in 
der Regel nicht statt; wo keine Gefahr auf dem Verzuge 
und die Mitwirkung der Beiräthe besonders wünschenswerth 
ist, kann deren nochmalige Vorladung verfügt werden; die 
Nichterschienenen tragen in diesem Falle die Kosten der ver- 
eitelten Tagfahrt. 


*415. Die Berjammlung wird geſetzmäßig bei dem Ortsvorftcher ges 
halten, fofern er nicht jelbft einen andern Ort beftimmt. Drei Viertel der 
berufenen Mitgliever müffen erfcheinen, um berathichlagen zu können. 


Rechtspolizeigesetz $ 12 s. bei L.R.S. 411. 


*416. Bei dem Familienrath hat der Ortövorfteher den Vorſitz. Seine 
Stimme wird mitgezählt, und gibt den Ausſchlag, wenn die Meinungen gleich 
getheilt find. 

Rechtspolizeigesetz, 

$ 11,8. bei L.R.S. 410, 

$ 14. Der Vormund sowie jeder der berufenen Beiräthe 
können, wenn sie mit einem Beschlusse des Amtsgerichts 
nicht einverstanden sind, binnen acht Tagen verlangen, dass 
der Staatsanwalt um seine Meinung befragt werde. 


u Fi Yin St 
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Billigt er den Beschluss, so wird dieser endgültig, an- 
dernfalls legt der Staatsanwalt die Sache dem Landgerichte 
zur endgültigen Entschliessung vor, 


417. Beſitzt der Minderjährige, der im Lande wohnt, 
Güter im Auslande, oder umgefehrt, jo wird die bejondere Ver— 
waltung über dieje Güter einem Nebenvormund ‚anvertraut. 


In diefem Falle find der Vormund und Nebenvormund von 
einander unabhängig. Sie haben einander für ihre gegenjeitige 
Verwaltung nicht zu haften. | 

Vgl. Staatsverträge mit: 

Hessen Art. 4 vom 5. Mai 1813 (R.B. Nr, 17) u. Bekanntmachung 
v. 9, Januar 1872 (G.B. Nr. 3); 

Württemberg Art. 23—28 v. 30. Dez. 1825 (R.B. Nr. 32) und 
. Bekanntmachung v. 21. Nov. 1872 (G.B. Nr. 45); 

Hohenzollern Art. 23—23 v. 29. Septbr. 1827 (R.B. Nr. 21) 
bezw. v. 3. Februar 1864 (R.B. Nr. 25) und Bekanntmachung v. 27, Juli 
1870 (G.B. Nr. 56); 

Sachsen (Köngreich) Art. 31—34 v. 1. August 1855 (R.B. Nr. 28) 
und Bekanntmachung v. 25. Juli 1870 (G.B. Nr. 56). 


* 4185. Der Vormund handelt und verwaltet in feiner Eigenschaft, von 
dem Tag an, da er ernannt wurde, wenn die Ernennung in jeiner Gegen: 
wart gejchicht; außerdem von dem Tag an, da ihm feine Ernennung befannt 
gemacht worden iſt. 


Rechtspolizeigesetz $ 21: 


Der überlebende Elterntheil handelt und verwaltet als 
Vormund vom Tode des andern an, die übrigen gesetzlichen 
und elterlich verordneten Vormünder von dem Tage an, an 
welchem ihnen die Bestätigung eröffnet wurde, andere Vor- 
münder, Pfleger und Beistände von Verkündung der Ernen- 
nung an. 


419. Die Vormundſchaft ift ein perjönliches Aınt und geht 
auf Erben des VBormunds nicht über. Dieje find nur für die 
Verwaltung ihres Erblaffers verantivortlich, und müſſen, wenn jie 
großjährig ſind, die Verwaltung als Gejchäftsfüihrer fortjegen, 
bis ein neuer Vormund ernannt ift. 

Vgl. L.R.S. 1572—1375, 
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Fünfter Abſchnitt. 
Von dem Gegenvormund. 

420. Bei jeder Vormundſchaft ſoll ein von dem Familien— 
rath ernannter Gegenvormund ſein. 

Seine Amtspflicht iſt, für den Vortheil des Minderjährigen 
zu jorgen, wenn diejer gegen jenen des Vormunds anjtöpt. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 s. bei L.RS. 405 Dienstweisung für 
Gegenvorm, vom 16. Nov. 1865. R.B. Nr. 56. 

420a. it der Hauptvormund Glied einer andern Kirche, 
als zu welcher das Kind erzogen werden joll, jo muß der Gegen- 
vormund nothivendig aus Gliedern jener stirche genommen werden, 
zu welcher das Kind erzogen werden joll, und hat diejer als— 
dann die Objorge über deſſen Firchliche Erziehung bejonders 
auf ſich. 

Gesetz vom 9. October 1860 (R.B. Nr. 51) über Erziehungsrechte 
in Beziehung auf die Religion der Kinder (bei L.R.S. 203 a.) 

420b. Mo mehrere Miündlinge unter einem Vormund 
jtehen, und Fälle ſich begeben, in welchen eine getrennte Bethei= 
ligung ftattfindet, z. E. bei Erbverzeichnifien, da tritt nicht der 
Gegenvormund, jondern ein für jeden Mündling zu beftellender 
Unterpfleger in das Mittel. 

Vgl. L.R.S. 405, Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2, 

x421. Wo das vormundichaftliche Amt einer Perfon kraft 
des I., II. und III. Abjchnitts des gegenwärtigen Kapitels zufällt, 
da ſoll diefer VBormund, che er noch jeine Verrichtungen antritt, 
zur Ernennung eines Gegenvormunds einen nad Vorſchrift des 
IV. Abſchnitts gebildeten Familienrath zufammenberufen laſſen. 

Hat er, vor Erfüllung diejer Förmlichkeit, in die Verwaltung 
ji eingemiicht, jo kann ihm der Familienrath, ver auf Anfuchen 
der Derwandten, der Gläubiger oder anderer Betheiligten, oder Amtshalber 
von dem Ortsvorfteher zufammenberufen worden, Jobald jeinerjeits eine 
Gefährde untergelaufen ift, die VBormundichaft entziehen, mit 
Vorbehalt der dem Minderjährigen gebührenden Schadlos— 
haltung. 


Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 (bei L.R.S. 405), Notariatsordnuug 
$ 126, Dienstw. für Waisenrichter $ 8, Dienstw. f. Vormünder $ 4. 
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422. Bei den übrigen Bormundichaften foll die Ernennung 
des Gegenvormunds unmittelbar nach der Ernennung des Haupt— 
vormunds gejchehen. 


423. In feinem Fall joll der VBormund bei der Ernen— 
nung des Gegenvormunds mitjtimmen; wo nicht vollbürtige 
Brüder vorhanden find, joll er aus derjenigen von beiden Linien 
genommen werden, wozu der Hauptvormund nicht gehört. 

Vgl. Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 und $ 11. (Bei L.R.S. 410). 

424. Der Gegenvormund tritt nicht fraft Gejeßes in die 
ledig gewordene oder durch Abweſenheit verlajjene Stelle des 
Normunds, jondern er muß in diejem Fall auf Ernennung eines 
neuen Bormunds antragen, widrigenfall3 er dem Minderjährigen 
für allen etwaigen Schaden zu haften hat. 

Vgl. L.R.S. 446, 1383, 1383 a. 


425. Die Amtsverrichtungen des Gegenvormunds endigen 
ſich zu gleicher Zeit mit der Vormundicaft. 
'gl. L.R.S. 476 u. flg.,488. 


425a. Stirbt der Gegenvormund oder tritt ab, jo muß 
nad) dem Sab 421 und 422 wieder für deſſen Erſetzung ge— 
jorgt werden. 


426. Die in dem VI. und VII. folgenden Abjchnitt ent— 
haltenen Verfügungen find auf die Gegenvormünder ebenfalls ans 
wendbar. 

Der Vormund darf jedoch auf Abjegung des Gegenvormunds 
nicht antragen, noch in den darüber vorgehenden Yamilienvers 
jammlungen ſtimmen. 

Vgl. L.R.S. 446. 


Schster Abſchnitt. 


Von den Urfachen, welche von der Vormundjchaft befreien. 


427. Befreit von der Vormundidaftsübernahme find: 
1) die Mitglieder der oberften Staatsbehörden; 

2) die Vorfteher und Mitglieder des Oberlandesgerichtz; 
3) die Staats- und Provinzeinnehmer; 


— — 
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4) die Vorſteher der mittlern Staatsbehörden und die 
TO berbeamten; 

5) alle Staatsbürger, welche außer der Provinz, in welcher 
die Vormundſchaft angeordnet wird, ein öffentliches Amt 
verjehen. 

Neue Fassung von Ziffer 2 nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den 
R.J.G. 

428. Gbenjo find von der Bormundichaft frei: 

die dienſtleiſtenden Militärperfonen und alle andern 
Staatsbürger, welche außer dem Staatsgebiet einen 
Staatsauftrag vollziehen. 

Reichs-Militärgesetz vom 2. Mai 1874,$ 41: Die Mili- 
tärpersonen des Friedensstandes und die Civilbeamten der 
Militärverwaltung können die Uebernahme von Vormund- 
schaften ablehnen und sind zu deren Uebernahme nur mit 
Genehmigung ihrer Vorgesetzten berechtigt, 

429. it die Sendung uneingeftanden und unbeurfundet, 
jo ſoll die Befreiung nicht eher zuertannt werden, bis ein Zeug: 
niß des Minijters, in deijen Gejchäftsfreis der zur Befreiung ans 
geführte Auftrag gehört, vorgelegt: ift. 

430. Staatsbürger, welche hiernad) frei wären, und dennoch 
eine Vormundſchaft übernommen haben, können ſich ſolcher aus 
jener Urjache nicht wieder entledigen laſſen. 

431. Diejenigen hingegen, welche jene Vorrichtungen, Dienfte 
oder Aufträge erjt nad) Uebernahme und Führung der Vormund- 
ſchaft erhielten, fünnen, wenn jie dieje nicht behalten wollen, binnen 
Monatsfrift einen Familienrath zujammenberufen laſſen, um 
einen andern Vormund an ihre Stelle zu ernennen. 

Wenn nad) Endigung jener Berrichtungen, Dienfte oder Sen» 
dungen, der neue Vormund feine Entlaſſung, oder der vorige die 
MWiedererlangung der Vormundichaft begehrt, jo kann fie dieſem 
von dem Familienrath wieder aufgetragen werden. 

Rechtspolizeigesetz $ 2, Ziffer 2 s. bei L.R.S. 405. 


432. Stein Staatsbürger, der nicht verwandt oder ver— 


ſchwägert ift, fann gezwungen werden, eine Vormundſchaft anzu— 


nehmen, jo lang no) in dem Umfang von adt Stunden ſich 
Eivilrcht. 6 
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Verwandte oder Verſchwägerte finden, welche im Stand find, fie 
zu führen. 


433. Wer fünf und jechszig volle Jahre hat, kann ſich 
weigern, Vormund zu werden. Wer vor diejem Alter ernannt 
wurde, fann, wenn er fiebenzig Jahre alt geworden tft, ſich von 
der VBormundichaft losiprechen laſſen. 


434. Jeder, der erweislic mit einer ſchweren Gebrechlich— 
feit behaftet ift, bleibt von der Uebernahme einer Vormund— 
ſchaft frei. 

Er kann ſich aud davon losjprechen lafjen, wenn ihm eine 
ſolche Gebrechlichkeit erjt nad) jeiner Ernennung zuftößt. 


435. Zwei Vormundichaften geben jedem das Recht, eine 
dritte auszujchlagen. Gin Ehegatte oder Water, der jchon mit 
einer Vormundichaft beladen ift, hat nicht nöthig, eine zweite zu 
übernehmen, außer über jeine Kinder. 


436. Wer fünf chelihe Kinder hat, ift von jeder Vor— 
mundjchaft, außer jener über feine Kinder, frei. Kinder, melde 
im wirklichen Dienjt in den Kriegsheeren des Staats geitorben 
find, werden für diefe Befreiung mitgezählt. 

Andere verjtorbene Kinder werden nur alsdann miteinges 
rechnet, wenn fie Kinder zurüdgelafien haben, und dieſe noch leben. 


437. Kinder, die dem Vormund erſt während der Vor— 
mundjchaft geboren werden, beredytigen ihn nicht, ſolche nieder 
zu legen. 


438. Iſt ein ernannter Vormund bei der Berathichlagung 
zugegen, die ihm die Vormundſchaft aufträgt, jo muß er auf der 
Stelle, bei Berluft jeder tweiterns Gegenvorftellung, feine Ent— 
Ihuldigungsgründe vorbringen, über welche alsdann der Familien= 
rat einen Schluß faßt. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 s. bei L.R.S. 405. 

439. War der ernannte Vormund bei der Berathichlagung, 
die ihm die Vormundſchaft aufgetragen hat, nicht zugegen, jo kann 
er einen Familienrath zujammen berufen lafien, um über jeine 
Entjehuldigungsgründe einen Schluß zu fallen. 
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Die hierzu nöthigen Schritte müſſen in drei Tagen, nach 
der ihm geſchehenen Bekanntmachung ſeiner Ernennung, geſchehen. 
Für jede ſechs Stunden, welche ſein Wohnſitz von dem Ort der 
zugedachten Vormundſchaft entfernt iſt, wird dieſe Friſt um einen 
Tag verlängert. Nach Umlauf derſelben wird er ferner nicht 
gehört. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 s. bei L.R.S, 405. 

x 440. Werden feine Entihuldigungsgründe verworfen, jo 
jteht es ihm frei, deren Anerfenntniß gerichtlich zu ſuchen; er 
ift aber gehalten, während des Streits die Verwaltung für= 
jorglich zu führen. 

Rechtspol zeigesetz $ 24: Beschwerde an das Landgericht. 


* 441. Wird er alödann von der Vormundfchaft freigefprodhen, fo können 
diejenigen, welche feine Entjhuldigungsgründe verworfen haben, in die Ges 
richtskoſten verurtheilt werden. 

Berliert er, jo wird er jelbjt in diefe Koften verurtheilt. 


Rechtspolizeigesetz $ 8a. 


Siebenter Abſchnitt. 


Bon der Unfähigkeit zur Vormundſchaft, auch der Ausſchließung 
und Abjegung von derjelben. 


442. VBormünder können nicht jein, und eben jo wenig 
Mitglieder eines Yamilienraths: 

1) Minderjährige, Vater und Mutter jedoch ausgenommen. 

2) Jene, welche mundtodt jind. 

3) Weibsperfonen, mit Ausnahme der Mutter und der 
Großmütter. 

4) Alle diejenigen, die oder deren Eltern mit dem Minder— 
jährigen einen Rechtsitreit haben, wodurd der Familien— 
ſtand diefes Minderjährigen, fein Bermögen, oder ein ans 
ſehnlicher Theil deſſelben betroffen wird. 

Vgl 1.R.S. 390, 476, 509, 513 a., Rechtspolizeigesetz $ 11 Abs. 2 

(bei L.R.S, 410.) 

7443. Die Berurtheilung zu einer peinlichen oder entehrenden Strafe 
wirft fraft Geſetzes die Ausfchliegung von Vormundidaften. Sie wirft auf 
gleihe Weife die Abihaffung von früher aufgetragenen. 

Aufgehoben durch Aıt. 2, I. des Bad. Einf.-Ges. zum R,St.G.B. v. 

23. Decbr 1871 (G.B. Nr. 5l). Vgl. R.St.G.B. $ 34 Z, 6. 
6* 
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444. Ausgeſchloſſen von der Vormundſchaft find ebenfalls, 
und fünnen aud, wenn jie jchon angejtellt find, abgejchafft 
werden: 

1) Leute von fundbar jchlechter Aufführung; 

2) Diejenigen, deren Unfähigfeit oder Untreue aus ihrer Ver— 

waltung hervorgeht. 

445. Wer von einer Vormundſchaft ausgeſchloſſen oder 
abgejchaffen worden ift, fann fein Mitglied eines Familien— 
raths jein. 

Rechtspolizeigesetz $ 11 Abs. 2. s. bei L.R.S. 410, 

x 446. So oft die Abjchaffung eines Vormunds ftatt hat, 
joll jie von dem Familienrath erfannt werden, der auf Anfuchen 
des Gegenvormunds oder von Amtswegen von dem Ortsvorftcher 
zujammenberufen wird. 

Diejer kann jolde Zujammenberufung nicht verweigern, 
jobald fie von einem oder mehreren Verwandten oder Verſchwä— 
gerten des Minderjährigen, die zu ihm Gejchwifterfinder oder näher 
verwandt jind, förmlich nachgeſucht wird. 

Rechtspolizeigesetz 6 2 Z. 2 (bei L.R.S. 405) u. $ 17 (bei L.R.S. 
406.) 

447. Jeder Beichluß des Yamilienraths, in welchem die 
Ausſchließung oder Abjchaffung des Vormunds erfannt wird, joll 
die Berveggründe enthalten. Er darf nicht gefaßt werden, ohne 
vorher den Vormund gehört oder vorgefordert zu haben. 


448, Iſt der VBormund mit dem Schluß einverftanden, fo 
joll hiervon Erwähnung gejchehen, und der neue Bormund jogleich 
jein Amt antreten. 

»Widerſpricht er Hingegen, jo hat der Gegenvormund auf Beftätigung des 
gefaßten Beichluffes bei dem ordentlichen Geriht anzurufen, und diejes erkennt 
hierüber mit Vorbehalt der Berufung. 

Auch der Vormund, der ausgejchloffen oder abgefchafft worden, kann, um 
fi) durch Urtheil und Recht bei der Vormundſchaft zu erhalten, den Gegen- 
vormund vor Gericht ziehen. 

Rechtspolizeigesetz $ 24: Beschwerde an das Landgericht. 


*449. Die Verwandten oder Verfhmwägerten, auf deren Anſuchen der 
Hamilienrath zufammenberufen worden war, köunen in dem Nechtäftreit, der 
al3 eine eilende Sache behandelt und entjchieden werden joll, als Beikläger 
auftreten. 


Rechtspolizeigesetz $ 17 (bei L.R.S. 406) u. $ 24. 
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Achter Abſchnitt. 
Don der Verwaltung des Vormunds. 


450. Der Bormund muß für die Perjon des Minder- 
jährigen Sorge tragen, und in allen bürgerlichen Rechtsgeſchäften 
ihn vertreten. 

Er muß deſſen Vermögen als guter Hausvater verivalten, 
und für Schaden und Mangel haften, der aus einer übeln Ver— 
waltung entiteht. 


Er kann feine Güter des Minderjährigen faufen; auch kann 
er feine pachten, wozu der Yamilienrat den Gegenvormund nicht 
ermächtigt hat, mit ihm den Pachtvertrag zu jchliegen; und über- 
haupt fein Recht oder feine Forderung wider feinen Mündel fi 
übertragen laſſen. 

Dienstweisung für Vormünder vom 6. August 1864 R.B. Nr. 38, 
Vgl. L.RS. 1596, 1718, 2121, 2135. Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 (bei 
L.RS. 405.) 

450 a. Die Sorge für die Perfon umfaßt die Gejund- 
heit, geiftige und förperliche anftändige Erziehung, auch Befähig— 
ung für einen bejtimmten Lebensberuf. 

Vgl. L.R.S. 203 a. u. 420a. 


451. Der VBormund joll in den nächften zehn Tagen nad) 
erhaltener Verfündung feiner Ernennung auf Abnahme der Siegel 
antragen, und unmittelbar darauf unter Beiwirfung des Gegen 
vormunds zur Vermögensverzeichnung des Minderjährigen jchreiten. 

Iſt ihm der Minderjährige etwas jchuldig, jo muß er diejes 
bei Verluft feiner Forderung in dem Vermögensverzeichniß ans 
geben. Der betreffende Beamte ift verbunden, zu diejer Angabe 
ihn aufzjufordern, und diefer Aufforderung in dem Protofoll zu 
envähnen. 

Rechtspolizeigesetz $ 26 Z. 2 u. 3, Notariatsordnung $$ 115, 122 
$ 157 2.6. — Dienstweis, f. Vorm. $ 5. — Dienstw. f. Gegenvorm. $ 6. 


452. In Monatsfrift nad) geendigtem Vermögensverzeichnif 
ol der Vormund mit Beiwirkung des Gegenvormundes nad) vor= 
bergegangener ordnungsmäßigen Verkündigung, von welcher in 
dem Verlaufsprotofoll Erwähnung gejchehen muß, alle Fahrniß, 


* 


* 
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welche aufzubewahren ihn der Familienrath nicht ermächtigt haben 
wird, in öffentlicher Verfteigerung verkaufen laſſen. 


Rechtspolizeigesetz $ 2 Z.3 s. bei L.R.S. 405. Not.O. $$ 160, 
161; Dienstw. f. Waisenr. $ 14, 19 u. 29. — Dienstweis. f. Vorm $ 5 
lit. e.: Dienstweis. f. Gegenvorm. $ 7. 


453. Die Eltern, jo lang fie eine gejeglihe Nutznießung 
an dem Vermögen des Minderjährigen haben, find nicht gehalten, 
die Fahrnig zu verkaufen, joweit fie jolche lieber behalten wollen, 
um fie im Stüd zurüdzugeben.S 

Sie follen in diefem Fall jolhe von einem Sachverſtän— 
digen, der von dem Gegenvormund ernannt wird, und vor dem Ortävor- 
fteher das Gelübde abzulegen hat, nad) ihrem wahren Werth auf ihre 
Koften abjhägen lafjen, und in der Folge für jene Fahrniß, 
welche fie nicht im Stüd zurüdliefern fönnen, diejen Anjchlag 
erſetzen. | 
L.R.S. 331 u. Zusätze dazu. Rechtspolizeigesetz $ 64 (s. bei L.R. 
S. 466), Notariatsordnung $ 139, Dienstweis. f. Waisenrichter $ 26. 

454. Bei dem Antritt einer jeden Vormundſchaft, jene der 
Eltern ausgenommen, joll der Familienrath nad) einem unge— 
fähren Ueberichlag und mit Nüdfiht auf den Ertrag des Ver— 
mögens die Summe der jährlichen Ausgabe für den Mlinder- 
jährigen ſowohl, als für die Verwaltung feiner Güter beitimmen. 

Dieje Urkunde joll es aud) angeben, twenn der Vormund er= 
mächtigt wird, zu jeiner Gejchäftsführung ſich eines oder mehrerer 
bejonderen bejoldeten Verwalter unter jeiner Berantivortlichkeit 
zu bedienen. 

Rechtspolizeigesetz 6 2 Z. $ s. bei LR.S. 45. 

-454 a. Der Familienrath kann einen Gewalttaber einennen, der 
während der Vormundſchaft in allen dem Bormund für feine Bermögens- 


verwaltung nöth'gen Ermädtigungen das Nöthige ftatt des Familienraths 
dem Bormund zugehen lafje. 


Aufgehoben durch $ 11 des Reichspolizeigesetzes vom 25. Mai 1864 
(R.B. Nr. 21). 

455. Tiefer Familienrath joll auch bejtimmen, bei welcher 
Eumme der VBormund die Vebereriparniß auf Zins zu legen 
habe. Dieſe Anlegung muß alsdann in jehs Monaten wirklich 
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geihehen. Nah Umlauf diejer Frift zahlt der Vormund die 
Zinſen der verfäumten Anlage. 

Vgl. L.R.S. 1153, 1907 u. 1907 a. Dienstweis. f. Vorm. $ 7. 

456. Hat der Vormund nicht geiorgt, dab von dem 
Familienrath die Summe zur verzinslihen Anlage benannt 
werde, jo zahlt er nach der im vorhergehenden Sat bejtimmten 
Friſt von jeder nicht angelegten, noch jo geringen Summe die Zinjen. 

457. Der Vormund (Vater und Mutter nicht ausgenommen) 
fann ohne Ermächtigung eines Familienraths für den Minder- 
jährigen weder Geld aufnehmen, noch liegende Güter veräußern 
oder verpfänden. 

Die Ermädtigung fann nur wegen unvermeidlicher Noth— 
wendigfeit oder augenjcheinlihem Nutzen ertheilt werden. 

Im erſten Fall ſoll der Familienrath die Ermädtigung nicht 
eher erteilen, als bis er aus einem Rechnungzüberſchlag des 
Vormunds erjehen hat, daß Baarſchaft, Fahrniß und die” Ein— 
fünfte des Minderjährigen unzulänglich find. 

In jedem Fall ſoll der Familienrath die Güter, welche vor 
andern verfauft werden jollen, jowie alle übrigen erforderlichen 
Bedingungen angeben. 

Vgl. L.R.S. 460, 484, 1314, 1718, 2126. Rechtspolizeigesetz $ 2 
Z. 2 e. bei L.RS. 405. 

+ 458. Die Schlüffe des Familienraths über diefen Gegenftand ſollen 
nicht eher in Vollzug gefegt werden, bis der Vormund bei dem ordentlichen 


Richter ihre Beftätigung nachgeſucht und erhalten hat. Das Gericht erfennt 
hierüber, nachdem es den Kronanwalt vernommen bat. 


Aufgehoben durch Rechtspolizeigesetz $ 19 Abs. 2 (=. bei L.R.S. 
407). 

459. Der Berlauf ſoll öffentlih unter Beiwirfung des 
Gegenvormunds mitteljt obrigkeitlicher Berfteigerung geichehen, 
nachdem er zuvor durch dreimalige VBerfündung au den gewöhn— 
lihen Orten und an den bejtimmten Tagen, drei Wochen nad) 
einander, befannt gemacht worden. 

Jede Verfündung durh Anjchlag joll von dem Vorjteher 
der Gemeinden, in welchem fie geihah, unterzeichnet und be— 
glaubigt werden. 


Vgl. L.R.S. 1314, Notariatsordnung $$ 160 u. 161; Dienstweis. für 
Waisenrichter $$ 19 u. 2%. 
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460. Die zur Veräußerung der Güter eines Minderjährigen 
in dem Sabß 457 und 458 vorgejchriebenen Förmlichkeiten fallen 
da weg, wo auf Begehren eines unabgetheilten Miteigenthümers 
die Verfteigerung durch richterliches Erkenntniß befohlen wird. 

Auch in diefem Fall muß jedod) die Verfteigerung nad 
der in dem vorhergehenden Saß beftimmten Form geichehen, und 
fremde Steigerer müjjen nothivendig dabei zugelaffen werden. 

Vgl L.R.S. 827 u. 1636. 


461. Kine dem Minderjährigen angefallene Erbſchaft kann 
der Bormund, ohne vorhergehende Ermächtigung des Familien 
raths, weder annehmen noch ausjchlagen. Die Annahme kann 
nur mit dem Borbehalt des Rechtsvortheils des Erbverzeichniſſes 
gejchehen. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 (bei L.R.S. 405). Vgl. L.R.S. 793 u. 
flg.; Dienstweis. f. Vormünder $ 10. 

462. Eine im Namen des Minderjährigen ausgeichlagene 
Erbichaft kann, jo lang nicht ein Anderer fie angenommen bat, 
jowohl von dem Bormund mit Ermächtigung des Yamilienraths, 
al3 von dem Minderjährigen nach erlangter Volljährigkeit wieder 
angetreten tverden, jedoch nur in dem Zuftand, worin fie zur 
Zeit der Wiederannahme ich befindet, und ohne die Veräuße— 
rungen und andere in der ledigen Erbichaft gejeßlich vorgegangene 
Deränderungen anfechten zu fünnen. 

Vgl. L.R.S, 784, 790, 811 u. fig. 


463. Schentungen an Minderjährige fann der Vormund 
nur mit Ermächtigung de3 Familienraths annehmen. 

Sie haben für den Minderjährigen gleiche Wirfung, wie für 
einen Bolljährigen. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 (bei L.R.S. 405). Vgl. L.R.S. 935, 
940, 942. 

464. Kein Vormund darf ohne Ermächtigung des Familien— 
raths eine Klage auf liegenjchaftlihe Rechte des Minderjährigen 
erheben, und eben jo wenig einem fremden Anſpruch auf der= 
gleichen Güter nachgeben. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 (bei L.R.S. 405). Vgl. R.C.P.O. $ 50. 
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465. Eben dieje Ermächtigung bedarf der Wormund, um 
auf eine Theilung anzutragen; ohne fie aber darf er auf eine 
Theilungsflage, die wider den Minderjährigen angeftellt ift, 
antivorten. 

Vgl. L.R.S. 815 u. 817. R.C.P.O. $ 50. 


x 466. Eine Theilung, die gegen einen Minderjährigen volle 
Wirkungen wie unter Volljährigen haben joll, muß gerichtlich 
vorgenommen werden. Ihr muß eine Abihägung vorhergehen, 
wozu das Gericht, unter welchem die Erbichaft eröffnet ward, die 
erforderlichen Sadveritändigen ernennt. 


Die Sadverftändigen legen vor dem Richter das Gelübde 
ab, daß fie ihren Auftrag mit Nedlichkeit und Treue ausrichten 
wollen, fie jchreiten hierauf zur Iheilung der Güter, und zur 
Verfertigung der Looſe, die in Gegenwart eines Mitglieds de3 
Gerichts oder eines von ihm beauftragten Theilungsjchreibers, der 
auch die Looje auszuliefern hat, gezogen werden. 

„Jede andere Theilung ift nur als fürforglic zu betrachten. 

Rechtspolizeigesetz. 

$ 2 Z. 6: Die Amtsgerichte prüfen die von den Nota- 
ren gefertigten Theilungen und Vermögensübergaben, wobei 
Abwesende, Minderjährige oder Mundlose betheiligt sind, 

$ 26 Z. 4: Die Notare besorgen in den Distrikten, für 
welche sie angestellt sind, die Theilungen (L.R.S. 466, 819, 
838, 1476, 1872) und die Vermögensübergaben. 

$ 64: Die bei gerichtlichen Theilungen ($$ 2 Z. 6, 26 
Z. 4, I.R.S. 466, 819, 838) erforderlichen Abschätzungen 
geschehen durch die hiefür bestimmten öffentlichen Schätzer. 

Vgl. L.R.S. 110, 819, 858, 840. Gerichtsnotariatsordnung $$ 89— 
91, Notariatsordnung $$ 139 u. 153 u. fig. Dierstweisung für Waisen- 
richter $ 26. 


x 467. Der Vormund fann im Namen des Minderjährigen 
feinen Vergleich jchliegen, als mit Ermächtigung des Yamilienraths, 
und auf ein Gutachten dreier Rechtsgelehrten, welcher der Kronanwalt des 
ordentlichen Gerichts ernennt. 

Der PVergleih wid nur gültig durch die Betätigung des 
ordentlihen Richters nad) Vernehmung des Kronanwalts. 
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Rechtspolizeigesetz $ 19: 

Ist ein Vergleich über einen streitigen Anspruch be- 
schlossen, dessen Gegenstand den Werth von 300 M. über- 
steigt, so ist der Staatsanwalt um seine Meinung zu befragen. 
Tritt er dem Beschlusse bei, so wird dieser endgültig, andern- 
falls legt der Staatsanwalt die Sache dem Landgericht zur 
endgültigen Entscheidung vor. 

Bei anderen Vergleichen, sowie in den Fällen der L.R.S. 
457, 458, 483, 484, 511 ist eine weitere Bestätigung der 
Beschlüsse des Amtsgerichts nicht erforderlich. 

Vgl. L.R.S. 2045. 

+468. Hat der VBormund wichtige Urfachen, mit der Aufführung des 
Minderjährigen unzufrieden zu fein, jo fann er fie einem Familienrath vor: 
tragen, und mit deſſen Ermächtigung nadmals auf die Einjperrung des 


Minderjährigen in der Art, wie es in dem Titel von der väterlihen Gewalt 
bejtimmt ift, antragen. 


Aufgehoben durch Art. 2, I. des Bad. Einf,-Ges. zum R.St.G.B. v. 
22. Dezember 1871 (G.B. Nr. 51). 


Neunter Abichnitt. 


Non den Vormundichaftsrechnungen. 


469. Jeder Vormund mu über jeine Verwaltung am 
Schluß Rehnung ablegen. 
Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 3: 


Bei den Amtsgerichten werden die Pflegschaftstabellen 
geführt und die Vormundschaftsrechnungen abgehört. 4 


x 470. Jeder Vormund, mit Ausnahme des Vaters und der 
Mutter, kann angehalten werden, auch während der Vormund— 
ſchaft, zu geilen, vom Familienrath bejtimmten Zeiten dem 
Gegenvormund die Rechnungen über jeine Verwaltung vorzulegen, 
jedoch nidyt mehr als einmal im Jahr. 


Dieje Rechnungen über die Verwaltung follen ohne Kojten 
auf ungeftempeltes Papier gefertigt, und ohne Rechtsförmlichkeit 
vorgelegt werden. 


Rechtspolizeigesetz $ 22: 
Die Rechnungen der Vormünder sind je nach dem Um- 
fang der \Vermögensverwaltung alle ein bis fünf Jahre und 
nebstdem am Schlusse der Verwaltung zu stellen. 
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Die Amtsgerichte haben zu wachen, dass die Rechnungs- 
stellung rechtzeitig erfolgt. 


Vgl. Gerichtsnotariats-Ordnung $$ 79—82, Dienstweis. f. Waisen- 
richter $$ 21 u. 22, f. Vorm. $ 15, f. Gegenvorm. $ 12, 


471. Die Schlußrehnung über die Vormundichaft wird 
auf Koſten des Minderjährigen abgelegt, jobald er volljährig oder 
freigelafien wird; der Vormund ſchießt die Koſten vor. 

Alte hinlänglich erwiejenene Ausgaben, die einen nüslichen 
Zweck dabei hatten, gelten dem Vormund in Rechnung. 


Vgl. L.R.S. 476, 480, 488. Gerichtsnotariatsordnung $ 82 n. 84 
bis 86, 


4712. Jeder Vertrag, der zwijchen dem Vormund und dem 
großjährig gewordenen Mündel zu Stande fommen mag, joll 
ungültig jein, wenn nicht wenigitens zehn Tage vor dem Vertrag 
eine umftändfche Rechnung abgelegt, die Rechynungsbelege ausge— 
liefert, und dieß alles durch einen Empfangsichein des Rechnungs 
abnehmers erwieſen iſt. 

Vgl. L.R.S. 907 u. 2045. Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 3 (bei L.R.S. 
862). 


473. Entſteht über die Rechnung Streit, jo joll diejer wie 
jeder bürgerliche Prozeß behandelt und entjchieden werden. 
gl. R.C.P.O. $$ 318-319. 


474. Die Summe, welde dem VBormund als Reſt zur 
Laft bleibt, muß er von der Zeit an, wo die Rechnung ge= 
ſchloſſen worden, unaufgefordert verzinjen. 

Der Bevor hingegen, der etwa dem Vormund zu gut fommt, 
wird nur zinsbar von dem Tag an, da nad) gejchloflener Rech— 
nung eine Mahnung zur Zahlung erfolgt. 

Vgl. L.R.S. 1139, 1159, 1907 a. 


475. Jede Klage eines Minderjährigen wider feinen Vor— 
mund über die geführte Vormundjchaft wird in zehn Jahren von 
der Großjährigkeit an verjährt. 
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Drittes Sapitel. 
Bon der Gemwaltsentlafjung. 


476. Der Minderjährige wird durch Heirath kraft Gejehes 
gewaltsentlafjen. 

Reichsgesetz vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung des Per- 
sonenstandes und die Eheschliessung $ 28. 


476a. Mannsperjonen werden e3 ferner durch eine, mit 
elterliher Bewilligung angefangene, auf eigenes Vermögen oder 
eigene Gewerbjamteit gegründete häusliche Niederlafjung. 

Vgl. L.R.S. 487, 


477. Der unverheirathete Minderjährige, welcher das fünf- 
zehnte Jahr feines Alters zurüdgelegt hat, kann von feinem 
Vater, oder in Ermangelung des Vaters von feiner Mutter, ges 
waltsentlafjen werden. 

X Dieje Gewaltsentlafjung geſchieht durch die bloße Erklärung 
des Vaters oder der Mutter, welche der Ortövorfteher unter Beiwirkung 
feines Gerichtäfchreiberd aufnimmt. ; 


Rechtspolizeigetz $ 2 Z. 5: 
Die Amtsgerichte beurkunden die Erklärung des Vaters 
oder der Mutter, dass ihr minderjähriges Kind gewaltsent- 
lassen werde (L.R.S. 477 Abs. 2). 


478. Auch der elternlofe Minderjährige kann nad erreichtem 
Alter von achtzehn vollen Jahren, wenn ihn der Familienrath 
dazu fähig erfennt, freigelaſſen werden. 

X Die Gewaltsentlaffung entiteht in diefem Fall aus dem Be— 


ſchluß des Familienraths, der fie gejtattet, und aus der Erklärung 
des Ortsvorftehers, ald Haupt des Familienraths, in derjelben Urkunde, daß 
der Minderjährige gewaltsentlaffen fei. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 s. bei L.R.S. 405. 


x ATI. Hat der Vormund um die nächitgedachte Gewalts- 
entlaſſung des Minderjährigen ich nicht beworben, es würden 
jedod von den Verwandten oder Verſchwägerten diejes Minder— 
jährigen, die zu ihm Gejchwwifterfinder, oder näher verwandt jind, 
Einer oder Mehrere ihn fähig achten, gewaltsentlafjen zu werden, 
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fo fünnen fie den Ortsvorfteher bitten, den Familienrath zuſammen 
zu berufen, damit er hierüber einen Schluß faſſe. 
Der Ortsvorfteher muß diefem Geſuch willfahren. 
Bechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 s. L.R.S. 405. 


480. Die Vormundichaftsrehhnung wird dem gewaltsent- 
laffenen Minderjährigen in Beijein eines Pflegers* abgelegt, den 
der Familienrath ernennt. 

* Richtiger: Beistand. Vgl. LR.S. 482, 840 u. 935. 

Vgl. L.R.S. 471 u, Zusätze dazu, L.R.S. 476 u.506. Rechtspolizei- 
gesetz $ 2 Z. 2 =. bei L.R.S. 405. 

481. Der gewaltsentlafjene Minderjährige jchliekt Pacht: 
verträge, deren Dauer gleichwohl nicht über neun Jahre gehen 
darf; er erhebt jeine Einkünfte, jtellt darüber Empfangsicheine 
aus, und unternimmt alle Handlungen, die zur bloßen Verwaltung 
gehören, ohne aus andern Gründen fie umſtoßen zu fünnen, als 
aus welchen aud) ein Großjähriger es fünnte. 

Vgl. L.R.S. 1429 u. 1718; 1990, 1305. 

482. Er fann feine Liegenſchaftsklage anftellen, noch ich 
auf eine ſolche einlaſſen, noch Kapitalien erheben und darüber 
Empfangsiheine geben, ohne feinen Pfleger*, der in dieſem 
legten Fall über die Verwendung des oben erhobenen Kapitals 
zu wacen hat. 

* Richtiger: Beistand. Vgl. L.R.S. 480, 840 u. 935. 

Vgl. L.R.S. 464 u. 484. R.C.P.O. $ 51. 


x 483. Unter feinem Vorwand fann der gewaltsentlaffene 
Minderjährige ohne vorhergegangenen, von der Obrigkeit beftätigten 
Schluß des Familienrath3 ein Anlehen aufnehmen. 

Vgl. L.R.S. 457. Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 s. bei L.R.S. 405 
u. $ 19 bei L.R.S. 467. 


484. Er kann eben fo wenig Liegenjchaften veräußern, noch 
irgend eine andere Handlung, die nicht zur bloßen Verwaltung 
gehört, vornehmen, ohne die einem nicht gewaltsentlafjenen 
Minderjährigen vorgejchriebenen Formen zu beobachten. 

Seine Berbindlichkeiten aus Kauf: oder anderen Verträgen 
fünnen im Fall einer Verkürzung gemindert werden; zu dem Ende 
jollen die Gerichte auf das Vermögen des Minderjährigen, auf 


94 ER. 1.8. XI. T. Voljährigkeit. 


Redlichkeit oder Unredlichkeit derjenigen, die mit ihm gehandelt 
haben, und auf die Nüßlichkeit oder Unnüglichkeit der Ausgaben 
Rückſicht nehmen, 

Vgl. L.R.S. 457-460 u. 466 u. Zusätze dazu. L.R.S. 935, 1305 
u. fig. 

485. Jeder gewaltsentlaffene Minderjährige, deſſen Ver— 
bindlichteiten diejem zu Folge gemindert werden, kann der Wohl: 
that der Gewalsentlaifung verluftig erklärt werden. 

Dieje Entziehung gejchieht unter gleichen Förmlichkeiten, wie 
die Ertheilung. 

Vgl. RS 477—479. 


486. Bon dem Tag an, wo die Gewaltsentlaffung zurüd- 
genommen wird, tritt der Minderjährige wieder unter Vormund— 
Ihaft, unter welcher er nachmals bis zur Volljährigkeit bleibt. 


x 487. Der gewaltsentlafjene Minderjährige, der Handlung 
treibt, wird in Dandlungsgeichäften für volljährig geachtet. 
Vgl. L.R.S. 1308. 


Bad. Einführungsgesetz zum deutschen Handelsge- 
setzbuch, vom 6, August 1862 (R.B. Nr. go). 


Art. 2. Ein Minderjähriger ohne Unterschied des Ge- 
schlechts wird, wenn er zum Betrieb des Handelsgewerbes 
ausdrücklich ermächtigt ist, in Bezug auf alle seine Rechtsge- 
schäfte für volljährig erachtet, vorbehaltlich des Landrecht- 
satzes 480. Er kann seine Liegenschaften zu Unterpfand 
geben oder veräussern, ohne dass dabei die in Landrechtssatz 
457 fig. vorgeschriebenen Förmlichkeiten zu beachten wären, 

Die Ermächtigung zum Betriebe des Handelsgewerbes 
kann nur dann gegeben werden, wenn der Minderjährige 
ı8 Jahre alt und gewaltsentlassen ist. Sie wird von dem- 
jenigen Elterntheil ertheilt, welcher die elterliche Gewalt aus- 
zuüben hat, von der Mutter kann sie aber nur dann gegeben 
werden, wenn diese die Vormundschaft, beziehungsweise die 
Pflegschaft über den Minderjährigen bisher führte, und zwar 
im ersten Falle nur mit Zustimmung ihres vormundschaftlichen 
Beistandes. In Ermanglung beider Eltern wird die Ermäch- 
gung durch den Vormundmit Genehmigung der Obervormund- 
schaft und nach Anhörung der in Art. 19 des 11. Einfüh- 
rungsediktes zum Landrecht*) genannten Personen ertheilt, 
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Die Ermächtigung ist zugleich mit der Firma zur Ein- 
tragung in das Handelsregister anzumelden; ihre Wirksamkeit 
hängt jedoch nicht von dem Eintrage ab. 

* Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 und $ 11. 

Vgl. Vollz.-Verordnung vom 3. Oktober 1862, R.B. Nr. 50, $ 19 
Z. 3, $ 21 Z. 2, $ 22. 


Art. 3. Ein gewaltsentlassener Minderjähriger, welcher 
nicht Kaufmann ist, kann einzelne Handelsgeschäfte selb- 
ständig und mit derselben Wirkung wie ein Volljähriger 
schliessen, wenn er 18 Jahre alt und zu den einzelnen Ge- 
schäften in der durch den vorhergehenden Artikel bezeich- 
neten Weise ausdrücklich ermächtigt ist. 


Elfter Titel. 


Don der Volljährigkeit, Entmündigung und Mund- 
todtmachung. 


Erſtes Kapitel. 
Von der Volljährigkeit. 


488. Die Volljährigkeit iſt auf das Alter von ein und 
zwanzig vollen Jahren feſtgeſetzt. Dieſes Alter gibt die 
Fähigkeit zu allen Handlungen des bürgerlichen Lebens, jedod) 
mit Vorbehalt der unter dem Titel von der Ehe gemeldeten 
Einſchränkung. 

Reichsgesetz über das Alter der Grossjährigkeit 
vom 17. Februar 1875 (R.G.B. S. 71) 


$ ı. Das Alter der Grossjährigkeit beginnt im ganzen 
Umfange des deutschen Reichs mit dem vollendeten einund- 
zwanzigsten Lebensjahre. 


$ 2. Die hausverfassungsmässigen oder landesgesetz- 
lichen Bestimmungen über den Beginn der Grossjährigkeit 
der Landesherren und der Mitglieder der landesherrlichen 
Familien, sowie der fürstlichen Familie Hohenzollern werden 
durch die Vorschrift des $ ı nicht berührt. 
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$ 3. Dieses Gesetz tritt mit dem ı,. Januar 1876 in 
Kraft. 

Vgl. Reichsgesetz vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung des 
Personenstandes und die Eheschliessung $ 29; ferner L.R.S. 278, 346, 
371, 372, 388. 

VI. Konstitutions-Edikt vom 4. Juni 1808 (R.B. Nr. 18 u. 19) $ 31: 
Sinnenmängel (s. Anhang A. 2 c.) vgl. mit L.R.S. 936, 979, Rechtspolizei- 
gesetz $$ 50 u. 51. 


Bweites Sapitel. 
Bon der Entmündigung. 


489. Dem Volljährigen, der ſich einem bleibenden Zuftand 
von Gemüthsſchwäche, Wahnfinn oder Raſerei befindet, joll die 
eigne Berwaltung jeines Vermögens entjogen werden, jelbjt wenn 
er lichte Zwiſchenzeiten hätte. 

Vgl. R.C.P.O. $$ 593—615. 


Rechtspolizeigesetz $ ı7 Abs. 3: 
Thatsachen, welche die Verbeistandung oder die Ent- 
mündigung einer Person wegen Geisteskrankheit herbeizu- 
führen geeignet sind, haben die Notare, Bürgermeister und 
Waisenrichter zur Antragstellung dem Staatsanwalte bei dem 
vorgesetzten Landgerichte ($$ 594 u. 595 der R.C.P.O.) anzu- 
zeigen. 


1490. Jeder Verwandte ift fähig. auf Entmündigung feines Verwandten 
anzutragen. Eben jo fanı ein Ehegatte wider den Andern die Entmündigung 
nachjuchen. 

Vgl. R.C.P.O. $ 595 Abs. 1. 


7491. Wider Raſende ift es Pflicht des Kronanwalts, auf die Ent- 
mündigung anzutragen, wenn weder der Ehegatte noch die Berwandten diejes 
thun; er kann fie ebenfalls wider Blödfinnige oder Wahnfinnige nachſuchen, 
wenn diefe weder Ehegatten noch befannte Blutsfreunde haben. 


Vgl. R.C.P.O. $ 595 Abs. 2. 

7492. Jeder Antrag auf Entmündigung wird bei dem ordentlichen 
Richter angebracht. 

Vgl. R.C.P.O. $$ 595 u. 594. 


749. Die Thatjahen, moraus man auf Gemüthsſchwäche, Wahn: 
finn oder Raferei ſchließt, jollen fchriftlich einzeln verzeichnet werden. Dies 
jenigen, welche die Entmündigung nachſuchen, müffen durch Zeugen oder Urs 
kunden Beweis führen. 


Vgl. R.C.P,O. 3 596. 
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+ 494. Das Gericht erfordert hierauf von dem Familienrath, der auf 
die in dem Titel über die Minderjährigfeit, Bormundihaft und Ge: 
waltsentlajjung, II. Kap. IV. Abſchnitt, beftimmte Weiſe gebildet wird, 
über den Zuftand desjenigen, auf deſſen Entmündigung angetragen wird, ein 
Gutachten. 

Vgl. R.C.P.O. & 597. 

7495. Diejenigen, welde auf Entmündigung angetragen haben, können 
bei dem Familienrath als Mitglieder nicht auftreten. 

Die Ehegatten und die Kinder Ddesjenigen, deſſen Entmündigung 
nahgejuht wird, dürfen zugelafjen werden, jedoh ohne ihre Stimme zu 
zählen. 

7496. Das Gericht foll, nad) erhaltenem Gutachten des Familienvaths, 
den Beklagten in der Rathöftube über Fragen vernehmen; oder, wenn er fich 
dort nicht einfinden kann, ihn dur ein hierzu beauftragtes Gerichtsglied in 
Beimirfung des Gerichtäfchreibers im feiner Wohnung vernehmen laffen. 
In jedem all joll der Kronanmwalt dem Verhör beimohnen. 

Vgl. R.C.P.O. $ 598, 

+497. Nach dem erſten Verhör ernennt das Gericht den Umständen 
nach einen fürforglicen Verwalter, um für die Perjon und das Vermögen 
des Beklagten zu jorgen. 

Vgl. R.C.P.O. $ 600; Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 4. 

7498. Das Erkenntniß über einen Antrag auf Entmündigung Fanır 
nur, nachdem die Parteien vernommen oder doch vorgeladen worden, erlafjen 
werden. 

Vgl. R.C.P.O. $ 599. 

-498 a. Auch müffen der Gefundheitäbeamte und Seeljorger des zu 
Entmündigenden mit ihrem Urtheil über jeinen Gemüthszuftand zuvor gehört 
worden jein. 

Die L.R.S. 490—498a. sind aufgehoben durch $ 146 des Bad 
Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

499. Wird das Gejuh auf Entmündigung verworfen, jo 
fann dennoch nad) Umftänden das Gericht verordnen, daß der 
Beklagte ohne Beiwirkung eines Beiltandes für die Zukunft weder 
Vergleiche ſchließen, Anlehen aufnehmen, angreifliche Kapitalien 
erheben, dafür Empfangsicheine geben und Güter veräußern oder 
verpfänden, noch hierüber rechten joll. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Gesetzes zu den R.J.G. 
Vgl. L.R.S. 513. R.E.G. zur R.C.P.O. $ 10. Vgl. L.R.S, 1125, 1304, 

1315. 


7500. Wird von dem indem erften Rechtözug ergangenen Urtheil die Be— 
rufung ergriffen, jo kann das Obergericht nöthigenfallS denjenigen, deſſen Ent: 
mimdigung nachgefucht worden, von neuem über Fragen vernehmen, oder durch 
einen Beauftragten vernehmen lafien. 


+ 501. Jedes Urtheil, welches die Entmündigung oder die Verbeiftändung 
erkennt, joll auf Betreiben des Klägerd ausgelöst, der Partei jelbjt einge: 


Eivilrcht. f 
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bändigt, und im zehn Tagen den geeigneten Büchern eingetragen werden, die 
in der Gerichtsfanzlei und in den Schreibftuben der Staatsjchreiber des Bezirks 
aufbewahrt fein jollen. 

Die L.R.S. 500 u. 501 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.- 
Ges. zu den R.J.G, 

Vgl. R.C.P.O. 88 602—605 u.flg., 615, 

502. Alle nach Eintritt der Wirkjamteit der Entmündigung 
oder Verbeiftändung ($ 603 C. P.O.) von dem Entmündigten oder 
Verbeiftändeten allein vorgenommenen Recdtshandlungen find uns 
gültig. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

Vgl. L.R.S. 1124 u. 1125 u. 1304. R.C.P.O. $$ 603 u. 613. 

Art. 4 des Bad. Einf-Ges. zum H,G.B. und Notariatsordnung $ 22. 


503. Handlungen, welche vor der Entmündigung eingegangen 
wurden, fünnen wieder zernichtet werden, "wenn die Urſache der 
Entmündigung zur,geit, als jene gejchehen, ſchon kundbar vor= 
handen war. 


x 504. Nach dem Tod einer Perjon können Redtshandlungen 
wegen Wahnjinns nur alsdann ‚angefochten werden, wenn vor 
ihrem Abfterben die Entmündigung jchon erfannt oder nachgejucht 
worden, oder der Beweis Wahnfinns fi) aus der angefochtenen 
Handlung jelbt ergibt. 

Vgl. L.R.S. 901. 

505. Sobald die Entmündigung in Wirkjamfeit getreten 
ift ($ 6037E.P.0.) Toll nad) den Regeln, wie ſie unter dem 
Titel von der Minderjährigfeit, Vormundſchaft und Ge— 
waltsentlajjunig vorgejchrieben find, dem Entmündigten ein 
Vormund und Gegenvormund angeordnet werden. Die für die 
Perfon oder das Vermögen des zu Entmündigenden getroffene 
Fürſorge ($ 600 C. P.O.) hört auf, und der ernannte Verwalter 
muß dem Vormund, wenn er es nicht jelbft geworden ift, Rech— 
nung ablegen. 

Neue Fassung nach $ 146 1des Bad. Einf,-Ges. zu den R.J.G., 

Vgl. L.R.S. 405 u. 420 nebst Zusätzen. 


506. Der Mann iſt kraft Geſetzes der Vormund feiner 
entmündigten Frau. 
Rechtspolizeigesetz $ 18 (bei L.R.S. 398). 
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x 507. Die Frau Tann zur Vormünderin ihres Mannes er- 
nannt werden. Der Familienrath ſetzt in diefem Fall Form und 
Beding der Verwaltung feit; der Frau bleibt frei, an die Gerichte 
fih zu menden, wenn fie durd) den Schluß des Yanilienraths 
ſich benachtheiligt achtet. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z.2 (bei L.R.S. 405) und $ 14 (bei L.R.S, 
416.) 

t 507 a. Jhr muß in diefem Fall ſtets ein Geſchlechtsbeiſtand beigegeben 
werben. 

Aufgehoben durch das Gesetz v. 28. August 1835, R.B. Nr. 38. 


508. Niemand außer den Ehegatten, Ahnheren oder Ab— 
kömmlingen ift ſchuldig, die Bormundichaft über einen Entmündigten 
länger als zehn Jahre zu führen. Nach Verlauf diefer Zeit muß 
auf des Vormunds Begehren dejjen Stelle dur einen Andern 
erjegt werden. 


509. Der Entmündigte wird in Bezug auf feine Perfon 
und jein Bermögen einem Minderjährigen gleich) geachtet, und 
nad) den Gejegen über die Vormundſchaft der Minderjährigen 
gerichtet. 

Vgl. L.R.S. 450 u. fig. u. 513. 


510. Die Einkünfte eines Entmündigten find wefentlich 
beftimmt, zur Grleichterung ſeines Schickſals und Beichleunigung 
feiner Genefung verwendet zu werden. Je nachdem feine Kranke 
heit bejchaffen ift, und der Ertrag jeines Vermögens e3 leidet, 
fann der Familienrath verordnen, daß er entweder in feiner 
Wohnung verpflegt, in ein Stranfenhaus oder in ein Verpflegungs— 
haus untergebracht werde. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z, 2 (bei L.R.S. 405). 


XD5N. Beider Verehelichung eines Kindes eines Entmündigten 
joll der Brautſchatz oder die elterlihe Anhülfe nebſt den übrigen 
Beitimmungen des Ehevertrag durch ein nad Vernehmung des Krone 
anwalts von dem Gericht beftätigtes Gutachten des Familienraths be— 
jftimmt werden. 


Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 (bei L.R.S. 405), $ 19 (bei L.R.S. 467) 
und $ 25. Vgl. L.R.S. 1081 u. fig. 


7* 
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512. Das Verſchwinden der Urſache der Entimündigung 
begründet das Recht die Wiederaufjebung der letzteren zu bean 


tragen. ($ 616 u. folg. C.P.O.) 
Vgl. R.C.P.O. $$ 616—620. Art. 4 des Bad. Einf.-Ges. zum H. G. B. 


Driftes Kapitel. 
Bon der Mundtodtmadhung. 


513. Den Verſchwendern kann verboten werden, ohne Bei— 
wirkung eines Beiftandes Vergleiche zu jchließen, Anlehen aufzu= 
nehmen, ablösliche Kapitalien zu erheben oder darüber Empfangs= 
jcheine zu geben, aud) Güter zu veräußern oder zu verpfänden, 
jowie hierüber zu rechten. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. Vgl. 
L.R.S. 499, 1125, 1304, 1313. R.C.P.O. $$ 621-627. Bad. Einf.-Ges. 
zum H.G.B. Art. 4. Notariatsordnung $ 22. 


913 a. Wer etwas gegen diejes Verbot unternimmt, mit— 
hin fi) durch den erften Grad der Mundtodtmachung nicht beijern 
läßt, fann nachmals völlig mundtodt gemacht werden, wodurch 
er unter den Sat 509 verfällt, aud) unfähig wird, lebte Willens— 


verordnnungen zu maden. 

Vgl. L.R.S. 513 nebst Zusätzen; 902. 

*514. Die eine wie die andere Verfügung kann von jedem nachgeſucht 
werben, der dad Recht hat, auf Entmündigung anzutragen. Das Geſuch wird 
auf gleiche Weiſe verhandelt und entjchieden. 

Eine wie die Andere kann nur unter Beobahtung der gleichen 
Förmlichkeiten aufgehoben werden. 


Vgl. R.C.P.O. 88 621 u. fig. 

+515. Wo eine Mundlofigkeit dur Entmündigung oder Mundtodt 
erflärung in Frage ift, kann weder in dem erften noch zweiten Rechtszug— 
ein Urtheil gefällt werden, ohne den Kronanwalt mit feinem Antrag zu 
vernehmen. 

Die L.R.S, 514 u. 515 sind aufgehoben durch $ 146des Bad. Einf.-Ges. 


zu den R.J.G. 
T Viertes Kapitel. 
Von der Geſchlechtsbeiſtandſchaft. 
Die L.R.S. 515 a—k. sind aufgehoben. 


Gesetz über Aufhebung der Geschlechtsbeistand- 


schaft vom 28. August ı835 (R.B. Nr. 38) 
Art. ı, Die Geschlechtsbeistandschaft ist aufgehoben. 
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Art. 2. Die durch $ ı7 des II, Einführungsedikts zum 
Landrechte*) angeordnete vormundschaftliche Beistandschaft 
wird auf diejenigen Angelegenheiten eingeschränkt, auf welche 
sich nach den Bestimmungen des Landrechts die Rechte und 
Pflichten des Gegenvormundes erstrecken, 

* Aufgehoben durch $ 81 des Rechtspolizeigesetzes von 1864. 

Art. 3. Die Nothwendigkeit der gerichtlichen Ermächti- 
gung der Ehefrauen wird auf die Fälle eingeschränkt, für 
welche sie das Landrecht vorschreibt. 

Alle Verordnungen, welche noch in andern Fällen eine 
gerichtliche Ermächtigung fordern, insbesondere die dessfallsigen 
Bestimmungen der Verordnungen vom 7. April ı810 und 
11. Juli 1816 sind aufgehoben. 

Vgl. L.R.S. 219, 221, 222, 224. 


Zweites Bud). 


Bon den Saden, dem Eigenthum und 
Genuß derfelben. 


Erfter Titel. 
Bon der Eintheilung der Saden. 


516. Alle Saden find entweder beweglih oder unbe— 
weglid). 

Vel. L.R.S. 517—526 und 527—536. 

516a. Eine und diejelbe von Natur bewegliche Sade kann 
im gejeglihen Sinn nad verſchiedenen Beziehungen beweglich 
oder unbeweglid) jein. 

Vgl. L.R.S. 522, 524, 531. 

5l6b. Was in Beziehung auf das Eigenthumsrecht für 
beweglich oder unbeweglich [Gut (fahrende oder Tiegende Habe) 
erklärt ift, gilt au in andern Beziehungen dafür, wo die Ver— 
fügungen der Gejege oder Verträge ein Anderes nicht zur Yolge 
geben. 

Vgl. L.R.S. 1500 u. 1505. 


Erſtes Kapitel. 
Bon den unbeweglidien Sadıen. 


517. Die Sadhen werden unbeweglic durch ihre Natur, 
durch ihre Beltimmung, oder durd) den Gegenftand, worauf fie 


fi) beziehen. 
Vgl, L.R.S, 518—521, 522—525 u. 526. 
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518. Grumdftüde und Gebäude find ihrer Natur nach Jun— 
beweglich). 

Vgl. LR.S. 523, 2114 a., 2118. 

519. Wind» oder Warjermühlen, die auf" Pfeilern befeftigt 
find, und deren Mühlwerk einen Theil des Gebäudes ausmacht, 


find ihrer Natur nach unbeweglid). 
Vgl. L.RS. 531. 


520. Früchte, die noch auf dem Halm ftehen oder am 
Baum hängen, jind ebenfalls unbeweglich. 

Abgemähte Feldfrüchte und abgelonderte Baumfrüchte gehören 
unter die beweglichen Güter, obgleich fie ‚noch auf dem Grund: 
jtüd liegen. 

Iſt nur ein Theil der Ernte abgemäht, jo gehört auch diejer 
allein unter die beweglichen Güter. 

Vgl. R.C.P.O, $ 714 u. 725. 

521. Das Schlagholz in Böſchen und Hochwäldern wird 
nur zu beweglichem Gut, jowie die Bäume gefällt werden. 

Vgl. L.R.S. 590, 1403.’ 

522. Geichägtes oder ungeichäßtes Vieh, welches der Eigen— 
thümer eines Grundjtüds dem Pächter oder Yehenmeyer zu deilen 
Bewirthichaftung übergibt, ift unbeweglic Gut, jo lang es kraft 
des Vertrags bei dem Grundjtüd bleibt. 

Vieh, das derjelbe bei Andern, als Pächtern und Lehen 
meyern verjtellt, iſt beivegliches Gut. 

Vgl. L.R.S. 524, 1800, 1821. 

523. Röhren, welde für ein Haus oder anderes Grund» 
ſtück zur MWafjerleitung dienen, find unbewegliches Gut, und 
machen einen Theil des Grumdftüds aus, für welches fie 
angelegt jind. 

524. Sachen, welche der Cigenthümer eines Grundjtüds 
zur Bewirthichaftung oder Benutzung deilelben dahin gebracht 
hat, find ihrer Beltimmung nad unbeweglid. 

Unbeweglich iſt alſo dem zufolge: 

das zum Ackerbau beſtimmte Vieh; das Ackergeräth; das 
dem Pächter oder Lehenmeyer überlieferte Saatkorn; ‚Tauben in 
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Taubenhäuſern; Kaninden, die in Gehägen find; Bienenftöde; 
Fiſche in Teihen; Keltern; Keſſel; Brennkolben; Bütten,; Züber 
und Fäſſer; das zum Gebrauch der Hütten- und Hammerwerke, 
Papiermühlen und anderer Gerwerbgebäude erforderliche Geräth; 
Stroh und Dünger. 

Auch find zufolge ihrer Beitimmung unbeweglic alle Yahr- 
nipftüde, welche der Eigenthümer zu einem Grundftüd für be- 
ftändig gewidmet hat. 

Vgl. L.R.S. 564, 1064. 


525. Man vermuthet diefe Widmung, wenn fie mit Speiß, 
Leim oder Kitt an dem Grundftüd jo befeftigt find, daß fie nicht 
tweggenommen werden fünnen, ohne entiveder fie jelbft oder den 
Theil des Grundjtüds, an dem fie befeftigt find, zu zerbrechen 
oder zu bejchädigen. 

Spiegel werden einem Zimmer für beftändig gewidmet an— 
gejehen, wenn auf der Wand, worauf fie befeftigt find, eigene 
für fie abgemefjene Einfaſſungen angebracht find. 

Ein Gleiches gilt von Malereien und andern Verzierungen. 

Bildſäulen werden dem unbeweglichen Vermögen zugezählt, 
wenn ſie in einer eigens für fie gemachten Vertiefung oder Bil- 
derblende aufgeftellt find, obgleich fie übrigens unzerbrochen und 
unbejhädigt weggenommen werden fünnen. 


526. Durch den Gegenftand, worauf fie fich beziehen, find 
unbeweglid): 

die Nußnießung unbeweglicher Sadıen; 

Grunddienftbarkeiten oder Grundgerechtigkeiten; 

Klagen auf Wicdererlangung einer unbeweglichen Sache. 

Vgl. L.R.S. 578 u. fig., 625 u. flg., 637 u. A. 


526 a. Unbeweglich find auf gleiche Art: 

alle untörperlide Sachen, deren Gegenftand an eine Lie— 
genjchaft gebunden ift; z. B. das Zehntrecht, Gültrecht; 

alle Fahrniß, die verliegenjchaftet, d. h. wegen jederzeitiger 
Wiederdarftellung des Verbrauchten oder Entfommenen 
auf Grundftüde unablöslich verfichert ift. 

Vgl. L.RS. 710a. u. b. Lehen-Edikt $ 5 (Anhang A 24.) 
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Bweites Kapitel. 
Bon den bewegliden Saden. 


927. Die Güter find beiveglich entweder ihrer Natur nad) 
oder durch das Geſetz. 
Vgl. L.R.S. 528, 529. 


528. Ihrer Natur nach beweglich find die Körper, die fich 
von einem Ort zum andern bringen lafjen, ſei es durch eigene 
Kraft, wie die Thiere, oder. durd) die Wirfung einer fremden 
Kraft, als lebloſe Dinge. 

Vgl. L.R.S. 520, 521, 531, 582. 

529. Zufolge der Beltimmung des Geſetzes find beweglich 
Verjehreibungen und Klagen, deren Gegenjtand in ablöslichen 
Schulden, verfallenen Gülten und Renten, oder in Fahrnißſtücken 
beſteht; auch Aktien oder Antheile an Unternehfmungs-, Hand- 
lungs- oder Gewerbsgejelli haften, wenn ſchon unter dem Ver— 
mögen der Gejellichaft ji) unbewegliche Güter befänden, die von 
diefen Unternehmungen abhängen. Nur in Rüdjicht eines jeden 
Gejellichaftsglieds, und jo lange die Gefellihaft dauert, werden 
diefe Aktien oder Antheile unter beweglich Gut gerechnet. 

Gleichfalls gehören vermöge des Gejehes unter bewegliche 
Güter die ablöslihen Erbrenten und die Yeibrenten, von dem 
Staat oder von Privatperjonen zahlbar. 

Vgl. L.R.8. 1401, 1409, 1909 n. flg., 1968 u. flg. H.G.B. Art. 173 u, 
207 u. fig. 

530. Jede Erbrente iſt wejentlich ablöslich, die als Kauf— 
preis eines liegenden Gut3, oder bei dem Uebertrag eines 
Grundftüds, aus belafteten oder unentgeltlichen Titeln bedun— 
gen wird. 

Der Gläubiger darf die Bedingungen der Ablöjung feſt— 
ftellen. 

Er kann bedingen, daß die Rente nicht eher gelöft werden 
joll, als nad einer gewifjen Zeit, die jedoch niemals über dreißig 
Jahre Hinausgehen darf. Jeder dieſem zumider laufende Vertrag 
iſt ungültig. 

Vgl. L.R.S. 1811. 
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530a. Auf vorhin beſtandene Renten kann dieſes nur ſo— 
weit angewendet werden, als fie wegen ihrer Beichaffenheit für 
ablöslich beionders erllärt find, 

Vgl. L.R.S. 2a., 710 f.m. nebst Zusatz. 


531. Schiffe, Nahen, Kähne, Mühlen und Bäder auf 
Schiffen, und überhaupt alle Gewerbsanlagen, die nicht durch 
Pfeiler an den Boden befejtigt find, aud feinen Theil eines 
Haujes ausmachen, find bewegliche Güter. 

Der frühere Schlusssatz ist anfgeloben durch $ 146 des Bad. Einf.- 
Ges. zu den R.J.G. Vgl. L.R.S. 519. 


532. Bauvorräthe von niedergerifienen Gebäuden oder von 
neuen noch nicht zum Bau angewendeten Anſchaffungen jind bee 
twegliche Güter. 


333. Das Wort: Geräthe, Hausgeräthe, Mobilien, 
wenn es allein, ohne Beiſatz oder nähere Beltimmung, in Ver— 
fügungen der Gejege oder der Bürger vorkommt, erjtredt ich 
nicht auf Baarichaften, Sleinodien, einnehmende Schulden, 
Bücher, Schau: und Schatzgeld, Wiſſenſchafts-, Kunſt- oder Hand- 
wertsgeräthe, Yeibgeräthe, Kutſchen und Pferde, Warten, Getreide, 
Meine, Futterfräuter und andere Nahrungsmittel. Was zu einem 
Handelsgegenjtand beſtimmt war, it gleichfalls unter diefem Wort 
nicht begriffen. 


534. Die Worte: Zimmergeräthe, Möbel, deuten nur 
dasjenige an, das zum Gebraud in den Wohnzimmern oder zu 
ihrer Verzierung beitimmt ift, als Tapeten, Betten, Stühle, 
Spiegel, Stofuhren, Tiiche, Porzellanaufjäge und andere Gegen- 
ftände diejer Art. 

Gemälde und Bildjäulen, womit ein Wohnzimmer ausge: 
ftattet it, find gleichfalls unter dieſem Ausdrud begriffen, nicht 
aber Gemäldejammlungen, die in Gallerien oder bejondern Zim— 
mern aufgejtellt find. 

Gleiche Bewandtniß hat es mit den Porzellanauffägen. Nur 
joldhe find unter der Benennung: Zimmergeräthe begriffen, 
welche einen Theil der Verzierung eines Wohnzimmers aus— 
machen. 
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539. Die Ausdrüde: Fahrniß oder fahrende Habe be- 
greifen überhaupt Alles, was nad) den hier oben feitgejegten 
Regeln für bewegliches Gut angejehen wird. 

Der Verkauf oder die Schenkung eines eingericdhteteten 
Hauſes eritredt ji nur auf Zimmergeräthe, wenn nicht über— 
haupt alles Hausgeräth ausdrücklich einbegriffen iſt. 

Vgl. L.R.S. 948 u. 1615. 


5394. Wird ein Haus namentlich, als zu einem bejtimmten 
Handel oder Gewerbe eingerichtet, Rechtsgegenſtand, jo iſt auch 
alles Handels- oder Gewerbsgeräthe, das fich darin befindet, als 
Zugehörde anzujehen. 

Vgl. L.R.S. 2114 a., 2118. 


336. Der Verkauf oder die Schenfung eines Haujes mit 
allem, was ſich darin befindet, erjtredt ſich nicht auf die 
Baarſchaften und nicht auf die einnehmende Schulden oder 
andere Gerechtjame, wovon die Urkunden in dem Haufe aufbe- 
wahrt jein mögen, aucd nicht auf Leibgeräthe des Verkäufers 
oder Schenkers; alle übrige dort aufbewwahrte Fahrnißſtücke find 
darunter begriffen. 

Vgl. L.R.S. 948 u. 1615. 


Drittes Sapitel. 


Von der Berjchiedenheit der Sachen nad) ihren 
Inhabern. 


537. Jede lebende Hand (natürliche Perſon) kann mit 
ihrem Bermögen nad Gutfinden jchalten und walten, doch mit 
Beobachtung der Einſchränkungen, welche durch die Geſetze feſtge— 
ftellt find. Güter, welche zu todter Hand (an bürgerliche Perjo- 
nen, als Gemeinden, Körperſchaften, Staatsanftalten u. ſ. w.) 
gehören, werden nur nad) den Formen und Regeln, die ihnen 
eigen jind, verwaltet oder veräußert. 

Vgl. L.R.S. 544, 918, 1554, 1712, 2045 nebst Zusätzen. 

Gemeindeordnung $$ 135—i41 und 172d.! 

Kirchengesetz vom 9, Oktober 1860 (R.B.Nr. 51) $$ 10 u. 14 
nebst Landesherrl. V.O. vom 20. Novbr. 1861 (R.B. Nr. 52) über das 
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katholische, und vom 28. Febr. 1862 (R.B. Nr. 10) über das evangelische 
Kirchenvermögen. 

Stiftungsgesetz vom 5. Mai 1870 (G.B. Nr. 33) nebst Vollz.- 
Verordn. vom 18. und 19. Mai 1870 (GB. Nr. 37) und vom 20. Novbr. 
1873 (G.B. Nr. 26) sowie Instruktion vom 10. Juni 1874 (G.B. Nr. 22). 

U. Konstitutions-Edikt 3$ 9 u. 10 über Körperschaften und 
Staatsanstalten. (Anhang A., 2a.); Gesetz vom 29. Mai 1852 (R.B. Nr. 14) 
über die Feuerversicherungsanstalt für Gebäude (Anhang B., 13 b.) 88 68 
bis 71: Statuten der Staatsdiener-Wittwenkasse vom 28. Juni 1810 (R.B. 
Nr. 30.) mit Aenderungen vom 23, Juni 1876 (G.B. Nr. 27). Statuten 
der Wittwenkasse für Angestellte vom 14. April 1874 (G.B. Nr. 15). 
Reichsgesetz vom 7. April 1876 (R.G.B. 8. 125) über eingeschriebene 
Hülfskassen, 


538. Ms Zugehörden des Staatseigentbums werden be= 
trachtet: die Wege, Straßen und Gafjen, welche der Staat unter- 
hält; die Flüffe und andere Waſſer, die ſchiffbar oder floßbar find; 
das Geftade und Fluthbett des Meeres; die Häfen, Seehäfen 
und Rheden; und überhaupt alle Theile des Staatsgebiet, die 
in feinem Privateigenthum jein fünnen. 

Vgl. L.R.S. 556—560, 644, 650, 714. 

Strassengesetz vom 14, Januar 1868 (R.B, Nr. 2) mit Nach- 
trag (zu $ 14) vom 9. Dezbr. 1875 (G.B. Nr. 85). 

Ortsstrassengesetz vom 20, Febr. 1868 (R.B. Nr. 17). 

Wassergesetz vom 25. August 1876 (G.B. Nr. 36), Art. 1—4, 
(Anhang B., 5 a.) 

Rhein-Verlandungsgesetze vom 23. Mai 1856 (R.B. Nr. 22) 
und vom 11. Februar 1870 (G.B. Nr. 12) (Anhang B., 5b.) 


539. Alle ledige und herrenloje, auch alle erbloje Güter 
gehören dem Staat. 

Vgl. L.R.S. 713, 717a., 723, 768. 

540. Zu dem Staatseigenthum gehören ferner die Thore, 
Mauern, Gräben und Wälle der zu Waffenplägen erklärten Orte 


und der Feſtungen. 
Reichsgesetz über die Rechtsverhältnisse der zum dienstlichen Ge- 
brauche einer Reichsverwaltung bestimmten Gegenstände vom 25. Mai 1873. 
Reichsgesetz über die Beschränkung des Grundeigenthums in der 
Umgebung von Festungen vom 21. Dezember 1871. 


541. Gleiche Bewandtniß hat es mit dem Grund und 
Boden der Feitungswerfe und Wälle an denjenigen Orten, die 
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nicht mehr Waffenpläge find. Ste gehören dem Staat, wenn fie 
nicht gültig veräußert worden find, oder das Eigenthum wider ihn 
nicht erſeſſen ift. 

Vgl. L.RS. 2227, 2262. 2265. 

542. Gemeindsgüter find diejenigen, auf deren Eigenthum 
oder Ertrag die Einwohner einer oder mehrerer Gemeinden ein 


erworbenes Recht haben. 
Gemeindeordnung (Fassung von 1870) $$ 64 u. 65, 104—132. 


543. Die Befugnifje, welche man auf Güter haben kann, 
find entweder ein Eigenthum oder ein bloßer Genuß, oder Grunde 
gerechtigfeiten. 

Vgl. L.R.S. 544, 578, 625, 637. 

543a. Der Genuß fann entweder an die Perjon des erſten 
Genießenden gebunden jein, oder auf deſſen Erben fortgehen, 
den ganzen Ertrag einer Sache oder, nurj einen Theil erjchöpfen 
(perſönliche Dienjtbarfeit, Nutzeigenthum oder Erbdienftbarkeit), 
fowie die Grundgeredhtigfeiten theils Grunddienftbarkeiten, theils 
Grundpflichtigfeiten fein fünnen. 

Vgl. L,R.S. 577a., 578, 625, 637, 710a., 710 ga. 

543b. Die Art des Habens bejteht theil3 in der bloßen 
natürlichen Möglichkeit, die dahin zielenden Verfügungen über 
die Sache oder ihren Genuß und Gebrauch wirkſam zu treffen, 
und ift alsdann bloß Inhabung; theils zugleih in dem Vor— 
fat, Ddieje Verfügungen in eigenem Namen und nad) eigener 
Willtür zu machen, der alsdann den Bejig ausmacht; theils 
endlich” in einem mitverbundenen zureichenden Rechtsgrund für 
diefen Vorjag, welcher die Inhabung zur wirklichen Berechti— 


gung erhebt. 
Vgl. LR.S. 544 e, 2228, 2279. 


weiter Titel. 


Bon dem Gigenthum und Belik, 


544. Eigenthum iſt die Befugniß, über Beitand und Weſen 
einer Sade, jowie über den Genuß derjelben nad) Belieben zu 
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ſchalten und walten, ſo lang man nur keine durch Geſetze oder 
Verordnungen des Staats unterſagte Verfügung darüber trifft. 

Vgl. L.R.S. 537. 552, 640-613, 647—652, 671—681 u, 827 b. 
n»bst Zusatz. 

Reichs-Rayongesetz über Beschränkung des Grundeigentbums in 
der Umgebung von Festungen vom 21. Dezember 1871. 

Reichs-Gewerbeordnung (vom 21. ‚Juni 1369) $$ 16—28 und 
Vollz.-Verordn. vom 26. Dezbr. 1871 (G.B. Nr. 47), 88 7—10. 

Baufluchten-Gesetz vom 20. Februar 1865 (R.B. Nr. 17) bes. 
Art. 7, 11, 15 u. 16 nebst Vollz.-Verordn. vom 22. Januar 1876 (G.B. 
Nr. 5). 

Baupolizei-Ordnung vom 5. Mai 1869 (G.B, Nr. 11) mit Aen- 
derung vom 18. April 1872 (G.B. Nr. 21). Verordn. vom 25. März 1872 
(G.B. Nr. 13) über den Schutz der Eisenbahnen. R.St.G.B. $ 362 Z. 13 
bis 15, Bad. P.St.G.B. $ 116. 


Forstgesetz vom 15. November 1833 (R.B. 1854 Nr. 2) mit 
Aenderungen vom 27. April 1854 (R.B. Nr. 23) $$ 9—99. Verordn. v. 
30, Jauuar 1855 (R.B. Nr. 6) über die Bewirthschaftung der Privat- 
waldungen, und Verordn. v. 24. April 1868 (R.B. Nr. 31) über die Be- 
wirthschaftung der Gemeinde- und Körperschafts-Waldungen. 


Wassergesetz vom 25. August 1876 (G.B. Nr. 36) bes. Art, 23 
bis 29 u. 86 (Anhang B., » a.) und Vollz.-Verordn, vom 24. Dezbr. 1876 
(G.B. Nr. 50). 

544a. Die Befugniß zu einzelnen Gattungen "der in dem 
Eigenthum begriffenen Verfügungen kann durch das Gejeß oder 
den Willen des Eigenthümers von dem Umfang des Eigenthums 
im Ganzen getrennt werden und auf Andere fommen. Dieje 
Trennung wird niemals vermuthet, und iſt jtet3 im engjten Sinn 
zu nehmen. 

Vgl. L.R.S. 577 aa., 578, 625, 637, 710a. 

544b. So lang dergleichen getrennte Verfügungsarten nur 
einzelne Gattungen des Genufjes betreffen, oder aud) den Genuß 
im Ganzen, jedoh nur für eine beftimmte Perfon und ohne 
Mitübertragung einer Befugniß über Stand und Weſen der 
Sade jelbjt nad) Belieben zu halten und zu walten, fo wird 
dadurh das Eigenthum nur bejchränft oder belaſtet, nicht 
zertheilt. 

Vgl. LR.S. 578, 625, 637, 710a, 





ER. U. B. I T. Eigentum und Bett. 111 


544c. Hat jemand und zwar erblich den Genuß einer 
Liegenihaft nebjt dem Recht zu allen Verfügungen über ‚die 
Sade, welche ihre beilere Genießbarfeit bezielen, und ein Andes 
rer hat daran nur die Nechtserwartung des einjtigen Heimfalls 
des Genuſſes auf beſtimmte Fälle jammt dem Recht zu allen 
Verfügungen über die Sade, welche ihre Erhaltung im Stand 
einer unveränderten Genießbarkeit bezweden, jo hat feiner ein 
volles, jondern jeder nur ein zertheiltes Eigenthum, nämlic) 
der Eritere das Nutzeigenthum, und der Andere das Grund— 
eigenthum. 

Vgl. LR. S. 577 aa., V. Konstitutions-Edikt (Anhang A, 2.d.) 

L.R.S. 183laa. u. ba. 

544 d. Ein getheiltes oder Miteigenthum hat derjenige, 
der mit einem Andern eine im innen Umfang durchaus gleiche 
Art der Theilnahme an den einzelnen Gattungen der Eigen: 
thumsbefugnifie hat, jei es nun zu gleichen oder ungleichen 
Antheilen. Man fann am vollen Gigenthum, ingleihen am 
Grundeigentum allein, oder am Nußeigenthum allein, das Mit: 
eigentbum haben. . 

Es findet“ bei unförperlichen wie bei fürperlihen Saden 
ftatt, ſowie bei liegender und fahrender Habe. 

Vgl. L.R.S. 577 ba. u. fig., 653, 666. 670 673. 

544e. Der Beſitz hat alle Wirkungen des Eigentums zu 
Gunften des wirklichen Beligerd gegen „seden, gegen den man 
nicht wegen der befragten Sache in Bertragsverbindlichkeiten jteht, 
oder der nicht einen ftärkeren Beſitz, oder ein jtärferes Necht zur 
Sade geltend machen fann. 

Der jtärkere Befig findet nur jtatt bei liegender Habe (bei 
Grunddienitbarkeiten nur, wenn fie zugleich offen und selbjtitändig 
find) und fteht demjenigen zu, welcher vor dem Andern jchon ein Jahr 
lang beſaß (L.R.S. 2228 ff.), dur Eigenmacht gejtört oder 
entjeßt wurde und die Klage vor Ablauf eines Jahres erhebt. 
Die Bejigflage findet nur ftatt gegen denjenigen, welcher den 
Beſitz geftört Hat, oder welcher ihn durch Undere hat jtören laſſen, 
oder gegen deſſen allgemeinen Rechtsfolger. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 
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Eigenmacht in der Beſitzergreifung wird begangen durch 
gewaltſame oder verheimlichte Ergreifung der Inhabung, ſowie 
durch geſetzwidrige Selbſtverwandlung einer vergünſtigten Inha— 
bung in einen Beſitz. (2231 und 2240.) 


Das ſtärkere Recht hat derjenige, deſſen Erwerbsart nach 
den Geſetzen wirkſamer oder vorzüglicher iſt, als diejenige, woraus 
der Andere ſeine Berechtigung ableitet. 

Vgl. L.R.S. 543 b. 2228, 2231, 2233, 2234, 2240, 2279. 


545. Niemand kann gezwungen werden, fein Eigenthum 
abzutreten, es jei denn um des öffentlichen Nußens willen und 
nad) vorausgegangener Entichädigung. 

Vgl. L.R.R. 643, 660, 661. 


Badische Verfassungsurkunde $ 14 Abs. 4: 


Niemand kann gezwungen werden sein Eigenthum zu 
öffentlichen Zwecken abzugeben als nach Berathung und Ent- 
scheidung des Staatsministeriums und nach vorgängiger Ent- 
schädigung. 


Gesetz über Zwangsabtretungen vom 28. August 1835 (R.B. 
Nr. 42) mit Aenderungen durch $ 113 des Bad. Einf.-Ges. zu den Reichs- 
Justizgesetzen (folgt im Anhange B, 1). Bekanntmachung über Zwangs- 
abtretungen zum Bergbau vom 12. August 1856 (C.V.B. Nr. 9); Gesetze 
über Zwangsabtretungen zum Eisenbahnbau vom 29. März 1838 (R.B. 
Nr. 14) und vom 7. Mai 1858 (R.B. Nr. 19). 


Gesetz über Zusammenlegung von Grundstücken v. 5. Mai 
1856 (R.B. Nr. 16) nebst Vollz.-Verordn. v. 18. Oktober 1869 (G.B. Nr. 
27) und Dienstweisung v. 21. April 1870 (G.B. Nr. 30) mit Nachtrag 
vom 3. Juni 1875 (G.B. Nr. 20). (Vgl. Anhang B., 3). 

Gesetz über Anlage der Ortsstrassen vom 20, Februar 1868 
(R.B. Nr. 17) Art. 4—6. 


Wassergesetz vom 25. August 1876 (G.B. Nr. 36) Art. 12—22; 
Rheinverlandungsgesetze vom 23. Mai 1856 (R.B. Nr. 22) Art. 3, und vom 
11. Februar 1870 (G.B. Nr. 12) Art. 2. (Anhang B. 5). 


Reichsgesetz über Kriegsleistungen vom 18. Juni 1873, 88 25 
— 27 (Mobilmachungs-Pferde). 
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545a. Das Gleiche hat jtatt in einer ihn und andere ge— 
meinihaftlich betreffenden Gefahr zu deren Abmwendung 'gegen 
nachfolgende verhältnigmäßige Vergütung. 

Vgl. L.R.S. 1381a—h., Handelsgesetzbuch Art. 702 u. fig.: Zwangs- 
abtretungsgesetz $ 94. 

546. Das Eigenthum an einer Sade, fie fei beweglich 
oder unbeweglich, gibt zugleich ein Recht auf Alles, was fie durch 
fih jelbjt heworbringt, und was dur Natur oder Kunft mit 
ihr vereinigt wird. Dieſes Recht wird das Recht des Zu: 
wachſes genannt. 


Vgl. L.R.S. 547 u, flg., 55lu.filg., 712, 1018, 2114a., 2118, 2133, 
2204, 


Erſtes Sapitel. 


Bon dem Zuwadhsreht auf das, was die Sade 
hervorbringt. 


547. Alle Früchte, natürliche, erzogene und bürgerliche 
(3. 583 und 584) gehören dem Eigenthümer kraft des Zu— 
wachsrechts. 


548. Die Zueignung derſelben erzeugt die Verbindlichkeit, 
die von einem Dritten darauf verwendeten Koſten der Beſtellung, 
Arbeit und Ausſaat zu erſetzen. 

Vgl. L.R.S. 585. 


549. Der Befiter wird nur alsdann Eigenthümer der 
Früchte, wenn er ein redlicher Beſitzer ift, andernfalls ift er 
verbunden, die Früchte mit der Sache dem rüdfordernden Eigen- 
thümer zurüdzugeben. 

Vgl. L.R.S. 138, 958, 1155 a., 1378. 

55V. Ein redlicher Beliger ift derjenige, der entweder Eigen— 
thümer ift, oder do aus einem Titel, der Eigenthum über- 
tragen fann und deſſen Mängel ihm unbefannt find, als Eigen 
thümer bejißt. 

Bon dem Augenblid an, da er deſſen Mängel fennt, Hört 
er auf, redlicher Beſitzer zu jein. 

Vgl. L.R.S. 2230, 2265, 2268, R.C.P.O. 88 235 u, 292, 

Givilret. 8 


Be 
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Zweites Kapitel. 


Von dem Zuwachsrecht auf das, was mit der Sache 
vereinigt und ihr einverleibt wird. 


551. Dem Eigenthümer gehört alles, was mit ſeiner Sache 
vereinigt oder ihr einverleibt wird, gemäß nachfolgenden Regeln. 


Erſter Abſchnitt. 
Von dem Zuwachsrecht bei unbeweglichen Sachen. 


552. Das Eigenthum an Grund und Boden umfaßt alles, 
was ober und unter der Oberfläche ift. 

Auf und über der Oberfläche kann der Eigenthümer alle 
nicht verbotene Planzungen und Gebäude anlegen, die er für 
gut Findet, joreit fie nicht unter dem Titel: von den Grund- 
dienjtbarfeiten ausgenommen find. 

Auch unter der Oberfläche fann er nach Belieben Gebäude 
und Gruben anlegen, und daraus allen Vortheil ziehen, der nicht 
gegen die Gejeße über die Bergwerfe und gegen die Polizeiver— 


ordnungen anjtößt. 
Vgl. L.R,S. 544 nebst Anmerk. 671, 674 nebst Zusätzen, 678. 


VII. Organisationsedikt über ehemalige Reichsstädte, 
vom 18. März 1803. 


$ 27. Das Recht der Bergwerke und Salzwerke 
nehmen Wir als zur Landeshoheit gehörig nach seinem gan- 
zen Umfang an uns. Damit jedoch über diejenigen Produkte 
des Mineralreichs, welche unter Ersteres zu rechnen seien, 
kein Streit entstehe, so erklären Wir, dass alle Erze und 
Erzgesteine, sodann jene andere Stein- und Erdarten, weiche 
durch bergmännischen Bau gewonnen werden müssen, unter 
das Landesherrliche Regal gerechnet werden sollen, wohin- 
gegen Stein- und Erdarten alsdann den Gutseigenthümern 
oder der Grundherrschaft verbleiben, wenn sie durch gemeines 
Graben oder Steinhauen gewonnen werden können. Dabei 
versteht sich jedoch von selbst, dass damit nur die gerichts- 
herrlichen Rechte als Bergzehnten, Salzzehnten u. dgl. an Uns 
übergehen, hingegen die Privateigenthumsrechte an Kuxen, 
Hüttenantheilen, Salzpfannen u. a,m. denen verbleiben, denen 
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sie jetzt zustehen, auch die über die Betreibung solcher 
Werke vorliegenden Contracte mit der nämlichen Verbindlich- 
lichkeit, welche auf dem gemeinen Stadtwesen haftete, auf 
Uns übergehen. 


> 


Stanlesherrn- Deklarationen (Anhang A., 2b.) für Fürstenberg $8 58 
u. 59, Fürst Leiningen $$ 48 u. 40, Grafen TLeiniugen $ 97, Löwe..stei | 
SS 24 u. 25, von der Leyen $ 35. 

Vgl. L.R.S. 577 ah., 508, 1408. 

353. Von allen Gebäuden, Pflanzungen und Werfen, die 
ih auf oder unter dem Boden befinden, ift zu vermuthen, daß 
jie auf Mojten des Grundeigenthünners angelegt worden, und ihm 
zugehören, ſo lang nicht das Gegentheil envieien ijt; ohne Ab— 
bruch des Cigenthums, das ein Dritter an einem unterirdischen 
Bau, oder an jedem andern Iheil eines Gebäudes auf fremden 
Boden durch) Verjährung oder ſonſt rechtmäßig erlangt haben, oder 
noch erlangen mag. 

Vel. L.R.S. 2262 u. 2265. 

354. Der Gigenthiümer des Bodens, welcher Gebäude, 
Planzungen und Werke aus Werkitoffen, die ihm nicht zugehören, 
angelegt hat, muß deren Werth zahlen; den Umständen nach kann 
er zugleich zur Entjchädigung verurtHeilt twerden; aber der Eigen— 
thümer der Werkſtoffe hat fein Recht, fie wegzunehmen. 

555. Sind die Pflanzungen, Gebäude und Werfe von 
einem Andern und mit deiien Werkſtoff angelegt worden, jo hat 
der Eigenthümer des Bodens das Recht, entiveder fie zu behalten, 
oder denjenigen, der fie gemacht Hat, zu nöthigen, daß er fie 
wegnehme. 

Verlangt der Gigenthümer des Bodens, day die Pflanzungen 
und Gebäude weggejchafft werden, jo geſchieht das Wegichaffen 
auf Koſten und Schaden desjenigen, der fie anlegte, ja er fann 
beivandten Umjtänden nach zur Entjhädigung des Eigenthümers 
des Bodens verurtheilt werden. 

Will der Eigenthümer Pflanzungen und Uebergebäude Lieber 
behalten, jo hat er den Werth der Werkftoffe und den Arbeitslohn 
zu erjeßen, der Boden mag dadurd) viel oder wenig im Werth 


erhöht morden jein. Wurden jedoch die Pflanzungen, Gebäude 
8* 
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und Werfe von einem jolchen Inhaber angelegt, dem zwar das 
Eigenthum durch Urtheil und Recht abgeiproden, der aber als 
redlicher Befiger zu feinem Früchtenerjaß verurtheilt ward; jo kann 
der Eigenthümer die Wegräumung der gedachten Werte, Pflanzungen 
und Gebäude nicht fordern; er hat aber die Wahl, ob er den 
Werth des Werkſtoffs und des Arbeitslohns, oder die Summe 
erjegen will, um welche der Boden an jeinem Werth erhöht 
worden iſt. 
Vgl. L.R.S. 549, 599, 867, 1381, 1673. 


556. Anlagen und Zuwüchſe, die nah) und nach und 
unmerflid an Grundftüden jich bilden, welche an einem Fluß 
oder Strom angrenzen, heißen Anſchwemmungen. 


Die Anſchwemmung fommt dem Ufereigenthümer zu gut, der 
Fluß oder Strom mag jhiffbar oder floßbar jein, oder nicht, doch 
daß erjternfall® der zum Leinpfad gehörige Raum "verordnungs- 
mäßig freigelajjen werde. 

Vgl. L.R.S. 538, 596 u. 650. Wassergesetz vom 25. August 1876 
(G.B. Nr. 36) Art. 84; Rheinverlandungsgesetze vom 23. Mai 1856 (RB. 
Nr. 22 u. v. 11. Februar 1850 (G.B. Nr. 12) folgen im Anhang B. 5. 


557. Das Gleiche gilt von Plägen, welche das fließende 
Waller verläßt, wenn es ſich unmerflih von einem Ufer zurüd- 
zieht, und auf das "andere hinwirft: der Eigenthümer de3 ver= 
lafjenen Ufers hat den Bortheil der Anſchwemmung, ohne daß 
der Uferbewohner der entgegengejegten Seite den Grund in Anz 
Ipruch nehmen fünne, den er verloren hat. 

Vgl. Wassergesetz Art. 84. 


558. Das Anſchwemmungsrecht hat bei Seen und Teichen 
nicht jtatt. Deren Gigenthümer behält allemal den Boden, 
welcher vom Waller in jener Höhe bededt wird, auf welcher das 
Teichwaſſer abläuft, auch alsdann, wenn das Waſſer niedriger 
ſteht. 

Umgekehrt erwirbt der Eigenthümer des Teichs fein Recht 
auf den Theil des Bodens, den das Teichwaſſer bei einer außer— 
ordentlichen Höhe überſchwemmt. 
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559. Wird von einem Fluß oder Strom, er ſei ſchiffbar 
oder nicht, durch plößliche Gewalt fein beträchtlicher und kenntlicher 
Theil eines angrenzenden Feldes abgerifien, fund einem Felde, 
das unterhalb oder am anderfeitigen Ufer gelegen ift, zugeführt, 
jo fann der Eigenthümer des abgerilfenen Stüds jein Eigenthum 
zurüdfordern. Er ift aber gehalten, in Jahresfrift feine Klage 
anzubringen. Späterhin wird er damit nicht gehört, außer wenn 
der Eigenthümer des Feldes, womit das abgerifiene Stüd ver: 
einigt worden it, den Beſitz davon noch nicht ergriffen hätte. 


559a. Das Nämliche gilt dem’Herrn der auf dem abgeriſſenen 
Stüd haftenden Erbgerecdhtigkeiten. 
Vgl. L.R.S. 710a. u. b. 


5595. Wird der alte Ufernachbar dadurd vom Fluß abge= 
jchnitten, jo fann er eine jolche verhältnigmäßige Theilung jeines 
Bodens und der neuen Anlage verlangen, wobei ihm noc) der 
Northeil des Stromgenufies mit zu Theil wird. 

Vgl. Wassergesetz Art. 84.7 


560. Große und fleine Inſeln und Anlagen, die in dem 
Bett eines Fluffes, ſchiffbaren oder floßbaren Stromes fich bilden, 
gehören dem Staat, jo lange deſſen Recht dur) einen anderen 
Titel oder durch Verjährung nicht erlojchen _ift. 

Vgl. L.R.S. 538, 2227. 

561. Anjeln und Anlagen in unjchiffbaren und unflogbaren 
Gewäſſern gehören dem Ufereigenthümer. Hat fich dieje Inſel nicht 
ganz auf einer Seite gebildet, jo gehört fie den beiderjeitig an— 
grenzenden Eigenthümern. Die Theilung gejhieht nach) der wahren 
Mitte des Fluſſes. 


562. Wenn ein Fluß oder Strom, der ich theilt und 
einen neuen Theil bildet, ein angrenzendes Feld von dem feiten 
Land abichneidet und zur Inſel macht, jo behält der vorige 
Eigenthümer jein Feld, auch in jchiffbaren oder floßbaren Waſſern. 

563. Verändert ein Fluß, er ſei jchiffbar, floßbar oder nicht, 
feinen Yauf, und verläßt jein altes Flußbett, jo nehmen die Eigen- 
thümer der unter Wafjer gefommenen Grundftüde zur Entſchädi— 
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gung das alte verlaſſene Flußbett, jeder nach Verhältniß des 
Bodens, der ihm weggenommen ward. 

Vgl. Wassergesetz Art. 34. 

564. Tauben, Kaninchen, Fiſche, die in andere Tauben- 
häuser, Staninchengehege oder Fiichteiche übergehen, gehören dem 
Gigenthümer diejer Behälter, jo lang ſie fich dort aufhalten, 
jofern sie nicht dur Argliſt und Kunſtſtücke herbeigelodt worden 
find. 

Vgl. LRS. 524. 

5644. Das Nämlihe gilt von Bienenichwärmen, die auf 
fremden Eigenthum angebaut haben: das bloße Anhängen be— 
nimmt dem verfolgenden Gigenthümer das Recht, fie zu faſſen, 
noch nicht, doch das ohne Schaden des fremden Grundeigenthümers 
die Faſſung geichehe. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Zuwachsrecht bei beweglichen Saden. 


565. Das Zuwachsrecht zwiichen zwei beweglichen Sachen, 
die zweien verichiedenen Herren zugehören, wird lediglich nad 
Grundjägen der natürlichen Billigkeit gerichtet. 

Folgende Regeln jollen dem Richter Beiſpiel ſein für nicht 
entjchiedene Fälle, je nach Verſchiedenheit der Umſtände. 

Vgl. L.R.S. 2279 u. 2280. 

566. Sind zwei Sachen verichiedener Herren nur mit 
einander vereinigt, To daß fie zwar ein Ganzes bilden, wovon 
jedoch jede Wieder getrennt fortbeitehen könnte, jo gehört das 
Ganze dem Herrn der Dauptjache, unter der Verbindlichkeit, daß 
er dem Andern den Werth der mit ihr vereinigten Nebenſache 
zahle. 

567. Als Hauptjache wird diejenige angejehen, mit welcher 
die andere nur zum Gebrauch, zur VBerichönerung. oder zur Er— 
gänzung vereinigt wurde. 

568. Wo die Nebenjahe von viel größerm Werth als die 
Hauptjahe und ohne Vorwiſſen ihres Eigenthümers hinzugefügt 
worden ift, kann dieler verlangen, daR die Nebenſache getrennt 
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und ihm zurüdgegeben werde, jelbjt dann, wenn dadurch die 
Hauptjache verjchlimmert werden fünnte, falls nur die Trennung 
ohne deren gänzliche Entwertdung möglich ift. 


569. So oft von zwei vereinigten Sachen die Eine nicht 
als Nebenjahe der Andern angeſehen werden fann, jo wird die— 
jenige für die Hauptjache angejehen, welde an Werth, oder wo 
diejer auf beiden Seiten beinahe gleich) wäre, an körperlichem 
Umfang die beträchtlichite iſt. 


570. Hat ein Künftler oder jonjt Jemand einen fremden 
Stoff gebraucht, um ein Werf anderer Art daraus zu bilden, jo 
hat der Eigenthümer des Stoffs das Recht, das hieraus gebildete 
Werk ſich zuzueignen mittelit Zahlung des Werths der hierauf 
verwendeten Arbeit, der Stoff mag jeine vorige Form wieder ans 
nehmen fünnen oder nicht. 

Vgl. L.R.S. 576, 

571. Würde die Arbeit den Wert des Stoffs weit über- 
fteigen, jo wäre die hieran verwendete Mühe die Hauptjache, und 
der Arbeiter hätte das Recht, die verarbeitete Sache zu behalten, 
gegen Bezahlung des Werths des Stoffs an den Gigenthümer. 


572. Hat jemand zu einem Werk theils eigenen, theils 
fremden Stoff gebraucht, wovon zwar feiner ganz zerſtört ift, 
welche jedoch jo vereinigt find, daß fie nicht füglich getrennt 
werden können; jo ijt die Sache unter beiden Cigenthümern 
gemeinichaftlih. Der Eine ift nad) dem Verhältniß des Stoffs, 
der ihm zugehörte, der Andere nad) dem Betrag des ihm zuges 
hörig gewejenen Stoffs und des Werths jeiner Arbeit zugleich, 
daran Theilhaber. 


573. Wo durch Miſchung mehrerer Stoffe verichiedener Eigen- 
thümer, wovon feiner als Hauptitoft angejehen werden fann, eine 
Sache hervorgebracht wird, und die Stoffe ſich von einander trennen 
laffen, da kann derjenige, ohne deſſen Vorwiſſen diejelben gemijcht 
wurden, ihre Tennung verlangen. 

Können die Stoffe nicht mehr füglich getrennt werden, jo 
find Alle an der Sache gemeinjchaftlihe Miteigenthümer, jeder 


gr 
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nad Berhältnig der Menge, der Güte und des Werths des ihm 
zugehörigen Stoff3. 

Vgl. L.R.S. 577 ba—bg. 

574. War der Stoff des Einen, der Menge und dem 
Werthe nad), bei weitem von größerem Belang, als jener des 
Andern, jo fann der Eigenthümer des Stoffs, der einen höheren 
Werth hat, die aus der Miſchung entftandene Sache fich zueignen, 
muß jedoch) dem Andern den Werth jeines Stoffs vergüten. 


575. Bleibt die Sache unter dem Eigenthümern der Stoffe, 
woraus ‚jie entjtanden ift, gemeinjchaftlich, jo muß fie für gemein 
ſchaftliche Rechnung verfteigert werden, wenn ſämmtliche Miteigen= 


thümer nicht über eine andere Verwendungsart fich vereinigen. 
Vgl. L.R.S. 577 bg., 815, 1686, 


576. Der Eigenthümer, deſſen Stoff ohne jein Vorwiſſen 
gebraucht worden ift, um ein Werk zu bilden, hat in allen Fällen, 
worin er das Eigenthum diejes Werks in Anipruch nehmen kann, 
die Wahl, ftatt deilen die Wiedererftattung jeines Stoff3 in gleicher 
Gattung, Menge, Gewicht, Maas und Güte, oder die Zahlung 
des Werths zu verlangen. 

Vgl. L.R.S, 570, 

57T. Wer Stoffe, die einem Andern zugehören, ohne deilen 
Vorwiſſen gebraucht hat, kann nad) Umftänden zur Entſchädigung 
verurtheilt werden, unabbrüchig dem Strafverfahren, das hier etiva 


noch eintreten kann. 
Vgl. L.R.S. 1832 u. fig.; St.G.B. &8 242 u. 246, 


Drittes Kapitel. 
Vom Grund» und Nußeigenthum. 


Gesetz vom 10. April 1848 (R.B. Nr. 23) über Aufhebung der 
Feudalrechte Art. 1 Abs. 1 u. Art. 2 (bei L.R.S. 710ga.); V. Konsti- 
tutions-Edikt (Lehen-Edikt) vom 12. August 1807, nebst Allodifications- 
gesetz vom 9. Aug. 1362, R.B. Nr, 47, (Anhang A.,2d.); L.R.S. 1831b ee, 
und Gesetz vom 21. April 1849 (R.B, Nr. 25) über Ablösung der Erb- 
lehen. 

577 aa. Ein Nugeigenthum entſteht durch Verträge, legten Willen, 
oder Erfigung; es kann nur auf Liegenjchaften ftattfinden, und befteht mit 
oder ohne Abgaben an den Grundeigenthümer für den entbehrenden Genuß. 
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577 ab. Das Dafein eines zertheilten Eigenthums ift mur da anzu— 
nehmen, wo in Beränderungsfällen von dem neuen Beſitzer eine bejondere An— 
erfenntniß des Grundeigenthums nad beftimmten ‘Formen, 3. B. durch Erb— 
leiherneuerung, Handlohnzahlung. geſchieht; wo dieje nicht beiteht, da ift der 
Beſitzer voller Eigenthümer, wenn er gleih von dem Genuß eine Gült an 
einen andern gibt, ed mag auch in den alten Urkunden noch fo viel von einem 


Eigenthum des Gülthezieherö die Rede fein. 


5Tıac. Der Nußeigenthümer hat die unten befchriebenen Rechte und 
Pflichten des Nugniehers (Satz 582—616), die jedoch durch die Erblichkeit 
und Eigenthümlichkeit feines Genuffes in nadjbenanntn Etüden fi 
erweitern. — 


577 ad. Er genießt nicht nur die Früchte, welche die Sache, jo wie fie 
it, hervorbringt (S. 582), fondern darf auch alle zur beſſern Benugung dien- 
liche Beränderungen vornehmen; nur bei jolhen Stüden. die ihm namentlich 
unter ihrer Benugungsform, z. B. als Wald, als Mühle. übergeben worden 
find, muß er die Bewilligung des Grundeigenthümers einholen, um ſolche 
Veränderungen vorzunehmen, welche bei dem Heimfall des Nupeigenthums die 
Herftellung der vorigen Benugungsform in einem Zeitraum von längftens 
zehn Jahren unmöglich machen würden; 3. B. eine Waldausrottung. 


m.“ 


577ae. Die durd den Gebrauch abgenußt werdenden Stüde muß 
der Nubeigenthümer wieder ergänzen, jo daß fie bei dem Heimfall in dem 
Zuitand zurüdgegeben werden können, in welchem fie urkundlich einft gegeben 
wurden. (5. 589.) 


577af. In Benugung der Wälder und Böſche ift er nicht an den 
Gebrauch des Grundeigenthümers, fondern allein an die Forftordnungen ge: 
bunden und darf auch das hochſtämmige Holz aller Art benugen. (3. 590 
bis 592.) 


5377a g. In Abficht der Verpactung hat er ſich nach den Vorfchriften 
des Satzes 595 nur alsdann zu richten, wenn das Nußeigenthum in feiner 
Perjon auf dem Heimfall fteht. 


577ah. Er Hat auch das Recht zu neuen Gruben und Brüchen in 


feinem Nutzeigenthum und zu den Schägen, die darin gefunden werden, 
(©. 598 ) 


577 ai. Er gibt feine Sicherſtellung für die ſchuldige Sorgfalt im 
Gebrauh der Sache. (S. 601—604.) 


577ak. Er muß alle bauliche Unterhaltung auf fich nehmen, und 
übergebene Gebäude, welche während des Nugeigenthums verfallen. wieder 
aufbauen. Bei dem Heimfall kann er für Baufojten neuer Anlagen nur ſo— 
weit Bergütung fordern. ald die Sache dadurdh für den Grundeigenthümer 
right bio anmuthiger, jondern wirklich nüßlicher und befier geworden ijt, als 


fie zuvor und zur Zeit der Entjtehung des Nutzeigenthums urkundlich war. 
(©. 605—607.) 


.. 577al. Er trägt die auf das Eigenthum fallenden Laften, jo lang er 
nicht fein Nutzeigenthum dem Grundherrn heimſchlägt. (S. 609.) 


577 am. Auf ihn fallen auch die Koften und Folgen joldher Rechts— 
freitigkeiten, welche das Eigenthum betreffen, jo gut wie jene, die den Genuß 
angehen, jedoch diejenigen ausgenommen, welche dem Grundeigenthümer daraus 
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entjtehen, daß er zur Vertheidigung feines Vortheild dem Nechtsftreit Beitritt. 
(3. 613.) 


577 an. Heerden, die ganz fallen, muß er feiner Zeit wieder erfegen. 
(3. 616.) 


51720. Der natürliche oder bürgerliche Tod endigt dad Nutzeigenthum 
nur dann, wenn der Geſtorbene der Letzte der Erbberechtigten iſt (S. 617), 
ſonſt wälzt er es nur auf den Nutzeigenthumserben. 


577 ap. Das Nutzeigenthum, welches an Körperſchaften gegeben iſt, 
endigt fich durch feinen Zeitverlauf, wenn es nicht durch feine Entſtehungs— 
urkunde auf Zeit bedingt ift. (S. 619.) 


57729. Das Nuteigenthum an einem Gebäude wirft nach deſſen Um: 
fturz allemal ein Benutungsreht auf den Grund und Boden, und auf die 
Bauftoffe. (S. 624.) 


577 ar. Der Rectätitel des Nupeigenthümers kann einzelne der oben 
gedachten Rechte und Pflichten auf andere Art beftimmen. 


Viertes Kapitel. 
Vom Miteigenthum. 


577 ba. Das Miteigentdum haftet auf jedem Theil und 
auf jeder Zugehörde der Sache, auf welche es ftattfindet. 

Vgl. L.R.S. 653, 666, 670. 

577bb. Ein Miteigenthümer kann gegen den Willen der 
Uebrigen feine einzelne aus dem Eigentum fliegende Verfügung 
gültig treffen, außer jenen, welche zur Erhaltung der Sade un= 
verichieblich nothwendig jind, oder welche das Gejeh für einzelne 
Gattungen und Fälle erlaubt. 

7 be. Derſelbe fann ohne ihren Willen handeln, wo ein 
gemeinjchaftlicher Vortheil in Frage iſt, der vorbeigelaſſen werden 
müßte, wenn die Sache ihnen zuvor zur Wiſſenſchaft gebracht 
und ihr Wille vernommen werden müßte. Er tritt dadurd) in die 
Verpflichtungen der Geichäftsführung. (S. 1372.) 

577 bd. Einwilligung der Miteigenthümer iſt nur vor— 
handen, wo alle beiftimmen. Der Widerjprud eines einzigen 
hindert jede Eigenthumsverfügung, die nicht gegen den Willen der 
Miteigenthümer gültig unternommen twerden fann. 

577 be. Miteigenthümer fünnen den Genuß abtheilen, und 
in der Gemeinfchaft des Eigenthums bleiben ; wo diejes geſchehen 
ift, da müſſen alle jene Verfügungen, welche bei dem Nutzeigen— 
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thum die Mitwirkung des Grundeigenthümers fordern, von den 
ſämmtlichen Miteigenthünmern gemeinjchaftlich geichehen, die übrigen 
unternimmt jeder Iheilhaber in jeinem Antheil für ſich. 


577 bf. Jeder Miteigenthümer kann jein Recht nad) Be— 


lieben an andere Perſonen veräußern; bei Liegenſchaften ſind jedoch 
die Mitgemeiner nicht ſchuldig, den fremden Erwerber in die Gemeinſchaft 
kommen zu laſſen, wenn ſie den Erwerb ordnungsmäßig looſen wollen und 
können. 


Gesetz vom 21. Juli 1839 (R.B. Nr. 23) über Aufhebung der 
Losungs- und Einstandsrechte (s. bei L.R.S. 1701 a. u. b.) 


577 bg. Jeder fann auf Theilung nicht bloß des Genufles, 
fondern auch des Gigenthums in jeder Gemeinichaft dringen, aber 
auf eine Iheilung im Stüd nur da, wo die Natur oder ein 
Geſetz die Sache nicht Für untheilbar erklärt hat. Verträge fünnen 
das Thetlungsbegehren für beſtimmte Zeiten verichteben, aber nicht 
für immer bejeitigen, wo ein Geſetz nicht alle Iheilung verbietet. 

Vgl. LR.S. 815, 827 u. flg., 853, 16836, 2241 a.; Gesetz vom 6. 
April 1854 (R.B. Nr. 20) über Uutheilbarkeit von Liegenschaften (An- 
hang B. 2) R.C.P.O. $ 25. 


Fünftes Kapitel. 
Vom Familieneigenthum oder Stammgut. 


577 ca. Stammqut iſt dasjenige Vermögen, welches zur 
Erhaltung eines Namens und Stamms geſetzmäßig ausgeſchieden iſt. 

"gl. LR.S. 896; (Gesetz vom 19. April 1856 (R.B. Nr. 16) über 
die Rechtsverhältnisse abgelöster Lehen (Anhang A.. ? d.) 


0 


577 b. Nur liegenichaftliches Vermögen aller Art kann 
Stanımgut werden, und nur unter dein Beding, daß jeine Stamm— 
gutseigenichaft in der Yandtafel eingetragen werde, nämlich in 
demjenigen Buch, welches von der Staatsbehörde über den Enverb 
und die Veräußerung oder Verpfändung der kanzleiſäſſigen Liegen— 
ichaften geführt werden soll. 

Vgl. L.R.S. 517—526 a. 
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Landesherrliche Verordnung über Eintragung der 
Stammgüter vom 10. November 1842 (R.B. Nr. 35.) 


j $ ı. Die Statuten über alle im Lande belegenen Stamm- 
güter sind, insoweit es bis jetzt nicht geschehen, binnen einem 
Jahr von Verkündung gegenwärtiger Verordnung, Unserem 
Justizministerium unter Beifügung einer genauen Beschreibung 
der Gegenstände, für welche die Stammguts-Eigenschaft in 
Anspruch genommen wird, vorzulegen. 


$ 2. Die Urkunde über die Errichtung jedes Stamm- 
guts ist ihrem ganzen Inhalte nach in das Grundbuch der- 
jenigen Gemarkung einzutragen, in welcher dasselbe belegen 
ist, oder wenn das Stammgut in verschiedenen Gemarkungen 
liegt, in das Grundbuch derjenigen Gemarkung oder desjeni- 
gen Guts, nach welchem dasselbe benannt wird, oder wenn 
es einen nicht von einemeinzelnen Orte entnommenen gemein- 
schaftlichen Namen führt, in das Grundbuch derjenigen 
Gemeinde, in welcher der Besitzer oder sein Hauptgewalt- 
haber wohnt oder, wenn der Eine und Andere im Auslande 
oder in einem Orte wohnt, in dessen Gemarkung kein zum 
Stammgut gehöriges Hauptstück belegen ist, in das Grund- 
buch derjenigen Gemarkung, in welcher das vom Besitzer als 
Hauptstück seiner inländischen Besitzungen bezeichnete Gut 
sich befindet. 


$ 3, Ein Auszug aus der Urkunde über die Errichtung 
des Stammguts ist in das Grundbuch jener Gemarkung ein- 
zutragen, in welcher ein zu demselben gehöriger liegenschaft- 
licher Vermögensgegenstand sich befindet. 


$ 4. Die zu einem Stammgut gehörenden Gegenstände 
werden in den Grundbüchern einzeln mit genauer Beschrei- 
bung, die Liegenschaften unter Angabe von Maass, Kulturart, 
Flur, Gewann und Nebenliegern eingetragen. 


$ 5. Finden Veränderungen in dem Bestande eines 
Stammguts statt, sowerden die darauf bezüglichen Urkunden 
nicht nur in dem Grundbuche der Gemarkung, in welcher die 
Stammgutstücke, auf welche die Veränderungen sich beziehen, 
belegen sind ($ 3), eingetragen, sondern auch in dem im$ 2 
bezeichneten Grundbuche. 


$ 6. Familienverträge, welche wegen des Stammguts 
abgeschlossen werden, sind, auch wenn sie eine Veränderung 
in seinem Bestande nicht zur Folge haben, in das im $ 2 
bezeichnete Grundbuch einzutragen. 


| | 
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$ 7. Das Justizministerium kann anordnen, dass für die 
ein Stammgut betreffenden Einträge ein eigener Band oder 
eine eigene Abtheilung des Grundbuchs bestimmt werde. 

lst in einer Gemeinde ausser dem Grund- (oder Gewähr)- 
buch ein Lagerbuch vorhanden, in welchem alle Liegenschaf- 
ten der Gemarkung sich verzeichnet finden, so ist bei jeder 
zum Stammgut gehörenden Liegenschaft deren Stammguteigen- 
schaft zu bemerken. 


$ 8 Wird ein Stammgut aufgelöst, so sind die wegen 
dessen Errichtung oder Bestand gemachten Einträge zu 
streichen, 


$ 9. Alle Einträge und Ausstreichungen, welche Stamm- 
güter betreffen, können nur auf Verfügung des Justizmini- 
steriums erfolgen. 

Dasselbe erlässt die entsprechenden Verfügungen Amts- 
halber, sobald ein Stammgutstatut oder ein darauf bezüg- 
licher Familienvertrag zu Unserer Kenntniss gebracht, be- 
ziehungsweise von Uns bestätigt wird, eben so, wenn eine 
in Bestande des Stammguts vorgegangene Veränderung ihm 
angezeigt wird, oder die Auflösung eines Stammguts stattge- 
funden hat, 

In so weit bei Stammgütern, welche früher schon zu 
Unserer Kenntniss gebracht oder von Uns bestätigt sind, 
nach den in gegenwärtiger Verordnung enthaltenen Vorschrif- 
ten nicht verfahren ist, hat das Justizministerium das Fehlende 
ergänzen zu lassen, 


$ ı0. Die Gemeinderäthe haben für die nach den $$ 2 
bis 8 zu bewirkenden Einträge und Ausstreichungen keine 
Gewährgebühren zu beziehen. 


577 cc. Nur jenes liegenjchaftlihe Vermögen hat dieje 
Eigenjchaft, welches durch grundgejegmäßige Familienverträge jebt 
ſchon als ſolches befteht, oder künftig mit bejonderer Staat3- 
bewilligung dafür neuerlich erklärt und gewidmet wird. 


Vgl. VI Konstitutions-Edikt $ 22 b.; Deklarationen für die Standes- 
herrschaften Fürstenberg, Leiningen, Löwenstein, v. d. Leyen $ 8, Salm 
$ 6; für die ehem. reichsunmittelbaren Grundherrn $ 6 (Anhang). 


577 cd. Die mindefte Summe des Stammguts ſoll ein 
reines Ginfommen von viertaufend Gulden für den Nitterjtand, 
und von fünfzehntaujend Gulden für den Herrenjtand jein, das 
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höchſte aber erſterenfalls achttaufend Gulden, und letzterenfalls 
dreißigtauſend Gulden*s Neue Stammgüter müſſen genau hiernach 
ermeſſen werden: ältere beſtehen aber in ihrem dermaligem Um— 
fang, auch wenn ſie jene Summen überſchreiten oder nicht er— 
reihen, jo lang nicht vorhandene rechtmäßige Schulden ein Anz 
laß zur Minderung eines zu hohen oder Auflöfung eines zu 
niedern Stammguts werden. 

Vgl. VI. Konstitutions-Edikt $ 21d.. Art. 2 des zu L.R.S. 577 ea. 
angeführten (rosetzes. 

* 4000 fl. = 6857 M. 14 Pf.: 15000 A. = 25714 M. 29 Pf: 
8000 fl. = 18714 M. 20 Pf.; 30,000 fl. = 51,428 M. 57 Pf. Reichs- 
münzgesetz vom 9. Juli 1875. 


577 ce. Der jeweilige Stammherr hat am Stammgut 
ein unzertheiltes, aud wenn er allein und fein anderer mit 
ihm in das Erbe tritt, ein ungetheiltes Eigenthum, das aber 
in jeinen Gebrauch beſchränkt, und in jeinem Genuß belaftet iſt. 

Vgl. L.R.S. 544 b. 


x577 cf. Das Stammgut im Ganzen, aud) jedes Haupt- 
jtüd, das nämlich ein jelbititändiges Ganzes, nicht blos eine Zus 
gehörde ausmacht, kann nicht ohne Staats-Gutheigen veräußert 
werden. Diejes wird bei dem Staatsoberhaupt gejucht, von dem 
es nad) Vernehmung der Stammgutsberechtigten und des Kronan: 
anwalts des oberiten Gerichts bewilligt, oder abgejchlagen wird, ohne 
an die Fimwilligung der Stammgutsberechtigten gebunden zu jein, 
wenn nur der Erlös bis zur geleglichen Ertragserforderniß wieder 
in Stammgut vervandelt wird. 

Vgl. II. Einführungs-Edikt $ 4; Rechtspolizeigesetz $ 25. 


577 eg. Einzelne Nebenftüde und Zugehörden des Stamm— 
guts fünnen veräußert werden, wenn nur die Veränderung zur 
Landtafel angezeigt, und der Werth. joweit er nicht auf recht- 
mäßige Schuldenzahlung aufgeht, wieder in Viegenjchaften dem 
Stammgut beigeichlagen oder dazu verliegenjchaftet wird. Ohne 
dieſes ift die Veräußerung ungültig. 

Vgl. L.R.S. 577cb. 
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t5:7cCch. Der Stammgutsberechtigte hat alsdann, wenn der Erwerber 
ein Fremder ift. das Hecht in den Erwerb unter gleihen Bedingungen in 
gejegmäßiger Zeit und Art einzuftchen. 

Aufzehoben durch das (Gresetz vom 21. Juli 1839 (R.B. Nr. 23) 
über Aufhebung der Losungs- und Einstandsrechte (s. L.R.S. 1701 a.) 

51101 Stammgut kann weder zu Unterpfand gegeben, 
noch durch gejegliche Vorzugsrechte erfaßt werden, außer ſoweit es 
den geieglichen Betrag überjteigt. Nur auf das Einfommen des 
Stammguts wirken Unterpfands= und Vorzugsrechte. 

Vgl. L.RS. 577 cd.—es. u. 2124. 

571 ck Stammgut fann nie auf weiblide Nachkommen 
des ceriten Stammbhauptes fallen, jo lang nod) männliche, leibliche 
und chelihe Nachkommenſchaft verhanden ift. Wäre unter Gütern, 
die bisher für Stammgut gehalten worden, und in einigen Stüden 
etwa aud) Stammgutsrecht genoffen, jolches, bei welchem weiblic) 
und männlich Gejchlecht zugleich in das Erbe getreten ift, jo fann 
e3 Stammgutsreht nicht geniepen. 

571 el. Stammgut fann an mehrere männliche Nachkommen 
zugleich vererbt werden, wenn die Familienverträge nichts anders 
verordnen, jo lang dieje ſich gefallen laſſen, in Gemeinichaft zu 
bleiben, oder das Stammgut jo groß ift, daß es unter fie ver— 
theilt werden kann, ohne daß ein Theil unter den mindelten Be— 
trag einer Stammgutsberedtigung herabſinke. 

577cm. Stammgut, wenn es wegen jeines geringen Be— 
trags oder wegen der Yamilienverträge untheilbar iſt, kann nur 
an einen der Stammgenofjen fommen; dieſer bejtimmt fich bei 
dem Herrenjtand nad Gritgeburtsreht, und bei dem Nitterjtand, 
wenn nicht Erjtgeburt3= oder Altererbe in den Familienverträgen 
ſich feftgejeßt befindet, jowie bei dem Lehen, nad) VBorzugserbredt. 

Vgl. Leben-Edikt & 28. 

577 en. Der Stammerbe, als jolcdher, ift nicht Erbe des 
legten Bejigers, jondern des eriten Stammhaupts, und trägt da= 
ber feine Laſten als jolche, welche aus Handlungen diejes Stamm— 
haupt3 auf ihn fommen; er fann das gemeine Erbe des lebten 
Beligers antreten oder ausiejlagen, jelbjt wenn er deſſen Sohn 
wäre, ohne Nachteil jeines Sondererbrehts am Stammgut. 

Vgl. L.R.S. 775 u. 734; Lehen-Edikt 55 29 u. 86, 
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57700. Der Stammgutsbeliger fann keinerlei legte Willens— 
verfügung über das Stammgut machen, welche an deifen Eigen 
thum oder Erbordnung etwas ändert; nur über den Genuß fteht 
ihm in dem Fall frei, legtwillig zu verfügen, wo der Stammerbe 
zugleich jein Yanderbe wird. 


577cp. Als geſetzliche Laſt haftet auf dem Stammgut die 
Abfertigung der von der Erbfolge ausgejchloffenen Söhne und 
Töchter der Yamilie. So weit darüber die Yamilienverträge nicht 
Maaß und Ziel geben, richtet fich die Laſt nach der Nehnlichkeit 
desjenigen, twas dekfalls in dem Lehensgrundgeieß, Sat 30 und 
31 b. und c., verordnet ift. 


Gesetz über die ehelichen Vermögensverhältnisse des 
Adels vom 25. November 1831 (R.B. Nr. 30). 

Art. 2. In Beziehung auf Stamm- und Lehengüter blei- 
ben die gesetzlichen Besiimmungen des Kapitels 5 Titel 2, 
Buch 2 des Landrechts und das Lehenedikt in Kraft, 

Wenn dasjenige, was der Wittwe eines Stamm- oder 
Lehen-Gutsbesitzers vermöge der Fahrnissgemeinschaft nach 
den L.R.S. 745a und 738a zur Nutzniessung zugewiesen ist, 
in seinem Betrage den ihr in dem Satze 1535a zugedachten 
Vortheil nicht erreicht, so muss in allen Fällen, wenn nicht 
Ehe- oder Stammgutsverträge etwas Anderes bestimmen, der 
Mehrbetrag des letzteren Antheils aus dem Ertrage des 
Stamm- oder Lehenguts ergänzt werden, jedoch darf diese 
Ergänzung die Hälfte der von dem Ehemann genossenen 
reinen Stammgutsrente nicht übersteigen, 

Vgl. L.R.S. 1398 a. 


577eq. Als gejehlihe Lajt haftet ferner darauf die 
Heimzahlung jeder Schuld, welche für die vorgedacdhte Abfertigung, 
oder für die Erhaltung des Stammguts verivendet "worden iſt, 
oder mit Negentenamtlicher Nachjichtsbeivilligung auf das Stamm- 
gut verpfändet ward, jedod) jo, daß nur der Ertrag, nicht der 
Stock des Stammguts darum angegriffen werden |fann, jo lang 
das Stammgut innerhalb der gejeglihen Maas jteht. 

Stammgut, das unter diefem Betrag fteht, fann auf An— 
dringen der Gläubiger aufgelöft, und Stammgut, das über diefem 
Betrag fteht, wegen des Ueberichufles aus dem Stammgutsver« 
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band ausgezogen, und jo alsdann deilen Dauptitod dadurch an— 
greiflich für die Zahlung der Schulden gemacht werden. 

Vgl. LRS. 577 ed. u. ei; Lehen-Edikt 3 32. ' 

377 cr. Auch haftet femer auf den Fall, wo das Land— 
erbe eines abgejtorbenen Stammgutserben nicht zur Zahlung aller 
dulden binreicht, die Bezahlung der $ 54 Ziffer 1-4 der 
tonfursordnung benannten Vorzugsforderungen auf dem Stamm— 
gut, doch dab der Nachfolger nicht mehr als Höchitens einen 
Jahrsgenuß, in drei Jahre vertheilt zahlbar, dafür im die gemeine 
Erbmaſſe einwerfen dürfe, wenn gleich etwa deren Belauf höher 
teigt. 

Neue Fassung nach $ 20 des Bad. Einf-Ges. zu den RJ.G. Vel. 
R.EUu. zur K.O.$ 522. 1. 

577 cs. Das Stanmımgut verliert dieſe Eigenſchaft, wenn 
es außer der Familie ordnungsmäßig veräußert wird; es verliert 
te, wenn alle Stammerbberechtigte, die am Leben find, oder 
deren Pfleger, unter landesherrlicher Bewilligung die Auflöſung 
beichliegen; die Ungebornen ſind hieber weiter nicht in Betracht 
ju ziehen, als ſoweit fie ſchon gezeugt find, ihr Vater aber ges 
Horben tft, und deßwegen nad) Satz 393 ein Prleger der Leibes— 
frucht fie zu vertreten hat; es verliert fie endlich, wenn der erb— 
berechtigte Mannsſtamm ausgeltorben tft, ohne dal; ein anderer 
Stamm etiva durch ältere Verträge und Verkommniſſe em einſt— 
maliges Erbrecht auf ſolchen Fall hätte. 

Val L.R.S. 577 ce. u. ck. 

5377 ct. Die Anwünſchung eines Mindes kann dieſem nie 
ein Erbrecht am Stammgut, noch ein Forderungsrecht auf Ab— 
fertigung aus ſolchem geben. Natürliche Kinder können eben To 
wenig eine Erbfolge oder Forderung an das Stammgut haben. 

Beide halten daher auch die Erlöfchung jeiner &igenichaft 
nicht auf. 

Vgl. LRS. 333, 338, 350. 

577 cu. Nach Erlöfhung der Stammgutseigenſchaft erben 
die vorhandenen weiblichen Familienglieder ud zivar, wen Die 
amiltenverträge nicht Maas und Ziel geben, ſo daß alle Ab» 
tömmlinge einer Famtlientochter, deren erſte Ausihliefung vom 

Eivilrcht. 9 
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Erbe durd den Eintritt eines männliden Stammerben in das 
Erbe, woran jie mit ihm wiirde Theil gehabt haben, wenn es 
gemeines Erbe gewejen wäre, nicht über dreißig Jahr rüdwärts, 
von der Erlöſchung an, fällt, io gut als die etwa vorhandenen 
Züchter des legtverjtorbenen Bejigers ins Erbe treten, und ohne 
Unterjchied der Nähe des Grads nad) Stämmen und Unteräjten, 
und endlich in jedem Unterajt nad) Köpfen theilen, zugleid aber 
auch alle noch unbezahlte und unverjährte Schulden der vorigen 
Stammerben zahlen müſſen, fie mögen Stammjchulden oder 
gemeine gewejen jein. 


577 ev. Eigentum und Erbrecht richten fi in allem, 
worüber die vorigen Sätze, geradezu oder folgeweiſe ein Anderes 
nicht nothiwendig machen, nad) den allgemeinen Regeln. 


Sedftes Sapitel. 
Vom Schrifteigenthum. 


577 da. Jede niedergeſchriebene Abhandlung iſt urſprüng— 
liches Eigenthum deſſen, der ſie verfaßt hat, wenn er nicht allein 
aus fremdem Auftrag und für fremden Vortheil fie entwarf, fin 
welchem Fall fie Eigentum des Beſtellers Zwäre. 

Reichsgesetz über Urheberrecht $$ 1 u. 2. 

* 577 db. Das Schrifteigenthum erſtreckt fich nicht nur auf die Hands 
jchrift, fondern auch auf deren Inhalt; es enthält daher das Recht, über 


die Vervielfältigung duch Abſchrift oder Abdruck nah Gutfinden ku 
verfügen. 


*577 de, Das Schrifteigenthum gebt, gleich jedem andern, in geeigneten 
Füllen auf Andere über. 

57%.dd. Wer eine Handichrift zum Abdrud für eigenen 
Verlag hingibt, begibt ji) damit des Eigentums in feinem 
Stück. 

Wer ſie zum Verlag des Uebernehmers unentgeltlich oder 
gegen einen bedungenen Preis hingibt, der tritt dadurch das 
Eigenthum an der Handſchrift ganz ab, und beſchränkt ſein 
Eigenthum am Inhalt durch das Verlagsrecht. 

Reichsgesetz über Urheberrecht $ 3. 
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5717 de. Dieje Beichränfungen, ſoweit der Verlagsver— 
trag nichts Anderes oder Mehreres feſtgeſetzt hat, beſtehen darin, 
dag der Verleger ziwar die Auflage jo groß machen fann, als er 
will; fie Hingegen ohne Einwilligung des Eigenthümers nicht 
wiederholen darf; ingleihen, daß’. er den Abdrud im Aeußern 
nad) jeinem Belieben einrichten, aber am Inhalt nichts mindern 
nod) mehren darf. 

Reichsgesetz über Urheberrecht $ 5e u. d. 


*577 df. Der Erwerb eines Abdruds macht den Erwerber nur zum 
Cigenthümer des einzelnen Stüds, nicht aber jeines Inhalts, er kann aljo 
feinen Nahdrud defielben veranjtalten ohne Bewilligung des Verfaffers und 
Verlegers; er kann es aber auszugs-, umarbeitungs- oder erflärungsweije 
zur Grundlage eigener Abhandlungen machen, woran ihm alsdann das 
Schrifteigenthum zufommt. 


*577 de. Verfaſſer und Verleger können ihr Eigenthumsrecht nur jo 
weit geltend machen, ald fie auf dem Aborud ihren Namen angegeben 
haben. it nur einer allein genannt, jo übt diefer die Rechte beider 
allein aus, 


*577 dh. Das Scrifteigenthum gedrudter Schriften erlöfcht mit dem 
Tod des Eigenthümers, der fie in Verlag gab; jeder Befiger der Schrift 
fann alsdann einen Nachdruck veranftalten, ſoweit nicht bejondere Gnaden— 
briefe, die der Verleger hat, im Weg ſtehen. 


Die L.R.S. 577 db., de.u.df.—dh. nebst dem Edikte vom 8. Sept. 
1806 (RB. Nr. 20) sowie die deutschen Bundesbeschlüsse vom 6. Sept. 
1832 (R.B.Nr.61) vom 2. April 1835 (R.B. Nr. 28) vom 9. Nov. 1837 
(R.B. 1838 Nr. 6), vom 22. April 1841 (R.B. Nr. 18), vom 19, Juni 1845, 
(R.B. Nr. 24), vom 6. Nov. 1856 (R.B. Nr. 52) und vom 12. März 1857 
(R.B. Nr. 37) sind ersetzt durch das Reichsgesetz vom 11. Juni 1870 
über das Urheberrecht an Schriftwerken, Abbildungen, musikalischen 
Compositionen und dramatischen Werken. Weitere Reichsgesetze vom 
9., 10. und 11. Januar über das Urheberrecht an Worken der bildenden 
Künste, an Photographien, an Mustern und Modellen; Bekanntmachungen 
vom 16. Januar 1871 (G.B. Nr. 7), vom 29. Februar 1872 (G.B. Nr. 10) 
und vom 26. Januar 1877 (G.B. Nr. 2). Staatsverträge mit Frankreich 
vom 3. April 1854 (R.B. Nr. 26), 2. Juli 1857 (R.B.Nr. 40) u. 12. Mai 
1865 (R.B. Nr. 31), Schweiz vom 16. Oktober 1869 (G.B. S. 253). Italien 
vom 24. Mai 1870 (G.B. 8. 647). 
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Dritter Titel. 


Yon Nutznießung, Nutzung, Wohnung oder perſönlichen 
Dienſtbarkeiten. 


Erſtes Kapitel. 
Von der Nutznießung. 


578. Die Nutznießung iſt das perſönliche Recht, fremdes 
Eigenthum, ſo wie es iſt, gleich dem Seinigen zu genießen, mit 
der Pflicht der Erhaltung der Sache in unverändertem Stand 
und Weſen verbunden. 

Vgl. L.R.S. 532 u. flg., 600 u. fig. 

579. Man erlangt die Nubniefung an einer Sache ent= 
weder durch Berfüguug des Gejebes oder durch Willen ihres 
Gigenthümers. 

Vgl. L.R.S. 384, 7383a., 745 a, 754, 1530, 1549. 

580. Die Nubniegung kann gegeben werden entweder 
unbeftimmt, oder auf beſtimmte Zeit, oder unter bejtimmten Be— 
dingungen. 

Vgl. L.RS. 900 u. 1168 u. fig. 

581. Sie findet an beweglichen und unbeweglichen Gütern 


ftatt. 
Vgl. L.R.S. 516 u. fig., 587. 


Erſter Abichnitt. 
Bon den Rechten des Nutznießers. 

582. Der Nutznießer hat das Recht, die Früchte aller Art 
zu ziehen, welche der Nußniegungsgegenftand, jo wie er ijt, herz 
vorbringen fann, es jeien natürliche, erzogene oder bürgerliche. 

Vgl. L.R.S. 547, 1568. 

583. Natürliche Früchte jind diejenigen, welche die Erde 
von jelbjt hervorbringt, ingleichen Ertrag und Zuwachs des Viehs. 

Erzogene Früchte find jene, wozu man durch Bau und 
Pflege gelangt. 
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584. Bürgerliche Früchte find: Güterpadhtichilling, Haus— 
miethe, auftündliche Kapitalzinſen, Gült- und Rentenertrag. 
Vgl. L.R.S. 1709, 1905, 1909, 1968 u. fig. 


5855. Natürliche und erjogene Früchte welche am Baum 
oder tod Hängen, oder auf dem Dalm ſtehen, gehören dem 
Nutznießer bei dem Anfang der Nutznießung, und dem Eigen— 
thümer bei ihrem Ende. 

Kein Theil vergütet dem Andern die Beitellungs- und Saats 
foften; war aber zu Anfang oder Ende des Niehbrauchs ein 
Theilbauer auf dem Gut, jo bleibt diefem jein Antheil der 
Früchte. 

Vgl. L.E.S. 548, 1571, 1763 u. fig. 

586. Bürgerliche Früchte werden Tag für Tag erivorben. 

Der Nußnießer nimmt feinen Iheil nad Verhältniß der 
Dauer jeiner Nutznießung. Dieſes gilt von Güterpadtichilling 
wie von Hausmiethe und andern bürgerlichen Früchten.) 

Vgl. L.R.S. 584 u. 588. 


537. Auch Sachen, die man nicht gebrauchen kann, ohne 
fie zu verbrauchen, als Geld, Getreide, Getränke u. ſ. w., darf 
der Nußnießer benußen, nur unter der Gegenverbindung, bei 
Erlöihung der Nußnießung fie in gleicher Menge, Güte und 
Merth zu erjtatten, oder den Anjchlag dafür zu erſetzen. 

Vgl. L.R.S. 1532, 1392. 

588. Die Nußniefung einer Yeibrente gibt dem Nutznießet 
das Recht, während ſeiner Nutznießung das Verfallene einzuziehen, 
ohne Erſatzverbindlichkeit. 

Vgl. L.R.S. 584, 1914, 1968 u. fig. 

559. Sachen, die durch den Gebrauch zwar nicht gleich 
verbraucht, aber doch allmälig verringert werden, als Yeimvand 
und Hausgeräth, darf der Nußnießer zu dem Zweck, wozu fie 
bejtimmt jind, gebrauchen, und ift bei Endiqung der Nutznießung 
zu mehr nicht verbunden, als fie in dem Stand zurüdzugeben, 
worin jie fich alsdann befinden, und das durch feine Gefährde 
oder durch fein Verſehen etwa Verjchlimmerte zu erſetzen. 

Vel. I.RS. 459, 950, 1566. 
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390. Mit dem Schlagholz muß der Nutznießer die Ord— 
nung und Zeit der Holzſchläge einhalten, worauf der Eigenthümer 
die Eintheilung gemacht, oder ſeine Bewirthſchaftung eingerichtet 
hatte. In feinem Fall gebührt dem Nutznießer ‚oder jeinen 
Erben Entihädigung für etivaige Unterlafjung des gewöhnlichen 
Abtriebs des Schlagholzes, der Samenrehtsbäume oder des 
Stammholzes. 

Bäume aus einer Baumſchule, die ohne deren Verfall er- 
hoben werden fünnen, gehören zur Nutznießung, unter der Be— 
dingung, daß der Nußnicker wegen des Wicderanpflanzens nad) 
dem Ortsgebrauch ſich richte. 

Vgl, L.R.S. 1403. 


591. Der Nutznießer benutzt die Hochwälder nad) ihren 
beftimmten Hauzeiten, es mag der Holzhieb nah Schlägen, 
nämlich Abtheilungen des Bodens, oder nad) einzelnen“ aus- 
gezeichneten Bäumen (frebsweife) geichehen; er muß fich nad) den 
Fällungsfrilten und der Gewohnheit der vorigen Eigenthümer 
richten, wo die Forjtgejege nicht Maas geben. 

Forstgesetz vom 15. November 1883 (R.B. 1884 Nr. 2) hezw. vom 
27. April 1854 (R.B. Nr. 23) bes. $$ 9 u. fle., 87 u. flg.: Verordnung 
vom 30. Januar 1555 (RB. Nr. 6) über die Bewirthschaftung der Privat- 
waldungen. 

392. Außer diefen Fällen fann der Nugnieher das Stammes 
holz ich nicht anmahen. Die Windbrüche darf er zu oblicgenden 
Baulichkeiten verwenden. Im Nothfall darf er aud Bäume zu 
diejem Zweck fällen laſſen, wenn er vorher die Nothiwendigfeit 
mit dem Eigenthümer gütlich oder rechtlich austrägt.' 


593. Gr darf aus den Holzungen Pfähle für die Wein- 
berge nehmen; auch von den Bäumen die jährliche oder jeweilige 
Früchte heben; alles nach Landesbrauch und nah Hausbraud) 
der Gigenthümer. 


594. DVerdorrte, umgefallene oder zerbrochene Obſtbäume 
gehören dem Nutznießer, der fie jedoch durch andere jerfegen mul. 


39. Der Nußnieher kann die Nugung entiveder jelbit be— 
ziehen, oder fein Necht an einen Andern verpacdhten, verkaufen 
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oder verichenfen. Gibt er es in Pacht, jo hat er wegen der Er— 
neuerungszeit und Dauer der Pachtverträge ji nad) den Regeln 
zu richten, welche unter dem Titel: von Heirathsverträgen 
und gegenjeitigen Rechten der Ehegatten für den Mann, 
in Beziehung auf die Güter der Frau, beichrieben find. 

Vgl. LR.S. 1429 u. 1430, 2204, 2118. 


396. Der Nubnieger hat den Genuß der Anſchwemmungen 
des nutznießlichen Grundſtücks. 
Vel. L.R.S. 556 u. 557. 


39%. Er hat den Genuß aller Grundgerechtigfeiten, welche 
dem &igenthümer des Guts zufommen, wie diejer ſelbſt ſie haben 
könnte. 

Vgl. LRS. 637 u. fig. 


598. Er genießt auf gleiche Weiſe die Bergwerke und 
Steinbrüche, die beim Anfall der Nutznießung im wirklichen Betrieb 
find. Cine Betriebsart, die ohne obrigfeitlihe Erlaubnis nicht 
unternommen werden darf, joll der Nutznießer ſich nicht anmaßen, 
che er die Staatserlaubnig dazu erhalten hat. 

Auf uneröffnete Bergwerfe und Steinbrüche, auf unanges 
legte Torfgruben, und auf Schäße, die während der Nutznießung 
entdedt werden, hat er feine Anſprache. 

Verl. I.R.S. 552, 1403! 


399. Der Gigenthümer darf weder durch ſeine Hand— 
lungen, noch in anderer Weije den Nechten des Nußnichers Ab- 
bruch thun. 

Hinmwiederum hat der Nutznießer nach Endigung der Nutz— 
niegung für gemachte Verbeilerungen feinen Erſatz zu [fordern, 
wenn auc der Werth der Zache dadurch erhöht wäre. 

Er oder jeine Erben können jedoch die Spiegel, Gemälde 
und andere Verzierungen, die er anbrachte, zurüdnchmen, jedoch) 
daß fie den Ort in den alten Stand herftellen. 

Vel. 1.R.S. 555, 701, 2205 a. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Von den Obliegenheiten des Nutznießens. 

600. Der Nutznießer übernimmt die Sachen in dem Stand, 
worin fie fi finden; aber er darf in den wirklichen Genus 
nicht eintreten, che er in Gegenwart des Eigenthümers oder auf 
dejien vorherige VBorladung ein Bermögensverzeihnig über die 
fahrende Habe errichtet, und den Stand der Yiegenjchaften, die 
dem Nießbrauch untennvorfen find, aufgenommen bat. 

Vgl. L.R.S. 453, 1531, 1730, 1731; Rechtspolizeigesetz $$ 26 n. 
47; Notariatsordnung $S 45, 123, 208. 

601. In ſofern er durch den Titel jener Nutznießung hie= 
von nicht befreit iſt, ſtellt er Sicherheit, die Sache als guter 
Hausvater zu benugen. Frei davon jind Eltern, welche an dem 
Vermögen ihrer Kinder eine geſetzliche Nußniehung haben, und 
alfe jene, welche bei einer Veräußerung die Nutznießung ſich 
vorbehielten. 

Vgl. L.R.S. 354, 940, 1550. a 

602. Findet der Nubnieher feine Sicherftellungsmittel, To 
werden die Yiegenjchaften verpachtet oder obrigfeitlich verwaltet; 
die Baarichaften werden verzinslich angelegt; die Hausvorräthe 
werden verfauft und der Erlös wird ebenfalls angelegt. 

Tie Zinſen dieſer Anlage und der Gutsertrag gehören in 
diejen Füllen dem Nusnieper. 

Verl. L.R.S. 1955 u. fle.: Hinterlegungsgesetz vom 8. August 1837 
(R.B. Nr. 20). 

603. Wo ein Nubiieher eine ſchuldige Sicherheit nicht 
jtellt, da kann ferner der Gigenthümer fordern, daß die Fahrniß— 
jtüide, welche durch den Gebrauch an ihrem Werth verlieren, ver- 
fauft, und der Naufichilling, jowie jener der Hausvorräthe vers 
zinslich angelegt werden, und in die Nußnießung nur die Zinſen 
fallen. Nach Beichaftenheit der Umftände kann der Nutznießer 
verlangen, und das Gericht verordnen, dab ihm der Theil der 
fahrenden Habe, den er zu jenem Gebrauch nöthig hat, unter 
der handgelübdlihen Verſicherung, fie nad) geendigter Nutznießung 
zurückzuliefern, gelaſſen werde. 

Vel. LR.S. 453. 530. 602. 





nn j * 


ER II. B. III. T. Nutznießung, Nutzung, Wohnung. 137 


604. Der Verzug in Stellung der Bürgſchaft macht den 
Nutznießer nicht der Früchte verluſtig. Sie gebühren ihm von 
dem Augenblid an, da die Nugnießung ihren Anfang nimmt. 

Vgl. L.R.S. 1014 u. 1015. 


605. Der Nutznießer muß die Sache in baulichem Stande 
unterhalten. 

Hauptausbeijerungen bleiben dem igenthümer zur Laſt, 
wenn jie nicht daher rühren, daß während der Nutznießung 
die zum Unterhalt erforderlichen Ausbeſſerungen nnterlafien 
wurden, in welchen Fall fie dem Nutznießer oder jeinen Erben 
obliegen. 

Vgl. L.R.S. 1409 Z. 4. 


606. Hauptausbeilerungen jind: Heritellung der Haupt: 
mauern und Gewölbe, Einziehung neuer Balten, und neue Per 
lequngen der Dächer, Wände, Zinmerdeden und Fußböden, ins 
gleichen neue Deritellung der Dämme, Grundmauern und Ring— 
mauern. 

Alle übrigen Ausbeflerungen find ſolche, welche zur Unter- 
haltung zu rechnen find. 

Vel. URS. 1754. 


60%. Weder der Eigentümer noch der Nutznießer fünnen 
genöthigt twerden, wieder aufzubauen, was vor Alter zuſammen— 
fällt oder durch Zufall zeritört wird. 

'el. L.R.S. 624. 

608. Der Nisnieher hat während jeines Genuſſes alle 
jährlihen Laften des Grundftüds zu tragen, nämlih Steuern 
und alle andern Abgaben, die als Yaften des Ertrags zu be= 
trachten find. 


Gesetz über die Verpflichtung zur Zahlung der Grund- 
steuer vom 11. Okt. 1832 (R.B. 1832 Nr. 60 u. 1833 Nr. 48). 

Die Bestimmnngen des Läandrechts über die Verpilich- 
tung zu «den auf einem Gegenstande haftenden Steuern, 
namentlich auch «liejenigen der Landrechtsätze 577 al, 608, 
609, 635, 1727&, lo;5taec, 1351be sind durch die Bestim- 
mungen des ersten Kapitels im vierten Abschnitt der Grund- 
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steuerordnung*) für die Erhebungsweise der Steuern nicht 
für aufgehoben zu achten, sondern bieiben für das Wechsel- 
verhältniss derjenigen, welche an solchem Gegenstände pri- 
vatrechtlich betheiligt sind, in voller Wirksamkeit. 

* Jetzt Art. 34 des Grundsteuergesetzes vom 7. Mai 1853, R. B. 
Nr. 21, 

609. Laſten, die während der Nutznießung dem Eigen 
thum jelbjt etwa auferlegt werden, trägt der Eigenthümer; jedod) 
muß der Nutznießer ihm die Zinjen davon vergüten. 

Hat der Yebtere die Auslage gemacht, jo darf er nad) ge: 
endigter Nutznießung das Kapital zurüdfordern. 

Vgl. LR.S. 2205 a. 

610. Hat ein Erblafjer jemanden eine Zeibrente oder einen 
Gehalt zu jeinem Unterhalt vermacht, jo muß diejes Vermächtniß 
von dem Grbnehmer der Nutznießung nach jeinem ganzen Um— 
fang, von dem rbtheilnehmer der Nutznießung aber nad) 
Verhältnis feines Genuſſes abgetragen werden, Steiner von beiden 
hat deshalb eine Jurüdforderung. 

Vzl. 1.R.S. 1003, 1009, 1010, 1012. 

611. Wer die Nutznießung als Stüdvermähtnis erhalten 
hat, haftet jeldit nicht für die Schulden, wofür das Grundftüd 
verpfändet iſt. Wird er daher genöthigt, fie zu zahlen, jo hat 
er feinen Rückgriff auf den Eigenthümer, vorbehaltlich deſſen, was 
unter dem Titel von Schenfungen und legten Willens: 
verordnungen Sab 1020 beitimmt wird. 

Vgl. L.R.S. 874, 1024, 1251 Z. 3, 2178. 

612. Wer am ganzen Nachlaß oder auch nur an einem 
Iheil al3 Erb- oder Erbtheilnehmer die Nutznießung bat, haftet 
zugleich mit dem Gigenthümer für Tilgung der Schulden auf 
folgende Weije: 

Man jchägt in letzterem Fall den Werth des Antheils, 
welcher der Nutznießung unterworfen ijt, und beſtimmt hierauf, 
nach Verhältnis diejes Werths, deſſen Beitrag zu den Schulden. 

Will der Nubnieher die Summe vorichiehen, welche die 
Nerlaitenichaft oder deren Antheil treffen, jo wird ihm nad) ges 
endigter Nutznießung das Kapital ohne Zinſen erſetzt. 
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Will er nicht, ſo hat der Eigenthümer die Wahl, entweder 
ſelbſt die Summe zu zahlen (wo alsdann ihm der Nutznießer, 
ſo lange die Nutznießung dauert, die Zinſen vergütet), oder einen 
verhältnißmäßigen Theil der nutznießlichen Güter zu verkaufen. 

Vgl. LR.S.S870, 871, 1009, 1012, 


613. Der Nutznießer trägt nur die Koſten und Folgen 
folder Prozeſſe mit Dritten, welche den Genuß betreffen. 
Vgl. R.C.P.O. 8 73. 


614. Greift ein Dritter während der Nutznießung in Eigen= 
{hum oder Rechte des Eigenthümers ein, jo iſt der Nutznießer 
verbunden, diefem es anzuzeigen, jonjt wird er für allen Schaden, 
der ſolchem daraus entitcht, eben jo verantwortlich), als ob er 
jelbit den Schaden gethan hätte. 

Vel. LRS. 1149 u. Alg., 1768. 

615. Iſt nur ein einzelnes Stüd Vieh in der Nutznießung 
begriffen, und dieſes Fällt ohne Verſchulden des Nutznießers, To 
iſt dieſer weder ein anderes an deilen ſtatt zu geben, noch den 
Werth zu erjegen, verbunden. 


616. Geht eine nutznießliche Heerde durch Zufall oder 
Krankheit, ohne Verjchulden des Nießers ganz zu Grund, jo hat 
dDiejer gegen den Gigenthümer feine andere Verbindlichkeit, als 
ihm über die Häute oder deren Wert) Rechnung zu thun, joweit 
lie dem Befiger zu gut fommen fünnen. 

Geht die Heerde nicht ganz zu Grund, jo iſt der Nutznießer 
verbunden, durch junges Vich die Zahl der gefallenen Stüde zu 
ergänzen. 


Tritter Abſchnitt. 
Von der Endigung dev Nußniehung. 
617. Die Nutznießung erlöſcht: ® 
durch den natürlichen over bürgerfihen*) Tod des Nutznießers; 
durch Ablauf der Zeit, auf welche fie verliehen war; 
* Aufgehoben: 35. L,R.S. 22—33. 
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durch Wicdervereinigung, da nämlich die Eigenschaften eines 
Nutznießers und eines Eigenthümers auf eine Perjon zuſammen— 
fallen; 

durch dreisigjährigen Nichtgebraud) des Rechts; 

durch gänzlichen Untergang der nutznießlichen Sache. 

Vgl. L.R.S. 706, 2262, 

617 a. Sie erlöiht auch durch NRüdfall der Rechte des 
Verleihers an einen früheren Eigenthümer, der nicht einwilligte. 


618. Die Nutznießung kann durch Mißbrauch des Nutz- 
nießers aufhören, er mag jelbit die Sache verderben, oder aus 
Mangel der jchuldigen Unterhaltung fie zu Grund gehen laſſen. 

In deßfallſigen Prozeſſen können die Gläubiger des Nutz— 
nießers als Beikläger auftreten, und zur Verbeſſerung des Ver— 
dorbenen, ſowie zur Gewährleiſtung für die Zukunft ſich anbieten, 
um den Vortheil der Nutznießung zu retten. 

Der Richter kann je nach Wichtigkeit des Mißbrauchs un— 
bedingt auf Erlöſchung der Nutznießung erkennen, oder verfügen, 
daß der Eigenthümer der Genuß der nutznießlichen Sache wieder 
an ſich ziehe, und dagegen dem Nutznießer oder ſeinen Rechts— 
folgern jährlich bis zu Ende der Nutznießung eine beſtimmte 
Rente entrichte. 

Vel. LRS. 1057 a.; R.C.P.O. $ 63. 

619. Die Nutznießung für Mörperichaften dauert nur dreißig 
Jahre. 

Vgl. II. Konstitutions-Edikt $ 9% 

620. Ward jie an jemanden gegeben, bis ein Dritter ein 
beitimmtes Alter habe, jo dauert ſie jo viel Jahre, als bis zu 
dieſem Zeitpunkt erforderlich find, obgleich) der Dritte früher jtirbt. 

Vel. L.RS. 384 nebst Zusätzen. 

621. Des Eigenthümers Verkauf der nutznießlichen Sade 
ändert nichts an dem Recht des Nutznießers, dieſer behält den 
Vortheil feiner Nießung, ſofern er nicht förmlich darauf verzichtet. 

622. Die Gläubiger des Nußniehers fünnen eine zu ihrem 


Nachtheil geichehene Verzichtleiftung für nichtig erklären laſſen. 
Vgl. L.R.S. 1167 u. 1167. 
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623. Die Nutznießung einer Sade, wovon nur ein Iheil 
untergegangen ift, dauert auf den Ueberreſt fort. 

624. Wenn ein Gebäude zur Nutznießung gegeben ift, und 
diejes Gebäude wird durch Feuersbrunft oder durch andere Zus 
fälle zeritört, oder ftürzt altershalber ein, jo hat der Nutznießer 
fein Nießungreht an dem Grund nnd Boden, auch feines an 
dem Bauſtoff. 

Wenn aber die Nußniefung auf einem Gute haftete, wovon 
das Gebäude einen Theil ausmacht, jo behält der Nutznießer den 
Genuß des Bodens und des Bauſtoffs. 

Vgl. L.R.S. 607, 704. 


Bweites Kapitel. 
Bon der Nußung und der Wohnung. 


625. Die Dienitgerechtigfeiten der Nußung und Wohnung 
werden auf gleiche Weiſe, wie die Nutznießung erworben und 
verloren. 

Vgl. L.R.S. 579, 617 u. flg., 1465. 

626. Man kann zu ihrem Genuß nicht gelangen, ohne 
zuvor gleichiwie bei der Nußniefung Sicherheit zu leiften, den 
Stand der Güter aufzunehmen und die Beichreibung darüber zu 
verfallen. 

Vgl. L.R.S. 600-603 nebst Zusätzen. 

627. Wer die Nugungs= oder Woßnungsgeredjfigeit auf ein 
fremdes Eigenthum hat, muß fie als guter Hauswirth gebrauchen. 

Vel. L.R.S. 601, 1187. 

628. Die Rechte der Nugung oder Wohnung erhalten ihre 
Beitimmung aus dem Inhalt des NRechtstitels, der fie gibt, und 
find darnad) von größerm oder geringerm Umfang. 

Vgl. L.R.S. 1707 a. 

629. Läßt der Nechtstitel die Beitimmungen des Umfangs 
diefer Rechte unausgedrüdt, jo dienen folgende Grundjäße zur 
Richtſchnur. 

630. Der, den die Nutzung der Früchte eines Grundſtücks 
zufteht, kann nur feine eigenen und jeine Yamilienbedürfnifie 


„I 
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davon erheben. Die Bedürfniſſe ſolcher Kinder, die er nach 
erhaltenem Nutzungsrecht erſt bekommt, ſind mit einbegriffen. 


631. Niemand kann die Nugungsgerechtigfeit einer fremden 
Sade einem Andern übertragen, es jei nun pachtweiſe oder in 
anderer Art. 


632. Der, welchem die Wohnung in einem Haus gegeben 
iſt, kann mit jeiner Yamilie darin wohnen, aud) wenn er da— 
mals, als ihm jenes Recht verliehen wurde, nicht verheirathet war. 


633. Das Wohnungsrecht beſchränkt fich auf die Wohnungs: 
bedürfnifie des Rechtsinhabers und jeiner Yamilie. 


634. Das Recht der Wohnung kann ebenfalls nicht auf 
Andere übertragen werden. 


635. Bedarf derjenige, der die Nußung einer fremden 
Sache hat, aller Früchte des Grundftüds oder der Bewohnung 
des ganzen Haujes, jo hat er, gleich dem Nußnieker, alle Kultur— 
foften, die bauliche Unterhaltung und die Steuern zu tragen. 

Benugt er nur einen Theil der Früchte, oder bewohnt er 
nur einen Theil des Haujes, jo trägt er nur nad Verhältniß 
jeines Genuſſes dazu. bei. 

Vgl. L.R.S. 605 u. 608 nebst Zusätzen. 

636. Das Nubungsreht an Holz und Wald wird bes 
jonderen Gejegen zur Beſtimmung überlajjen. 

Forstgesetz vom 15. November 1833 (R.B. 1834 Nr. 2) 88 100— 
136 über Forstberechtigungen. (Anhang B,, 4). 


Vierter Titel. 
Don Grunddienſtbarkeiten. 


637. Grunmddienftbarfeit heißt jede Laſt, die einem 
Grundftüd zum Verbrauch und Vortheil eines fremden Grunde 
ftüds aufliegt. Deſſen Recht zu diefem Vortheil heißt die Grund— 
gerechtigkeit. 
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633. Die Grundgerechtigkeit begründet feine Gewaltsbe— 
fugniß des einen Grundſtücks auf das andere. 


639. Sie entitcht theils aus der natürlichen Lage der 
Orte, theils aus Verfügungen des Geſetzes, theils aus verbindlichen 
Willenserflärungen der Eigenthümer. 

Vgl. L.R.S. 640 u. flg., 649 u. flg., 686 u. fig. 

Weiderechte: Edikt vom 12. Mai 1818 (R.B. Nr. 11) über Aus- 
übung der Schafweidegerechtigkeit (Anhang B. 8): Gesetz vom 31. Juli 
1848 (R.B. Nr. 55) über Ablösung der Weiderechte. Faselviehlast: 
Gesetz vom 3. August 1837 (R.B. Nr. 29) über Ablösung der Faselvieh- 
last mit Aenderang durch $ 114 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G 


« 


Erftes Sapitel. 
Bon den Dienjtbarteiten aus der Lage der Orte. 


640. Grundftüde, welche niedriger gelegen find, müſſen 
von höher gelegenen das Waſſer aufnehmen, wie jolches im 
natürlihen Yauf ohne bejondere Vorrichtungen dahin abfliept. 

Der Eigentümer des untern Grundftüds darf feinen Damm 
aufiverfen, der diefen Abflug verhindert. 

Der Eigenthümer des obern Grundftüds darf nichts unter- 
nehmen, was die Dienftbarfeit des untern Grundjtüds erſchwert. 

Vgl. L.R.S. 681, 701 n. 702. 


641. Jeder fann die Quellen auf jeinem Boden nad) 
Willkür benügen, vorbehaltlich des Rechts, das der Eigenthümer 
eines untern Grundjtüds etwa durch Rechtstitel oder durch Ver— 
jährung erworben hat. 

Vgl. L.R.S. 552, 642: Wassergesetz Art. 14—16 (Anhang B. 5 a). 


642. Die Verjährung gilt für rechtmäßigen Erwerb nur 
nah einem durch dreißig Jahre hindurch ununterbrochen fort= 
gejegten Genuß, von dem Zeitpunkt an zu rechnen, wo der 
Eigenthümer des untern Grundftüds ſolche offene Anlagen gemacht 
und beendigt hat, die den Yall und den Einlauf des Waſſers 
auf jein Eigenthum befördern jollen. 

Vgl. i.R.S. 690, 2264. 
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643. Der Eigenthümer einer Quelle darf ihren Lauf nicht 
verändern, ſobald ſie den Einwohnern einer Gemeinde, eines 
Dorfs, Weilers oder Hofs das nöthige Waſſer verſchafft Haben 
indeß die Einwohner deren Gebrauch nicht ſchon erworben oder 
verjährt, ſo iſt der Eigenthümer berechtigt, die Beſtimmung einer 
Entſchädigung durch Sachverſtändige zu fordern. 

Vel. L.R.S. 545 nebst Zusätzen. 


644. TDerjenige, deſſen Eigenthum längs einem fließenden 
Waſſer Hinzieht, jene Waller doch ausgenommen, die im 538ften 
Satz unter dem Titel: von der Verschiedenheit der Güter, 
als YZugehörden des Staatseigentyums erklärt find, kann ſich 
deſſen jeden Orts, wo es vorbeiflieht, zuc Bewäſſerung jeines 
Eigenthums bedienen. 

Terjenige, deſſen Grund ein joldhes Waſſer durchſtrömt, 
fann es in dem Raum, den es dajelbjt durchläuft, auf jede 
Art benußgen, muß jedoch ihm da, wo c3 jeinen Grund ver: 
läßt, den gewöhnlichen Yauf wieder verjchaffen. 

Wassergesetz Art. 7—9 u. 92 (Anhang B. 5a.) 

7645. Erhedt ſich ein Streit unter den Eigenthümern über die Be: 
nugung des Waflers, fo ift es Pflicht der Gerichte, den Vortheil der Yand: 
wirthſchaft mit der Achtung, die man dem Eigenthum fchuldig ift, zu verein: 


baren und in allen Fällen find die befonderen und örtlichen Anordrrungen 
über den Lauf und die Benugung der Waffer zu beobadten. 


Aufgchoben durch Art. 94 des Wassergesetzes vom 25. Ang. 1576 
(R.B. Nr. 36). 


646. Jeder Eigenthümer kann an feinen Grenznachbar 
fordern, dab; die aneinander ftoßenden Grundftüde durch Grenz— 
male ausgejchieden werden. Die Grenzicheidung geichieht auf ges 
meinichaftliche Koſten. 

Vgl. LR. S. 663, 2241 a. 


Gesetz über Vermessung aller Liegenschaften 
vom 26. März 1852 (R.B. Nr. 15). 

Art. 2. Bevor mit der Vermessung der Liegenschaften 
einer Gemarkung begonnen wird, müssen — wo es nicht 
schon geschehen ist — die Grenzen der Gemarkung und 
jeder ihrer Gewannen ausgesteint, und jene der einzelnen 
Grundstücke, soweit sich deren Eigenthümer nicht zur Aus- 
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steinung verstehen oder nach L.R.S. 646 verstelien müssen, 
sonst festgestellt werden. 
Vgl. Art, 1 des nachfolgenden Gesetzes. 


Art. 8. Für jede einzelne Gemarkung müssen binnen 
längstens drei Jahren von dem Zeitpunkte an, auf welchen das 
Vermessungsgeschäft daselbst beenJigt wurde, nach einer von 
der Regierung zu erlassenden allgemeinen Instruction neue 
Lagerbücher aufgestellt werden, welche unabhängig von den 
sonst bestehenden Grund- und Unterpfandsbüchern unter 
steter Hinweisung auf den gefertigten Grundplan eine voll- 
ständige Nachweisung und Beschreibung der einzelnen Liegen- 
schaften und ihrer Rechtsbeschaffenheit liefern, 


Landesherrl. Verordnung vom 26. Mai 1857, (R.B. Nr. 21) über die 
Einrichtung der Lagerbücher. 


Art, 9. Neue Eigenthumsgrenzen können — sobald die 
Grenzen der Grundstücke einer Gemarkung durch die nach 
Vorschrift dieses Gesetzes vorgenommene Vermessung fest- 
gestellt sind — ohne Versteinung auf gültige Weise nicht 
entstehen. 

Jede Veränderung in den Eigenthumsgrenzen und jede 
bleibende Veränderung in den Kulturarten muss in das zum 
Zwecke der Fortführung und Ergänzung der Gemarkungs- 
karten der Gemeinde, beziehungsweise dem Markungseigen- 
thümer, zugestellte Exemplare der Planaufnahme. eingetragen 
und ebenso im Lagerbuche verzeichnet werden, Der Ge- 
meinderath bezw. Markungseigenthümer ist hiefür verant- 
wortlich, 


Gesetz über die Sicherung der Liegenschaftsgrenzen 
vom 20, April 185} (R.B. Nr. 21), 


Art. ı. Die Eigenthumsgrenzen sind durch Aussteinung 
festzustellen. Die Staatsbehörde wird jedoch für die Eigen- 
thumsgrenzen ganzer Gemarkungen oder einzelner Theile der- 
selben Ausnahmen insbesondere da zulassen, wo die Aus- 
steinung unverhältnissmässige Kosten verursachen würde, oder 
wo die Grenzen durch andere Einrichtungen genügend be- 
zeichnet sind. 

Vollz,-Verordn. vom 1. August 1854 (R. B. Nr. 35), 883 2 a. 6. 


Art. 5. Ausser. den verpflichteten Steinsetzern ist Nie- 
mand befugt auf Gemarkungsgewannen oder Eigenthums- 
grenzen einen Stein zu setzen, welcher als Grenzstein angc- 


Eivilrcht. 10 


—— 
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sehen werden kann, oder einen aus seiner Lage gekommenen 
Grenzstein wieder aufzurichten, 


Vollz.-Verordn. vom 1. August 1854 (R.B. Nr. 35) $ 17; Dienst- 
weisung für Steinsetzer vom 7. März 1856, C.V.O.B. Nr. 5. 

647. Jeder Eigenthümer ift berechtigt, fein Grundftüd ein— 
zuzäunen, vorbehaltlih der im 682ften Sab feftgejegten Ein- 
ſchränkung. 


647 a. Wenn jedoch jemand Dienſtbarkeiten darauf beſitzt, 
die damit nicht würden beſtehen können, darf er, ehe er mit 
ſolchem abgefunden ift, dieſer Freiheit ſich nicht bedienen. 

Vgl. LR.s. 701. 

648. Der Eigenthümer, der fein Feld einzäunt, verliert 
fein Recht an der gemeinen Hut und Zrift oder Weide und Ueber— 
trieb, nad) Verhältni des Bodens, den er dadurd) diefen Gemeinds— 
genüffen entzieht. 

Edikt über Ausübung der Schafweidegerechtigkeiten vom 12. Mai 
1818 (R.B. Nr. 11) s. Anhang B. 8, 


weites Kapitel. 
Bon den Dienftbarkeiten aus dem Geſetz. 


649. Die Dienftbarfeiten aus dem Geſetz betreffen das all— 
gemeine Wohl, oder den Bortheil einer Gemeinde, oder den Nuben 
einzelner Perjonen. 


650. Zu Dienftbarkeiten für das allgemeine Beſte oder den 
Bortheil einer Gemeinde gehören: der Leinpfad längs den jchiff- 
baren oder floßbaren Strömen, der Bau joder die Wiederher- 
ftellung der Straßen und anderer öffentlichen oder Gemeinds— 
anlagen. 

Alles, was diefe Gattung von Dienftbarleit betrifft, wird 
durch eigene Geſetze oder Verordnungen beftimmt. 

Vgl. L.R.S. 538 u. 556. 

Gesetz über Sicherung der Liegenschaftsgrenzen 
vom 20. April 1854 (R.B. Nı. 21). 


Art. 6. Jeder Eigenthümer hat die Grenzsteine des der 
Vermessung des Grossherzogthums als Grundlage dienenden 
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Dreiecknetzes sowie Gemarkungs- und Gewannen-Grenzmarken 
ohne Entschädigungs-Anspruch auf seinem Eigenthum zu 
dulden. 


Wassergesetz Art 3u.4; 79 u. 80; Rheinverlandungsgesetze vom 
23. Mai ‘856 (R.B. Nr. 22) Art. 4, und vom 11. Februar 1870 (G.B. 
Nr. 12) Art. 3; Forstgesetz $ 94 (s. Anhang B. 4. u. 5). 


Strassengesetz vom 14. Januar 1868 (R.B. Nr. 2); Baufluchtengesetz 
vom 20. Februar 1868 (RB. Nr. 17) bes. Art. 15 u. 16 (Bauten an 
Landstrassen und der Eisenbahn), Vollz.-Verordn. vom 22. Januar 1876 
(R.B. Nr. 5) bes. $ 11. Baupolizei-Ordnung vom 5. Mai 1869 (G.B. Nr. 
11) mit Aenderung vom 18. April 1872 (G.B. Nr. 21). 


Reichsgesetz vom 21. Dezember 1371 über die Beschränkung des 
Grundeigenthums in der Umgebung von: Festungen. 


651. Das Gejeh legt ferner den Eigenthümern gegen einander 
verſchiedene Verbindlichkeiten auf, ohne fie auf einen bejondern 
Vertrag zu gründen. 


Wassergesetz Art. 10 u. 11 (Anschluss und Mitbenutzung von Stau- 
anlagen) Anhang B. 5a. 


652. Einen Theil diefer Verbindlichkeiten beftimmen die 
Gejege der Feldpolizei; ein anderer (der hier in Betracht Tommt) 
bezieht fie) auf Scheidmauern und Sceidgräben, auf den Tall, 
wo Gegenanlagen jtattfinden, auf die Ausficht über den Grund 
des Nachbars, auf die Dachtraufe, und auf das Recht des Durch— 
gangs oder der Durchfahrt. 


Bad. P.St.G.B. 88 148 u. 145, R.St.G.B. $ 368 Z. 1 u. 2 (Feld- 
polizei); L.R.S. 658 u. fig., 674, 675 a. fig., 681, 682. 


Erſter Abſchnitt. 
Von Scheidmauern und Scheidgräben. 


653. Jede Scheidewand zweier Gebäude bis zum Firſt, jede 
Scheidemauer zwiſchen Höfen, Gärten oder geſchloſſenen Aeckern 
wird für gemeinſchaftlich angeſehen, in ſofern weder ein Rechtstitel 
noch ein ſinnliches Merkmal des Gegentheils vorhanden iſt. 


Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf,-Ges. zu den R.J.G. 
Vgl. L.R.S. 1350 u. 1352, R.E.G. zur R.C.P.O. $ 16 2. 1. 
10* 
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654. Ein ſolches Merkmal ift vorhanden: 

a) Wenn die Spiße der Mauer auf einer Seite gerade 
und ſenkrecht mit ihrer Außenjeite fortläuft, und auf 
der andern eine abhängige Fläche bildet; 

b) Wenn nur auf einer Seite eine ſchräge Dede (eine 
Mauerfappe) oder Steinleiften und hervorragende Krag— 
fteine vorhanden find, die bei Erbauung der Mauer 
dort angebracht worden find; 

In jedem diejer Fälle tritt die Bermuthung ein, daß 
die Mauer ausſchließlich demjenigen als Eigenthum zus 
gehöre, auf defjen Ceite ſich der Abſchluß, die Krag— 
fteine, oder Steinleiften befinden. 

655. Die Unterhaltung und Wiedererbauung einer gemein- 
ſchaftlichen Mauer liegt Allen ob, welche ein Recht an ihr haben, 
und einem jeden von ihnen nad) Verhältniß jeines Rechts. 

Vgl. L.R.S. 577 bb., 663, 669. 

656. Indeß kann jeder Miteigenthümer einer gemein= 
Ihaftlihen Mauer, welche fein ihm zugehöriges Gebäude ftüßt, 
fih) von dem Beitrag zum Unterhalt und zur Wiedererbauung 
durch Verzihtung feines Rechts an der Gemeinſchaft losmaden. 

Vgl. L.R.S. 699. 

657. Jeder Miteigenthümer darf an eine gemeinfchaftliche 
Mauer anbauen, und jede Art Balken auf die ganze Dide der 
Mauer legen lafjen, bis auf zwei Zoll * vom Rand des Nachbars. 
Dem Nachbar bleibt jedod das Recht, die Balfen bis zur Hälfte 
der Mauerdide abjtoßen zu lafjen, jobald er an eben diejer Stelle 
auf jeiner Seite gleichfalls Balken legen, oder einen Rauchfang 
anlehnen will. 

®) 6 Centimeter; R.Maassordnung vom 17. August 1868. 

658. Jeder Miteigenthümer darf eine gemeinjchaftliche Mauer 
erhöhen laſſen, er muß jedoch die Koſten der Erhöhung allein 
tragen, die Mauer über der vorigen gemeinſcheinſchaftlichen Höhe 
allein unterhalten, und überdieß wegen der Belaftung, nad Ver— 
hältniß der Erhöhuug und des Werths eine Entihädigung leiften, 
wenn dadurch der Unterhalt der untern Mauer foftbarer wird, 
und jo lange der Andere die Erhöhung nicht mit benußt. 


-—n 
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659. Iſt die gemeinschaftliche Mauer nicht ftarf genug, um 
die Erhöhung zu tragen, jo muß derjenige, der fie erhöhen will, 
fie von Grund aus auf jeine Koften wieder aufbauen laſſen, und 
den Raum zur größern Dide auf jeiner Seite allein nehmen. 


660. Der Nachbar, der zur Erhöhung der Mauer nichts 
beigetragen hat, fann das Recht der Gemeinjchaft an der Er— 
höhung dadurd) erlangen, daß er die Hälfte des Aufwands er= 
jeßt, den fie gefoftet hat, und den halben Werth des Bodens, 
der etwa für den Zuſatz längs der Mauer hergegeben wurde. 


661. Jeder Anſtößer einer fremden Mauer gewinnt am 
Ganzen oder an einem Theil derjelben Gemeinjchaft, jobald er 
dem Gigenthümer der Mauer den halben Werth des Ganzen oder 
desjenigen Theils, den er gemeinjchaftlih machen will, und des 
Bodens, worauf die Mauer oder deren in Frage ftehender Theil 
gebaut ijt, erſetzt. 


662. Hein Nachbar fann in eine gemeinfchaftlihe Mauer 
einbrechen, noc) irgend ein Werk daran anlehnen oder darauf 
jtügen, ohne Bewilligung des Andern, oder Erkenntniß der Sach— 
verjtändigen, daß das neue Werk an ſich oder unter den von ihnen 
vorgejchrießenen Vorichten den Rechten des Andern nicht jchade, 

Vgl. L.R.S, 657 u. 674. 

663. In Städten und PVorftädten fann jeder feinen Nach— 
bar anhalten, daß er zur Erbauung und Unterhaltung der Scheide= 
wand ihrer daſigen Häufer und Gärten beitrage. 

Die Höhe der Scheidewand wird nad) Ortsverordnungen oder 
Gebräuchen bejtimmt; wo es an ſichern Gebräuchen und Verord— 
nungen fehlt, joll jede Scheidewand unter Nachbarn, die in Zus 
funft erbaut oder twiederhergeftellt werden mag, mit Inbegriff der 
Mauerlappe acht Fuß* hoch fein. 

*) 2,40 Meter. R.-Maasordnung vom 17. August 1868. 

Vgl. L.R.S. 6d u. flg., Baupolizeiordnung von 1869 (G.B. Nr. 11) 
8 42 Z. 18, 


664. Wenn die verfchiedenen Stodwerfe eines Haufes ver- 
Ichiedenen Eigenthümern zugehören, und die Urkunden über das 
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Eigenthum nicht beftimmen, wie es in Abfiht auf die Aus- 
befjerungen und das Wiederaufbauen gehalten werden ſoll, fo find 
dabei folgende Grundfäge zu beobachten: 

Die Koften der Hauptmauern und des Dachs fammt feinen 
Fußböden und dem Theil der Kamine, der durch das Dach läuft, 
auch der Treppe vom oberjten Stod in das Dad, fallen auf 
alle Eigenthümer nad) Verhältnig des Werths des Stochwerks, das 
jedem zugehört. 

Der Eigenthümer eines jeden Stodwerf3s macht den Fuß— 
boden, worauf er geht, jammt feiner obern Bekleidung, und 
die Dede oder untere Bekleidung des Fußbodens eines höhern 
Stocks; 

Der Eigenthümer des zweiten Stocks macht die Treppe, 
welche dahin führt; 

Der Eigenthümer des dritten Stocks macht, von dem zweiten 
an zu rechnen, die Treppe, die zu ihm führt, und ſo weiter. 

Edikt vom 23. März 1808 (R.B. Nr. 11) über die Vortheilsgerechtig- 
keit. $ 4 (s. Anhang A. 3b.) 

665. Werden gemeinſchaftliche Mauern oder Häuſer wieder 
aufgebaut, ehe deren Dienjtbarkeitsverhältniffe verjährt find, jo 
leben diefe wieder auf. Sie dürfen aber nicht läftiger gemacht 
werden. 

Vgl. L.R.S. 706 u. 2262. 


666. Alle Gräben zwijchen zwei Grundftüden werden für 
gemeinschaftlich geachtet, infofern weder ein Rechtstitel noch Merk— 
male des Gegentheils vorhanden find. 


Neue Fassung nach & 146 des Bad. Einf.-Gos. zu den R.J:G. 
Vgl. L.R.S. 1350. 1352; RE.G. zur R.C.P.O. $ 16 2. 1. 


667. Ein Merkmal, daß der Graben nicht gemeinjchaftlid) 
fei, ift es, wenn der Rain oder der Aufiwurf der Erde ſich nur 
auf einer Seite des Grabens befindet. 

668. Der Graben wird alsdann demjenigen anzugehören 
vermuthet, auf deſſen Seite ſich der Aufwurf befindet. 

669. Ein gemeinjhaftliher Graben muß auf gemeinjame 


Koften unterhalten werden. 
Vgl. L.RS. 655. 
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670. Jede Scheidhede zwijchen Grundftüden wird für ges 
meinſchaftlich angejehen, wenn nicht ein Rechtstitel oder ein hin— 
längliher Befigftand für das Gegentheil jpricht, oder nur Eines 
der Grundjtüde allein gejchloffen ift. 

Neue Fassung nach & 146 des Bad, Einf.-Ges.Fzu den R.J.G. 

Vgl. L.R.S. 1350, 1852; R.E.G. zur R.C.P.O. 8 16 2. 1. 


671. Hochſtämmige Bäume mag der Eigenthümer nur im 
jener Entfernung von der Grenze pflanzen, welche durch beſon— 
dere Verordnungen oder unbeſtrittenen Gebrauch feſtgeſtell t iſt; 
wozdieje fehlen, ſollen hochſtämmige Bäume ſechs Schuh, * andere 
Bäume und lebendige Hedent hingegen “anderthalb “"Ehuh ** davon 


entfernt jein. 


* 1,80 Meter \ 
& R.-Maassord om 17. August 1868, 
** 45 Centimeter f — la 


Vgl. LR.S. 6d. u. fig. 


672. Der Nachbar hat das Recht zu fordern, daß Bäume 
und Heden, welche näher an jeiner Scheide ſſtehen, weggeſchafft 
werden. 

Derjenige, über deſſen Grund und Boden die Aeſte der 
Bäume jeines Nachbars hinüberragen, kann Lebtern anhalten, 
daß er dieje Aeſte abjchneide. 

Wurzeln, die auf jeinem Boden fortlaufen, darf er dort 
jelbft abftoßen. 

673. Bäume in einer gemeinjchaftlihen Hede find gleid) 
ihr gemeinjchhaftlid, aber jeder von beiden Eigenthümern kann 


fordern, daß fie gefällt werden. 
gl. L.R.S. 670 nebst Note. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von der Entfernung und den Zivifchenmauern bei gemifien 
Bauanlagen. 
674. Wer einen Brummen oder das Senkloch eines Abtritts 
neben einer gemeinjchaftlichen oder nicht gemeinſchaftlichen Mauer 
graben läßt; 
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Wer daran Rauchfänge, Feuerherde, Hammerwerke, Backöfen 
oder Oefen errichtet; 

Einen Viehſtall daran lehnt; 

Ingleichen wer einen Salzvorrath oder einen Haufen ätzender 
Waaren daran legen will; 

Der ift verbunden, jene Zwiichenräume zu laſſen, welche 
durch bejondere Verordnungen und Gebräuche feitgeitellt find, oder 
diejenigen Werke zu machen, welche gemäß eben ſolcher Verord— 
nungen und Gebräuche oder nad Ungabe der Kunjtverftändigen 


nöthig Find, um dem Nachbar nicht zu jchaden. 

Vgl. L.R.S. 6d. u. fig, 544, 552, 651, 662; Banpolizei-Ordnung 
vom 5. Mai 1869 (G.B. Nr. 11) mit Aenderungen vom 18. April 1872 
(G.B. Xr. 21). 


Dritter Abſchnitt. 
Von der Ausfiht auf Nachbarsgut. 


675. Ein Nachbar darf ohne Bewilligung des Andern in 
einer gemeinjchaftlihen Mauer weder offene noch geichloffene 
Fenſter, noch ſonſtige Oeffnungen anbringen. 

Vgl. L.R.S. 653, 661. 


676. In feiner eigenen Mauer, wen fie aud) unmittelbar 
an das Grundjtüd eines Andern grenzt, darf Jeder, um fich Licht 
zu verschaffen, geichlojlene und vergitterte Fenſter anlegen. 

Diejes Fenjtergitter muß von Eiſen jein; deſſen Stäbe 
dürfen höchſtens drei Zoll und einen halben* von einander ent= 
fernt jein; es darf nicht geöffnet werden fünnen. 

* 14,5 Centimeter; R.-Maassordaung vom 17. August 1563. 

Verl. L.R.S. 654. 

677. Eben dieje Lichtfenfter dürfen bei Zimmern auf 
ebener Erde adt Fuß*, bei andern ſechs Fuß* über dem 
Zimmerboden erſt anfangen. 

*8 — 2,40: 6° = 1,80 Meter. R.:Maassordnung v. 17. Aug. 1868. 


678. Man darf nad dem Grundſtück feines Nachbarn Hin, 
e3 jet gejchloffen oder nicht, Feiner Ausjicht in gerader Richtung, 
feines Fenſters, das dazu dient, weder Altanen noch offene Erker 


ee 
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ſich anmaßen, wenn die Mauer, in oder auf welcher man ſie 
anbringt, von dem beſagten Grundſtück nicht ſechs Fuß* ent— 
fernt iſt. 

* 1,80 Meter. R.-Maasordnung v. 17. Aug, 1868. 


679. Auch darf man dahin keine Ausficht von der Seite 
oder in jchräger Richtung anlegen, wo die Entfernung nicht 
wenigſtens zwei Fuß“ beträgt. 

* 60 Centimeter. R.-Maassordnung v. 17. Aug. 1869. 


680. Die vorerwähnten Entfernungen werden von der 
äußern Seite der Mauer, worin die Oeffnung angebracht wird, 
und wenn von Altanen oder Erkern die Rede ift, von ihrem 
äußeriten Vorſprung bis zur Grenzlinie, wo das beiderſeitige 
Eigenthum ſich ſcheidet, gerechnet. 


680 a. Allmend iſt nicht Nachbargut, hindert alſo die An— 
lage der Ausſichtsfenſter nicht; vielmehr wo in der Folge durch 
Veräußerung in lebende Hand das Allmendgut zu Nachbargut 
wird, muß Jenem, der darauf Ausſichtsfenſter hatte, dieſes Fenſter— 
recht ungeſperrt bleiben, und von dem neuen Nachbar bei ſeinen 
Anlagen die im Satz 678 beſchriebene Entfernung beobachtet 
werden. 


Vgl. L.R.S. 542: Gemeindeordnung $ 64; Baufluchtengesetz vom 
20. Februar 1868 (G.B. Nr. 17) bes. Art. 18. 


Vierter Abſchnitt. 
Von der Dachtraufe, 


681. Jeder Eigenthümer joll feine Dächer jo einrichten, 
daß das Regenwaſſer auf jeinen eigenen Grund und Boden oder 
auf die öffentliche Straße abfließt; er darf es auf den Boden 
feines Nachbarn n’h* leiten, ohne daß dafür eine Dienjtbarkeit 
rechtmäßig beſtehe. 

Vgl. L.R.S. 640, 6.5, 688, 


r 
—— — ——— 
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Fünfter Abſchnitt. 
Von der Durchfahrtsgerechtigkeit. 


682. Der Eigenthümer, deſſen Grundſtück durchaus mittelſt 
anderer von der gemeinen Straße abgeſchnitten iſt, darf zur Be— 
nutzung ſeines Feldes einen Weg über die Grundſtücke ſeiner 
Nachbarn fordern, wofür er ihnen Schadenerſatz leiſten muß. 

Vgl. L.R,S. 647, 686, 688. 


683. Die Durchfahrt muß, der Regel nad, auf der Seite 
genommen werden, welche von dem eingejchlofenen Grundftüd 
am kürzeſten zur öffentlichen Straße führt. 


684. Sie wird jedod über den Theil angewiejen, wo fie 
dem überfahrenen Grundftüd am unſchädlichſten if. 
Vgl. L.R.S. 701. 


685. Die Klage auf Entihädigung, welche für den im 
682ſten Artikel angeführten Fall eintritt, iſt der Verjährung 
unterworfen; der Weg aber darf deßwegen nicht verjpetrt werben, 
weil die Klage auf Entſchädigung erlojchen ift. 

Vgl. L.R.S. 2262, 


Drittes Kapitel. 


Bon den Dienftbarkeiten, welche durd Handlungen der 
Menſchen erworben werden. 


Erſter Abſchnitt. 


Von den verſchiedenen Gattungen der liegenſchaftlichen 
Dienſtbarkeiten. 


686. Ein Eigenthümer darf ſein Eigenthum mit jeder 
Dienſtbarkeit belaſten, oder ihm jede Grundgerechtigkeit erwerben; 
nur müſſen dergleichen Dienſtbarkeiten nicht der Perſon, ſondern 
der Liegenſchaft auferlegt, nicht der Perſon, ſondern der Liegen— 
ſchaft zu gut beſtellt ſein, und nichts bewirken, was der öffentlichen 
Ordnung zuwider ſei. 
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Gebrauch und Umfang ſolcher Dienſtbarkeiten richten ſich nach 
dem Titel, der ſie gibt, und wo es an einem Titel gebricht, nach 
folgenden Grundſätzen. 

Vel. L.R.S. 6, 544, 690 u. fig; Wassergesetz vom 25. Aug. 1876 


(G.B. Nr. 36) Art. 12; Feldbereinigungsgesetz vom 5. Mai 1856 (RB. 
Nr. 19) Art. 17. 


Gesetz über Ablösung der Faselviehlast 
vom 3. August 1837 (R.B. Nr. 29). 

$ 5. Die Last das Faselvieh zu halten kann künftig 
nicht mehr als Grunddienstbarkeit bestellt werden, 

Ueberträgt die Gemeinde diese Last an Corporationen 
oder Privaten, so kann dies nie länger als auf ı5 Jahre ge- 
schehen. 

Gesetz über Ablösung der Weiderechte 
vom 31. Juli 1848 (R.B. Nr. 55). 

Art. 40. Der Eigenthümer eines Grundstückes darf kein 
Weiderecht als Dienstbarkeit bestellen, und ebenso wenig bei 
Veräusserung eines Grundstückes sich ein Weiderecht darauf 
vorbehalten. 

Art. 41. Auch ist ihm nicht erlaubt, das Weiderecht 
länger als 9 Jahre einem Dritten und dessen Rechtsnach- 
folgern zu überlassen. Nach Ablauf dieser Zeit kann der 
dessfallsige Vertrag auf gleiche Dauer und so fort nach je 9 
Jahren erneuert werden, 

Vertragsbestimmungen, welche eine längere Dauer als 
jeweils 9 Jahre festsetzen, sind in soweit als nicht vorhanden 
anzusehen, 


Jagdgesetz vom 2. Dezember 1850 (R.B. Nr. 58) 
$ ı, Absatz 2: 
Die Befugniss auf fremden Grundstücken zu jagen kann 
als Grundgerechtigkeit nicht bestellt werden, 


687. Dienitbarkeiten gereichen entweder zum Bortheil eines 
Gebäudes oder eines Feldguts. 

Dienftbareiten der erften Art heißen Baudienftbarteiten, 
es mögen die hiezu berechtigten Gebäude in einer Stadt ober 
auf dem Lande gelegen jem. 

Jene der zweiten Art heißen Yelddienftbarleiten. 

688. Die Dienftbarkeiten find entweder jelbftändig oder 
unftändig. 
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Selbftändig find diejenigen, deren Gebrauh ohne Zu— 
tun eines Menjchen fortgeht; dergleichen find: Wajjerleitungen, 
Dadtraufen, Ausfichten und andere Gerechtigkeiten ähnliher Art. 

Unjtändige Dienjtbarfeiten find Diejenigen, die zu jeder 
Ausübung der Beiwirfung eines Menjchen bedürfen; als Wegge- 
rechtigkeiten, Waſſerſchöpfgerechtigkeiten, Hutgerechtigkeiten und andere 
ähnliche. 


"gl. L.R.S. 544 e., 639, 690—692, 695, 707. 


689. Die Dienftbarkeiten find offen oder verborgen. 

Offen find fie, wenn fie fih durd) äußere Anlagen, zum 
Beiipiel dur eine Thür, ein Fenſter, eine Wafferleitung ans 
kündigen. 

Verborgen ſind diejenigen, deren Daſein durch kein äußeres 
Merkmal ins Auge fällt, wie z. B. die Pflicht, auf einem Grund— 
ſtück kein Gebäude anzulegen, oder nicht über eine beſtimmte Höhe 
zu bauen. 

Vgl. LR.S. 544 e,, 688, 690—692, 695, 705, 1638, 1642. 


weiter Abjchnitt. 
Vie Dienftbarleiten erworben werden. 


690. Dffene und zugleich jelbjtändige Dienftbarfeiten er- 
wirbt man durch Vergünftigung oder durch dreigigjährigen Beſitz. 
Vgl. L.R.S. 642, 688 u. 689, 692, 695, 2228 u, Ilg., 2264. 


691. PBerborgene, jedoch jelbitändige Dienftbarkeiten, ſowie 
unftändige Dienjtbarfeiten, fie jeien offen oder verborgen, erwirbt 
man allein durch Bergünftigung. 

Sie zu erwerben iſt jelbjt ein unfürdenklicher Beſitz nicht 
hinreichend; im Gegenden, wo ſie jedoch vorhin auf ſolche Weiſe 
erworben wurden, dauern fie fort, jobald fie jchon durch ver— 
jährten Beſitz bei Verfündung diejes Geſetzbuchs erworben find, 

Die Landesherrl. Verordnung vom 6. September 1808 (R.B. Nr. 10) 
über den Beweis der Unfürdenklichkeit ist aufgehoben durch $ 145 2.5 
des Bald Einf.-Ges. zu den R.J.G. 
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692. In Hinſicht der ſelbſtändigen offenen Dienſtbarkeiten 
gilt die Widmung, welche der Eigenthümer ſeiner Sache gibt, 
für einen Titel. 


693. Nur alsdann darf man annehmen, daß eine Widmung 
des Eigenthümers eingetreten ſei, wenn erwieſen iſt, daß zwei 
abgetheilte Grundſtücke vormals nur einen Eigenthümer hatten, 
und daß durch diejen die Sachen in jenen Zuftand verjegt worden 
find, welcher Merkmal der Dienjtbarkeit ift. 


694. Wo auf zweien Grundftüden ein und deijelben Eigen— 
thümers ſich ein ſichtbares Merkmal einer Dienjtbarfeit befindet, 
und nun Eines derjelben veräußert wird, ohne daß der Vertrag 
eine Webereinfunft über dieje Dienjtbarfeit enthält, da bejteht fie 
auf dem veräußerten Grundftüd, fie möge ihm zur Laſt oder zu 
Kup jein. 

Vgl. L.R.S. 689, 705. 

695. Bei Dienftbarfeiten, die nicht durch Verjährung zu er= 
werben jind, iſt der Mangel des urjprünglichen Titels durd) 
nichts Anderes zu erjegen, al3 dur) ein Anerfenntniß der Dienit- 
barkeit, welches von dem Eigenthümer de3 belafteten Grundjtüds 
herrührt. 

Vgl. L.R,S. 691, 1337. 

6%. Wer eine Dienftbarkeit bewilligt, geftattet dadurch 
alles, was erforderlich ift, um fie auszuüben. So hat die Dienft- 
barfeit, an einem fremden Brunnen Waſſer zu jchöpfen, das 
Recht über deijen Boden zu gehen, nothivendig zur Yolge. 

Vgl. L.R.S. 697, 1135. 


Dritter Abſchnitt. 


Ron den Rechten des Eigenthümers einer Dienftgerechtigfeit. 


697. Der Herr einer Dienftgerechtigfeit hat zugleich das 
Recht, alle Anlage, die für deren Benußung und Erhaltung 
nöthig find, zu machen. 
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698. Sie geſchehen auf deſſen Koſten, nicht auf Koſten 
des belaſteten Grundſtücks, wo der Rechtstittel der Dienſtbarkeit 
nicht ein Anderes beſtimmt. 


Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


699. Selbft in dem Fall, wo dieje Urkunde* dem Eigen- 
thümer des belafteten Grundftüds die Verbindlichkeit auflegt, die 
zum Gebraud) oder zur Erhaltung der Dienftbarfeit erforder- 
lihen Anlagen auf feine Koften zu machen, fann folder noch 
immer ſich dieſer Verbindlichkeit dadurch entledigen, daß er das 
belajtete Grundftüd dem Herrn der Dienſtbarkeit für eigen heim- 
weijet. 

* Im Urtext: „titre‘ (Rechtstitel) Vgl. L.R.S. 698. 

Vgl. L.R.S. 656. 

700. Wird das Grundftüd, dem ein Anderes dient, getheilt, 
jo hängt die Dienftgerechtigkeit zwar noch immer jedem abgejon= 
derten Theil an, und gebührt ihm wie zuvor; der Zuftand des 
belafteten Grundftüds darf indefjen hiedurch nicht erſchwert werden. 

Wenn zum Beijpiel von der MWeggerechtigfeit die Rede ift, 
jo find alle Wegberedhtigten verbunden, bei der Ausübung einen 
und den nämlichen Weg einzuhalten. 


701. Der Eigenthümer eines belafteten Grundftüds darf 
nichts unternehmen, was den Gebraud) der Dienftbarfeit ſchmälern 
oder unbequemer machen würde. 

Er darf aljo den Ortszuftand nicht weſentlich verändern, 
noch die Ausübung der Dienſtbarkeit auf eine andere Stelle 
legen, als worauf fie urſprünglich angewieſen ward. 


Wäre inzwifchen diefe urfprüngliche Anweiſung dem Eigen 
thümer des !belafteten Grundftüds wegen neuerer Berhältnifie 
bejchwerlicher getwordeu, oder Hinderte fie ihn etwa, nüßliche Ver: 
beflerungen dort vorzunehmen, jo darf er dem Eigenthümer des 
andern Grundftüds einen zur Ausübung feiner Nechte gleich be 
quemen Pla anweiſen, und diejer ihn nicht ausjchlagen. 

Vgl. L.R.S. 640, 684, 1134. 

702. Umgefehrt kann derjenige, der zu einer Dienjtbarleit 
berechtigt ift, fie nur nad) Inhalt feiner Rechtsurkunde* ausüben, 
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und darf weder auf dem Grundftüd, das mit der Dienftbarfeit 
belaftet ift, noch auf demjenigen, dem die Gerechtigkeit zufteht eine 
Veränderung vornehmen, welde den Zuftand des erjteren er» 
ſchweren würde. 


* Im Urtext: „titre‘‘ (Rechtstitel), vgl. L. R.S. 698. 
Vgl. LR.S. 640, 1134. 


Vierter Abſchnitt. 
Wie Dienftbarfeiten erlöjchen. 


703. Dienftbarkeiten erlöfchen, wenn man wegen verändertem 
Stand der Dinge fie weiter nicht ausüben fann. 


Gesetz über Ablösung der Weiderechte, 
vom 31. Juli 1848 (R.B. Nr. 55). 


Art. ı Abs. 3: Die Durchfahrtsgerechtigkeit, welche nur 
zur Ausübung des Weıderechts besteht, hört mit dessen Ab- 
lösung ohne Entschädigung auf. (L.R.S. 703.) 


Gesetz über Zusammenlegung von Grundstücken, 
vom 5. Mai 1856 (R.B. Nr, 19). 


Art. 17 Abs. ı: Wegerechte, welche in Folge der Zu- 
sammenlegung nutzlos werden, hören auf. 


704. Sie leben wieder auf, wenn die Sachen in den Zus 
fand zurüdlommen, wo man fie ausüben kann, che die Zeit 
ihrer Erlöſchung abgelaufen ift. 

Vgl. L.R.S. 665 u. 706. 


705. Jede Dienftbarkeit ift erloſchen, jobald das hiezu 
berechtigte und das damit belaftete Grundftüd an den nämlichen 
Eigenthümer kommen. 

Die offenen leben jedoch) wieder auf, jobald eine Ver— 
äußerung geichieht, ohne das das bleibende Merkmal der Dienit- 
barfeit weggeichafft, noch das Gegentheil ausdrüdlich bedungen wird. 

Vgl. L.R.S. 689, 694, 2177. 

706. Eine Dienftbarkeit wird durd) einen dreigigjährigen 
Nichtgebrauch verſeſſen. 

Vgl. L.R.S. 2242 u. flg., 2251 u. flg., 2262, 2264, 
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707. Nach den verjchievenen Gattungen der Dienjtbarkeiten 
haben jene dreißig Jahre einen verichiedenen Anfang: von dem 
Tag, wo man aufgehört hat, fie zu benußen, werden die uns 
jtändigen Dienftbarkeiten verjejfen; von dem Tag, wo eine mit 
der Dienftbarfeit im Wiederſpruch Itehende Handlung vorgenommen 
worden iſt, jind die jelbjtändigen Dienjtbarfeiten in ſolchem Fall. 

Vgl. L.R.S. 638, 2260, 2261. 


708. Auch die Art, wie eine Dienftbarteit ausgeübt wird, 
fann eben jo durd Verjährung verändert werden. 


709. Wo eine Dientgerechtigkeit zu einem Grundjtüd ges 
hört, das Mehreren in unzertheilter Gemeinjchaft zufteht; da 
hindert die Ausübung des Einen die Verjährung auch zum Vor— 
theil aller übrigen Miteigenthümer. 

Vgl. LR.S. 1199, 


— — 


710. Iſt einer unter den Miteigenthümern, wider ‚den die 
Verjährung nicht laufen konnte, zum Beijpiel, ein: Minderjähriger, 
jo werden dur ihn auch die Rechte der übrigen erhalten. 
fr Vgl. L.R.S. 2252, 2259, 2255. 


Fünfter Titel. 


Don Erbdienjtbarkeiten. 


710a. Erbdienftbarfeiten, find jolche Laſten einer Liegen— 
ſchaft, welche" weder zum Vortheil einer bejtimmten Perſon noch 
zum Vortheil einer beftimmten Liegenjchaft Joder ihres Beſitzers, 
jondern zum Vortheil }jedes getreuen Redhtsinhabers beftchen. 
Nur das Geſetz kann dergleihen Laften erjchaffen. 

Vgl. Art. 16 des Feldbereinigungsgesetzes vom 5. Mai 1856 (R.B, 
Nr. 19). 

710b. Das Gejeß gibt und erfennt feine andere als Zehen» 
den, Gülten und Zinjen. 





1. 8 V. T. Erbdienſtbarkeiten. 161 


Erſtes Kapitel. 
Vom Zehenden. 
Die L.R.S. 710 aa—710 ef. haben keine praktische Bedeutung mehr, 
da alle Zelinten beseitigt sind. 
L.R.S. 710ev. ist ausdrücklich aufgehoben durch $ 20 des Bad. 
Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


(Gesetz vom 24. Dezember 1831 (R.B. 1832 Nr. 1) über Aufhebung 
der Blntzehnten und der Neubruchzehnten. Gesetz vom 15. November 
1833 (R.B. Nr. 49) über Ablösung aller Zehnten. Vollzugs-Verardnung 
dazu vom 27. Februar 1834 (R.B. Nr. 10). Die $$ 15 u. 16 des Zehnt- 
abl.-Ges. (Vorzugsrecht der Ablösungskapitalien) s. nach L.R.S. 2105 a. 

ERS. 710 d. e. Der alte Zehende innerhalb eines Kirchipiels hat für 
die Fälle, wo nicht ein hinreichendes Kirchenvermögen vorhanden, und nicht 


eine Baufreiheit befonders erwieſen ift, die Yaft des Beitrags zu Kirchenbaus 
bedürfniſſen auf ſich. 


Ueber Umfang und Anwendungsfälle dieſer Laſt entſcheiden beſondere 


Geſetze. 


Zehntablösungsgesetz 8$ 41—46 : Instruktion für die Schätzer der 
Baulasten vom 25. März 1841 (R.B. Nr. 11). 


Kirchenbau-Edikt vom 26. April 1808 (R.B. Nr. 13) mit Berich- 
tigungen vom 30. Juni 1337 (R.B. Nr. 22). 


Zweites Kapitel. 
Von Erbgülten und Zinſen. 


710 fa. Erbgült oder Erbzins iſt eine Abgabe, Erſtere in 
Erzeugniſſen des Bodens, Lehztere in Geld oder Thieren, welche 
ein Eigenthümer von dem Genuß eines ihm gehörigen Gut an 
jeden getreuen Inhaber des Gültrechts zahlen muß. 


710fb. Neue Gülten und Zinjen fünnen anders nicht, als 
in der Form von Grbrenten nad) Sat 530 bejtellt werden. Die 
alten dauern fort, jorweit ſie durch gültige Nechtstitel oder ver— 
jährten Beſitz gededt find.) 

Vgl. L.R.S. 2228 u. flg.. 2281. 

710fe. Die darüber jprechenden Redtsurfunden oder Bereine 
müfjen, dem Sat 2263 gemäß, auf Begehren der Betheiligten 
erneuert Werden. 


Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 
Civilrecht. 11 


nn ye* — — 
* as 8 
. ı% 


162 2ER 8 V. T. Erbvienitbarleiten. 


Gesetz über Ablösung der Gülten und Zinsen 
vom 5. Oktober 1820 (R.B. Nr. 135). 

$ ıı: So lange die Zinsen oder Gülten nicht abgelöst 
werden, bleibt die gesetzliche Bestimmung über die Nothwendig- 
keit der Erneuerung der Bereine, jedoch sind die dadurch 
veranlassten Kosten künftig von beiden Theilen gleich zu 
tragen, wodurch L.R.S. 2263 in dieser Hinsicht ausser Wirkung 
gesetzt wird. 

Ministerial-Verordnung vom 25. Juli 1810 (R.B. Nr. 32): „dass 
in Ansehung aller derjenigen Bereine, welche bereits 15 Jahre und darüber 
alt sind, der 30jährige Präseriptions-Termin auf 15 Jahre, die vom 
1. Januar 1810 zu laufen anfangen, beschränkt sein soll, ‚nach dessen 
Ablauf sie ihre Beweiskraft verlieren.“ 


710fd. Dieſe Bereine müſſen die Verfallzeit, den Empfang?» 
ort und die Lieferungsart bejtimmen. 


710fe. Da, wo der Gültmann jehuldig ift, die Gült an 
einen beitimmten Ort zu liefern, muß er zwar im Unterlafjungss 
fall die Prozepfoften tragen, aber Berzugstoften trägt er nicht 
eher, als bis der Gültherr durch urkundliche Einforderung jein 
Recht ausgeübt hat. 


710ff. Die Gült muß gegeben werden in Jahren, wo 
twenig, ſowie in jenen, wo viel erwächſt. Nur wenn durch Heer 
und Hagel in einem Jahr eine gänzliche Ertragslofigfeit entiteht, 
nämlich mehr nicht als Saatfrucht, auch Bau- und Beſtellungs— 
koſten gewonnen werden, iſt der Gültherr zum Nachlaß verbunden. 
Für Gegenden, welche durch ihre Lage häufig dem Wetterſchaden 
ausgeſetzt ſind, können die Polizeigeſetze Nachlaßanordnungen auf 
einen Theil der Gült machen. 


710 fg. Die Gült haftet auf dem Genußrecht am Gut; 
nur derjenige, dem dieſes zuſteht, kann darum angegriffen werden. 


Der frühere Schlusssatz ist aufgehoben durch $ 20 des Bad. Einf.- 
Ges. zu den R.J.G. 


710 fh. Das Grundeigenthbum des Guts oder ein dritter 
Beliger des letztern fann für Gültrüdjtände nicht angegriffen 
werden, noch weniger mag dadurch eim Uebergang des Guts— 
eigentHum® an den Gültheren begründet werden, ſelbſt dann 
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nicht, wenn die früheren Urkunden einen ſolchen Verfall aus: 
drücklich verfügten. 

710 fi. Der Gültherr kann eine Iheilung der Gültgüter 
nicht hindern, jondern nur, jo fang die Beitellung eines VBorträgers 
nicht geichehen ift, der die Gült von allen Ginzinfern auf deren 
Gefahr nnd Koften einziehe, und in einer Hand abliefere, ſich an 
alle Theilnehmer als Sammtichuldner halten. 

Bewilligt derjelbe eine Iheilung ohne Beſtellung eines Vor— 
trägers, jo gilt die Gült jelbjt für getheilt, und jeder Iheil für 
ein jelbitändiges Ganzes. 

Vgl L.R.S. 1200 u. flg., 1210 u. fig. 

710 fk. Auch das Gültrecht ift untheilbar, und der Gült— 
mann nicht ſchuldig, jeine Gült in mehr als eine Hand abzuliefern. 

Vgl. L.R.S. 1218, 1222 u. fg. 

710 fl. Das Gültrecht erlöjcht durch die nämlichen Urfachen 
wie Gutsdienftbarfeiten. Das Erlojchene kann nicht wieder aufleben. 

dichtgebrauch des Gültrechts ift vorhanden, ſowohl wenn gar 
feine Einforderung geichehen, als auch wenn eine Einforderung 
in gejegliher Zeit unverfolgt geblieben tft. 

Vgl. L.R.S. 703—710, 


* 710 fm. Jede Erbgült, von welcher nicht urkundlich erwieſen werden 
fann, daß fie urfprünglich als unablöslich errichtet worden, gilt für wieder: 
käuflich; fie kann nach vorgängig halbjähriger Auftündigung durch Darlegung 
des fünf und zwanzigfachen Betrags abgefauft werden; der Betrag wird 
bei Frucht oder Vieh nah einem 25jährigen Durchſchnitt des Preiſes 
beſtimmt. 

Gesetz vom 5. Oktober 1820 (R.B. Nr. 15) über Ablösung der 
Gülten und Zinsen, nebst Vollzugs-Verordnung vom 30. August 1821 (R.B. 
Nr. 15). 

Gesetz vom 14. Mai 1825 (R.B. Nr. 8) über das Vorzngsrecht der 
Ahblüsungskapitalien s. nach L.R.S. 2105 a. 


+ Sechſter Titel, 
Don Grundpflichtigkeiten. 


Die L.R.S. 71l0ga—gg. sind aufgehoben durch das nachfolzende 
Gesetz vom 10. April 1818 (R.B. Nr. 95) über Aufhebung der Ferdal- 
rechte. 

11° 
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Erſtes Kapitel. 
Bon den Bannpflichten. 


Die L.R.S. 710 ha—hh. sind aufgehoben durch das nachfolgende 
Gesetz vom 10. April 1848 (R.B. Nr. 23) über Aufhebung der Feudal- 
rechte. 


T Bmweites Kapitel. 
Bon der Frohndpflichtigfeit. 


Der 1..R.S. 710ia. ist aufgehoben durch die Gesetze vom 28. Mai 
1831 (R.B. Nr. 9) über Aufhebung der Strassenbau-, Militär- und Ge 
richtsfrohnden (s. VI. Konst.-Edikt $ 16), und vom 28. Dezember 1831 
(R.B. 1832 Nr. 1) über Aufhebung der Herrenfrohnden. 


7 Driffes Kapitel. 


Von der Erbpflictigteit. 
Der L.R.S. 710 ka. ist aufgehoben durch das nachfolgende Gesetz 
vom 10. April 1848 (R.B. Nr. 23) über Aufhebung der Feudalrechte. 


Gesetz über Aufhebung der Feudalrechte 
vom 10, April 1848 (R.B. Nr. 23). 

Art. 1. Alle Feudalrechte, das heisst, alle Berechtigun- 
gen, für welche das Landrecht, wenn man die Zusatzartikel 
577aa—ar und 710a—ka als nicht crlassen betrachtet, 
keinen Verpflichtungsgrund enthält und über deren Beseiti- 
gung nicht schon besondere Gesetze ergangen sind, * werden 
hiemit für aufgehoben erklärt. 


Namentlich werden also aufgehoben: 

ı) alle Bannrechte; 

2) alle ausser den nun aufgehobenen Bann- und Frohnd- 
pflichten noch vorhandenen Grundpflichtigkeiten, ins- 
besondere alle Erbpflichten; 

3) alle Drittelspflichtigkeiten, als: Drittel, Stockdrittel, 
Ehrschatz, Dritter Pfennig, Zehnter, Handlohn, Pfen- 
nig, Güterfall; 

4) alle Abgaben unter dem Namen Kauffall, Kaufgeld, 
Handlohn, Kaufhandlohn, Drittel, Währschaft, Zehnter 
Pfennig, Dritter Pfegnig, Kreuzergeld, insoweit die- 
selben nicht in dem Erbbestandsverhältnisse (L.R.S. 
1831 bh) begründet sind; 
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5) das Heerdrecht, Heerdgeld, Sterbfall, Fallrecht, Fall- 
geld, Fall- und Heerdrecht, Güterfall, Besthaupt, 
Hauptrecht, Sterbhandlohn, selbst wo diese Berechti- 
gungen auf einzelnen Gütern haften; 


6) alle Abzugsrechte; 
7) sämmtliche Jagd- und Fischereirechte; ** 


alle bei Erlangung des Bürgerrechts bisher an Stan- 
desherren und Grundherren zu zahlenden Abgaben, 
insbesondere Bürgereinkaufs-, Annahms- oder Ein- 
zugsgelder. 

* Vgl. L.R.S. 710aa., 71Qfm. und 710ca. 

** Vgl. Zusätze zu L.R.S. 715. 

Art. 2. Den besonderen Gesetzen unterliegen die Weid- 
rechte, die Forstbefechtigungen, die Erb- und Todtbestände 
und Schupflehen, sowie der Lehensverband, dessen das V, 
Konstitutions-Edikt gedenkt. 

Vgl. L.R.S. 636, 639, 648, 1381 aa., 1331 ba, nebst Zusätzen, und 
V. Konstitutions-Edikt nebst Allodifieationsgesetzen (Anhang A 2 d.). 


Art. 3. Eine billige Entschädigung der Berechtigten 
wird durch besondere Gesetze nachträglich bestimmt werden. 

Soweit eine Berechtigung nicht einen privatrechtlichen 
Entstehungsgrund hat, kann die Entschädigung nur aus der 
Staatskasse bezahlt werden. 

Gesetz vom 19. Februar 1851 (R.B. Nr. 15) nebst Vollzugs-Ver- 
ordnung vom 12. Juli 1851 (R.B. Nr. 45), und Gesetz vom 26. März 1852 
(R.B. Nr. 15) nebst Vollzugs-Verordnungen vom 31. Dezember 1852 
(R.B. 1853 Nr. 3) und vom 26. März 1853 (R.B. Nr. 13). 





Drittes Bud. 


Von den verſchiedenen Arten, Gigenthum zu 
zu erwerben. 


Allgemeine Berfügungen. 


71. Eigentum wird erworben und auf andere über: 
tragen durch Vererbung, durch Schenkungen unter Lebenden oder 
von Todeswegen, und durch die Wirkung ibernommener Ber: 
bindlichkeiten. 

Vgl. L.R.S. 724, 953, 1004, 1006, 1011, 1014, 1138, 1583, 1707. 

712. Das Eigenthum wird ferner durch Zuwachs, Einver— 
leibung und Erſitzung erworben. 

Vgl. L.R.S. 546—577, 2265 u. flg., 2279. 

713. Herrenloſe Sachen gehören dem Staat. 

Vgl. L.R.S. 539, 717 a, 723, 768. 

714. Es gibt Saden, die für Niemand Eigenthum, aber 
für Jederman zum Gebrauch) find. Polizeigelege bejtimmen ihre 
Benugungsart. 

Vgl. L.R.S. 538, 1128, Wassergesetz vom 25. August 1876 (G.B. 
Nr. 36) Art. 1. 2 u. 6 (Anhang B 5.a.). 


715. Jagd und Fiicherei wird gleichfall® durch bejondere 
Geſetze regiert. 

Jagdgesetz vom 2. Dezember 1350 (R.B. Nr. 58) nebst Vollzugs- 
Verordn. vom 21. Dezember 1850 R.B. Nr. 61, (Anhang B 6). 

Fischerei-Gesetze vom 29. März 1852 (R.B. Nr, 15) und vom 
3. März 1870 (G.B. Nr. 18) nebst Vollzugs-Verordn. v. 11. Januar 1871 
(G.B. Nr. 3) mit Nachtrag vom 4. April 1372 (G.B. Nr. 17). vgl. 
Anhang B 7, 
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716. Das Eigenthum eines Schages gehört dem, der ihn 
auf eigenem Boden findet. Der auf dem Boden eine3 Andern 
gefundene Schatz gehört zu einer Hälfte dem Finder und zur 
andern Hälfte dem Eigenthümer de3 Bodens. 

Schatz heit jede verborgene oder vergrabene Sade, woran 
Niemand ein Eigentdum darthun fann, und deren Dajein durd) 
bloßes Ungefähr entdedt wird. 

Vgl. L.R.S. 552, R.St.G.B. $ 216. 


717. Bejondere Gejege beftimmen die Rechte auf Güter, 
die in Seen und Flüſſe geworfen werden, und auf Saden, 
welche die Seen und Flüſſe auswerfen. 

Mit verlorenen Sachen, deren Eigenthümer ſich nicht meldet, 


hat es gleiche Bewandtniß. 
Vgl. L.R.S, 2279 u. 2280, R.St.G.B. $ 246. 


717a. Die gefundenen Sachen gehören dem Finder, wenn 
er an dem Ort des Funds diejen öffentlich befannt gemacht, und 
in drei Jahren der vorige Inhaber fie nicht zurüdverlangt hat. 


Gesetz über dasRecht der Post- und Eisenbahn-Ver- 
waltung an gefundenen und herrenlosen Sachen 
vom ı6 März 1870 (G.B. Nr. 16). 

Art. ı. Die Verwaltung der Grossh. Verkehrsanstalten 
ist berechtigt, die in den Post- und Eisenbahnwägen, auf den 
Dampfschiffen oder in sonstigen Räumen ihres Betriebs ge- 
fundenen Sachen, deren vorige Inhaber unbekannt sind, nach 
Ablauf eines Jahres vom Tage des Fundes an gerechnet. 
ohne Weiteres zu veräussern, 

Eine Rückforderung solcher Sachen (L.R.S. 2279 u.2280) 
findet nach der Veräusserung auch Dritten gegenüber nicht 
mehr statt. 

Die Verwaltung bleibt jedoch verpflichtet, demjenigen, 
welcher sich binnen weiterer zwei Jahre als der vorige In- 
haber der gefundenen Sache ausweist, insofern dieselbe bereits 
veräussert ist, den daraus gewonnenen Reinerlös ohne Zinsen, 
andernfalls die Sache selbst auszufolgen. 

Art. 2. Den gefundenen Sachen wird der verwerthbare 
Inhalt unbestellbarer Post- und Eisenbahn-Sendungen, deren 
Aufgeber nicht ermittelt werden können, gleichgeachtet. 

Vollzugs-Verordn. vom 5, Mai 1870 (G.B. Nr.33);  Reichs-Post- 
ordnung $ 4l. 
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Erfter Titel. 
Don Erbſchaften. 


Erfies Stapitel. 


Bon Eröffnung der Erbſchaften, auch Bejit und 
Gewähr der Erben. 


718. Erbſchaften werden durch den natürlichen und bürger— 
lihen* Tod eröffnet. 

* Vgl, L.R.S. 719 nebst Note. 

+719. Durch den bürgerlichen Tod wird eine Erbichaft von dem Augen: 
blid an eröffnet, da nach den Verfügungen des 11. Abſchnitts des II. Kapitels 


im Titel von dem Genuß und Berluft der bürgerliden Rechte diejer 
Tod eintritt. 


Aufgehoben durch $ 21 des Gesetzes vom 6. März 1845 über die 
privatrechtlichen Folgen der Verbrechen, 


720. Sterben mehrere Perfonen, von denen wechſelsweiſe 
die Eine zur Verlaſſenſchaft der Andern berufen ijt, in einer und 
derjelben Gelegenheit, ohne day man weiß, welche zuerit gejtorben - 
it, jo Sind die Vermuthungsgründe für das Ueberleben der 
Einen oder der Andern aus den Umjtänden der Begebenheit her= 
zuleiten; in deren Crmanglung jieht man auf die Stärke des 
Alters oder Geſchlechts. 

Vgl. L.R.S. 1352, 1352 a.; R.E.G. zur RC.P.O. $ 16 2.1. 

721. Wenn diejenigen, welche zujammen umgelommen find, 
noch nicht fünfzehn Jahre alt waren, jo ift zu vermuthen, daß 
der Aelteſte am längjten gelebt habe. 

Maren fie alle über jechzig Jahre alt, jo wird vermuthet, 
der Jüngjte Habe am längiten gelebt. 

Sind einige unter fünfzehn, die Andern aber über jechszig 
Jahre alt gewejen, jo ijt die VBermuthung des Ueberlebens für 
jene Grijteren. 

72l1a. Wo im lehtgedachten Fall auch noch Perſonen zwi— 
ſchen fünfzehn oder jechszig Jahren mit umkamen, jo gelten dieje 
für die Ueberlebenden. 
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722. Haben Mehrere, die zuſammen umgekommen ſind, das 
fünfzehnte Jahr zurückgelegt, und doch weniger als ſechszig Jahre, 
ſo wird bei gleichem Alter, oder, wo der Unterſchied kein Jahr 
überſteigt, angenommen, daß die Mannsperſon am längſten gelebt 
habe; andernfalls, ſowie auch, wenn ſie von einerlei Geſchlecht 
ſind, gilt bei der Frage, wer der Ueberlebende geweſen, diejenige 
Vermuthung, wodurch der Erbgang dem gewöhnlichen Naturlauf 
nachgeht, und muß alſo der Jüngere für überlebend geachtet 
werden. 


723. Das Geſetz beſtimmt die Ordnung des Erbrechts unter 
den geſetzlichen Erben. Bei Ermanglung derſelben folgen in dem 
Vermögen die natürlichen Kinder, dann der überlebende Ehegatte, 
und wenn keiner vorhanden iſt, der Staat. 

Vgl. L.R.S. 731, 756, 767, 768, 


124. Die gejeglihen Erben treten in Beſitz und Gewähr 
der Güter, Rechte und Forderungen des Verftorbenen kraft Ge— 
jeßes; jie find dagegen verbunden, alle Laſten der Erbichaften zu 
berichtigen. Die natürlichen Kinder, der überlebende Ehegatte 
und der Staat müjlen fich von dem Richter nad) den unten zu 
bejtinmmenden Formen in die Gewähr jegen laſſen. 

Vgl. L.R.S, 731, 770, 773, 1004. 1006, 


Bweites Kapitel. 
Von den Eigenichaften der Erbfähigfeit. 


725. Um zu erben, muß man zur Zeit, da die Erbichaft 
eröffnet wird, rechtsfähig fein. Nicht rechts-, aljo auch nicht erb— 
fähig iſt: 

1) Derjenige, der noch nicht empfangen tft; 

2) das Kind, das nicht lebensfähig geboren wird; 

73) derjenige, der bürgerlich todt ift. 


Z. 3 ist aufgehoben; s. L.R.S. 22 u. fig. 
Vgl. L.R.S. 136, 314, 906, 
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7726. Ein Ausländer wird zur Erbidaft in den Gütern, die jein 
Verwandter, diefer jei ebenfall3 ein Ausländer oder ein Jnländer, in dem 
Gebiet des Staats beſitzt, anders nicht zugelaſſen, ald auf die Weije, wie ein 
Suländer feine Verwandten beerben würde, die in der Heimath diefes Aus: 
länder Güter befigen, nad den Verfügungen des 11ten Sage unter dem 
Titel von dem Genuß und Verluft der bürgerliden Redte. 


Gesetz über den Vermögenserwerb der Ausländer vom 4. Juni 1864 
(R.B. Nr. 24) bei L.R.S. 11; Vgl. VI. Konstitutions-Edikt $ 2,1. 


727. Des Erbrechts find umwürdig, und werden deßfalls 
von Erbſchaften ausgejchloffen: 

1) Derjenige, der wegen vollbradhter oder verſuchter Tödtung 
des Verſtorbenen verurtheilt worden; 

2) derjenige, der wider den Verftorbenen eine peinliche An— 
klage erhoben hat, die nachher für verläumbderijd) erklärt 
wurde; 

3) ein volljähriger Erbe, der eine ihm bekannte Ermor— 
dung des Verſtorbenen dem Gericht nicht angezeigt hat. 

Vgl. L.R.S. 901c., 955, 1046; R.St.G.B. $ 164, 211, 212. 


728. Die Unterlafjung diejer Anzeige ift unſchädlich für 
leibliche oder angeheirathete Ahnen und Abkömmlinge des Mörders, 
für Ehegatten, Gejchwifter, Oheime oder Muhmen, Neffen und 
Nichten defjelben. 

Vgl. R.St.G.B. $$ 52 u. 257. 


729. Wird der Erbe als unmwürdig von der Erbichaft aus: 
geichloffen, jo muß er alle jeit ihrer Eröffnung genojjenen Früchte 
und Ginfünfte zurüdgeben. 

Vgl. L.R.S. 547—550. 


730. Kinder des Unmwürdigen, wenn fie in eigenem Namen 
ohne Beihülfe der Erbvertretung in das Erbe treten, ſchließt 
das elterliche Verſchulden nicht aus, aber in feinem Fall kann 
der Schuldige an dem Erbvermögen eine elterlihe Nutznießung 
verlangen. 

Vgl. L.R.S. 334, 739, 744, 787. 
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Drittes Kapitel. 
Von den verſchiedenen Ordnungen des Erbgangs. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Verfügungen. 


731. Das Erbrecht fällt auf die Kinder und Nachkommen 
des Verſtorbenen, auf deſſen Ahnen, d. i. Eltern und Voreltern, 
und auf deſſen Seitenverwandte in nachſtehender Maaße und 
Ordnung. 

Vgl. L.R.S. 745, 746, 750 u. fig. 

732. Weder die Natur der Güter noch die Perfon, von 
der fie herfommen, bejtimmt den gejeglichen Erbgang. 

Vgl. L.R.S. 351, 747, 766, 


732a. Wusgenommen find hiebei die Lehen- und Stamm- 
güter. 

Vgl. L.R.S. 577 ca—ev.; V. Konstitutions-Edikt vom 12. August 
1307. (Lehen-Ed.) $ 27—51. Gesetz vom 19. April 1856. (R.B. Nr. 16) 
über die Rechtsverhältnisse abgelöster Lehen; (resetz vom 9. August 
1362 (R.B. Nr. 47) über Aufhebung des Lehenverbandes (Anhang 
A 2d.). 

133. Jede Erbichaft, welche den Ahnen oder Seitenver- 
wandten zufällt, geht in zwei gleiche Theile; die eine Hälfte erhalten 
die Verwandten des väterlihen, die andere die Verwandten des 
mütterliden Stamms. 

Die Verwandten, welche zu beiden Stämmen gehören, jchliegen 
die Verwandten nicht aus, welche von einer Seite allein, es ſei 
von der mütterlichen oder von der väterlichen, abjtammen; leßtere 
erben jedoch nur an ihrem Stammtheil, mit der im 752ſten Sat 
vorfommenden Beſtimmung. Verwandte von beiden Seiten erben 
an beiden Stammtheilen. 

Der Anfall eines Stammtheils an den andern hat nur da 
ftatt, wo fi) in einem von beiden Stämmen weder Ahnheren 
noch Seitenverwandte finden. 

Vgl. L.R.S. 746, 752, 758. 

34. Iſt dieſe erjte Vertheilung unter dem väterlichen und 
mütterlihden Stamm einmal geichehen, jo hat feine weitere Ab— 
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theilung in die verschiedenen Aeſte jtatt, Tondern die einem jeden 
Stamm angefallene Hälfte gebührt dem oder denen Erben des 
Stamms, welche die nächiten im Grad find, den Fall der Erb- 
vertretung ausgenommen, der weiter unten beftimmt wird. 

Vgl. L.R.S. 739 u. fig. 

735. Die Nähe der Benvandtichaft wird durch die Zwiſchen— 
zahl der Yeugungen bejtimmt; jede Zeugung heist ein Grad. 

736. Die Reihenfolge der Grade bildet eine Abſtammung. 
Eine gerade Abjtammung nennt man die Folge der Grade 
unter PBerjonen, wo durchaus die folgende von der vorhergehenden 
gezeugt it; Seitenabjtammung heißt dagegen die Folge 
der Grade unter Perjonen, die zwar nicht alle von einander, 
jedoch alle noch von einem gemeinfamen Ztammbaupt her— 
fommen. 

Man unterjcheidet in der geraden Abſtammung die abjteigende 
und die aufjteigende Ordnung. 

Eritere ijt diejenige, welche abwärts ein Stammhaupt mit 
jeinen Abkömmlingen verbindet; die zweite iſt diejenige, Welche 
aufwärts den Abkömmling an jeine Voreltern knüpft. 

737. In der geraden Abſtammung zählt man jo viel Grade, 
als es Zeugungen zwiſchen den Perſonen gibt; der Sohn it aljo 
in Hinficht des Vaters im eviten, der Enkel im zweiten Grad, 
und jo umgetchrt der Vater und Großvater in Beziehung auf 
Söhne und Entel. 


738. In der Seitenabftammung zählt man die Grade nad) 
der Zahl der Zeugungen von einem der Verwandten bis zum 
gemeinfamen Ztammvater hinauf und wiederum von diejem 
letzteren bis zum andern Verwandten herab. 

Alſo find zwei Brüder im zweiten Grad, der Oheim und 
der Neffe find im dritten, Geichwifterfinder im vierten Grad 
u. ſ. w. 


738a. In jedem Fall, wo der Erblaſſer einen Ehegatten, 
mit dem er in Ehegemeinjchaft lebte, aber feine Kinder zurück— 
läßt, gehört dein Ueberlebenden die lebenslängliche Nutznießung 
fraft Gejeges, wenn nicht durch einen Ehevertrag darauf ver= 
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zichtet iſt; für einen jolchen Verzicht gilt beiden Ehegatten die 
Ausbedingung eines Wittums für die Überlebende Frau. 
Vgl. URS. 745 a., 1398. 1497, 1535 a. 


Justizministerial-Verordnung, aus besonderem 
Höchsten Auftrag erlassen, vom 16. Januar 1818 (R.B. Nr. 3): 
In Erwägung. dass Uns zur Förderung der Ehen hinlänglich 
und daneben anderer billiger Rücksicht entsprechender scheint, 
wenn diese cheliche Nutzniessung auf die Hälfte als 
Pflichttheil beschränkt wird, so dass jedem kinderlosen 
Gatten, der sich selbst durch den Ehevertrag weiter gebunden 
hat, immer noch über die Nutzniessung der Hälfte seines 
Vermögens zu disponiren frei bleibt, bestimmen Wir den Land- 
rechtsbeisatz 735a näher dahin, dass «dem kinderlos abster- 
benden Gatten die Disposition über eine Hälfte der Nutz- 
niessung ebenso unverwehrt bleibt, als die Disposition über 
den Stock des ganzen Vermögens auf das Absterben des 
hinterbliebenen Ehegatten. 


Gesetz vom 25. November 1831 (R.B. Nr, 39) über die ehelichen 
Vermögensverhältnisse des Adels, Art. 2. s. bei LRS. 1303 a. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon dem Erbvertretungstedt. 


139. Die Erbvertretung ift eine gefegliche Dichtung, welche 
die Wirkung hat, daß der Erbvertreter in die Stelle, den Grad 
und die Rechte desjenigen einjteht, den er vertritt. 

Vgl. L.R.S. 743. 

140. In gerader abjteigender Stammordnung wird die Erb» 
vertretung ins Unendliche zugelaflen, und zwar in allen Fällen, 
ohne Unterjchied ob Kinder des Erblafjers mit den Abtömmlingen 
eines früher verjtorbenen Kindes zujammentreffen, oder ob die 
Kinder des Erblaſſers insgefammt vor ihm gejtorben find, und 
aljo allein Abkömmlinge diejer Kinder unter einander in gleichen 
oder ungleihen Graden auftreten. 

Vgl. L.R.S. 745, 1051. 

741. Zum Vortheil der Ahnen hat fein Erbvertretungsrecht 
ftatt; in jedem von beiden Stämmen ſchließt immer der Nähere 


den Entfernteren aus. 
Vgl. L.R.S. 746. 
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142. In der Seitenabſtammung ift das Erbvertretungsrecht 
zuläſſig zum Vortheil der Kinder und Ablömmlinge der Geſchwiſter 
des Grblaflers, fie mögen zugleih mit ihren Oheimen oder 
Muhmen zur Erbfolge gelangen, oder, wo alle Brüder und | 
Schweitern des Erblaſſers jhon früher gejtorben find, nur deren | 
Abtömmlinge in gleichen oder ungleichen Graden fi) in das Erbe 
theilen. | 
Vgl. L.R,S. 750, | 





143. So oft das Erbvertretungsreht zuläſſig ft, geichieht 
die Iheilung nah Stämmen. Sind von einem Stamm mehrere 
Nebenäfte entiproiien, jo geichieht unter allen Nebenäften die 
Iheilung gleichfalls nad den Stämmen; die Glieder eines und 
deijelben Aites theilen dagegen unter jich nad) den Köpfen. 


144. Erbvertreter lebender Perfonen fann niemand fein; 
nur jolche, die natürlich oder bürgerlich * todt find, kann man 
vertreten. Man kann Erbvertreter desjenigen fein, auf deilen Erb- 
ihaft man Verzicht gethan hat. 

* Aufgehoben s. L.R.S. 22 u. fig. | 

Vgl. L.R.S. 136, 730, 737. 


Dritter Abſchnitt. 
Von dem Erbrecht der Abtömmlinge. 


145. Die Kinder oder deren Abkömmlinge erben ihre leib- 
lihen Eltern, Großeltern oder VBoreltern ohne Unterichied des Ge— 
ichlechts oder der Eritgeburt, auch dann, wenn fie aus verichie= 
denen Ehen abjtammen. 

Sie erben zu gleichen Iheilen und nad den Köpfen, wenn 
jie ich alle im eriten Grad befinden, und fraft ihres eigenen von 
niemand abgeleiteten Rechts ins Erbe treten; fie erben nah Stämmen, 
wenn jie insgefammt oder zum Theil kraft de3 Erbvertretungs- 
rechts zur Erbichaft gelangen. 

Vgl. L’R.S. 355, 350, 730, 740, 748, 787. 

‘45a. Qon der Verlaffenichaft der Eitern bleibt auf ein 
Tiertheil dem überlebenden Elterntheil, der in einer Ehegemein— 
Ichaft lebte, die lebenslängliche Nutznießung, oder in Wiederver— 
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heirathungsfällen, nach Ermeſſen der Kinder oder ihrer Vormünder 
und des Familienraths, eine dem mittleren Ertrag im billigen 
Anſchlag gleiche Rente, kraft ehelichen Rechts; auf die übrigen 
drei Viertel kann jeder ſolche nur in geeigneten Fällen kraft 
Elternrechts haben. 


Vgl. L.R.S. 384, 738a, 1393, 1497, 1535 a.; ER ORTE 
$ 22.2 (bei L.R.S. 405); Dieisiwei jisung für Vormünder $ 10g.; Art.2 
des Gesetzes vom 25. November 1831 (R.B. Nr. 39) — die ehelichen 
Vermögensverhältnisse des Adels (bei L.R.S. 1393 a). 


Vierter Abſchnitt. 
Von dem Erbrecht der Ahnen. 


746. Wenn der Verſtorbene keine Nachkommen, auch keine 
Geſchwiſter, noch Abkömmlinge von ſolchen zurückgelaſſen hat, ſo 
wird die Erbſchaft in zwei gleiche Theile für die Ahnen des väter— 
lichen und des mütterlichen Stamms getheilt. 

Der Ahne, der im nächſten Grad iſt, erhält die ſeinem 
Stamm zugewieſene Hälfte mit Ausſchluß aller Andern. 


Mehrere Ahnen des nämlichen Stamms, die ſich in gleichem 
Grad befinden, erben nach den Köpfen. 
"gl. L.R.S. 738, 741. 747, 765. 


747. Die Ahnen haben ein ausfchliegliches Erbrecht an 
jolhen Sachen, die fie ihren ohne Nachkommenſchaft geitorbenen 
Kindern oder Enfeln geichentt hatten, wenn die geſchenkten Gegen= 
jtände jelbft noch in der Erbichaft fich vorfinden. 

Sind die Sachen veräußert, jo erhalten die Ahnen den etwa 
noch rüditändigen Staufpreis. Sie erben aud) die Rüdforderungs- 
rechte, welche dem Gejchenfnehmer etwa zuftanden. 

Vgl. L.RS. 351, 766, 951. 


747a. Diejes Necht kann jedoch nur gegen die Verlaſſen— 
ichaft des Beſchenkten jelbjt geltend gemacht werden, nicht gegen 
die Verlaſſenſchaft jeiner Kinder, die ihn geerbt Hatten, und dann 
etwa vor den Ahnen mit Tod abgehen. 


148. Ueberlebten Water und Mutter ein ohne Nachfommen- 
ichaft veritorbenes Kind, das noch Geſchwiſter oder Abkömmlinge 
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von dieſen hat, ſo wird die Erbſchaft in zwei gleiche Theile getheilt 
eine Hälfte davon fällt auf Vater und Mutter, welche ſie unter 
ſich gleichlich theilen. 

Die andere Hälfte gebührt den Geſchwiſtern oder ihren Ab— 
kömmlingen, gemäß dem fünften Abſchnitt dieſes Kapitels. 

Vel. 1.R.S. 751. 

149. Wenn der Erblaffer zwar feine eheliche Nachkommen— 
Ichaft, aber doc), Geſchwiſter oder Abkömmlinge von ihnen zurück— 
läßt, auch eins jeiner Eltern, Vater oder Mutter ſchon todt iſt; 
jo wächst das Erbtheil, das dem verftorbenen Elterntheil zu Folge 
des vorigen Sabes zugefallen wäre, demjenigen Antheil zu, welcher 
den Geſchwiſtern oder ihren Erbvertretern anfällt, wie im fünften 
Abichnitt diejes Kapitels erklärt wird. 

Vel. L.R.S. 751, 758. 


Fünfter Abſchnitt. 
Non dem Erbrecht der Seitenverwandten. 


150. Wenn feines von beiden Eltern den Tod eines kinder— 
loſen Erblaſſers erlebt, jo find deſſen Gejchwilter oder ihre Ab— 
kömmlinge mit Ausichliegung weiterer Ahnen ſowohl als der übrigen 
Seitenverwandten zur Erbichaft berufen. 

Sie erben entweder fraft eigenen Rechts, oder kraft Erbver— 
tretung laut des zweiten Abjchnitts dieſes Kapitels. 

Vgl, L.R.S. 742. 

71. Wo beide Eltern eines kinderloſen Erblaſſers ihn 
überlebt haben, da find jeine Geſchwiſter oder ihre Erbvertreter 
nur zur Hälfte jeines Nachlafjes berufen. Sie erhalten drei 
Viertel, wenn nur Eines der beiden Eltern den Erblaſſer über- 


lebte. 
Vgl. L.R.S. 748 u. 749, 


752. Die Iheilung jener Hälfte oder drei Viertel für die 
Geſchwiſter geichieht unter ihnen, wenn fie alle von einer Ehe 
find, gleichtheilig; ind ſie aus verjchiedenen Ehen, jo fällt auf 
jede von beiden Seiten, auf die väterlihe und die mütterliche, 
der halbe Theil; die vollbürtigen Gejchwifter gehen nachmals in 
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beiden Stämmen zu Theil, die halbbürtigen Geſchwiſter von der 
Mutter, oder von dem Vater, erben dagegen nur an dem Stamm— 
theil, zu welchem ſie gehören; ſind auch nur Halbgeſchwiſter oder 
Nachkommen derſelben allein vorhanden, jo ſchließen fie dennoch 
von der Erbſchaft alle übrigen Verwandten des andern Stamms 
aus. 

Vgl. L.R.S. 733. 

753. Wären feine Gejchwijter noch Abkömmlinge von 
diejen, und nur auf einer Seite Ahnen des Erblailers im Yeben, 
jo fällt die Erbichaft zur Hälfte auf die überlebenden Ahnen, 
und zur andern Hälfte auf die nächiten Verwandten des andern 
Stamnıs. 

Treffen in diefem mehrere Seitenverwandte in gleihem Grad 
zuſammen, jo theilen fie ihr Erbe nad) den Köpfen. 

Vgl. L.R.S. 733, 746, 754. 

754. In dem Fall des vorhergehenden Satzes hat der über- 
lebende Elterntheil die Nußniefung an einem Drittel jenes Ver— 
mögens, das er nicht zu Eigenthum erbt. 

755. Verwandte, die über den zwölften Grad von einander 
entfernt find, jind nicht mehr erbfähig. 

Wo nur in einem von beiden Stämmen Verwandte eines 
erbfähigen Grads mangeln, da erben die Verwandten des andern 
Stamms das Ganze. 

Vgl. L.R.S. 738, 785 u. fig. 


Biertes Kapitel. 
Bon der außerordentlichen Erbfolge, 


Erjter Abſchnitt. 
Von den Nechten natürlicher Kinder auf das Vermögen ihrer 
Eltern, und von dem Erbrecht an dem Nachlaß natürlicher 
Kinder, die ohne Ablömmlinge jterben. 
756. Die natürlihen Kinder find nicht Erben. Das Ge— 


jeß gibt nur ihnen Rechte auf den Nachlaß ihrer veritorbenen 
Civilrecht. 12 
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Eltern, von denen fie gejeglich anerfannt find. Niemals gibt es 
ihnen ein Recht auf den Nachlaß der Verwandten ihres Vaters 
oder ihrer Mutter. 

Vgl. L.R.S. 834 u. fig., 757 u. fig., 773, 908, 

7562. Natürlihe Kinder, deren Anerkenntniß Vater oder 
Mutter erft nach der Erzeugung ehelicher Kinder bewirkten, können 
obige Rechte nicht geltend machen, jo lange dieje Kinder oder 


deren Abkömmlinge am Leben find. 
Vgl. L.R.S. 834 u. fig. 


757. Das Recht eines anerfannten natürlihen Kindes auf 
den Nachlaß jeiner verjtorbenen Eltern iſt folgendes: 

Läßt Vater oder Mutter rechtmäßige Ablümmlinge zurüd, 
jo empfängt es einen Drittel jenes Erbtheils, welchen unter 
gleihen Umftänden das natürliche Kind erhalten hätte, wenn e3 
rechtmäßig fgerwejen wäre; es belommt die Hälfte, wenn Vater 
oder Mutter zwar feine Abfümmlinge, wohl aber Ahnen oder 
Geſchwiſter hinterlaſſen; es bezieht drei Viertel, wenn Vater oder 
Mutter weder Abkümmlinge noch Ahnen oder Geſchwiſter hinter- 
laſſen. 

Vgl. L.R.S. 745, 746 u. flg., 750 u. fig. 

7574. Das natürlihe Kind in den vorgedadjten Fallen 
übernimmt feine Schulden, aber es muß fi ihren Betrag von 


den Erben an jeinem Theil abziehen lafjen. 
Vgl. L.R.S. 870 u. fig. 


758. Das natürliche Kind hat ein Recht auf die ganze Ver- 
laffenichaft jeines Vaters oder jeiner Mutter, die, ohne erbfähige 


Verwandte zu hinterlafjen, ftarben. 
= Vgl. L.R.S. 728, 755, 778. 


759. Iſt das natürliche Kind vor feinen Eltern geftorben, 
jo können deſſen Sinder oder Abkömmlinge die joeben bejtimmten 
Rechte anſprechen. 

Vgl. LR.S, 740. 

760. Dem natürlihen Kind oder jeinen Abfümmlingen 
wird auf jene Forderung alles aufgerechnet, was fie von dem 
Bater oder der Mutter, deren Erbſchaft eröffnet it, empfangen 


— — ee 
nv 
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haben, ſo weit es nach den Regeln im zweiten Abſchnitte des 
ſechſten Kapitels dieſes Titels der Einwerfung unterliegt. 
/gl. LR. 8. 843 u. fig. 


761. Jede Forderung fällt weg, wenn es bei Lebzeiten 
jeines Vater oder jeiner Mutter, unter deren ausdrüdlicher Er— 
Härung, daß das natürliche Kind auf den Theil eingejchräntt 
jein joll, den fie ihm angewiejen haben, die Hälfte desjenigen 
erhielt, was ihm die obigen Sätze zumeijen. 

Sollte jedoch) diejer Vorempfang jener Hälfte nicht gleich 
fommen, die dem natürlichen Kinde zukommen joll, jo kann es 
alsdann joviel nachfordern, als zur Ergänzung diejer Hälfte 
nöthig ift, mehr aber nidt. 


76la. Für eine ausdrüdlihe Erklärung gilt auch jede 
letztwillige Verfügung der natürlihen Eltern über den freien 
Theil ihres Vermögens, deren Erfüllung die Anwendung der 
erlaubten Minderung der Forderung des natürlichen Kindes noth— 
wendig vorausjeßt. 

Vgl. L.R.S. 920 u. fig. 

762. Kinder aus Ehebruc oder Blutichande gezeugt, haben 
die im Sat 757 und 758 beichriebenen Rechte nicht. 

Das Geſetz gibt ihnen nur ein Recht auf Ernährung. 

Vgl. L.R.S. 535, 342, 763 u. fig. 908 nebst Zusatz. 


+ 762a. Das nämliche Recht haben auch nichtanerfannte Kinder aus 
unehelihem Beifchlaf, wo diefer ohne Nachfrage nad der Vaterſchaft oder auf 
erlaubte Nachfrage befannt wird, 


Aufgehoben durch das Gesetz vom 21. Februar 1851 (R.B. Nr. 15) 
über die Ernährung unehelicher Kinder (bei L.R.S. 338). 


763. Dieje Ernährung wird nad) dem Vermögen des Vaters 
oder der Mutter, auch nad) der Anzahl und Eigenfchaft der ge— 
jeglichen Erben beftimmt. 

Vgl. L.R.S. 208 u. fig. 

764. Hat der Vater oder die Mutter das aus Chebrud) 
oder Blutichande gezeugte Kind ein Gewerb erlernen lafjen, oder 
fonft bei Lebzeiten ihm den Unterhalt verfichert, To hat das Kind 


an ihren Nachlaß gar feine Forderung. 
zur 
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765. Ein natürliches, ohne eigene Nachkommen verſtorbenes 
Kind beerbt derjenige ſeiner Eltern, der es anerkannt hat, oder 
wenn es von beiden anerkannt worden war, jedes zur Hälfte. 

Vgl. L.R.S. 334 u. flr., 724, 746. 


766. Sind die Eltern des natürlichen Kindes vor ihm 
geftorben, jo fallen die Güter, die es von ihnen erhalten hat, 
und welche fi) noch in jeiner Erbſchaft vorfinden, auf die che- 
lichen Gejchwifter, denen auch die Vermögensrüdforderungen, wo 
dergleichen etwa jtatt haben, oder der noch rüdjtändige Kauf— 
ichilling veräußerter Güter zufallen. Alles übrige Vermögen geht 
auf die natürlihen Brüder und Schweitern oder deren Abkömm— 
linge mit Beji und Gewähr über. 

Vgl. L.R.S. 351, 747, 750; 724, 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon den Rechten des überlebenden Ehegatten und des 
Staats. 


767. Wenn der PVerftorbene feinen erbfähigen Verwandten 
und feine natürlichen Kinder zurüdläßt, jo gehört jeine Ver— 
laffenichaft ganz dem überlebenden, von ihm Micht gejchiedenen 
Ehegatten. 

Vgl. L.R.S. 723, 769 u, fig. 


768. Wenn fein "Ehegatte des Verſtorbenen im Leben ift, 
jo fällt die Berlafjenihaft dem Staat anheim. 
Vgl. L.R.S. 539, 713, 723. 


769. Somohl der überlebende Ehegatte, als die Staats- 
güterverwaltung, welche den Nachlaß in Anjprucd nehmen, ind 
verbunden, die Siegel anlegen, und eine Erbverzeichniß in der 
Form errichten zu laflen, welche zur Antretung einer Erbichaft 
unter der Vorſicht der Erbverzeichnig vorgejchrieben iſt. 

Vgl. LR.S. 9 u. fig. Rechtspolizeigesetz $$ 26, 27, 32; Notariats- 
ordnung $$ 101, 122 u. fig. 

x 770. Sie müſſen bei dem Gericht, in deſſen Gerichts- 
jprengel das Erbe eröffnet wurde, die Einjegung in die Gewähr 
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nachſuchen; das Gericht kann über dieſes Geſuch nicht eher er— 
fennen, als nachdem drei Verkündungen und öffentliche Anſchläge 


in der gewöhnlichen Form vorhergegangen ſind, und der Kronan— 
walt vernommen worden tft. 


Vgl. L.R.S. 110, 724; R.C.P.O. $ 187; Rechtspolizeigesetz & 1 
u. 25. 

771. Ueberdies ift der überlebende Ehegatte verbunden, 
den Fahrnikertrag verzinslic” anzulegen, oder für den Fall, da 
binnen drei Jahren jich Erben des Verſtorbenen melden würden, 
hinlänglihe Sicherheit für deſſen Erja zu ſtellen. Nach Umlauf 
der drei Jahre iſt er der Sicheritellung entlajtet. 

Hinterlegungsgesetz vom 8. August 1837 (R.B. Nr. 26). 


772. Der iberlebende Ehegatte oder die Staatsgüterver- 
waltung, welche die Förmlichkeiten nicht beobachten, die ihnen 
beiderjeitS vorgejchrieben find, fünnen verurtheilt werden, Die 
Erben, die ſich etwa melden, zu entichädigen. 

773. Die Verfügungen des 769, 770, 771 und 772jten 
Zates haben auch die natürlichen Kinder zu beobachten, wenn 
fie wegen Mangel3 anderer Erbverwandten in die Verlaſſenſchaft 
eintreten. (758). 

Vol. L.RS. 724. 


Fünftes Kapitel. 
Von der Antretung und Ausihlagung der Erbicdaften. 


Eriter Abſchnitt. 
Von der Antretung. 


774. Eine Erbſchaft kann nur unbedingt angetreten werden, 
‚ Übrigens ohne Vorbehalt oder mit Vorbehalt der Vorficht der 
Grbverzeichniß. 
Vel. L.R.S. 778, 785, 789, 798. 
775. Niemand ift verbunden, eine ihm angefallene Erb- 


ichaft anzutreten. 
Vgl. L.R.S. 784 u. fig. 
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776. Verheirathete Frauensperſonen können ohne Ermäd- 
tigung ihrer Männer oder des Gerichts keine Erbſchaft gültig 
antreten, zufolge der Verfügungen des ſechſten Kapitels unter 
dem Titel von der Ehe. 

Erbſchaften, welche Minderjährigen oder Mundloſen ange— 
fallen ſind, können nur unter Beobachtung der in dem Titel 
über die Minderjährigfeit,Bormundihaftund Ges 
waltsentlajjung enthaltenen Verfügungen gültig angetreten 
werden. 

Vgl. L.R.S. 217, 219, 221, 222, 224, 461, 484, 509, 513 a. 


77760. Auch können Erbihaften von ledigen oder vermwittibten Frauens- 
perfonen nicht ohne einen Rechtsbeiſtand angetreten werden. 
Aufgehoben durch das Gesetz vom 23. Aug. 13835 (R.B. Nr. 38) 
über Aufhebung der Geschlechtsbeistandschaft ( 3. L.R.S. 515 a). 


777. Die Antretung wirkt rüdvärts vom Tag des Erb— 


anfalls an. 
Vgl. L.R.S. 724, 785, 790. 


778. Die Antretung fann ausdrüdlich oder ſtillſchweigend 
geichehen; fie geſchieht ausdrüdlich (oder dur Annahme), 
wenn man in einer gemeinen oder öffentlichen Rechtsurkunde die 
Benennung oder die Eigenichaft eines Erben annimmt; fie ge= 
ſchieht Hillihweigend (oder durch Einmiſchung), wenn der 
Erbe eine Handlung unternimmt, die feine Abſicht, die Erbichaft 
anzunehmen, nothwendig vorausjegt, weil er nur in der Eigen— 
Ichaft eines Erben fie mit Recht unternehmen fann. 

Vgl. L.R.S. 779, 780, 792, 793a, 1103. 


779. Handlungen, die blos auf Erhaltung durch Aufficht 
oder fürforgliche Verwaltung zielen, gelten nicht für eine Erban— 
tretung, wenn man dabei den Namen oder die Eigenichaft eines 


Erben nicht angenommen hat. 
Vgl. L.R.S. 796, 1454. 


780. Schenkung, Verlauf oder Uebertrag, wodurd Einer 
der Miterben jein Recht an der Erbichaft einem Fremden, oder 
auch allen oder einigen jeiner Miterben überläßt, gilt ihm für 
Annahme der Erbichaft. 
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Eben jo verhält es ſich: 

1) mit der, wenn ſchon unentgeltlihen, Verzichtleiftung des 
einen Erben zum Vortheile eines oder mehrerer jeiner 
Miterben; 

2) mit der Entjagung, jelbjt jener, die zum Vortheil aller 
Miterben ohne Unterfchied gejchieht, wofür Vergütung 
genommen wurde. 

Vgl. LRS. 784 u. fig., 841. 


781. Stirbt derjenige, dem eine Erbichaft angefallen ift, 
ohne fie ausgejchlagen, noch ausdrüdlich oder ftilljchtveigend an— 
getreten zu haben, jo können jeine Erben ftatt jeiner fie antreten 
oder ausjchlagen. 

Vgl. L.R.S. 724, 784. 


782. Werden die Erben über die Frage, ob die Erbſchaft 
anzutreten oder auszufchlagen jei, nicht einig, jo muß fie unter 
dem Vorbehalt einer zu errichtenden Erbverzeichniß angenommen 
werden. 

Vgl. L.R.S, 798 u. fig. 


783. Ein PVolljähriger kann feine ausdrüdliche oder ftill- 
ſchweigende Erbantretung nur alsdann anfechten, wenn fie Folge 
eines gegen ihn gejpielten Betrugs war. Niemals fann er wegen 
Verlegung fie zurüdnehmen, außer wenn die Erbſchaft durch 
jpätere Entdedung einer zur Antrittszeit nod) unbefannt gewejenen 
legten Willensverordnung erichöpft, oder doch über die Hälfte 
vermindert wurde. 

gl. L.R.S. 1109, 1116, 1313. 


Zweiter Abſchnitt. 
Don der Ausichlagung der Erbichaften. 


784. Entjagung wird nicht vermuthet; jene auf Erbichaften 
fann nur in der Kanzlei des Bezirksgericht, worin das Erbe 
liegt, in einem eigens hierüber geführten Buch geichehen. 

Vgl. L.R.S, 110, 776, 793, 798.a; Rechtspolizeigesetz $ 8 Z. la, 
Notariatsordnung $ 154. 
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785. Der Erbe, welcher verzichtet, wird ſo angeſehen, als 
wäre er nie Erbe geweſen. 
Vgl. L.R.S. 774, 777, 790. 


786. Der Antheil der Verzichtenden wächſt jeinen Miterben 
zu; ift er allein Erbe, jo fällt die Erbihaft auf den nad) dem 
Grad Nächſtfolgenden. 

Vgl. L.R.S, 790, 1044. 


787. Nie tritt man durch Erbvertretung in die Stelle 
eines verzichtenden Erben; ift dieſer in jeinem Grad der einzige 
Erbe, oder verzichten alle feine Miterben, jo erben die Kinder in 


eigenem Namen nad) Köpfen. 
Vgl. L.R.S. 744. 


788. Die Gläubiger desjenigen, der zum Nachtheil ihrer 
Rechte verzichtet, fünnen ſich bei Gericht ermächtigen laſſen, die 
Erbichaft im Namen ihres Schuldners und ftatt jeiner anzunehmen. 

Der Verzicht wird in diefem Yall nur zum Vortheil der 
Gläubiger und blos für jo viel, als ihre Forderungen betragen, 
aufgehoben, nicht zu Gunſten des verzichtenden Erben. 

Vgl. L.R.S, 1166, 1167. 

789. Die Befugniß, eine Erbichaft anzutreten oder aus— 
zujchlagen, erlöjcht dur Verjährung. Dazu wird jo viel Zeit, 
als zur längjten Verſitzung liegenſchaftlicher Rechte, erfordert. 

Vgl. L.R.S, 2262. 

790. So lang das Recht der Erbantretung von den ver- 
zichtenden Erben nicht verjeijen und nicht von andern Erben ins 
zwiſchen benußt worden ijt, jo bleibt jenen die Antretung des 
Erbes noch offen; unbejchadet der Rechte, die ein Dritter durd) 
Verjährung oder durch gültige Handlungen mit dem Pfleger des 


ledigen Erbes an den Erbichaftsgütern etwa erlangt hat. 
Vgl. L.R.S. 462, 786, 811, 812. 


791. Auf die Erbichaft lebender Perjonen fann man, jelbjt 
in einem Ehevertrag, nicht verzichten, und eben jo wenig voraus 
die einjtmaligen Rechte veräußern, die man an dieſes Erbe 
haben mag. 

Vgl. L.R.S. 1130, 1600, 


Tem 
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792. Erben, welche etwas aus einem Nachlaß entwendet 
oder verheimlicht haben, ſind des Rechts, dieſe Erbſchaft auszu— 
ſchlagen, verluſtig; ihrer Entſagung ungeachtet, bleiben ſie unbe— 
dingt und ohne Vorbehalt Erben, können jedoch an den entwen— 


deten oder verheimlichten Gegenſtänden keinen Antheil fordern. 
Vel. L.R.S. 801, 1460, 1477; Notariatsurdnung $ 137, 2. 7. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon der Vorſicht der Erbverzeihniß, ihren Wirkungen und den 
Pflichten des Vorlichtserben. 


793. Die Erklärung eines Erben, daß er dieſe Eigenichaft 
nur unter der Vorficht der Erbverzeichniß annehmen wolle, muß 
auf der Kanzlei des Bezirfägerichts, unter dem die Erbichaft liegt, 
geichehen; fie joll in das Buch, welches für die Aufnahme der 
Entjagungen bejtimmt tft, eingetragen werden. 

Vgl. L.R.S. 110, 774, 776, 784; Rechtspolizeigesetz$32Z.1b; No- 
tariats-Ordn. $ 154. 

794. Dieſe Erklärung ift nur wirfjam, wenn ein getreues 
und genaues Verzeichniß der Erbichaftsitüde vorausgegangen oder 
darauf gefolgt ift, und zwar fin der durch die Gerichtsordnung 
vorgeichriebenen Form, auch in den unten bejtimmten Frijten. 

Rechtspolizeigesetz $$ 26, 32, 47;- Notariatsordnung $ 122 u. flg. 


79. Der Erbe hat drei Monate, um die Erbverzeihnif 
zu errichten. Sie werden von dem Tag des Erbanfalls gerechnet. 

Gr hat überdies nod, um ſich über die Annahme oder 
Entjagung der Erbihaft zu bedenken, eine Zeit von vierzig 
Tagen, von dem Tag an, da die zur Inventur beftimmten drei 
Monate verflofien find, oder von dem Tag an, da die Erbver- 
zeichniß geichloffen wurde, wenn dieje vor dem Ablauf der drei 
Monate beendigt wird.' 

Vgl. L.R.S. 798, 830, 1456. 


7%. Befinden ji unter dem Nachlaß Sachen, die dem 
Verderben untenvorfen find, oder deren Erhaltung unverhältniß- 
mäßige Koſten erfordern würde; jo fann der Erbe ſchon aus dem 
einzigen Grund, weil er erbberechtigt ift, ohne Beſorgniß, daß 
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gegen ihn eine Erbannahme daraus gefolgert werden dürfe, ſich 
von dem Gericht zum Verkauf dieſer Sachen ermächtigen laſſen. 
Dieſer Verkauf muß durch ordnungsmäßige öffentliche Ver— 
ſteigerung geſchehen. 
Vgl'L.R.S. 779, 805, 826; Rechtapolizeigesetz $$ 1 u. 85; Notariats- 
ordnung $ 160; Dienstweisung für Waisenrichter $ 29. 


797. So lange die Friften zum Erbverzeihnig und zur 
Erbentſchließung laufen, kann der Erbe nicht gezwungen werden, 
fi zu erklären, und es fann wider ihn als Erben fein Urtheil 
ergehen. 

Entjagt er der Erbſchaft nad verftrichenen Friften, oder auch 
früher, jo bleiben die bi$ dahin von ihm rechtmäßig aufgewendete 
Koften der Erbſchaft zur Laft. 

Vgl. L.RS. 2259; R.C.P.O. 8 217; R.-Konk.-Ordn. 8 204. 


798. Nach Ablauf der oben beftimmten Friften kann der 
Erbe, wider den eine Klage angejtellt wird, um neue Frift bitten, 
welche die Gerichtsbehörde nach Umftänden geftattet oder verjagt. 

Vgl. L.R.S. 795, 800, 1458. 


798 a. Das Stillſchweigen eines Erben, der jeine Erklärung 
verjchtveigt, muß vom Richter nad) dem Vortheil des betreibenden 
Theils ausgelegt werden.| 

Vgl. L.R.S. 1108a u. b; R.C.P.O. $ 217. 


799. Im Fall des vorhergehenden Satzes fallen die Koften 
des Verfahrens auf die Erbichaft, wenn der Erbe beweist, daß 
er von dem Abſterben feine Wiflenjchaft - hatte, oder daß die 
Friſten wegen der Lage der Güter, oder wegen vorgefallener An: 
ſprüche zu furz gewejen. Führt er diefen Beweis nicht, jo bleiben 
die Koften ihm zur Laft. 


800. Der Erbe behält auch nad) Ablauf der im 795jten 
Sat beitimmten Friften, und jelbjt nad) Umlauf derjenigen, die 
er in Gemäßheit des 798ſten Sabes etwa von dem Richter 
noch erhalten hat, das Mecht, eine Erbverzeihniß zu errichten, 
und als Vorſichtserbe aufzutreten, jo lang er feine, den Erben 


essen üV— m 
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bezeichnende Handlung unternommen hat, und fein rechtkräftiges 
Urtheil ihn als unbedingten Erben erflärt hat. 
Vgl. LRS. 778, 798; R.C.P.O. & 695. 


801. Der Erbe, der fi) einer Verheimlihung ſchuldig ge— 
macht, oder wifjentlicher und unredlicher Weije einige Erbſchafts— 
ftüde in die Erbverzeichniß aufzunehmen unterlaffen Hat, iſt des 


Vortheils der Erbverzeichnig verluftig. 
Vgl. L.R.S. 792, 1460, 1477; Notariatsordnung $ 137 2. 7. 


802. Die Vorficht der Erbverzeihniß gewährt dem Erben 
den Bortheil: 

1) daß er für die Erbidaftsihulden mehr nicht, als den 
Werth der erhaltenen Erbſchaftsſtücke zu zahlen vers 
bunden ift, und auch diefer Mühe ſſich entheben kann, 
wenn er den Gläubigern und Erbnehmern alle Erb— 
ſchaftsſtücke überläßt; 

2) dag jein eigenes Vermögen mit den Erbichaftsjtüden 
nicht vermijcht wird, und er das Recht behält, aus der 
Erbichaft die Zahlung feiner Forderungen zu verlangen. 

gl. L.R.S. 811, 812, 870, 1251 Z. 4, 2258, 


803. Der Borfichtserbe hat die Verbindlichkeit auf fich, das 
Erbvermögen zu verwalten, und den Gläubigern und Erbnehmern 
über feine Verwaltung Rechnung abzulegen. 

Auf fein eigenes Vermögen fann nur gegriffen werden, 
wenn er wegen der Uebergabe jeiner Rechnung in Verzug geſetzt 
it, dafür, daß er diejer Verbindlichkeit Genüge leiſte. 

Nah dem Abſchluß der Rechnung fann auf jein eigenes 
Vermögen nicht gegriffen werden, als wegen deſſen, was er der 
Erbſchaft etwa jchuldig bleibt. 

gl. R.C.P.O. $ 696; Notariatsordnung $ 182 Z. 3. 


804. Bei der ihm aufgetragenen Verwaltung ift er nur 
für grobe Verſehen verantwortlid). 
Vgl. LRS. 1137; 1150 u. fig. 


805. Erbfahrniß fann er nur in ordnungsmäßiger öffent— 
licher Berfteigerung verkaufen. 
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Liefert er jie im Stüd zurüd, jo hat er für jene Ver— 
ichlimmerung oder Entwerthung zu haften, die von jeiner Nach— 
läſſigkeit herrührt. 

Vgl. L.R.S. 796 nebst Zusätzen, L.R.S, 826. 


806. Liegenjchaften fann er nur ebenjo und unter Beob- 
achtung der deßfalls vorgejchriebenen Formen verfaufen, den dafür 
erhaltenen Kaufſchilling muß er den befannten lUnterpfands- 
gläubigern anweiſen. 

Vgl. L.R.S. 827, 2108, 2114 u. fig.; *Notariatsordaung $ 160 
Dienstweisung für Waisenrichter $ 29. 

806 a. Wer die vorigen beiden Sätze nicht beobachtet, ift 
der Wohlthat der Vorfichtserben verluftig, ohne welche der Erbe 
immer als ein jolcher behandelt werden muß, der hinlänglich 
Vermögen für Zahlung der Schulden und Yajten angetroffen 
habe. 


807. Den Gläubigern und andern Betheiligten, die es 
fordern, muß er für den Werth der in der Grbverzeichniß be= 
griffenen Fahrniß und für den Theil der Yiegenjchaftstauficil: 
linge, weldyer den Prandgläubigern nicht ausgezahlt worden ift, 
gute und hinlängliche Sicherheit Itellen. 

Stellt er dieſe nicht, jo wird die Fahrniß verkauft, und 
ihr Kaufpreis jowohl, als das, was aus dem Erlös der Yiegen= 
ichaften nicht angewiejen ift, wird zur Tilgung der Erbſchafts— 
laften hinterlegt. 

Vgl. Gesetz vom 3. Aug. 1837 (R.B. Nr. 26) über Errichtung einer 
Hinterlegungskasse, 

808. Wenn Gläubiger Einiprache wider die Erbbehandlung 
machen, jo fann der Vorfichtserbe nur nach richterlicher Erkennt— 
niß und Anweiſung zahlen. 

Erhebt ſich feine Einjprache, jo zahlt er die Gläubiger und 
Erbſtücknehmer nach der Ordnung, wie fie ſich melden. 

Vgl. L.R.S. 2093 u. flg. 2146 Abs. 2; R.-Konk.-Ordn. $ 205. 


809. Gläubiger, die feine Einſprache gemacht hatten, und 
erit nach dem Schluß der Rechnung und der Auszahlung des 
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Ueberſchuſſes ſich melden, haben keinen Rückgriff, als auf die 
Empfänger der Vermächtniſſe. 

Jeder Rückgriff iſt nach Ablauf dreier Jahre; von dem Tag, 
da die Rechnung geſchloſſen und der Ueberſchuß gezahlt worden 
it, an zu vechnen, verſeſſen. 

Vgl. L.R.S. 803 nebst Zusätzen, L.R.S. 1002 u. flg. 


810. Die Koften der etwa angelegten Siegel, der Erbver— 
zeihnung und der Rechnungsablage fallen auf die Erbichaft. 
Vgl. L.R.S. 797, 799; R.-Konk.-Ordn. $ 51 Z. 2. 


Vierter Abſchnitt. 
Von ledigem Erbe. 


81. Wenn nad) Umlauf der Erbverzeichnißfrift und der 
Bedentzeit Niemand erjcheint, der ein Erb» oder Erbfolgerecht 
anjpricht, auch fein Erbe bekannt ift, oder die befannten Erben 
auf die Erbſchaft Verzicht gethan haben, jo wird das Vermögen 
als erblos oder die Erbſchaft als ledig angejehen. 

Vgl. L.R.S. 724, 784, 795; Notariatsordnung $ 157; R.-Konk.-Ordn. 
$ 205. 


x 812. Das Gericht der erften Inftanz, in deſſen Bezirk 
fie eröffnet wurde, emennt auf das Geſuch der Betheiligten, 
oder anf den Antrag des Kronanmalts einen Erbpfleger. 

Vgl. L.R.S. 110; Rechtspolizeigesetz $$ 1 u. 25. 


813. Der Erbpfleger muß vor Allem den Zuftand der 
Erbichaft durch eine Erbverzeihnik ins Klare jegen. Er übt die 
Rechte der Erbſchaft aus, und macht fie geltend; denen wider 
fie gerichteten Klagen fteht er zu Necht; er verwaltet zu Gunſten 
Aller, die es angehen mag, und muß das in der Erbichaft be— 
findlihe baare Geld, jowie den Erlös aus der Fahrniß und 
Liegenſchaft, der überbleibt, zur Staatsjchuldenfafje geben, 
welche demjenigen Rechnung thun muß, der etwa ein Recht 
darauf hat. 


Vgl. L.R.S. 539, 2258; Hinterlegungsgesetz vom 3. August 1337 
(R.B. Nr. 26). 
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814. Die Verfügungen des dritten Abſchnitts diejes Kapitels 
über die Formen der Erbverzeihnik, die Art der Verwaltung, 
und die von dem Vorjichtserben abzulegenden Rechnungen gelten 


auch den Erbpflegern. 
Vgl. L.R.S. 794, 803; Notariatsordnung $ 182 Z. 8. 


Sedifies Kapitel. 
Bon der Erbtheilung und Einwerfung. 
Eriter Abſchnitt. 


Von der Erbtheilungstlage und ihrer Form. 
(Vgl. L.R.S. 1476 u. 1872). 


815. Niemand kann gezwungen werden, in Gemeinſchaft 
zu bleiben, jondern man darf auf Erbtheilung jederzeit dringen, 
ohne daß Verbote oder Verträge es hindern fünnen. 

Nur Berichiebung der Erbtheilung auf bejtimmte Zeit kann 
bedungen werden; eine ſolche Uebereinkunft ift nicht über fünf 
Jahre verbindlich, ſie kann aber erneuert werden. 

'gl. L.R.S. 6, 577 bg., 1133, 2241 a. 


8158. Alles jedoch unbejchadet des Stammgutsredht3 bei 
den dahin gehörigen Gütern. 

Vgl. L.R.S. 577 el. u. cm. 

816. Theilung kann jelbft dann nachgejucdht werden, wann 
einer der Miterben im abgejonderten Genuſſe eines Theils der 
Erbihaftsjtüde ftünde, jo lang feine Theilungsurfunde, oder ver= 
jährter Beſitzſtand vorhanden ift. 

Vgl. L.R.S. 2241 a., 2262, 2265. 


817. Die Klage auf Erbtheilung fann für minderjährige 
oder mundloje Miterben von ihren VBormündern auf Ermädtigung 
eines Familienraths angejtellt werden. 

Für verfchollene Miterben fteht die Klage jenen Verwandten 
zu, welche in den Beſitz eingewiejen jind. 

Vgl. L.R.S, 120, 186, 465; Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2(b. L.R.S. 
405). 
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818. Der Mann kann ohne Mitwirken ſeiner Frau auf 
Theilung der ihr angefallenen liegenden und fahrenden Habe an= 
tragen, wenn fie zur ehelichen Gütergemeinjchaft gehören. Außer 
dem Fall der Gemeinjchaft kann der Mann ohne Beiftimmung 
jeiner Frau feine Endtheilung fordern; wohl aber fann er, 
wenn ihm der Genuß gehört, eine fürjorglihe Theilung vers 
langen. 

Die Miterben der Frau können eine endliche Wbtheilung 
begehren, müfjen aber alsdann den Mann und die Frau zugleich) 
darum belangen. 

gl. L.R.S. 1401, 1404, 1421, 1428, 1526, 1581. 


819. Sind alle Erben jelbft oder durch genugjame Macht— 
haber anweſend und grofjährig, jo ift die Verfiegelung der Erb— 
ihaftsjtüde nicht nöthig, und die Theilung kann in jeder den 
Betheiligten gefälligen Form und Urkunde gejchehen. 

x Sind unter den Erben abwejende, minderjährige oder mund 
Ioje, jo muß die Verfiegelung in der fürzeften Zeit, jei es auf 
Anſuchen der Erben oder auf Betreiben des Kronanwalts von dem 
Bezirfögericht oder dem Ortsvorfteher, unter welchem die Erbichaft 
gelegen ift, Amtshalber gejchehen. 

Vgl. L.R.S. 110, 838, 1081; Rechtspolizeigesetz $$ 25, 26, 27, 32 
u. 80c.; Notariatsordnung $ 101 u. fig.; Verordnung vom 6. August 1864 
(R.B. Nr. 38) über Sterbfallanzeigen. 

820. Auch Gläubiger, die Hare Brief und Siegel, oder 
richterlihe Erlaubnig haben, fünnen Berfiegelung begehren. 

Vgl. L.R.S. 877 u. fig., 1166. R.C.P.O. $ 814. 


821. Sind die Siegel einmal angelegt, jo fünnen alle 
Gläubiger wider die Erbbehandlung Einſprache machen, ohne 
klare Brief und Siegel oder richterlihe Erlaubniß aufzumeifen, 

Die Förmlichkeiten der Entfiegelung und der Erbverzeichnifie 
werden durch bejondere Vorjchrift bejtimmt. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. Rechts- 
polizeigesetz $ 26 Z. 2 u. 3; $ 47; Notariatsordnung $ 115 u. fig, 
$ 122 u. fig. 


+ 822. Die Klage auf Theilung und die miteinlaufenden Etreitigfeiten 
gehören vor den Gerichtöftand des liegenden Erbes. 
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Eben dieſes Gericht leitet die Verſteigerungen, und ihm gehören die 
Klagen auf Gemwäbhrleiftung der Looſe unter den Miterben, ſowie jene auf 
Umftoßung einer gejchehenen Theilung. 


7 823. Wenn einer der Miterben in die Theilung nicht willigt. oder 
wenn über die Art des Verfahrens, oder der Beendigung Streit entiteht, jo 
entjcherdet eben diejes Gericht. oder überträgt nach Umſtänden die Berichtigung 
des Theilungsgejhäfts einem aus jeiner Mitte, auf deſſen Bericht es alsdann 
über die Streit gfeiten erfennt. 


Die L.R.S. 822 und 823 sind aufgehoben durch & 146 des Bad. 
Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

Vgl. L.R.S. 110; R.C.P.O.$ 25; Rechtspolizeigesetz $ 26; Notariats- 
ordnung $ 183. 

X 824. Die Abſchätzung der Liegenſchaften geichieht durch Sachver— 


ftändige, welde die Parteien wählen; wollen dieje nicht wählen, jo werden 
fie von Amtswegen ernannt. 


Das Protofoll der Sachverftändigen muß die Grundlage der 
Abſchätzung enthalten; es joll andeuten,”ob und wie das abge= 
ſchätzte Grundftüd ſich füglich theilen laſſe; es joll endlich) auf 
den Abtheilungsfall hin die Theile, in welche es zerlegt werden 
fann, und deren Werth bejtimmen. 

Vgl. L.R.S. 466; Rechtspolizeigesetz 3 64; Notariatsordnung $$ 139, 
140 u. 147; Dienstweisung für Waisenrichter $$ 26 u. 28. 


825. Die Abſchätzung der Fahrnig, wenn ſie nicht ſchon in 
einem fürmlichen Erbverzeichnißz ihren Anjchlag haben, geichieht 
nad) ihrem wahren landläufigen Werth. 

Notariatsordnung $$ 141 u. fig.; Dienstweisung für Waisenrichter 
8 27. 


826. Jeder Miterbe kann feinen Antheil an Fahrniß und 
liegender Habe im Stüd verlangen; find jedoch Gläubiger vor— 
handen, welche auf das Vermögen Bejchlag gelegt oder Ein- 
jprache gemacht haben, oder hält der mehrere Theil der Miterben 
den Verkauf für nöthig, um Schulden und Lajten der Erbſchaft 
zu berichtigen, \o wird die Fahrniß öffentlich und förmlich ver— 
fteigert. ; 
Vgl. L.R.S. 821, 832; Notariatsordnung $ 160; Dienstweisung für 
Waisenrichter $ 29, 


827. Jene Liegenſchaften, die ſich füglich nicht theilen laſſen, 
jollen gerichtlich verfteigert werden. 
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Die Parteien, wenn ſie alle großjährig und einig ſind, können 
auch die Verſteigerung durch einen Staatsſchreiber außergerichtlich 
vornehmen laſſen. 

Vgl. L.R.S. 838, 1686; Notariatsordnung $ 160; Dienstweisung für 
Waisenrichter $$ 29 u. 30, 


827a. Fügli kann nicht getheilt werden das, was nicht 
jo vielfach) vorhanden ift, day jedem Erben ein ähnliches Stüd 
werden fünnte, und aud) durch Zertheilung zu einer joldhen Mehr: 
fachheit nicht gebracht werden fann, jei es nun, weil es natürlic) 
oder geſetzlich untheilbar ift. 

Gesetz vom 6. April 1551 (R.Bl. Nr. 20) über Untheilbarkeit von 
Liegenschaften (Anhang B. 2); Edikt vom- 23. März 1808 (R.B. Nr. 11) 
über die Vortheilsgerechtigkeit $ 4 (Anhang ®, b). 


827b. Geſetzlich untheilbar ift nicht blos dasjenige, deſſen 
Theilung von einer Verfügung des Staats oder des Eigenthümers 
ausdrücklich unterfagt wird, jondern auch dasjenige, was von 
einander nicht getrennt werden kann, ohne das Ganze zu entiverthen 
(3. E. durch Ausbrehung der Steine aus einem Geſchmuck), oder 
ohne es für ſeine Beftimmung minder brauchbar zu maden (3. 
E. durch Irennung der Zubehörden von der Hauptjade). 


Vortheilsrechtsordnung (Anhang 3,b) $ 2. 


827c. Obige Berfteigerung fällt weg bei Liegenſchaften, 
worauf Ortsgebraud) oder einzelne Rechtstitel Einem der Erben 
eine Vortheilgerechtigfeit geben; ihm muß auf Verlangen das Gut 
in einem findlichen Anſchlag überlaffen werden. 

Vortheilsrechtsordnung (Anhang 3, b) ss 5, 6—10. 


827d. Der kindliche Anjchlag joll ein Zehendtheil und in 
rauhen Berggegenden ein Achtel, und fann, wo Eltern es ver= 
ordnien, aller Orten ein Viertel unter dem wahren laufenden Ver- 


faufswerth bleiben. 
Vortheilsrechtsordnung (Anhang 3,b) $ 11. 


827e. Der Vortheilserbe haftet den Gläubigern nicht bloß 
nad jeinem Theil, jondern nach) jeinem Empfang aus dem Erbe 


und unterpfändlic für das Ganze. 
Vgl. L.R.S. 870 u. 873; Vortheilsrechtsordnung (Anh. 3,b) $ 12. 
Eivilrcht. 13 
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827f. Er kann ſeine Vortheilgerechtigkeit an Miterben um 
ein Vortheilrecht abtreten, das jedoch den hälftigen Werth des 
Vortheils nicht überſchreiten darf. 

Vortheilsrechtsordnung (Anhang 5,b) $ 15. 

827g. Die Vortheilgerechtigkeit Fällt weg, wo fein Miterbe 
einftehen will; wo der Vorzugserbe in Verſchwendung oder jolche 
Berbrehen gegen den Grblalier, die Schenkungen aufheben, ver: 
fällt; endlich) wo das Gut wegen Schulden nicht behauptet werden 


fann. 
Vgl. L.R,S. 513, 955; Vortheilsrechtsordnung (Anh. 3, b) $$ 14 u. 16. 


828. Nachdem die fahrende und liegende Habe geichägt, und 
joweit nöthig, verfauft ift, verweist der Nichter nöthigenfalls die 
Barteien vor einen Amts- oder Staatsichreiber, den fie wählen 
oder den er ernennt. 

Vor diefem wird die etwaige Rechnungsablage der Miterben 
gegen einander, die Feitfegung der Erbmaſſe, die Fertigung der 
Looje und die Beſtimmung desjenigen, was einem jedem der Mit: 
erben ausgeliefert werden muß, erörtert. 

Vgl. L.R.S. 466, 831, 838; Rechtspolizeigesetz $ 26; Notariats- 
ordnung $$ 158, f64, 169, 182. 


829. Jeder Miterbe wirft nad) den unten folgenden Regeln 
in die Mafle ein, die Gefchenfe, die er erhalten hat, und die 


Summen, welche er dem Erblaſſer ſchuldig iſt. 
Vgl. LR.S. 843 u. flg.; Notariatsordnung $ 163. 


830. Geſchieht die Eimwerfung nicht im Stüd, jo nehmen 
die Miterben, welche Einwerfung zu fordern haben, einen gleich) 
großen Theil aus der Erbichaftsmaife voraus Hin. 

Der Voraus wird, joviel möglich, in Gegenftänden erhoben, 
die mit den im Stüd nicht zurüdgegebenen Saden von gleicher 
Beihaffenheit und Güte find. 

Vgl. 1.R.S. 858—860, 868, 869. 


831. Nach dejjen Abzug werden aus der übrigen Maſſe jo 
viel gleiche Looſe gemacht, als theilende Köpfe oder Stämme vor= 


handen find, 
Notar’atsordnung $ 164. 
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832. Bei Fertigung der Looje joll, jovie! immer thunlic) 
ift, die Zerftüdelung der Grundftüde und die Vertheilung der 
Gerwerbsanlagen vermieden, und jedem Loos, wo möglich, gleich 
viel an beweglichen und unbewegliden Gütern, an Gerechtiamen 
und Forderungen von gleicher Art und gleihem Werth zugejchieden 
iverden. 

Vgl. L.R.S. 826, 


833. Die Ungleichheit der Looſe im Stüd wird durch Auf: 
gabe in Rente oder in Geld ausgeglichen. 
Vgl. L.R.S. 2103 Z. 3; 2109; Notariatsordaung & 165. 


834. Die Yooje werden von einem der Miterben gemacht, 
wenn Sie jih auf Einen vereinigen, und derjenige, den fie 
gewählt haben, es annimmt; widrigenfalls macht die Yooje ein 
Sachkundiger, den der Theilungsrichter ernennt: fie werden hernach 


gezogen. 
Vgl. 1.R.S. 466, 838; Notariatsordnung $$ 164 u. 168. 


835. Che die Ziehung der Looſe beginnt, kann jeder Theil: 
nehmer Einwendungen, wider die Art, wie fie gefertigt find, 
machen. 


836. Die Regeln für die Theilung ganzer Erbſchafts— 
maſſen gelten auch der Aftertheilung unter den mittheilenden 
Stämmen. 

Vgl. L.R.S. 743 ; Notariatsorduung $ 194. 


537. Wenn fi bei den Gejchäften, die an einen Staats— 
jchreiber verwieſen find, Streitigkeiten erheben, jo führt der Staats— 
Jchreiber ein Protofoll über die bejtrittenen Punkte und über die 
gegenfeitigen Behauptungen der Parteien, verweist fie an den 
Theilungsrichter, und im Uebrigen wird nad) der Gerichtsordnung 


verfahren. 
R.C P.O. $ 28; Notariatsordnung $ 189. 


838. Sind nicht alle Erben anweſend oder einige derjelben 
mundlos oder minderjährig, jo muß die ITheilung nad den 
Regeln, die von Sat 819 an bis Sat 836 fFejtgeitellt find, 
gerichtlich vorgenommen werden. Sind mehrere Minderjährige 

13* 
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vorhanden, die bei der Theilung ein entgegengeſetztes Intereſſe 
haben, ſo muß einem jeden aus ihnen ein eigener Pfleger gegeben 
werden. 

Vgl. L.R.S. 466, 819, 840; Rechtspolizeigesetz $ 26Z. 4; Notariats- 
ordnung $ 153 u. fig. 

839. Tritt im Fall des vorhergehenden Artikels eine öffent— 
liche Verſteigerung ein, jo fann fie nur gerichtlich unter Beobachtung 
der Formen gejchehen, welche zur Veräußerung der Güter eines 
Minderjährigen vorgejchrieben find. Fremde Steigerer werden 


dabei allemal zugelafien. 
Vgl. L.R.S. 452, 459, 460, 326, 827, 1686—8$8; Notariatsordnung 
$$ 91 u. flg., 160 n. flg.; Dienstweisung für Waisenrichter $ 29. 


840. Theilungen, welche nad den oben feitgeitellten Regeln 
von Vormündern unter der Ermächtigung eines Yamilienraths, 
oder von gewaltsentlajjenen Minderjährigen mit ihrem Rechtsbei— 
ftand, oder im Namen Berjchollener, oder Nichtanweſender vollzogen 
wurden, find endgültig. Dagegen jind fie nur fürjorglich, wenn 
die vorgejchriebenen Regeln nicht beobachtet werden. 

Vgl. L.R.S. 466, 484, 1314. 


Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 6: 


Die Amtsgerichte prüfen die von den Notaren gefertigten 
Theilungen und Vermögensübergaben, wobei Abwesende, Min- 
derjährige oder Mundlose betheiligt sind. 

Gerichtsnotariatsordnung $$ 89—91. 


841. Ein jeder Nichterbberechtigter, wäre er auch ein Ver— 
wandter des Verjtorbenen, der durch Rechtsabtretung an die Stelle 
eines Miterben ſich daritellte, kann durch die Miterben insgeſammt, 
oder auch durch einen aus ihnen von der Theilung ausgeſchloſſen 
werden, wenn ihm das, was er für die Abtretung zahlte, zurüd- 


erjtattet wird. 
Vgl. L.R.S, 1699 u. 170l aa. 


842. Nach vollzogener Theilung empfängt jeder Theilnehmer 
die Urkunden über die ihm zugetheilten Gegenftände. 

Urkunden, die ein getheiltes Stüd betreffen, bleiben dem— 
jenigen, der den größten Theil davon erhält, unter der Bedingung 
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den übrigen betheiligten Miterben auf Verlangen damit an die 
Hand zu gehen. 

Urkunden, die auf die ganze Erbichaft Bezug haben, werden 
demjenigen eingehändigt, den alle Erben zum Berwahrer gewählt 
haben, unter dem Auftrag, den Theilnehmern auf jedesmaliges 
Verlangen damit an Handen zu gehen. In Entjtehung der Wahl 
verfügt darüber der Richter. 

Rechtspolizeigesetz $ 1; Notariatsordnung $$ 176 u. 190. 


Zweiter Abjchnitt. 
Von der Eimverfung. 


843. Jeder Erbe, auch der Vorfichtserbe, wenn er die Erb— 
ichaft antritt, ift verbunden, jeinen Miterben alles einzwiverfen, 
was er von dem Berftorbenen durch Schenkung unter den Leben— 
den unmittelbar oder mittelbar erhalten hat. Weder Geſchenke 
noch Vermächtniſſe dürfen uneingeworfen bleiben, die von dem 
Verftorbenen herfamen; es ſei denn, daß Jie ihm ausdrüdlich als 
ein Voraus außer jeinem Erbtheil oder mit Entbindung von der 
Einwerfung gegeben wurden. 

Vgl. L.R.S. 760, 829, 847 u. flg., 919, 1573; Notariatsordnung 
s 146. 


844. Selbſt in dem Fall, wo die Geſchenke und Vermächt— 
niſſe als ein Voraus, oder frei von Einwerfung geſchehen Tind, 
fann der Erbe in der Theilung nur denjenigen Betrag uneinge= 
worfen behalten, der nicht die Verfügungsbefugniß des Verftorbenen 
überjchreitet; ein etwaiger Ueberſchuß iſt einzuwerfen. 

Vgl. L.R.S. 866, 913 u. fig., 920 u. fig. 


845. Der Erbe, der auf die Erbichaft verzichtet, kann gleich— 
wohl die empfangenen Schenkungen unter den Xebenden behalten, 
und die ihm zugedadhten Vermächtniſſe, jo weit ſie den geſetz— 
mäßigen Betrag nicht überjchreiten, fordern. 

Vgl. L.R.S. 784, 913, 920 u. fig. 


846. Der Gejchentnehmer, welcher zur Zeit der Schenfung 
fein muthmaßlicher Erbe war, am Tage des eröffneten Erbgangs 
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aber Erbe iſt, muß einwerfen, ſofern ihn der Geſchenkgeber davon 
nicht befreit hat. 
Vgl. L.R.S. 843, 919, 


847. Was dem Sohn desjenigen, dem ein Erbe anfällt, 
gejchenkt oder vermacht worden, wird jo angejehen, als wäre es 
vom Einwurf befreit. 

Der Bater, der zur Erbichaft des Gejchenfgebers gelangt, iſt 
nicht verbunden, einzuwerfen. 


848. Auf gleihe Weiſe iſt der Sohn, der aus eigenem 
Recht Erbe eines Gejchenfgebers wird, nicht verbunden, die jeinem 
Vater gemachte Schenfung einzumerfen, wenn er gleich Erbe feines 
Vaters geworden iſt; gelangt aber der Sohn nur fraft Erbver- 
tretungsrechts zur Erbſchaft, jo muß er alles, was jeinem Water 
geſchenkt ward, jelbjt dann einwerfen, wenn er deilen Erbichaft 
ausgeichlagen hat. 

Vgl. L.R.S. 730, 744. 


549. Was dem Ehegatten eines Erben gejchentt oder vers 
macht wird, ijt frei von der Einwerfung. 

Wenn zweien Ehegatten zujammen etwas gejchenft oder ver= 
macht wird, wovon nur Giner erbberedhtigt ift, jo hat diejer jeine 
Hälfte einzumerfen. Gejchente, die dein erbfähigen Ehegatten allein 
gemacht worden, wirft er ganz ein. 

Vgl. L.R.S. 1051 u. fig. 


850. Das Eimwerfen geichieht nur in die BVerlafjenjchaft 
des Gejchentgebers. 


851. Was zur häuslichen Ginrichtung eines der Miterben 
oder zur Zahlung jeiner Schulden verwendet worden ift, muß ein= 
geworfen werden. 

Vgl. L.R.S. 204, 1438, 1439. 


852. Unterhalts-, Ernährungs- und Erzichungstoiten, Lehre 
gelder, gewöhnliche Kleidungstoften, Hochzeitsfoften und herges 
brachte Ehrengejchenfe werden nicht eingeworfen. 

Vgl. L.R.S. 203, 1409 Z. 5. 
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853. Einwurfsfrei iſt auch der Gewinn, welchen etwa der 
Erbe aus ſolchen Verträgen mit dem Verſtorbenen zog, die bei 
ihrem Abſchluß nicht vortheilbringend ſchienen. 

Vgl. L.R.S. 918, 1954, 1968 u. fig. 


854. Einwurfsfrei find Gejellichaftsverträge des Verſtorbenen 
mit einem feiner Erben, die ohne Arglift geichloifen, und deren 
Bedingungen in einer öffentlichen Urkunde beſtimmt wurden. 

Vgl. LR.S. 1832 u. fig. 


855. Yiegenichaften, welche durch Zufall ohne Schuld des 
Geſchenknehmers zu Grund gehen, find eimmurfsfrei. 
Vgl. L.R.S. 863, 1302. 


556. Nur von dem Tag des Grbanfall$ an werden die 
Früchte ımd Zinjen der einzuwerfenden Sachen eingeworfen. 
Vgl. L.R.S. 547, 718, 928. 


857. Zur Einmwerfung it nur ein Miterbe dem Andern 
verbunden, aber nicht den Vermächtnißnehmern, noch den Erb— 
gläubigern. 

Vgl. L.RS. 921, 1010. 


858. Die Ginmwerfung gejchieht entweder im Stüd, oder 
durch Zurüdjtchen in der Iheilung. 

Vgl. L.R.S. 830, 859 u. flg., 868, 869; Notariatsordnung 55 158 
u. 159. 


859. Die Einwerfung im Stüd kann bei Liegenjchaften 
alsdann verlangt werden, wenn das geichentte Grundftüd von dem 
Geſchenknehmer noch nicht veräußert worden, und ſich in der Erb» 
ichaft feine andere Liegenichaften von gleicher Art, Güte und Werth 
befinden, woraus man ungefähr gleiche Yooje für die übrigen Mit— 
erben machen fünnte. 

Vgl. L.R.S. 826. 832, 865. 


560. Tie Cimverfung geichieht einzig durch Zurüditehen, 
wenn der Gejchenfnehmer das Grunditüf vor dem Grbanfall ver- 
äußert hat, und wird berechnet auf den Werth des Grundjtüds 
zur Zeit des Erbanfalls. 

Vgl. L.R.S. 718, 824, 864. 
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861. In allen Fällen gebührt dem Geſchenknehmer die Ver— 
gütung der Verbeſſerungskoſten, ſoweit eine Erhöhung des Werths 
der Sache zur Zeit der Theilung dadurch erzielt iſt. 

Vgl. LR.S. 555, 867. 

862. Auch gebührt dem Geſchenknehmer der Erſatz der Er— 
haltungstojten, wenn jchon die Sache dadurch nicht verbeijert 
ward. 


863. Dem Geichenfnehmer fällt dagegen die Werthver: 
minderung oder Berichlimmerung zur Yajt, die jeine Ihat, oder 
Folge jeiner Fehler und Nachläſſigkeiten tft. 

Vgl. L.R.S. 855, 1136, 1137, 1245. 

864. Don einem veräußerten Grundſtück werden die Ver: 
beiferungen oder Verichlimmerungen nad) den drei vorhergehenden 
Sätzen in Anjchlag gebracht. 


565. Gin im Stück eingeworfenes Gut wird frei von allen 
Paiten, womit es der Gejchenfnehmer bejchwert hat; die Pfand» 
gläubiger fünnen gleichwohl bei der Theilung Einjprache einlegen, 
zu Abwendung ihres Nachtheils. 

Vgl. L.R.S. 821, 882, 929, 954, 963, 2125. 


566. Gin Erbe, dem eine Liegenjchaft mit Erlaſſung der 
Einwerfung geichentt worden, deren Werth) denjenigen Betrag über- 
Ichreitet, über welchen der Erblaffer verfügen fann, wirft den Mehr: 
empfang im Stüd ein, wenn er fich füglich ablondern läßt. 

Im Gegenfall muß da, wo der Mehrempfang den halben 
Werth des Grumdjtüds überfteigt, der Geſchenknehmer es ganz ein= 
werfen, darf aber den Betrag, über welchen der Erblafler vers 
fügen fonnte, aus der Mafje vorausnehmen ; two der Mehrempfang 
jene Hälfte nicht überfteigt, da darf der Gejchenfnchmer das 
Grunditüd ganz behalten, bezieht aber dafür jo viel weniger bei 
der Theilung oder entichädigt jeine Miterben in Geld oder auf 
andere Weile, 

Vgl. LR.S 827 b., 844, 858 u. fig, 924. 


567. Der Miterbe, der ein liegendes Gut im Stüd einzus 
werfen hat, kann den Beſitz davon inne behalten, bis ihm wirt: 


Sag 
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lich die Summen vergütet ſind, die ihm für Erhaltungskoſten und 
Verbeſſerungsaufwand zukommen. 

Vgl. LR.s. 859, 861, 862, 1673. 


868. Fahrende Habe wird nur dem Werth nad einges 
worfen, nit im Stüd, und zwar nach dem wahren Werth, den 
fie zur Zeit der Schenkung nad beigefügten Anjchlägen, oder in 
deren Ermangelung nach der Abſchätzung der Sachverſtändigen hatte. 

Vgl. L.RS. 825, 830, 948. 

869. Geſchenktes Geld wird eingeworfen, indem man jo 
viel tweniger aus dem baaren Geld der Verlaſſenſchaft empfängt. 
Trifft daran den Gejchenfnehmer nicht jo viel, jo fann er ftatt 
der Geldeinwerfung Fahrniß, oder in deren Ermangelung Liegen— 
Ihaften des Erbes zurüdlafien. 

Vgl. L.R.S. 830. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon der Schuldenzahlung. 


570. Jeder Miterbe trägt nad Verhältniß jeines Erbtheils 
zu Schuldenzahlungen und Erbſchaftslaſten bei. 
Vgl. L.RS. 724, 871, 873, 1017. 


871. Der Erbtheilnehmer trägt mit den Erben nad) Ver— 
hältniß jeines Vortheils dazu bei; der bloße Stüderbe haftet da= 
gegen für feine Schulden und Laſten, unbejchadet der Pfandklage 
auf eine vermachte Yiegenichaft. 

Vgl. L.RS. 610—612, 1009, 1012, 1024, 2114, 2166. 


872. Alles TLiegenichaftliche Erbgut, das mit Pfand oder 
Renten beichwert ift, muß auf Verlangen eines Miterben vor der 
Fertigung der Yooje frei gemacht werden; andernfalls wird das 
belaftete Grundftüd nad dem Fuß der andern Liegenjchaften ge= 
ihäßt, das Kapital der Rente von dem ganzen Werth abgezogen, 
und der Erbe, in deilen Loos dieſes Grundſtück fällt, muß die 
Rente auf fich allein nehmen, und jeinen Miterben für ihre Ent- 
ledigung Gewähr letjten. 

Vgl. L.R.S. 530, 873, 835, 1020; Notariatsordnung $ 165. 
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873. Für die Schulden und Laſten der Erbſchaft haften 
die Erben; Jeder nad) Verhältniß ſeines Stamm- und Kopftheils, 
bei Pfandforderungen aber für den ganzen Betrag, mit Vorbehalt 
des Rückgriffs auf die Miterben oder Erbtheilnehmer nach ihren 
Antheilen. 

Vgl. L.RS. 733, 743, 870, 871, 375, 835, 1009, 1012, 1017, 1220, 
1221. 1223, 1251, 1489, 1672, 2114, 2166, 2173. 


874. Der Stüderbe, welcher die Schuld getilgt hat, womit 
ein ihm vermachtes Grundſtück bejchivert war, tritt ohne weiteres 
in die Nechte ein, welche der Gläubiger wider die Erben und Erb— 
nehmer hatte. 

Vgl. L.R.S. 871, 1024, 1251, 2178, 


875. Der Miterbe oder Erbtheilnehmer, der wegen Pfand— 
rechts mehr als jeinen Antheil an der gemeinſchaftlichen Schuld 
gezahlt hat, hat auf die andern Miterben und Erbtheilncehmer 
nur in jo weit den Rüdgrift, als Jeder von ihnen dazu beizu= 
tragen für jich verbunden ift, und das ſelbſt in dem all, wo der 
Miterbe, welcher die Echuld getilgt hat, ſich die Rechte des Gläu— 
bigers hätte übertragen laſſen. Diejes ſoll gleichwohl den Rechten 
jenes Miterben nicht zum Abbruch gereichen, der durch die Vor— 
licht der Erbverzeichniß das Recht behalten hat, die Zahlung jeiner 
eigenen Forderung, wie jeder andere Gläubiger, zu verlangen. 

Vgl. L.R.s. 802, 573, 885, 1009, 1012, 1221, 1250. 1251, 2178. 

876. Iſt einer der Miterben oder Crbtheilnehmer außer 
Stand zu zahlen, jo wird jein Antheil an der Pfandſchuld unter 
alle andere, nad Berhältnig ihrer Antheile, vertheilt. 

Vel. L.R.S, 1214. 


7 877. Klare Brief und Siegel, die wider den Verſtorbenen galten, 
wirten in gleicher Weife wider den Erben; die Gläubiger können jedoch erſt 
acht Tage, nachdem fie dem Erben in Perſon oder in jeinem Wohnfig ſolche 
haben urkundlich vorzeigen lafjen, deren Vollzug betreiben. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

Vgl. R.C.P.O. $ 665. 


878. Sie lönnen in allen Fällen und wider jeden Gläubiger 
auf Abjonderung des Vermögens des Erblaſſers von jenem des 


Erben antragen. 
Vgl. L.R.S 80, 1017, 2111; R.-Konk.-Ordn, $ 43. 
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879. Diejes Recht ijt gefallen, wenn man den Erben als 
Schuldner angenommen hat, und dadurd) mit der Forderung an 
den Grblafjer eine Rechtswandlung vorgegangen ift. 

Vgl. L.R.S. 1271, 1275. 

380. Es iſt in Bezug auf Fahrnikftüde durch Ablauf von 
drei Jahren verſeſſen; 

von Liegenichaften hingegen fann die Abjonderung verlangt 
werden, jo lange fie fi in der Gewalt des Erben befinden. 

Vgl. LRS. 2111, 2113, 2119» 

581. Die Gläubiger des Erben haben fein Recht, die Ab- 
jonderung des Vermögens wider die Gläubiger des Erblafjers zu 
verlangen. 


882. Die Gläubiger eines Miterben dürfen, damit feine 
Theilung zu ihrem Nachtheile geichehe, Einſprache gegen eine ohne 
ihre Beirufung vorgehende Theilung einlegen; fie müfjen jedoch 
auf ihre Koſten dabei ericheinen. 

Eine ſchon volljogene Iheilung fünnen ſie nicht anfechten, 
es jeidenn, daß ſolche ohne fie mit Hintanjegung ihrer Einſprache 
geichehen wäre. 

Vgl. L.R.S. 820, 821, 865, 1166, 1167, 2205; Notariatsordnung 
8 156, 177, 183: R.CP.O. & 28. 


Vierter Abichnitt. 
Von den Wirkungen der Theilung und der Gewähr der Looſe. 


883. Jeder abgetheilte Miterbe wird eben jo angejehen, 
als hätte er alles, was er durd) das Yoos oder durch die Ver— 
fteigerung erhalten, unmittelbar und allein geerbt, und an den 
übrigen Erbjchaftsitüden niemals ein Eigenthum gehabt. 

Vgl. LR.S. 577 bg., 1872. 

884. Nur wegen jolder Störungen und Entwährungen, 
die aus einer der Theilung vorausgegangenen Urjache entipringen, 
find die Miterben fich gegenjeitig Gewährleiftung jcyuldig. 

Die Gewährleiftung hat nicht ftatt, wenn die Gattung der 
Entwährung, welche eingetreten iſt, durch eine beiondere und aus: 
drüdliche Stelle der Theilungsurfunde ausgenommen war, fie hört 
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auf, wenn dem Miterben dur eigenes Verſchulden die Sache 
entwährt wurde. 
Vgl. L.R.S. 1626, 1627, 1640, 1693—1695, 2103 Z. 8, 2257. 


885. Jeder Miterbe ift für fich verbunden, nad Verhältniß 
jeines Grbtheils jeinen Miterben für den Verluſt zu entjchädigen, 
den er durch Entwährung leidet. 

Iſt einer der Miterben außer Stand, zu zahlen, jo fällt fein 
Antheil den Entwährten und den übrigen zahlbaren Miterben 
gleichtheilig zur Laſt. . 

Vgl, L.R.S. 875, 876, 1214, 1630 u. fig. 

886. Die Gewährleiftung wegen Zahlungsunfähigfeit eines 
Rentenjchuldners fann nur in den nächſten fünf Jahren nad) der 
Theilung angejtellt werden. Iſt der Schuldner erſt nad ge— 
ſchloſſener Theilung zahlungsunfähig geworden, jo hat feine Klage 
auf Gewährleiftung ftatt. 

Vgl. L.R.S. 169895, 1910 u. flg., 2277. 


Fünfter Abſchnitt. 


Von Umſtoßung der Theilungen. 


887. Theilungen fünnen umgejtogen werden, wenn Gewalt 
oder Gefährde ihnen zum Grund liegt; ſowie auch, wenn einer 
der Miterben eine Verkürzung beweiſt, die mehr als ein Viertel 
beträgt. Die Uebergehung eines Erbftüds begründet feine Klage 
auf Umſtoßung, jondern nur auf Vollendung der Theilung. 

Vgl. L.R.S. 890, 1077, 1079, 1108, 1111 u.fig., 1116, 1117, 1118, 
1304, 1313. 

888. Die Klage auf Umſtoßung findet jtatt wider jede Auf: 
hebung der Gemeinjchaft unter den Miterben, fie möge als Ver— 
kauf, Tauſch, Vergleich oder auf jede andere Art eingefleidet 
worden jein. 

Wenn nad einmal vollzogener Theilung oder nad einem 
Vorgang, welcher ihre Stelle vertritt, darüber auch nur außer: 
gerichtlic; Streit entjteht, und diejer verglichen wird, jo fann ein 
ſolcher Iheilungsvergleih nicht mehr umgeitoßen werden. 

Vgl. L.R.S. 1582, 1702, 2044, 2052, 
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889. Die Umftopungsflage hatt nicht jtatt wider einen ohne 
Gefährde gejchloifenen Verkauf, wodurch ein oder mehrere Mit- 
erben dem andern auf deſſen eigene Gefahr ihr Erbrecht abge= 
treten haben. 

Vgl. L.R.S. 791, 1130, 1600. 


890. Bei der Beurtheilung einer Verfürzung find die Sachen 
nah dem Werth zur Zeit der ITheilung zu jchäßen. 

Vgl, L.R.S. 1675. 

891. Der Beklagte kann eine Umſtoßungsklage, und eine 
neue Theilung ablehnen, wenn er dem Kläger die Ergänzung 
jeines Erbtheils, jei es in baarem Geld oder im Stüd, anbietet 
und leijtet. 

Vgl. L.R.S. 1681. 


892. Ein Miterbe, der jein Loos ganz oder zum Theil 
veräußert hat, fann mit einer Umſtoßungsklage, welche auf Arg= 
lift oder Gewalt gegründet wird, nicht mehr gehört werden, jobald 
jene Veräußerung erſt nad entdedtem Betrug oder bejeitigtem 


Zwang von ihm vorgenommen worden ift. 
Vgl. L.R.S. 1115, 1304, 1388. 


— 


Zweiter Titel. 


Von Schenkungen unter Lebenden und von lebten 
Willensverordnungen. 


Erfles Kapitel. 
Allgemeine Verfügungen. 


893. Unentgeltliche Vermögensüberlaſſungen fünnen nur 
durh Schenkungen unter Lebenden oder durd legte Willensver- 


ordnungen gejchehen, und zwar nur nad) den unten bejtimmten 
Formen. 
Vgl. LR.S. 931 u. fig., 967 u. fig, 1100 aa. u. flg.. 1282, 1973. 


894. Schenkung unter Lebenden ift dasjenige Rechtsgeſchäft, 
wodurch der Gejchentgeber ſich wirklich und unwiderruflich einer 
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Sache zum Vortheil eines Andern begibt, der ſie unentgeltlich 
annimmt. 

Vel. L.R.S. 931 u. flg., 955 u. flg., 1096. 

895. Letzte Willensverordnung ijt jede Handlung, womit 
der Erblafjer für die Zeit, da er nicht mehr lebt, über jein ganzes 
Vermögen, oder über einen Theil deijelben, auf widerrufliche 
Weiſe verfügt. 

Verl. L.R.S. 967 u. flg.. 1002 u. fig. 

596. Aftererbjegungen find verboten. Jede Berfügung, 
welche einem Gejchentnehmer, Erbnehmer oder Erbſtücknehmer 
auferlegt, einem Dritten etwas aufzubewahren, und ihm zurück— 
zuliefern, ift für fie unverbindlih. Nur dasjenige Gut, welches 
durch Verordnung des Staatsoberhaupts zu Gunſten jeiner 
eigenen Familtienglieder, oder der Stamm-, auch Lehen— 
erbberedhtigten Familien für Stammgut erklärt ift, fann 
nad) den depfallfig bejonderen Gejegen als Erbe für die Nach: 
fommen unveräußerlicd) jein. 

Vgl. L.R.S. 577 ca—cv., 897—899; Lehen-Edikt von 1807 und 
Allodifieationsgesetze von 1856 und 1862 (Anhang A. 2, d.) 

897. Ausgenommen von dem Verbot der Aftererbiegung 
find jene Verfügungen, die im jechiten Kapitel des gegemwärtigen 
Titels den Eltern und Gejchwiftern geitattet werden. 

Vgl. L.R.S. 1048— 1074. 

898. Die Nacherbjegung, wodurh man einem Dritten ein 
Geſchenk, ein Erbe oder ein Vermächtniß, für den Fall zuwendet, 
da der bejtimmte Gejchenfnehmer, Grbnehmer oder Erbjtüd- 
nehmer es nicht erheben würde, gilt für feine Aftererbjegung und 
ift gültig. 

899. Desgleihen gelten Verordnungen unter Lebenden 
oder auf den Todesfall, wodurd dem Einen die Nutznießung 
und dem Andern das bloße Eigenthum einer Sache zuge: 


dacht wird. 
Vgl. L.R.S. 949. 


900. Bei jeder Verordnung unter Lebenden oder auf den 
Todesfall werden die unmöglichen Bedingungen, jowie diejenigen, 
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welche den Gejegen und den guten Sitten zuwider find, Für nicht 
geichrieben geachtet. 

Vgl. L.R.S. 6, 806, 1131, 1172, 1389. 

900a. Bei jolden Verordnungen gilt die Bedingung: 
wenn jemand etwas nicht thun werde, jobald ſie nicht in cine 
beſtimmte Zeit bejchräntt ift, fie mag ausgedrüdt, fein, wie fie 
will, nur für eine Nuflage, jenes nicht zu thun; ſie hält den 
Vollzug nicht auf, wenn nicht deutlich gelagt ift, daß die Lieferung 
der geichenften oder vermachten Sache erſt nach gänzlich erfüllter 
Bedingung gejchehen Tolle. 

Vgl. L.R.S. 1177, 1041, 1181, 1183, 


Zweites Kapitel. 


Von der Fähigkeit, durh Schenkung unter Lebenden 
oder durch legten Willen zu geben oder zu empfangen. 


901. Um unter Lebenden zu jchenfen, oder fette Willens- 
verordnungen zu machen, muß man bei gefunden Verſtand jein. 

Vgl. L.R.S. 489, 499, 509, 513 a. 

90la. Auh muß man im Zuſtand freier Entſchlie— 
kung Jein. 


901b. Was nah Sat 1109-1117 die Willensfreiheit 
hindert, vernichtet auch die Schenfung oder den letzten Willen 
ganz oder zum Theil, je nachdem das Ganze oder nur ein Theil 
durch die Hemmung der Willensfreiheit hervorgebracht wurde, und 
kann jolches ohne eine neue freie und gültige Verordnung nie— 


mal3 wieder wirkſam werden. 
Vgl. L.R.S. 6n., 1839, 1340. 


Ole. Ward durh den Mangel der Willensfreiheit nur 
die Ausfertigung einer Schenfung oder letzten Willensverfügung 
oder die Aenderung einer jolhen verhindert, und die Hinderung 
rührt von einem Erben oder Erbjtüdnehmer her, jo ift er feines 
Erbrechts oder jeines Vermächtniſſes dadurch unwürdig ge— 
worden. 

Vgl. L.R.S. 727, 1043. 
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901d. Entipringt die Hinderung lediglich aus der Veran 
jtaltung eines Dritten, jo wird diefer verbindlich, den Andern zu 
entihädigen: übrigens leidet die Vertheilung der Verlaſſenſchaft 
nad) dem Geje oder den früheren gültigen Willen des Erblaſſers 
dadurch) niemals Anitand. 

Vgl. L.R.S. 1382 u. flg., 


902. Durh Schenkungen unter Yebenden, oder durch letzten 
Willen kann jeder geben und empfangen, den das Gejek nicht 
für unfähig erklärt. 

Vel. L.R.S. 509, 512a, 901, 9035—905, 906—912, 997. 

903. Ein Minderjähriger, der noch nicht jechszchn Jahre 
alt ift, fann aufz;feine der beiden Arten etwas verordnen, außer 
demjenigen, was im neunten Kapitel des gegemwärtigen Titels 
bejtimmt iſt. 

Vgl. L.R.S. 1095, 1398. 


904. Hat der Minderjährige das Alter von ſechszehn Jahren 
zurüdgelegt, jo fann er, jedoch nur durch legten Willen, und nur 
bis zur Hälfte des VBermögensbetrags, worüber er als volljährig 
würde verfügen können, verordnen. 

Vgl. L.R.S. 907, 613, 915, 1094, 1124a.; VI. Konstitutions-Edikt 
$ 27 (Anhang A., 2e.) 

905. Eine Ehefrau kann ohne den Beijtand oder die be= 
fondere Einwilligung ihres Mannes, oder ohne hiezu von dem 
Gericht ermächtigt zu fein, unter den Lebenden nicht jchenfen, in 
Gemäßheit desjenigen, was im 217ten und 219ten Sab des 
Titels: von der Ehe beitimmt iſt. 

Zu legten Willensverordnungen bedarf fie weder der Ein— 
willigung ihres Mannes, noch der Ermädtigung des Gerichts. 

Vgl. T.R.S. 217, 219, 221, 222, 226, 1427, 1555, 1556; Rechts- 
polizeigesetz $ 3 Z. 2, 


006. Fähig, durch Handlungen unter Lebenden etwas zu 
erhalten, ift auch der Ungeborene, wenn er nur zur Zeit der 
Schenkung jhon empfangen ift. 

Durch legten Willen kann jeder begünftigt werden, der zu der 
Zeit empfangen ift, wo der Erblafjer jtirbt. 
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Die Schenkung oder der letzte Wille iſt gleichwohl nur für 
den Fall wirkſam, da das Kind lebensfähig geboren wird. 
Vgl. L.R.S. 725, 1082. 


907. Ein Minderjähriger, auch wenn er jehszehn Jahre 
alt it, fann zum Bortheil jeines Vormunds nicht einmal durd) 
legten Willen verordnen. 

Selbſt wenn er volljährig geworden, fann er weder durch 
Schenkung unter Yebenden, noch dur den legten Willen jeinen 
geweſenen Vormund begünftigen, ehe die Schlußrechnung über 
die Wormundjchaft geitellt und abgehört ift. 

Bon diefem Verbot der Begünftigung find ausgenommen 
die Ahnen der. Minderjährigen, welche Vormünder jind oder 
waren. 

Vgl. L.R.S. 390, 393 4. 402, 472, 904. 


7908. Natürliche Kinder fönnen weder durch Schenfung unter Leben: 
den, noch durch legten Willen mehr empfangen, als ihnen unter dem Titel: 
von Erbihaften, zugeitanden iſt. 


Gesetz über Erbrecht und Ernährung unehclicher 
Kinder vom 21. Februar 1851 (R.B. Nr. 15) s. L.R.S. 338. 
$ ı. Kinder aus Ehebruch oder Blutschande erzeugt, 
können weder durch Schenkung unter Lebenden noch durch 


letzten Willen mehr empfangen, als ihnen unter dem Titel 
von Erbschaften zugestanden ist, 

Dieses gilt auch von anderen natürlichen Kindern hin- 
sichtlich desjenigen Elterntheils, welcher ein oder mehrere 
eheliche Kinder hinterlassen hat. 


Vgl. L.R.S. 756 a., 757, 760, 762. 


909. Heil-, Heb- und Wundärzte, andere Stranfenpfleg:r 
und Apotheker, die eine Perſon während der lebten Krankheit 
behandelt haben, fünnen aus deren Verordnung unter Lebenden 
oder auf den Todesfall, die während diejer Krankheit gemacht 
wurde, feinen Vortheil ziehen. 

Ausgenommen find: 

1) Stüdvermädtnifie (S. 1002) zur Belohnung, welche dem 
Vermögen des Geber und dem geleifteteten Dienite 
nit unangemeijen find. 

Civilrecht. 14 
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2) Erbverfügungen für Seitenverwandte bis zum vierten 
Grad einſchließlich, wo der Verſtorbene feine Erben in 
gerader Linie Hinterläßt, oder wo derjenige, zu deſſen 
Vortheil verfügt wird, jelbit unter die Zahl der Erben 
in gerader Linie gehört. In diejen beiden Fällen hindert 
die Bedienung in der legten Krankheit die Kraft der 
Verfügung nicht. Diejelben Regeln gelten der Begün- 
jtigung der Kirchendiener. 

909a. Diejenigen, deren Handſchrift zur Niederjchreibung 
des Inhalts eines letzten Willens benußt worden iſt, fünnen aus 
ſolchem feinen Gewinn ziehen. 

Vgl. L.R.S. 972 u. 976, 

910. Verfügungen unter Yebenden ‚oder auf den Todesfall 
zum Vortheil der Berpflegungshäufer, der Armen einer Gemeinde, 
oder einer gemeinnüßlichen Anitalt, erhalten ihre Wirkung nur 
durch hinzutretendes Staatsgutheißen. 


Stiftungsgesetz vom 5. Mai 1870 (G.B. Nr. 33). 

$ ı. Zur Errichtung neuer Stiftungen als selbständiger 
Rechtssubjecte ist Staatsgenehmigung erforderlich, 

Der staatlichen Genehmigung bedürfen ferner und sind 
in ihrer rechtlichen Wirksamkeit durch sie bedingt alle 
Schenkungen und letztwilligen Verfügungen zu Gunsten schon 
bestehender Stiftungen oder anderer juristischer Personen. 

$ 2. Durch die staatliche Genehmigung erhalten die 
Stiftungen juristische Persönlichkeit, 


Landesherrliche Verordnung vom ı8. Mai 1870 (G.B. 
Nr. 37) bezw. vom 30. Mai 1874 (G.B. Nr. 22): 

$ 2 Z. 4. Das Ministerium des Innern beschliesst über 
die staatliche Genehmigung neuer Stiftungen, deren Werth- 
betrag die Summe von 6000 Mark nicht übersteigt, und der 
Schenkungen und Vermächtnisse zu Gunsten schon bestehen- 
der Stiftungen oder anderer juristischer Personen ohne Unter- 
schied ihres Betrages. 

$ 3. Dem Staatsministerium bleiben vorbehalten: ı) die 
staatliche Genehmigung aller neuen Stiftungen, deren Werth- 
betrag die Summe von 6000 Mark übersteigt. 

Rechtsbelehrung des Justizministeriums vom 5. September 1812 
(R.B. Nr. 28): der L.R.S. 910 erstrecke sich nicht auf Geldvermächtnisse 
zu alsbaldiger Ausgabe und Vertheilung für Almosen und Messen. 





2R III. B. II. T. Schenkungen ıc. 211 


911. Jede Verordnung zu Gunſten eines Unfähigen iſt un— 
gültig, man mag ſie in die Form eines läſtigen Vertrags ein— 
kleiden, oder unter dem Namen untergeſchobener Perſonen ver— 
bergen. 

Für untergeſchobene Perſonen werden geachtet die Eltern, 
die Kinder und Abkömmlinge, und der Ehegatte des Unfähigen. 

Vgl. L.R.S. 1099, 1100, 1350 Z. 1. 


. +92. Nur jene Ausländer können dur Schenkung oder letzten 
Willen bedacht werden, welche zum Bortheil der Jnländer würden haben ver- 
ordnen fünnen. 


Aufgehoben durch $ 1 des Gesetzes vom 4. Juni 1864 (R.B. Nr. 24) 
über den Vermögenserwerb der Ausländer (s. bei L.R.S. 11). 


Drittes Kapitel. 


Bon dem VBermögenstheil, worüber man verordnen darf 
und von der Minderung der Vermächtniſſe. 


Erſter Abſchnitt. 
Von dem Vermögenstheil, worüber man verordnen darf. 


913. Freigebigkeiten durch Handlungen unter Lebenden oder 
durch letzten Willen dürfen nicht die Hälfte des Vermögens eines 
Gebers überſteigen, der bei ſeinem Hinſcheiden nur ein ehe— 
liches Kind zurückläßt; nicht das Drittheil bei dem, der zwei, 
nicht das Viertheil bei dem, der drei oder mehrere hinterläßt. 

Vgl. L.R.S. 1094, 1098. 

914. Der Name der Kinder in dem vorhergehenden Artikel 
umfaßt alle Abkömmlinge, in welchem Grad fie jeien; fie werden 
jedoch nur für das Kind gerechnet, welches jie bei dem Erbrecht 
an den Erblaſſer vertreten. 

Vgl. L.R.S. 740, 


915. Jene Frreigebigkeiten dürfen nicht die Hälfte des Ver— 
mögens eines Grblafjers überjteigen, der feine Kinder, aber einen 
oder mehrere Ahnen in jeder Linie der väterlichen ſowohl als 
der mütterlichen zurüdläßt, und nicht drei Viertel, wenn in einer 


Linie allein Ahnen zurüdbleiben. 
14* 
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Das zum Vortheil der Ahnen hierdurch vorbehaltene Ver— 
mögen erhalten ſie in der Ordnung, worin das Geſetz ſie zum 
Erbgang ruft. Sie haben nur allein ein Recht auf dieſen Pflicht— 
theil, wenn ihnen bei der Theilung mit Seitenverwandten nicht 
ohne ihn eben ſo viel Vermögen zufallen würde, als er ihnen 
ſichern ſoll. 

Vgl. L.R.S. 746, 748, 749, 753, 904. 

916. Wenn weder Ahnen noch Abkömmlinge vorhanden . 
find, dürfen die Treigebigfeiten ‚dur Handlungen unter Leben— 


den oder auf den Todesfall das ganze Vermögen erichöpfen. 
Vgl. L.R.S. 750, 755. 


917. Wird durch eine Verordnung unter Lebenden oder 
durch legten Willen eine Nußniegung oder ein Leibgeding gegeben, 
deren Werth den gejeglich erlaubten Betrag überfteigt; jo haben 
die Pflichterben die Wahl, ob ſie dieje Verordnung vollziehen, 
oder mit Zurüdbehaltung ihres PflichttHeil$ das Eigenthum des 
Uebrigen hingeben wollen. 

Vgl. L.R.S. 913, 915, 1094, 1098, 1970. 


918. Iſt ein Theil des Vermögens mit Beding eines Leib- 
gedings, einer Leibrente oder der Nutznießung einem der gejch- 
lihen Erben in gerader Linie übergeben worden, jo joll von 
demjenigen, was die übergebenen Stüde ihrem vollen Eigenthum 
nad werth find, jo viel als zu Ergänzung des Pflichttheils nöthig 
it, in die Mafje eingetworfen werden. Diejes Einwerfen fünnen 
jedoch weder die Miterben in gerader Linie, welche in jene Ver— 
mögensübergabe eingewilligt haben, noch irgend einige Erbver- 
wandten aus der Seitenlinie fordern. 

Vgl. L.R.S. 843, 845, 853, 922, 1100 ba., 1100 be., 1968, 1970, 
1983 b. 

919. Der Theil des Vermögens, worüber man willkürlich 
verordnien darf, Ffann ganz oder zum Theil durch Handlungen 
unter Lebenden oder durch legten Willen den Kindern oder andern 
Erbverwandten des Gejchenfgebers zugewandt werden, ohne daß 
der Gejchenfnehmer oder Vermächtnignehmer, der zugleich Erbe ift, 
es ins Erbe einzumwerfen verbunden wäre, jobald die Verfügung 
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ausdrüdlicd einen Voraus, oder eine Aufbeſſerung des gejeglichen 
Erbtheils ausiprad. 

Die Erklärung, daß das Geſchenk oder Vermächtniß ein 
Voraus oder Erbaufbeilerung jei, fann in der Urkunde, welche 
die Verfügung enthält, oder auch jpäterhin nach der Form der 
Verfügungen unter den Lebenden oder jener auf den Todesfall 


bin gejchehen. 
Vgl. L.R.S. 848, 844, 931. 969. 


Zweiter Abſchnitt. 
Non der Minderung der Schenkungen und Vermächtniſſe. 


920. Verfügungen unter Lebenden oder auf den Todesfall, 
welche den gejeglichen Theil überfteigen, aljo den Prlichttheil ver— 
fürzen, fünnen bi3 auf den gejeßlichen Betrag bei dem Erbanfall 
gemindert werden. 

Vgl. LR.S. 913, 915, 922, 926, 1090, 1496, 1527, 


921. Eine Minderung der Verfügungen unter Lebenden 
fönnen nur diejenigen, zu deren Vortheil das Gejeß den Vorbe— 
halt macht, und ihre Erben oder NRechtsfolger verlangen. 

Die Gejchentnehmer, Vermächtnißnehmer und Gläubiger des 
Verftorbenen können weder diefe Minderung fordern, noch daraus 
Gewinn ziehen. 

Vgl. L.BR.S. 857, 913—915. 


922. Um die Minderung zu bejtimmen, wird das ganze 
Vermögen des Erblafjers, wie es bei jeinem Abjterben ſich vor: 
findet, zufammengerechnet, der Betrag der Schenfungen unter 
Lebenden wird nach dem Zuftand der geſchenkten Sachen, wie er 
zur Zeit der Schenkungen war, auf den Werth, wie er ji zur 
Zeit des Todes des Erblaſſers jtellt, angefchlagen und Hinzuges 
rechnet, von diejem ergänzten Vermögen der Betrag der Schulden 
abgezeren und alsdann je nad) der verjchiedenen Eigenjchaft der 
Erben berechnet, welches der Antheil jei, worüber verordnet 


werden fonnte. 
Notariatsordnung $ 185. 
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923. Schenkungen unter Lebenden jollen niemals gemindert 
werden, che der Werth aller in dem Erbnachlaß vorhandenen 
Güter erichöpft ift, uud wenn alsdann die Nothivendigfeit der 
Minderung nod eintritt, jo wird mit der jüngften Schenkung der 
Anfang gemacht, und jo jtufenweile von den jüngeren zu den 
ältern zurüdgejchritten, jo weit nöthig. 

Vgl. L.R.S. 925, 926. 

924. Geſchah eine der Minderung unterivorfene Schenkung 
Einem der eintretenden Erben, jo darf Ddiejer den Wert) des 
Antheils, der ihm als Erben am Prlichttheil gebührt, aus den 
geichentten Gütern behalten, jofern fie von gleicher Art find. 

Vgl. L.R.S. 866, 

925. Co oft der Werth der Schenkungen unter Lebenden 
den VBermögenstheil, worüber verordnet werden darf, wegnimmt; 
jo find alle weitere legtwillige VBerfügnngen fraftlos. 

Vgl. L.R.S. 913, 915, 920. 


926. Ueberſteigen die legtwillige Verfügungen jenen freien 
Vermögensbetrag, der nad) Abzug des Werth der etwaigen 
Schenkungen unter Yebenden übrig bleibt, jo geſchieht die Min— 
derung nad) dem Kreuzer auf den Gulden ohne Unterichied 
zwilchen Erb» und Stüdvermädtnifien. 

Vgl. L.R.S. 1002, 1009, 1024. 

927. Bermädtniffe, bei denen der Erblafler ausdrüdlich 
erklärt hätte, fie jollten vor Andern ausgezahlt werden, dürfen 
cher nicht Abzug leiden, al3 wenn der Betrag der übrigen zur 
Ergänzung des Prlichttheils nicht hinreicht. 

Vgl. L.R.S. 844, 1009, 1024. 

928. Der Gejchentnchmer muß die Früchte desjenigen, 
was dem Prlichttheil abgeht, von dem Sterbtage des Geber 
an erjegen, wenn die Minderung binnen Jahresfrijt gefordert 
wird, andernfalls von dem Tag an, da die Forderung ge— 
ſchehen tft. 

Vgl. L.R.S. 549, 718, 856, 1005, 1139; R.C.P.O. &$ 235 u. 230. 

929. Liegenjchaften, welche wegen des Minderungstechts 
zur Erbſchaftsmaſſe wieder eingeiworfen werden müſſen, fallen frei 
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von Schulden und Pfandlaſten, womit fie der Geichenfnehmer 
beſchwerte, zurüd. 

“Vgl. L.R.S. 865, 954, 063, 2125. 

930. Die Plichterben fünnen wider dritte Beſitzer der ge- 
ichenften und veräußerten Liegenichaften die Minderungs=- oder 
Wiederzueignungsflage in gleicher Art und Ordnung, wie gegen 
die Gejchenfnehmer jelbit anjtellen, wenn dieſe letztern auf das 
eigene Vermögen zuvor fruchtlos ausgeflagt worden find. Diefe 
Klage trifft die Veräußerungen nad der Zeitfolge jo, daß auf 
den Jüngern immer zuerjt gegriffen werde. 

Vgl. L.R.S. 922, 


Biertes Kapitel. 


Von Schenkungen unter Lebenden. 


Erſter Abſchnitt. 
Form der Schenkungen unter Lebenden. 


931. Jede Urkunde über eine Schenkung unter Lebenden 
ſoll vor Staatsſchreibern in der gewöhnlichen Form der Verträge 
gefertigt, und der Aufſatz darüber bei Strafe der Nichtigkeit auf— 
bewahrt werden. 

Vgl. LR.s. 893, 894, 1100ab. 1076, 1105, 1232, 1283, 1359, 
1973; Rechtspolizeigesetz $5 26, 27, 29, 43—6l. 

932. Eine Schenfung unter Lebenden ift für den Geber 
unverbindlich, und durchaus wirkungslos, jo lang ſie nicht in bes 
ftimmten Ausdrüden angenommen worden tt. 

Tie Annahme fann zwar, jo lang der Gejichenfgeber noch 
lebt, in einer jpätern öffentlichen Urkunde geichehen, wovon der 
Aufia aufbewahrt werden muß; fie hat aber alzdann wider den 
Geber nur Kraft vou dem Tag an, da ihm die Urkunde über 
die Annahme befannt gemacht wird. 

Vgl. L.R.S. 938, 939, 1087; Rechtspoliz.igesetz 58 26 u. 20. 


933. Gin volljähriger Geichenfnehmer muß die Annahme 
jelbit, oder durch einen Gewalthaber bewirken; leßterer muß ent— 
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weder für diefe Schenfung einen bejonderen, oder für alle 
Schenkungen allgemeinen Auftrag zur Annahme haben. 

Diefe Vollmaht muß vor Staatsjchreibern errichtet, und eine 
Ausfertigung derjelben dem Aufſatz der Schenkung oder, wenn 
dieje in einer befonderen Urkunde angenonmen wurde, dem Aufjat 
der Annahme beigelegt werden. 

Vgl. L.R.S. 1987; Rechtspolizeigesetz $3 26 u. 29; Notariatsordnung 
8 18. 


934. Eine verheirathete Frau kann nur mit Bewilligung 
ihres Mannes, oder, wenn diejer fie verfagt, nur nach erhaltener 
Ermächtigung des Gericht3 eine Schenfung annehmen, in Ge— 
mäßheit dejjen, was hierüber in den Sätzen 217 und 219 unter 
dem Titel: von der Ehe vorgeichrieben ift. 

Vgl. L.R.S. 217, 219, 221, 222, 224, 940, 942; Rechtspolizeigesetz 
81. 

935. Die einem Minderjährigen, der nicht gewaltsentlaifen 
ilt, oder einem Mundlojen gemachte Schenkung fann nur von 
jeinem Vormund angenommen werden, zufolge des 463ſten 
Satzes unter dem Titel: von der Minderjährigkeit, der 
Vormundſchaft und der Gewaltsentlajjung. Der ges 
waltsentlafjene Minderjährige kann fie unter Mitwirkung feines 
Beiftands annehmen. 

Für Minderjährige, fie ſeien gewaltsentlaijen oder nicht, 
fünnen die Eltern, oder die Großeltern ſelbſt bei Lebzeiten der 
Eltern, auch) ohne VBormünder oder Nechtsbeiftände des Minder- 
jährigen zu jein, die Annahme bewirken. 

Vgl. L.R.S. 388, 389, 463, 480, 509, 513 a., 940, 942. 


936. Ein Taubjtummer, der Schreibens erfahren ift, kann 
in Berfon oder durch Gewalthaber annehmen. 

Iſt er Schreibens unerfahren, jo muß die Annahme von 
einem Rechtsbeijtand geichehen, der dazu nad) dem Titel: von 
der Minderjährigfeit, der Vormundſchaft und Gewalts- 
entlajjung ernannt ift. 

Vgl. L.R.S. 405, 480; Rechtspolizeigesetz $ 22.2 u. 851; 

VI. Konstitutionsedikt $ 31 (Anhang A2e). 
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937. Schenkungen für Verpflegungshäufer, für die Armen 
einer Gemeinde, oder für gemeinnügliche Anftalten jollen von den 
Berwaltern diejer Gemeinde oder Anjtalten mit gehöriger Er— 


mädhtigung angenommen werden, 
Vel. L.R.S. 910 nebst Zusätzen, 940, 


938. Eine gehörig angenommene Schenkung erhält durch 
die bloße Einwilligung der Parthieen ihre Volltommenheit, und 
das Eigentum des Geſchenks geht auf den Gejchenfnehmer über, 
ohne dal es einer Ueberlieferung bedarf. 

Vgl. LR.S. 711, 9839, 1188, 1141. 


938 a. Eine Schenkung, die an Mehrere zugleich geichieht, 
ift im Abjicht auf ihre Annahme, wenn Einer oder der Andere 
fie ausjchlägt, nah dem Sat 1044 und 1045 zu behandeln, 
wenn der Geichentgeber nicht eine andere Willensmeinung vor 
der Annahme bejtimmt erklärt hat. 


x939. Jede Schenkung über Güter, die zu Unterpfändern 
dienen, und ihre Annahme, muß bei jener Pfandjchreiberet, unter 


welcher die Güter liegen, eingetragen werden. 
Vgl. L.R.S. 959 a. 941, 958, 21138. 


939 a. Hierlands wird fie gleich) Anfangs zum Grund» 
buch eingetragen, jofort bei der Verpfändung nachmals nur ein 
Eintragsſchein an die Prandjchreiberei eingereicht. 

Vgl. LR.S. 1002 a., 1140, 1583 a.; II. Einf.-Edikt $ 25. 


940. Dieſe Eintragung joll der Mann bejorgen, deilen 
Frau die Güter geſchenkt erhielt, und jelbjt die Frau fann ohne 
Ermächtigung ſie vornehmen laſſen. 

Bei Schenkungen an Minderjährige, Mundloſe oder öffentliche 
Anſtalten haben die Vormünder, Rechtsbeiſtände oder Verwalter 


die Eintragung zu beſorgen. 
Vgl. L.R.S. 034, 935, 937, 942. 


941. Den Abgang der Eintragung kann jeder Betheiligte 
entgegen halten, nur nicht der Gejchenfgeber, nod) derjenige, der 
die Eintragung zu bejorgen hatte, oder deren NRechtsfolger. 

Vel. LRS. 939a., 940; II. Einf.-Edikt $ 25. 
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941 a. So lang eine Eimiprache nicht geichehen ift, kann 
die Eintragung nachgeholt werden, es jei bei Yebzeiten des Ge— 
ichenfgebers oder nad) deijen Tod. 


942. Auch den Minderjährigen und Mundlojen und den 
Ehefrauen Ichadet die verfäumte Annahme oder unterlaljene Ein— 
tragung der Schenkungen; sie fönnen jedoch desfalls auf ihre 
Vormünder oder Ehegatten den Nüdgriff nehmen, wo er jtatt 
hat; iind aber die Vormünder oder Ehegatten zahlungsunfähig, 
jo hat eine Umftogung der Folgen deswegen nicht jtatt. 

Vgl. I.R.S. 225, 450, 1125, 1428, 


943. Eine Schentung unter Lebenden fann ji nur auf 
das gegenwärtige Wermögen des Gebers erſtrecken; auf fünftige 
Güter ift fie ungültig. 

Vgl. L.R.S, 947, 1076, 1084, 1099, 


944. Jede Schenkung unter Lebenden unter Bedingungen, 
deren Grfüllung einzig von der Willkür des Gebers abhängt, ift 
ungültig. 

Vgl. L.RS. 947, 1086, 1093, 1174. 


945. Auch jene ift ungültig, welche mit der Auflage ges 
ihieht, andere Schulden oder Laſten abzuführen, als die ent= 
weder zur Zeit der Schenkung vorhanden, oder wenn nicht in 
der Schenfungsurfunde, dann in einer anzuhängenden Beilage 
verzeichnet find. 

Verl. I.R.S. 967, 1084, 1086, 1093. 


946. Stirbt der Geſchenkgeber, welcher weitere Verfügungen 
über eine geichentte Sache, oder über eine daraus zu bezahlende 
bejtimmte Summe vorbehalten hatte, ohne jie gemacht zu haben, 
jo gehört jene Sache oder Summe den Erben des Bejchentgebers, 
die Worte des Vertrags mögen lauten wie fie wollen. 

Vgl. L.R.S. 947, 1086. 


947. Die vier vorhergehenden Sätze gehen nicht auf jene 
Schenkungen, über welche das achte und neunte Kapitel des 
gegempärtigen Titels Vorſehung thut. 

Vgl, L.R.Ss. 1032—1036, 1048, 
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948. Jede Schenkungsurkunde über fahrende Habe gilt 
nur in jenen Fahrnipftüden, worüber dem Auflag der Schenkung 
ein Verzeichniß beiliegt, das ihren Anjchlag meldet, und von dem 
Gejchentgeber und Nehmer, oder von denjenigen, die an des 
Letzteren Statt annehmen, unterzeichnet ift. 

Vgl. L.R.S 568, 2279. 

949. Der Geichenkgeber fann fi die Nugung oder Nutz— 
niegung der gejchentten beweglichen oder unbeweglichen Güter 
vorbehalten, oder darüber zum Vortheil eines Dritten verfügen. 

Vgl. L.R.S. 579, 625, 899, 

990. Fahrnißſtücke, welche unter Vorbehalt der Nutznießung 
geschenkt wurden, muß der Gejchentnehmer nad erlojchener Nutz- 
nießung, jo weit fie ji im Stüd noch vorfinden, in den Zus 
ftand annehmen, worin jie alsdann jind; wegen der nicht mehr 
vorhandenen hat er an den Geber oder deſſen Erben den An— 
ichlag nad) dem angeichloffenen Verzeichniß zu fordern. 

Vgl. L.R.S. 589, 615, 616, 1245. 


951. Der Geichenfgeber kann ſich einen Nüdfall des Ge— 
ichenfs nach dem Tod des Geſchenknehmers oder jeiner Nachkommen 
vorbehalten. Nur jeiner Perfon allein kann jedoch ein jolcher 
Rückfall gelten. 

Vgl. LR.S. 351, 747, 766, 896. 

952. Der Rüdfall Hat die Wirkung, daß jede inziwiichen 
vorgehende Veräußerung der gejchentten Güter im begebenden Fall 
aufgelöst wird, und dieje an den Geber frei und ledig von allen 
Laiten und Prandbeichwerden zurüdfehren; nur für den Braut— 
hat und für andere in einem Ehevertrag bedungene Vortheile 
dauert das Pfandrecht fort, ſofern das übrige Vermögen des be= 
ſchenkten Ehegatten nicht Hinveicht, und das zwar nur in dem 
einzigen all, wenn joldem die Schenkung in dem nämlichen 
Ehevertrag gegeben ward, woraus diefe Rechte und Unterpfänder 
entitanden. 

Vgl. LRS. 1183, 1673, 2125. 


952 a. Ber geichenktem Vermögen ift der Gejchentgeber 
einzelne Sachen zu gewähren nicht Ichuldig; auch für einzelne 
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geſchenkte Sachen leiſtet er nur alsdann Währſchaft, wenn ſie 
mit Belaſtung gegeben wurden. 

Vgl. LR.s. 1440, 1547, 1626 u. fig. 

952 b. Werden belohnende Schenkungen entwährt, und die 
dadurch vergoltenen Dienfte berechtigen zu einer Belohnungs— 
forderung; jo lebt durch die Entwährung das Forderungsrecht 
des Beichentten wieder auf. 


Zweiter Abſchnitt. 
Fälle, wo Schenkungen unter Lebenden twiderruflich find. 


953. Eine Schenfung unter Lebenden fann nicht widerrufen 
werden, außer wegen unerfüllt gebliebener Auflagen, wegen Undanks 


und wegen ſpäter geborner Kinder. 
Vgl. L.R.S. 954, 955, 959, 960, 1096, 1100bb. u. ce. 


954. Der wegen nichterfüllter Auflagen erfolgende Wider: 
ruf bringt die Güter frei von allen Beichwerden und Pfandlajten 
des Gejchenfnehmers in die Hände des Gebers zurüd; diejer übt 
wider jeden dritten Beſitzer derjelben alle Rechte, die er wider 
den Gejchentnehmer jelbjt hätte. 

Vgl. L.R.S. 865, 929, 958, 963, 1046, 1183, 2125. 

955. Eine Schenkung unter Yebenden kann wegen Undanks 
nur in folgenden Fällen widerrufen werden: 

1) wenn der Beſchenkte dem Geber nad) dem Leben trachtet; 

2) wenn er gegen ihn Mißhandlungen, Vergehen oder grobe 
Schmähungen ih zu Schulden fommen läßt; 

3) wenn er ihm den Lebensunterhalt verjagt. 

Vel. L.R.S. 299, 727, 956, 1016, 

956. Der Widerruf wegen nicht erfüllter Auflagen, oder 
wegen Undants geichieht niemals kraft Geſetzes, er muß ange— 


füindigt werden. 
Vgl. L.R.S. 6h., 1184. 


957. Der Widerruf wegen Undanks muß in Jahresfriſt 
von Kenntniß der Urſache an, eingeflagt werden. 


J 
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Dieſer Widerruf kann niemals von dem Geſchenkgeber wider 
die Erben des Beſchenkten, von den Erben des Gebers wider den 
Geſchenknehmer aber alsdann eingeklagt werden, wenn der Geber 
vor ſeinem Tode fdie Klage ſchon angeſtellt hat, oder das Jahr 
vom Vergehen an nod) läuft. 

Ve. L.RS. 1047. 

958. Der Widerruf wegen Undanks entfräftet weder die 
Veräußerungen des Gejchenfnehmers, noc die von ihm darauf 
gelegte Pfand- oder andere Grundlajten, che ein Auszug der 
Klage auf Widerruf am Rande der im 939jten Sat vorgejchriebenen 
Eintragung vorgemerkt it; jondern durch den Widerruf wird der 
Gejchenfnehmer nur jchuldig, den Werth der veräußerten Sachen, 
wie er zur Zeit der angebradten Klage jteht, und die Früchte 
von dem Tag diefer Klage an, zu erſetzen. 

Vgl. LRS. 550, 2125; R.C.P.O. 88 235 u. 239. 

959. Schenkungen zu Gunften einer Ehe fünnen wegen 
Undanks nicht widerrufen werden. 

Vgl. L.R.S. 1081 u. 1096, 

960. Alle Schenkfungen unter Lebenden, weß Namens und 
Werths fie jeien, auch die gegenjeitige oder vergeltende Schenkungen, 
ja jelbft diejenigen, die zu Gunjten einer Ehe gemacht werden, 
(menn jie nicht von Ahnen an die Ehegatten, oder von den Ver— 
ehelihten unter ſich gemacht werden), jobald fie von Finderlojen 
Perſonen geſchehen find, gelten durch die jpätere Erjcheinung eines 
ehelichen Kindes des Gebers kraft Gejeßes für widerrufen, auch 
wenn diejes erſt nach jeinem Tode zur Welt fümmt, oder nad) 
der Schenkung geboren und ehelich gemacht wird. 

Vgl. L.R.S. 61 h., 315, 331, 1081, 1096, 1100be. 

961. Diefer Widerruf tritt jelbjt dann ein, wenn das 
nachkommende Kind zur Zeit der Schenfung ſchon empfangen war. 


962. Die Schenkung gilt für widerrufen, obgleich) der Ge— 
ihenfnehmer zum Beſitz der geſchenkten Güter ſchon gelangt, und 
nad) der Geburt des indes von dem Geſchenkgeber darin belafjen 
worden jein jollte. Der Beichenkte ift jedoch nicht ſchuldig, andere 
d.üchte, von welcher Art fie jeien, zu erfegen, al3 jene, die nad) 
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der Zeit verfielen, da die Geburt des Kindes oder deſſen dur 
eine nachherige Che erfolgte Ehelichmachung gerichtlich oder ſonſt 
öffentlich ihm angefündigt wurde. Von da an gibt er fie zurüd, 
jelbjt wenn die Zurüdforderung der gejchenkten Güter erſt nad) 
dieſer Bekanntmachung geichieht. 

Vgl. L.R.S. 550. 


963. Gejchentte Güter, welche diefem nad) fraft Geſetzes 
widerrufen find, fallen in das Vermögen des Gebers zurüd, frei 
von allen Bejchwerden und Pfandlaſten, welche von dem Be— 
ichentten her darauf gefommen find; jelbjt für den Erſatz des 
Brautichages, den die Ehegattin des Beichenften zurüdzufordern 
hat, des Ginbringens derjelben, oder anderer in dem Ehevertrag 
ihr zugejagten Vortheile haften fie nicht, jogar alsdann nidt, 
wenn die Schenkung zur Beförderung der Ehe des Bejchenkten 
geihah, und dem Heirathsvertrag eingerüdt wurde, oder der Geber 
durch die Schenkung Sicherheit für die Erfüllung des Heiraths= 
vertrags geleiftet hat. 

Vgl. L.R.S. 865, 929, 954, 958, 1183. 2125. 


964. Die auf diefem Weg widerrufenen Schenkungen leben 
nicht wieder auf, weder durch Abjterben des, Kindes, noch auf 
jonft eine Weije; ſondern will der Gejchentgeber vor oder nad) 
dem Tod des Kindes, deſſen Geburt eine Schenkung entfräftete, 
die nämlichen Güter demjelben Gejchenfnehmer geben, jo fann 
dies nur durch eine neue Schenkung gejchehen. 

Vgl. L.R.S. 1339, 1340, 


965. Jede Abrede oder Vertragsitelle, wodurch ein Gejchent: 
geber auf den Widerruf der Schenkung wegen künftiger Kinder 
Verzicht thut, ift ungültig und durchaus unwirkſam. 

Vgl. L.R.S. 6, 800, 1131. 


966. Einer Schenkung, welche um ‚nachgeborener Kinder 
willen widerrufen iſt, können der Gejchenfnehmer, feine Erben, 
Rechtsfolger oder andere Inhaber der geichentten Sache feine andere 
Verjährung entgegen halten, als jene aus einem ununterbrochenen 
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Ablauf von 30 Jahren, von der Geburt des legten Kindes des 
Gejchentgebers, erfolgte fie auch erſt nach deilen Tod. 
Vgl. L.R.S. 2244, 2252, 2262, 2279. 


Fünftes Kapitel. 
Von legten Willensverordnungen. 


Erſter Abjchnitt. 
Allgemeine Regeln über die Form der legten Willen. 


967. Jedermann fann jeinen letzten Willen erflären unter 
dem Namen einer Erbeinjegung, oder eines Vermächtniſſes, oder 
unter jeder andern Bennenung, die geeignet ift, feine Abjicht an 
den Tag zu geben. 

Vgl. L.R.S. 895, 901, 903, 905, 1002, 1076, 


968. Ein legter Wille von ziveien oder mehreren Perſonen 
fann weder zum Vortheil Dritter, noch zu ihrem wechjeljeitigen 


Vortheil, in einer und derjelben Urkunde errichtet werden. 
Vgl. L.R.S. 1091, 1097. 


969. Ein letter Wille kann eigenhändig, oder öffentlich), 
oder geheim gefertigt werden. 

Vgl. L.R.S. 970, 971, 976; Gerichtsnotariatsordnung $ 23; Verord- 
nung vom 2. November 1342 (R.B. Nr. 34) über Aufbewahrung, Er- 
öffnung und Ausfolgung der Testamente. 


970. Ein eigenhändiger letter Wille gilt, wenn er von 
der Hand des Erblaſſers durchaus geichrieben und unterzeichnet, 
aud mit Ort, Tag und Jahr verjehen ift; er bedarf feiner andern 
Förmlichkeit. 

Vgl. LR.S. 999, 1000, 1001, 1007, 1008. 

x 91. Ein öffentlicher letzter Wille iſt jener, der von zwei 
Staatsſchreibern in Gegenwart zweier Zeugen, oder von einem Staats— 
Ichreiber mit vier Zeugen aufgenommen wird. 


Rechtspolizeigesetz $ 46. 
Zur Aufnahme von Notariatsurkunden ($ 26). bedarf es 


des Beizugs von Zeugen nur in den Fällen, in denen dies 
gesetzlich vorgeschrieben ist. 
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Es ist nicht gestattet, an Stelle dder Zeugen einen zweiten 
Notar zu verwenden, 
Vgl. L.R.S. 975, 980, 980 a.. 985, 1001. 


x972. Wird der letzte Wille von zwei Staatsſchreibern aufgenommen, 
fo muß er ihnen beiden von dem Erblafjer vorgejprocdhen, und von Cinem 
derjelben das Vorgeſagte niedergejchrieben werden. 

Wird nur ein Staatsjchreiber zugezogen, jo muß der legte 
Wille diefem vorgeſprochen und von ihm niedergejchrieben werden. 

In einem wie im andern Fall muß das Niedergejchriebene 
in Gegenwart der Zeugen dem Erblaſſer vorgelejen werden. 

Alles diejes iſt ausdrüdlich in der Urkunde zu erwähnen. 

Vgl. L.R.S. 971 u. 973 nebst Zusätzen, 


Gesetzerläuterung des Justizministeriums, aus besonderem 
Höchstem Auftrage erlassen, vom 29. August 1817 (R.B. Nr. 21): 
Zu Vermeidung einer Testamentsnichtigkeit ist nicht gerade 
das im L.R.S. 972 verordnete Diktiren oder Vorsprechen des 
öffentlichen letzten Willens erforderlich, vielmehr genügt jede 
bestimmte Aeusserung und Erklärung des Willens des Testators, 
deren Sinn der Notar oder Staatsschreiber, soviel ihm mög- 
lich ist, wörtlich und verständlich nieder zuschreiben und das 
Niedergeschriebene dem Testirer zu seiner Genehmigung vor- 
zulegen hat. 
Vgl. Rechtspolizeigesetz 88 42, 54, 56; Notariatsordnung $ 33. 


973. Dieſe legte Willensurfunde joll der Teftirer unter= 
zeichnen; erklärt er, daß es ihm an Fähigkeit oder an Sträften 
fehle, zu jchreiben, jo muß in der Urkunde jeiner Erklärung, ſo— 
wie der Verhinderungsurſache ausdrüdlich gedacht werden. 

Rechtspolizeigesetz $ 5. 

Edikt vom 7. Mai 1818 (R.B. Nr. ıı) von dem Justiz- 
ministerium aus höchstem Auftrag verkündet. 

Seine Königliche Hoheit haben mittelst Höchster Fnt- 
schliessung vom 7. Mai d. J. unter St. M. Nr. 342 in Betreff 
der Frage: „wie ein Tauber einen öffentlichen letzten Wil- 
len errichten könne?“ gnädigst genehmigt zu verordnen: dass 
jedem tauben Testirer ohne Unterschied des Geschlechts ein 
besonderer Rechtsbeistand beigegeben werden solle, wo 
es demnächst darauf ankömmt: „ob der taube Testirer Ge- 
schriebenes lesen kann oder nicht ”" 

lm ersten Falle soil das Niedergeschriebene statt des 
im L,R.S. 972 verordneten Vorlcsens von dem Tauben noch- 


ng Aue — 
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mals laut und verständlich vorgelesen und mündlich genehmigt 
und dass Beides geschehen, von dem Staatsschreiber, dem 
Zeugen und dem besonderen Rechtsbeistande am Ende des 
letzten Willens beurkundet werden. 

Im anderen Falle muss der taube Testirer den Inhalt- 
des niedergeschriebenen letzten Willens dem Staatsschreiber 
in Gegenwart der Zeugen und des Rechtsbeistandes nochmals 
vorsprechen, und solcher von eben Benannten beurkundet 
werden, dass das Niedergeschriebene mit der mündlichen 
wiederholten Erklärung des Testirers vollkommen überein- 
stimme. Bei welcher Beurkundung, wenn der Testirer auch 
nicht einmal seinen Namen schreiben kann, solches nach dem 
L.R.S. 973 bemerkt und nach Analogie des Satzes 977 zur 
Unterschrift ein weiterer Zeuge zugezogen werden muss. 

Vgl. L.R.S. 979; VI. Konstit.-Edikt $ 31 (Anhang); Rechtspolizei- 
gesetz $ 51. 


x 974. Die lebte Willensurfunde muß auch von den 
Zeugen unterzeichnet werden; auf dem Lande ift die Unterjchrift 
eines der Zeugen hinlänglih, wenn das Tejtament von zwei Staatäfchreibern 
aufgenommen wird, und ziveier, wenn ein Staatsichreiber allein e3 
anfnimmt. 

Vgl. L.R.S. 971; Rechtspolizeigesetz $$ 46, 48, 55. 

975. AUS Zeugen eines öffentlihen legten Willens fünnen 
nicht zugelaffen werden die Vermächtnißnehmer aller Art, noch 
ihre Verwandte oder Verſchwägerte bis zum vierten Grade eins 
ſchließlich, auch nicht die Schreiber der zur letzten Willensfertigung 
berufenen Staatsjchreiber. 

Vgl. L.R.S. 980; Rechtspolizeigesetz $ 49; Notariatsordnung $ 44. 


976. Will der Erblaſſer einen geheimen oder verjchlofjenen 
legten Willen errichten, jo joll er jeine Willensurfunde unterzeichnen, 
er mag fie jelbjt gejchrieben haben oder durch einen Andern haben 
ichreiben laſſen. Dieſe Urkunde muß in fich jelbjt oder in einen 
Umjchlag eingejchlagen und verfiegelt werden. Der Erblafjer 
übergibt fie aljo gejchloffen und verfiegelt dem Staatsjchreiber vor 
wenigitens ſechs Zeugen, oder läht fie in ihrer Gegenwart ver- 
ichliegen und verjiegeln; dabei erflärt er, daß dasjenige, was 
darin enthalten ift, jein letzter Wille jei, den er gejchrieben 


und "unterzeichnet habe. Der Staatsjchreiber fertigt darüber die 
Civilrecht. 15 
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Urkunde, die auf der Außenſeite der Schrift oder ihres Umſchlags 
geichrieben wird. Sowohl der Erblaffer al3 der‘ Staatsichreiber 
unterzeichnen dieſe Aufichriftsurfunde zugleich mit den Zeugen. 

Alles Obige joll ununterbrochen hintereinander ohne Zwiſchen— 
eintritt anderer Rechtshandlungen geſchehen; würde der Erblaſſer 
wegen eines nach Unterzeichnung des legten Willens ihm zuge— 
ftoßenen Hindernifjes die Aufichriftsurfunde nicht unterzeichnen 
fönnen, jo ſoll jeiner deßfallſigen Erklärung erwähnt werden, ohne 
daß gleihtwohl in diefem Fall nöthig jei, die Zahl der Zeugen 
zu vermehren. 

Vgl. L.R.S. 977—980, 1001, 1007, 1009; Rechtspolizeigesetz $ 42, 
Notariatsordnung $ 83. 


976 a. Der geheime lebte Wille muß dur) den Staats— 
jchreiber jo befiegelt werden, daß nicht unbemerkt die Urkunde 
aus dem Umfjchlag herausgenommen und eine andere dafür ein— 


geihoben werden fann. 
Notariatsordnung $ 34. 


976 b. Auch bei geheimen lebten Willen genügt auf dem 
Land die Unterichrift der Hälfte der nöthigen Zeugenzahl. 
Vgl. LR.S. 974; Rechtspolizeigesetz $ 48. 


977. Iſt der Erblaſſer Schreibens unerfahren, oder Schreibens 
unfähig zur Zeit, da er feine Willensverordnung niederjchreiben 
läßt, jo joll zu der Aufichriftsurfunde, außer der im vorhergehen= 
den Artikel bejtimmten Zahl, ein Zeuge weiter zugezogen werden. 
Diefer unterzeichnet mit den übrigen Zeugen die Urkunde, in welcher 
der Urſache gedacht jein muß, warum diejer Zeuge noch zugezogen 
ward. 


978. Diejenigen, welche Leſens unerfahren oder unfähig 
find, können feine legte Willensverordnung in geheimer Form 
errichten. 


979. Ein Erblaſſer, der zwar nicht jprechen, wohl aber 
jchreiben kann, darf aber einen geheimen legten Willen errichten, 
unter der Bedingung, daß er ganz von feiner Hand gejchrieben, 
unterzeichnet, und mit Ort, Tag und Jahr verjehen jei, daß er 
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ihn dem Staatsſchreiber und den übrigen Zeugen überreiche, und 
in ihrer Gegenwart oben an dem Aufſchriftsorte hinſchreibe, daß 
die vorgezeigte Schrift ſein letzter Wille ſei. 

Der Staatsſchreiber ſchreibt alsdann die Aufſchrift darunter, 
und erwähnt hierin, daß der Erblaſſer in Gegenwart Seiner 
jelbft md der Zeugen dieſe Worte niedergejchrieben habe, und 
joll im Uebrigen alles das beobachtet werden, was im 976iten 
Sat vorgejchrieben iſt. 

Vel. VI. Konstitutionsedikt $ 31; Rechtspolizeigesetz $ 51. 

980. Wer Zeuge für einen legten Willen werden joll, muß 
männlichen Geſchlechts, volljährig, Angehöriger des Deutichen 
Reihe und im Genufje der bürgerlichen Rechte fein. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. Vgl. 
L.R.S. 488, 975, 1001; Rechtpolizeigesetz $S 43 u. 49; Notariatsorduung 
88 43 u. 44: RSt.G.B. $ 342.5 u. 8 161. 

980a. Auch muR er jelbit die zur Verordnung eines legten 
Willens erforderlichen Eigenjchaften bejigen. 

Vgl. L.R.S. 901, 901a. 

980b. Kine legte Willensverfügung kann wegen Unförm— 
lichkeiten nicht mehr angefochten werden, jobald eine ihr gemäße, 
gültige, wenn auch nur widerrufliche Vermögensübergabe des 
Erblaſſers nachgefolgt und unwiderrufen geblieben ift. 

Vgl. L.R.S. 1100ab. u. bb.; Edikt vom 25. September 1807 über 
Vermögenübergaben ete. $$ 15 u. 16 (Anhang A. 3a.); L.R.S. 1340. 


Zweiter Abjchnitt. 


Bejondere Regeln über die Form gewiſſer letzten Willensarten. 


+ 981. Die legten Willen der Militär: und anderer bei Kriegäheeren 
angeftellten Perjonen fünnen in jedem Land, wo fie fich befinden, von einem 
Bataillond: oder Gscadronächef, ingleihem von jedem Staböoffizier in 
Gegenwart zweier Zeugen, oder von zwei Kriegsfommiffarien, oder von einem 
diefer Kommifjarien in Beijein zweier Zeugen aufgenommen werden. 


+982. Sie können aud, wenn der Erblaffer frank oder verwundet 
ift, von dem Oberfeldarzt unter Beiltand des Militärfommandanten, welchem 
die Polizei des Spitals übergeben ift, aufgenommen werdet. 


7985. Die Verfügungen der obigen Süße kommen nur denen zu 
gut, welche bei einem Kriegszug, oder außer dem Staatsgebiet in Quartier 
oder Bejakung, oder in Feindesland kriegsgefangen find: auf diejenigen, 

15* 
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welche im Land in Quartier oder Beſatzung liegen. gehen jene Sätze nur, 
wenn fie fi in einem belagerten Play oder in Orten befinden, wo wegen 
Kriegs die Thore gefchloffen und der Eingang gefperrt ift. 

1984. Ein nad der oben beitimmten Form errichteter letzter Wille 
ift kraftlos ſechs Monate, nachdem der Erblaffer an einen Ort gelangt ift, 
wo er die gewöhnlichen Formen beobachten fann. 


Die L.R.S. 981—984 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.- 
Ges. zu den R.J.G. 


Reichs-Militärgesetz vom 2. Mai 1874 
(R.G.B. Nr. 15 S. 45). 


$ 44. In Kriegszeiten oder während eines Belagerungs- 
zustandes können die in $ 38 bezeichneten und die nach 
$$ 155 bis 158 des Militärstrafgesetzbuchs vom 20. Juni 1872 
den Militärgesetzen unterworfenen Personen letztwillige Ver- 
ordnungen unter besonders erleichterten Formen gültig errichten 
(privilegirte militärische letztwillige Verfügungen). Die Vor- 
rechte der Milstärpersonen in Bezug auf diese letztwilligen 
Verordnungen bestehen allein darin, dass sie nach Massgabe 
der nachstehenden Bestimmungen den für ordentliche letzt- 
willige Verfügungen vorgeschriebenen Förmlichkeiten nicht 
unterworfen sind. Es sind dabei die folgenden Bestimmungen 
zu beobachten: 


ı) Die Befugniss, in Kriegszeiten oder während eines 
Belagerungszustandes privilegirte militärische letztwillige Ver- 
fügungen zu errichten, beginnt für die oben bezeichneten 
Personen von der Zeit, wo sie entweder ihre Standquartiere 
oder, im Fall ihnen solche nicht angewiesen sind, ihre bis- 
herigen Wohnorte im Dienste verlassen oder in denselben 
angegriffen oder belagert werden. 

Kriegsgefangene oder Geisseln haben diese Befugniss so 
lange sie sich in der Gewalt des Feindes befinden. 

2) Privilegirte militärische letztwillige Verfügungen sind 
in gültiger Form errichtet: 

a) wenn sie von dem Testator eigenhändig geschrieben 

und unterschrieben sind; 
b) wenn sie von dem Testator eigenhändig unterschrieben 
und von zwei Zeugen oder einem Auditeur oder 
Offizier mitunterzeichnet sind; 

c) wenn von einem Auditeur oder Offizier unter Zuzie- 
hung zweier Zeugen oder noch eines Auditeurs oder 
Offiziers über die mündliche Erklärung des Testators 
eine schriftliche Verhandlung aufgenommen und diese 
dem Testator vorgelesen, sowie von dem Auditeur 
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oder Offizier und den Zeugen bezw. von den Audi- 
teuren oder Offizieren unterschrieben ist. 

Bei verwundeten oder kranken Militärpersonen können 
die unter b und c erwähnten Auditeure und Offiziere durch 
Militärärzte oder höhere Lazarethbeamte oder Militärgeistliche 
vertreten werden. 


3) Die sub 2 erwähnten Zeugen sind Beweiszeugen; sie 
brauchen nicht die Eigenschaft von Testamentszeugen zu 
haben, und es kann die Aussage eines derselben für voll- 
ständig beweisend angenommen werden. 


4) Die nach Vorschrift sub 2c. aufgenommene Ver- 
handlung hat in Betreff ihres Inhalts und der in ihr angege- 
benen Zeit der Aufnahme die Beweiskraft einer öffentlichen 
Urkunde. 

Ist in der eigenhändig geschriebenen und unterschriebenen 
oder in der eigenhändig unterschriebenen letztwilligen Ver- 
fügung (2a.b.) die Zeit der Errichtung angegeben, so streitet 
die Vermuthung bis zum Beweise des Gegentheils für die 
Richtigkeit dieser Angabe. 

Eine gleiche Vermuthung streitet dafür, dass die letzt- 
willige Verfügung während des die privilegirte Form zulassen- 
den Ausnahmezustandes errichtet ist, wenn dieselbe während 
dieser Zeit oder innerhalb ı4 Tage nach deren Aufhören 
einer vorgesetzten Mılitärbehörde zur Aufbewahrung übergeben 
ist, oder wenn dieselbe in dem Feldnachlass des Testators 
aufgefunden wird. 


5) Privilegirte militärische letztwillige Verfügungen ver- 
lieren ihre Gültigkeit mit dem Ablauf eines Jahres von dem 
Tage ab, an welchem der Truppentheil, zu dem der Testator 
gehört, demobil gemacht ist, oder der Testator aufgehört hat 
zu dem mobilen Truppentheil zu gehören, oder als Kriegs- 
gefangener oder Geissel aus der Gewalt des Feindes ent- 
lassen ist. 

Der Lauf dieser Frist wird jedoch suspendirt durch an- 
haltende Unfähigkeit des Testators zur Errichtung einer 
anderweiten letztwilligen Verordnung. 

Wenn der Testator innerhalb des Jahres vermisst und in 
dem Verfahren auf Todeserklärung oder auf Abwesenheitser- 
klärung festgestellt wird, dass er seit jener Zeit verschollen 
ist, so tritt die Ungültigkeit letztwilliger Verfügung nicht ein. 


985. Letzte Willen, welche an einem Ort gemacht werden, 
mit welchem alle Gemeinjchaft wegen der Pelt oder andern ans 
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ftedenden Krankheiten unterbrochen ift, fünnen vor dem Orts 
vorjteher oder vor einem Raths- oder Gerichtsverwandten und 


zweien Zeugen errichtet werden. 
Vgl. L.R.S. 975, 980, 998, 1001. 


986. Dieje Verfügung gilt Allen, die ſich an den ange— 
ftedten Orten befinden, wenn ſie ſchon ſelbſt nicht krank find. 


987. Die in den beiden vorhergehenden Sätzen enwähnten 
legten Willen, werden ſechs Monate, nachdem die Sperre des 
Orts, wo der Erblafjer jich befindet, wieder aufgehoben ift, oder 
ſechs Monate, nachdem er ji) an einen ungejperrten Ort verfügt 
hat, ungültig. 


(9858 —994) bleiben weg, weil jie bloß das Seeredt 
betreffen.) 


995. Die Verfügungen über die Form der zur See ge— 
machten legten Willen find auch auf legte Willen der Reiſenden 
auf Schiffen, die nicht unter die Schiffsmannſchaft gehören, ans 
wendbar. 

Vgl. L.R.S. 3a. nebst Zusätzen, 


99%. Ein lehter Wille, der auf der See nad) der bejtimm= 
ten Form errichtet worden, gilt nur in jo fern, als der Erblafier 
auf der Eee ftirbt, oder doc in den nächſten drei Monaten, 
nachdem er gelandet, und zu einem Ort gefommen iſt, wo er ihn 
nad) gewöhnlichen Formen hätte erneuern fünnen. 


997. Ein auf der See errichteter letzter Wille kann feine 
Verfügung zum Bortheil der Schiffsoffiziere enthalten, wenn ſie 
dem Erblaſſer nicht verwandt find. 


998. Die unter den obigen Sägen des gegenwärtigen Abs 
ſchnitts begriffenen legten Willensverordnungen jollen von den= 
jenigen, welche fie aufnchmen, jowie von dem Erblaſſer unters 
zeichnet werden. 

Erklärt Lebterer, er jei Schreibens unerfahren oder unfähig, 
jo ſoll feiner Erklärung und der Urſache feiner Nichtunterzeich- 
nung gedacht werden. 
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In Fällen, weldhe die Gegenwart zweier Zeugen erfordern, 
joll die legte Willensverordnung wenigjtens von einem aus ihnen 
unterzeichnet, und alsdann die Urſache erwähnt werden, weßwegen 
der Andere nicht unterzeichnet. 

Vgl. L.R.S. 973, 974, 985; Rechtspolizeigesetz $ 55. 

999. Ein Inländer, der fih in einem fremden Land 
befindet, fann jeinen Ießten Willen entweder in einer eigenhän— 
digen Urkunde nad) der Form des 970ſten Satzes erklären, oder 
in einer öffentlichen und alsdann unter den Formen, die dabei 
an dem Ort der Fertigung gebräuchlich find. 

Vgl. L.R.S. 3a nebst Zusätzen, 

1000. Letzte Willensverordnungen, die in fremdem Land 
errichtet werden, fünnen, ſoviel das im Inland befindliche Ver— 
mögen betrifft, nicht in Vollzug gejett werden, als nachdem jie 
vorher in der Gerichtsfanzlei des Wohnorts des Erblafjers, wenn 
er einen Wohnfig im Lande beibehalten hat, andernfalls aber 
in der Gerichtsfanzlei des Orts, der als jein letzter Wohnſitz im 
Lande befannt ift, eingetragen worden. Im Fall der legte Wille 
Verfügungen über inländische Liegenjchaften enthält, joll er über: 
dies in der Gerichtsfanglei, unter welcher die Güter liegen, ein= 
getragen werden, jo daß jedoch die Eintragsgebühren nur einfad) 
gefordert werden dürfen. 

Rechtspolizeigesetz $ 3 Z. 1d. 

1001. Die Förmlichkeiten, welchen die verjchtedenen Gat— 
tungen der letzten Willensverordnungen, laut des gegenwärtigen 
und des vorhergehenden Abichnitts, unterworfen find, müſſen bei 
Strafe der Nichtigkeit beobachtet werden. 

Vgl. LR.S. 6k., 970-980 b., 985, 998. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon Erbeinjegungen und Vermächtniſſen im Allgemeinen. 


1002. Letzte Willensverordnungen geben entweder ein Erb— 
vermögen oder ein Erbtheil oder ein Erbjtüd. 

Jede diejer Verordnungen, fie geſchehe unter der Benennung 
einer Erbeinjegung oder eines Vermächtniſſes, richtet ſich in ihrer 
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Wirkung nach den für die Erbvermächtniſſe, für die Erbtheil— 
vermächtniſſe und für die Stückvermächtniſſe unten beſtimmten 
Regeln. 

Vgl. L.R.S. 967, 1008, 1010, 1014. 


1002a. Jeder Liegenjchaftserwerb aus Vermächtniſſen aller 
Art muß jo gut wie ein Erfauf in das Grundbuch eingetragen 
werden. 


Vgl. L.R.S. 939a., 1583 a.; II. Einf.-Edikt $ 25; Notariatsordnung 
88 179, 180, 192. 


Vierter Abjchnitt. 


Von Erbvermädtniiien. 


1003. Ein Erbvermächtniß ift diejenige letztwillige Ver— 
fügung, wodurch der Erblafier einer oder mehreren Berjonen jeine 
gejammte Verlaſſenſchaft gibt. 

Vgl. L.RS 610, 612, 1044. 

1004. Sind bei dem Tod des Erblafjers Erben vorhanden, 
welchen das Gejeß einen beftimmten Antheil feines Vermögens 
vorbehält, jo jet fein Tod dieje Pflichttheilserben in Beſitz und 
Gewähr der gejammten Verlaſſenſchaft fraft Gejeges, und der 
ernannte [Erbnehmer hat die Auslieferung des in dem leßten 
Willen ihm zugedachten Vermögens von ihnen zu verlangen. 

Vgl.L.R.S. 724, 918, 915, 1009. 

1005. Dennoch gebührt auch in diefem Fall dem Erbnehmer 
der„Genuß des ihm zufommenden Vermögens von dem Sterbtag 
an, injofern jolchem jein Gejuh um Auslieferung in Jahresfrift 
nachfolgt; jpäterhin nimmt der Genuß erjt mit dem Tag der 
freiwillig zugejagten oder gerichtlich geforderten Auslieferung jeinen 
Anfang. j 

Vgl. L.R.S. 549, 718, 928, 1139; R.C.P.O. $$ 235 u. 239, 


1006. Wo aber bei dem Tod des Erblafjers feine Pflicht- 
erben vorhanden find, da joll durch den Tod des Erblaſſers der 
Erbnehmer kraft Gejeges in Beſitz und Gewähr treten, und nicht 
nöthig haben, die Auslieferung zu begehren. 

Vgl. L.R.S. 916, 1008. 


L.R. UI. B. I. Schenkungen ꝛc. 233 


1006 a. Er tritt damit in die Reihe der Erben und wird 


alles auf ihn anwendbar, was von diejen überhaupt gejagt ift. 
Vgl. L.RS. 724, 774 u. flg., 870 u. fig. 


1007. Jeder eigenhändige lehte Wille joll, ehe er vollftredt 
wird, dem Vorfteher des Gerichts, unter welchen das Erbe gelegen 
ift, vorgelegt werden. Iſt er verfiegelt, jo joll er dort geöffnet 
werden. 

Der Vorſteher läßt ein Protokoll über die Vorlegung, Er— 
öffnung und Bejchaffenheit derzUrkunde fertigen und befichlt deren 
Hinterlegung in die Hände eines von ihm ernannten Staats- 
ichreibers. 

Sit der Wille in geheimer Form gefertigt, jo geichieht die 
Borlegung, Eröffnung, Beſchreibung und Hinterlegung auf diejelbe 
Weiſe; die Eröffnung erfordert aber das Beijein der Staatö- 
ichreiber und der Zeugen, welche die Aufjchriftsurfunde unter— 
zeichnet haben und fi) am Ort befinden, oder eine vorausge= 
gangene Berufung derjelben. 

Vgl. L.R.S. 970, 976; Rechtspolizeigesetz $ 1; Gerichtsnotariats- 
ordnung $ 23; Notariatsordnung $$ 85 u. 86; Verordnung vom 2. No- 


vember 1842, R.B. Nr. 34 über Aufbewahrung und Eröffuung der Testa- 
mente. 


1008. In dem Fall des 1006jten Sapes ift der Erbneh— 
mer, jobald die legte Willensverordnung eine eigenhändige oder 
eine geheime ift, verbunden, durch einen Beifagbefehl des Vor— 
jtehers fi in die Gewähr einjegen zu laſſen. Er übergibt deß— 
halb eine Bittjchrift, diejer wird die Hinterlegungsurfunde bei— 
gefügt, und unter die Bittſchrift der Befehl gejept. 

Vgl. L.R.S. 270, 976, 1006; Rechtspolizeigesetz $ 1. 


1009. Der Erbnehmer, welcher mit einem Pflichterben zu= 
jammen trifft, fhat für Schulden und Yaften der Erbichaft und 
zwar für perjönliche nad) Verhältniß jeines Antheils und Empfang 
am Erbe, für Pfandjchulden mit dem ganzen Pfandiverth zu 
haften, auch allein alle Vermächtniſſe zu berichtigen; vorbehaltlich 
der Minderung nad dem 926ften und 927ften Sab, wo der 
Tall dazu eintritt.] 

Vgl. LR.S. 610, 612, 871, 873, 875. 1004, 1012, 2114. 
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Fünfter Abſchnitt. 
Bon den Erbtheilvermächtniſſen. 


1010. Ein Erbtheilvermächtniß iſt dasjenige, wodurch der 
Erblaffer nur über einen bejtimmten Theil desjenigen Vermögens, 
worüber ihm das Geſetz zu verfügen erlaubt, zum Beijpiel über 
die Hälfte, über ein Drittel, oder über alle jeine Liegenſchaften, 
über jeine ganze fahrende Habe, oder einen bejtimmten Antheil 
aller feiner Liegenjchaften oder fahrenden Habe, Verordnung madt. 

Jedes andere Vermächtniß ift nur ein Stückvermächtniß. 

Vgl. L.R.S. 610, 612, 913, 915. 


1011. Erbtheilnehmer müſſen von den Pflichterben, in deren 
Grmangelung von den eingejegten Erben, und wo aud) feine jolche 
find, von den gejeglichen Erben, welche nad) der Ordnung in den 
Titel: von Erbſchaften ins Erbe treten, die Auslieferung vers 
langen. 

Vgl. L.R.S. 724, 913, 915, 1004, 1006, 

1012. Gin Erbtheilnehmer ift ebenſo wie ein Erbnehmer 
für Schulden und Yaften des Erblaſſers zu haften verbunden, 
periönli nad) Verhältniß jeines Antheils und Gmpfangs am 
Erbe, und unterpfändlic für das Ganze. 

Vgl. L.R.S. 610, 612, 871, 873, 875, 1009, 2114. 

1013. Hat der Erblaſſer nur auf einen bejtimmten Theil 
des feiner Verfügung offenen Vermögens das Erbtheilvermädtnig 
gerichtet, jo ijt ein jolcher Erbtheilnehmer jchuldig, _mit dem ge= 
jeglichen Erben, der alsdann den unvergebenen Theil hinnimmt, 
nad Verhältniß ihrer Theilnahme die Stüdvermäctniiie zu 
berichtigen. 

Vgl. L.R.S. 871, 873, 1012, 1017. 


Schiter Abſchnitt. 
Von Stüdvermädtnifien. 

1014. Jedes unbedingte Vermächtniß gibt dem VBermädht- 
nignehmer von den Tag an, da der Erblafjer gejtorben iſt, ein 
Eigenthum auf die vermachte Sache, das auf jeine Erben oder 
Rechtsfolger übergeht. 


ER III. B. II. T. Schenkungen ꝛc. 235 


Der Erbſtücknehmer kann jedoch weder den Beſitz der ver— 
machten Sache früher ergreifen‘, noch auf deren Früchte oder 
Zinjen Anſpruch machen, al3 von dem Tag an, two er das Ge— 
ſuch um Auslieferung nad) der Ordnung des 10llten Satzes 
angebracht Hat, oder wo ihm ſolche Fremvillig zugejagt worden ift. 

Vgl. L.R.S. 718, 1010, 1011, 1018, 1038, 1042, 1138. 

1015. Die Zinjen oder Früchte der vermachten Sache ge= 
bühren dem Erbftüdnehmer von dem Sterbtag an, und ohne der 
gerichtlichen Einklage zu bedürfen, alsdann: 

1) wenn der Erblaffer diejes in jeinem legten Willen aus— 

drüdlich verordnet hat; 

2) wenn eine Yeibrente oder ein Jahrgehalt zum Lebens= 

unterhalt vermacht wurde. 

Vgl. L.R.S. 549, 604, 1005, 1139, 1153, 1969. 

1016. Die Kojten des Wuslieferungsbegehrens fallen auf 
die Erbſchaft, nur darf ein Prlichttheil dadurch nicht verkürzt 
werden. 

Tie Eintragungsgebühren hat der Erbitüdnehmer zu zahlen. 
Beides nur alsdann, wenn in dem leßten Willen nichts anders 
beitimmt ift. 

Jedes Stüdvermäcdtnig kann für ſich bejonders eingetragen 
werden, ohre daß diejer Eintrag Andern als dem Erbſtücknehmer 
oder jeinem NRechtsfolger Vortheil verichaffen könne, 

Vgl. L.R.S. 1002 a. nebst Zusätzen; Notariatsordnung $ 191. 

1017. Der Erbe, oder wer jonft ein Stückvermächtniß zu 
leiten verbunden ift, hat für deſſen Berichtigung perjönlich, und 
zwar von mehreren, jeder nad) Mehrzahl feines Antheils und 
Empfangs am Erbe zu haften. 

Unterpfändlich haften fie für das Ganze, joweit der Werth 
ihrer bejigenden Erbliegenjchaften reicht. 

Vgl. L.RS. 870, 871, 873, 878, 1006 a., 1009, 1012, 1013, 1221, 
2111. 

1018. Die vermacdte Sache joll mit den nothiwendigen Zube= 
hörden und in dem Stand abgeliefert werden, worin fie fich an 
dem Sterbtag des Gejchenfgebers befand. 

Vgl. L.R.S. 551 u. flg., 1015, 1019, 1064 1245, 1615. 


, 
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1019. TErwerbungen, wodurch der Erblaſſer ein Grundſtück 

vergrößert, das er Jemand zuvor ſchon vermacht hatte, werden 
ohne ſeine neue Verordnung nicht Theile des Stückvermächtniſſes, 
wenn ſie gleich etwa daran grenzen. 
Anders verhält es ſich mit Verbeſſerungen oder mit neuen, 
auf dem vermadten Grundftüd gemachten Anlagen, oder mit 
einem Ginfang (oder gejchlojjenen Platz), deſſen Befriedung (oder 
Einfaſſung) der Erblafjer erweitert hat. 


1020. Wenn vor oder nad) der legten Willenserklärung 
die vermachte Sache für eine Erbſchuld oder auch für die Schuld 
eines Dritten zu Unterpfand gegeben, oder mit einer Nutznießung 
beſchwert worden ift, jo ift derjenige, welchem das Vermächtniß 
auferlegt ift, fie hievon frei zu machen nicht verbunden, wenn es 
ihm der Erblaſſer nicht ausdrücklich befohlen hat. 

E Vgl. L.R.S. 611, 872, 1038. 


1021. Wurde vom Erblajjer eine fremde Sache wiſſentlich 


oder unwiſſentlich vermacht, jo ijt das Vermächtniß ungültig. 
Vgl. L.R.S. 1423, 1599. 


1022. Der, welchem eine mehrfach vorhandene Sade ohne 
weitere Beitimmung vermadt ift, darf dem Erben die bejte nicht 
fordern, noch hat er nöthig, die jchlechtefte anzunehmen. 

Vgl. L.R.S. 1246. 


1022 a. Sind einige Sachen ohne Zahlbeitimmung ver— 
macht, jo find niemals alle vorhandene, und nie über drei vom 
Bermäctnignehmer zu wählen. 


1023. Was einem Gläubiger vermacht ift, wird nicht für 
Abjchlagszahlung auf jeine Forderung, und das einem Dienſt— 
boten zugemwendete Vermächtniß nicht für Zahlung auf jeinen 
Lohn angejehen. 


1024. Der Erbftüdnehmer haftet nicht für die Schulden 
der Erbſchaft; der obgedachten Minderung des Vermächtniſſes und 
der Pfandklage der Gläubiger jedoch unbejichadet. 

Vgl. L.R.S. 611, 809, 871, 874, 920, 925, 926, 1251, 2114, 2178. 
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Siebenter Abſchnitt. 
Von Treuhändern. 


1025. Der Erblaſſer kann einen oder mehrere Treuhänder 


oder Vollzieher ſeines letzten Willens ernennen. 
Vgl. L.R.S. 1984 u. fig. 


1026. Er kann ihnen Befi und Gewähr feiner fahrenden 
Habe ganz oder zum Theil einräumen, der aber nicht über Jahr 
und Tag von jeinem Tod an dauern darf. 

Hat er ihnen diejen Beſitz nicht eingeräumt, jo können ſie 
ihn nicht fordern. 

Vgl. L.R.S. 724, 1004, 1006. 

1027. Der Erbe fann dem Befik ein Ende maden, wenn 
er den Treuhändern eine hinlänglide Summe zur Zahlung der 
Fahrnißvermächtniſſe anbietet, oder beweijet, daß ſie entrichtet 
worden jeien. 


1028. Wer feine Verpflichtungen übernehmen fann, iſt un= 
fähig, ein Treuhänder zu werden. 
Vgl. LRS. 1124. 


1029. ine Ghefrau fann nur mit Bewilligung ihres 
Mannes die Treuhänderichaft annehmen. 

Lebt fie in einer Güterabjonderung, zufolge eines Ehever— 
trags, oder eines Urtheils, jo kann fie e$ nit nur mit Be— 
willigung ihres Mannes, jondern auch im Weigerungsfall unter 
der Ermächtigung des Gerichts, in Gemäßheit der Sätze 217 
und 219 unter dem Titel: Bon der Ehe. 


Vgl. L.R.S. 217, 219, 221, 222, 224, 1449, 1536, 1990; Rechts- 
polizeigesetz $ 3 Z. 2. 


1030. Ein Minderjähriger kann jelbit unter der Ermäch— 
tigung feines Vormunds oder Nechtsbeiftands nicht Treuhänder 


werden. 
Vgl. L.R.S. 388, 450, 481, 1124, 1990. 


1031. Die Treuhänder jollen die [Siegel anlegen? lafjen, 
wenn unter den Erben Minderjährige, Mundloje oder Ab— 
wejende find. 
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Sie jollen in Gegenwart des muthmaßlichen Erben, oder 
nad Einladung deilelben eine Erbverzeichniß errichten laſſen. 

Iſt zur Zahlung der Vermächtniſſe nicht baares Geld genug 
vorräthig, Jo veranlaffen fie den Verkauf der Fahrnip. 

Sie jorgen für die Vollziehung des legten Willens in allen 
Theilen, und fünnen in einem Nechtsitreit, der über deſſen Boll- 
ziehung entiteht, als Beitläger auftreten, um dejjen Gültigkeit zu 
verfechten. 

Mit Ablauf des Sterbejahres des Erblaſſers müſſen fie über 
ihre Verwaltung Rechnung ablegen. 

Vgl. L.R.S. 819, 821, 828, 838 nebst Zusätzen; R.C.P.O. $ 69. 

1032. Die Gewalt des Treuhänders geht auf dejjen Erben 
nicht über. 

Vgl. L.R.S. 2003 u. 2010, 

1033. Wo mehrere Treuhänder ernannt find, und ange= 
nommen haben, da kann aud) einer allein bei Abgang der 
übrigen handeln, und fie haften alle als Sammtſchuldner für die 
ihnen anvertraute Fahrniß, wenn nicht der Erblafjer ihre Ver— 
richtungen getheilt, und ein „Jeder von ihnen ſich aud wirklich 
auf diejenigen bejchränft hat, die ihm angewiejen waren. 

Vgl. L.R.S. 1200 u. flg.; 1995. j 

1034. Auslagen, welche der Treuhänder für die Verſie— 
gelung, Erbverzeihnung, Rechnung und andere Amtsverrichtungen 
gehabt hat, fallen auf die Erbjchaft. 

Vgl. L.R.S. 1999. 


Achter Abſchnitt. 
Vom Verfall und Widerruf der legten Willensverordnungen. 


1035. Wer lebte Willensverordnungen ganz oder zum Theil 
widerrufen will, der muß e3 durch einen jpäteren legten Willen 
thun, oder durch eine Staatsjchreibereiurfunde, welche die Aende— 
rung des legten Willens bejaget. 

Vgl. L.R.S. 969, 1038; Rechtspolizeigesetz $ 26 Z. 1. 

1036. Spätere lebte Willensverordnnungen, worin die frühere 
nicht ausdrüdlich widerrufen find, machen von den Verfügungen, 
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die in den früheren enthalten find, nur jene ungültig, die mit 
den neuen nicht zujammen bejtehen fünnen. 


1037. Gin widerrufener legter Wille bleibt ungültig, jobald 
die MWiderrufungsurfunde gültig ift, wenn jchon leßtere wegen 
Unfähigfeit des Erbnehmers oder Erbtheil- und Stüdnehmers, 
oder wegen ihrer vermweigerten Annahme, nicht zum Vollzug 
fommt. 

Vgl. L.RS. 906—911, 1043. 

1038. Des Erblaffers Veräußerung der vermachten Sade 
oder eines Theils derjelben, jelbjt diejenige, welche durch Hin— 
gabe auf Wiederkauf oder durch Taujch geichieht, gilt für Wider- 
ruf des Vermächtniſſes in allem, was veräußert worden, aud) 
alsdann noch, wenn die Veräußerung ungültig, und die ver— 
äußerte Sache nachher wieder in die Hände des Erblajjers zurück— 
getommen jein jollte. | 

Vgl. L.R.S. 1020. 1659, 1702. 


1038 a. Ein bloßer Einriß oder Einjchnitt in ein Teſta— 
ment, der die Urkunde nicht ganz dur) und durch von einander 
trennt, zernichtet feinen legten Willen, der noch aufbewahrt vor= 
gefunden wird, wenn er nicht die Willensgewißheit der Urkunde 
aufhebt, oder zugleih mit einem Durchſtrich des Inhalts, oder 
bei öffentlichen legten Willen mit Nüdforderung des Hauptauf- 
ſatzes, begleitet ift. 

Vgl. Gerichtsnotariatsordnung $ 23; Verordnung vom 2. November 
1842 (R.B. Nr. 34) $ 4. 


1039. ever legte Wille ift verfallen, foviel davon ſolche 


Begünftigte betrifft, welche den Erblafjer nicht überlebt haben. 
Vgl. L.R.S, 720, 722, 1089. 


1040. Jeder lebte Wille, welcher auf eime Bedingung ge= 
ftellt ift, die von einem ungewiſſen Ereigniß abhängt, jo daß nad) 
der Abjicht des Erblaffers die Verordnung nur vollzogen werden 
joll, je nachdem die Begebenheit ſich ereignet oder nicht ereignet, 
ift verfallen, wenn der Erbtheil- oder Stüdnehmer vor Erfüllung 
der Bedingung ftirht. 

Vgl. L.R.S. 1168 u. fig. 
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1041. Eine Bedingung, welche nach der Abjicht des Erb— 
lafjers nur den Vollzug feiner Verordnung aufichieben joll, hindert 
den NRechtseriverb der eingejegten Vermächtnißnehmer nicht, noch 
den Uebergang auf deren Erben. 

Vgl. L.R.S. 1185. 


1042. Ein Vermächtniß verfällt, wenn die vermadte Sache 
bei Lebzeiten des Erblafjers gänzlich zu Grund gegangen ilt. 

Depgleichen, wenn fie nach jeinem Tod ohne Zuthun oder 
Verſchulden des Erben zu Grund geht, jelbft alsdann, wenn diejer 
wegen Nichtauslieferung im Verzug ift, fie aber in den Händen 
des Vermächtnißnehmers ebenfalls hätte zu Grund gehen müſſen. 

Vgl. L.R.S. 1138, 1302, 

1043. Die Verfügung eines legten Willens verfällt, welche 
der Vermächtnißnehmer ausfchlägt, oder unfähig ift, zu empfangen. 

Vgl. L.R.S. 893, 906-911. 

1043 a. War fie belajtet, jo zerfällt der Vortheil diejer 
Belaftung dadurd nicht, Jondern die Auflage muß von demjenigen 
befolgt werden, dem der Berfall zu gut fommt, wenn außer dem 
Erben noch Jemand bei Erfüllung der Auflage betheiligt ift, und 
wenn diefem der Erbe nicht etwa die ganze Sache lieber heim 
weijen, als die Auflage erfüllen will. 


1044. Bei einem Vermächtniß, das mehreren zuſammen 
zugewendet ift, kann zu Gunften der Vermächtnißnehmer ein Zus 
wachsrecht jtatt haben. 

Ein Bermädtnig ift mehreren zujammen zugedadht, wenn 
es in einem und demjelben Sat ihnen gegeben ift, ohne einem 
jeden jeinen Theil an der vermachten Sache anzumeijen. 

Vgl. L.R.S. 786, 1003. 

1045. Es gilt ferner für mehreren zuſammen hinter- 
lafjen, wenn eine Sache, die ohne Verſchlimmerung nicht getheilt 
werden Tann, in der nämlichen Urkunde mehreren Berjonen, wenn 
gleich einer Jeden bejonders, vermacht ift. 

Vgl. L.R.S. 827 a. u. b. 

1046. Eben die Urſachen, welche nad dem 954ſten Satz 
und den zivei erften Beftimmungen des 955ſten Sabes in gegen— 
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mwärtigem Titel der Klage auf Widerruf einer Schenkung unter 
den Lebenden Pla machen, begründen auch die Klage der Erben 
oder Erbnehmer auf Widerruf letztwilliger Begünftigungen. 


1047. Beruhet diefe Klage auf einer groben Beihimpfung 
des Andenfens des Erblafjers, jo muß fie in Jahresfrift von dem 
Tag der Beihimpfung an erhoben werden. 

Vgl. L.R.S. 957. 


Sedistes Stapitel. 
Bon erlaubten Verordnungen zum Vortheil der 
Entel des Gejhentgebers oder Erblafjers Baer 
jeiner Gejhmwifterfinder. 


1048. Eltern fünnen das Vermögen, worüber fie zu ver— 
ordnen berechtigt jind, ganz oder zum Theil durch Handlungen 
unter Lebenden oder auf den Todesfall hin Einem oder Mehreren 
ihrer Kinder unter der Bedingung geben, daß fie diejes Vermögen 
ihren jegigen und künftigen Kindern, jedoch nur jenen des eriten 
Grades, wieder abtreten jollen. 

Vgl. L.R.S. 897, 913, 1050, 1081. 

1049. Ein finderlojer Erblaffer darf auch unter Lebenden, 
oder auf den Todesfall hin feinen Brüdern oder Schweftern jein 
ganzes Vermögen, oder jeden Theil deijelben, der nicht zu einem 
Pflichttheil gehört, unter der gleichen Bedingung geben, daß jolches 
von ihnen auf ihre vorhandene und fünftige Kinder, jedoch nur 
des eriten Grades, falle. 

Vgl. L.R.S. 897, 915, 1050. 

1050. Die Berordnungen, welche die beiden vorhergehenden 
Sätze erlauben, gelten nur in jofern, als die auferlegte Abtretung 
zum Bortheil aller jegigen und Fünftigen Kinder ohne Ausnahme 
oder Vorzug des Alters oder des Geſchlechts gereicht. 

Vgl. L.R.S. 1078. 

1051. Stirbt in obigen Fällen derjenige, von dem das 
Vermögen auf jeine Kinder fallen joll, und hinterläßt theils Kinder, 
theils Kindesfinder, jo erhalten dieſe leßtere, vermöge des Erb— 
vertretungsrechts, den Antheil des vorverjtorbenen Stindes. 


Vgl. L.R.S. 739, 740. 
Civilrecht. 16 
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1052. Wenn Kinder, oder Geſchwiſter, welchen ohne Auflage 
einer Wiederabtretung unter Lebenden etwas geſchenkt war, eine 
neue Gutthat annehmen, die ihnen durch Handlungen unter 
Lebenden oder von Todeswegen unter der Bedingung zugewendet 
it, daß die früher gejchenkten Güter mit der Wiederabtretung 
belaſtet jein jollen; jo fünnen fie nicht mehr die beiden zu ihrem 
Vortheil gejchehenen Verfügungen trennen, und auf die zweite 
verzichten, um ji an die Erſte allein zu halten, wenn fie auch 
bereit wären, die unter der zweiten Verfügung begriffenen Güter 
zurückzulaſſen. 


1053. Den Aftererben fallen ihre Rechte zu der Zeit an, 
wo der Genuß des Kindes oder Geſchwiſters, welchem die Wieder— 
abtretung auferlegt iſt, aus irgend einer Urſache aufhört. Eine 
zu ihrem Beſten vor der Zeit geſchehene Abtretung des Genuſſes 
kann den derzeitigen Gläubigern des Belaſteten nicht ſchaden. 

Vel. LRS. 618, 622, 788, 1057, 1167. 

1053a. Eben jo twenig darf fie den jpäter gebornen After: 
erben zum Nachtheil gereichen. 

Vgl. L.R.S. 1050. 

1054. Die Frau eines Belafteten, wenn dejjen freies Ver- 
mögen unzulänglich it, kann fich nicht an das Vermögen halten, 
welches der Wiederabtretung unterliegt, außer für den Hauptitod 
des Heirathsguts, und das nur alsdann, wenn der Erblaljer es 


ausdrücklich erlaubt hat. 
Vgl. L.R.S. 1472, 1495, 2121, 2125, 2135. 


1055. Wer die in den vorhergehenden Säten geftatteten 
Verfügungen trifft, kann in denjelben oder in einer öffentlichen 
Urkunde einen Pfleger zur Vollziehung dieſer Verordnungen er— 
nennen. Diejer kann den Auftrag nicht ablehnen, außer wenn 
eine der Urſachen vorhanden ift, welche unter dem Titel: von der 
Minderjährigkfeit und Bormundjchaft in dem jechsten 
Abſchnitt des zweiten Kapitels angegeben find. 

Vgl. L.R.S. 427—437, 1073. 

1056. In Ermanglung diejer Ernennung joll auf Betrieb 
des DBelafteten, oder wenn diejer minderjährig wäre, jeines Vor— 


— 
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munds, in Monatsfriſt von dem Tag an, da der Geſchenkgeber 

oder der Erblaſſer geſtorben, oder nad) ihrem Tod die belaftende 

Verordnung bekannt geworden ift, ein Pfleger ernannt werden. 
Rechtspolizeigesetz $ 1. 


x 1057. Der Belaftete, welcher dem vorhergehenden Sat 
fein Genüge leitet, joll des Vortheils verluftig fein, den ihm die 
Verordnung verichafft hatte; auf Betrieb der volljährigen After- 
erben, oder des Vormunds oder Rechtsbeiftands der Minderjährigen 
oder Mundlojen, oder auf Betrieb eines jeden Verwandten der 
Aftererben, dieje jeien volljährig, minderjährig oder mundlos, over 
endlihd von Amtswegen auf Betrieb des Kronanwalts, kann von dem 
Gericht des liegenden Erbes erklärt werden, daß das Recht auf 
den Aftererben gefallen jei. 

Vgl. L.R.S. 1053, 1074; Rechtspolizeigesetz $$ 1 u. 25. 


1057a. Im Fall übler Verwaltung des Vorerben ift auf 
Andringen des Aftererben nad) Sat 618 zu verfahren. 
Vgl. L.R.S 1053, 1074. 


1058. Nach dem Tod des Erblaffers, welcher eine After: 
erbihaft verordnet, joll in den gewöhnlichen Formen zur Erbver- 
zeichniß über alle Güter und Yahrnipftüde gejchritten werden, die 
zu jeinem Nachlaß gehören, den Fall ausgenommen, wenn nur 
ein Stüdvermädtnig belaftet if. Die Erbverzeichniß foll eine 
Abſchätzung der fahrenden Habe nad) ihrem Werth enthalten. 


Vgl. L.RS. 819. 821, 825; Notariatsordnung $ 101 Z. 5; 88 122, 
137, 139 u. fig. 


1059. Sie joll auf Anſuchen des mit der Wiederabtretung 
Belafteten in der Zeitfrift, die unter dem Titel: von Erbſchaften 
bejtimmt ift, in Beijein des zur Vollziehung ernannten Pflegers 
errichtet werden. Die Koſten fallen auf das Aftererbe. 

Vgl. L.R.S. 795, 810. 


1060. Iſt die Erbverzeichniß nicht in der obigen Zeit auf 
Anfuchen des Belafteten errichtet worden, jo joll in dem hierauf 


folgenden Monat, auf Betrieb des zur Bollziehung ernannten 
16* 
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Pflegers, in Beijein des Belafteten oder feines Vormunds hiezu 
gejchritten werden. 
Vgl. L.R.S. 1055, 1056. 


1061. Geſchieht den beiden vorhergehenden Säßen fein Ge— 
nüge, jo joll auf Betreiben der im 1057jten Sat benannten 
Perſonen eben dieſe Erbverzeihniß gefertigt, und der Belajtete 
oder jein Vormund jowohl, als der Aftererbpfleger dazu berufen 
werden. 

Notariatsordnung $ 10) Z. 5, $ 122 u. fig. 


1062. Der, dem eine Wiederabtretung auferlegt ift, ſoll alle 
zum Wftererbe gehörige fahrende Habe ordnungsmäßig öffentlich 
verjteigern laffen, welche nicht in den beiden folgenden Säßen 
ausgenommen: ift. 

Vgl. L.R.S. 452, 796, 805, 826, 839; Notariatsordnung $ 160; 
Dieustweisung für Waisenrichter $ 29. 


1063. Das Zimmergeräth und andere Fahrnikftüde, deren 
Beibehaltung ausdrücklich verordnet worden, werden in dem 
Stand abgeliefert, worin fie ſich zur Zeit der Wiederabtretung 
befinden. 

Vgl. L.R.S. 531, 589. 


1064. In Schenkungen unter Lebenden oder von Todes— 
wegen, welche ein landwirthſchaftliches Gut betreffen, iſt Vieh und 
Teldgeräth mit begriffen, und der Belaftete ift nur verbunden, cs 
abjhägen zu laſſen, um bei der Wicderabtretung den gleichen 
Werth zu erjtatten. 

Vgl. L.RS. 522, 524, 6:6. 


1065. Innerhalb jechs Monaten von dem Tag an, da die 
Erbverzeichnig gejchloffen worden, muß der Belajtete den Erlös 
aus der verfauften Fahrniß, und was an einncehmenden Schulden 
eingegangen tft, verzinslich anlegen. 

Nach) Umftänden kann dieje Friſt verlängert werden. 


Rechtspolizeigosetz $ 2. 


1066. Was jpäterhin aus einnehmenden Schulden oder 
abgelösten Kapitalien eingeht, muß längjtens in drei Monaten, 


L.R. III. B. 1.8. Schenkungen x. 245 


nad) Empfang des Geldes, von dem PBelafteten wieder angelegt 
werden. 
Vgl, L.R.S. 455. 


1067. Die Anlage geſchieht nach Vorjchrift des Geſchenk— 
gebers oder Erblaſſers; hat diejer feine gegeben, jo foll fie 
gejchehen, um Liegenjchaften oder Unterpfandbriefe zu erwerben. 

Vgl. Dienstweisung für Vormünder $ 7. 

1068. Die in den vorhergehenden Sätzen vorgejchriebene 
Anlage joll auf Betrieb und unter Mitwirkung des Aftererbpflegers 
geichehen. 

Vgl. L.R.S. 1055, 1056, 

1069. Berordnungen, welche eine Aftererbichaft durch Ver- 
trag oder Ichten Willen feitjegen, jollen auf Betrieb des Belafteten 
oder des Pflegers der Aftererbichaft offenkundig gemacht werden; 
joviel nämlich die Liegenſchaften betrifft, durch Eintrag in die 
Bücher der betreffenden Prandichreiberei, und joviel die Summen 
betrifft, die zu Unterpfand auf Liegenjchaften angelegt werden, 
durch Unterpfandsbeitellung und Eintragung. 

Vgl. L.R.S. 939, 1002a., 2124; II. Einf.-Edikt & 25; Instruktion 
zur Führung der Grund- und Pfandbücher (vom 23. April 1868) $$ 19, 
74 u. 84 u. lg. 

1070. Den Abgang der Eintragung der Aftererbichaft in 
jene Bücher fünnen die Gläubiger und jeder dritte Erwerber, jelbit 
denen minderjährigen oder mundlojen Aftererben entgegen halten, 
welden nur der Rüdgriff auf den Belafteten und auf den After— 
erbpfleger bleibt, ohne daß fie jedoch die Folgen der Unterlaffung 
der Eintragung umſtoßen fünnten, jelbjt wenn der Belajtete und 
der Pfleger zahlungsunfähig wären. 

Vgl. L.R.S. 941, 1074. 

1071. Dadurch, daß ein Gläubiger oder dritter Enverber 
auf einem andern Weg al3 jenem der Eintragung Wiſſenſchaft 
von der Verordnung erlangte, ijt der Mangel der Eintragung nicht 
gehoben. 


1072. Weder die Gejchentnehmer, Vermächtnißnehmer, noch 
jelbjt die gejeglichen Erben desjenigen, der eine Aftererbichaft ver- 
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ordnet, noch weniger ihre Geſchenknehmer, Vermächtnißnehmer 
oder Erben fünnen den Abgang der Eintragung den Aftererben 


entgegenhalten. 
Vgl. L.R.S. 941. 


1073. Der zur Bollziehung ernannte Pfleger ift perſönlich 
verantivortlich, wenn er ſich nicht in Allem nad den Regeln ge= 
richtet hat, die hier oben für die Vermögensbeurfundung, den 
Fahrnißverkauf, die Geldanlage, die Eintragung und Unterpfands- 
beſtellung vorgejchrieben find, und überhaupt, wenn er nicht allen 
nöthigen Fleiß angewendet hat, damit die auferlegte Wiederab- 
tretung wohl und treulich vollzogen werden möge. 

Vgl. L.R.S. 450, 942, 1055, 1056, 1060, 1062, 1068, 1069, 


1074. Der minderjährige Belaftete kann, wenn gleich fein 
Bormund zahlungsunfähig ift, die Folgen der Webertretung der 
Regeln, welche diefem in den Süßen des gegenwärtigen Stapitels 
vorgejchrieben find, nicht umſtoßen. 

Vgl. L.R.S. 942, 1057, 1057 a., 1070. 


Siebentes Kapitel. 


Bon Theilungen der Eltern und Ahnen unter ihren 
Nachkommen. 


1075. Eltern und Ahnen können unter ihren lindern und 
Ktindestindern ihr Vermögen theilen und ihnen die Looſe an— 
weiſen. 


1076. Dieſe Theilungen können durch Handlungen unter 
Lebenden oder von Todeswegen mit Beobachtung jener Formen, 
Bedingungen und Regeln geſchehen, die für Schenkungen und 
letzte Willensverordnungen vorgeſchrieben ſind. 

Theilungen, welche durch eine Handlung unter Lebenden, als 
Vermögensübergabe, geſchehen, können nur das ſchon vorhandene 
Vermögen zum Gegenſtand haben. 

Vgl. L.R.S. 931 u. fig., 967 u. fig., 1100 aa. u. fig. 


1077. Wenn nicht das ganze elterliche Vermögen in der 
Theilung begriffen ift, jo wird derjenige Theil des zur Todeszeit 
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vorhandenen Vermögens, der nicht vertheilt iſt, nach den geſetz— 
lichen Regeln getheilt. 

Vgl. L.R.S, 745, 843, 887. 

1078. Geihah die Theilung nicht unter alle Kinder, die 
zur Zeit des Hinjcheidens im Leben find, die Abkömmlinge der 
Verſtorbenen mit eingerechnet, jo ift die ganze Theilung ungültig. 
Eine neue Theilung in gefeßlicher Form kann jowohl von den 
übergangenen Kindern oder Ablömmlingen, als auch jelbit von 
denjenigen, welche durd) die Theilung bedacht wurden, verlangt 
werden. 

Vgl. L.R.S. 740, 745, 1050. 

1079. Eine elterlihe Theilung kann wegen einer Ver— 
letzung über ein Viertel angefochten werden; desgleichen, wenn 
mittelft der Theilung und der Worausvermächtnifje Einer der 
Mittheilmehmer einen größeren Antheil erhält, als das Gejch 
erlaubt. 

Vgl. L.R.S. 887, 913, 919, 1504, 1318. 


1080. Das Kind, welches aus einer der vorgedachten Ur— 
ſachen die elterliche Iheilung angreift, muß die Kojten der Ab- 
ſchätzung vorſchießen, und dieje, jowie die Koften des Rechts— 
ftreits, fallen ihm bleibend zu, wenn feine Klage verwerflich 
erſcheint. 

gl. R.C.P.O. $ 87 u. fig. 


Adtes Kapitel. 
Bon Schenfungen in einem Heirathsvertrag zum Vor- 
theil der Ehegatten, oder der aus der Ehe zu 
hoffenden Kinder. 


1081. Jede Schenkung unter Lebenden über gegemvärtiges 
Vermögen, auch wenn fie einem Heirathsvertrag zum Vortheil 
der Ehegatten oder eines derjelben gejchieht, it den allgemeinen 
Regeln für die Schenkungen unter Lebenden unterrvorfen. 

Sie kann nicht zu Gunften fünftiger Kinder geſchehen, außer 
in den hier oben im jechften Kapitel aufgezählten Fällen. 

Vgl. L.R.S. 894, 896, 906, 943—946, 959, 1048, 1049, 1087, 1058, 
1090, 1394, 
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1082. Eltern, Voreltern und Seitenverwandte der Ehe— 
gatten, ja ſelbſt Fremde können ihre künftige Verlaſſenſchaft 
ganz oder zum Theil, ſowohl den beſagten Ehegatten, als auch 
für den Fall, da der Geber den beſchenkten Ehegatten über— 
leben würde, zum Bortheil der aus der Ehe zu hoffenden Kinder 
geben. 

Von einer joldhen Gabe, obgleih fie nur den Ehegatten 
oder einem derjelben zum Bortheil lautet, wird in dem gedachten 
Tall, wo der Beſchenkte zuerjt ftarb, immer vermuthet, daß fie 
den Kindern und Kindesfindern aus ſolcher Ehe zu gut fom- 
men jolle. 

Vyl. L.I.S. 898, 943, 947, 1083, 1089, 1093. 


1053. Eine Schenkung, welche nad der Form des vor— 
hergehenden Sabes gejchehen tft, joll ummwiderruflic fein, doc) 
einzig in dem Sinn, daß der Geber über die vergabten Gegen 
jtände nicht mehr unter einem unentgeltlihen Titel verordnen 
darf, es jei denn über geringe Summen in Bergeltungs= oder 
anderer Weiſe. 

Vgl. L.R.S. 894, 946, 947. 


10854. Eine Schenkung durch Heirathävertrag darf zu 
gleicher Zeit das gegenwärtige und zufünftige Vermögen ganz 
oder zum Theil in ſich begreifen, nur muß der Urkunde ein 
Verzeihnig angefügt werden, worin die Schulden und Laften 
des Gejchentgebers verzeichnet find, wie fie am Tag der Schen- 
fung Sich befinden; in welchem Fall der Gejchenfnehmer ſich 
an das gegenwärtige Vermögen nad dem Tod des Gebers zu 
halten, und auf das Uebrige Verzicht zu thun befugt ift. 

Vl. L.R.S. 943, 945, 947. 1085, 1087, 1089, 1098. 


1085. Iſt das vorerwähnte Verzeihnig einer Schenkung: 
urfunde über gegemwärtiges und zufünftiges Vermögen nicht 
beigefügt worden, jo ift der Gejchenfnehmer verbunden, jeiner 
Zeit die Schenkung entweder ganz anzunehmen oder ganz 
auszufchlagen. Nimmt er fie an, jo kann er nur das Vermögen 
in Anfpruch nehmen, wie es am Sterbtag des Erblafjers vor- 
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handen ift, und muß alle Schulden und Laſten eines Erben 
übernehmen. 
Vgl. L.R.S. 802, 873, 945, 947. 


1086. Eine Schenfung durd Heirathsvertrag zum Beften 
der Ehegatten und der aus der Ehe zu hoffenden Kinder darf 
ferner noch die Beitimmung enthalten, daß der Geſchenknehmer 
alle Schulden und Laſten der Erbichaft des Gebers ohne Unter- 
jchied zahlen joll, oder andere Bedingungen, deren Erfüllung von 
dem Willen des Empfängers *) abhängt, gleichviel wer der Ge— 
ſchenkgeber ſei. Der Beichentte ift verbunden, dieje Bedingungen 
zu vollziehen, wenn er nicht auf die Schenkung Berzicht thun 
will. Hat derjenige, der durch Eheftiftung ſchenkt, fich vorbehalten, 
über ein in der Schenkung feines gegenwärtigen Vermögens be= 
griffenes Stüd, oder über eine beſtimmte daraus zu nehmende 
Summe zu verfügen, jo wird das Stüd oder die Summe nad) 
deſſen Tod, wenn nicht darüber verfügt ift, als in der Schenkung 
belafjen angejehen, und gehört dem Geſchenknehmer oder feinen 
Erben zu. 


* Vebersetzungsfehler statt „Gebers‘‘ (de sa volonte). 
Vgl. L.R.S. 944, 947, 1082, 1084. 


1087. Keine Schenkungen durch Heirathsvertrag können 
unter dem Vorwand der Nichtannahme angegriffen oder ungültig 


erklärt werden. 
Vgl. L.R.S, 982, 1394. 


1088. Jede zu Gunften einer Ehe gemachte Schenkung ift 
verfallen, wenn die Ehe nicht erfolgt. 
Vgl. L.R.S. 953, 959, 960, 1168, 1176. 


1089. Schenkungen, die einem der Ehegatten auf die im 
1082jten, 1084ften und 1086jten Sat hier oben bemerkte Weije 
zugejchrieben find, verfallen, wenn der Geber den bejchentten 
Ehegatten und jeine Nachkommenſchaft überlebt. 

Vgl. L.RS. 1039, 


1090. Alle den Ehegatten durch Heirathsvertrag gemachten 
Scenfungen unterliegen bei Eröffnung der Erbſchaft des Gebers 
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nöthigenfall® der Minderung auf den Antheil, worüber er nad 
den Geſetzen zu verordnen befugt war. 
Vgl. L.R.S. 913, 920 u. flg. 


Neuntes SHapitel. 


Bon Verordnungen unter Ehegatten vor oder 
während der Ehe. 


1091. Ehegatten können in dem Heirathsvertrag fich wech— 
jelfeitig oder aud Eines allein dem Andern jede Schenkung 
machen, die fie für gut finden, unter den hierunten ausgedrüdten 
Beitimmungen. 

Vgl. L.R.S. 1094, 1098, 1387, 1394, 1516, 1525, 1527. 


1092. Eine Schenkung unter Lebenden, welche Ehegatten 
bloß auf gegemmwärtiges Vermögen durch Heirathsvertrag einander 
machten, wird niemals auf die Bedingung verjtanden, dak der 
Beichenkte der Längftlebende ſei, wenn nicht diefe Bedingung 
förmlich ausgeſprochen if. Sie unterliegt allen Regeln und 
Hormen, welche oben diejer Gattung von Schenkungen vorge= 
ſchrieben find. 

Vgl. L.R.S. 894, 895, 943—946, 1089, 1081, 1087. 


1093. Jede einſeitige oder wechfelfeitige Schenkung, welche 
Ehegatten über künftiges Vermögen, oder über gegenwärtiges und 
fünftiges zugleich, in einer Eheftiftung einander machen, folgt den 
nämlichen Regeln, welche denen von Dritten an fie gemachten 
Schenkungen in dem vorhergehenden Kapitel vorgeichrieben ind, 
geht aber auf die Kinder diejer Ehe nicht über, jobald der be= 


ſchenkte Ehegatte vor dem Schentenden ftirbt. 
Vgl. L.R.S. 1082, 1034, 1086, 1089. 


1094. Ein Ehegatte kann für den Fall, da er feine Kinder 
oder Ablömmlinge hinterläßt, dem andern Ehegatten durch Hei— 
rathsvertrag, oder jonjt während der Ehe, alles Eigenthum ver— 
machen, welches er aud einem Fremden zuwenden dürfte, und 
ihm die Nutznießung des ganzen Erbtheils, ſelbſt desjenigen Theils, 
worüber das Geſetz zum Nachteil der Erben zu verordnen ver— 
bietet, daneben günnen. 
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Für den Fall, da er Kinder oder Abkömmlinge hinterläßt, 
kann er dem andern Ehegatten entweder ein Viertel zum Eigen— 
thum und ein anderes Viertel zur Nutznießung, oder die Hälfte 
ſeines ganzen Vermögens allein nutznießlich geben. 

Vgl. L.R.S. 738a., 745 a., 913, 915, 1098—1100; Rechtsbelehrung 
vom 3. März 1810 (R. B. Nr. 11) über Verschreibung einer Sitzgerech- 
tigkeit. 

1095. Ein Minderjähriger kann durch Heirathsvertrag dem 
andern Ehegatten einjeitige oder wechjeljeitige Schenkungen nur 
mit Bewilligung und unter Beiftand derjenigen geben, deren Ein 
willigung zur Gültigkeit jeiner Ehe erforderlih ijt; mit dieſer 
Bewilligung darf er alles dasjenige ſchenken, was das Gejeß einem 
volljährigen Ehegatten an den andern zu geben erlaubt. 


Vgl. L.R.S. 903, 904, 1309, 1398; BReichs-Standesbeurkundungs- 
gesetz $5 29—31 u. L.R.S. 160. 


1096. Ale Schenkungen unter Ehegatten während der 
Ehe jind dem Widerruf unterworfen, wenn jie gleich als Schen- 
fungen unter Zebenden bezeichnet wären. 

Die Frau kann fie widerrufen, ohne hiezu von ihrem Mann 
oder vom Gericht ermächtigt zu fein. 

Diefe Schenkungen verlieren wegen nachkommender Kinder 
ihre Kraft nicht. 

Vgl. L.R,S. 905, 953, 960, 


1097. Ehegatten fünnen weder dur Handlungen unter 
Lebenden noch durch letztwillige Verfügungen einander gegenfeitige 


Schenkungen in einer und derjelben Urkunde machen. 
Vgl. L.R.S. 931, 968. 


1098. Mann oder Frau, die Kinder aus einer erften Ehe 
haben, und zur zweiten oder weitern Heirath jchreiten, können 
ihrem neuen Ehegatten nicht mehr geben, als der Antheil des 
Mindeftbegünftigten ihrer ehelichen Kinder beträgt. In feinem 
Fall darf eine ſolche Schenkung ein Viertheil des Vermögens 
überjteigen. 

Vgl. L.R.S. 913, 1094, 1496, 1525, 1527; BRechtsbelehrung vom 
3. März. 1810, (R..B. Nr. 11) über Verschreibung einer Sitzgerechtigkeit. 
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1099. Auch mittelbarer Weiſe dürfen Ehegatten ſich keine 
größeren als die oben geſtatteten Geſchenke machen. 

„Jede verjtedte oder an Mittelsperjonen gemadjte Schenkung 
it ungültig. 

Vgl. L.R.S, 1094, 1098, 1100, 1525. 

1100. Für geſchenkt an Mittelsperfonen gilt das, was an 
Kinder des Ehegatten aus früherer Ehe gegeben wird, oder an 
Verwandte des andern Ehegatten, deren muthmaßlicher Erbe 
diefer zur Zeit der Schenkung ift, wenn nachmals gleich der 
andere Ehegatte jeinen bejchentten Verwandten nicht überlebt oder 
geerbt hätte. 

Vgl. L.R.S. 911, 1350, 1352. 

1100a. Hergebrachte Ehrengejchenfe jind durch jenes Ver— 
bot nicht ausgejchlofien. 


Behntes Kapitel. u 


Von VBermögensübergaben. 


Edikt vom 25. September 1807 (R.-B. Nr. 35) über Vermögens- 
übergaben und Verpfründungen, folgt im Anhange A. 3a. 


Eriter Abſchnitt. 
Allgemeine Verfügungen. 


1100äa. Jedermann kann fi zum Vortheil jeiner Erben 
ichon bei Lebzeiten des Genufjes jeines Vermögens begeben, joweit 
er feiner Staatspflicht damit ich entzieht. 

Vgl. L.R.S. 980 b., 1075, Vermögensüberg.-Edikt $8$ 1 u. 2. 

1100ab. Dieje Ueberlaffung ift in jedem Fall an die oben 
im vierten Kapitel im erften Abjchnitt von der Form der 
Schenkungen vorgejchriebenen Regeln gebunden, den Sat 944 
ausgenommen. 

Vgl. L.RS. 931 u. flg., 1076; Vermögensüberg.-Edikt 88 4 u. 11 
—13; Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 4 u. $26Z. 4; Notariatsordnung $ 203 
u. fig. 

1100ae. Wer fein ganzes befisendes Vermögen abgibt, 
muß dabei die Vorjorge für jeinen Unterhalt bejtimmt aus= 
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drücken, es ſei nun, daß er ſich zu einem der übernehmenden 
Erben oder zu mehreren umwechſelnd in Verpflegung begibt, 
oder ſich eine Abgabe in Geld und Haushaltungserzeugniſſen 
vorbehält. 
Vgl. L.R.S. 1968 u. 1983 a., Vermögensüberg.-Edikt 88 5, 8—10 u. 21. 
1100 ad. Man kann den Genuß des Vermögens allein, 


oder auch zugleich das Eigentdum übergeben. 
Vgl. L.R.S. 1100 bd. u. 1100 bo; Vermögensüberg.-Edikt $ 6. 


Zweiter Abjchnitt. 
Von EigenthHumsübergaben. 


1100 ba. Wer Eigenthum und Genuß unwiderruflich über— 
gibt, jet den Erben in alle hier nicht namentli geänderte 
Rechte und Obliegenheiten eines Gejchentnehmers, es mag die 
Uebergabe mit einer Abgabe belaftet jein oder nicht, jo lange nur 
die Belaftung nicht über zwei Dritttheile des höchſten jährlichen 
Ertrags wegnimmt. 

Vgl. L.R.S. 843, 920, 953, 1100b b.—bf. 


1100 bb. Der Uebergebende darf ſich den freien Widerruf 
vorbehalten. Diejer Vorbehalt ändert jedoch an der Natur des 
Geſchäfts weiter nichts, als daß dabei nun der Widerruf an den 
Beweis jener gejeglihen Urſachen nicht gebunden tft, welche für 
die Aufhebung umviderruflicher Schenkungen geordnet find. Diejer 
Vorbehalt wird im Zweifel nicht vermuthet. 

Vgl. L.R.S. 955; Vermögensüberg.-Edikt $$ 6 u. 7. 


1100 be. Würde der ebergebende erft nad) vorausgegangener 
Vermögensübergabe ſich heiraten, und aus jolcher Ehe Kinder 
zeugen, jo fann deren Geburt eine Uebergabe nicht wieder auf: 
heben, die unwiderruflich gejchehen war. 

Vgl. L.R.S. 960; Vermögensüberg.-Edikt $ 2. 

1100 bd. Wo das übergebene Vermögen nicht über obiges 
Maaß mit Yeibgeding belaftet ift, da wird die Auslegung für den 
Uebergebenden gemacht, wenn Zweifel entjteht, ob die Uebergabe 


Vgl. L’R.S. 1100 ba.; Vermögensüberg.-Edikt $$ 7 u. 19, 
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1100 be. Wo das Leibgeding höher anfteigt, oder eine 
Verpfründung mit verbunden ift, da ift im Zweifel die Aus- 
legung für den Empfänger des Vermögens, mithin auf eigen= 
thümliche Ueberlaffuug zu maden, und jofort im erjteren Fall 
aus dem zwölften Titel und deifen zweiten Kapitel vom Leib— 
rentenvertrag, im andern aber aus dem dritten Kapitel eben= 
dejielben Titels vom Pfründvertrag, das Verhältnik des Ge— 
ber3 und Empfängers zu bemefjen, fo weit nicht namentlic) Ab— 
weichungen bedungen find. 

Vgl. L.R.S. 1100ba., 1968, 1983 au. fig, Vermögensüberg.-Edikt 
ss 8 u. 19, 

1100 bf. Wo von mehreren Erben, an welche das Ber 
mögen übergeben wurde, nur Einer oder der Andere in dem Yall 
einer hochgeſpannten Leibrente oder einer Pfründleiftung it, da 
findet der vorige Satz nur auf deffen Theil Anwendung, und die 
übrigen Theile werden nad) den früheren Sätzen bemeffen. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon nutznießlichen Uebergaben. 


1100 ea. Die nutznießliche Vermögensübergabe iſt eine für— 
ſorgliche Erbeinweiſung oder Erbtheilung, verbunden mit der 
Schenkung des Genuſſes des künftigen Erbes. 

Vgl. L.R.S. 1100 d. Vermögensüberg.-Edikt $$ 7 u. 14. 


1100 eb. Der Empfänger erlangt in Bezug auf den Ge— 
nuß alle Rechte und Pflichten eines Nutznießers. 
Vgl. L.R.S. 582 u. flg., 600 u. fig. 


1100 cc. Die Säte 1100 bb. und be., auch be., finden 
auch bei diefer Genußſchenkung Platz. 


1100 ed. Die fürſorgliche Erbeinweiſung oder Erbtheilung 
ändert an dem gejeglichen Erbgang nicht, und benimmt dem 
Uebergebenden die Macht nicht, ändernde Tegtivillige Verfügungen 
darüber zu treffen. 

Vermögensüberg.-Edikt $ 14. 


ER. III. B. 1.8. Schenkungen x. 255 


1100 ce. Sind feine dergleichen vorhanden, auch feine Ver: 
änderungen in der Erbordnung bis zum Tod des lledergebenden 
dazwijchen getreten, jo ift die Erbeinweiinng oder Erbtheilung, 
die in der DVermögensübergabe geihah, endgültig, vorbehaltlich 
einer Minderung, wo Pflihterben dergleichen zu fordern haben, 
und der Verordnungen des jiebenten Kapitel3 von Erbtheilung 
der Eltern oder Ahnen unter ihren Nahfommen, wo der 
Fall fi) dahin eignet. 

Vgl. L.R.S. 918, 920, 980 b., 1078, 1079, Vermögensüberg.-Edikt 
8 15. 

1100 ef. Sind durch Veränderungen im Erbgang oder 
durch legte Willensverfügungen Aenderungen eingetreten, jo muß 
der nutznießliche Beliger denen dadurch an feine Statt tretenden 
Erben in gejegliher Ordnung das übergeben erhaltene Vermögen 
aushändigen. 

Vermögensüberg.-Edikt $ 16. 


1100 eg. Der Erblaffer fann jedoch) in der Uebergabe feft- 
ſetzen, daß, wenn er ohne andere dehfalljige Willensverordnung 
fterbe, die Verlafjenichaft jchon als vom Uebergabstag an zu Erbe 
verfallen angejehen werden joll, wo fie alsdann durch Veränder— 
ungen im Crbgang feiner Ablieferung an andere Erben unter= 
worfen wird. 


Elftes Sapitel. 
Bon Auslegung der Schenfungen und Vermächtniſſe. 


1100 da. Soweit nicht aus den Sätzen diejes Titel ein 
Anderes nothivendig folgt, gelten die Regeln, welche wegen der 
Auslegung der Verträge im fünften Abſchnitt und dritten Kapitel 
des dritten Titels: von Berträgen angegeben find. 

Vgl. L.-R.8. 1156—1464. 


1100 db. Statt einer zweiſeitigen Abſicht iſt jedoch die 
erklärte einfeitige Abjicht des Gebers diejenige, auf welche bei 
diefen Rechtsgeſchäften zu ſehen ift. 

Vgl. L.R.S. 1156, 
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1100 de. Steiner außerhalb der Urkunde gejchöpften Ab— 
ſicht iſt die Kraft zuzugeſtehen, etwas zu verfügen, was überall 
aus den Worten nicht gefolgert werden kann; jondern nur die 
Kraft, das nicht zu verfügen, was erweislich nicht in der Abficht 
des Gebers lag, jedod) etwa aus den Worten gefolgert werden 
fönnte. 

1100 dd. In dem Gegenftoß zwijchen dem Wortheil des 
Erbnehmers und der Erbtheil- oder Erbjtüdnehmer ift im Zweifel 
für den Erftern zu jprechen; jo auch zwijchen den Erben nnd 
den Bermädtnignehmern. 

Vgl. L.R.S. 1162. 

1100 de. Wer eine ihm angefallene Verlaſſenſchaft über- 
nimmt, geht dadurch mit denen Gläubigern des Erblafjers und 
der Erbichaft einen Halbvertrag ein, fie geſetzmäßig um ihre For— 
derungen zu befriedigen; das Verhältnig zwiſchen diejen und ihm 
richtet jich darin nad) den Süßen des Titels: über die Ver— 
träge. 

Vgl. L.R.S. 774, 870, 873, 1371. 


Dritter Titel. 


Bon Verträgen und Vertragsverbindlichkeiten 
überhaupt. 


Erſtes Kapitel. 
Borläufige Verfügungen. 


1101. Ein Vertrag ift die Uebereinfunft, wodurch eine oder 
mehrere Perſonen Einer oder Mehreren andern verbindlich zus 
jagen, etwas zu geben, zu thun oder zu unterlafjen. 

Vgl. L.R.S. 1134, 1136 a. flg., 1142 u. fig. 

1102. Der Vertrag ift doppeljeitig, wenn die Vertrags- 
perjonen wechjeljeitig einander derartige Zujagen thun. 

Vgl. L.R.S. 1106, 1184, 1325. 
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1103. Gr iit einjeitig, wenn eine oder mehrere Perjonen 
gegen eine oder mehrere andere ſich zu etwas verbindlid; machen, 
ohne daß dieje leßtern eine Gegenzujage thun. 

Vgl. L.R.S. 2011. 

1104. Ein Bertrag auf Umſatz ift vorhanden, wenn 
hiebei das, was jeder Theil gibt oder leijtet, der Gegenwerth 
deilen ijt, was ihm gegeben oder geleiftet mird. 

Beſteht der Gegenwerth in der Wagniß eines Gewinns oder 
Berlufts für beide Theile, je nad) ungewiljen Begebenheiten, jo 
it der Vertrag ein Glüdsvertrag. 

Vgl. L.R.S. 1582, 1702, 1708, 1964, 1968. 

1105. Ein unentgeltlider oder Freigebigfeitsver- 
trag ift derjenige, worin Einer dem Andern einen unvergoltenen 
Bortheil zuwendet. 

Vgl. L.R.S. 894, 1876. 1917, 1986. 

1106. Ein belajteter Vertrag ift derjenige, wobei jeder 
Theil etwas geben oder thun muß. 

Vgl. L.R.S. 1102. 

1107. Alle Berträge, benannte und unbenannte, 
richten fich nad allgemeinen Regeln, welche der Gegenjtand diejes 
Titels find. 

Die Regeln, welche gewilfen benannten Verträgen eigen 
find, finden ſich in jenen Titeln, die ji auf dieje Bertragsarten 
beziehen, und die bejonderen Regeln der Handelsverträge werden 
durch die Handelsgejebe bejtimmt. 

Vgl. L.R.Buch Il. Titel V—XV.; Handelsgesetzbuch Art. 271— 
431. 


weites Kapitel. 
Bon den Erfordernijjen zur Gültigfeit der Verträge. 


1108. Zur Gültigkeit eines Vertrags gehören vier weſent— 
liche Bedingungen: 
die Einwilligung Ddesjenigen Theils, der verbindlich wer— 
den joll: 
dejien Fähigkeit, Verträge zu ſchließen; 
Civilrecht. 17 
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' * 
eine beſtimmte Sache als Gegenſtand der Verbindlichkeit; 
eine erlaubte Vertragsurſache. 

Vgl. L.R.S. 1108a., 1123. 1126, 1131 u. fig. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Einwilligung. 


1108 a. Man kann ſeine Einwilligung durch Handlungen 
wie durch Worte erklären, wo nicht das Geſetz eine wörtliche Er— 
klärung fordert. 


Vgl. LR.s. 931, 1100 a b. 1394, 1983 b., 2127, Handelsgesetzbuch 
Art. 317—323. 


1108 b. Derjenige mwilligt ſtillſchweigend ein, der auf eine 
zur Annahme reife Erklärung eines Andern Hin ſolche Hand— 
lungen vornimmt, zu welchen er nur unter Vorausjegung der 
Beiltimmung veranlagt oder berechtigt jein fann. 


Vgl. L.R.S. 778, 1338a., 1758, 1776, 1985a., 2180a., Handels- 
gesetzbuch Art. 329. 


1108 ce. Die einer Handlung angehängte Rechtsverwahrung, 
dn fie für Einwilligung nicht gelten jolle, wirft bei jolchen 
Handlungen nichts, welche die Geſetze namentlich für Einwilligung 
erflärt haben, oder welche alsdann alle vernünftige Haltung 
verlören. 

Vgl. L.R.S. 1108 b. 


1109. Eine nur duch Irrthum erlangte, oder durch 
Gewalt erzivungene, oder durch Betrug erichlichene Einwilligung 
ift ungültig. 

Vgl. L.R.S. 180, 887, 901 b., 1116a.. 1117, 1304, 2059. 


1110. Nur derjenige Irrthum macht den Vertrag nichtig, 
der das Weſen der Sade oder die Eigenjchaft des Vertrags 
detriftt, Hingegen feineswegs derjenige, der nur die Perſon angeht, 
mit welcher man übereinfommen will, es wäre denn, daß Rück— 
ficht auf eine bejtimmte Form die Haupturjache der Ueberein— 
Funft wäre. 

Vgl. L.R,S. 180, 2053. 
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1110 a. Auch derjenige Irrthum entkräftet den Bertrag 
nicht, der jelbjtverichuldet iſt. 
Vgl. URS. 16, 1148 a., 2052. 


1111. Zwang, d. i. widerrechtliche Gewaltsanmaßung 
wider denjenigen, der die Verbindlichkeit übernahm, ift ein Grund 
der Nidtigkeit, hätte ihn aud) ein Dritter, der bei dem Vertrage 
nicht betheiligt ift, angewandt. 

Vgl. L.R.S. 180, 887, 901 b., 1112—1115, 1116a, 1117. 2058. 


1112. Ein jolcher Zwang ijt vorhanden, jo oft durch Wort 
oder Ihat eine Yage hervorgebracht wird, die vernünftiger Weile 
auf einen Menſchen Eindrud machen, und bei ihm die Furcht 
erregen fann, er jei für jeine Perjon oder jein Vermögen einem 
übenviegenden und innejtehenden Uebel ausgejeßt. 

Bei Beurtheilung diejer Yage iſt Alter, Geichleht und per- 
Jönliche Beichaftenheit des Betroffenen zu erwägen. 

Vgl. R.-Strafgesetzbuch $$ 240, 241. 


1113. Der Zwang wirft die Nichtigkeit des Vertrags nicht 
allein, wenn er an eimer der Bertragsperjonen, jondern auch, 


wenn er an deren Ghegatten, Abkömmlingen oder Ahnen ver- 
übt wird. 


Vgl. R.-Strafgesetzbuch $ 52. 


1114. Bloße Furcht vor dem Ummillen der Eltern oder 
der Ahnen und dergleichen, welche durch feinen Zwang rege ge— 
macht worden ift, reicht nicht hin, um einen Vertrag für uns 
gültig zu erklären. | 


1114 a. In einem Bertrag zwijchen Eltern und Kindern, 
oder Vorgejegten und Untergebenen, kann jedoch aud) jene Furcht 
nach Umjtänden zur Umftogung eines dem gehorchenden Theil 
nadtheiligen Bertrags in Anjchlag kommen. 


1115. Gin Vertrag kann wegen Zwang nicht mehr ans 
-gefochten werden, wenn derjelbe nad) bejeitigter Gewalt ausdrüd- 
lich oder ſtillſchweigend, oder durch unbenußten Ablauf der zur 
Umſtoßung gejeglich beſtimmten Zeit genehmigt wurde. 

Vgl. L.R.S. 181, 392, 1117. 1304, 1358. 


17* 
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1116. Der Betrug wirkt Nichtigkeit des Vertrags, wenn 
ohne die von einer der Bertragsperjonen gebrauchten Kunftgriffe 
die andere den Vertrag nicht eingegangen haben würde. 

(Fr wird nicht vermuthet, jondern muß aus den einzelnen 
Thatumſtänden begründet werden. 

Vyl. L.R.S. 783, 887, 1116b, 1117; R.-Strafgesetzbuch $ 263. 


1116 a. Die nämliche Beweisnothiwendigfeit trifft auch den 
Irrthum und den Zwang. 
Vgl. L.R.S. 1109 u. 1111, 1117 b: 


1116 b. Ein Betrug der Nebenbeftimmungen betrifft, wirkt 
nur eine Entſchädigungsforderung. 
Vgl. L.R.S. 1110, 1382. 


1117. Ein Vertrag, der dur Irrthum, Zivang oder Be— 
trug zu Stand kam, iſt nicht jchon fraft Gejeges ungültig, jondern 
nur einer Klage auf Vernichtung oder Umſtoßung ausgejeßt, nad) 
näherer Angabe des jiebenten Abjchnittes fünften Kapitel in 
gegenwärtigem Titel. 

Vgl. L.RS. 6h., 180, 888, 1115, 1117a., 1304, 1338. 


1117 a. Auch ein, obwohl nicht umgeftoßener Vertrag, den 
der eine Theil durch Zwang oder Betrug herbeiführte, kann von 
ihm niemals zu feinem Bortheil vor Gericht benugt werden. 


1117 b. Zwang, Betrug, und andere unrechte Thaten 
find nur da anzunehmen, wo jie mit ihren Umſtänden der 
Zeit, des Orts und der Art bejtimmt angegeben und eriviejen 
werden. 

Verl. LR.S. 1116 a. 

1118. Verkürzung entträftet die Verträge nur bei gewiſſen 
Gattungen derjelben, oder in Bezug auf gewiſſe Perfonen, nach 
Inhalt des nämlichen Abjchnitts. 

Vgl. L.R.S. (783), 887, 1079, 1305, 1313, 1674, 1683, 1706, 1872, 
1983 f., 2052; Handelsgesetzbuch Art. 286, 

1119. In eigenem Namen fann man nur für fid) jelbit 


Verbindlichkeiten übernehmen oder ſolche ſich bedingen. 
Vgl. L.R.S. 1120 -1122, 1165, 1372, 1934, 2014, 2077, 
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1120. Auch für Dritte kann man gutſtehen, und eine 
Handlung verſprechen, die jene leiſten ſollen, in welchem Fall der 
Gutſtehende, welcher Genehmigung zu erwirken verſprochen hat, 
zur Entſchädigung verbunden iſt, wenn der Dritte ſich weigert, 


das Verſprechen auf ſich zu nehmen. 
Vgl. L.R.S. 1146 u. flg., 1165, 1375, 1998. 


1121. Man kann auch zum Vortheil eines Dritten etwas 
bedingen, wenn es in Gefolge einer Zuſage geſchieht, die man 
ſich jelbjt bedingt, oder einer Schenkung, die man einem Andern 
macht. Wer etwas dergleichen bedungen hat, kann nicht davon 
abgehen, jobald der Dritte erklärt hat, jih das Bedungene eigen 
zu machen. 

Vgl. L.R.S. 954, 1165, 1973. 


1122. Es wird vermuthet, man habe nicht blos für fi, 
jondern auch für jeine Erben und Rectsfolger bedungen, wo 
nicht das Gegentheil ausgedrüdt worden ift, oder aus der Be— 
Ichaffenheit des Vertrags fließt. 

Vgl. L.R.S. 1879, 2003, 2017; Handelsgesetzbuch Art. 207. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Vertragsfähigfeit. 


1123. Gin Jeder fann Verträge jchliegen, welchen nicht 
Die Gejege dazu unfähig erklären. 
Vgl. L.RS. 1108, 1124, 1926. 


1124. Unfähig, Verträge zu jchliegen, find in ihrer Art: 
die Minderjährigen, 

Vgl. L.R.S. 388, 481—484, 457, 1124a. u. b., 1125, 1398. 

die Mundlojen, 

Vgl. LR.s. 499, 502—504, 509, 513, 513. 

die Ehefrauen, 
Vgl. L.RS. 217—226, 1427, 1449, 1538, 1576. 

diejenigen, denen bejondere Gejege gewilje Verträge unters 
jagen. 
Vgl. L.R.S. 450, 472, 1595—097, 1840. 
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1124 a. Die Unfähigkeit der Minderjährigen ift von weiterm 
oder engerm Umfang, je nachdem jie unmündig, halbmündig oder 
vollmündig find. 

Vgl. LR.S. 903, 904; R.C.P.O. $ 358 Z. 1, 3 485 Abs. 2; R.St. 
P.O. $ 56 Z. 1; Gesetz vom 9. Oktober 1860 (R.B. Nr. 51) über Religion 
der Kinder $ 5. 

VI. Konstitultionsedikt (Anhang A 2, e.) $ 27: 

Verpflichtungen, welche blos auf ihrer Person lasten, 
können die Minderjährigen insoweit auch allein giltig über- 
nehmen, als sie nur vorübergehende Folgen haben, und nicht 
die Erziehungsbestimmung aufheben, welche ihnen ihr Für- 
sorger gegeben hat, sobald sie einmal halbmündig sind, 
d. i. das 14. Lebensjahr zurückgelegt haben; jene hingegen, 
wozu eine besondere Verstandes- oder Erfahrungsreife erfor- 
dert wird (z. E.-Eidesleistung, Religionsänderung), und welche 
weiter zu bestimmen dem Gesetze vorbehalten bleibt, sowie 
alle letztwillige Erbeinsetzungen, stehen ihnen nur nach 
erreichter Vollmündigkeit zu, die mit der Zurücklegung. 
des ı6. Jahres künftig eintritt. 

1124 b. Ein Vollmündiger, der außer der Eltern oder 
Pfleger Haus, und nicht einem Fürſorger übergeben, mithin ſich 
jelbjt überlafjen ift, jchliegt gültig alle für feinen Unterhalt und- 
Beruf geeignete Verträge, vorbehaltlich) der Umftogung im Ver— 
letzungsfall, und der bejonderen Anftaltsgejege, welchen er etwa 
unterworfen ift. 


Vgl. L.RS. 1305—1308; R.-Strafgesetzbuch $$ 301 u, 302, 


Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Studirenden 
an den beiden Landesuniversitäten! 
vom 20. Februar 1868 (R.B. Nr. 18). 

$ 2: Das Gesetz vom 21. Juli 1823 (R.B. Nr. 20) über 
die Schulden der Akademiker ist aufgehoben. Dagegen findet 
der Landrechtsatz 1124 b auch auf studirende minderjährige 
Ausländer, welche das sechszehnte Lebensjahr zurückgelegt 
haben, Anwendung. 


1125. Minderjährige, Mundlofe und Ehefrauen können 
wegen Unfähigkeit ihre Zuſage nur ’= »ejeglich beitimmten Füllen 
anfechten. 

Perſonen, die Fihig ſind, eine Verbindlichkeit zu über hmen, 
können die Unfähigteit des Mind rjährigen, des Mundl a oder 
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der Ehefrau, mit welcher jie gehandelt haben, diejen nicht ent= 
gegenhalten. 
Vgl. L.R.S. 60., 225, 1124, 1504—1314, 1926, 1990. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon dem Gegenftand und Stoff der Verträge. 


1126. Jeder Vertrag hat eine Sache zum Gegenjtand, die 
der eine Theil zu geben, zu thun oder zu unterlaffen zuiagt. 

Vgl. L.R.S. 1101, 1108. 

1127. Der bloße Gebraud oder die bloße Inhabung einer 
Sade kann, jo gut als die Sade jelbit, Gegenjtand eines Ver— 
trags jein. 

Vgl. L.R.S. 1582, 1702, 1709, 1841, 1875, 1915, 2071. 

1128. Nur Saden, die dem Rechtsverkehr überlajjen find, 


fönnen Vertragsgegenftand werden. 
Vgl. L.R;S. 538, 714, 1130, 1302, 1303, 1598, 1600, 2226. 


1129. Eine Verbindlichkeit muß eine, wenigjtens der Gattung 
nad, beitimmte Sache betreffen. 

Ihr Betrag kann ungewiß fein, wenn es nur Mittel zu 
deſſen Beitimmnng gibt. 

Vgl. L.R.S. 1246, 1592. 


1130. Auch zukünftige Sachen darf eine Verbindlichkeit 
umfajlen. 

Nur auf die noch unangefallenen Erbſchaften kann Niemand 
Verzicht thun, noch über ſolche irgend einen Bertrag jchliegen, 
jelbjt nicht mit Bewilligung des Erblafjers. 

Vgl. L.R.S. 6, 761, 791, 1600. 


Vierter Abſchnitt. 
Von der Vertragsurſache. 


1131. Eine Uebereinfunft, die auf feiner oder auf einer 
unrichtigen oder unerlaubten Urjache beruht, bringt feine Rechts— 
wirkung hervor. 

Vgl. L.R.S. 6, 1108, 1133. 
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1132. Daodurch wird der Vertrag nicht ungültig, daß die 
Vertragsurſache nicht ausgedrüdt ift. 

Vgl. Wechselordnung $ 4. 

1133. Jene Urjache ift unerlaubt, welche von dem Geſetz 
verboten, der GSittlichfeit entgegen oder der Staatsordnung 


zuwider tft. 
Vgl. L.R.S, 686, 815, 965, 1172, 1387—1389, 1833. 


Drittes Sapitel. 
Bon den Wirkungen der Verbindlichkeiten. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Verfügungen. 


1134. Rechtmäßig geſchloſſene Verträge gelten gleich Geſetzen 
unter denjenigen, die ſie geſchloſſen haben. 

Nur mit wechſelſeitiger Einwilligung oder aus geſetzlichen 
Gründen können fie widerrufen werden. 

Sie erfordern redlihen Bollzug. 

Vgl. L.R.S. 1175, 1134, 1340 a—c., 1869, 1871, 2007. 

1135. Verträge verbinden nicht nur zu dem Ausgedrüdten, 
fondern aud) zu allem, was aus joldhen nad Billigteit, Her— 


fommen oder Gejegen folgt. 
Vgl. L.R.S. 6.d., 696, 1142, 1156—1164, 1626, 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon der Verbindlichkeit, zu geben. 

1136. Die Schuldigfeit, etwas zu geben, umfaßt nicht nur 
die Verbindlichkeit, die Sache zu übergeben, jondern auch), fie bis 
zur Uebergabe zu bewahren und widrigenfalls den Gläubiger zu 
entichädigen. 

Vgl. L.R,S. 1146 u. flg., 1302, 1303, 1604, 1614, 1689. 

1137. Die Objorge für die Bewahrung der Sache ver- 
bindet denjenigen, dem fie aufliegt, zu jeder Vorficht eines guten 
Hauswirths, der Vertrag mag nun den Vortheil des einen Theils 
allein, oder den gemeinjchaftlichen Nuten beider bezweden. 
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Mehr oder weniger umfaßt dieſe Verbindlichkeit bei jenen Ver— 
trägen, deren Wirkungen unter den betreffenden Titeln beſonders 
beſtimmt jino. 

Vgl. L.R.S. 1374, 1428, 1614, 1880, 1927, 1962, 2080. Handels- 
gesetzbuch Art. 282, 343. 


1138. Die VBerbindlichfeit zur Uebergabe einer Sade ent: 
fteht aus der bloßen Uebereinkunft der Bertragsperjonen. 

Sie macht den Gläubiger zum Eigenthümer; fie überträgt 
auch auf ihn die Gefahr der Sache von dem Augenblid an, wo 
die Uebergabsſchuldigkeit begründet war, obgleich ſolche nicht ge— 
Ihah, wenn nicht der Schuldner im Lieferungsverzug ift, in welchem 
Tall fie auf jeiner Gefahr bleibt. 

Vgl. LR.S. 711, 938, 1139—1141, 1193, 1302, 1583, 1624, 1647, 
1708. 

1139. Der Schuldner wird in Verzug gejeßt, theils durch 
urtundliche, nämlich) öffentlich beurkundete Aufforderungen oder 
andere gleichgeltende Vorgänge, theils dur) den Inhalt des Ver— 
trags jelbjt, wenn darin enthalten ift, daß durch bloße Erſcheinung 
des Tags, ohne daß es weiterer Handlungen bedürfe, der Schuldner 
im Berzug jein joll. 

gl L.R.S. 1146, 1656, 1929;.R.C.P.O $$ 235 u. 239; Notariats- 
ordnung $$ 77—79. 

1140. Die Wirkungen der Verbindlichkeit, eine Liegen- 
ſchaft zu geben oder zu überliefern, werden unter dem Titel: vom 
VBerfauf und unter dem Titel: von VBorzugsredhten und 
Unterpfändern bejtimmt. 

Vgl. L.R.S. 939 u. flg., 1583, 1583 a., 1605, 2103 Z. 1, 2108; IL 
Einf.-Edikt $ 25. 

1141. Auf ein Fahrnißſtück, das man zu geben oder zu 
liefern zweien Perjonen nad) einander zujagt, hat derjenige den 
Vorzug und wird Eigenthümer, der in den wirklichen Bejit der 
Sade geſetzt ift, wenn ſchon jein Titel jünger iſt, vorausgejeßt 
nut, daß er ein redlicher Beſitzer ſei. 

gl. L.R.S. 2268, 2279. 


Te 
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Dritter Abſchnitt. 
Von der Verbindlichkeit, etwas zu leiften. 


1142. Jede unerfüllte Verbindlichkeit, etwas zu thun oder 
zu lafjen, löft fich in die Schuldigfeit auf, zu entjchädigen. 
Vgl. L.R.S. 1146 n. flg., 1184. 


-1143. Der Gläubiger kann jedoch fordern, daß alles zufagwidrige 
Errichtete zerjtört werde ; auch fann er ſich ermächtigen laffen, es auf Koften 
des Schuldners jelbft zu zerftören, unbejchadet jeiner Entjhädigungsforderung, 
ſoweit fie Statt hat. 


+1144. Der Gläubiger fann gleihfalld ermächtigt werden, das uner— 
füllte Verſprechen auf Koſten des Schuldners jelbft vollziehen zu laſſen. 


Die LR.S. 1143 u. 1144 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. 
Einf,-Ges. zu den R.J.G. Vgl. R.C.P.O. $$ 775 u. 774. 


1145. Wer etwas zu unterlaffen jchuldig ift, haftet, jobald 
er es thut, für die Entſchädigung. 
Vgl. R.C.P.O. $ 775. 


Vierter Abſchnitt. 
Bon der Entihädigung wegen Nichterfüllung einer Verbindlichkeit. 


1146. Entſchädigung ift ein Schuldner nur dann ſchuldig, 
wenn er wegen Erfüllung jeiner Verbindlichkeit in Verzug geſetzt 
ift, den Fall ausgenommen, wo das, was der Schuldner zugejagt 
hat, nur in einer gewilfen Zeit, die er verftreichen ließ, gegeben 
oder gethan werden fonnte. 

Vgl. L.R.S. 1139, 1142, 1149 u. fig., 1184, 1228—1230. 


1147. Der Schulder, der feine Zujage gar nicht oder nicht 
in Zeiten erfüllt, wird zur Entſchädigung im geeigneten Fall ver= 
urtheilt, jo oft er nicht darlegt, daß die Nichterfüllung von einer 
fremden, ihm nicht beizumefjenden Urſache herrühre, und das jelbft 
alsdann, wenn von feiner Seite gar feine Unredlichfeit unterläuft. 

Vgl. L.R.S. 1146, 1148, 1148a., 1611; Handelsgesetzbuch Art. 326 
—333, 

1",8. Die Entſchädigungsklage hat nicht ftatt, wenn der 
Schridner durd) höhere Gewalt oder Zufall verhindert wurde, das 
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Zugejagte zu geben oder zu thun, oder veranlaßt wurde, gegen 
feine Zulage zu handeln. 

Vgl. L.R.S. 1234 a., 1302, 1374 a., 1379, 1647, 1722, 1730—1735, 
1789, 1790, 1807, 1881—1884, 1920, 

1148a. Sie hat auch nicht jtatt wegen einem Schaden oder 
einer Schadensvergrößerung, welche aus einer zu dem Berjehen 
des Schuldners Hinzugelommenen Verſchuldung des Gläubigers- 
entitand. 

Vgl. L.R.S. 1150 n. 1151. 


1149. Die Entihädigung umfaßt den erlittenen Berluft und 
den entgangenen Gewinn, mit Vorbehalt der nachfolgenden Aus— 
nahmen und Einjchränfungen. 

Handelsgesetzbuch Art. 283. 


1150. Blieb die Verbindlichfeit ohne Gefährde des Schuld- 
ner3 unerfüllt, jo hat diefer nur jenen erlittenen Berluft und ent= 
gangenen Gewinn zu erjegen, welcher zur Zeit der Vertragsvoll- 


ziehung vorhergejehen wurde, oder vorhergejehen werden fonnte. 
Vgl. LR.S. 1383 a. 


1150a. Die Möglichkeit der Vorausſicht ift nach jenem 
Maaß der Einfiht und Umfiht, auch Achtſamkeit zu bejtimmen, 
welche man bei Perſonen gleihen Stands und Berufs gewöhnlid) 
findet, und deshalb zu erwarten berechtigt ift. 

Vgl. Art. 4 d. Gesetzes v. 13. Febr. 1851 (R.B. Nr. 14), über Ent- 


schädigungspflicht der Gemeindeangehörigen wegen bei Zusammenrottungen 
verübter Verbrechen (Anh. B., 15 b.). 


1150b. ft dem Handelnden nad) jeiner gewöhnlichen Hans 
delsweife ein größeres Maapzeigen, jo gilt dies in jenen Fällen 
zum Maaßſtab, wo derjelbe betrüglich oder leidenjchaftlich handelte. 


1150c. Iſt jeine Geiftesthätigfeit unter dem gewöhnlichen 
Grad, jo muß fich der Gläubiger an diefem Maaßſtab genügen 
lafjen, wenn er fich dieſen Schuldner erwählt hat. 


1151. Selbit in "m Tal, wo eine Berbindlichfeit aus 
Gefährde des Schuldners unerfüllt bleibt, begreift die Entſchä— 
Digung me. denjenigen Riltenen Verlufl und entgangenen Gewinn 
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unter fich, welche unmittelbare und natürliche Folgen der Nicht» 
erfüllung find. 

Vgl. L.R.S. 1382 e. 

115la. Berluft und Gewinn wird auf den hödjften laufen 
den Werth, der in der Zwijchenzeit von der Beichädigung bis zur 
Entihädigung bejtand, berechnet, wenn der Schaden vorjäßlich zu— 
gefügt wurde, andernfalls nur auf den mittleren, in feinem Fall 
auf den bloßen Neigungswerth des Beichädigten. 

Vgl. L.R.S. 1382 e. u. 1383 a. 

1152. Wo in einem Bertrag auf den Fall der Nichterfüllung 
für Entihädigung eine beftimmte Summe verſprochen ift, da darf 
dem Bejchädigten weder mehr noch weniger zuerfannt werden. 

Vgl. L.R.S. 1229. 

1153. Bei Berbindlichkeiten, welche auf die Zahlung einer 
geilen Summe bejchränft find, befteht die Entichädigung wegen 
verzögerter Erfüllung des Vertrags allemal nur in der Verur— 
theilung zu den gejeklichen Zinjen, ohnbejchadet der bejondern 
Regeln für Handlungsgejchäfte und für Bürgichaften. 

Dieje Entihädigung gebührt dem fordernden Gläubiger, ohne 
daß er nöthig hätte, irgend einen Verluſt zu beweijen. 

Sie gebührt ihm nur vom Tag der Anforderung an, den 
Tall ausgenommen, wo das Gejeh jagt, der Zinjenlauf jolle kraft 
Gejeßes anfangen. 

Vgl. L.R.S. 455, 456, 474, 1139, 1146, 1440, 1473, 1543, 1570, 
1652, 1846, 1904, 1907 a., 1996, 2001, 2023: Handelsgesetzbuch 93, 95, 
220, 287—289; Wechselordnung Art. 50 u. 5l. 

1154. Der Zinsrüditand, der höher als ein Jahresbetrag 
ift, kann zinstragend werden durch gerichtliche Einklagung oder 
durch bejondere Uebereinkunft. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 291. 

1155. Verfallene Einkünfte an Pacht, Miethgeld, Erb= oder 
Leibrenten, tragen ebenfall® Zins von dem Tag der gerichtlichen 
Anforderung oder der Erklärung zur Berzinjung. 

Gleiche Regel gilt für den Früchtenerſatz, und für Zinjen, 
die ein Dritter dem Gläubiger auf Rechnung des Schuldners ge= 
zahlt hat. 

Vgl. L.R.S. 127, 549, 1375, 1728, 1909, 
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1155a. Bei Eritattung der nicht mehr vorhandenen Früchte 
erjegt der redliche Beſitzer alle wirklich verzehrten Früchte, jedoch 
mit Ausnahme jolcher, von denen er erweiſen fann, er würde 
ſolche nicht genofjen, noch ihren Werth verbraucht haben, wenn er 
gewußt hätte, das Genußrecht jei nicht jein. Der unredliche Be— 
figer erjegt alle verzehrten Früchte ohne Ausnahme, und zugleich 
die vernachläſſigten. 

Vgl. L.R.S. 138, 549, 550, 1378. 


Fünfter Abichnitt. 
Von der Auslegung der Verträge. 
1156. Bei Verträgen gilt die gemeinichaftliche Abjicht der 
Vertragsperionen mehr, als der buchjtäblide Sinn der Worte, 
Vgl. L.R.S. 1100 db., 1175; Handelsgesetzbuch Art. 278. 


11564. Cine außerhalb der Vertragsurfunde erhobene Abficht kann 
jedoch den Worten des Vertrags nur alsdann entgegengeftellt werden, wenn 
aus dem YZujammenhang der Urkunde ein Widerjpruchsichein oder eine Uner: 
flärlichteit hervorgeht, und eine Auslegungsbedürftigkeit herbeiführt. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Gesetzes zu den R.J.G. 

1157. Eine doppelfinnige Stelle hat den Sinn, worin fie 
einige Wirkung hervorbringen kann; nicht den, worin fie unwirf- 
jam bleiben würde. 


1158. Doppeljinnige Ausdrüde find dem Gegenjtand des 
Vertrags gemäß auszulegen. 


1159. Das Zweideutige erhält jeine Auslegung aus dem 
Yandesbraud des Vertragsorts. 

Vgl. L.R.S. 64—f., 1736, 1757, 1758, 1774, 1777; Handelsgesetz- 
buch Art. 279. 

1160. In jedem Vertrag müſſen die üblichen Vorſichts— 
gedinge, obſchon jie darin nicht ausgedrüdt wären, hinzugedacht 
werden. 

Vgl. L.R.S. 1185. 

1161. Bon mehreren Nebengedingen erhält Eins dur dag 
Andere jeine Auslegung, indem einem jeden der Sinn zufommt, 
der ji) aus der ganzen Handlung ergibt. 
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1162. Im Zweifel wird ein Vertrag wider denjenigen aus— 
gelegt, dem etwas bedungen wird, umd für den, der eine Ver— 
bindlichfeit überkommen joll. 

Vgl. L.R.S. 544 a., 1100 b d.. 1100 dd.; 1602, 1602 a., 1695, 1706a., 
1773. 

1163. So allgemein auch immer die Nusdrüde eines Ver: 
trags jein mögen, jo erjtredt er jich gleichwohl nur auf jolche 
Saden, worüber erweislich die Betheiligten zu unterhandeln 
Willens waren. 

Vgl. L.R.S. %048—2050, 


1164. Wird in einem Vertrag zur Erläuterung der Vers 
bindlichfeit ein Fall ausgedrüdt, jo wird dadurch) deren Umfang 
nicht beichräntt, jondern bleibt dennoch, wie er in den unausges 
drüdten Fällen von Rechtswegen jein mag. 


Schiter Abſchnitt. 
Von der Wirkung der Verträge in Bezug auf dritte Perjonen. 


1165. Verträge haben nur unter denen, die jie jchließen, 
ihren Wirkungskreis; einem Dritten bringen fie feinen Nachtheil; 
fie nußen ihm auch nicht, außer in dem Fall des 1121jten Satzes. 

Vgl. LRS. 1119—1125, 1375, 1743, 1908, 2009, 2014, 2051. 

1166. Die Gläubiger fünnen gleichwohl alle jene Rechte 
und Klagen ihres Schuldners zu ihrer Befriedigung geltend machen, 
die nicht ausichlieglih ihm in Perſon zuitehen. 

Vgl. L.R.S. 618, 788, 865, 882, 921, 1446, 1464, 1753, 2225. 

1167. Sie fünnen gleichfalls in eigenem Namen jene Hand» 
lungen anfechten, die ihr Schuldner zum Abbruch ihrer Rechte 
unternimmt. 

Sie müſſen jedoch, joviel jene Rechte betrifft, die unter dem 
Titel: von den Erbihaften und unter dem Titel: von dem 
Heirathsvertrag und den wedjeljeitigen Rechten der Ehe: 


gatten genannt find, nach den dort vorgejchriebenen Regeln ſich 
richten. 


Vgl. L.R.S. 622. 788, 882, 1053, 1447, 1461; R.Konk.Ordn. 88 24, 
25, 28. 30—39. 
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1167 a. Die vorgedachte Anfechtung findet nur innerhalb 
eines Jahrs, von der Zeit der dem Gläubiger möglich gewordenen 
Kenntniß an, Statt. 

Vel. R.-Konk.-Orän. $ >54. 


Anmerkung: Die L.R.S. 1167 u. 1167a. sollen ersetzt werden 
durch ein zur Zeit noch in Berathung befindliches Reichsgesetz von 1879 
über die Anfeehtnng von Rechtshandlungen eines Schuldners ausserhalb 
des Konkursverfahrens (s. Nachtrag zum Anhange). 


Viertes Kapitel. 
Von den verjhiedenen Gattungen der Berbindlichkeiten. 


Erſter Abſchnitt. 
Von bedingten Verbindlichkeiten. 


8S L. 
Von Bedingungen überhaupt und ihren verſchiedenen Gattungen. 


1168. Eine Verbindlichkeit iſt bedingt, deren Wirkſamkeit 
oder Fortdauer von einer künftig aufzuklärenden ungewiſſen Be— 
gebenheit abhängt. 

Vgl. L.R.S. 1181, 1183, 1185. 


1169. Zufällig ift die Bedingung, welche auf Ereignifjen 
beruht, die weder in der Gewalt des Gläubigers, noch in jener 
des Schuldners jtchen. 


1170. Willkürlch heißt die Bedingung, wodurch der Voll: 
zug des Vertrags von einer Begebenheit abhängt, welche herbei= 
zuführen oder entfernt zu halten, iu der Gewalt der Einen oder 
Andern der Vertragsperjonen jteht. 

Vgl. LRS. 1174. 


1171. Die Gemijchte beruht zu gleicher Zeit auf dem 
Willen einer Vertragsperfon und eines Dritten, oder des Zufalls. 
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1172. Jede Bedingung einer unmöglichen, ſittenwidrigen 
oder gejekwidrigen Sache gilt nicht, und macht die darauf aus— 
geſetzte Uebereinfunft ungültig. 

Vgl. L.R.S. 6, 900, 1181, 1138. 


1173. Die Bedingung, etwas an ſich Unn.sgliches nicht zu 
thun, macht die darauf ruhende Verbindlichkeit nicht ungültig. 


1174. Jede Verbindlichkeit iſt nichtig, welche unter einer 
Bedingung übernommen wird, die allein von der MWillfür des 
Uebernehmenden abhängt. 

Verl. LRS. 944, 047, 1086, 1098. 


1175. Jede Bedingung muß jo erfüllt werden, wie e8 die 
Parthieen wahrjcheinlich gewollt und gemeint haben. 
Vgl. L.R.S. 1156, 1178. 


1176. Wenn die Bedingung, dab etwas gejchehe, in cine 
bejtimmte Zeit begrenzt ift, jo gilt fie für fehlgeichlagen, jobald 
die Zeit verftrichen ift, ohne daß ſich die Begebenheit ereignet hätte. 

Iſt feine Zeit bejtimmt, jo kann die Bedingung zu jeder 
Zeit erfüllt werden; exit alsdann gilt fie für fehlgeichlagen, wenn 
Gewißheit vorhanden ift, dab die Begebenheit ſich nicht mehr er— 
eignen werde. 

Vgl. L.R.S. 1040, 


1177. Die Bedingung, daß eine Begebenheit in einer be= 
ftimmten Zeit ſich nicht ereigne, ift erfüllt, jo bald die Zeit ver— 
ftrihen ift, ohne dab die Begebenheit eingetreten wäre; fie ijt 
gleichfalls erfüllt, wenn vor Ablauf der Zeit Gewißheit entiteht, 
daß die Begebenheit ſich nicht ereignen werde. Iſt feine Zeit be= 
ſtimmt, jo ift fie nur alsdarn erfüllt, wenn es ficher wird, daß 
überall die Begebenheit ſich nicht ereignen werde. 

Vgl. L.R.S. 1040. 


1178. Cine Bedingung gilt für erfüllt, wenn der Schuldner, 
der ſich unter diefer Bedingung verbindlich machte, jelbjt ihre Er— 
füllung verhindert. 
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1179. Cine erfüllte Bedingung wirkt rückwärts auf den Ans 
fang des Gejchäfts. Iſt der Gläubiger vor Grfüllung der Ber 
dingung gejtorben, jo gehen feine Nechte auf feine Erben über. 

Vzl. L.R.S. 1181, 1188, 


1150. Schon ehe die Bedingung erfüllt ift, kann der Gläu— 
biger die zur Erhaltung jeines Rechts etwa nöthig werdende Hand- 
lungen vornehmen. 

Vgl. LR.S. 820, 88 , 2132; R.C.P.O. $ 231; R.-Konk.-Or-In. 83 60 
u. 142. 


SII. 
Von der aufſchiebenden Bedingung. 


1181. Eine Verbindlichkeit unter aufſchiebender Bedingung 
beſteht nicht nur, wenn die ungewiſſe Begebenheit, wovon ſie ab— 
hängt, wirklich noch zukünftig iſt, ſondern auch, wenn ſie ſich 
ſchon ereignet hat, dieſes aber den Parthieen unbekannt iſt. 

Im erſten Fall kann das Verſprechen nicht zum Vollzug 
kommen, ehe die Begebenheit zur Wirklichkeit gekommen iſt. 

Im andern Fall wirkt die Verbindlichkeit von dem Tag an, 
da ſie eingegangen ward. 

Vel. L.RS. 1041, 1179, 1258 Z. 5. 1588, 2257; R.-Konk.-Ordn 
SS 60 u. 142. 


1182. Eine Sade, die Jemand unter aufjchiebender Be— 
dingung jchuldet, bleibt auf Gefahr des Schuldners, der zu ihrer 
Üeberlieferung nur auf den Fall der erfüllten Bedingung ver— 
bunden ward. 

Geht die Sache ohne Verſchulden des Schuldners gänzlic) 
zu Grund, jo iſt die Verbindlichkeit erloichen. 

Wird der Werth der Sache ohne deſſen Verſchulden verringert, 
jo hat der Gläubiger die Wahl, entweder von dem Vertrag abzu— 
jtehen, oder ohne Abzug an der Gegenleiftung die Sad): in dem 
Stand, worin fie ſich wirklich befindet, anzunchmen. 

Liegt der Grund der Werthaverringerung an dem Schuldner, 
jo hat der Gläubiger die Wahl, entweder von dem Vertrag abzu— 

Civilrecht. 18 
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ftehen, oder die Sade in dem Stand, worin fie fic) befindet, 
nebjt der Entichädigung zu fordern. 
gl. LR.S. 1136, 1138, 1148, 1502, 1614, 1624. 


8 I. 
Bon der auflöjfenden Bedingung. 

1183. Cine auflöjende Bedingung, jobald fie erfüllt wird, 
hebt die Verbindlichkeit auf, und jeßt die Sadıen in den Stand 
zurüd, als wäre dieje nicht vorhanden geweſen. 

Der Vollzug der Verbindlichkeit wird durch fie nicht aufs 
gehoben; fie verbindet den Gläubiger nur, das Empfangene 
jurüdzugeben, jobald die vorbehaltene Begebenheit ſich ereignet. 

Vgl. L.R.S. 929, 952, 954, 963, 1179, 1184, 1188 b., 1659 u. fg.; 
R.-Konk.-Ordn. 8 50, 

1184. In doppeljeitigen Verträgen ift es für den Fall, 
da Einer von beiden Theilen jeinem Verſprechen fein Genüge 
leiftet, allemal jtillichtveigende Bedingung, daß der Vertrag aufs 
gelöft jein joll. 

Der Vertrag wird jedoch nicht Kraft Geſetzes aufgelöft, ſon— 
dern der Theil, welhem das nichterfüllte Verjprechen geſchah, hat 
die Wahl, entweder den Andern zum Vollzug des Vertrags, 
wenn diejer noch möglich ift, zu ziwingen, oder deilen Aufhebung 
nebjt der Entihädigung zu fordern. 

Diefe Forderung muß gerichtlich geichehen und dem Be= 
Hagten fann nad Umftänden ein Aufihub zum Bollzug geitattet 
werden. 

Vgl. L.R.S. 6 b., 956, 1102, 1146 u. fig., 1610, 1611, 1654-1657, 
1741, 1871, 1912; Handelsgesetzbuch Art. 354—359; R.-Konk.-Ordn. 
ss 15— 21. 

Zweiter Abſchnitt. 
Bon betagten Verbindlichkeiten. 

1185. Das Ziel oder der Tag unterjcheidet ſich von der 
Bedingung dadurch, daß es die Verbindlichkeiten! nicht aufichiebt, 
jondern nur ihren Vollzug hinausjeßt. 

Vgl. L.R.S. 1168, 1888, 1899— 1001, 2257; Handelsgesetzbuch Art. 


325—932, 





En \y ze 


_——— 
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1185a. Bon dem vorgenannten Verfallziel ift das Währ— 
ziel verjchieden, welches weder das Entſtehen nod den Vollzug 
der Berbindlichfeit aufjchiebt, jondern nur ihrer Währung oder 
Dauer ein Ende madt. 

Vgl. L.R.S. 1188 b., 1737, 1902, 2032. 


1186. Was cerjt an einem PBerfallziel zahlbar ift, kann vor 
dem Verfalltag nicht gefordert, aber auch, wenn es vorausbezahlt 
wurde, nicht zurüdgefordert werden. 

Vgl. L.R.S. 1188, 1291, 1376, 1899, 1944; R.C.P.O. 8 231. 


1187. Berfallzieler gelten immer für bedungen zum Vor— 
theil des Schuldners, joweit ſich nicht aus der Uebereinkunft oder 
von Umftänden ergibt, daß fie zugleich zum Vortheil des Gläubi- 
gers verabredet wurden. 

Vgl. L.R.S, 12558 Z. 4, 1292, 1944; Handelsgesetzbuch Art. 334. 


1188. Der Schuldner kann jeine Begünftigung durd) jjolche 
Zieler nicht mehr geltend machen, wenn er gantmäßig wird, 
oder durch jeine Handlungen die Sicherheit vermindert hat, die 
er jeinem Gläubiger in dem Vertrag gegeben hat. 

Vgl. L.R.S. 1613, 2032; R.Konk.-Ordn. $ 58. 


Bad. Einf.-Gesetz zu den Reichs-Justizgesetzen. 


$ 27. Im Falle eines Konkurses finden die Bestim- 
mungen der $$ 58, 539 und 60 der Konkursordnung auch auf 
die Forderungen von Gläubigern Anwendung, welche zu ab- 
gesonderter Befriedigung berechtigt sind. 


71188a. Dod kann der Schuldner, deifen Zahlungszieler unverzinglich 
waren, joviel an der Vorauszahlung abziehen, als die Schuldigfeit bis zur 
Verfallzeit, nach dem gefeglihen Fuß, Zins getragen haben würde. 


Aufgehoben durch $ 727 der Bad. C.P.O. von 1364. 


1188b. MWährzieler fünnen niemals vom Richter verlängert 
werden; übrigens ijt ihre Wirkung jenen einer auflöjenden 
Bedingung gleich, jedoch ohne Rückwirkung. 

Vgl. L.RS. 1183, 1185 a., 1661. 


18* 
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Dritter Abjchnitt. 
Von Wahlverbindlichkeiten. 


1189. Der Schuldner einer Wahlverbindlichkeit wird ihrer 
dadurch ledig, daß er Eine der mehreren verſprochenen Saden 
überliefert. 


1190. Die Wahl gebührt dem Schuldner, injofern fie 
nicht ausdrüdlich dem Gläubiger eingeräumt ift. 
Vgl. LRS. 1221 Z. 8. 


1191. Der Schuldner kann dem Gläubiger nicht einen 
Theil der Einen, und einen Theil der Andern verjprochenen 
Sache geben. 


1192. Wenn von beiden verjprodenen Saden die ‘Eine 
fein Gegenftand einer Verbindlichkeit werden fonnte, jo gilt Die 
Verbindlichkeit für einfach, obſchon fie wahlweis ausgedrüdt ift. 

Vgl. L.R.S. 6n., 1128. 


1193. Eine Wahlverbindlichkeit wird zur einfachen, wenn 
Eine der verſprochenen Saden zu Grund gegangen it, und nicht 
mehr geliefert werden kann, jei es auch durch Fehler des Schuld 
ners. Gr fann den Werth der untergegangenen Sade jtatt der 
übriggebliebenen nicht geben. 

Sind beide Sachen zu Grund gegangen, und Eine davon 
aus Verjchulden des Schuldners, jo muß diejer den Werth der— 
jenigen zahlen, die zulegt zu Grund ging. 

Vgl. L.R.S. 1136, 1302. 


1194. War in den Fällen des vorhergehenden Satzes durch 
die Uebereinkunft die Wahl dem Gläubiger überlaffen, und es ift 
Eine der Sachen, jedoch ohne Verjehen des Schuldners, zu Grund 
gegangen, jo gebührt dem Gläubiger die übrig gebliebene. Haftet 
der Schuldner im Fehler, jo kann der Gläubiger die Sache, die 
übrig geblieben ift, oder den Werth der zu Grund gegangenen 
wählen. 
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Sind beide Saden zu Grund gegangen, und wenigſtens 
Eine aus Verjehen des Schuldners, jo fann der Gläubiger den 
Perth) der Einen oder der Andern nach feiner Wahl fordern. 

Vgl. L.R.S. 1136, 1302, 

1195. Sind beide Saden ohne Verjchulden oder Verzug 
des Schuldners zu Grund gegangen, jo ift in Gemäßheit des 
1302ten Satzes die Verbindlichkeit erlojchen. 

1196. Nach gleichen Grundjäßen wird die Wahlverbind- 
lichkeit, die fi auf mehr als zwei Sachen eritredt, beurtheilt. 


Vierter Abſchnitt. 


Von Sammtrechten und Berbindlichkeiten. 


81. 
Von Sammtrechten der Gläubiger. 

1197. Diejenige Forderung ift ein Sammtrecht mehrerer 
Gläubiger, deren Titel einen Jeden aus ihnen ausdrüdlich er— 
mächtigt, den ganzen Betrag der einnehmenden Schuld einzufor= 
dern, deren an Einen von ihnen geichehene Zahlung aljo den 
Schuldner auch da befreit, wo der Betrag der Schuld unter die 


verihiedenen Gläubiger theilbar ift. 
Vgl. L.R.S. 1217, 1220, 1224; Handelsgesetzbuch Art. 269, 


1198. Der Schuldner hat jo lange die Wahl, an Einen 
oder den Andern der Sammtgläubiger zu zahlen, als nicht Einer 
derjelben durch Einforderung ihm zuvorgefommen: it. 

Der Nachlaß Eines der Sammtgläubiger hebt nur den Schuld- 
antheil diejes Gläubigers. 

Vgl. L.R.S. 1224, 1365. 


1199. Jeder Vorgang, der zu Gunften Eines der Sammt— 
gläubiger die Verjährung unterbricht, fommt Allen zu gut. 
Vgl. L.R.S. 709, 1206, 2242 u. fg. 
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SI. 
Von Sammtverbindlichkeiten der Schuldner, 


1200. Mehrere Schuldner find fjammtverbindlih, wenn 
jeder für fi angehalten werden fann, das Ganze zu leiften, 
folglich die Zahlung des Einen die Uebrigen gegen den Gläubiger 
entledigt. 

Vgl. L.R.S. 1219, 1222, 1234, 12885, 


1201. Eine Sammtverbindlichkeit kann ftattfinden auch da, 
wo Einer der Schuldner nicht auf gleiche Weife, wie der Andere, 
zur Zahlung der nämlichen Sache verbunden ift; zum Beiſpiel, 
wenn Einer nur bedingungsiveile verbunden ift, während das 
Veriprechen des Andern unbedingt war, oder wenn Giner eine 
Friſt erhalten hat, die dem Andern nicht zugejtanden wurde. 


1202. Eine Sammtverbindlichleit wird nicht vermuthet; 
fie muß ausdrüdlich bedungen fein. 

Nur in Fällen, für welche fraft Gejeßes die Sammwer— 
bindlichfeit eintritt, leidet dieje Negel eine Ausnahme. 

Vgl. LR.S. 395, 396, 1033, 1382 d., 1442, 1487, 1734, 1862, 1887, 


2002, 2021 a., 2027 a.; Handelsgesetzbuch Art, 112, 173, 178, 204, 241 
245, 247, 257, 269, 280. 


1203. Bei einer Sammtſchuld fann der Gläubiger fih an 
jeden Schuldner halten, ohne das Einer ihm die Einrede der 
Theilung entgegenjegen kann. 

Vgl. L.R.S. 1222,, 2021, 2026; Handelsgesetzbuch Art. 281. 


1204. Die Einflagung gegen Einen der Schuldner hindert 
die gleiche Einklagung wider die Uebrigen nidt. 
Vzl. L.R.S. 1200. 


1205. Ging die ſchuldige Sache durch Verſchulden oder 
während des Verzugs eines oder mehrerer Sammtjchuldner zu 
Grund, jo befreit diejes die übrigen Mitjchuldner von der Ver— 
bindlichkeit, den Wert) der Sache zu zahlen, nicht; aber zur 
Entihädigung find ſolche nicht verbunden. 
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Dieſe kann der Gläubiger nur an jene Schuldner fordern, 
durch deren Verſehen die Sache zu Grund ging, oder die im 
Verzug waren. 

Vgl. L.R.S. 1156, 1139, 1302. 

1206. Das wider Einen der Sammtjchuldner angeitellte 
Verfahren unterbricht die Verjährung zu Guniten* Aller. 

* Vebersetzungsfehler statt: „zum Nachtheil“ (a l’egard de tous). 

Vgl. L.R.S. 1199, 2249. 


1207. Wenn an einen der Sammtichuldner Zahlung der 
Zinſen gefordert ift, jo laufen fie wider Alle, die gleich verbind- 
ih iind. 

Vgl. L.R.S. 1159. 

1208. Wird Einer der Sammtichuldner von dem Gläubiger 
gerichtlich b.langt, jo fann er alle Einreden vorbringen, die aus 
der Natur der Schuld fliegen, alle, die ihm perjönlich zuftehen, 
ſowie alle, die jämmtlichen Mitjehuldnern gemein find; nur jolche 
nicht, die einigen der übrigen Mitſchuldner allein für ihre Perſon 
zutommen, ohne deren Willen. 

Vel. L.R.S. 1284, 1285, 1204, 136°, 2025— 2027. 

1209. Wird einer der Schuldner alleiniger Erbe des 
Gläubigers, oder der Gläubiger alleiniger Erbe Eines der Schuldner, 
jo erlöicht die Sammtſchuld nur für den Antheil dieſes Schuld— 
ners oder Gläubigers. 

Vzl. L.R.S. 1501. 

1210. Der Gläubiger, der Einem der Sammtjchuldner 
eine Iheilung der Schuld nachgibt, behält feine Sammtklage 
wider die übrigen, jedocd mit Abrechnung des Antheils, der auf 
jenen Schuldner fällt, den er von der Sammtverbindlichkeit los— 
zählte, 

Vgl. L.R.S. 1215, 1285, 2026. 

1211. Der Gläubiger, der von Einem der Schuldner jeinen 
gejonderten Antheil annimmt, ohne in der Quittung ſeine 
Sammtrechte namentlich, oder jeine Rechte überhaupt vorzubehalten, 
begibt fich dadurch der Sammtrechte nur in Beziehung auf diejen 
Schuldner. 
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Es gilt für feine Verzichtleiftung auf die Sammtrechte gegen 
einen Schuldner, wenn der Gläubiger von ihm eine Summe 
empfängt, die feinem Antheil zwar gleich fommt, wovon aber in 
der Quittung nicht ausgedrüdt wird, dab fie für jeinen 
Theil jei. 

Gleiche Bewandtnig Hat es mit dem Fall, wo Einer der 
Mitihuldner nur auf jeinen Theil vor Gericht belangt wird, 
jo lang diejer ſich zur Klaglositellung nicht erboten hat, oder 
nicht eine Verurtheilung darauf erfolgt ift. 

Vgl. L.R.S. 1212, 1285, 2027. 


1212. Der Gläubiger, der den abgejonderten Antheil Eines 
der Mitjchuldner an Rückſtänden*) oder Zinfen der Schuld, 
ohne Vorbehalt empfängt, verliert die Sammtrechte nur auf die 
verfallenen Renten oder Zinſen, nicht auf die fünftig verfallende, 
und eben jo wenig auf den Hauptituhl, jo lang nicht durd) zehn 
nad) einander folgende Jahre die Zahlung immer theilweiſe ge= 
ſchehen it. 


* Uebersetzungsfehler statt: „Rentenzielen‘‘ (arrörages). 


1213. Cine Verbindlichkeit, die von Mehrern jammt und 
jonders übernommen wird, ilt unter den Schuldnern jelbit fraft 
Geſetzes getheilt, und fie find unter fi) nur Jeder für jeinen 
Antheil gehalten. 

Vgl. L.R.S. 1214— 1216. 


1214. Gin Mitichuldner, der eine Sammtſchuld ganz ge= 
zahlt hat, kann von einem ‚jeden der Webrigen nicht mehr als 
deſſen Antheil zurüdfordern. 

Iſt Einer der Sammtjchuldner zahlungsunfähig, jo wird der 
daher entjtehende Verluft unter die zahlungsfähigen Mitjchuldner 
und den Zahler verhältnigmäßig getheilt. 

Vgl. L.R,S. 1213, 1216, 1261 Z. 8, 2038. 


1215. Hat der Gläubiger auf die Sammtklage zu Gunften 
Eines der Schuldner Verzicht gethan, und Einer oder Mehrere 
der Mitſchuldner gerathen in VBermögenszerfall, jo iſt der Antheil 
der Zahlungsunfähigen verhältnigmäßig von allen Schuldnern zu 
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tragen, jelbjt von denjenigen, die der Gläubiger zuvor der Sammt- 
verbindlichkeit entlaſſen hatte. 
Vgl. L.R.S. 1210, 2027. 


1216. Ging das Gejchäft, wofür Mehrere jammt und 
fonders eine Schuld aufnahmen, nur Einen der Sammtſchuld— 
ner an, jo muß diefer jeinen Mitſchuldnern für die ganze Schuld 
haften, und jie find in Beziehung auf ihn nur als jeine Bürgen 
zu betradten. 

gl. L.R.S. 1431, 2023, 2030. 


Fünfter Abichnitt. 
Von theilbaren und untheilbaren Verbindlichkeiten. 


1217. Eine Verbindlichkeit it theilbar oder untheilbar, je 
nachdem ihr Gegenftand nad) jeinem Stoff jowohl als nad) jeiner 
Beichaftenheit einer theilweiſen Uebergabe oder Vollziehung empfäng- 
lih oder unempfänglich it. 

Vgl. L.R.S. 827a. u. b., 1220, 1222, 1939; Handelsgesetzbuch 
Art. 359. 

1218. Die Verbindlichkeit ift untheilbar auch) da, wo zwar 
die verjprochene Sade oder die Handlung ihrer Natur nad 
theilbar wäre, aber die Abjicht der Verbindlichkeit den theilweiſen 
Vollzug nicht zuläßt. 

Vgl. L.R.S. 1134, 1156, 1233, 1670; Handelsgesetzbuch Art. 359, 

1219. Sammtverbindlichfeit wirkt noch feine Untheilbarfeit. 

Vgl. L.R.S. 1200, 1220. 


sı. 


Von der Wirkung theilbarer Verbindlichkeiten. 


1220. Theilbare Berbindlichkeiten gelten zwiſchen dem Gläu— 
biger und Schuldner jelbjt für untheilbar. Nur ihren Erben 
kömmt die Iheilbarfeit zu gut; diefe haben das Forderungsrecht, 
oder die Zahlungspfliht nur nad) dem Antheil, der ihnen gebührt, 
oder wofür fie als Erben oder Nechtsfolger des Gläubigers oder 
des Schuldners zu haften haben. 

Vgl. L.R,S. 870, 1253, 1244, 1669, 1939, 


' 


282 L.R. OLB HIT. Verträge ꝛc. 


1221. Dieje Iheilungsbefugnig der Erben findet nicht 
Statt. 

1) bei unterpfändlichen Schulden; 

2) bei Lieferungen eines bejtimmten Stüds; 

3) bei Wahlverbindlichkeiten, wo der Gläubiger derjenige 
it, der die Wahl hat, und Eine der Sachen untheils 
bar ilt; 

4) wenn Einem der Erben die Erfüllung der Verbindlichkeit 
vermöge ihres Rechtstitels allein aufliegt; 

5) wenn die Natur des Veriprechens oder der verſprochenen 
Sache oder der Bertragsabficht zeigt, es jei Wille der 
Vertragsperjonen geivejen, daß die Schuld nicht theil— 
weile berichtigt werden dürfe, 

In den eriten drei Fällen fann der Erbe, der die abzu— 
liefernde Sache oder das Unterpfandsgrundftüd beſitzt, ſoweit dieſe 
reichen, dehfalls auf das Ganze gerichtlich belangt werden, mit 
Vorbehalt des Nüdgriffs auf jeine Miterbem In dem vierten 
Fall fann jener Erbe, dem allein die Zahlung der Schuld aufs 
liegt, und im fünften Fall Jeder der Erben auf das Ganze 
belangt werden, vorbehaltlich des Nüdgriffs auf feine Miterben. 

Vgl. L.R.S. 873, 1017. 1218, 1225, 2083, 2114. 


8. II. 
Von der Wirkung untheilbarer Verbindlichkeiten. 

1222. Jeder Mitiyuldner einer untheilbaren Schuld iſt 
für das Ganze verbindlich, wenn ſchon der Betrag feine Sammt— 
ſchuldigkeit ausſpricht. 

Vgl. L.R.S. 1200, 1203, 1219. 


1223. Das Gleiche gilt von den Erben des Schuldners 
einer untheilbaren Berbindlichkeit. 

Vgl. L.R.S. 1232, 1233, 2249, 

1224. Jeder Erbe eines Gläubigers kann den Vollzug 
einer untheilbaren Verbindlichkeit im Ganzen verlangen. 

Für fi allein kann er jedod) nicht die ganze Schuld 
erlafien, noch den Werth anjtatt der Sache annehmen; bat Einer 
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der Erben für ſich allein die Schuld nachgelaſſen, oder den 
Werth der Sache angenommen, ſo kann ſein Miterbe die untheil— 
bare Sache zurückfordern, jedoch muß er dabei den Antheil des 
Miterben, der den Nachlaß bewilligte, oder den Werth empfing, 
dem Schuldner vergüten. 

Vgl. L.R.S. 1197, 1198, 1939. 


1225. Wird ein Erbe eines Schuldners wegen Untheil— 
barkeit der Verbindlichkeit auf das Ganze verklagt und verurtheilt, 
jo bleibt ihm der Rüdgriff auf jeine Miterben zur Entihädigung 
vorbehalten. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

Vgl. LRS. 875, 1221. 


Schiter Abſchnitt. 
Von Verbindlichkeiten unter Strafgedingen. 


1226. Gin Strafgeding ift dasjenige, wodurd Jemand zur 
Eicherheit der Vertragsvolljiehung für den Fall der Nichterfüllung 
zugleich eine weitere Verbindlichkeit übernimmt. 


Vgl. L.R.S. 2047; Handelsgesetzbuch Art. 284. Reichsgesetz vom 
14. Sept. 1867 über die Zinsenhöhe, $ 1 (3. bei L.R.S, 1907 ce.) 


1227. Die Nichtigkeit der Hauptverbindlichfeit hat die Une 
gültigkeit des Strafgedings zur Folge. 

Aus der Nichtigkeit der Letztern Folgt die Ungültigfeit der 
Eritern nicht. 

Vgl. L.R.S. 6n. 


1228. Der Gläubiger, deifen Schuldner im Verzug ift, hat 
die Wahl, die ausbedungene Strafe oder die Vollziehung der 
Hauptverbindlichkeit einzuflagen. 

Vgl. L.R.S. 1189, 1142; Handelsgesetzbuch Art. 284 Abs. 2. 


1229. Die zugejagte Strafe dient für Entſchädigung wegen 
Nichterfüllung der Hauptverbindlichkeit. 
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Die verſprochene Sache und die Strafe zugleich kann nicht 
gefordert werden, wenn nicht leßtere namentlich für den bloßen 
Verzug bedungen ift. 

Vgl. L.R.S. 1152; Handelsgesetzbuch Art. 284 Abs. $. 

1230. In feinem Fall, der Hauptverbindlichkeit mag eine 
Erfüllungszeit vorgejchrieben jein oder nicht, ijt die Strafe ver= 
wirkt, ehe der jchuldige Theil im Verzug ift. 

Vgl. L..RS. 1139, 1146, 

1231. Der Richter fann die Strafe mäßigen, wenn die 
Hauptverbindlichkeit zum Theil vollzogen ift. 


1231a. Eine jchuldlos eingetretene Unmöglichkeit, die Ver- 
bindlichfeit zu erfüllen, wirkt den Verfall der Strafe nicht, wo 
nicht eine Uebernahme aller Zufälle geſchehen ilt. 

Vgl. L.R.S. 1147, 1148. 


1232. Betrifft die unter Strafe geichehene Hauptzufage 
eine untheilbare Sade, jo ift die Strafe ſchon dadurch venvirkt, 
dag Einer der Erben des Schuldners dem Verſprechen zuwider 
handelt, und die Klage kann angeftellt werden wider denjenigen, 
der den Vertrag verlegt hat, auf das Ganze oder wider einen 
Jeden der Miterben nach Verhältniß jeines Antheils, und unters 
pfändlich für's Ganze, vorbehaltlich ihres Rüdgriffs auf denjenigen, 
der Schuld trägt, daß die Strafe verwirft wurde. 

Vgl. L.R.S. 873, 875, 1217, 1218, 1223. 

1233. Iſt die unter Strafe übernommene Hauptverbind= 
lichkeit theilbar, jo wird die Strafe nur von jenem Erben des 
Schuldners verwirkt, der dieje Verbindlichkeit übertritt, und nur 
für den Antheil, den er an der Hauptverbindlichkeit hatte; wider 
diejenigen, die fie erfüllt haben, findet feine Klage ftatt. 

Iſt jedoch ein Strafgeding angehängt, damit die Zahlung 
nicht theilweije erfolge, und es hat Einer der Miterben die Er— 
füllung der Verbindlichkeit im Ganzen verhindert, jo hat wider 
diefen die Klage auf die ganze Strafe, wider die übrigen Mit: 
erben aber nur für ihren Antheil, vorbehaltlid ihres Rück— 
griffs, Statt. 

Vgl. L.R.S. 1218, 1220, 1232, 
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Fünftes Kapitel. 
Non Erlöihung der Verbindlichkeiten. 
1234. Verbindlichkeiten erlöjchen: 
dur Zahlung; 
Vgl, L.RS, 1235— 1264, 
durch Rechtswandlung; 
Vgl. L.R.S. 1271—1281. 
dur Erlaſſung; 
Vgl. 1..R.S. 1282—1288, 
durch Wettichlagung ; 
Vel. L.R.S. 12891209, 
durch Rechtspermiichung; 
Vgl. L.R.S. 1300 u. 1301. 
durd Untergang der Sad; 
Vgl. L.R.S. 1302 u. 1303, 
durch Ungültigkeit oder Umſtoßung; 
Vgl. L.R.S. 1304— 1314. 
durch den Erfolg einer auflöjenden Bedingung (laut des 
vorhergehenden Kapitels); und 
Vgl. L.R.S. 1183 u. 1184. 
dur Verjährung (laut eines nachfolgenden bejonderen Titels). 
Vgl. L.RS, 2219-2281. 
1234a. Durch eine Veränderung der Umjtände, wie groß 
fie auch jei, und wie ſtark der Einfluß aud) jein möge, den jie 
auf eine andere Beltimmung der Uebereintunft gehabt haben 
würde, wenn fie vor dem Abſchluß eines Vertrags eingetreten 
wäre, erlöjcht deſſen Verbindlichkeit nie, wenn nicht die fernere 
Erfüllung natürlich oder fittlih unmöglich wird, oder jener Vers 
änderung in Bezug auf ein beſtimmtes Rechtsgeichäft die auflöjende 
Kraft namentlich verliehen: ift. 
Vgl. L.R.S. 1148, 1302, 1722, 1865, 2003. 


Erſter Abjchnitt. 
Von der Zahlung. 
sl. 

Bon der Zahlung überhaupt. 


1235. Jede Zahlung jegt eine Schuld voraus; wer etwas 
zahlt, ohne es jehuldig zu jein, kann es zurüdfordern. 
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freiwillig erfüllte natürliche VBerbindlichkeiten begründen Feine 
Zurüdforderung. 
Vrl. L.R.R. 69, 1186, 1376, 1906, 1967. 


1236. Giner Berbindlichteit fann der Schuldner durch 
Jeden, der dabei betheiligt ift, zum Beijpiel dur einen Mit— 
ichuldner oder einen Bürgen, entladen werden. 

Selbſt ein Dritter, Nichtbetheiligter, befreit ihn, wenn er 
im Namen des Schuldners und für deſſen Rechnung zahlt, oder 
für das in eigenem Namen Gezahlte nicht in die Nechte des 
Gläubigers eintritt. 

Vgl. L.R.S. 1249, 1250 Z. 1, 1251 Z. 1, 1372, 1377, 1377a, 
2028, 2029. 


1237. Eine Verbindlichkeit, etwas zu verrichten, kann nicht 
wider Willen des Gläubigers durch einen Dritten erfüllt werden, 
jo oft dem Gläubiger daran gelegen ift, daß fie der Schuldner 
ſelbſt erfülle. 

Verl. LRS, 1142, 1717, 1763, 2010e.; R.C.P.O. & 774. 

1238. Um gültig zu zahlen, muß man Eigenthümer der 
zur Zahlung hHingegebenen Sade, und fähig jein, fie zu 
veräußern. 

Die Zahlung einer Summe in Geld oder andern verbrauch 
baren Sachen fann jedod) von dem Gläubiger, der ſie redlicher 
Weiſe verbraucht hat, nicht zurüdgefordert werden, obwohl fie 
durch Jemand geichah, der nicht Eigenthümer der gezahlten Sadıe 
war, oder fie nicht veräußern konnte, 

Vgl. L.R.S. 1124, 1141, 1599. 2279. 


1239. Die Zahlung muß an den Gläubiger geichehen, 
oder an einen Gewalthaber deijelben, oder an den, der von dem 
Geſetz oder Gericht zum Empfang ermächtigt if. 

Gültig iſt auch jene Zahlung, welche an einen unberedhtigten 
Empfänger geichab, jobald jie von dem Gläubiger genehmigt 
ward, oder jein Beltes befürderte. ) 

Vel. L.R.S. 1275, 1689, 1957, 1984, 2010a. u. fig. Handelsgesetz- 
buch Art. 49, 50, 51, 67, 296. R.C.P.O. &$ 730, 736, 737, R.-Konk.- 
Ordn. $8 5. 73, 


— 
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1240. Gine Zahlung. an den redlihen Beſitzer einer Forde— 
rung * ijt gültig, auch wenn die Forderung nachher diejem abge= 
ſprochen wird. 

* Uebersetzungsfehler statt: „Eine redliche Zahlung an den Besitzer 
einer Forderung.“ (Le paiement fait de bonne foi ä celui qui est en 
possession de la ereance). 


1241. Cine Zahlung an einen unfähigen Empfänger ift 
ungültig, jo lang nicht der Schuldner beweist, daß die gezahlte 
Sache zum Nuten des Gläubigers verwendet worden. 

Vgl. L.R.S. 217 u. fle., 450, 482, 499, 509, 513, 513a., 1124, 1312. 


1242. Eine Zahlung des Schuldner an den Gläubiger, 
welche mit Hintanjegung eines obrigfeitlichen Beſchlags oder einer 
Einſprache gejchieht, gilt nicht wider die Gläubiger, von welchen 
der Beſchlag oder die Einſprache herrührt; dieſe fünnen jo weit 
Rechtens ihn anhalten, noch einmal zu zahlen, vorbehaltlich des 
Rüdgriffs auf den Gläubiger. 

Vgl. L.R.S. 1298, 1944; R.C.P.O. $$ 730, 744 u. 810; R.-Konk. 
$ 108; R.St.P.O. $ 325, 326, 353, 480; Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 
8 110. 

1243. Der Gläubiger iſt nicht jchuldig, eine andere Sadıe, 
als er zu fordern hat, anzunehmen, wäre auc der Werth der 
angebotenen Sache gleich oder größer. 

Vgl. L.R.S. 1932; Handelsgesetzbuch Art. 336, 

Reichs-Münzgesetz vom 9. Juli 1873, bes. Art. I, 9, 13 n. 14; 
Reichsgesetz über Reichskassenscheine vom 30. April 1874, $ 5; Reichs- 
Bankgesetz vom 14. März 1875, $$ 1—4, 16—19, 43, 44. 


1244. Der Schuldner fann dem Gläubiger feine Stüd- 
zahlung aufdringen, jelbjt dann nicht, wenn die Schuld theil- 
bar iſt. 

Vgl. L.R.S. 1220; Wechselordnung Art. 38; Bad. Einf.Ges. zu den 
R.J.G. $ 94. 


T Der Richter kann gleihwohl, je nad) der Yage des Schuldners mäßige 
Zahlungsfriſten geftatten, und unter Vorjorge für Erhaltung des bisherigen 
Stands der Sache das gerichtliche Verfahren eine Zeitlang einftellen, jedoch 
hat er diefe Macht mit vieler Behutjamkeit zu gebrauchen. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


1244 a. Wo nur ein Theil einer Yorderung Kar, ein 
anderer beitritten, und die Verbindlichkeit theilbar ijt, da iſt der 
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Gläubiger befugt und ſchuldig, ſeiner übrigen Rechte unbeſchadet, 
Stückzahlung anzunehmen. 

Vgl. R.C.P.O. 8 273. 

1244 b. Der Gejchenfgeber und jeder, welchen der Gläu— 
biger zu ernähren verbunden ift, fann die theilweiſe Zahlungs— 
annahme verlangen; jofern der Schuldner das Ganze nicht 
zahlen fann, ohne an dem Nothdürftigen Mangel zu leiden. 

Vgl. L.R.S. 205—207, 955 Z. 3. 


1245. Wer ein vollbeitimmtes Stüd zu liefen bat, thut 
genug, wenn er die Sache in dem Zuftand übergibt, worin jie 
zur Zeit der Lieferung fich befindet, vorausgejeßt, daß eine nach 
entitandener Verbindlichkeit eingetretene Berichlimmerung des Zus 
jtands weder ihm, noch denjenigen Berjonen, für welche er zu 
haften hat, zuzurechnen ift, noch ein Verzug von jeiner Zeite 
vorausging. 

Vgl. L.R.S. 1018, 1138, 1139, 1148, 1264, 1302, 1379, 1881— 
1884, 1933, 2010d. 


1246. Der Verbindlichkeit zur Uebergabe einer Sache, die 
nur ihrer Gattung nach bejtimmt ijt, entledigt ſich der Schuldner, 
wenn er weder eine von der beiten, noch von der geringiten 


Gattung gibt. 
Verl. L.R.S. 1022; Handelsgesetzbuch Art. 355. 


1247. Die Zahlung muß an dem bejtimmten Orte ges 
ichehen; fehlt im Vertrag eine Ortsbeſtimmung, es ift aber von 
einem vollbeitimmten Stüd die Rede, jo muß die Zahlung da 
geichehen, wo zur Zeit der entjtandenen Verbindlichkeit ſich das 
Stüd befand. 

Außer dieſen beiden Fällen geſchieht die Zahlung in dem 
Wohnſitz des Schuldners. 

Vgl. L.R.S. 111, 1258; 1264, 1609, 1651, 1942; Handelsgesetzbuch 
Art. 324, 325, 342. 


1247 a. Bon leßterer Negel find ausgenommen die Zahl— 
ungen, welche zur Entihädigung wegen Vergehen oder Verſehen 
geichehen, als die in dem Wohnfig des Gläubigers gejchehen jollen. 

Vgl. L.R.S. 1882 u. fg. 
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1248. Die mit der Zahlung verbundenen Koften fallen auf 
den Schuldner. 
Vgl. L.R.S. 1608; Handelsgesetzbuch 325, 342. 


1248 a. Die Zahlung dreier auf einander folgender Forde— 
rungszieler, oder zielweiler Rechnungen, an ebendenjelben Gläus 
biger von ebendemjelben Schuldner geichehen, wirkt die gejeliche 
Vermutdung der Zahlung der früheren, wenn die Empfangs— 
jcheine ohne Vorbehalt älterer Forderungen oder Zieler aus- 
geitellt find. 

Vgl. L.R.S. 1352; C.P.O. E.G. 8 16 2.1. 


sr 
Bon der Zahlung mit Eintritt in die Rechte des Gläubigers. 


1249. Der Eintritt in die Rechte des Gläubigers kommt 
einem dritten Zähler nur zu gut, wenn ein Vertrag oder Geſetz 


ihn begründet. 
Vgl. L.R.S. 1236, 1250, 1251. 


1250. Ter Eintritt geichieht fraft Vertrags: 

1) wenn der Gläubiger, der jeine Zahlung von einem 
Dritten empfängt, diejen in jeine Rechte, Forderungen, 
Vorzugsrechte oder Unterpfänder wider den Schuldner 
einweiſt; dieſe Einweiſung muß ausdrüdlich und zugleic) 
mit der Zahlung gejchehen; 

2) wenn der Schuldner zur Zahlung ein Anlehen macht, 
und den Darleiher in die Rechte des Gläubigers ein= 
jeßt; joll diefe Einjegung gültig jein, jo mup die Urkunde 
über das Darlehen und die Quittung von Staatsſchrei— 
bern ausgefertigt, in Erjterer, daß die Summe zur Zah— 
fung aufgenommen worden jei, erklärt, und in Yeßterer 
ausgedrüdt fein, daß die Zahlung mit dem Geld be= 
wirkt worden, welches der neue ‚Gläubiger dazu herge= 
geben hat; diejer Eintritt bedarf der Zuſtimmung des 
Gläubigers nicht. 

Vgl. L.R.S. 1252, 1271, 2103 Z. 2, 2108. 
Civilrecht. 19 
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1251. Kraft Geſetzes tritt in die Rechte des Gläubigerz: 

1) der Gläubiger, der einen andern vorzüglicheren Gläu⸗ 
biger befriedigt; 

Vgl. L.R.S. 2094. 

2) der Erwerber eines Grundftüds, der den Kaufpreis zur 
Befriedigung jener Gläubiger verwendete, welche darauf 
ein Pfandrecht hatten; 

Vgl. L.R.S. 2178, 

3) derjenige, dem, weil er mit Andern oder für Andere die 
Schuld zu zahlen hatte, daran gelegen war, daß fie 
getilgt würde; 

Vgl. L.RS. 874—876, 1214, 1216, 1489, 2029; Wechselordnung 

8 69. 

4) der Vorfichtserbe, der die Erbſchulden mit jeinem Geld 
bezahlt. 

Vgl. L.R.S. 802. 

1252. Der in den vorhergehenden Sätzen zugelajjene Rechts= 
eintritt wirft wider die Bürgen ſowohl als wider die Schuldner; 
er bringt dem Gläubiger, der nur zum Theil befriedigt worden 
ift, feinen Nachtheil; ja diejer geht mit dem Reſt jeiner Forde— 
rung demjenigen, der ihn zum Theil gezahlt Hatte, wenn dieſer 
auf den Schuldner zurüdgreift, in der Zahlung vor. 


S II. 
Bon der Aufrechnung der Da’ lunger. 

1253. Wer mehrere Posten ſchuldet, darf bei der Zahlung 
erklären, welche Schuld er damit zu tilgen gedente. 

1254. Der Schuldner fann nicht ohne Bewilligung des 
Gläubigers feine Zahluug dem Hauptjtuhl aufrechnen, jo lang 
noch Renten oder Zinjen vüdjtändig find. Eine Zahlung, die 
auf Hauptituhl und Zinſen geſchieht, und nicht für beide zureicht, 
wird erit auf die Zinjen abgerechnet. 

Vgl. L.R.S, 1908, 2081; Konk.-Ordn. $ 40; Bad. Einf.-Ges. zu den 
R.J.G. $ 28 (s. LR. S. 2094). 

1255. Hat ein Schuldner mehrerer Pojten eine Quittung 
angenommen, tworin der Gläubiger das, was er empfing, bejtimm! 
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auf einen diejer Posten aufrechnet, jo fann der Schuldner fie 
nicht mehr auf eine andere Schuld abrechnen, es wäre denn eine 
Gefährde des Gläubigers oder eine duch ihn veranlafte Ueber— 
eilung daran Schuld. 


1256. Sagt die Quittung über die Aufrechnung nichts, es 
find aber mehrere verfallene Schulden da, jo muß die Zahlung 
auf diejenige gerechnet werden, deren Tilgung damals für den 
Schuldner die wichtigite war. Waren nicht mehrere Poſten fällig, 
jo geichieht die Aufrechnung auf die wirklich verfallenen, obgleic) 
jie für den Schuldner die weniger läftigen waren. 

Sind die Schulden gleiher Art, jo geichieht die Aufrechnung 
auf die Altern, und wo alle Umjtände gleich find, verhältnig- 
mäßig auf ſämmtliche Schulden. 

Vgl. L.R.S. 1187, 1297, 1848. 


x 1256. Wo nicht miteinlaufende Nebenverhältniffe zwifchen 
dem Gläubiger und Schuldner ein Anderes nothiwendig machen, 
find für die wichtigiten zu Halten zuerſt jene, welche perſönliche Haft 
nad) ſich ziehen, * fodann jene, welche die jehiveriten Zinjen tragen, 
jofort jene, welche mit Bürgen gededt find, endlich jene, welche 
Pfandrecht haben. 

* Die L.R.S. 2059—2070 sind aufgehoben. 


& IV. 
Bon Darlegung und Hinterlegung der Zahlung. 


1257. Weigert ſich der Gläubiger, jeine Zahlung anzu— 
nehmen, jo fann der Schuldner fie baar darlegen, und auf ver: 
weigerte Annahme des Gläubigers die dargelegte Summe oder 
Sache hinterlegen. 

Die Darlegung mit nachgefolgter Dinterlegung befreit den 
Schuldner. Sie gilt, wenn jie gültig geichehen ift, für Zahl— 
ung, und der Gläubiger trägt die Gefahr der hinterlegten Sadıe. 

Vgl. L.R.S. 1258, 1259, 1264, 1961, 2186; Wechselordnung $$ 40, 
73; Bad. R. Einf.-Ges,. $ 3; Konk.-Ordn. $ 156, 

19* 
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1258. Zur Gültigkeit der Darlegung wird erfordert: 

1) daß fie einem Gläubiger gejchehe, der annahmsfähig ift, 
oder demjenigen, der an feiner Statt annehmen kann; 
Vgl. L.R,S. 1239—1242 nebst Noten. 

2) daß fie durch eine Perfon gejchehe, welche fähig iſt, 
Zahlungen zu leiften; 

Vgl. L.R.S. 1236 u. 1238 nebst Noten. 

3) daß die ganze verfallene Summe jammt Renten oder 
Binfen, welche dem Gläubiger davon gebühren, der Be— 
trag der berichtigten Koften, und für die unberichtigten 
eine gewiffe Summe, mit dem Erbieten der etwa nöthigen 
Ergänzung, dargelegt werde; 

Vgl. L.R.S. 1244 n. 1244 a. 
4) daß das Zahlungsziel erfchienen ſei, infofern es zum 
Vortheil des Gläubigers bedungen ift; 
Vgl. L.R.S, 1187. 
5) daß die Bedingung der Verbindlichkeit erfüllt ſei; 
Vgl. L.R.S. 1168, 1181. 

6) daß die Darlegung an dem bejtimmten Zahlungsort, und 
wo feiner bejtimmt war, dem Gläubiger in Perjon, oder 
in feiner Wohnung, oder in dem Wohnjig, den er zum 
Vollzug des Vertrags gewählt hat, gejchehe; 

Vgl. L.R.S. 111, 1247, 1264 nebst Nuten. 

7) daß die Darleguug durch einen Staatsbeamten geichehe, 
welchem dieſe Gattung von Gejchäften anvertraut it. 

Rechtspolizeigesetz & 26 Z. 1; Notariatsordnung $ 51 2. 12. 

1259. Zur Gültigkeit einer Hinterlegung bedarf es feiner 

richterlichen Ermächtigung; es ift genug, 

1) daß eine dem Gläubiger behändigte Aufforderung vorher= 
gehe, worin Tag, Stunde und Ort der bevorjtchenden 
Hinterlegung befannt gemacht wird; 

2) daß der Schuldner den Beſitz der angebotenen Sade aufs 
gebe, und fie jammt den bis zum Tag der Hinter- 
legung verfallenen Zinjen an die verfafjungsmäßig zur 
Hinterlegung beftimmte Staatsitelle abliefere; 

3) dab von dem Staatsbeamten über die Gattung der an= 
gebotenen Stüde, über die Weigerung des Gläubigers, 
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fie in Empfang zu nehmen, oder über jein Nichter- 
Icheinen, und endlich über die erfolgte Hinterlegung ein 
Protokoll gefertigt jei; 

4) daß dem Gläubiger, der nicht erichien, das Protokoll über 
die geſchehene Hinterlegung behändigt werde, mit der 
Aufforderung, die Hinterlegte Sade in Empfang zu 
nehmen. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. ıo: 

„Von den Amtsgerichten werden die Urkunden über die 
Zulässigkeit der öffentlichen Hinterlegung und der Rückzahlung 
ausgestellt.“ 

Hinterlegungsgesetz vom 3. August 1837 (RB. Nr. 26) bes. 
Art. 1—3 n. 12 nebst Vollzugs-Verordnungen. 

Vgl. L.R.S. 2186. Enteignungsgesetz vom 28. August 1835 (R.B. 
Nr. 42) 88 69, 79, 81. 

1260. Die mit der Darlegung und Hinterlegung verbun= 
denen Koſten fallen dem Gläubiger zur Laft, wenn jene auf gültige 
Weiſe geichehen find. 

Vgl. L.R.S. 1248. 

1261. Der Schuldner kann die Hinterlegung, fo ‚lang fie 
von dem Gläubiger nicht angenommen ift, zurüdnehmen; alsdann 
find jeine Mitjehuldner oder Bürgen ihrer Verbindlichkeit nicht 


entledigt. 
Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 10 (s. bei L.R.S. 1259); Hinterlegungs- 
gesetz vom 9. August 1837 (R.B. Nr. 26) Art. 19 u. fig. 


1262. Sobald ein rechtsfräftiges Urtheil die Darlegung und 
Hinterlegung für geſetzlich und gültig erklärt, jo fann der Schuldner 
zum Nachtheil jeiner Mitjchuldner oder Bürgen, jelbjt mit Ein= 
willigung_des Gläubiger, die Hinterlegung nicht mehr zurüd= 
nehmen. 

Vgl. L.R.S. 1200 u. 2034. 

1263. Der Gläubiger, der einwilligt, daß der Schuldner 
die ſchon durch ein rechtskräftiges Urtheil für gültig erklärte Hinter- 
legung zurüdnehme, fann für jeine Forderung die vorigen Vor— 
zugs- oder Prandrechte nicht mehr geltend maden. Gr hat nur 
Pfandrecht von dem Tag an, da die Urkunde, wodurd er die 
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Zurüdnahme der Hinterlegung bewilligt, in die Form gebracht 
worden ift, in welcher Pfandrecht beitellt werden kann. 
Vgl. L.R.S. 1278 u. 2127 nebst Noten. 


1264. Iſt die ſchuldige Sache ein bejtimmtes Stüd, das 
da abzuliefern ift, wo e3 fich findet, jo muß der Schuldner durch 
Urfunde, die dem Gläubiger in Perſon, oder in deilen Wohnung, 
oder in dem zur Vollziehung des Vertrags gewählten Wohnſitz 
behändigt wird, ihn auffordern, die Sache abzuholen. Nach ges 
ichehener Aufforderung kann der Schuldner, welcher des Platzes 
bedarf, von dem Gericht die Erlaubniß erwirfen, fie irgendwo zur 
Verwahrung niederzulegen, wenn fie der Gläubiger nicht abholt. 

Vgl. L.R.S. 111, 1247, 1258, 1657, 1961—63 nebst Zusätzen. 


8V. 
7 Von der Vermögensabtretung. 


Die L.R.S. 1265—1270 sind aufgehoben durch $ 146 desBad. Einf. 
Gesetzes zu den R.J.G. Vgl. R.E.G. zur R.K.O. $ 4. 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon der Rechtswandlung. 


1271. Die Rehtswandlung geichieht auf dreierlei Weile: 

1) wenn die alte Verbindlichkeit aufgehoben wird, und an 
deren Statt der Schuldner gegen jeinen Gläubiger eine 
neue übernimmt; 

2) wenn der Gläubiger den alten Schuldner freiipricht, und 
an deilen Stelle einen neuen annimmt; 

3) wenn durch Uebereinfunft ein neuer Gläubiger an die 
Stelle des alten eintritt, und gegen legtern der Schuldner 
frei wird. 

Vgl. L.R.S. 879, 1250, 1263, 1278, 1275, 1277. 


1272. Eine Redtswandlung findet nur Statt unter Perjonen, 
die fähig find, Verträge zu jchliegen. 
Vgl. L.R.S. 1124 nebst Noten. 


Ale 
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1273. Cine Rechtswandlung wird nicht vermuthet; die 
Ablicht, fie zu bewirken, muß flar aus einem Gejchäft hervor= 


gehen. 
Vgl. L.R.S. 1275 u. 1277. 


1274. Jene Rechtswandlung, wodurd ein neuer Schuldner 
an die Stelfe des alten angenommen wird, gilt ohne Zuftimmung 
des eriten Schuldners. 

Vgl. L.R.S. 1236. 

1275. Die Ueberweifung, wodurd ein Schuldner jeinem 
Gläubiger einen andern eimmilligenden Schuldner anweist, bewirkt 
feirie Rechtsivandlung, wenn der Gläubiger nicht ausdrüdlic er: 
klärt, daß er den überweiſenden Schuldner befreie. 

Vgl. L.R.S. 1277, 2010. 

1275 a. In feinem Fall kann der übenwiejene Schuldner, 
der die Ueberweiſung anerfannt hat, Gimvendungen gegen die 
Schuld, welche er hatte, und nicht bei dem Anerfenntnik vorbe- 
hielt, dem überwiejenen Gläubiger entgegenjegen. 

Vgl. L.R.S. 1295. 

1276. Ein Gläubiger, der den übenweijenden Schuldner frei 
läßt, hat ohne ausdrüdlihen Vorbehalt feinen Nüdgriff auf ihn, 
wenn der überwieſene Schuldner zahlungsunfähig wird, wenn 
nicht zur Zeit der geichehenen Ueberweiſung der Ueberwieſene 
Ihon in Gant oder Vermögensverfall gerathen war. 

Vgi. LRS. 1109, 1110. 1116. 

1277. Die Amveifung einer Berfon, um an des Schuldners 
Stelle zu zahlen, bewirkt feine Rechtswandlung. 

Eben jo wenig des Gläubigers Anweiſung einer Perſon, die 
für ihn empfangen joll. 

gl. L.R.S. 2010 a., g. h., J. 

1278. Die Vorzugs- und Prandrechte der alten Forderung 
gehen auf eine neue an deren Stelle getretene nicht über, wenn 
der Gläubiger fie nicht ausdrüdlich vorbehalten hat. 

Vgl. L.R.S. 1263, 1299, 2180, 

1279. Bei jener Rechtsiwandlung, wo ein neuer Schuldner 
an die Stelle des alten tritt, fünnen die Vorzugs- und Pfande 
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rechte der uriprünglichen Yorderung auf das Vermögen des neuen 
Schuldners nicht übergehen. 

1280. Bei einer Rechtswandlung unter dem Gläubiger und 
Einem der Sammtſchuldner fünnen die Vorzugs- und Pfandrechte 
der alten Forderung auf das Vermögen desjenigen, der die neue 
Schuld übernimmt, übertragen werden. 

Vgl. L.R.S. 1200. 

1281. Dur) die zwiſchen dem Gläubiger und einem der 
Sammtjichuldner zu Stand gefommene Redtswandlung find Die 
Mitſchuldner befreit. 

Die Rechtswandlung in der Perſon des Hauptichuldners be= 
freit die Bürgen. 

Hatte der Gläubiger im erjten Fall den Beitritt der Mit: 
ihuldner, im zweiten Fall den Beitritt der Bürgen ſich vorbehalten, 
und die Mitſchuldner oder Bürgen weigern ſich, der neuen Ueber— 


einfunft beizutreten, jo bleibt die alte Forderung aufrecht. 
Vgl. L.R.S. 1200, 1287, 2034— 2037. 


Dritter Abſchnitt. 
Von der Erlafjung der Schuld. 


1282. Der Gläubiger, welcher freiwillig die Unterjchrift 
einer Rechtsurfunde, die bloß Privatunterjchrift führt, dem Schuldner 
zurüdgibt, erläßt ihm damit die Schuld. 

Vgl. L.R.S. 1352; R.C.P.O. E.G. & 16 Z. 1. 

1283. Die freiwillige Zurüdgabe der Ausfertigung einer 
öffentlichen Rechtsurkunde begründet nur die Bermuthung, daß die 
Schuld erlaljen oder bezahlt worden; der Beweis des Gegentheils 
bleibt vorbehalten. 

Rechtspolizeigesetz $ 62 Abs. 4: „Die Wirkung, 
welche die L.R.S. 1283, 1284 der Rückgabe der Ausferti- 
gung einer öffentlichen Urkunde beilegen, kommt nur der 
Rückgabe der Ur- oder Doppelurschrift zu. 


Vgl. L.RS. 1352; R.C.PO. E.G. 8 16 Z. 1. 


1254. Wird einem der Sammtjchuldner die Urichrift der 
Rechtsurkunde unter Privatunterjchrift, oder die Ausfertigung einer 
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öffentlichen Rechtsurkunde zurüdgegeben, jo tritt obige Wirkung 
auch zum Vortheil aller Mitſchuldner ein. 

Vgl. L.R.S. 1200, 1208, 1282, 1283. 

1285. Wird Einem der Sammtjchuldner durd) einen Vertrag 
die Schuld erlafien, oder gegen ihn als gezahlt anerkannt, jo 
find alle übrigen frei, gegen welche der Gläubiger ſich jeine Rechte 
nicht ausdrüdlich vorbehalten hat. 

In dem Vorbehaltsfall kann er die Schuld an dieſe nur 
nad) Abzug des Antheils, welchen der entlafjene Schuldner zu 
zahlen hatte, fordern. 

Vgl. L.R.S. 1200, 1208, 1210. 

1286. Die Zurüdgabe des Unterpfands begründet feine 
Bermuthung, daß die Schuld erlafjen jei. 

Vgl. L.R.S. 2072, 2076. 

1287. Die Erlaffung der Schuld oder die bewilligte Be— 
freiung des Hauptſchuldners entledigt zugleich die Bürgen. 

Die beiwilligte Befreiung des Bürgen 'entlaftet den Haupt- 
Ihuldner nicht. 

Die Einem der Bürgen zugeftandene Befreiung entledigt die 
Uebrigen nidt. | 

Vgl. LRS. 1365, 2034, 2036, 

1288. Was der Gläubiger von einem Bürgen zur Ent— 
ledigung von jeiner Bürgjchaft empfängt, muß auf die Schuld 
abgerechnet werden, und fommt dem Hauptjchuldner jo wie den 
übrigen Bürgen zu gut. 


Vierter Abſchnitt. 
Von der Wettichlagung. 


1289. Unter zwei Berjonen, die gegenjeitig einander ſchuldig 
find, tritt auf die Weiſe und in den Fällen, welche bier unten 
bejtimmt find, eine Wettichlagung ein, wodurd ihre Forderungen 
und Schulden, al3 gegen einander aufgehoben gelten. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 121, 169. 

1290. Die Wettichlagung geſchieht ohne Weiteres kraft Ge— 
jeges, jelbjt ohne Willen der Schuldner; in dem Augenblid, wo 
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die beiderjeitigen Schulden einander gegenüberftehen, find fie wett— 
geichlagen, das heit, es erlöjcht gegenjeitig der Betrag, worin fie 
einander gleichkommen. 

Vgl. L.R.S. 6h., 1295, 1299; R.C.P.O. $$ 136 u. 274; R.-Konk,- 
Ordn. 88 46—49. 


1291. Die Wettichlagung tritt nur ein zwiſchen Schulden, 
deren Eine wie die Andere eine Summe Geld3 oder eine beitimmte 
Menge vertretbarer Sachen von gleicher Gattung zum Gegenftand 
hat, und deren jede gleich richtig und zahlbar if. 

Unbejtrittene Leiſtungen an Getreide und Lebensmitteln, Die 
nad einem bejtimmten Marktpreis zahlbar find, können mit flaren 
und fälligen Geldſummen wettgejchlagen werden. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 357; R.C.P.O. 88 136, 274. 


1292. Cine aus Nahjicht gegönnte Zahlungsfrift Hindert 
die Wettichlagung nicht. 
Vgl. L.R.S. 1186. 


1293. Die Wettjchlagung hat Statt bei Privatichulden aller 
Art ausgenommen: 
1) bei der Eritattung einer Sache, welche dem Eigenthümer 
auf ungerechte Weiſe entzogen worden; 
Vgl. L.R.S. 2279. 
2) bei der Zurüdgabe einer hinterlegten oder gelichenen 
Sache; 
Vgl. LR.S. 1885, 1944. 
3) bei der Abreihung eines Unterhaltgelds, das für unbe— 
ſchlagbar erklärt ift. 
Vgl. R.C.P.O. $ 749. 


1293 a. Ausgenommen ijt ferner davon in feiner Art die 
Schuld eines Schuldners, der mehrere öffentlich getrennt beftehende 
Vermögensverwaltungen oder Gewerbsanlagen hat; es kann näm— 
lich die Schuld an eine Kaffe nicht mit der Forderung einer 
andern* twettgejchlagen werden. 


* Redaktionsfehler statt: „an einen Gläubiger“ und „an eine andere“. 
Vgl. Handelsgesetzbuch 121. 
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1294. Die Schuld des Hauptihuldners an den Gläubiger*) 
fanın der Bürge wettſchlagen. Aber der Hauptjchuldner fanrı nicht 
wettjchlagen, was der Gläubiger dem Bürgen ſchuldet. 

Ein Sammtihuldner fann das, was der Gläubiger an jeinen 
Mitſchuldner zu zahlen hat, nicht wettichlagen. 

*), Uebersetzungsfehler statt: „Die Schuld des Gläubigers an den 


Hauptschuldner (ce que le eréancier doit au debiteur prineipal). 
Vgl. L.R.S. 1208, 1294 a., 2036. 


1294 a. Hätte jedoch der Mitjchuldner die Wettichlagung 
an ihn gejonnen, jo fann er deſſen ganze Forderung und muß 
wenigitens jo viel davon wettichlagen, als deſſen Antheil an der 
Sammtſchuld beträgt. 

Vgl. L.R.S. 1208, 1213. 


1294 b. Der Mann fann woettichlagen die Forderungen 
feiner Frau, die Ehe mag in oder außer Vermögensgemeinichaft 
geführt werden, doch nur jo lang nicht eine Bermögensabjonderung 
erlangt oder gebeten worden ilt. 

Vgl. L.R.S. 1428, 1449, 1531, 1536, 


1295. Ein Schuldner, der unbedingt und ohne Borbehalt 
die Nechtsübertragung angenommen hat, wodurd) ein Gläubiger 
jeine Rechte einer dritten Perjon übergab, kann gegen den Rechts= 
nehmer auch die früheren Schulden des NRechtsgebers nicht mehr 
wettichlagen. 

Fine Redtsübertragung, die von dem Schuldner nicht anges 
nommen, wohl aber ihm fund gethan worden ift, hindert nur die 
Wettichlagung der Forderungen, die erjt nad) diefer Befanntmachung 
entitanden find. 

Vgl. L.R.S. 1275 a., 1690. 


1296. Um gegenjeitige Schulden, die an verjchiedenen Orten 
zahlbar jind, wettzujchlagen, muß man die Ktojten der Ueber— 
machung ſich zur Laſt jchreiben. 

Vgl. L.R.S. 1247, 1248. 


1297. Dei mehreren Schuldpoften eines Schuldners, die 
alle wettichlagstähig find, jind die Regeln für die Aufrechnung der 
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Zahlungen im 1256jten Sat aud wegen der Wettſchlagung zu 
beobadhten. 
Vgl. L.R.S. 1256 u. 1256 a. 


1298. Eine Wettichlagung darf nicht zum Abbruch der 
Rechte dritter Perfonen gereihen. Daher fann ein Schuldner, 
der erit Gläubiger wurde, nachdem ein dritter jeine Schuld mit 
Beſchlag belegt Hatte, nicht zum Nachtheil des letzteren wett— 


ichlagen. 
Vgl. L.R.S. 1242 nebst Note, 


1299. Wer eine durd Wettichlagung kraft Gejeges erlojchene 
Schuld dennoch zahlt, und nachher die Forderung geltend macht, 
wegen welcher ihm die Wettichlagung zuftand, kann ſich der Vor— 
zugs und Pfandrechte der legtern zum Nachtheil dritter Perjonen 
nicht mehr bedienen, außer wenn er in gerechter Unwiſſenheit 
wegen der wettzujchlagenden Forderung var. 

Vgl. L.R.S. 1110a., 1278, 1290, 1376, 2180, 


Fünfter Abſchnitt. 
Von der Rechtsvermiſchung. 


1300. Wenn die Eigenſchaften eines Gläubigers und 
Schuldners in derſelben Perſon gültig und bleibend zuſammen— 
treffen, ſo entſteht kraft Geſetzes eine Rechtsvermiſchung; Forderung 
und Schuld erlöſchen durch ſie. 

Vgl. L.RS 617, 705, 802. 


1301. Die Rechtsvermiihung in der Perfon des Haupt- 
ſchuldners nüßt jeinen Bürgen. 

„Jene in der Perſon des Bürgen wirft fein Erlöſchen der 
Hauptichuld. 

Jene in der Perjon des Gläubigers befreit den Samnıt- 
Ihuldner nur von dem Antheil, wofür der Gläubiger zugleich 


Mitichuldner war. 
Vgl. L.R.S, 1209, 2034, 2035. 
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Sechſter Abſchnitt. 
Von dem Untergang der verſprochenen Sache. 


1302. Wenn der Gegenſtand einer Verbindlichkeit ein be— 
ſtimmtes Stück iſt, und ohne Schuld oder Verzug des 
Schuldners zu Grund geht, außer Rechtsverkehr kommt, oder ſich 
ſo verliert, daß man nicht weiß, wo es iſt, ſo iſt die Verbind— 
lichkeit erloſchen. 

Selbſt bei dem Schuldner, der im Verzug iſt, jedoch den 
Zufall nicht übernommen hat, erlöſcht die Verbindlichkeit alsdann, 
wann die Sache in Handen des Gläubigers gleichfalls zu Grund 
gegangen ſein würde. 

Der Schuldner muß den Zufall beweiſen, worauf er ſich 
bezieht. 

Der Verluſt einer geſtohlenen Sache, er möge herrühren, 
wovon er wolle, befreit niemals denjenigen, der ſie entwendet hat, 
von der Schuldigkeit, den Werth zu erſetzen. 

Vgl. L.R.S. 855, 1042, 1136, 1139, 1147, 1148, 1182, 1193, 1195, 
1234 a., 1601, 1741, 1789, 1807, 1882, 1883. 

1303. Iſt die Sache außer Rechtsverkehr gefommen, zu 
Grund oder verloren gegangen, ohne des Schuldners Fehler, jo 
joll diejer jeine Rechte und Klagen auf Entihädigung, die cr 
depfall3 haben mag, jeinem Gläubiger abtreten. 

Vgl. L.R.S. 1934. 


Siebenter Abſchnitt. 
Von der lage auf Vernichtung oder Umſtoßung der Verträge. 


1304. Die Klage auf Vernichtung oder Umſtoßung eines 
Vertrags dauert in allen Fällen, wo fie nicht im Geſetz auf 
fürzere Zeit beichränft ift, zehn Jahre. 

Dieje Zeit läuft im Fall eines Zwangs erjt von dem Tag, 
da er aufgehört hat, im Fall eines Irrthums oder Betrug von 
dem Tag der Entdedung, und für Handlungen, welche von nicht 
ermächtigten Ehefrauen gejchloifen worden find, von dem Tag, 
da die Ehe aufgelöst wurde. 
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Ber Handlungen der Mundlofen läuft die Zeit nur von dem 
Tag an, da das Verbot der Selbjtverwaltung ihrer Rechte auf: 
hörte, und gegen Minderjährige nur von dem Tage der erlangten 
Volljährigkeit an. 

Vgl. LR.s. 181, 183, 185, 887, 1117, 1125, 1805, 1315, 1676, 
2252. 

+ 1804. a Bei ledigen. ohne Beiftand handelnden Perſonen des meib- 
lichen Geſchlechts fängt fie von dem erften Schritt zur Erfüllung eines ohne 
Beiftand gejchlofjenen Vertrags an. 

Weggefallen dureh das Ges:tz vom 28. August 1835 (R.B. Nr. 38) 
üb: r Aufhebung der Geschlechtsbeistandschaft. 

1305. Für einen gewaltsuntergebenen Minderjährigen ift 
die bloße PVerfürzung ein hinreichender Grund zur Umſtoßung 
aller Arten der Verträge; für einen gewaltsentlaffenen Minder— 
jährigen ijt fie es wegen aller Verträge, die außer den Gränzen 
jeiner Befugniß liegen, jo wie diefe unter dem Titel: von der 
Minderjährigfeit, der VBormunndichaft und Gewalts— 
entlajjung beſtimmt ift. 

Vgl. L.R.S. 388, 450 u. flg.. 480-484, 1118, 1124 u. 1125, 1306 -- 
1312, 1314. 198% %,; IL. Konst.-Edikt & 11. 


1306. Der Minderjährige kann wegen Verkürzungen, welche 
nur aus zufälligen und unvorgejehenen Begebenheiten entipringen, 
ein Gejchäft nicht umſtoßen. 

1307. Der Umjtand allein, daß der Minderjährige ſich für 
volljährig ausgab, hindert eine Umſtoßung nit. 

1308. Gin Minderjähriger, der Handelsmann, Wechielherr 
oder Gewerbsmann ift, fann Berbindlichleiten aus Handlungs— 
oder Gewerbsgeſchäften nicht wegen jeiner Jugend umftoßen. 

Vgl. L.R.S. 487 nebst Zusätzen. 


1309. Gin Minderjähriger fann feine Zujagen feines 
Heirathsvertrags umftoßen, welche mit Bewilligung und Beijtand 
derjenigen gemacht jind, deren Gimwilligung zur Gültigkeit feiner 
Ehe erforderlich iſt. 

Vgl. 1095 u. 1398; R.Standesbeurkundungsgesetz 8 2981 und 
L.R.S. 160. 
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1310. Er kann ſeine Verbindlichkeiten aus Vergehen oder 
Verſehen nicht umſtoßen. 

Vgl. L.R.S. 1382 u. fig. 

1311. Er fann fein Verjprehen anfechten, das er zwar 
während der Minderjährigfeit unterzeichnet, aber nad) erlangter 
Volljährigkeit genehmigt Hat, das Verjprechen mag jeiner Form 
nad) ungültig oder nur zur Umftopung geeignet gewejen jein. 

Vgl. L.R.S. 1124, 1124 b., 1305, 1338. 

1312. Werden Minderjährige, Mundloje oder Frauens— 
perjonen als jolche, zur Aufhebung ihrer Berbindlichkeiten zuge— 
laiten, jo fann man von ihnen dasjenige, was zufolge dieſer 
Verbindlichteiten während der Minderjährigkeit, Mundlofigfeit oder 
Vogtbarkeit an fie gezahlt worden ift, nicht zurüdfordern, ohne 
den Beweis, daß die geichehenen Zahlungen in ihren Nutzen ver: 
wendet wurden. 

Vgl. L.R.S. 1125, 1241, 1926. 

1313. Bolljährige fünnen ihre Handlungen wegen Ber: 
fürzung nicht umftogen, wo nicht ein in dem Geſetz bejonders 
bejchriebener Fall ihnen diefe Macht gibt. 

Vgl. L.R.S. 1118, 1706, 2052; (783), 887, 1674; Handelsgesetz- 
buch Art. 236. 

1314. Die Veräußerungen liegender Güter oder die Erb» 
ihaftstheilungen der Minderjährigen oder Mundlojen, wobei Die 
vorgejchriebenen Formen beobachtet worden jind, gelten wie Hand— 
lungen, die jie nach erlangter Volljährigkeit oder vor der Mund: 
lojigfeit vorgenommeu hätten. 

Vgl. L.R.S. 457 u. fig., 466, 484, 509, 838, 840. 


Sechſtes Stapitel. 
Bon dem Beweis der Berbindlichfeiten und 
Zahlungen. 
1315. Wer auf Erfüllung einer Verbindlichkeit klagt, muß 
ihr Dajein beweijen. 
Umgetehrt muß derjenige, der von der Verbindlichkeit wieder 
frei geworden zu jein behauptet, die Zahlung oder den That— 
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umjtand, worauf die Erlöſchung jeiner Verbindlichkeit ruht, 


beweijen. 
Vgl. L.R.S. 1116, 1116a., 1117 b., 1147, 1302 Abs. 3, 1352, 1384 


Abs. 5, 1733; R.C.P.O. $$ 255, 259. 


f 1316. Die Regeln für den Beweis durch Urkunden, durch Zeugen, 
durch Vermuthungen, dur Geftändniß des andern Theil3 und durd Eid 
werden in den folgenden Abjchnitten erklärt. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den B.J.G. Vgl. 


R.E.G. zur C.P.O. $ 14 Z. 2; R.C.P.O. $ 259. 


Erſter Abſchnitt. 


Von dem Urkundenbeweis. 


SI 
+ Von öffentlihen Urkunden. 


Die L.R.S. 1317—1320 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. 
Einf-Ges. zu den R.J.G. 


+ 1317. Eine öffentliche Urkunde ift diejenige, die von ſolchen öffent: 
lihen Beamten, welche an dem Ort des Geichäfts zu beurfunden berechtigt 
find, mit den erforderlichen Feierlichkeiten verfaßt worden. 

Vgl. R.C.P.O. $ 380; Rechtspolizeigesetz $ 26 Z. 1. 


7 1318. Eine Urfunde, die wegen Mangelö der Befugniß oder Fähig- 
feit des Beamten oder Abgang der Form nicht als öffentliche wirft, gilt als 
Privatichrift, wenn fie von den Betheiligten unterzeichnet iſt. 

Vgl. R.C.P.O. $ 381. 


7 1319. Eine öffentliche Urkunde beweist die darin beſchriebene Ueber— 
einfunft unter den Wertragsperjonen, ihren Erben und Rechtsfolgern 
volljtändig. 

Vgl. R.C.P.O. $ 380. 

Wo eine Klage geradezu auf die Faljchheit einer Urkunde gerichtet ift, 
da hat deren Zulaſſung den Aufſchub des Vollzugs der für falſch angegriffenen 
Urkunde zur Folge; wo in einem Rechtsſtreit einer der ftreitenden Theile, 
obwohl nur beiläufig, den Beweis der Falſchheit der Urkunde angetreten 
hat, da können die Gerichte nad Umftänden den Vollzug der Urkunde fürs 
ſorglich einjtellen. 

Vgl. R.C.P.O. $ 688. 


+ 1320. Deffentlide und Privaturfunden bemweifen unter den Be: 
theiligten auch das, was erzählender Weiſe darin angeführt ift, wenn die 
Erzählung einen unmittelbaren Bezug auf die Verfügungen der Urkunde hat, 
Erzählungen, die mit diefer nicht in Verbindung ftehen, fünnen nur ald An— 
fang eines Beweijes dienen. 


Vgl. R.C.P.O. 88 380 u. 381. 


sslälien 
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1321. Geheime Neben= oder Gegenverträge gelten nur 
unter den Vertragsperjonen; wider Dritte find fie unwirkſam. 
Vgl. L.R.S. 1165, 1397. 


Sı. 
7 Bon PBrivaturfunden. 


Die L.R.S. 1522—1332 sind aufgehoben durch & 146 des Bad. 
Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


+ 1322. Eine Drt, Tag, Jahr und Unterfchrift habende Privatur- 
kunde, weldye von demjenigen, wider den fie gebraucht wird, anerkannt, oder 
auf gejegliche Weiſe für anerfannt erklärt ift, hat zwifchen denen, melde 
fie unterzeichnet haben, ihren Erben und Rechtsfolgern gleihe Beweiskraft, 
wie eine öffentliche. 

Vgl. R.C.P.O. $ 381. 


7 1323. Derjenige, wider den man folde Privaturfunde vorlegt, ift 
ſchuldig, jeine Hand» oder Unterfchrift förmlich auzuerfennen oder ab: 
zuleugnen. 

Seine Erben oder Rechtsfolger können eö bei der Erklärung bewenden 
lafien, daß fie die Hand» oder Unterfchrift ihres Rechtsvorfahren nicht 
fennen. 

Vgl. R.C.P.O. $ 404. 


f 1324 Auf Ableugnung der Hand: und Unterfchrift, oder auf die 
Erflärung, fie nicht zu fenıen, muß Unterjuchung ihrer Richtigfeit oder Uns 
richtigfeit richterlih erfannt werden. 

Vgl. R.C.P.O. $ 405— 407. 


+ 1325. Privaturfunden oder doppeljeitige Zufagen find nur gültig, 
wenn jo viele Urjhriften davon ausgefertigt worden find, ald es Parthieen 
gibt, die einen entgegengejegten Vortheil haben. 

Eine Urſchrift ift hinreihend für alle Perfonen, die bei der Sade nur 
einen gemeinſchaftlichen Bortheil haben. 

Jede Urſchrift muß ausdrücken, wie viel Urſchriften davon ausgefertigt 
worden find. 

Den Mangel einer ausdrüdlihen Erwähnung, daß Doppelfchriften aus— 
gefertigt worden ſeien, kann derjenige nicht für fi anführen, der feinerfeits 
den in der Urkunde bejchriebenen Vertrag vollzogen hat. 


+ 1326. Ein Brief oder das Verfprechen unter Privatunterfchrift, wo— 
durh eine Parthie allein fih gegen die Andere verbindet, ihr etwas Be- 
ftimmtes an Geld oder Geldeswerth zu geben, muß ganz von der Hand bes 
Unterzeichnerö gejchrieben fein, oder wenigſtens außer feiner Unterfchrift den 
Beifag: gut, oder gut geheißen, mit Beifügung der Summe oder Menge 
der zugefagten Sade in Worten, nit in Zahlen, mit eigener Hand des 
Ausftellers enthalten. 

Ausgenommen find die Urkunden der Handeläleute, Gewerbäleute, Ader- 
leute, Weinbauern, Taglöhner und Tienjtboten. 


+ 1327. Iſt die von dem Inhalt der Urkunde ausgeſprochene Summe 
von derjenigen verjchieden, die in dem Gutheißen auögebrüdt ift, jo wird die 


Civilrecht. 20 
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geringere Summe für die richtige angenommen, jelbjt wenn die Urkunde und 
das Gutheißen durdhaus von der Hand des Schuldners gejchrieben wäre; jo 
lang nicht bewiejen ift, auf welder Seite der Irrthum fet. 


+ 1328. Tag und Jahr der Privaturfunden wird gegen dritte Perſonen 
gewiß von dem Tag, da fie zu gerichtlichen Akten gebracht worden, oder da 
der Unterzeichner, oder Einer derjelben ftirbt, oder da ihr Dafein und weſent— 
liher Jnhalt durch Urkunden öffentlicher Beamten bewährt ift, zum Beifpiel 
durch Protokolle über Verfiegelungen, oder durch VBermögensverzeichnifie. 

Vgl. L.R.S. 1410, 1690, 1743 u. 1750. 


+ 1329. Die Handelöbücher der Kaufleute liefern, auch wenn fie ord- 
nungsfähig geführt find, bei Streitigkeiten gegen Nichtkaufleute in Handelsſachen 
für fi allein niemals vollen Beweis; fie können ihn nur in Verbindung mit 
anderen Beweismitteln liefern; vorbehaltlih des in L.R.S. 1330 erwähnten 
Falles. Hinfichtlih des Notheides bleibt es bei den allgemeinen gefeglichen 
Beftimmungen. 


Fassung nach Art. 29 des Bad. Einf.-Ges. zum Handelsgesetzbuch. 


1330. Bücher eines Handelsmanns beweijen allgemein wider ihn; 
wer aber Bortheil daraus ziehen will, darf es nicht theilweis thun, aljo das— 
jenige, was fie ihm Widriges enthalten, nicht verwerfen. 


+ 1331. Hausbücher und Hausaufzeihnungen find Feine gültigen Rechts: 
urkunden für denjenigen, der fie geichrieben hat. Sie beweijen aber 
wider ihn: 

1) in allen Fällen, wo fie eine empfangene Zahlung beſtimmt 
angeben; 

2) wenn ausdrüdlich darin erwähnt ift: es jei die Aufzeichnung in 
der Abficht geichehen, um den Abgang der Rechtsurkunde für den— 
jenigen zu erfegen, dem zu gut eiue Berbinblichfeit darin ausge— 


ſprochen ift. 


7 1332. Beiſätze des Gläubigerd am Schluß, auf dem Rand oder auf 
der Rücjeite einer Nechtsurfunde, die immer in feiner Gemwahrfam geblieben 
ift, bemweijen, auch ohne Unterjchrift, Tag und Jahr, für die Befreiung des 
Schuldners. 

Gleiche Bewandtniß Hat es mit den Rand-, Rück- und Schlufbeifägen 
des Gläubigers auf der Doppelichrift einer Rechtsurkunde oder einer Quittung, 
die in den Händen des Schuldners fid) befindet. 


8 II. 


7 Von Kerbzetteln oder Kerbhölgern. 


7 1333. Kerbzettel oder Kerbhölzer, wenn fie mit dem vorzulegenden 
Gegenzettel oder Gegenholz zufammenjtimmen, haben Beweiskraft unter jenen 
Perfonen, die auf jolde Weife die im Kleinen gethane oder empfangene 
Lieferungen zu bewähren gewohnt jind. 


Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf,-Ges. zu den R.J.G. 
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& IV. 
r Bon Abſchrift der Urkunden. 


Die L.R.S. 1334—1336 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad 
Einf.-Gesetzes zu den R.J.G. 


s V. 
Bon Urkunden über Anerfenntniffe und Beftätigungen. 


1337. Urkunden über ein Anerkenntniß befreien nicht von 
der Vorlegung der urjprünglichen Rechtsurfunde, wenn deren In— 
halt darin nicht eigens angeführt iſt. 

Was fie mehr als die urfprüngliche Rechtsurfunde ent— 
halten, oder was darin von dieler abweicht, bleibt für ſich ohne 
Wirkung. 

Wären jedoch mehrere gleichlautende Anerkennungen vor— 
handen, mit welchen auch der Beſitzſtand übereinträfe, und wäre 
deren Eine dreißig Jahre alt, ſo kann dem Gläubiger die Vor— 
legung der urſprünglichen Rechtsurkunde erlaſſen werden. 

Vgl. L.R.S. 695, 710 fe., 2248, 2263. 


1338. Eine Urtunde über die Betätigung oder Genehmigung 
‚einer Verbindlichkeit, wider welche das Geſetz eine Klage auf Ver- 
nichtung oder Umſtoßung zuläßt, ift nur dann gültig, wenn das 
Weſentliche diejer Verbindlichkeit, der Grund der Klage auf Um— 
ftoßung, und die Abficht, diefen Grund zu bejeitigen, darin ſich 
ausgedrüdt findet. 

In Ermangelung einer Urkunde über die Bejtätigung oder 
Genehmigung genüget die freiwillige Erfüllung der Verbindlichkeit, 
welche in einer Zeit geſchah, two jene gültig Ttattfanden. 

Eine in Zeit und Form gejegmäßige Beftätigung, Genehmigung 
oder freiwillige Erfüllung, wirft einen Verzicht auf die Klagen 
und Einreden, welche wider das Geſchäft Statt hatten, jedoch) des 
Rechts dritter Perjonen unbejchadet. 


Vgl. L.R.S. 887, 1109, 1117, 1125, 1304, 1305, 1311, 1313, 1674; 
Handelsgesetzbuch Art. 294. 


1338a. Die freiwillige Erfüllung eines Theils der Verbind— 
lichkeit gilt für Anerkennung des ganzen Betrags, wenn der 
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Schuldner voraus nicht erklärt Hat, daß er ſich nur für einer 
beitimmten Theil ſchuldig achte. Die Annahme einer ſolchen 
Theilzahlung, auch wenn feßtere mit jener Angabe einer nicht 
größeren Verbindlichkeit vergefellihaftet geweſen it, gilt nicht für 
Anerkennung der vom Schuldner angeiprocdhenen Minderung der 
Schuldigfeit. 

Vgl. L.R.S. 1108b. 

1339. Der Gejchentgeber kann durch feine beftätigende 
Urfunde die Fehler einer Schenkung unter Lebenden verbeſſern; 
war fie einmal unförmlich, jo muß fie in gejeglicher Form new 
gemacht werden. 

Vgl. L.R.S. 931 u. fig. 


1340. Die freiwillige Beitätigung, Genehmigung oder Er— 
füllung einer Schentung, welche nach dem Tod des Gebers von 
jeinen Erben oder NRechtsfolgern geichieht, gilt als Verzicht auf 
jeden Einwand der Unförmlichteit oder Tonftiger Mängel. 


Ss VI. 
Bon Bertragsentwürfen. 


13404, Ein vorbereitender Bertragsauflag, der alle zum 
verhandelten Rechtsgeſchäft weientlihe Beitimmungen enthält, der 
feinen Haupt- oder Nebengegenitand auf weitere Uebereinkunft 
ausjeßt, und von beiden Theilen unterzeichnet ift, wirft ver— 
bindlich. 

Vgl. L.R.S. 1108, 1134, 1589; R. C. P.O. $ 381. 

1340b. Die Verbindlichkeit geht auf förmliche Ausfertigung, 
und Vollzug zugleich, wo das Geſetz ihren Vollzug nicht auf 
Eritere ausgeiegt hat; fie geht auf Eritere allein, wo diejer Fall 
eintritt; und fie geht auf bloße Entihädigung, wo zur Entjtehung 
der Verbindlichkeit jelbit die Fürmliche Urkunde nothwendig war. 

Vgl. L.R.S. 1583 a. 


1340e. Sobald irgend ein Gegenjtand auf meitere Ueber— 
einfunft ausgelegt war, jo wirft, ehe dieje zu Stand kommt, der 
Vertragsentwurf nichts; jobald fie nachfolgte, gleich jedem Andern. 
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T Zweiter Abſchnitt. 


Von dem Zeugenbeweis. 


Die L.R.S. 1341—1348 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.- 
Ges. zu den R.J.G. 


+ 1341. Ueber jedes Nechtögeichäft, welches die Summe oder den Werth 
von Fünf und Siebenzig Gulden überſteigt, muß. ſelbſt wenn von anvertrautem 
Gut die Rede ift. der Beweislichkeit durch Fertigung einer öffentlichen oder 
Privaturtunde vorgejorgt werden, und fein Zeugenbeweis ift zuzulafien, weder 
gegen den Inhalt der Urkunde, noch zur Ergänzung des Inhalts, noch über 
Reden, die vor, während oder nad der Verfafjung vorgefallen jein jollen, 
ſelbſt wenn bei joldem Betreff nur eine Summe oder ein Werth unter fünf 
and fiebenzig Gulden in Frage wäre. 

Altes unbeihadet desjenigen, was die Handlungägejege mit ſich bringen. 

Vgl. L.R.S. 1715, 1834, 1866. 1923, 1950, 1935, 2044; Bad. Einf.- 


Ges. zum Handelsgesetzbuch Art. 40. 


+ 1342. Obige Regel gilt auch dem Fall. wo die Klage eine Forderung 
auf Kapital und Zinfen enthält, die beide zujammen die Summe von fünf 
und jiebenzig Gulden überjteigen. 


7138. Ber einmal mehr als fünf und fiebenzig Gulden geforde:t 
hat, kann auch alsdann zum Zeugenbeweis nicht zugelajien werden, wenn er 
feine erſte Forderung herabjegen wollte, 


7 134. Auch bei Forderungen minderer Summen ift der Zeugenbe: 
weis unzulälfig, jobald die Summe als Reſt oder Theil einer größeren For: 
derung erjcheint, die unbeurkundet iſt. 


+ 1345. Auch mehrere in der nämlichen Verhandlung eingeflagte unbe: 
urfundete Forderungen, die zujammengenomiien die Summe von fünf und 
fiebenzig Gulden überjteigen, laſſen feinen Zeugenbeweis zu, jelbit wenn fie 
verjchiedene Urjachen und verjchiedene Entitchungszeiten haben; es wäre denn, 
daß jie durch Erbfolge, Schenfung oder auf andere Art von verichiedenen 
Berjonen herfämen. 


+ 1316. Alle verfallenen Forderungen aller Art wider den nämlichen 
Schuldner, welde nicht ganz durch Urkunden erweislich find, jollen in einer 
und derſelben Klagihrift vorgetragen werden. Alle darın nicht eingeführten 
unbeurkundeten Forderungen jind nachher unzuläjlig. 


1347. Dbige Regeln leiden eine Ausnahme, wenn der Anfang eines 
Schriftlichen Beweiſes vorhanden ift. 

Dafür gilt jede Schrift, die von demjenigen berrührt, wider welchen 
Die Forderung gerichtet ift. oder deſſen Rechtsvertreter er ift, und die ange: 
führte Thatjahe wahrſcheinlich madt. 


* 1348. Ferner find davon ausgenommen jene Fälle, worin es dem 
Gläubiger unmöglich war, ſich über eine Verbindlichkeit. die Jemand gegen 
ähn übernommen hat. jchriftlihen Beweis zu verichaffen. 

Dieje zweite Ausnahme iſt ammendbar: 

1) auf Verbindlichkeiten. di: aus Halbverträgen, aus Vergehen oder 
Verſehen entſpringen; 
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2) auf Sachen, die in Nothfällen, als 3. B. bei Feueräbrünften, Ge- 
bäudezerftörungen, Schiffbrüchen, oder auf der Reife in Gajthäufern 
in Verwahr gegeben worden find, Alles nach Beichaffenheit der 
Perſonen und Umftände; 

3) auf Verbindlichkeiten, die bei unvorgefehenen Zufällen mit Unter- 
laffung jchriftlicher Ausfertigung eingegangen wurden; 


4) auf Fälle, wo der Gläubiger durch unvorgejehene und unvermeid= 
lihe Zufälle die Beweisurkunden verloren hat. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon Bermuthungen. 
1349. Vermuthungen find Schlüffe, welche das Gejeß oder 
die Obrigkeit aus einer bekannten Thatjache auf eine unbefannte 


zieht. 
Vgl. L.R.S. 1350 - 1353; R.E.G. zur C.P.O. 8 142.3; 8 16 Z. 1. 


sl. 
Bon gejelichen Vermuthungen. 

1350. Gejeglich ijt jene Vermuthung, die durd) das Geſetz 
auf gewiſſe Handlungen oder gewiſſe Ihatumftände gegründet 
wird, (jei es, daß es bejtimmte Folgen damit verbindet oder nicht); 
jener Art jind: 

1) Handlungen, welche das Gejeß für ungültig erklärt, in= 
dem e3 aus ihrer bloßen Bejchaftenheit die Unterftellung- 
entlehnt, daß fie zu Ungehung feiner Verfügungen ge— 
ichlofjen worden jeien; 

Vgl. L.R.S. 911, 1100, 1596. 

2) die Fälle, worin das Geſetz erklärt, daß aus gewiſſen 
bejtimmten Umftänden das Eigenthum oder eine Befreiung 
folge; 

Vgl. L.RS. 525, 553, 653, 666, 670, 1248a., 1282. 1288, 
1569, 1908, 2230, 2275,, 2279. 

3) die Wirkung, welche das Geſetz einer redhtsfräftigen Ent— 
icheidung einräumt; 

Vgl. L.R.S. 1351; R.C.P.O. $ 298. 

7 4) die Kraft, welche das Geſetz dem Geſtändniß der Parthei oder 

ihrem Eide beilent. 
Z. 4 ist aufgehoben durch $ 1-46 des Bad. Einf.-Ges. zu den 
RA.G. 
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1351. Die Wirkung einer rechtskräftigen Entſcheidung er— 
ſtreckt ſich nur auf das, was Gegenſtand des Streits war. Um 
ſich auf ſolche beziehen zu können, muß der Gegenſtand der Klage 
überall derſelbe ſein, die Klage auf demſelben Grunde beruhen, 
der Prozeß unter denſelben Parthieen geführt werden, auch für 
und wider ſie in gleicher Eigenſchaft Statt haben. 

Vgl. LR.S. 1865; R.C.P.O. $ 293. 

1352. Eine gejegliche VBermuthung befreit denjenigen, zu 
deſſen Vortheil fie eintritt, von allem Beweis. 

Vgl. L.R.S. 312, 320, 525, 553, 653, 666, 670, 693, 720—722, 
911, 1100, 1248a., 1282, 1283, 1402, 1463, 1499, 1502, 1569, 1731, 
1908, 2230, 2231, 2234, 2268, 2275. j 

Wider eine gejeglihe Vermuthung ift fein Beweis zuläffig, 
wenn das Geſetz ihretivegen gewiſſe Vorgänge vernichtet, oder 
einem Rechtsgeſchäft die Klagbarkeit entzieht, es jei denn, daß es 
den Gegenbeweis vorbehalten habe. 

Vgl. L.R.S. 911, 1100. 

Der frühere Schluss ist aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. 
zu den RJ.G. 

1352a. Wider eine gejeglihe VBermuthung, mit welcher das 
Geſetz feine bejtimmten Folgen verbindet, ift allemal der Gegen 
beweis zuläffig, und gilt für ftillichweigend vorbehalten. 

Vgl. L.R.S. 720—722, 1248 a., 1283, 1402, 1731, 2230, 2231, 
2234, 2268, 2275; R.E.G. zur C.P.O. $ 16 2. 1. 


s 1. 
7 Von richterlihen Bermuthungen. 


7 1355. Jene VBermuthungen, welche durch fein Geſetz begründet find, 
bleiben der Einfiht und Klugheit der Obrigfeit überlafjen, die nur auf wid: 
fige, treffende und übereinftimmende Vermuthungen achten jol, und auch 
dieſes mur in jenen Fällen, wo das Gejeg einen Zeugenbeweis zuläßt, oder 
wo eine Urfunde wegen Betrugs oder Gefährde angegriffen wird, 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges, zu den R.J.G. 

Vgl. L.R.S. 1341 u. fig. 


Vierter Abſchnitt. 
Von dem Geftändnif des Gegners. 


Die L.R.S. 1354—1356 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf,- 
Gesetzes zu den R.J.G. 
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+ 1354. Das ——— das man einer Parthei entgegen hält, kann 
gerichtlich oder außergerichtlich ſein. 


+ 1355. Man beruft ſich umfonft auf ein außergerichtliches mündliches 
Geftändnik wider eine Forderung, zu deren Begründung fein Zeugenbeweis 
zuläjfig wäre. 

Vgl. L.R.S, 1341 u. fg. j 

+ 1356. Ein gerichtliches Geſtändniß ift die Erklärung, welche der 
Gegentheil oder ein eigens dazu Bevollmächtigter deffelben vor der Obrigkeit 
thut. 


Es beweist volftändig wider den, der es ablegte. 

Es kann nicht widerrufen werden ohne Beweis, daß es Folge eines 
Irrthums über eine Thatjache war. Unter dem Vorwand eines Rechtsirrthums 
kann es nicht zurüdgenommen werden. 


Fassung nach 8 385 der Bad. C.P.O. von 1864. Vgl. R.C.P.O. 
88 261-269. 


Fünfter Abſchnitt. 


Ton dem Eid. 


Die L.R.S. 1357—1364 und 1366—1369 sind aufgehoben durch 
$ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

1365. Der geleiftete Eid beweist nur zum Vortheil oder 
Nachtheil desjenigen, der ihn zujchob, jeiner Erben oder Rechts— 
folger. | 

Ein Eid, den Einer der Sammtgläubiger dem Schuldner 
zugejhoben hat, befreit letzteren nur für den Antheil diejes 
Gläubigers. 

Der dem Hauptichuldner zugeſchobene Eid befreit zugleich 
die Bürgen. 

Der Eid, der Einem der Sammtjchuldner zugejchoben wird, 
fommt den Mitſchuldnern zu gut. 

Und der dem Bürgen zugefchobene, dem Hauptichuldner. 

In beiden letzteren Fällen nüßt nur alsdann der Eid des 
Sammtmitihuldners oder des Bürgen den übrigen Mitjehuldnern 
oder dem Hauptichuldner, wenn er über die Schuld jelbit, keines— 
wegs aber, wenn er über die Sammteigenjchaft, oder über die 
Wahrheit der Verbürgung zugejchoben wird. 

Vgl, L.R.S. 1198, 1208, 1285, 1351, 2012, 2034; R.C.P.O. & 434. 
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Vierter Titel. 


Bon Verbindlichkeiten, die ohne Vertrag entjtehen. 


1370. Manche Verbindlichteiten entitehen ohne daß eine 
Uebereinfunft zwiſchen Gläubiger und Schuldner vorausgeht. 

Einige derjelben entitehen bloß durd die Beitimmung der 
Gejege, andere gehen aus eigenen Handlungen des Schuldners 
hervor. 

Zu den erjten gehören die Berbindlichkeiten unmillfürlichen Ur— 
jprungs, 3. B. jene unter Eigenthümern, die an einander grenzen 
oder jene der Vormünder oder anderer Verwalter, das ihnen auf: 
getragene Amt anzunehmen. 

Die Berbindlichkeiten aus eigenen Handlungen des Schuldners 
ruhen entiveder auf Halbverträgen, oder auf Vergehen, oder auf 
Verjehen, ſie machen den Gegenftand des gegenwärtigen Titels 
aus. 

Vgl. L.R.S. 203, 205—207, 395, 419, 427 u. fig.. 450, 640, 643, 
646, 649— 652, 661, 663, 682, 1571, 1352 u. Sir, 


Erſtes Stapitel. 
Von Halbverträgen. 
1371. Halbverträge find freiwillige Handlungen, die in er= 
laubter Beziehung auf Rechte anderer Menichen unternommen 
werden, und irgend eine Verbindlichkeit gegen Andere und zus 


weilen eine doppeljeitige heworbringen. 
Vgl. L.R.S. 1100de., 1372, 1376, 138la., 1581 a. a. 


Erſter Abſchnitt. 
Von Geſchäftsführungen. 
1372. Wer die Geſchäfte eines Andern führt, der Geſchäfts— 
herr mag von der Geſchäftsführung Wiſſenſchaft haben oder nicht, 


übernimmt ſtillſchweigend die Verbindlichkeit, das angefangene Ge— 
ſchäft fortzuführen bis dahin, wo es vollendet iſt, oder jener 
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jelbjt dafür Sorge tragen fann. Er muß Alles was zu ſolchem 
Geſchäft gehört und davon abhängt, übernehmen. 

Er Hat darin gleiche Verbindlichkeiten, als ob er aus einem 
ausdrüdlichen Auftrag des Geſchäftsherrn handelte. 

Vgl. L.R.S. 419, 577 be., 1891 a., 1991 u. fg. 


1372 a. Er muß fie auch gegen fich jelbjt, wenn er etwa 
Schuldner des Gejchäftsheren ift, wie gegen Dritte bejorgen. 


1373. Auch wenn der Gejchäftsherr vor Beendigung des 
Geſchäfts fterben follte, ift er verbunden, die: Geſchäftsführung jo 
lange fortzufegen, bis der Erbe fie zu übernehmen im Stand ift. 

Vgl. L.R.S. 1991. 


1374. Gr iſt jchuldig, alle Sorgfalt eines guten Hausvaters 
auf die Führung des Gejchäfts zu verwenden. 

Die Umſtände, unter denen er ſich dem Gejchäft unterzog, 
ermächtigen gleichwohl den Richter zur Mäpigung der Ent= 
jchädigungsjumme wegen Nachläſſigkeit oder Fehlern. 

Vgl. L.R.S. 1137, 1142, 1149 u. fig. 


1374 a. Er muß jelbjt den Zufall tragen, wenn er ein 
gewagtes Gejchäft für den Gejchäftsheren anfing. 

Er darf jedoch) gegen den Schadenserjaß, den er ſchuldig 
wird, denjenigen Bortheil wettichlagen, den ohne jeine Geſchäfts— 
führung der Geſchäftsherr nicht gehabt haben würde. 


1375. Der Gejchäftsherr, deſſen Gejchäft gut geführt wurde, 
mus die Verbindlichkeiten erfüllen, welche der Geichäftsführer in 
feinem Namen übernommen bat, ihn für alle deßfalls über- 
nommene eigene Verbindlichkeiten entjchädigen, und ihm alle aus 
Nothwendigfeit oder zum Nutzen gemachten Auslagen erjegen. 

Vgl. L.R.S. 1377, 1377 a., 1998—2001. 


1375 a. Wer ein Gejchäft des Andern wider deilen Willen 
oder jonft aufmiderrechtliche Art führt, kann von feinem Aufvand 
nicht3 wieder fordern, als was dem Andern als Vermögenszu— 
wachs oder Verbeſſerung wirklich zu Gute gekommen ift. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Von Zahlungen zur Ungebühr. 


1376. Wer wiſſentlich oder aus Irrthum etwas annimmt, 
das ihm als Zahlung auf eine vermeinte, aber nicht vorhandene 
Forderung gegeben wurde, wird verbindlid, das ungebührlich 
Empfangene dem Zahler zu erjeßen. 

Vgl. L.R.S. 1235, 1299, 1906, 1907 f., 1967. 


1377. Hat Jemand die Schuld eines Andern getilgt, indem 
er aus Irrtum ſich für den Schuldner hielt, jo iſt er beredhtigt, 
das Bezahlte von dem Gläubiger zurüdzufordern. 

Hat indeſſen der Gläubiger wegen diejer erhaltenen Heim— 
zahlung jeine Rechtsurkunde vernichtet, jo hat die Rüdforderung 
nicht mehr Statt, und demjenigen, der die Zahlung leiftete, bleibt 
nur der Rüdgriff auf den wahren Schuldner. 

Vgl. LR.S. 1109, 1236. 1375. 


1377 a. Hielt er fi aus Irrthum zwar nicht für den 
Hauptichuldner, aber für den Bürgen eines andern, wirklichen 
Schuldners, jo kann er das Geld nicht vom Gläubiger zurüd- 
verlangen, jondern nur von dem Schuldner, deſſen Gejchäft er 
führte, Erſatz fordern. 

Vgl. L.RS. 1236. 1375. 


1378. Derjenige, der eine ungebührliche Zahlung wiſſentlich 
annahm, ijt verbunden, mit dem Kapital die Zinjen oder Früchte 
von dem Tag der empfangenen Zahlung an zu erjegen. 

Vgl. L.R.S. 549, 1907 a.. 2277. 


1379. Iſt das ungebührlich Empfangene eine bejtimmte be= 
wegliche oder unbewegliche Sache, jo iſt der Empfänger jchuldig, 
fie im Stüd zurüdzugeben oder ihren Werth zu erjegen, wenn 
fie durch jein Verſchulden zu Grund ging oder verjchlimmert ward. 
Er hat aud für den zufälligen Verluft der Sache zu haften, 
wenn er unredlicher Empfänger war. 

Vgl. L.R.S. 1137, 1148, 1302. 
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13850. Der redliche Empfänger, der die Sache verkauft hat, 
ift nur verbunden, den Erlös herauszugeben. 

Vgl. L.R,S. 1935. 

1381. Derjenige, der die Sache zurüderhält, muß alle 
nöthigen und müßlichen Sojten, die auf Erhaltung der Sade 
verwendet wurden, auch jelbjt dem unredlichen Befiger vergüten. 


Dritter Abſchnitt. 
Vom Rettungsaufivand. 
"gl. Handelsgesetzbuch 702—735 (Haverei). 


1381 a. Wo in einer gemeinichaftlichen Gefahr durch Auf— 
opferung einiger Sachen, welche in diejer Gefahr mit jich befinden, 
die übrigen gerettet werden, da müſſen die Bejiger der geretteten 
Sachen den Beſitzern der hingegebenen nad) den Berhältnig 
der Letzteren zu Erjteren einen Antheil am Werth der Geretteten 
erſetzen. 

1381 b. Der Umſtand allein, daß einige Sachen einer 
gemeinichaftlichen Gefahr entgehen, indeh andere darin zu Grund 
gehen, begründet für die Eigenthümer der Yeßteren feine Anjprüche 
an Eritere, jo lang nicht eine vernünftig berechnete und wirkſam 
geweſene Hingabe der zu Grund gegangenen Sachen für Nettuug 
der übrigen enviejen wird. 


1381 ce. DBerborgene und verheimlichte Sachen, die dabei 
verloren gehen, werden nicht evjeßt; jene aber, die fich gerettet 
finden, müſſen am Erſatz der Aufgeopferten mit tragen helfen. 


1331 d. Der Eriaß der hingegebenen Sachen richtet ich 
nah dem Worth derjelben zur Zeit des Verlufts bei Waaren. 
die auf ihrem Lager verloren gehen, oder nad dem Einfaufspreis 
bei Waaren, die während einer Verjendung unterwegs verloren 
gehen. 

Der Werth der Geretteten wird im erften Fall aud nach 
ihrem dortigen laufenden Werth, in zweiten aber nad) jenem, den 
fie an Zeit und Ort ihrer bejtimmungsmäßigen Ankunft haben, 
berechnet. 
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1381. e. Gin nachgefolgter Untergang der Waare, der er= 
folgte, ehe ihr Eigenthümer in gefahrloje Gewahrſam eingetreten 
war, befreit von der Theilnahme am Erſatz. 


1381 f. Er begründet jedoch feine Grjaßforderung an 
andere völlig gerettete Sachen, wenn nicht der zweite Untergang 
von neuem al3 Rettungsaufivand vereigenichaftet war. 


1381 g. Bei der Wahl der aufzuopfernden Sachen müſſen 
jene, deren Gefahr die größte, deren Berluft der leichtefte, und 
deren Hingabe die wirfjamite ift, vor anderen aufgeopfert werden. 


1381 h. Ummittelbar nach vorübergegangener Gefahr, wenn 
es während derjelben nicht geichehen fonnte, muß durch aufges 
rufene richterliche Dazwiichenfunft der Stand der Gefahr, die 
Beichaffenheit der aufgeopferten und geretteten Sachen, und die 
Wirffamfeit der Rettung auf Betrieb derer, die Erſatz erwarten 
oder derer, denen die verlorenen Sachen anvertraut waren, richtiq 


geitellt werden. 
Vgl. R.C.P.O. 88 447—455. 


Vierter Abichnitt. 
Von Empfehlungen und Rathichlägen. 


1381 aa. Wer eine Perſon an einen Dritten empfiehlt, 
jteht nicht gut für diefelbe, wenn es nicht namentlich für ein 
beitimmtes Rechtsgeſchäft und unter Verficherungen der Unnach— 
theiligfeit deſſelben geſchieht. 


1381 ab. Wer bei einer Empfehlung gewiſſe Eigenſchaften 
des Vermögens und der Perſon namentlich verjichert, haftet für 


den Schaden, der aus deren Abweſenheit entjteht. 
Vgl L.R.S. 1518. 


1381 ac. Wer dem Andern auf Befragen einen Rath ohne 
Gefährde gibt, der wird für den Erfolg nicht verantwortlich, wenn 
nicht der Rathfragende defien Rath für jein Benehmen einzuholen 
verbunden war, oder an ihn al3 Sachverſtändigen ſich gewendet 
hatte, und in einem oder anderm Yall jein Rath ungejchidt war. 
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1381 ad. Die Ungejchidlichfeit eines Raths muß da, wo 
der Rath aus Amtspfliht gegeben werden muß, aus Bildung 
und Lage des Rathgebers, oder aber, wo Jemand ihn als Sach— 
verftändiger gab, aus den gemeinen Regeln des Kunſtgebrauchs 
beurtheilt werden. 


1381 ae. Wer unaufgefordert Rath gibt, und deſſen Bes 
folgung durch Zufpruch betreibt, haftet als Bürge oder als Ur— 
heber der Handlung. 


Bweites Kapitel. 
Von Vergehen und Berjehen. 


1382. Jede unrechte That eines Menſchen, welche einen 
Andern bejehädigt, verbindet den Thäter zur Entichädigung. 
Vgl. L.R.S. 554, 1247 a., 1310, 2046. 


Gesetz vom 6. März 1845 (R.B. Nr. 15) über die privätrechtlichen 
Folgen der Verbrechen (Anhang B. 15). 


1382 a. Unrecht ift die That, womit entiweder ein an fich 
verbotenes Unternehmen vollführt, oder eine in fi) erlaubte Unter- 
nehmung von einer unberechtigten Perjon, oder auf eine wider— 
rechtliche Weije, wifjentlich verrichtet wird. 


1382 b. Alle durch eine unrechte That auch unvorjäßlich 
bejhädigten Perjonen haben ein Recht auf Entichädigung. 

Zusätze in den 8$ 2—6 des Gesetzes vom 6. März 1845 (R.B. Nr. 
15) über die privatrechtlichen Folgen der Verbrechen (Anhang B. 15). 


1382 ec. Mller, durch die unrechte That auch unabfichtlich 
verurjachte Schaden muß erjeßt werden. 


1382 d. Bon mehreren Thätern, die zu einem Erfolg zus 
jammenmwirften, find alle jene, die vorſätzlich handelten, ſammt— 
verbindlich). 

Zusätze in den $$ 7—9 des Gesetzes vom 6. März 1845 über die 
privatrechtlichen Folgen der Verbrechen (Anhang B. 15). 

Vgl. L.R.S. 1200 u, fig. 
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1382 e. Die Entihädigung richtet ih nad) dem Maas— 
ftab, der im vierten Abjchnitt des dritten Kapitels über den durch 
Gefährde veranlagten Schaden aufgejtellt ift. 

Vgl. L.R.S. 1149, 1151, 115la; Gesetz vom 6. März 1845 (R.B. 
Nr. 15) über die privatrechtlichen Folgen der Verbrechen (Anhang B. 15 a.) 
88 1517. 


7 1382 f. Bei perfünlihen Beihädigungen beſteht die Entſchädigung 
in den Herftellungstoften und in dem entbehrten Berdienft des Beichädigten; 
Schmerzengeld kann nicht gefordert werden, 


Aufgehoben und ersetzt durch die $$ 10—14 des Gesetzes vom 
6. März 1845 über die privatrechtlichen Folgen der Verbrechen (Anhang 
B. 15...) 


1383. Jedermann ift, außer dem Schaden, den er durch 
feine That zugefügt, auch jenen zu erjeßen jchuldig, der durch 
jeine Nachläfligfeit oder Unverjtändigfeit für einen Anderu entjteht. 

Reichsgesetz vom 7. Juni 1871 über die Verbindlichkeit zum Schaden- 


ersatz für die bei dem Betriebe von Eisenbahnen, Bergwerken etc. herbei- 
geführten Tödtungen und Körperverletzungen (Anhang B. 15 c.) 


1383 a. Die Entihädigung richtet ſich Hier nad) den 
oben im vierten Abjchnitt des dritten Kapitels gegebenen Regeln 
‚über den durd) Verſchulden veruriachten Schaden. 

Vgl. L.R.S. 1150—1150 c. u. 1151 .a. 


1354. Gin Jeder muß auch für jenen Schaden haften, 
welcher von Perjonen verübt wird, für welche er qgutftehen joll, 
oder von Sadıen, die er in Verwahr hat. 

Der Bater, und nad) deſſen Tod die Mutter, jollen für ihre 
minderjährigen, bei ſich habenden Kinder gutitehen. 

Hausherren und Gejchäftsgeber für das Benehmen ihres 
Hausgefindes und ihrer Geichäftsträger in den ihnen anver= 
trauten Verrichtungen. 

Lehrer und Gewerbsmeifter für das Benehmen ihrer Zög— 
linge und Lehrlinge in der Zeit, wo fie unter ihrer Aufſicht find. 

Die oben bemerkte VBerantivortlichkeit tritt ein, jo lang nicht 
die dehfalls in Anſpruch zu nehmenden Berfonen beweifen, daß 
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fie die Handlung, wofür fie verantwortlich gemacht werden wollen, 


nicht haben hindern fünnen. 

Vgl. L.R.S. 372, 1735, 1783 a, 1797, 1953, 1994; Forststrafgesetz 
88 14 u. 23. 

(jesetz vom 13. Febr. 1851 (R.B. Nr, 14) über die Entschädigungs- 
pflicht der Gemeindeangehörigen wegen des bei Zusammenrottungen ver- 
übten Schadens (Anhang B. 15 b.); Reichsgesetz vom 7. Juni 1871 s. 
oben bei L.R.s. 1382. 


1384 a. Ebenſo iſt der Hauseigenthümer, oder derjenige 
Miethmann, dem das Ganze überlaffen ift, verantwortlich für den 
Schaden, der durch unvorfichtige Handlungen jeiner Mieth- oder 
Artermiethleute, oder derer, die bei ihnen find, aus dem Haufe 
oder Stodwerf andern Worübergehenden zugefügt wird, vorbe= 
haltlid) eines Rüdgrifis auf die Echuldigen. 

Vgl. L.R.S. 1735. 


1385. In gleicher Weiſe ift der Eigenthümer eines Thiers, 
jo mie derjenige, der ſich deſſen bedient, Letzterer jedoch nur für 
die Zeit, da es zu feinem Gebraud) war, verbindlich, den Schaden 
zu erjegen, den das Thier veruriadht, es mag in ihrer Gewalt 
fih befunden haben, entlaufen oder verirrt gewejen jein. 


1385 a. Wer jedoch das Thier hingibt, oder den höchiten 
Werth deilelben bezahlt, kann zum Erſatz einer höhern Schadens- 
rechnung nicht angehalten werden. 

Jagdgesetz vom 3. Dezember 1850 (R.B. Nr. 58) $ 21; (Wildschaden) 
s. Anhang B. 6. 

1386. Der Eigenthümer eines Baues ift für den Schaden 
verantwortlich, den er durch Einfturz verurfacht, jobald jolcher 
in Fehlern der Bauart oder im Mangel der Unterhaltung feinen 
Grund hatte. 


1386 a. Bei bejorglicher Gefahr eines Schadens kann der 
Nachbar auf Wegichaffung des Baufälligen oder Sicherheitsleiftung 
für deſſen Unfchädlichkeit dringen. 

Vgl. R.C.P.O. 8 819; R.St.G.B. & 367 Z. 13: Bad. Polizei-Straf- 
gesetzbuch $ 30, 
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Fünfter Titel. 


Von Heirathsverträgen und gegenſeitigen Rechten der 
Ehegatten. 


Erſtes Kapitel. 
Allgemeine Verfügungen. 


1387. Das Geſetz ordnet die Wirkungen der ehelichen Ge— 
ſellſchaft auf das Vermögen nur für jene Fälle, über welche be— 
ſondere Verträge nicht Vorſehung thun. Jedes Geding, welches 
den guten Sitten nicht zuwider iſt, bleibt dem Gutfinden der 
Ehegatten unter folgenden Einſchränkungen überlaſſen. 

Vgl. LR.S. 3, 6, 1133, 1172, 1393. 1497, 1527, 1091. 


1388. Nein Vertrag darf die Nechte jchmälern, die zu der 
Gewalt des Mannes über die Perfon der rau und der Kinder 
gehören, oder die dem Mann als Haupt der Familie zuſtehen; 
feiner darf die Rechte, welche dem überlebenden Iheil der Ehe: 
gatten unter dem Titel: von der elterlihen Gewalt, und 
unterdem Titel: von DderMinderjährigleit, derVormundſchaft 
und®ewaltsentlajjung beigelegtfind, verändern; feinerdarfetivas 
fejtjegen, was gegen verbietende Verfügungen dieſes Geſetzbuchs 
anſtößt. 

Vgl. LR.S. 6, 203 a., 212 u. flg., 371 u. fig., 389 u. flg., 477, 791, 
1130, 1453, 1521. 


1389. Ghegatten fünnen in feiner Weile Veränderungen in 
der gejeglichen Ordnung des Erbrechts ihrer Kinder oder Kindes— 
finder am elterlichen Vermögen oder des Erbrechts ihrer Kinder 
unter einander einführen, Schenkungen oder Vermächtniſſe in 
einer diefem Gejeßbuche gemäßen Art und Form find damit jedoch) 
nicht ausgeichlofien. 

Vgl. L.R.S. 745, 913, 1048; Rechtsbelehrung vom 27. Januar 1810 
(R.B. Nr. 6) über die Unstatthaftigkeit der Einkindschaft, 

Civilrecht. 21 
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1390. Die Ehegatten dürfen nicht mehr allgemein bedingen, 
daß ihre eheliche Geſellſchaft nach Landesgewohnheit, Provinz— 
geſetz oder Ortsrecht beurtheilt werden ſoll, als welche durch das 
gegenwärtige Geſetzbuch abgeſchafft ſind. 

Vgl. 1. Einf,-Edikt $ XII. nebst Zusätzen u. XVII.; II. Einf,-Edikt 
& 5; L.R.S. 6d. und 6e; Rechtsbelebrung vom 24, Dezember 1818 (R. P. 
1819 Nr. 5). 

1391. Ihnen bleibt jedoch erlaubt, im Allgemeinen zu er= 
Hären, daß fie ihre Heirat) entweder nad) dieſer und jener in 
diefem Gejegbuch ausgedrüdten Regel der chelichen Gütergemeins 
ſchaft, oder Nichtgemeinjchaft, oder nach Gejegen der Bewidmung 
wollen gerichtet wiſſen. 

Im Fall der erwählten ehelihen Gütergemeinjchaft oder 
Nichtgemeinichaft find die Nechte der Ehegatten und ihrer Erben 
nad) den Verordnungen des zweiten Kapitels des gegenwärtigen 
Titels zu richten. 

Im Fall der Bewidmung find ihre Rechte nach den Verord— 
nungen des dritten Kapitels zu beurtheilen. 

Vgl. L.R.S. 1399 u. flz., 1497, 1529, 1540 u. fig. 


1392. Das bloße Geding, dat die Frau einige Güter als 
von ihr oder Andern ausgejegtes Heirathsgut einbringt, it nicht 
hinreichend, um Bewidmungsreht darauf zu behaupten, wenn 
jonjt in dem Ehevertrag nicht ausdrüdlich diejes feitgejegt iſt. 

Die bloge Erklärung der Ehegatten, daß fie ich ohne Güter= 
gemeinjchaft verehelichen, oder daß eine völlige Abjonderung der 
Güter unter ihnen ftatt habe, reicht auch nicht zu, um eine be= 
widinete Ehe anzunehmen. 

Vgl. LR.S. 1529, 1530, 1536, 1540. 


1393. Wo ein Ehevertrag die Gütergemeinichaft nicht auf- 
hebt, oder ihr nicht bejondere erlaubte Beltimmungen gibt, da 
gelten die Grundjäge, die im erjten Theil des zweiten Kapitels 
fejtgejtellt jind, als gemeines Recht im Staat. 

Vgl. L.R.S.1399 u. fig., 1528, 1839. 

7 1393 a. Hiervon ift der Adel ausgenommen, bei weldem die im 


erſten Abſatz des neunten Abſchnitts der zweiten Abtheilung gedachten Kapitels 
Sat 1550—1535 bejchriebene Nichtgemeinfchaft die Hegel macht. 
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Gesetz über die ehelichen Vermögensverhältnisse 
des Adels 
vom 25. November ı831 (R.B. Nr, 30). 

Art. 1. Der Landrechtszusatz 1393 a. ist aufgehoben. 
Die ehelichen Vermögensverhältnisse des Adels unterliegen 
künftig den allgemeinen Gesetzen. 

Art. 2 siehe bei L.R.S. 577 cp. 


Art. 3. Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf jene 
Ehen der Adeligen, welche vor der Erscheinung desselben 
im Regierungsblatte geschlossen sind. 


1394. Alle Eheverträge jollen vor der Heirath durch einen 
Staatsjchreiber jchriftlich abgefaßt werden. 
Rechtspolizeigesetz $$ 26, 27, 46, 80d., 82. Bad, Einf.-Ges, zum 


Handelsgesetzbuch Art. 10—17; Vollz.-Verordn. hierzu vom 3. Oktober 
1862 (R.B. Nr. 50) $$ 19, 21, 30—32. 


1395. Nach gejchlofjener Ehe leiden ſie feine Veränderung. 
Vgl. L.R.S. 1451, 1543; I. Einf.-Edikt $ XII 


Bekanntmachung des Justizministeriums über die 
Eheverträge von Einwanderern 
vom 16. Juni 1818 (R.B. Nr. 14). 

Seine Königliche Hoheit haben mittelst Höchster Ent- 
schliessung vom 25. Mai d, J. St.M. Nr. 381 gnädigst zu 
genehmigen geruht, dass sämmtlichen verheiratheten Auslän- 
dern, die sich seit Einführung des neuen Landrechts mit 
ihren Familien im Grossherzogthum niedergelassen haben 
oder künftig niederlassen werden, und die in auf Gesetze 
oder Gewohnheiten ihres vormaligen Wohnsitzes gegründeten, 
von den Bestimmungen des neuen Landrechts abweichenden 
ehelichen Verhältnissen gelebt haben, die nämliche gesetzliche 
Begünstigung geniessen sollen, wie solche den übrigen Grossh. 
Unterthanen durch das erste Einführungs-Edikt des neuen 
Landrechts bewilligt worden ist, und dass ihnen daher ge- 
stattet sein soll, in einem Zeitraum von zwei Jahren, und 
zwar für jene, die seit der Einführung des neuen Landrechts 
bereits eingewandert sind, vom Tage der Verkündung dieser 
Verordnung, für jene aber, die künftig noch einwan- 
dern, vom Tage ihrer Reception an, noch nachträgliche Ehe- 
verträge zu errichten, Nach Umlauf dieser zwei Jahre aber 
tritt die gesetzliche Unveränderlichkeit der Vermögensver- 

21? 


324 ER. II. B., V. T. Heirathsverträge x. 


hältnisse dieser Ehen, deren Stand nicht durch Eheverträge 
bedingt ist, ein. 

Indem diese höchste Bestimmung andurch zur allgemeinen 
Kenntniss und Nachachtung gebracht wird, werden sämmtliche 
Aemter zugleich angewiesen, von jedem einzelnen vorkommen- 
den Receptionsfall von Ausländern das Amtsrevisorat in 
Kenntniss zu setzen, welch letzteres die neu aufgenommenen 
Unterthanen über diese ihnen durch dieses neue Gesetz ver- 
willigte Begünstigung zu belehren hat, damit sie gutfindenden 
Falls davon Gebrauch machen können, 


1396. Veränderungen vor Schliegung der Ehe müſſen in 
gleicher Yorm, wie der Heirathsvertrag, beurfundet jein. 

Keine Veränderung, fein Neben oder Gegenvertrag gilt, zu 
dein nicht alle Perfonen, die den Ehevertrag mit bewilligten, gleich— 
zeitig mitgewirkt und eingewilligt haben. 

Vgl. L.R.S. 1394, 1398. 


1397. Alle Veränderungen, Neben und Gegenverträge, 
auch wenn fie die Form des vorhergehenden Sates haben, bleiben 
für Dritte ohne Wirkung, jobald fie nicht der Urſchrift des Hei— 
rathsvertrags als Anhang beigefügt worden jind; der Staats— 
Ichreiber darf bei Strafe der Entihädigung der Betheiligten und 
nach Umjtänden noch ſchwererer Strafe feine urjchriftliche oder 
abſchriftliche Ausfertigung des Heirathsvertrags ausliefern, ohne 
die Veränderung, Neben= oder Gegenverträge ihnen unmittelbar 
anzubängen. 

Vgl. L.R.S. 1821. 


1398. Ein Minderjähriger, der heirathsfähig ift, kann alle 
Bedingungen bewilligen, die bei dem Ehevertrag Statt haben; 
die demjelben einverleibten Bewilligungen und Schenkungen find 
gültig, jobald zu dem Vertrag diejenigen Perjonen mitgewirkt 
haben, deren Einwilligung zur Gültigkeit der Ehe erforderlich ift. 


Vgl. R.-Standesbeurk.-Ges. $3 28 u. 29 nebst L.R.S, 160; 1095, 
1509, 
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Zweites Kapitel. 
Von der ehelichen Gütergemeinſchaft. 
1399. Die eheliche Gütergemeinſchaft, ſie entſpringe aus 
Geſetzen oder Verträgen, fängt von dem Tag an, da die Ehe vor 
dem Beamten des bürgerlichen Standes geſchloſſen ward. Man 


kann kein anderes Anfangsziel bedingen. 
Vgl. L.R.S. 1404, 1451. 


Erſte Abtheilung. 
Bondergejegliden Gütergemeinſchaft. 

1400. Die Gemeinjchaft, welche aus der bloßen Erflärung 
entipringt, daß man ſich nad) den Grundjägen einer ehelichen 
Gütergemeinjchaft verheirathe (Sat 1391), oder daraus, daß fein 
Ehevertrag geichloffen ward (Sat 1393), richtet fi) nach den 
Sätzen der folgenden ſechs Abſchnitte. 


Erſter Abſchnitt. 
Vermögen und Schulden der Gemeinſchaft. 
sı 
Don dem Vermögen der Gemeinichaft. 

1401. Das Vermögen der Gemeinichaft beiteht: 

1) aus der fahrenden Habe, welche die Ehegatten zu Ans 
fang der Ehe beißen, und welche ihnen während der 
Ehe zufällt, jei es durch Erbrecht, oder durch Schenk— 
ungen, bei welchen das Gegentheil nicht bedungen ift; 

2) aus den Früchten, Einkünften, Zinjen und Gefällen aller 
Art, die während der Ehe verfallen oder erhoben werden, 
von dem anfänglichen oder während der Ehe erworbenen 
Vermögen aller Art; 

3) allen errungenen Liegenſchaften. 

Vgl. L.R.S. 527 u. flg., 583—586, 1404—1408, 1496, 1838; Rechts- 


belehrung vom 24. Dezbr. 1818 (R.B. 1819 Nr. 2) über Einbringung von 
Erbgleichstellungsgeldern. 
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1402. Jede Liegenſchaft wird als errungen betrachtet, von 
welcher nicht bewieſen wird, daß einer der Ehegatten ſchon vor 
der Ehe Eigenthümer oder rechtmäßiger Beſitzer war, oder daß 
ſie während der Ehe durch Erbrecht oder Schenkung ihm zu— 
gefallen ſei. 


1403. Die Holzſchläge, ingleichem die Ausbeute der Stein— 
brüche und Bergwerke fallen in die Gemeinſchaft, ſo weit ſie 
unter die Nutzungen eines Nutznießers gerechnet werden können; 
nach den unter dem Titel: von der Nutznießung, der Nutz— 
ung und der Wohnung erklärten Regeln. 

Blieben die Holzſchläge unbenutzt, die nach dieſen Regeln 
während der Gemeinſchaft gemacht werden durften, ſo hat der— 
jenige Theil der Ehegatten, welcher nicht Eigenthümer des Bodens 
iſt, oder deſſen Erbe hiefür Erſatz zu fordern. 

Von Steinbrüchen und Bergwerken, die erſt während der 
Che eröffnet werden, fällt die"Ausbeute nur mit der Laft der 
Vergütung oder Entihädigung des nicht gemeinſchaftlichen Bodens 
in die Gemeinjchaft. 

Vgl. L.R.S. 500594, 598, 1437, 1468. 

1404. Bon Liegenjchaften, welche die Ehegatten an dem 
Hochzeitstag bejiken, oder während der Ehe ererben, gehört das 
Eigentum nicht in die Gemeinſchaft. 

Hätte aber einer der Ehegatten nad geſchloſſenem Heiraths-— 
vertrag, der eine Gütergemeinjchaft feitjegte, mwiewohl vor Voll— 
ziehung der Ehe, ein Grundftüd erworben, jo fällt joldes in die 
Gemeinſchaft, wenn es nicht fraft einer Verfügung des Heiraths— 
vertrags angejchafft wurde, in welchem alle es nad) diejer be= 
urtheilt wird. 


1405. Das Eigenthum jolcher Liegenjchaften, welche während 
der Ehe einem von beiden Ehegatten gejchentt wurden, fällt 
nicht in die Gütergemeinfchaft, jondern gehört dem Gejchent- 
nehmer allein, jofern nicht die Schenkung fie ausdrüdlich der Ge— 
meinſchaft zumeift. 


1406. Liegenſchaften, welche Eltern oder Ahnen einem der 
Ehegatten überlafjen oder abtreten, um ihn für eine Schuld zu 
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befriedigen, oder um daraus Schulden des Gebers bei Fremden 
zu berichtigen, fallen nicht in die Gemeinſchaft, vorbehaltlich des 
Erſatzes deſſen, was aus gemeinſchaftlichem Vermögen darauf ver— 
wendet wird. 

Vgl. L.R.S 1437, 1468. 

1407. Gin unbewegliches Gut, das während der Ehe gegen 
ein Anderes, einem der beiden Ehegatten allein gehöriges, einge— 
tauscht wird, fällt nicht in die Gemeinichaft, und tritt an die 
Stelle des Vertaujchten, vorbehaltlich des Erjages wegen etwaigen 
Aufgeld aus dem gemeinjchaftlichen Vermögen. 

Vyl. L.R.S. 1437. 1468, 

1408. Stand ein Ehegatte wegen eines Grundjtüds in 
ungetheilter Gemeinichaft mit Andern, und erwarb während der 
Ehe den Theil feines Mitgemeiners auf irgend eine Art, jo gehört 
diefer nicht unter die Errungenjchaft, jedoch) muß der Gemeinjchaft 
die Summe zu gutgejchrieben werden, die fie zu dieſer Erwerbung 
hergegeben hat. 

Hat der Mann allein und in eigenem Namen ein unbe— 
wegliches Gut ganz oder zum Theil an ſich gebracht, worauf die 
Ehefrau ein ungetheiltes Gemeinichaftsrecht hatte, jo hat die Frau 
bei Auflöjung der Gütergemeinichaft die Wahl, entweder das Gut 
der Gemeinichaft zu überlaffen, die aldann der Ehegattin ihren 
Antheil am Preis erjegen muB, oder das Gut an fich zu ziehen 
und der Gemeinichaft den Erwerbspreis zu vergüten. 

Vgl. L.RS. 883, 1437, 1468, 1470. 


Ss. 


Bon den zu bezahlenden Schulden der Gütergemeinjhaft, und von den Klagen, 
die daraus wider fie entftehen. 


1409. Zu den zu bezahlenden Schulden der Gütergemein- 

ichaft gehören: 

1) alle fahrenden Schulden der Ehegatten am Tag der ge— 
ichlofienen Ehe, dergleichen die fahrenden Schulden der 
Grbichaften, die ihnen während der Ehe anfallen mit 
Vorbehalt der Vergütung des Schuldbetrags, der Liegen« 
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ſchaften angeht, welche einem oder dem andern Ehegatten 
eigen ſind; 
Vgl. LR.S. 529, 1437, 1468, 1496, 2166 u. fig. 

2) alle Schulden, welche während der Gemeinjchaft der 
Mann oder die Frau mit Bervilligung des Mannes, ges 
macht hat, jie bejtehen in Kapitalien, Rüdjtänden,*) oder 
Zinjen, vorbehaltlih der Vergütung in den Fällen, wo 
fie Statt hat; 

* Uebersetzungsfehler statt: „Rentenzielen“ (arrerages). 
Vgl. L.R.S. 217 u. fig. 1415, 1416, 1419, 1420, 1420 a., 
1426, 1437. 

3) alle NRüdjtände*) und Zinjen von Renten oder be= 
zahlten**) Schulden, die Einem der beiden Ehegatten 
allein eigen jind; 

* Uebersetzungsfebler statt: „Rentenziele“‘ (arrerages). 
** DVebersetzungsfehler statt: „zu bezahlenden,‘ (dettes passives). 

4) die Unterhaltungstoften der beigebradhten Liegenjchaften, 
joweit jie der Nutznießer zu tragen hat; 

Vgl. L.R.S 605, 608, 

4) die Grnährung der Ehegatten, Erziehungs: und Unter— 
haltungstoften der Kinder und alle übrigen Laſten der 
Ehe. 

Vgl. L.R.S. 203, 214, 1422, 1438, 1439. 


1410. Für vorchelihe Fahrnißſchulden der Frau hat die 
Gemeinschaft zu haften, wenn die Entjtehung derjelben vor der 
Ehe nachgewiejen iſt. 

Wer mit einer Forderung, deren Entjtehung vor der Ehe 
nicht beiviejen iſt, als Gläubiger der Frau auftritt, fann nur aus 
dem bloßen Grundeigenthum der ihr eigenen Liegenjchaften jeine 
Befriedigung fordern. 

Der Mann, der eine jolche Schuld für jeine Frau zahlt, fann 
weder von ihr jelbit noch von ihren Erben die Eimverfung eines 
Erſatzes in die Gemeinschaft fordern, unbejchadet der Aufrechnung 
auf ihren Frauen-Gemeinſchaftsantheil. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf-Ges. zu den. R.J.G. 

Vgl. L.R.S. 217, 225, 1418, 1417, 1424, 1426. 
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1411. Fällt dem einen oder dem andern Ehegatte während 
der Ehe eine Erbichaft an, die allein aus beweglichen Gütern 
befteht, jo fallen die darauf haftenden Schulden ganz auf die 
Gemeinſchaft. 

Vgl. LR.s. 776, 802, 1409 Z. 1, 1418. 

1412. Beſteht eine in der Ehe angefallene Erbichaft eines 
Ehegatten nur aus unbeweglichen Gütern, jo fallen die Schulden 
nicht auf die Gemeinjchaft; die Gläubiger haben nur das Recht, 
aus der ererbten Liegenichaft ihre Zahlung zu fordern, 

Wo der Mann der Erbe ift, da dürfen die Grbgläubiger 
aus des Mannes eigenem Vermögen, oder aus dem Gemeinjchafts- 
gut ihre Zahlung fordern; lebternfalls bleibt die Vergütung der 
Ehegattin oder ihren Erben vorbehalten. 

Vgl. L.R.S. 802, 870, 873, 1100 de., 1409 Z.2, 1413, 1418, 1421, 
1437, 1468, 

1413. Hat eine Ehefrau eine nur aus Liegenjchaften be= 
ftehende Erbſchaft mit Einwilligung ihres Mannes angenommen, 
jo können die Erbgläubiger aus der Ehegattin eigenem Vermögen 
ihre Zahlung fordern; würde fie aber von ihr nur zu Folge 
einer auf die Weigerung des Mannes von dem Gericht erhaltenen 
Ermächtigung angenommen, jo fünnen die Gläubiger, für welche 
die ererbten Liegenjchaften nicht hinreichen, nur auf das Grunde 
eigenthum des übrigen eigenen Vermögens der Frau rüdgreifen. 

Vgl. L.R.S. 776, 802, 8370, 1100 de., 1409Z.2, 1416, 1419, 1421, 
1420. 


1414. Beiteht die angefallene Erbſchaft eines Ehegatten 
theil3 aus liegender, theils aus fahrender Habe, jo fallen die 
darauf haftenden Schulden auf die Gemeinjchaft nach dem Ver— 
hältnig der fahrenden Habe zu den Liegenjchaften, die Gemeinjchaft 
trägt den Schuldentheil der fahrenden Habe. 

Der Betrag wird berechnet nad) dem Erbverzeihniß, das 
der Mann fertigen laſſen muß, jei c3 in eigenem Namen, wenn 
das Erbe ihn jelbit angeht, oder als Chevogt, wenn eine der 
Frau angefallene Erbſchaft in Frage it. 

Vgl. L.R.S. 795, 821, 1409 2. 1, 1416, 1418; Rechtspolizeigesetz $ 26 
Z. 5; Notariatsordnung $ 122 u. fig. 
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1415. Der Mangel eines Erbverzeichniſſes kann der Ehe— 
gattin oder ihren Erben keinen Nachtheil bringen; nach aufge— 
[öster Gütergemeinſchaft darf ſie die ihr von Rechtswegen ge— 
bührenden Vergütungen fordern, und ſowohl durch Rechtsurkunden 
und Hausbücher, als durch Zeugen, und im Nothfall durch den 
gemeinen Ruf, beweiſen, worin die nicht verzeichnete fahrende 
Habe beſtanden, und welchen Werth ſie gehabt habe. 

Der Mann iſt niemals zu dieſem Beweis zuzulaſſen. 

Vgl. LRS. 1414, 1418, 1442, 1504; R.E.G. zur C.P.O. $ 16 2. L. 


1416. Die Verfügungen des 141l4ten Satzes hindern die 
Gläubiger einer theils aus Fahrnig, theils aus Yiegenjchaften 
beitehenden Erbichaft nicht, ihre Befriedigung aus den Gemein- 
ichaftsgütern zu fordern, diefe mag dem Mann oder der Frau 
angefallen jein, wenn nur im leßtern Fall fie mit Bewilligung 
des Mannes von ihr angenommen wurde, alles vorbehaltlich der 
gegenjeitigen Vergütungen. 

Gleihe Bewandtnig hat es, wenn die Erbichaft von der 
Ehegattin aus gerichtlicher Ermädtigung angenommen wurde, die 
daherrührende fahrende Habe aber mit dem Gemeinjchaftsvermögen 
vermijcht worden ift, ohne vorher ein Erbverzeichniß zu errichten. 

Vgl. L.R.S. 776, 802, 870, 873, 1100de., 1409 Z. 2, 1413, 1419 
1421, 1426, 1437, 1468, 

1417. Iſt die Erbichaft wegen Weigerung des Mannes 
aus gerichtlicher Ermächtigung von der rau angenommen und 
ein Erbverzeihniß errichtet worden, jo fünnen die Gläubiger zu 
ihrer Befriedigung nur auf die Erbſchaftsfahrniß und Liegenjchaft, 
jomweit aber dieje nicht hinreichen, nur auf das bloße Grundeigen- 
thum des übrigen eigenen Vermögens der Chegattin greifen. 

Vgl. LRS. 776, 802, 1413, 1418, 1426. 

1418. Die Regeln, welche im 1411ten Sat und den 
folgenden fejtgejegt find, werden auf die einer Schenkung obliegen- 
den Schulden eben jo wie auf erbichaftliche angewandt. 

Vgl. LR.S. 984, 945. 

1419. Hat die Frau mit Bewilligung des Mannes Schulden 
gemacht, jo fünnen die Gläubiger zu ihrer Befriedigung ſowohl 
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das Gemeinjchaftsvermögen al3 das Eigene des Mannes oder 
der Frau angreifen, vorbehaltlich der Vergütung, welche der Ge— 
meinjchaft, oder der Entihädigung, die dem Mann gebührt. 

'gl. L.R.S. 220 nebst Zusätzen, 1409 Z. 2; 1426, 1137, 1468, 2208, 

1420. Jede Schuld, welche die Frau fraft einer von dem 
Mann erhaltenen allgemeinen oder bejonderen Vollmacht gemacht 
hat, fallt auf die Gemeinſchaft, und der Gläubiger fann dafür 
feine Zahlung weder von der Frau noch aus ihren eigenen 
Gütern fordern. 

Vgl. L.R.S. 1409 Z. 2; 1990, 1998. 


1420a. Eine Frau, melde die gemeinichaftliche Haus— 
haltung führt, hat dadurd allein ſchon Macht für alle in einer 
ordentlihen Wirthichaftsführung einbegriffene verbindliche Hand— 
lungen. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von der Verwaltung der Gemeinihaft und dem Einfluß der 
Handlungen der Ehegatten auf jolde. 
1421. Der Mann verfügt allein über das Gemeinjchafts- 
vermögen. 
Er fann es ohne Einwilligung der Frau verlaufen, vers 


ändern und verpfänden. 
Vgl. L.R.S. 818, 1401, 2124, 2208. 


1422. Er kann durch Handlungen unter Yebenden über 
Gemeinichaftsliegenichaften, über die Gejammtheit der Fahrniß 
oder über einen Antheil derjelben unter einem unentgeltlichen 
Titel nicht verordnen, es jei denn zur Wusjtattung gemein= 
ihaftlicher Kinder. 

Er darf unentgeltlich einzelne Fahrnißſtücke an andere 
Perjonen begeben, wenn er ji die Nußniegung davon nicht 
vorbehält. 

Vgl. L.R.S. 894, 949, 1438, 1439, 1469. 


1423. Schenkungen des Chemanns durd lebte Willensver- 
ordnungen dürfen jeinen Antheil an der Gütergemeinjchaft nicht 
überfteigen. 


® 
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Hat er eine Gemeinſchaftsſache vermacht, jo kann der Ge: 
ichenfnehmer fie nicht im Stüd fordern, jobald die gejchentte 
Sache bei der ITheilung nicht in das Loos der Erben des Mannes 
fällt, jondern der Vermächtnißnehmer hat, aus deſſen Antheil an 
der Gütergemeinjchaft und aus deſſen eigenem Vermögen, die Ver: 
gütung des Werth der gejchenften Sache zu juchen. 

Vgl. LR.S. 883, 1014, 1021, 1401, 1474. 


1424. Gelditrafen wegen Verbrechens de3 Mannes, vie den 
bürgerlichen Tod nicht nach ſich ziehen,*) fünnen aus den Gütern der 
Gemeinſchaft beigetrieben werden; der Frau bleibt die ihr ges 
bührende Vergütung vorbehalten. Strafen, welche die rau ver— 
wirft hat, fünnen, jo lange die Gütergemeinjchaft dauert, nur auf 
dem ofen Grundeigenthum ihres eigenen Vermögens haften, jo 
weit der Mann nicht mit in Schuld ift. 

* Aufgehoben s. L.R.S. 22. 

Vgl. L.R.S. 1409 Z. 2, 1426, 1457, 1468. 

7 1425. Verurtheilungen des einen der beiden Ehegatten wegen eines 


Verbrechens, das den bürgerlichen Tod nad) fich zieht, treffen nur feinen An- 
theil an der Gütergemeinjchaft und fein eigenes Vermögen. 


* Aufgehoben s. L.R.S. 22. 


1426. Handlungen, welche die Frau ohne Bewilligung des 
Mannes jelbjt unter gerichtlicher Ermächtigung gejchlofjen Hat, bes 
gründen feine Verbindlichkeit für das Gemeinjchaftsvermögen, 
außer, wo fie als Gewerbsfrau in Gejchäften ihrer Handlung 
Verträge ſchließt, oder als Vogtsfrau nach Zufag 515 h.*) ingleichem 
als Hausfrau nad) Zujat 1420a. 

* Aufgehoben s. L.R.S. 515. 

Vgl. L.R.S. 219, 229 nebst Zusätzen. 1418, 1417, 1419, 1420 
1420 a. 


1427. Gine Frau fann ſich weder jelbjt verbinden, nod) 
die Gemeinichaftsgüter verpfänden, wäre es aud), um ihren Mann 
aus dem Gefängniß zu befreien, oder um in Abwejenheit des 
Mannes, ihren Kindern eine Verforgung zu verichaffen, fie jei 
denn vorher von dem Gericht hiezu ermächtigt. 

Vgl. L.R.S. 221, 222, 1453, 1555. 
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1428. Der Mann hat die Verwaltung alles eigenen Ver— 
mögens der Frau. 

Gr kann alle Rechte der Frau auf Beſitz oder auf fahrende 
Habe allein gerichtlich austragen. 

Er kann ohne Bewilligung jeiner Frau die ihr eigenen 
Liegenschaften nicht veräußern. 

Er haftet für jeden Abgang an den eigenen Gütern jeiner 
Frau, der durch Unterlafiung der Erhaltungsvorjorge verurjacht 
ward. 

Vgl. L.R.S. 818, 1137, 1429, 1430, 1599. 

7 1425a. Die Frau fann fih vom Richter ermäcdtigen laſſen, den 
Rechtsftreitigfeiten, welde ihre Mann ihrenthalben führt, beizutreten, wenn fie 
es für ihre Angelegenheiten zu bedürfen glaubt, 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges, zu den R.J.G. 

Vgl. R.C.P.O. $$ 51 u. 68. 

1429. Verpachtungen des Mannes über Güter der Frau 
auf mehr al3 neun Jahre find, wenn die Gütergemeinjchaft auf: 
gelöft wird, für die Frau und ihre Erben weiter nicht verbindlich, 
als für diejenige Zeit, die an den erjten neun Jahren nod übrig 
ijt, wenn jie noch laufen, oder an den zweiten und jo weiter; 
der Pächter kann aljo nur für denjenigen Zeitraum von neun 
Jahren, worin er jich wirklich befindet, im Pacht bleiben. 

Vgl L.R.S. 595, 1441, 1718, 

1430. Wird das Gut der Frau von dem Mann mehr als 
drei Jahre vor Ende der laufenden Pachtung, bei Feldgütern, 
oder mehr al3 zwei Jahre vor Ablauf der vorigen Miethe, bei 
Häufern, neu in Beſtand gegeben, jo ift diejes fraftlos, wenn 
nicht der neue Beltand vor Auflöjung der Gütergemeinjchaft jchon 
zu laufen angefangen hat. 

Vgl. L.R.S. 595, 1441, 1718, 

1430a. Auch wo der Beltand zu Recht bejteht, wird er 
durd) den Tod des Mannes auffündlid, falls die Frau ihn 
nicht mitgegeben hat. Die Auftündigungsfrift ift in diefem Fall 
ein Jahr vom 23jten Oktober an für Feldgüter, und ein halb 
Jahr vom gewöhnlichen Miethveränderungsziel an, für Haus— 
miethen. 

Vgl. L.R.S. 1748. 
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1431. Eine Frau, welche für die Gütergemeinjchaft oder 
für ihren Mann ſich mit diefem als Sammtſchuldnerin daritellt, 
gilt in Beziehung auf ihn nur als Bürge. Für die übernommene 
Verbindlichkeit gebührt ihr Entiehädigung. 

Vgl. L.R.S. 1200, 1216, 1470, 1478, 2028, 2029. 

1432. Der Mann, der für einen von feiner Frau ge 
ichehenen Verfauf eines ihr eigenen Grundftüds unter Sammt: 
verbindlichkeitt oder auf andere Art die Gewähr übernommen hat, 
darf, wenn er deßhalb in Anjpruch genommen wird, den Nüdgriff 
auf jie nehmen, um aus ihrem Antheil der Gütergemeinichaft, 
oder aus ihrem eigenem Vermögen entichädigt zu werden. 

Vgl. L.R.S. 1216, 1470, 1478, 2028, 2029, 

1433. Iſt ein Grundftüd des einen Ehegatten verlauft, 
oder ſind Dienjtbarfeiten mit Geld abgefauft worden, wozu der 
eine Ehegatte berechtigt war, und die Gemeinjchaft hat den Preis 
bezogen, ohne daß er anderswo wieder angelegt worden, jo hat 
der betreffende Ehegatte dfejen Preis aus der Gemeinjchaft voraus 
zu ziehen. 

Vgl. I.R.S. 1434—1436, 1470. 

1433a. Und jo überhaupt den Werth jeder Sache, die 
als Yiegenjchaft in die Ehe gebradht, und aus irgend einem 
Grund in Geld oder Geldswerth umgewandelt worden ift. 

Rechtsbelehrung vom 24. Dezember 1818 (R.B. 1819 Nr. 2, über 
Erbgleichstellungsgelder. 

1434. Der Mann muß den Erlös für wieder angelegt 
gegen ſich gelten lafjen, wenn er bei einer neuen Erwerbung er: 
Härte, fie jei mit dem Erlös aus einem ihm eigen gemejenen 
Grundftüd und zum Erſatz des Veräußerten gejchehen. 

1435. Die Erklärung des Mannes, dat eine Ermwerbung 
mit dem Erlös eines von der Frau verfauften Grundftüds und 
zu deſſen Erſatz gejchehen jet, genügt nicht, jo lang dieje Erwer— 
bung zum Erſatz nicht von der Ehefrau förmlich angenommen 
worden iſt. Unterbleibt dieje Annahme, jo beichräntt ſich {hr 
Recht durch die Auflöjung der Gütergemeinichaft auf Vergütung 
des Erlöſes aus ihrem verfauften Grundftüd. 

Vgl. L.P.S. 1433, 1470, 1595. 
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1436. Der Erlös eines Grundftüds des Mannes wird 
einzig aus dem gemeinjchaftlichen Vermögen vergütet; der Erlös 
einer Liegenjchaft der Frau muß aus dem eigenen Vermögen 
des Mannes erjeßt werden, wenn das Gemeinſchaftliche nicht 
hinreiht. In allen Fällen wird nur jener Preis vergütet, wo— 
für die Sache verkauft worden ift, der Werth des veräußerten 
Grundftüds jei, welcher er wolle. 

Vgl. L.R.S. 1470, 1472. 


1437. Für jede aus dem gemeinjchaftlihen Vermögen ge= 
hobene Summe, womit eigene Schulden oder Lajten Eines der 
beiden Ehegatten bejtritten werden, zum Beilpiel Zahlung des 
Kaufpreifes eines ihm eigenthümlichen Grundſtücks, Ablöſung 
eigener Grundlaften, Aufwand für Erhaltung eigenen Vermögens, 
für Verbeiferung oder Wiedererlangung dejielben, und überhaupt 
für jeden von Einem der Ehegatten cinjeitig bezogenen Bortheil 
aus dem gemeinjchaftlihen Vermögen, ift Vergütung zu leiften. 

Vgl. L.R.S. 1403, 1406, 1407, 1408, 1412, 1416, 1419, 1424, 
1468, 1473. 


1438. Die Ausjtattung* eines gemeinjchaftlichen Kindes 
beider Eltern, "wobei der Antheil eines Jeden nicht ausgedrüdt 
worden, wird als gleihtheilig mit dem Gemeinichaftsantheil ge= 
geben angejehen; fie mag in Stüden, welche zur Gemeinjchaft 
gehörten, oder in eigenen Gütern des einen oder andern Ehe: 
gatten gegeben oder veriprochen worden jein. 

In dem letztern Fall gebührt dem Ehegatten, aus deilen 
eigenem Bermögen die Ausjtattung gejchehen ift, aus dem Ver— 
mögen des Andern, der Antheil der Ausfteuer in dem Werth, 
den die hergegebene Sache zur Zeit der Schenfung hatte. 


* Uebersetzungsfehler statt: „Die gemeinsame Ausstattung‘ (Si le 
pere et la mere ont dote conjointement un enfant commun.) 
Vgl. L.R.S. 1422, 1439, 1469, 1544. 


1439. Die Ausjtattung, welche der Mann allein einem 
gemeinjamen Kind aus gemeinjchaftlihem Vermögen gibt, fällt 
der Gemeinſchaft zur Laft, und die Frau, welche der Gemein— 
ſchaft fich theilhaftig macht, muß den Antheil an der Ausitattung 
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tragen, wenn der Mann nicht ausdrücklich erklärt, daß er ſie 
ganz, oder zu mehr als dem Antheil auf ſich nehme. 

Vgl. L.R.S. 1422, 1433, 1469. 

1440. Wer Heirathsgut gibt, muß dafür Gewähr leiten. 

Die Zinjen deijelben laufen von dem Tag der geichloffenen 
Ehe, jelbit wenn ein anderes Zahlungsziel beitimmt ift, es wäre 
denn ausdrüdlich ein Anderes bedungen. 

Vgl. LR.S. 952 a., 1153, 1547, 1548, 1626 u. flg., 1007 a. 


Dritter Abjchnitt. 
Von der Auflöfung der Gütergemeinjchaft und einigen ihrer 
Folgen. 
1441. Die Gütergemeinihaft wird aufgelöft: 
1) durch den natürlichen Tod; 
2) durch den bürgerlichen Tod; 
Aufzrehoben s. L.R.S. 22. 
3) durch Eheſcheidung; 
4) durch Trennung zu Tiſch und Bett; 
Aufgehoben s. L.R.S. 306, 
5) durch VBermögensabjonderung. 
Vgl. L.R.S. 124, 129, 227, 1448. 

1442. Die Unterlaffung des Erbverzeihniffes nad) dem 
natürlichen oder bürgerlihen* Tod eines Ehegatten wirkt die Fort— 
jegung der Gütergemeinjchaft nicht; den Betheiligten bleibt frei, 
ihre Anſprüche auf den Beitand des gemeinichaftlicien Vermögens 
geltend zu machen, und deren Beweis nicht nur durd Urkunden, 
jondern auch durch den gemeinen Ruf zu führen. 

Sind minderjährige Kinder vorhanden, jo wirkt die Unter— 
laſſung der Erbverzeihnung für den überlebenden Ehegatten den 
Verluft der Nußnießung, und der Gegenvormund, der nicht die 
Erbverzeihnung betrieb, wird mit dem überlebenden Ehegatten 
jammtverbindlich für alles das, was dem Minderjährigeu zu qut 
erfannt werden mag. 

* Aufgehoben s. L.R.S. 22. 

Vgl. L.R.S. 384, 451, 819, 1202, 1415, 1504; Rechtspolizeigesetz 
8 26 Z. 3; Notariatsordnung $$ 123, 195; Dienstweisung für Gegenvor- 
münder $ 6. 
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1443. Auf die Vermögensabſonderung kann eine Frau nur 
gerichtlich antragen, deren Heirathsgut in Gefahr iſt, und wenn 
die zerrüttete Vermögenslage des Mannes befürchten läßt, daß 
ſein Vermögen nicht hinreiche, um die Forderungen der Frau zu 
befriedigen und ihr Beibringen zu ergänzen. 

Jede außerordentliche* Vermögensabſonderung iſt ungültig. 

* Tebersetzungsfehler statt; „aussergerichfliche‘‘ (separation volon- 
taire). 

Vgl. Bad. Einf.-Gesetz zu den R.J.G. 8$ 37—40, 


1444. Auch die gerichtlich erfannte VBermögensabjonderung. 
ift ungültig, wenn fie nicht in Vollzug gejebt worden ift, jei es 
durch die nach Kräften des männlichen Vermögens wirklich erfolgte 
und öffentlich beurfundete Befriedigung für ihre Forderungen und 
Rüdforderungen, oder wenigjtens durch ein in den erjten vierzehn 
Tagen nad) dem Urtheil angefangenes und ununterbrochen fort= 
geſetztes VBollzugsverfahren. 


Bad. Einf,-Gesetz zu den R.]J.G. $ 39 Abs. 2: 


Der Vollzug eines solchen Urtheils ist erst zulässig, 
wenn seit der letzten Einrückung ein Monat verstrichen ist. 
Die Frist des L.R.S. 1444 beginnt erst nach Ablauf dieses 
Monats. 


Vgl. L.R.S. 1595 Z. 1; Notariatsordnung $ 206. 


1445 7 Jede Vermögensabfonderung muß vor dem Bollzug, durch An— 
ſchlagung auf einer hiezu beftimmten Tafel, an dem Ort des ordentlichen 
Gerichts der Eheleute, und überdieß, wenn der Ehegatte Kaufmann, Wechſel— 
berr oder Grofhändler ift, in dem Saal des Handelägerichts feines Wohn— 
figes, öffentlich bekannt gemacht werden, jonft ift der Volzug ungültig. 

Absatz 1 ist aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf,-Gesetzes zu 
den R.J.G. 


Vgl. Bad. Einf.-Gesetz zu den R.J.G. $ 39 Abs. 1; Handelsge- 
setzbuch Art. 13; Bad. Einf.-Gesetz zum Handelsgesetzbuch Art. 12—15 
u. 27; Vollzugs-Verordnung vom 3. Okt. 1862 (R.B. Nr. 50) $ 33. 


Ein Urtheil, das auf Vermögensabjonderung erfennt, geht 
in feinen Wirfungen zurüd bis zum Tag der eingereichten Ab— 
fonderungsbitte. 

Civilrecht. 22 
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1446. Gläubiger, welde an die Frau allein zu fordern 
Haben, können ohne ihre Einwilligung nit auf Vermögensab— 
fonderung dringen. 

Cie fünnen jedoch, wenn der Mann in Gant oder fein Ver: 
mögen in Verfall geräth, nad) Belauf ihrer Forderungen die 
Rechte ihrer Schuldnerin ausüben. 

Vgl. LRS. 1166, 1464. 


1447. Die Gläubiger des Mannes fünnen eine zum Nach— 
theil ihrer Rechte erkannte VBermögensabjonderung, jelbjt nad) 
dem Bollzug, noch gerichtlich anfechten; fie fünnen in dem Ver: 
fahren auf Abjonderung als Beikläger auftreten, um zu wider: 


Iprechen. 
Vgl. L.R.S. 1167, 1167a.; R.C.P.O. $ 68. 


1448. Gine abgejonderte Frau muß nad Verhältnig ihres 
und des männlichen Bermögens zu den Koften der Haushaltung, 
auch der Erziehung gemeinjchaftlicher Kinder beitragen. 

Cie muß dieje Koſten allein tragen, wenn dem Mann nichts 
übrig blieb. 

Vgl. L.R.S. 203, 212, 1537, 1575. 


1449. Cine Frau, die von Tiih und Bett gejchieden ift,* oder 
aud nur eine VBermögensabjonderung envirkt hat, tritt in die freie 
Verwaltung ihres Vermögens zurüd. 
| Sie fann über ihre fahrende Habe verfügen und fie vers 
äußern. 

Ihre Liegenichaft kann jie nicht veräußern, wenn nicht der 
Mann eimmilligt, oder im Widerjpruchsfall das Gericht fie er- 
mädtigt. 

* Aufgehoben s. L.R.S. 306. 

Vgl. L.RS. 217, 219, 1536, 1533, 1576. 

1450. Für die Nichtverwendung des Erlöjes einer unbe 
wegliden Sache, welche die Frau nad) erfolgter Güterabjonderung 
unter Ermächtigung des Gerichts veräußerte, oder für deren Nicht: 
gott EHE ver Mann nicht, cr habe denn zu dem Vertrag 
E RA DI eh Re ER" genommen, oder 


2 heart 
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Gr muß für Nichtverwendung oder Nichtwiederanlage haften, 
wenn der Verkauf unter jeiner Mitwirfung und mit feiner Ein- 
willigung geichehen iſt; aber nicht für die Nütlichfeit der Ver: 
wendung. 


1451. Eine Gütergemeinjchaft, welche durch Scheidung von 
Tiſch und Bett? oder Durch VBermögensabjonderung aufgelöst wor— 
den ift, kann mit Bewilligung beider Theile wieder hergeftellt 
iverden. 

Tiejes geſchieht nur durch eine vor Staatsjchreibern errichtete 
Urkunde, wovon der Aufja unter deren Verwahrung bleiben und 
eine Ausfertigung in der im 1445ſten Sat bejtimmten Form 

angejchlagen werden muß. 


In diefem Fall tritt die wiederaufgelebte Gütergemeinjchaft 
in ihre vorigen Wirkungen von dem Tag der geichlofjenen Ehe 
an, glei) als wäre niemals eine Bermögensabjonderung erfolgt; 
vorbehaltlich jedoch, daß Handlungen, welche in der Zwiſchenzeit 
von der Frau in Gemäßheit des 1449ſten Satzes vorgenommen 


wurden, in Kraft bleiben. 9 


Ungültig iſt jeder Vertrag, wodurch die Ehegatten ihre Güter— 
gemeinſchaft unter andern als den anfänglich abgeredeten ‚Ber 
Dingungen aufleben lajjen wollen. 

* Aufgehoben s. L.R.S, 306, 

Vgl. L.R.S. 6, 1394, 1399. 


mie) 
1452. Durch die Auflöfung der Gütergemeinschaft durch 
Eheſcheidung, Scheidung von Tifh und Bett*, oder bloße Vermögeiis— 
abjonderung, fallen der Frau feineswegs jene Rechte an, die“ iht 
für den Fall zugedacht wurden, da fie die Längftlebende ſein wůtbe⸗ 
ihr bleibt aber die Befugniß dazu beim natürlichen oder durger⸗ 
lichen⸗ Tod des Mannes unbenommen. 19 159 
* Aufgehoben s. L.R.S. 306. > 401 
®@® Aufgehoben s. L.R.S. 22. 
Vgl. L.R.S. 209, 1441, 1443, 1518. 
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Vierter Abſchnitt. 


Von der Theilnahme an der Gütergemeinſchaft, der Entſchlagung 
derſelben, und ihren Bedingungen. 


1453. Wenn die Gütergemeinſchaft aufgelöst wird, jo ſteht 
der Frau, ihren Erben und Rechtsfolgern frei, fich deren theil— 
baftig zu machen oder zu entjchlagen; jede Uebereinfunft, welche 
diejer Freiheit zuwider läuft, ift ungültig. 

Vgl. I.R.S. 775, 1388, 1444, 1457, 1463, 1466, 1467, 1492, 


1454. Eine Frau, die ſich eingemiſcht, das ift, als Theil— 
haberin ander aufgelösten Gemeinjchaft ſich benommen hat, kann 
ihrer ſich nicht mehr entſchlagen. 

Handlungen der bloßen Verwaltung oder Unterhaltung gelten 
nicht für Einmiſchung. 

Verl. L.R.S. 778— 780. 

1455. Einer großjährigen Frau, welche in einer Urkunde 
als Gemeinſchaftsgenoſſin aufgetreten ift, fteht die Entjchlagung 
nicht mehr zu, nod kann fie eine Umſtoßung der Annahme diejer 
Eigenichaft begehren, ſelbſt dann nicht, wenn fie vor Errichtung 
des Vermögensverzeichniſſes erfolgte, eS jei denn von Seiten der 
Erben des Manns ein Betrug untergelaufen. 

Vgl. I.R.R. 778, 783, 1109, 1116. 


1456. Die längjtlebende Ehefrau, welche das Recht, der 
Gütergemeinjchaft ſich zu entjchlagen, behalten will, muß in drei 
Monaten von dem Sterbtag ihres Mannes an, ein getreues und 
genaues Verzeihnig alles Gemeinſchaftsvermögens im Beijein der’ 
Erben diejes Mannes, oder nad) deren gehöriger Vorladung, er— 
richten laſſen. 

Bei dem Schluß der Bermögensverzeihnung muß fie vor 
dem öffentlichen Beamten, der es aufgenommen hat, verſichern, 
daß es aufrichtig und der Wahrheit gemäß jet. 

Vgl. L.R.S. 794, 795, 1461, 1465, 1482; Rechtspolizeigesetz $ 26 
Z. 3; Notariatsordnung $$ 123, 195 u. 199, 

1457. In drei Monaten und vierzig Tagen nad) dem Tod 
des Mannes muß fie bei der Gerichtichreiberei des ordentlichen 
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Berichts des Mannes ihre Entjagung erklären. Dieje Erklärung 
muß dem Buch der Entjagungen auf Erbjchaften eingetragen 
“werden. 

Vgl. L.R.S. 784, 795, 1761, Rechtspolizeigesetz $ 3 Z, 1; No- 
"tariatsordnuug $ 202. 


1458. Nach Umftänden kann die Wittwe bei der Gericht3- 
“behörde eine Verlängerung der Frift zur Entjagung auf die Güter- 
gemeinſchaft nachſuchen. Dieje wird, nad) Anhörung oder gehöriger 
Borladung der Erben des Mannes geftattet, wenn erhebliche Ur— 
Jachen dazu vorhanden find. 

Vgl. L.R.S. 798, 1461, Rechtspolizeigesetz $ 1. 


1459. Das Redt, auf die Gütergemeinjchaft Werzicht zu 
hun, Hat eine Wittwe dadurch, daß fie ihr nicht in der obigen 
Friſt entjagte, nicht verloren, wenn fie nur übrigens fi in die 
Güter nicht eingemifcht und ein Vermögensverzeichniß bejorgt hat; 
fie kann nur jo lang, bis fie Verzicht gethan hat, als Genojjin 
vor Gericht belangt werden, und ift alsdann zum Erſatz der 
Prozeßkoſten, die bis zu ihrer Entjagung auflaufen, verbunden. 

Wurde das Vermögensverzeichnig vor Ablauf der drei Monate 
geſchloſſen, jo kann fie vierzig Tage nad) dejjen Abſchluß belangt 
"werden. 

Vgl. L.R.S. 799, 800, 1461. 


1460. Einer Wittwe, welche etwas aus der Gütergemein— 
ſchaft unterihlagen oder verheimlicht hat, nüßt Feine Entſchlagung 
der Gütergemeinjchaft; eine gleiche Bewandtniß hat es mit ihren 
Erben. 

Vgl. L.RS. 792, 801, 1477; Notaristsordnaung $ 137 Z. 7. 


1461. Stirbt die Wittwe vor Ablauf der drei Monate, ohne 
‚ein Vermögensverzeichniß errichtet oder gejchlofien zu haben, jo 
wird ihren Erben dazu eine neue Friſt von drei Monaten, von 
dem Sterbtag der Wittwe an, und jodann eine von vierzig Tagen 
nah dem Abſchluß des Verwögensverzeichniſſes als Bedenkzeit 
werſtattet. 


Dr u 2 


342 L.R. III. V.T. Heirathöverträge ꝛc. 


Stirbt die Wittwe nach gefertigtem Vermögensverzeichniß, ſo 
haben ihre Erben nur eine neue Bedenkzeit von vierzig Tagen, 
von dem Tod der Wittwe an. 

Sie können übrigens auf die Gütergemeinſchaft in den oben 
beſtimmten Formen Verzicht thun, und die Sätze 1458 und 1459 
ſind auf ſie anwendbar. 

Vgl. L.R.S. 781, 1456, 1457, 1475. 


+ 1462. Die Beitimmungen des 1456ſten Satzes und der folgender 
gelten den Ehefrauen, deren Männer fi den bürgerlichen Tod zugezogen haben, 
von dem Augenblick an, da der bürgerliche Tod eingetreten iſt. 


Aufgehoben s. L.R.S. 22. 


1463. Eine Frau, welche von ihrem Mann völlig gejchieden 
oder von Tiſch und Bett getrennt* ift, und nicht in drei Monaten und 
vierzig Tagen, nachdem auf Eheicheidung oder Trennung* endlich 
erfannt worden ift, der Gütergemeinſchaft ſich theilhaftig macht, 
wird angejehen, als hätte jie darauf Verzicht gethan, wenn jie 
nicht in Zeiten bei Gericht nad) Anhörung oder ordnungsmäßiger 
Vorladung des Mannes eine Friftverlängerung erhält. 

* Aufgehoben s. L.R.S. 306. 

Vel. L.R.S. 1441, 1453 - 1455. 


1464. Die Gläubiger einer Frau fünnen eine Entjagung, 
welche zur Gefährde ihrer Forderungen von der Frau oder deren 
Erben geichieht, anfechten, und der Gemeinschaft aus . eigener 
Macht jich theilhaftig machen. 

Vgl. L.RS. 788, 1166, 1167. 


1465. Die Wittive, fie mag demnächſt der Gütergemeinjchaft 
ſich theilhaftig machen oder darauf Verzicht thun, it berechtigt, 
während der drei Monate und vierzig Tage, die ihr zur Errich— 
tung eines Vermögensverzeihnifjes und zur Bedenkzeit gejtattet 
find, den Unterhalt für ji) und ihr Hausgeſinde aus dem vor= 
handenen Vorrat), und wenn es hieran gebricht, aus Anlchen 
für Rechnung der gemeinjchaftlichen Maſſe zu schöpfen, jedoch, 
daß ſie ſich deifen mit Mäßigung bediene. 

Hat ſie während diejer Friſten in einem Haus gavohnt, das 
unter der Gemeinjchaft begriffen ift, oder den Erben des Mannes 
zugehört, Jo ift fie dephalb zu feiner Micthe verbunden, und war 
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das Haus, welches die Eheleute zur Zeit der Auflöſung der Güter— 
gemeinſchaft bewohnten, ein Miethhaus, ſo hat die Ehegattin 
während obiger Friſten zur Zahlung der Miethe nichts beizutragen, 
ſondern dieſe wird aus der Maſſe beſtritten. 

Vgl. L.R.S. 1495. 


1466. Wird die Gütergemeinschaft durch den Tod der Frau 
aufgelöst, jo tönnen ihre Erben in eben den Friften und Formen, 
welche das Geſetz der längftlebenden Ehegattin vorjchreibt, der Ge— 
meinjchaft entjagen. 

Vgl. L.R.S. 1453, 1456—1459, 1475. 


Fünfter Abjchnitt. 


Von der Iheilung des gemeinichaftlichen Vermögens nad) erfolgter 
Iheilnahme. 


146%. Sobald die Frau oder ihre Erben der Gütergemein= 
ſchaft ſich theilhaftig machen, jo theilt man das Vermögen und. 
die Schulden auf die hier unten bejtimmte Weije. 


Vel. L.R.S. 1441, 1444, 1453, 1463, 1468— 1491; Notariatsordnung 
8 105—201; R.-Konk.-Ordn. $S 4 u. 44. 


SI. 
Von der Theilung des Vermögens. 


1468. Die Ehegatten oder ihre Erben werfen in die Maſſe 
de3 vorhandenen Vermögens Alles ein, was fie der Gemeinjchaft 
al3 Vergütung oder Entichädigung Ichuldig Find, nach den oben 
im zweiten Abjchnitt der erjten Abtheilung de3 gegenwärtigen 
Kapitels vorgeichriebenen Regeln. 

Vgl. L.R.S. 829, 1457, 1475; Notariatsordnung $ 200. 


1469. Jeder Ehegatte oder fein Erbe wirft ebenfalls die 
Eummen ein, weile aus der Gemeinschaft herausgezogen worden 
ind, oder den Werth der Güter, welche derjelbe Ehegatte daraus 
genommen hat, um ein Kind aus einer andern Ehe auszuftatten, 
oder um für ſich allein ein gemeinjchaftliches Kind auszufteuern. 

Vgl. L.R.S. 1422, 1437— 1439, 
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1470. Aus der Vermögensmaſſe nimmt jeder Ehegatte Oder 
fein Erbe voraus das Beibringen ; nämlid: 

1) jein eigenes Vermögen, das nicht unter die Gütergemeins 
ſchaft gefallen ift, in jo fern es im Stüd ſich vorfindet, 
oder das, was zum Erſatz des veräußerten erworben 
worden it; 

2) den Werth feiner Liegenjchhaften, welche während der 
Gütergemeinjchaft veräußert, und durch feine neue Er— 
werbung erjeßt worden jind; 

3) die aus der Gemeinſchaft ihm gebührenden Vergü— 
tungen. 

Vgl. L.R.S. 1404-1408, 1419, 1431, 1436, 1473, 1493; Notariats- 
ordnung $ 200. 

1471. Bei den gegenjeitigen Zurüdnahmen geht die Frau 
dem Manne vor. 

Don den Gütern, die nicht mehr im Stüd vorhanden find, 
geihieht der Erſatz zuerft aus der Baarjchaft, dann aus der 
Fahrniß, und Hilfsweife aus den Gemeinjchaftsliegenjchaften, wo— 
bei der rau und ihren Erben unter den Liegenjchaften die 
Wahl zujteht. 


1472. Des Mannes Beibringen wird nur aus dem Ges 
meinjchaftsvermögen ergänzt. 

Die Frau und ihre Erben aber find, wo das gemeinſchaft— 
Iihe Vermögen nicht zureicht, befugt, ihre Nüdforderung des 
Beibringen? auf das eigene Vermögen des Mannes zu richten. 

Vgl. L.R.S. 1436, 1478, 1495, 2121, 2135. 


1473. Die Erſatz- und Vergütungsſummen (1470 Ziff. 2 
und 3), die ein Ehegatte der Gemeinjchaft oder dieje hinwiederum 
ihm zu zahlen hat, find kraft Gejeges von dem Tag an, da die 
Gemeinſchaft aufgelöst wurde, zinsbar. 

Vgl. L.R.S. 1153, 1468, 1470; 1479. 


1474. Nach Ergänzung des Beibringens beider Eheleute 
aus der Mafje wird der Ueberreſt unter ihnen oder ihren Rechts— 
vertretern in zwei gleihe Theile getheilt. 


zes» 
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1474 a. Jedem Theil ſteht frei, alle für feinen perjön= 
Tihen Gebraud gedient habenden Gegenftände an Geſchmuck, 
$tleinodien, Leibgeräth, Weißgeräth, Büchern und Werkzeugen um 
billigen gerichtlichen Anſchlag voraus in fein Loos zu ziehen, 
wenn er fie für ſich benügen kann und will. 


1475. Sind die Erben der Frau in ihren Entichliegungen 
uneinig, jo daß Einer der Gütergemeinjchaft ſich theilhaftig machen, 
der Andere verzichten will, jo fann derjenige, der ſich theilhaftig 
gemacht hat, aus den Gütern, welche auf das Loos der Frau 
fallen, nur jeinen Erbantheil nehmen. 


Der Ueberreft bleibt dem Mann, und diejer hat eben die 


Berbindlichkeiten, welche im Fall einer Entjagung der Ehefrau 


eingetreten jein würden, gegen den Berzichtleiftenden, jedoch nur 
nad dem Betrag jeines Erbantheils. 
Vgl. L.R.S. 782, 1461 1466, 1495, 


1476. Bei der Theilung des Gemeinjchaftsvermögens gel= 
ten übrigens wegen Allem, was ihre Form, die etwaige Ver— 
fteigerung der Liegenjchaften, die Wirkung der Theilung, die 
Verbindlichkeit zur Gewährleiftung, und die Aufgabe zur Gleich- 
ftelung der Looſe betriftt, alle Regeln, die unter dem Titel:- 
von den Erbſchaften für die Erbtheilung fejtgejegt find. 

gl. L.R.S. 815—842, 883—886, 2108 Z. 3, 2109; Rechtspolizei- 
gesetz $ 26 Z. 4; Notariatsordnung $$ 195— 201. 


1477. Gin Ehegatte, der einige zur Gemeinjchaft gehörige 
Stüde unterjchlägt oder verheimlicht, verliert dadurch feinen An— 
theil an diejen Stüden. 

Vgl, L.R.S. 792, 801, 1460. 


1478. Hat Einer von beiden Ehegatten eigene Forderungen 


an den andern, weil 3. ®. der Erlös jeines Guts zur Zahlung 


einer eigenen Schuld des andern verwendet wurde, oder aus 
jeder andern Urjache, jo greift er deßhalb auf deſſen Loos aus 


ver Gütergemeinjchaft, oder auf deijen eigene Güter. 


Vgl. L.R.S. 1428, 1431, 1432, 1472. 
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1479. Eigene Forderungen, welche ein Ehegatte an den 
andern zu machen hat, tragen erſt Zinſen von dem Tage an, da 


gerichtlich geklagt wird. 
Vgl. LR.S. 1153, 1473; R.C.P.O. 35 235, 239. 


14850. Schenfungen eines Ehegatten an den Andern wer— 
den nur aus dem Antheil des Gejchenfgebers an der Gemeinſchaft 
oder aus jeinen eigenen Gütern erhoben. 

Vgl. L.R.S. 1991, 1478, 2121, 2155. 


1481. Die Trauerkleidung der überlebenden Frau ſchafft 
der Erbe des Mannes an. 

Deren Betrag richtet fich nach deilen VBermögensumftänden. 

Auch der Frau, welche auf die Gütergemeinichaft verzichtet, 
bleibt dieje Forderung. 

Vgl. L.R.S. 1492, 1570, 


s II. 
Von den Laften und Schulden der Gütergemeinſchaft. 


1482. Die Schulden der Gütergemeinichaft Fallen auf jeden 
Ehegatten oder deilen Erben zur Hälfte, die Koſten der Ver: 
fiegelung, der Vermögensverzeichnung, des Verkaufs der Fahrniß, 
der Nichtigitellung der Ausſtände und Schulden, der Verfteigerung 
und Iheilung find gemeinichaftlihe Schulden. 

Vel. L.R.S. 870, 1409, 1411, 1414. 1418, 1420, 1474, 1490; No- 
tariatsordunng $$ 123, 188. 

1483. Die rau iſt weder gegen den Mann noch gegen 
die Gläubiger zur Tilgung der Gemeinſchaftsſchulden weiter vers 
bunden, als ihr Iheil an der Gemeinjchaft reicht, wenn ein rich— 
tiges und getreues Vermögensverzeichniß gefertigt ift, und fie von 
Allen, was darin eingetragen fteht jowohl, al3 von dem aus der 
Theilung Erhaltenen, Rechnung ablegt. 

Vgl. L.R.S. 802, 1456, 1474, 1494. 


14854. Der Mann haftet bei allen Gemeinjchaftsihulden 
für das Ganze, vorbehaltlich jeines Rüdgriffs auf die Frau oder 
deren Grben auf die Hälfte. 

Vgl. L.R.S. 873, 1482, 1490. 
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1485. Gr haftet nur für die Hälfte der eigenen Schulden 
der ‚rau, die der Gemeinichaft zur Laſt gefallen waren, 

Vgl, L.R.S. 1409 Z. 1 u. 3, 1411, 1414, 1426, 

1486. Tie rau fann auf das Ganze einer Schuld be= 
langt werden, die urjprünglic) von ihr herrührte und in Die 
Gütergemeinichaft gefallen ift, vorbehaltlich ihres Rückgriffs für 
die Hälfte jolher Schuld auf den Mann oder jeine Erben. 

Vgl. L.RS. 1409 Z. 1 u. 3, 1411, 1414, 1419, 1426. 

1487. Cine Frau fann für eine Gemeinſchaftsſchuld, auch 
wenn ſie ſich perjünlic verbunden Hat, nur auf die Hälfte be= 
langt werden, jo lang fie nicht Sammtjchuldnerin geworden ift. 

Vgl. LRS. 1431. 


1488. Cine Frau, welche an einer Gemeinichaftsjchuld 
über ihre Hälfte gezahlt Hat, kann den Ueberſchuß von dem 
Gläubiger nicht zurüdfordern,, es jei denn in der Cuittung aus— 
gedrüdt, daß dasjenige, was fie zahlte, ihre Hälfte ſei. 

Vgl. L.R.S. 1255, 1976, 1377. 

1489. TDerjenige Ghegatte, der wegen zugetheiltem Unter— 
Pfand auf das Ganze einer Gemeinjchaftsichuld belangt wird, hat 
für deren Hälfte von Rechtswegen jeinen Nüdgriff auf den ans 
dern Ehegatten oder deſſen Erben. 

Vgl. L.R.S. 875, 1251 Z. 3, 1182, 1489, 2178. 


1490. Obige Beſtimmungen hindern jedoch nicht, daß die 
Theilung dem Einen oder Andern der Theilenden ftatt der Hälfte 
einen andern bejtimmten Iheil der Schulden, oder gar alle zu 
zahlen überweiſen fünne. 

So oft Eins der Iheilenden an den Gemeinfchaftsichulden 
über jeinen Antheil gezahlt hat, ohne dafür belegt zu jein, tritt 
der Rückgriff des Ueberzahlenden wider den Andern ein. 

Vgl. LRS. 1236, 1375, 1377, 1482, 

1491. Alles, was oben wegen de3 Mannes oder der Frau 
beſtimmt ijt, gilt auch auf die Erben des Einen oder des An— 
dern; diefe haben eben die Rechte und PVerbindlichkeiten, wie der 
Ehegatte, deſſen Nechtsfolger fie find. 

Vgl. L.R.S. 1482—1490, 
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Sechſter Abſchnitt. 
Von Entſchlagung der Gütergemeinſchaft und ihren Wirkungen. 


1492. Eine Frau, welche ſich der Gütergemeinſchaft ent— 
ſchlägt, verliert alle und jede Rechte auf die Gemeinjchaftsgüter, 
mithin auc auf die Fahrniß, welche von ihr in die Gemeinjchaft 
beigebracht ward. 

Sie zieht nur das zu ihrem Gebraud) nöthige Weißgeräth 
und Leibgeräth an ſich. 

Vgl. L.R.S. 1453, 1457, 1463, 1465, 1474 a., 1481, 1495. 


1493. Eine Frau, welche der Gütergemeinjchaft entjagt, hat 
das Recht, ihr oben Sat 1470 bejchriebenes Beibringen zurück— 
‚ Zunehmen. 


1494. Die verzichtende Frau wird von weiterm Beitrag 
‚zu den Echulden der Gemeinſchaft gegen den Mann jomwohl als 
gegen die Gläubiger frei; diejen letztern bleibt fie gleichwohl als— 
"dann verhaftet, wann fie die Verbindlichkeit gemeinjchaftlich mit 
ihrem Mann übernommen hat, oder wann die Schuld urjprüng= 
fi) von ihr herrührte, und nachher erit Gemeinſchaftsſchuld ward; 
Alles vorbehaltlih ihres Rüdgriffs auf den Mann oder dejjen 
Erben. 

Vgl. L.R.S. 1483, 1486, 1437, 1490. 


1495. Sie fann für alle Beibringens- und Errungen— 
Ichaftsforderungen das Gemeinjhaftsvermögen und die eigenen 
Güter des Mannes angreifen. 

Ihre Erben haben gleiche Rechte, ausjchlieklich deifen, das 
fih auf die Vorausnahme des Weißgeräths und Leibgeräths 
(1492), jo wie auf die Wohnung und den Unterhalt während 
der Vermögensverzeichnungsfrift und Bedenkzeit (1465) bezieht, 
‚als welche Rechte der längjtlebenden Ehegattin nur für ihre Per— 
‚Jon zuſtehen. 

Vgl. L.R.S. 1472, 1492—1494, 2121, 2135. 
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Eiebenter Abſchnitt. 


Beltimmung der gejeglichen Gütergemeinjchaft für den Fall, dar 
Eines der Ehegatten oder Beide zugleich Kinder aus vorhergehenden 
Ehen haben. 


1496. Alles was oben gejagt ift, gilt auch alsdann, wann 
Eines der Ehegatten oder Beide zugleich Kinder aus vorhergehen=- 
den Ehen haben. 

Sollte gleihtwohl die Nechtsvermiichung der fahrenden Habe 
und der Schulden Einen von beiden Ehegatten einen größern 
Vortheil verichaften, als zufolge des 1098ſten Satzes unter dem 
- Titel: von Schenfungen unter Lebenden und auf den 
Todesfall erlaubt ift, jo Haben die dadurch benadhtheiligten 
Finder einer eriten Ehe eine Klage auf Minderung. 

Vgl. L.R.S. 920 u. fig., 1098, 1401, 1409, 1527, 1840. 


Zweite Abtheilung. 

Bon der bedungenen Gütergemeinfhaft und den Berträgen, 
welde die gejeglihe Gemeinfhaft ändern oder ausſchließen 
fönnen. 

1497. Den Ehegatten ijt erlaubt, der Gütergemeinichaft 
durch jede Art der Berträge, welche den Säßen 1387, 1388, 
1389 und 1390 nicht zuwider ift, eine andere als die oben ge= 
dachte gejegliche Beitimmung zu geben. 

Vgl. L.R.S. 1527 u. 1528. 

Die vorzüglichiten Abweichungen, die hierbei bedungen werden 
fünnen, find folgende: 

1) daß unter der Gemeinjchaft nichts, als die Errungenschaft 
begriffen jein joll; 

Vgl. L.R.S. 1498, 1499, 1504 a., 1521a. 

2) daß die gegenwärtige und künftige Fahrniß entiveder 
durchaus nicht, oder nur zum Theil in die Gemeinjhaft 
fallen joll; 

Vgl. L.R.S. 1500 u. 1504. 
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3) daß man in die Gemeinſchaft die jetzigen und künftigen 
Liegenſchaften ganz oder zum Theil einwerfe oder ſie 
entliegenſchafte; 

Vgl. LR.S. 1505—1509. 

4) daß jeder Ehegatte feine vor der Ehe gehabten Schulden 
bejonders zahlen ſoll; 
Vgl. LR.S. 1510-1518, 

5) daß die Ehefrau, welche der Gütergemeinjchaft ſich ent= 
ichlägt, ihr zugebrachtes Vermögen jeyuldenfrei zurüd- 
nchmen darf; 

Vgl. L.R.S. 1514 u. 15l4a. 

6) daß der Längjtlebende einen Boraus befommen joll; 
Vgl. L.R.S. 1515—1519a. 

7) daß die Ehegatten nad ungleichen Theilen theilen; 

Vgl. L.RS. 1520—1525. 

8) daß unter ihnen eine allgemeine Gütergemeinjchaft Statt 
haben joll. 

Vgl. LR.S. 1526. 


Erjter Abſchnitt. 
Von der Gütergemeinichaft in Errungenſchaftsweiſe. 


1498. Wo unter den Ehegatten die Gütergemeinjchaft auf 
die Errungenjchaft beſchränkt ift, da jind die beigebracdhten und 
fünftigen eigenen Schulden eines Jeden, und alle ihre beider= 
feitige beigebradhte und künftige Habe von der Gemeinſchaft aus— 
geſchloſſen. 

In der Theilung nimmt hier jeder Ehegatte ſein zugebrachtes 
Vermögen in dem gehörig erwieſenen Betrag zum Voraus zurück; 
ſie theilen nachmals dasjenige, was während der Ehe von beiden 
Ehegatten zuſammen oder von einem allein erworben worden, 
und allen Gewinn ihres gemeinſchaftlichen Gewerbfleißes, oder der 
Erſparniſſe aus den Früchten und Einkünften ihrer beiderſeitigen 
Güter. 

Vgl. L.R.S. 1401, 1409, 1470, 1474, 1504 a., 1521 4. 1581. 
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1499. Jede beigebracdhte oder nachher angefallene fahrende 
Habe, deren Einbringen nit durch ein Vermögensverzeichniß 
in gehöriger Form bewährt ijt, wird als Errungenjchaft ange— 
jehen. 

Vgl. L.R.S. 1504, 1510; Rechtspolizeigesetz $ 26 Z. 3; Notariats- 
ordnung $$ 123 u. 203; R.E.G. zur C. P. O. x 16 2.1. 


Zweiter Abjchnitt. 
Von Ausſchluß der fahrenden Habe aus der Gütergemeinjchaft. 

1500. Chegatten können ihre gegemwärtige und künftige 
Fahrniß von der Gütergemeinichaft ausichliegen. 

Durch das Geding, daß fie einige fahrende Habe bis zu einer 
beitimmten Summe oder einem bejtimmten Werth gegenjeitig in 
die Gütergemeinſchaft einbringen wollen, wird alles Uebrige für 
vorbehalten ſtillſchweigend erklärt. 

Vgl. L.R.S. 1401, 1511. 

1501. Der Ehegatte wird durch) dieje Zufage Schuldner der 
Gemeinschaft für die zugejagte Einbringensjumme, und muß das 
wirklihe Einbringen beweijen. 

Vgl. L.R.S. 1468, 1502. 

1502. Der Mann hat jein Einbringen hinlänglid) erwieſen, 
wenn der Heirathsvertrag die Erklärung enthält, daß jeine fahreude 
Habe jenen Werth hat. 

Die Frau beweist cs durd die Cuittung, welche der Mann 
ihr oder denjenigen gibt, die fie ausitatten. 

Vgl. LRS. 1352; R.E.G. zur C.P.O.$ 14 22 u.$816 Z 1. 
R.P.O. 8 259. 

1503. Jeder Ehegatte darf nad) aufgelöster Gütergemein= 
Ihaft jo viel voraus zurüdnehmen, als die zu Anfang der Ehe 
von ihm eingebrachte, oder nachher ihm angefallene Yahrnik 
fein zugejagtes Einbringen in die Gemeinjchaft an Werth über: 
ſteigt. 

Vgl. L.R,S. 1470, 1500. 

1504. Die fahrende Habe, welde einem Ehegatten während 
der Ehe anfällt, muß durch ein Vermögensverzeichniß bewieſen 
werden. 
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Fehlt es an einem ſolchen über die männliche Fahrniß, oder 
an einer Nechtsurfunde, woraus der Beltand und Werth, nad) 
Abzug der Schulden enweislich iſt, jo ift der Mann nicht berechtigt, 
fie heraus zu ziehen. 

Fehlt über die Fahrniß der Frau das Vermögensverzeichniß, 
fo fteht ihr oder ihren Erben zum Beweis des Werths Ddiejer 
Fahrniß die Berufung auf Urkunden, Zeugen, oder den gemeinen 


Ruf zu. 
Vgl. L.R.S. 1415, 1499, 1510; Rechtspolizeigesetz $ 26 Z. 3; No- 
tariatsordnung $$ 123 u. 208. 


1504a. Die Ausſchließung aller Fahıniz macht die Ehe zu 
einer bloßen Errungenjchaftsgemeinjchaft, deren Gejegen fie alje 
auch unterliegt. 

Vgl. L.R.S. 1498. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon der Entliegenichaftung der Grundftüde. 


1505. Wenn zwei Ehegatten, oder Eines von ihnen die 
Gemeinschaft auf ihre gegemvärtigen und künftigen Liegenichaften 
ganz oder zum Theil mit bezichen, jo nennt man diejes Geding 
Entliegenichaftung. 

Vgl. L.R.S. 1404— 1408. 

1506. Die Entliegenichaftung kann bejtimmt oder unbe— 
ſtimmt jein. 

Sie iſt beitimmt, wenn der Ehegatte erklärt, daß er dieles 
oder jenes Grundjtüd ganz oder bis zum Betrag einer gemilien 
Summe der Fahrniß gleichitelle, und es in die Gütergemeinſchaft 
einwerfe. 

Sie iſt unbeſtimmt, wenn der Ehegatte ſchlechthin erklärt hat, 
daß er ſeine Liegenſchaften bis zum Betrag einer gewiſſen Summe 
in die Gütergemeinſchaft einwerfe. 

Vgl. L.R.S. 1507 u. 1508, 1511. 

1507. Die Wirfung der beftimmten Entliegenjchaftung 
befteht darin, daß fie die genannten Grundftüde zu Gemeine 
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ſchaftsgütern macht, wie es ſonſt nur die Fahrniß nach dem 
Geſetz iſt. 

Sind Grundſtücke der Frau der Fahrniß gleichgeſtellt, ſo 
kann der Mann hierüber, wie über andere Stücke der Güterge— 
meinſchaft verfügen, und ſie veräußern. 

Iſt ein Grundſtück nur für eine gewiſſe Summe entliegen— 
ſchaftet, ſo kann der Mann es zwar nur mit Bewilligung der 
Frau veräußern; aber er darf es auch ohne ihre Bewilligung zum 
Unterpfand einſetzen, jedoch nur bis zum Betrag des der Fahrniß 
gleichgeſtellten Theils. 

Vgl. L.R.S. 1401, 1421, 1422, 1428, 1506, 1509, 2124. 


1508. Die unbejtimmte Gntliegenihaftung verſchafft der 
Gemeinihaft fein Eigentum an den Grundftüden; fie verbindet 
nur den zufagenden Ehegatten, bei Auflöfung der Gütergemein= 
ichaft, jo viel wegen jeiner Liegenjchaften, al3 zum Betrag der 
verſprochenen Summe nöthig ift, in die gemeinjchaftlicde Maſſe 
mit einzuwerfen. 

Der Mann fann hier jo wenig, al3 bei der vorigen Form 
das Grundftüd, welches entliegenjchaftet ift, ganz oder zum Theil 
ohne Bewilligung der Frau veräußern: aber er fann es bis zum. 
Belauf der fahrend getvordenen Summe zu Unterpfand geben. 

Vgl. L.R.S. 1428, 1468, 1501, 1506, 2124. 


1509. Der Ehegatte, der ein liegendes Grundjtüd entliegen= 
ichaftet hat, darf bei der Theilung es für fich behalten, und für 
den Werth, den es alsdann hat, auf jeinen Antheil nehmen. 


Gleiches Recht haben aud) jeine Erben. 
Vgl. L.R.S. 1474, 1474 a., 1507. 


Vierter Abſchnitt. 
Dom Ausſchluß der Schulden aus der Gemeinschaft. 


1510. Das Geding der Ehegatten, daß jedes feine eigenen 
Schulden bejonders zahlen joll, verpflichtet fie, bei Auflöjung der 
Gütergemeinſchaft, fich gegenfeitig über die Schulden zu berechnen, 
welche erweislich für Rechnung des jchuldendeu Ehegatten aus 

Civilrecht. 23 
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der Gemeinſchaft gezahlt worden, und ſich dafür Vergütung zu 
leiſten. 

Vgl. L.R.S. 1409, 1437, 1468. 1511-1513. 

Diefe Verbindlichkeit ift zwar unverändert diejelbe, es jei ein 
Vermögensverzeichniß errichtet worden oder nicht; wäre aber das 
Fahrnigbeibringen der Ehegatten nicht vor der Ehe in ein be— 
glaubtes Verzeihnik gebracht worden, jo fünnen die Gläubiger 
des einen und des andern Ehegatten ohne allen Unterichied ihre 
Zahlung aus der nicht verzeichneten Fahrniß, wie aus dem übrigen 
Gemeinjchaftsvermögen erheben. 

Gleiches Recht haben die Gläubiger auf die unverzeichnete 
Fahrniß, welche den Ehegatten während der Gütergemeinjchaft 
anfällt. 

Vgl. L.R.S. 1416, 1499, 1504, 1513; Rechtspolizeigesetz 3 26 Z. ®; 
Notariatsordnung $S 123 u. 208. 

1511. Wo Ehegatten eine gewiſſe Summe oder ein be= 
ſtimmtes Stüd in die Gütergemeinjchaft einbringen, da gilt es 
für ſtillſchweigende Uebereinkunft, daß dem Eingebradhten feine 
vor der Ehe gemachten Schulden folgen, und der Ehegatte, der 
gleichwohl Schulden hätte, muß dem Andern, für alle daraus 
erfolgende Minderung des verjprochenen Einbringens Vergütung 
leijten. 

Vgl. L.R.S. 1500, 1506. 


1512. Das Geding, wodurd man die Schulden von der 
Gemeinſchaft ausjchließt, hebt die Schuldigfeit der Gememichaft 
nicht auf, die Zinjen und Rüdjtände* zu zahlen, welche nad) 
:geichloffener Ehe erwachſen. 

* Uebersetzungsfehler statt: „Renten“ (arrerages). 

Vgl. L.R.S. 1409 Z. 3. 


1513. Wird die Gemeinschaft für die Schulden eines Ehe— 
«gatten angegriffen, der nach dem Heirathsvertrag als von allen 
früheren Schulden ledig und frei in die Ehe trat, jo hat der 
andere Ehegatte ein Net auf Entihädigung. Dieje wird ent= 
weder aus dem Antheil bejtritten, der dem jchuldenden Ehegatten 
aus der Gemeinschaft zufällt, oder aus deſſen eigenen Gütern, 
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und wenn beide unzulänglich ſind, ſo kann eine Klage auf Ge— 
währleiſtung wider den Vater, die Mutter, den Ahnherrn oder 
den Vormund, die ihn etwa von Schulden ledig und frei erklärt 
hatten, angejtellt werden. 

Megen Schulden der Frau kann der Mann, jelbit während 
der Gütergemeinjchaft, dieje Klage auf Gewährleiftung anitellen, 
vorbehaltlich des Erjaßes, den in diefem Fall die Frau oder deren 
Erben nach aufgelöster Gütergemeinjchaft den Gewährsmännern 
zu leiten haben. 

gl. L.R.S. 1437, 1468, 1472, 1478, 1381 ab. 


Fünfter Abichnitt. 
Won der jchuldenfreien Zurüdnahme des weiblichen Beibringens. 


1514. Die Frau fann bedingen, daß fie, wenn fie der 
Giütergemeinichaft ſich entjchlägt, dasjenige, was fie zu Anfang 
der Ehe oder jpäter eingebracht Hat, ganz oder zum Theil zurück— 
nehmen dürfe: dieſes Geding darf aber weder auf unausge- 
drüdte Sachen, noch) auf unangegebene Perſonen ausgedehnt 
werden. 

So erjtredt fi) daher das Recht der Zurüdnihme der an— 
fänglich zugebrachten Fahrniß nicht auf Vermögen, das während 
der Ehe anfällt. 

Ebenjo dehnt ſich die der Ehegattin zugeftandene Befugniß 
auf ihre Kinder nicht aus, wenn fie nicht mit benannt find, und 
eben jo wenig ein Recht, welches der Frau und den Kindern 
eingeräumt wird, auf deren Erben in aufjteigender Linie oder 
auf Seitenvenvandte. 


In feinem Fall kann das eingebradhte Vermögen zurüdges 
nommen iwerden, ohne Vergütung der eigenen Schulden der Frau, 
die etwa aus der Gemeinjchaft gezahlt werden. 

Vgl. L.R.S. 1437, 1468, 1492, 1493, 1495. 


1514a. Diejes Geding kann aud) niemals gegen die Ge— 
meinichaftsgläubiger und zu deren Nachtheil wirken. 
Vgl. L.R.S. 1494, 1519, 1521 a. 
23* 
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Schiter Abſchnitt. 
Von dem bedungenen Vorempfang. 


1515. Tas Geding, day der Längftlebende von beiden Ehe— 
gatten vor aller Theilung eine Summe oder einen beitimmten 
Betrag an Fahrniß im Stüd vorausempfangen jolle, gibt der 
Ehefrau, wenn fie die Yängjftlebende ift, nur dann ein Recht auf 
diejen Voraus, wenn fie ſich der Gütergemeinjchaft theilhaftig. 
macht; e3 wäre denn ihr diejes Necht ſelbſt für den Fall, da fie 
die Gemeinſchaft ausichlägt, im Heirathsvertrag vorbehalten. 

Außer dem Fall diefes Vorbehalts darf der Voraus nur aus 
der theilbaren Mafje, nicht aus den eigenen Gütern des erjtvers 
jtorbenen Ehegatten gehoben werden. 

Vgl. L.R.S. 1470, 1474, 1480, 1492, 1519. 

1516. Der Voraus ift fein Vortheil, welcher der Formen 
der Schenkungen bedürfte, jondern als ein zum Heirathsvertrag 
gehöriges Geding gilt er durd) diejen. 

Vgl. L.R.S. 1091, 1387. 


* 1517. Der bürgerliche Tod mie der natürliche, begründet den Anfall 
der Vorausgabe. 
Aufgehoben s. L.R.S. 22. 


1518. Wird die Gütergemeinjchaft durch Eheicheidung oder 
durch Trennung von Tiſch und Bett* aufgelöst, jo tritt der Fall noch 
nicht ein, den Voraus zu begehren; es behält jedoch der Ehegatte, 
welcher die Eheicheidung over die Trennung von Tiſch und Bett® 
erwirkte, für den Fall des Ueberlebens jeine Rechte auf den 
Voraus. 

Iſt diejes die Ehefrau, jo bleibt die Summe oder die Sache, 
worin der Voraus bejteht, einftiweilen dem Mann, der jedoch dafür. 
Sicherheit ftellen muß. 

* Aufgehoben s, L.R.S. 306. 

Vgl. L.R.S. 1441, 1452. 

1519. Die Gemeinjchaftsgläubiger dürfen die unter den 
Voraus gehörigen Sachen verfaufen laſſen, vorbehaltlich des Rüd- 
grifts des vorausberechtigten Ehegatten, laut Inhalt des 1515ten 
Satzes. 

Vgl. I.R.S. 1494, 1514 4. 1521 a. 
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151914. Wo ein Voraus durch Ehevertrag bedungen iſt, 
da kann die oben im Zuſatz 745a. feſtgeſetzte eheliche Nutznießung 
nur alsdann daneben bezogen werden, wenn ſie dabei ausdrücklich 
bedungen iſt, und den Umſtänden nach ohne Rechtsverkürzung 
Anderer eintreten kann. 

Vgl. L.R.S. 745 a. 1094, 1098, 1527. 


Siebenter Abſchnitt. 
Von dem Geding ungleicher Theile in der Gütergemeinſchaft. 


1520. Den Ehegatten ſteht es frei, die geſetzliche Halb— 
theiligleit des Gemeinſchaftsvermögens aufzuheben und dem längſt— 
lebenden Ehegatten oder deſſen Erben an der Gütergemeinſchaft 
einen andern bejtimmten Antheil anzuweiſen, oder ihm für feinen 
Antheil an der Gütergemeinjchaft eine bejtimmte Summe auszu— 
werfen, oder für gewiſſe Fälle alles Gemeinjchaftsgut Einem der 
Ehegatten oder dem Längitlebenden zugehörig zu erklären. 

Vgl. LR.S. 1474, 1522, 1524, 1525, 1527. 

1520a. Wäre die Anweiſung eines andern Theilungsmaß— 
Habs nur für den Fall bejtimmt ausgeiprochen, wo der Eine be- 
nannte Theil, 3. B. die Frau der längitlebende wäre, ohne für 
den entgegengejeßten etwas zu bejtimmen, jo ift das Eintreten 
des Falls als Bedingung des geänderten Mapitabs anzujchen, 
und die Halbtheiligfeit bleibt für den andern Yall. 

1521. Wenn dem einen Ehegatten oder feinen Erben nur 
ein beitimmter Theil an der Gemeinjchaft zugewiejen ift, 3. B. 
ein Drittel oder ein Viertel, jo hat diefer Ehegatte oder deijen 
Erbe an den Gemeinjdaftsihulden nur nad) Verhältniß jeines 
Antheils am Vermögen beizutragen. 

Das Geding ift ungültig, welches einen Ehegatten oder deſſen 
Erben verbinden wollte, einen größern oder fleinern Theil der 
Schulden zu übernehmen, als er jeinem Antheil am Vermögen 
entipricht. 

Vgl. L.R.S. 6, 870, 875, 1388, 1482. 

152la. Ja, wo bloße Errungenicdhaftsgemeinichaft iſt, kann 
aud fein Ehegatte ſich frei machen, den Antheil an den Schulden, 
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den es ihn trifft, joweit er aus dem errungenen Vermögen nicht 
bezahlt werden fann, aus dem rüdnehmenden Einbringen den 
Gläubigern zu zahlen. 

Vgl. L.R.S. 1494, 1498, 1504 a., 1514. 


1522. Wenn einem der Ehegatten oder jeinen Erben für 
ihr ganzes Recht an der Gütergemeinichaft nur cine bejtimmte 
Zumme zugewiejen ift, jo ift dieſes Geding cin Vertrag auf 
Bauſch und Bogen, welcher den andern Ehegatten oder deſſen 
Erben zur Zahlung der verjprochenen Summe verbindet, c3 mag 
mit der Gütergemeinſchaft wohl oder übel jtehen, und fie zur 
Zahlung der Summe hinreihen oder nicht. 

1523. Wäre das Geding auf Bausch nnd Bogen nur auf 
die Erben des Ehegatten bezogen, jo bleibt legterer für fich, wenn 
er der Längſtlebende ift, zur gejeglichen Iheilung, aljo zur Hälfte 
berechtigt. 

Vgl. L.R.S. 1474, 1520 a. 


1524. Der Mann oder deilen Erbe, welcher kraft des Gedings 
des 1522jten Satzes die ganze gemeinjchaftliche Mafje behält, muß 
die darauf haftenden Schulden ganz zahlen. 

Die Gläubiger haben ſolchen Falls feine Klage wider die 
Ehegattin oder deren Erben. 

Iſt es die überlebende Frau, welche das Recht hat, gegen 
eine vereinbarte Summe das ganze Gemeinichaftsvermögen an ji) 
zu zichen, und die Erben des Mannes davon auszuſchließen, jo 
hat jie die Wahl, dieſen entiveder jene Summe zu zahlen und 
darnad) für alle Schulden zu haften, oder auf die Gemeinidaft 
Verzicht zu thun, und deren Vermögen und Laſten den Erben 
des Mannes zu überlafjen. 

Vgl. L.R.S. 1453, 1483, 1485, 1494, 


1525. Ghegatten fünnen bedingen, dal die ganze Gemein- 
ſchaftsmaſſe Einem von ihnen allein oder dem Längjtlebenden 
zugehören joll, vorbehaltlich den Erben des Andern, die von ihrem 
Erblaffer eingebrachten Güter und Kapitalien aus der Gemeinichaft 
zurüdzunchmen. 
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Dieſer Vertrag wird nicht als eine Begünſtigung angeſehen, 
welche ihrem Inhalt oder ihrer Form nach den Regeln der Schenk— 
ungen unterworfen iſt, ſondern nur als eine Uebereinkunft unter 
Geſellſchaftsgenoſſen und als ein Geding des Heirathsvertrags, 
das durch dieſen Kraft hat. 

Vgl. L.R.S. 1091, 1094, 1098, 1527. 


Achter Abichnitt. 
Von der allgemeinen Gütergemeinichaft. 


1526. Ehegatten können in ihrem Seirathsvertrag eine 
allgemeine Gütergemeinſchaft verabreden, die ih auf alle, mithin 
auf ihre bewegliche und unbewegliche, gegenwärtige und zukünftige 
Güter, oder nur auf alle ihre gegenwärtigen Güter allein, oder 


auf alle ihre zutünftigen Güter allein eritrede. 
Vgl. L.R.S. 1837. 


Anhang. 


Verfügungen, welche den vorſtehenden acht Abjchnitten 
gemein jind, 


1527. Was in den obigen acht Abjchnitten gelagt ift, hat 
die Abſicht nicht, die Verträge, welche bei der bedungenen Güter— 
gemeinschaft jtatt haben fünnen, gerade auf diefe Verfügungen 
einzujchränfen. 

Tie Ehegatten dürfen vielmehr jedes andere Geding ein= 
gehen, laut des 1387 ten Satzes, vorbehaltlich der Einjchränfungen, 
welche in den Süßen 1388, 1389 und 1390 bejchrieben find. 

Sind Kinder aus einer vorhergegangenen Ehe vorhanden, 
jo ift jeder Vertrag, welcher einem der Ehegatten über den im 
1098ften Sab unter dem Titel: von Schenfungen unter 
Lebenden auf den Todesfall, beitimmten Theil etwas zus 
wendet, in allem, was diejen Iheil überjteigt, umvirfjam. Die 
Ueberlaffung der Errungenjchaft, das ift die Zuſage des bloßen 
Gewinns aus dem gemeinichaftlichen Fleiß oder aus der Erſpar— 
nik an den gegenfeitigen, wenn ſchon ungleichen Einkünften der 


360 ER. IN. B. V. T. Heirathäverträge ꝛc. 


beiden Ehegatten, wird nicht als eine Begünſtigung zum Nachtheil 
der Kinder erſter Ehe angeſehen. 
Vgl. LR.S. 1496, 1497. 


1528. Die bedungene Gütergemeinichaft folgt den Regeln 
der gejeßlichen in allen Fällen, worin fie weder ausdrücklich noch 
ſtillſchweigend aufgehoben jind. 

Vgl. L.R.S. 1497 u. fig. 


Neunter Abſchnitt. 
Non Verträgen, welche die Gütergemeinſchaft ausjchliegen. 


1529. Wenn die Ehegatten, ohne fich den Regeln über be— 
widmete Ehen zu unteriverfen, bei ihrer Heirat die Gütergemein- 
ſchaft ausichlichen, oder eine völlige Vermögensabjonderung bedingen, 
fo hat diefes Geding folgende Wirkungen. 


Abſatz I. 
Don dem Geding, welches blos die Gütergemeinfhaft ausſchließt. 


1530. Das Geding, durch) welches die Ehegatten bei ihrer 
Heirat) die Gütergemeinjchaft ausſchließen, gibt der rau fein 
Recht, ihre Güter zu verwalten, oder deren Einkünfte zu beziehen; 
dieje Einkünfte werden, als dem Mann zur Beftreitung der Che: 
lajten gehörig behandelt. 

Vgl. L.R.S. 579, 582 u. fig. 


1531. Der Mann behält die Verwaltung der beweglichen 
und unbeweglichen Güter der Frau, und folglic das Recht, die 
ganze vor oder während der Ehe beibringende Fahrniß verzeichnet 
in Empfang zu nehmen, vorbehaltlic; der Wiedereritattung der— 
jelben, nad) aufgelöster Ehe oder nad) erfolgter gerichtlich erkannter 
Abjonderung der Güter. 

Vgl. L.R.S. 600, 1428, 1443, 1499, 1504, 1510. 


1532. Gibt es unter jener beigebrachten Fahrniß Stüde, 
die durch den Gebraud) verzehrt werden, jo muß dem zum 
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Heirathavertrag gehörigen Verzeichniß derjelben die Schätzung des 
Werthes angefügt, oder bei dem Anfall diejer Sachen ein jolches 
Verzeichniß errichtet werden, wo nachmals der Mann verbunden 
it, den Worth nad der Schätzung zu erftatten. 

Vgl. L.R.S. 537, 600, 1531. 


1533. Alle der Nutznießung anklebenden Laften trägt der 
Mann. 
Vgl. L.R.S. 605608. 


1534. Diejes in dem gegenwärtigen Abſatz ausgedrüdte 
Geding ſchließt das weitere nicht aus, daß die Chegattin Jährlich 
gegen ihre alleinige Quittung für ihren Unterhalt und ihre 
perfönlihen Bedürfniffe einen gewiſſen Teil ihrer Einfünfte be— 
ziehen dürfe. 

Vgl. L.R.S. 1590, 1549. 


1535. Grundſtücke, die im Fall des gegenwärtigen Abſatzes 
zu Heirathsgut gegeben find, werden nicht unveräußerlic). 

Sie fünnen gleichwohl nicht ohne Bewilligung des Mannes, 
oder wenn diejer ſich weigert, nicht ohne Ermächtigung des Ge— 
richts veräußert werden. 

Vgl. L.R.S. 217, 219, 222, 224, 1554. 


1535a. Bei diefer Nichtgemeinjchaft findet ebenfalls die oben 
für Gemeinjchaftschen feitgeießte eheliche Nutznießung, Zuſatz 
745a., ftatt, jedoch beichränft auf die Ehefteuer, wenn der Mann 
der überlebende Theil ift, und auf eine ihrem Ertrag gleich— 
lommende Wittumsrente, wenn die Frau der überlebende Theil, 
und ihr fein Wittum ausgemacht ift. 

Vgl. L.R.S. 738a., 745 a.; Art. 2 des Gesetzes vom 25. November 


1831 (R.B. Nr, 30) über die ehelichen Vermögensverhältnisse des Adels 
(bei L.R.S. 577 ep.) 


1535b. In allem, was nicht auf die Unveräußerlichfeit der 
Eheiteuer Bezug hat, oder durch obiges nicht Aenderung erleidet, 
wird Ehejteuer und zugebrachtes Gut nad) den Süßen des nach— 
folgenden dritten Kapitels behandelt. 

Vgl. L.R.S. 1540 u. fig., (ausgen. 1554—1561). 
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Abſatz IT. 
Von dem Geding, welches eine völlige Vermögensabſonderung feſtſetzt. 


1536. Wenn Ehegatten in ihrem Heirathsvertrag bedingen, 
daß ihr beiderſeitiges Vermögen durchaus getrennt bleiben ſoll, 
ſo behält die Ehefrau die völlige Verwaltung ihrer beweglichen 
und unbeweglichen Güter und den freien Genuß ihrer Einkünfte. 

Vgl. L.R.S. 1449, 1576. 


1537. Ein jeder Ehegatte trägt nach der in ihrem Vertrag 
enthaltenen Uebereinkunft zu den Yajten der Ehe bei, und ift 
deßhalb nichts abgeredet, jo muß die Ehegattin zu diejen Laſten 
ein Drittel ihrer Einkünfte beifchiegen. 

Vgl. L.R.S. 1448, 1575. 

1537a. Wo diejes aber zum Unterhalt des Mannes und der 
gemeinjchaftlichen Kinder nicht zureicht, befreit ſie dieſes Geſetz 
von dem höheren Zuſchuß nicht. 

1538. Stein Fall und fein Vertrag fann die Ehefrau be= 
rechtigen, ihre Liegenichaften ohne bejondere Einwilligung des 
Mannes, oder, wenn er ic) weigert, ohne gerichtliche Ermächtigung 
zu veräußern. 

Jede allgemeine Ermädtigung, welche der Ehegattin in dem 
Heirathsvertrag oder nachher ertheilt wird, um ihre Liegenjchaften 
für fi) zu veräußern, iſt ungültig. 

Vgl. L.R.S. 217, 219, 223, 1535, 1576. 


1539. Hat eine Frau, welche gejondertes Vermögen bedungen 
hat, ihrem Mann nachher den Genuß ihrer Güter überlafjen, jo 
ift diejer, wenn die Frau fie wieder an ſich ziehen will, oder die 
Ehe aufgelöst wird, zu mehr nicht verbunden, als daß er die 
nod) vorhandenen Früchte ausliefere; über die bis dahın ver— 
zehrten hat er feine Rechnung abzulegen. 

Vgl. L.R.S. 1530, 1578, 


1539a. In geionderten Vermögensehen hat nad deren Auf— 
löjung, wenn nichts bedungen ift, der Leberlebende nichts an das 
Vermögen des Vorabgeitorbenen zu juchen, außer die Frau im 
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geeigneten Fall, jo lang der Wittwenftand nicht verlaffen wird, 
nothdürftigen Unterhalt. 
Vgl. L.R.S. 205 u. fig, 214, 1595 a. 


Drittes Kapitel. 
Von der bewidmeten Ehe. 


1540. Eheſteuer (Brautſchatz) ijt bei der bewidmeten Ehe, 
jowie in Fällen des vorigen Kapitels, dasjenige Vermögen, welches 
die Frau dem Mann zubringt, um die Lajten der Ehe zu be— 


ftreiten. 
Vgl. L.R.S. 1392, 1530, 1574. 


1541. Alles was die Frau bei Eingehung der Ehe zum 
Beibringen ausfegt, oder andere ihr dazu geben, gilt für Ehejteuer, 
ſoweit nicht das Gegentheil bedungen ift. 

Vgl. L.R.S, 1542 u. fig., 1569. 


1541.a. Wo fein jchriftlicher Ehevertrag die Ausſetzung be= 
fimmt, gilt alles das für ausgejegt, was dem Mann längft 
innerhalb ſechs Monaten nad Schließung der Ehe im Stüd oder 
durch Anweiſung oder durch Einhändigung der Urkunden darüber 
von der Frau oder ihren Verjorgern zu Handen gejtellt und 
ordnungsmäßig bejcheinigt ift. 


Erſter Abichnitt. 
Von Setung der Ehejteuer. 


1542. Zu Ehefteuer können alle jegige und fünftige Güter 
der Frau, oder alle ihre wirkliche Güter allein, oder Theile ihrer 
gegenwärtigen und fünftigen Güter, oder einzelne Stüde ausgejeßt 
tverden. 

Jene, welche in allgemeinen Ausdrüden auf alle Güter der 
Frau lautet, erjtredt ich nicht auf die künftigen Güter. 

Vgl. L.R.S. 1162, 1541, 1541 4. 


1543. Während der Ehe fann die Ehefteuer nicht erſt aus— 
gelegt, noch erhöht werden. 
Vgl. L.R.S. 1395. 


— 
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1544. Wenn Bater und Mutter zuſammen die Chejteuer 
‚ausjegen, ohne den Antheil eines jeden zu bejtimmen, jo wird jie 
‚als von Beiden zu gleichen Iheilen gegeben angejchen. 

Wird fie von dem Pater allein für das väterliche und mütter: 
liche Vermögen ausgejegt, jo ijt die Mutter, jelbjt wenn fie bei 
dem Vertrag zugegen wäre, zu nichts verbunden, jondern ſolche 
liegt dem Vater ganz zur Yaft. | 

Vgl. L.R.S. 1422, 1438, 

1545. Wenn der überlebende Iheil der Eltern aus väter: 
lichem und mütterlidem Vermögen die Ehefteuer ausjegt, ohne 
die Antheile zu beftimmen, jo wird fie zuerft aus dem Erbtheil 
de3 Verlobten an dem Vermögen des zuerjt verjtorbenen Eltern- 
theils erhoben, der etwaige Mehrbetrag fällt auf das Vermögen 
desjenigen, der fie zugeſagt hat. 

Vgl. L.R.S. 1162. 

1546. Auch da, wo eine Tochter, welde von ihren Eltern 
ausgejtattet wird, eigenes, in elterlicher Nutznießung ſtehendes 
But hat, foll die Ehefteuer aus dem Vermögen derjenigen, die 
fie ausjegen, genommen werden, wenn nicht das Gegentheil bes 
dungen ilt. 

Vgl. L.R.S 384, 

1547. Diejenigen, welche eine Ehefteuer ausjegen, müſſen 
Tür das Ausgejegte Gewähr leijten. 

Vgl. L.R.S. 1440. 

1548. Diejenigen, welche Ehefteuer zufagen, und nicht das 
Gegentheil bedingen, find von dem Tag der gejchlofjenen Ehe an 
kraft Geſetzes zur Zahlung der Zinfen verbunden, aud) dann, wein 
Die Zahlung der Ehejteuer auf Zieler gejtellt ift. 

Vgl. L.R.S. 1153, 1440, 1907 a. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von den Rechten des Mannes an der Ehejteuer und deren 
Unveräußerlichteit. 
1549. Der Mann allein verfügt über die eheſteuerlichen 
Güter während der Ehe. 
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Er allein hat das Recht, die Schuldner und Beſitzer defjelberr 
zu belangen, die Früchte und Zinfen davon zu erheben, und die 
zurüdbezahlten Kapitalien in Empfang zu nehmen, 

In dem Heirathsvertrag fann jedoch ausgemacht werden, daß 
die Frau jährlich gegen ihre alleinige Quittung einen Theil ihrer 
Einkünfte für ihren Unterhalt und ihre perjünlichen Bedürfniffe- 
beziehe. 

Vgl. L.R.S. 582 u. fig., 1530—1594. 


1550. Der Mann ift nicht ſchuldig, für die Ehefteuer Sicher- 
heit zu jtellen, wenn er es nicht in dem Heirathsvertrag ver— 
ſprochen hat. 

Vgl. L.R.S. 601, 1562. 


1551. Beiteht fie ganz oder zum Theil in Fahrniß, die in 
dem Vertrag einen Anschlag hat, ohne beigefügte Rechtsverwahrung, 
dag die Schäßung für feinen Verfauf gelten jolle, jo wird der 
Mann Eigenthümer, und hat nur für den Anjchlag der Fahrniß 
zu haften. 

gl. L.R.S. 587, 1532, 1565. 


1552. Der Anjchlag eines Grundftüds, das zur Eheſteuer 
ausgejeßt wird, verichafft dem Mann daran fein Eigenthum, wenn 
es nicht ausdrüdlich verſprochen worden ift. 


1553. Ein aus Ehefteuergeldern erworbenes Grundftüd wird 
nicht Heirathsgut, es jei denn in dem Heirathsvertrag zur Be— 
dingung gemacht, daß die Ehejteuer aljo angelegt werden jolle. 

Eben jo wenig dasjenige Grundftüd, das für eine in baarem 
Geld verjprochene Ehefteuer an Zahlungsftatt gegeben wird. 

Vgl. L.RS. 1595 Z. 8. 


1554. Grundjtüde, welche zur Ehejteuer gegeben find, können 
während der Ehe weder von dem Mann noch von der Frau, noch— 
von beiden zujammen veräußert oder verpfändet werden, außer‘ 
in nachbejchriebenen Fällen. 

Vgl. L.R.S. 1585, 1541, 1555 —1561. 

Art, 5 des Bad. Einf.-Ges. zum Handelsgesetzbuch 3, bei L.R.S. 220.. 
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1555. Die Frau fann unter der Ermächtigung ihres Mannes, 
oder, wenn diejer ſich weigert, mit Erlaubnig des Gerichts ihre 
eheiteuerlichen Güter weggeben, um ihren etwaigen Kindern aus 
einer frühern Ehe eine Verforgung zu verschaffen; geichieht dieß 
ohne des Mannes Bewilligung, jo muß fie diefem den Genuß 
vorbehalten. 

Vgl. L.R.S. 217, 219, 221, 222, 1427. 


1556. Sie fann jolche gleichfalls mit der Ermädtigung 
ihres Mannes zur Verſorgung ihrer gemeinjchaftlichen Kinder 
weggeben. 

Vgl. L.R.S. 217, 219, 221, 222, 1427. 


1557. Ein eheſteuerlich Grundftüd kann veräußert werden, 
wenn joldhes in dem Heirathsvertrag erlaubt worden it. 
Vgl. L.R.S. 217, 219 u. fig. 


1558. Ein ſolches Grundftüf kann ferner mit Gerichts= 
erlaubniß und in öffentlicher Verfteigerung verkauft werden: 

1) um den Mann oder die Frau aus dem Gefängniß zu 
befreien: 

2) um in Fällen der unter dem Titel: von der Ehe be= 
merften Säbe 203, 205 und 206 der Yamilie den 
Unterhalt zu verjchaffen; 

3) um die Schulden der Frau oder derjenigen zu zahlen, 
welche die Ehefteuer ausgejeßt haben, in jo .fern bei 

dieſen Schulden Tag und Jahr dem Heirathsvertrag 
voraus geht; 

4) wenn unumgängliche Hauptausbeiferungen an chejteuer= 
lichen Grundftüden anders nicht zu beitreiten find; 

5) endlich) wenn ein joldhes Grundſtück mit dritten Perſonen 
in ungetheilter Gemeinjchaft beſeſſen, und als untheilbar 
erfannt wird. 

In allen diefen Fällen bleibt der Ueberſchuß des Erlöjes 
über die anerkannten Bedürfniffe Ehefteuer, und muß als jolche 
für die Yrau wieder angelegt werden. 

Vgl. L.R.S. 1686—1688; Rechtspolizeigesetz $ 1. 
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1559. Gin eheſteuerlich Grundſtück kann, jedoch nicht ohne 
Bewilligung der rau, gegen ein anderes Grundftüd, das 
wenigftens vier Fünftel jeines Werths hat, vertaufcht werden, 
jofern die Nüglichkeit des Tauſchhandels erwieſen, und nad) vor= 
hergegangener Schäßung dur) Sachverſtändige, welche das 
Gericht Amtshalber ernennt, die Ermächtigung des Gerichts er— 
wirkt wird. 

Das eingetaufchte Grundftüf wird in dieſem Fall Ehefteuer, 
fo wie die etwaige Geldaufgabe, welche für die Frau wieder 
anzulegen ift. 

Vgl. L.R.S. 1702, 1702a.; Rechtspolizeigesetz $$ 1 u. 8. 

1560. Wenn außer obigen Ausnahmefällen der Mann oder 
die Frau oder beide zujammen ein ehefteuerlich Grunditüd ver- 
äußern, jo darf die Frau oder ihr Erbe nad) aufgelöster Che 
die Veräußerung als ungültig beftreiten, ohne dar dagegen 
während der Ehe eine Verjährung läuft. Gleiches Necht hat die 
Frau nad erfolgter Güterabjonderung. 

Selbſt der Mann darf in noch unabgejonderter Ehe die Ver: 
äußerung als ungültig aufheben laſſen; dem Käufer bleibt er 
indeh zur Entſchädigung verbunden, wenn er nicht in dem Ver— 
trag erklärt hat, daß das verlaufende Gut Eheſteuer jei. 

Vgl. L.R.S. 61. u. o,, 1304, 1443, 1626 u. flg., 1640 a., 2255. 

1561. Wider eheſteuerlich Gut, das in dem Heirathevertrag 
nicht für veräußerlich erklärt it, läuft während der Ehe feine 
Verjährung, als die Verjährung, welche zuvor angefangen hat. 

Sie läuft nad) erfolgter Güterabjonderung, zu welcher Zeit 
auc immer diejelbe angefangen habe. 

Vgl. L.R.S. 1443, 2255, 2256. 

1562. Der Mann Hat in ehefteuerlihen Gütern alle 
Prlihten eines Nußniepers zu erfüllen. 

Er iſt für jede durch feine Nachläſſigkeit vollendete Ver— 
jährung oder entjtandene Verſchlimmerung verantwortlich. 

Vgl. L.R.S. 605—608, 1137, 1550, 1566, 1567, 2121, 2185. 

1563. Sobald die Ehejteuer in Gefahr ift, kann die Frau 
auf Abjonderung des Vermögens antragen, laut des 1443jten 
Satzes und der folgenden. 
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Dritter Abſchnitt. 
Von Rückgabe der Eheſteuer. 


1564. Die eheſteuerlichen Liegenſchaften, ingleichen die 
Fahrniß, welche in dem Heirathsvertrag gar nicht oder nur mit 
ausdrüdlihem Borbehalt des Eigenthums der Frau angeichlagen 
ift, muß der Mann oder deſſen Erbe ohne Aufihub nach aufge 
löster Ehe zurüdgeben. 

Vgl. L.R.S. 1551. 


1565. Bon chefteuerlihem Geld oder folder Fahrniß, die 
in dem Bertrag ohne Eigenthumsvorbehalt angeichlagen ift, fann 
der Erjaß nur ein Jahr nad) aufgelöster Ehe gefordert werden. 

Vgl. L.R.S. 1551. 

1566. Hit die zum Eigenthum der Frau vorbehaltene 
Fahrniß durch den Gebrauh und ohne Verjchulden des Mannes 
abgenußt, jo gibt ser nur das noch Vorhandene in dem Staud, 
worin es ſich befindet, zurüd. 

In allen Fällen kann die Yrau für ihre Perjon das wirklid) 
gebrauchende Weißgeräth und Yeibgeräth zurüdnehmen, muß jedod) 
defien Werth in Aufrechnung bringen, wenn ſolches Geräth ur= 
jprünglicd in einem Anſchlag zur Ehefteuer gegeben worden. 

Vgl. LR.S. 539, 1474 a., 1492, 1495, 1551. 


1567. Begreift die Ehefteuer Echuldbriefe oder Nententitel 
in fi, die ganz oder zum Theil in Berluft gefallen find, und 
dem Mann liegt dabei feine Nachläſſigkeit zur Laſt, jo hat er 
dafür nicht zu haften, und ift aller Verbindlichleit los, indem er 
die Rechtsurfunden zurüdgibt. 

.Vgl. L.B.S. 1562. 

1568. Iſt die Nußniefung einer Sache zur Eheſteuer ge 
geben worden, jo gibt der Mann oder jein Erbe bei Auflöjung 
der Che das Necht der Nußniefung, nicht aber auch die während 


der Ehe verfallenen Früchte, zurüd. 
Vgl. L.R.S. 1549. 


1569. Nacd abgelaufenen zehn Jahren, von dem Berfalltag 
der Ehefteuer an, ijt die Frau oder ihr Erbe im Fall der Rüd: 
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forderung der Ehefteuer nicht mehr verbunden, den Beweis zu 
führen, dab der Mann ſie wirflid) empfangen habe, außer wenn 
von ihm gezeigt würde, er habe ſich vergebens Mühe gegeben, 
die Zahlung zu erhalten. 

Vgl. L.R.S. 1350, 1352, 1352 a. 


1570. Iſt die Ehe durch den Tod der Ehefrau aufgelöst, 
jo gebühren ihren Erben die Zinjen und Früchte der zurüdzus 
gebenden Ehejteuer kraft Gejeges von dem Tag der Auflöjung an. 

War es der Tod des Mannes, der jie auflöste, jo hat die 
Ehegattin für ihre Perfon die Wahl, entweder die Zinſen ihrer 
Ehejteuer während des ITrauerjahrs zu Fordern, oder auf Kojten 
der Erbihaft des Mannes während diefer Zeit unterhalten zu 
werden; aber in beiden Fällen muß ihr diejes Jahr hindurch die 
Wohnung nebjt den Trauerkleidern aus der Verlaſſenſchaft gereicht 
werden, ohne daß deren Betrag an den ihr gebührenden Zinjen 
abgeht. 

Vgl. L.R.S. 1153, 1465, 1481, 1907 a. 

1570 a. Stirbt die Frau zuerft, ohne daß Kinder aus der 
Ehe vorhanden jind, jo hat der Wittiver, wo ein Anderes im 
Ehevertrag nicht bedungen ift, den Genuß der Ehejteuer, jo lang 
er unverehelicht bleibt, und ift mithin obiges Zins- und Zurüd- 
forderungsrecht der weiblichen Erben indeilen aufgejchoben. 

Vgl. L.R,S. 738 a. 


1570 b. Iſt der Mann zuerft mit oder ohne Kinder aus 
ſolcher Ehe gejtorben, jo hat die Wittib, wo der Ehevertrag nichts 
auf diefen Fall beftimmt hat, für jo lang, al3 fie den Wittib- 
ftuhl nicht verrüdt, ein dem jährlichen Ertrag des fruchtbringenden 
Theil der zurüdfallenden Ehefteuer oder des eigentlichen Heiraths— 
guts gleiche jährlihe Rente aus des Mannes Vermögen als 
Wittum vom Ende des Trauerjahres an zu fordern, welche fie, 
jo lang jie die elterlihe Nutznießung an dem väterlihen Ver— 


mögen ihrer Kinder hat, daraus jelbit erhebt. 
Vgl. L.R.S. 745 a., 1535 a, 


1571. Bei erfolgter Auflöjung der Ehe werden die Früchte 
der ehejteuerlihen Grundftüde nad) Verhältniß der Zeit, welche 
Ciollrecht. 24 
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die Ehe im letzten Jahr beſtanden hat, unter dem Mann und 
der Frau oder ihren Erben getheilt. 

Das Jahr nimmt mit dem Tag der geſchloſſenen Ehe ſeinen 
Anfang. 

Vgl. L.R.S. 585, 586. 


1571 a. Die Leichentoften der Frau darf er bei der Rück— 
gabe der Ehejteuer in Abrechnung bringen. 


1572. Die Frau und ihre Erben haben bei Rüdforderung 
der Ehefteuer fein Vorzugsrecht vor den Gläubigern, welche älteres 
Unterpfandsrecht haben. 

Vgl. L.R.S. 2121, 2185. 


1573. War der Mann jchon außer Stand, jeine Schulden 
zu zahlen, auch ohne Kunft und Gewerb, als der Vater jeine 
Tochter ausftattete, jo hat dieſe in die väterliche Erbichaft nur 
ihre Eheiteuer » Rüdforderung an den Nachlaß ihres Mannes 
einzumerfen. 

Murde aber der Mann erjt nad) gejchlofjener Ehe zahlungs- 
unfähig, oder beſaß er, obwohl ohne Vermögen, eine Kunft oder 
ein Gewerb, das bei ihm die Stelle des Vermögens erjegte, jo 
‚geht die Ehejteuer allein der Frau verloren. 

Vgl. L.R.S. 843 u. fig. 


Vierter Abſchnitt. 
Bon dem zugebradten Gut. 


1574. Alle Güter der Frau, die nicht zur Ehefteuer be— 
jtimmt worden, find zugebrachtes Gut. 
Vgl. L.R.S. 1511, 1541a. 


1575. Wenn alles Vermögen der Frau zugebrachtes Gut 
ift, und der Heirathsvertrag nicht bejtimmt, welchen Antheil an 
den Lajten der Ehe fie tragen jolle, jo trägt die Frau dazu das 
Nöthige bis zu einem Drittel ihrer Einkünfte bei. 

Vgl. L.R.S. 1445, 1537, 
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1576. Die Frau hat die Verwaltung und den Genuß ihres 
zugebradhten Guts. 

Aber fie kann ohne Ermächtigung des Mannes, oder, wenn 
diejer ſich weigert, ohne Erlaubni des Gerichts es nicht veräußern. 
Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf-Ges. zu den R.J.G. 

Vgl. L.R.S. 217, 219 u. flg., 1536, 1538. 


1577. Gibt die rau dem Mann Macht, ihr zugebradhtes 
Gut zu verwalten, und ihr die Früchte zu berechnen, jo hat fie 
gegen ihn eben die Nechte, wie gegen jeden andern Gewalthaber. 
Vgl. L.R.S. 1991 u. Ag. 


1578. Hat der Mann das zugebradte Vermögen jeiner 

Frau zwar ohne Auftrag, aber doc ohne ihre Einſprache ge— 

nofjen, jo hat er bei Auflöfung der Ehe, oder jo bald fie es an 

fi) zu ziehen ihm öffentlich bedeutet, nur die noch vorräthigen 

| Früchte auszuliefern, aber über die verzehrten nit Rechnung 
abzulegen. 


Vgl. L.R.S. 1539. 


1579. Hat der Mann das zugebradhte Gut mit erweislicher 
Einjprache feiner Frau genofjen, jo ift er verbunden, ihr alle 
vorräthigen und verzehrten Früchte zu berechnen. 

Vgl. L.R.S. 550. 


1580. Ein Mann, der den Genuß des zugebradhten Ver— 
mögens hat, muß alle Pflichten eines Nutznießers erfüllen. 
Vgl. L.R.S. 605-608, 1533, 1562. 


Bejondere Verordnung. 


1581. Ehegatten, welche ih nad Wittumsrecht ehelichen, 
fönnen gleichwohl daneben eine Gemeinichaft der Errungenſchaft 
eingehen, und die Wirkungen dieſes Gedings richten ſich nad den 
Beitimmungen des 1498jten und 1499ften Satzes. 


24” 
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Sechſter Titel. 
Von dem Berfauf. 
Erſtes Sapitel. 


Von der Natur und der Form des Verfaufs. 


1582. Ter Verkauf ift ein Vertrag, wodurch ein Theil 
fi) verbindet, eine Sache zu eigen zu übergeben, und der andere, 
ihren Werth zu bezahlen. 

Er fann durch öffentliche Urkunde oder Privatunterjchrift ge= 
ichlofjen werden. 

Vgl. L.R.S. 1101, 1102, 1104, 1106; Handelsgesetzbuch Art. 317— 
323, 538: R.C.P.O. $ 259; E.G. $ 14 Z. 2. 

1553. Er iſt abgejchlofien, und das Eigentum des Vers 
fäufers geht kraft des Geſetzes auf den Käufer über, jobald man 
über die Sache und den Preis einig ift, ohne daß dazu die 
Uebergabe der Sache oder Zahlung des KHaufichillings voraus— 
gehen muß. 

Vgl. L.RS. 1138, 1140, 1141, 1583 a., 1585 u. tlg., 1589. 


1583 a. Deſſen ungeachtet muß der Käufer einer Liegen 
haft ſolchen Kauf nachmals in das Grundbuc) eintragen lafien, 
auch bei marfiäßigen Gütern Gewährung darüber nehmen; ehe 
dieſes geichehen ift, kann er in Gerichten ſolch jein Eigentum 
nicht geltend machen, auch feine Pfandverjchreibung darauf geben, 
muß vielmehr alle vom vorigen Eigenthinner darauf nod) fom= 
menden Yfandeintragungen gegen jich gelten lafjen. 

Vgl. L.R.S. 939 a., 1002a., 2181, 2181a.; II. Einf.-Edikt $ 25. 
Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 8; Anleitung zur Führung der Grund- und 
Pfandbücher (v. 23. April 1868) 58 50-77. 


1584. Ein Verkauf kann ſowohl unbedingt, als unter aufs 
ichiebenden oder auflöjenden Bedingungen gejchlofien werden. 

Er fann die Wahl zwiichen zwei oder mehreren Sachen 
geben. 
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In allen diefen Fällen kommen die für jolche Verträge über: 
haupt geltenden Grundjäge in Anwendung. 
Vgl. L.R.S. 1168, 1181, 1183, 1189 u, flg., 1587. 1588. 


1585. Waaren, die nicht in Bauſch und Bogen, jondern 
nad) Map, Zahl oder Gewicht verfauft werden, bleiben auf des 
Verkäufers Gefahr, bis ſie abgewogen, gezählt oder zugemeſſen 
find; der Käufer kann jedoch jo gut auf ihre Weberlieferung, 
als auf Entihädigung Hagen, wenn das Verjprechen unerfüllt 
bleibt. 

Vgl, L.R.S. 1142, 1146, 1184, 1586, 1610. 


1586. Ein Berfauf in Bauſch und Bogen überträgt das 
Eigentum, ohne daß deßfalls die Waaren abgewogen, zugezählt, 
oder zugemefjen werden. 

Vgl. L.R.S. 1583, 1585, 


1586 a. Wenn eine im Stüd bejtimmte Maſſe, z. E. alle 
Frucht eines gewiſſen Speichers, oder ein Antheil davon, 3. ©. 
der dritte Theil, verfauft wird, jo gilt es für einen Verkauf in 
Bauſch und Bogen, wenn gleich der Preis nad) Maß und Gewicht 
beftimmt ift, und deßfalls eine Zumeſſung nachfolgen muB. 


1587. Bei Wein, Del und andern Sachen, die man vor 
dem Kauf zu koſten oder zu prüfen pflegt, ift der Kauf nicht ab- 
geſchloſſen, ehe der Käufer fie geprüft und gebilligt hat. 

Vgl. L.R.S. 1168, 1181, 1587 b., 1588; Handelsgesetzbuch Art. 339. 


1587 a. Sobald ein Kauf gerichtlich geſchloſſen oder dar- 
über eine öffentliche Urkunde gefertigt worden, die feinen Vorbe— 
halt der Prüfung enthält, jo gilt eine etwaige Abſchließung auf 
Treu und Glauben für Prüfung. 


1587 b. Wo feine Prüfungszeit durch Vertrag oder Orts: 
gebrauch bejtimmt ift, jo muß fie in drei Tagen nad) erfolgter 
urfundlicher Aufforderung von Seiten des Verkäufers geichehen, 
jonft ift der Handel abgebrochen. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 339, 347. 
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1588. Die Schließung eines Kaufs auf Probe gilt für 
eine aufſchiebende Bedingung. 

Vgl. L.R.S. 1168, 1181, 1587, 1587 b.; Handelsgesetzbuch Art. 339 
— 541 u. 347, 

1589. Die Verfaufszujage gilt für Verkauf, jobald gegen- 
jeitiges Einverftändnig über Waare und Preis vorhanden ift. 

Vgl. L.R.S. 1582, 1583, 1340 a—c. 

15%. War die Verfaufszufage durch ein Haftgeld be= 
träftigt, jo fann jeder Theil zwar davon abgehen, jedoch derjenige, 
der das Haftgeld gab, nur mit deijen Verluſt, und derjenige, der 
e3 empfing, nur mit deſſen doppeltem Grjab. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 285. 

1591. Der Kaufpreis muß von den Parteien bejtimmt an— 
gegeben werden. 

Vgl. L.R.S. 1129, 


1592. Man kann die Beltimmung dem Ermefjen eines 
Dritten überlafjen; will oder fann aber diefer den Preis nicht 
beitimmen, jo bleibt der Berfauf ungeichloffen. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 352 u. 359. 

1593. Die Koſten des Kaufbriefs und anderer Verkaufs— 
zugehörden fallen auf den Käufer. 

Vg' L.PS. 1608, 1630 Z. 4, 1646; Handelsgesetzbuch Art. 351; 
Rechtspolizei-Gebührentarif (G. B. 1874 Nr. 24) 3 7; Gemeinde-trebühren- 
ordnung (G.B 1874 Nr. 58) $ 15. 


Bweites Sapitel. 
Wer faufen oder verfaufen könne. 

1594. Jeder, dem cs in dem Gejeß nicht verboten iſt, 

kann faufen oder verfaufen. 

Vgl. L.R.S. 537, 1124, 1595—1597. 

1595. Unter Ehegatten kann ein Kaufs- und Verkaufs— 

vertrag nur in folgenden drei Fällen jtatt haben: 

1) wenn Einer von beiden Ehegatten dem Andern nad 
gerichtlicher Abjonderung für jeine Anjprüche an Zah— 
lungsitatt Güter abtritt; 

Vgl. LR.S. 1444. 
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2) wenn die Abtretung des Mannes an jeine, wenn ſchon 
nicht abgejonderte Frau eine rechtmäßige Urſache hat, 
3. B. den Erſatz ihrer veräußerten Yiegenichaften, oder 
ihrer Baarjchaft, wo fie nicht zur Gemeinſchaft gehören; 

Vgl. L.R.S. 1433—1435. 

3) wenn die Frau ihrem Mann Güter, woran er fein 
Gemeinichaftsreht hat, zu Zahlung einer zugejagten 
Eheſteuer abtritt, vorbehaltlich den Erben der Ehegatten 
ihre Nechte wider gejeßwidrige Begünftigungen. 

Vgl. LR.S. 1094, 1098, 1553. 

1596. Bei Strafe der Nichtigkeit dürfen weder ſelbſt noch 

durch Mittelsperfonen in Steigerung ſich zuichlagen laſſen: 

Vormünder die Güter ihrer Mündlinge; 

Gewalthaber die Güter, deren Verkauf ihnen aufgetragen iſt; 

Verwalter die Güter der Gemeinden oder öffentlihen Ans 

jtalten, die ihrer Obſorge anvertraut find; 

Deffentlihe Beamte die Staatsgüter, deren Verkauf ihnen 

Amtshalber obliegt. 
Vgl. L.R.S. 61., 450, 537, 4911, 1991 u. fie. 


1597. Die Richter und ihre Stellvertreter, die Kronan— 
anmälte und ihre Stellvertreter, die Gerichtsjchreiber, Polizeibes 
amten, Amwälte, Nectspraftitanten und Staatsichreiber fünnen 
feine Prozeſſe, feine ftreitigen Rechte und Anſprüche übernehmen, 
die zur Grfenntniß jenes Gerichts gehören, in deflen Bezirk fie 
amtsberechtigt find, bei Strafe der Nichtigkeit, aud) des Erjahes 
aller Kojten und Schäden. 

Vyl. L.RS. 61., 1700, 


Drittes Kapitel. 
Bon den verfäufliden Saden. 


1598. Alles, was nicht dem Rechtsverkehr allgemein ent— 
zogen ift, kann verfauft werden, joweit nicht bejondere Geſetze 
die Veräußerung verbieten. 

Vgl. L.R.S. 588, 577 cf.. 714, 1128, 1554, 2226, 


Reichsgesetz über Lohnbeschlag vom 21. Juni 1869; Reichsbeamten- 
gesetz vom 31. März 1875 $ 6; Reichs-Militärgesetz vom 2. Mai 1874, 


2 A use — 9 
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$ 45 Abs. 2; Bad. Verordnung über Abtretung von Besoldungen vom 
4. November 1816 (RB. Nr. 35) (Anhang B. 11); Gebäude-Feuerver- 
sicherungsgesetz vom 29. März 1852 (R.B. Nr. 14) $$ 52 u. 53 (An- 
hang B. 14). 

1599. Der Berfauf einer fremden Sade ift ungültig, er 
fann jedocd einer Entſchädigungsklage Pla machen, wenn dem 
Käufer unbefannt war, daß der Verkäufer fein Verfaufsrecht habe. 

Vgl. L.R.S. 1021, 1582, 1583, 1583 a., 1599a. u. b., 1626 u. fig., 
1635, 1704, 1935, 2077 a. 

1599 a. Nur bejtimmte Stüde, über welche der Verkäufer 
fein Verkaufsrecht Hat, find fremde Sadıen. 

Vgl. L.R.S. 1585. 

1599 b. Die Nichtigkeit des Vertrags vernichtet keines— 
wegs die gejeglichen Folgen einer etwa dennoch gejchehenen 
Lieferung. 

Vgl. L.R.S. 1626 u. flg., 2265, 2279; Handelsgesetzbuch Art. 306, 307. 

1600. Die künftige Verlaſſenſchaft einer nocd lebenden 
Perſon fann, jelbjt mit ihrer Bewilligung, nicht verfauft werden. 

Vgl. L.R.S. 791, 1130, 1983 b. 

1601. War zur Zeit des Verlaufs der ganze Verkaufs: 
gegenftand zu Grund gegangen, jo ift der Verlauf ungültig. 

War es nur ein Theil deijelben, jo hat der Käufer die 
Wahl, entweder auf den Kauf Verzicht zu thun, oder den übrig 
gebliebenen Theil um einen geichäßten Werth zu fordern. 

Vgl. L.R.S. 6n., 1108, 11981196, 1302, 1636, 1637. 


Biertes Kapitel. 
Bon den Obliegenheiten des Verfäufers. 
Erjter Abjchnitt. 
Allgemeine Verfügungen. 
1602. Der Berfäufer ift ſchuldig, für den deutlichen Aus— 


drud der verabredeten Verbindlichkeiten zu jorgen. 
Jedes dunkle oder zweideutige Geding wird wider den Ver— 


fäufer ausgelegt. 
Vgl. L.R.S. 1162. 
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1602 a. Vorbehaltlich der wider den Käufer zu richtenden 
Auslegung bei Gedingen, die zu jeinem bejondern Bortheil an- 
gehängt werden. 


1603. Ihm liegen zwei Hauptverbindlichkeiten ob: 

1) die verfaufte Sache zu übergeben, und 

2) fie zu gewähren. 

Vgl. L.R.S. 1136 u. flg. 1604 u. fig., 1625 u. fAlg.; Handelsgesetz- 
buch Art. 342 u. fig., 347 u. fg. 


Zweiter Abſchnitt. 
Yon der lebergabe. 


1604. Die Uebergabe ift die Ablieferung der verfauften 
Sade in Beſitz und Gewähr des Käufers. 


1605. Der Verkäufer hat die Uebergabsverbindlichteit bei 
Liegenichaften erfüllt, wenn er in dieſer Abjicht zu Gebäuden die 
Schlüſſel, oder zu andern Grundftüden die Rechtsurfunden da— 
rüber einhändigt. 

Vgl L.R.S. 1140, 1583 a. 


1606. Fahrnißſtücke werden übergeben: 

1) durch wirkliche Einhändigung; 

2) durch Heberlieferung der Schlüſſel ihres Aufbewahrungsorts; 

3) durch das bloße Einverjtändnig der Parteien, wenn bei 
dem Berfauf die Ueberbringung nicht gleich möglich ift, 
oder der Käufer ſchon aus einem andern Rechtsgrund 
die Sache in jeiner Gewalt hat. 

Vgl. L.R.S. 1138, 1141, 1583. 


1607. Die Uebergabe der Gerechtſame geihieht durch Ein— 
händigung der Rechtsurfunden oder durch Gebraud) des Gr: 
werbers mit Bewilligung des Verkäufers. 

Vgl. L.RS. 163) u. flg. 

1608. Die Kojten der Uebergabe trägt der Verkäufer und 
jene des Wegbringens der Käufer, wenn nicht das Gegentheil 


bedungen iſt. 
Vgl. L.R.S. 1248: Handelsgesetzbuch Art. 351. 
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1609. Die Uebergabe geihieht an dem Ort, wo bei 
dem Berfauf ji die Waare befindet, wenn nichts Anderes be— 
dungen ift. 

Vel. URS. 1247, 1264, 1651; Handelsgesetzbuch Art. 324, 342, 
341346. 

1610. Der Käufer fann nad) Belieben die Aufhebung des 
Kaufs oder die Ginjegung in den Belig fordern, wenn die Ueber— 
gabe durch die Ihat des Verkäufers veripätet wird. 

Vgl. L.R.S. 1184. 1654— 1657; Handelsgesetzbuch Art. 355—359 ; 
R.K.O. &$ 15 n. 16. 

1611. In allen Fällen muß der Verkäufer den Stäufer, 
dem aus der verjpäteten MUeberlieferung Nachtheil zugeht, ent= 
Ichädigen. 

Vgl. LRS. 1146 u. flg. 

1612. Der Verkäufer ift nicht Tchuldig, die Waare zu über- 
geben, ehe ihm der Preis gezahlt oder von ihm Zahlungsfrift 
bewilligt ift. 

Vgl. L.R.S. 1650 u. fg. 

1613. Auch wenn er Zahlungsfrijt gegeben hat, darf er 
die Uebergabe bis zur Sicherſtellung zurüdhalten, wenn nad) dem 
Verkauf bei dem Käufer eine Gant oder Bermögensverfall aus— 
bricht, mithin der Verkäufer Gefahr läuft, den Preis zu verlieren. 

Vel. L.R.S. 1188: R.-Konk.-Ordn. $ 15. 

1614. Tie Sache muß bis zur Uebergabe in dem Stand 
erhalten werden, worin fie ſich zur Zeit des Verkaufs befindet. 

Von dem Verfaufstag an gehören alle Früchte dem Käufer. 

Verl. L.R.S. 547, 583, 584, 1137, 1583: Handelsgesetzbuch Art. 348. 

1614 a. Ter Verkäufer trägt bis zum Ablieferungsziel den 
gewöhnlichen Erhaltungsaufivand; den außerordentlichen, der etwa 
nöthig wird, und allen, der ſich auf die Früchte bezicht, erjegt 
der Käufer, ändernder Abreden unbejchadet. 

Vgl. L.R.S. 548. 


1615. Die Verbindlichkeit der Lebergabe einer Sache er— 
ftredt jich auf ihre Zugehörden und auf Alles, was zu ihrem 
immerwährenden Gebrauch bejtimmt iſt. 

Vgl. L.R.S. 522—5%6, 534-536, 546, 551, 1018, 1692. 
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1616. Der Verkäufer iſt verbunden, das vertragsmäßige 
Maß zu liefern, jedoch unter folgenden Einſchränkungen. 
Vgl. LR.S. 1585, 1586; Handelsgesetzbuch Art. 336. 


1617. it ein Grundftüd unter Angabe feines Flächen 
inhalt nad) einem auf das Maß bedungenen Preis verkauft 
worden, jo muß der Verkäufer das angegebene Maß dem Er— 
iverber, der es verlangt, verjchaften. 

Wenn diejes ihm unmöglich ijt, oder der Erwerber darauf 
nicht befteht, muß er ſich einen verhältnigmäßigen Abzug am 
Preis gefallen laſſen. 

Vgl. L.R.S. 1601, 1619, 1622, 1623, 1636, 1637, 1765. 


1618. Findet ſich dagegen im vorigen Fall ein Uebermaß 
gegen die Angabe, jo hat der Erwerber die Wahl, entweder den 
Preis verhältnigmäßig zu erhöhen, oder von dem Bertrag abzu— 
gehen, jedoch) Leßteres nur, wenn das Uebermaß einen zivanzigiten 
Theil des Angegebenen überjteigt. 

Vgl. L.R.S. 1619, 1622, 1681, 1765. 


1619. In allen übrigen Fällen, es mag nun der Ver: 
fauf ein ganzes eigens begrenztes Gut oder verjchiedene und ab» 
gejonderte Grundftüde betreffen, es mag der VBertragsgegenjtand 
in den Ausdruf des Mapes oder in den Ausdrud der Sache 
mit Angabe des Maßes eingefleidet jein, berechtigt die Angabe 
des Maßes weder den Verkäufer, eine Preiserhöhung für das 
Uebermaß zu fordern, nod den Käufer zur Minderung des Preijes 
wegen dem mindern Map, es jei denn, daß der Unterjchied unter 
dem erfundenen und angegebenen Map den Wert) aller ver= 
fauften Gegenjtände im Ganzen um einen zivanzigiten Theil 


mehre oder mindere; jedoch darf ein Anderes bedungen werden. 
Vgl. LR.S. 1617, 1618, 1620—1622, 1765. 


1620. In dem Fall, wo hiernach Erhöhung des Preijes 
für daS Uebermaß Statt hat, bleibt dem Käufer die Wahl, ent= 
weder von dem Bertrag abzjugehen, oder die Preiserhöhung zu 
zahlen, und zwar mit den Zinjen, wenn er das Grundftüd im 
Genuß hat. 

Vgl. L.R.S. 1618, 1681, 1682. 
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1621. So oft der Käufer das Recht hat, von dem Ver— 
trag abzugehen, muß der Verkäufer ihm außer dem empfangenen 
Kaufſchilling auch die Kaufskoſten erjegen. 

Vgl. L.R.S. 1593, 1610, 1618, 1620. 1630. 

1622. Des Verkäufers Klage auf Ergänzung des Preiſes, 
und jene des Käufers auf Verminderung oder auf Umſtoßung 
des Vertrags erlöiht in Jahresfrift, vom Tage des geichloijenen 
Kaufs an. 

Vgl. L.R.S. 1617— 1619. 

1623. Werden mehrere Grundftüde in einem Stauftontratt 
für einen gemeinjchaftlihen Preis verfauft, und dabei das Map, 
das ein jedes der Grundjtüde enthalten jolle, bejtimmt, und cs 
findet ſich nachmals bei einigen derjelben ein geringeres, bei an— 
dern ein größeres Map, jo werden Uebermaß und Mindermaß, in 
jo weit fie ſich ausgleichen, wettgejchlagen; die lage auf Er— 
gänzung oder auf Verminderung des Preijes richtet ſich im Ue— 
drigen nach den obigen Regeln. 

Vgl. L.R.S. 1617—1620. 


1624. Die Frage, ob vor der llebergabe auf den Verfäufer 
oder den Käufer der Verluſt oder die Verjchlimmerung der vers 
fauften Sache falle, wird nad) den Regeln des Titels: Von 
Rechten und VBerbindlidfeiten, die ausPVerträgen 
entitehen, entjchieden. 

Vgl. L.R.S. 1136—1138, 1182, 1302. 1583. 1585. 1647: Handels- 
gesetzbuch Art. 345— 945. 


Dritter Abſchnitt. 
Von der Gewähr. 


1625. Die Gewährleiftung, wozu der Verkäufer dem Käufer 
verbunden iſt, muß ihm 

einmal den anjpruchslofen Beſitz der verkauften Sache 

ſichern; 

zum andern für die verborgenen Fehler ſchadlos halten. 

Vgl. L.R.S. 1626 u. fig.. 1641 u. flg.: Bad. Einf.-Gesetz zu den 
R.J.G. $ 82. 
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sı 
Von der Gewähr im Fall einer Entwährung. 


1626. Auch wenn bei dem Berfauf über Gewährleiftung 
nichts bedungen ift, muß der Verkäufer dem Käufer für die ge= 
ichehene Entwährung der verfauften Sache oder eines Theils der= 
jelben, und für verjchiviegene Lalten Vergütung thun. 

Vel. L.R.S. 1599, 1630, 1636, 1638, 1640, 1681, 1693, 1705, 2178, 
2257. 

1626 a. Auch wenn eine Entwährung weder gejchehen noch 
inftehend iſt, kann cine Gewährleiftung bei Yiegenjchaften als= 
dann gefordert werden, wenn das Ortsgericht die Gewährung aus 
jochen Gründen verjagt, welche nicht eine Nichtigkeit des ganzen 


Kaufs nad ſich ziehen. 
Vel. L.R.S. 1583 a. nebst Zusätzen. 


1627. Die Parteien fünnen dur bejonderes Geding dieje 
gejegliche Verbindlichkeit mehren, mindern? oder aufheben. 

Vgl. L.R.S. 884, 1623, 1629, 1643. 

1628. Auch wenn alle Gewähr erlaffen it, muß der Ver— 
fäufer doc) die Folgen eigener Handlungen büßen; jedes hiergegen 
anſtoßende Geding iſt ungültig. 

Vgl. L.R.S. 6, 1133. 

1629. Auch da, wo dem BVerfäufer die Gewähr erlaſſen 
war, muß ex bei eintretender Entwährung den Kaufpreis erfegen, 
wenn nicht der Käufer gleich Anfangs die Beſorgniß einer Ent— 
währungsanjprache fannte, oder auf jeine Gefahr faufte. 

Vgl. L.RS 1134 

1630. Wo Gewährleiſtung Statt hat, da fann im Fall 
einer Entwährung der Käufer fordern: 

1) den Erja des Kaufpreiſes; 

2) den Erſatz der Früchte, jomweit er fie dem obfiegenden 

Eigenthümer herausgeben muß; 

3) die auf den Streit über die Gemährleiltung* von dem 
Käufer und dem entwährenden Gegner verwendeten 
Koſten; 

* Redaktionsfehler statt: „Entwährung“. 
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4) endlich die Entihädigung mit Inbegriff der gejegmäßigen 
Koften und Auslagen für den Kauf. 
Vgl. L.R.S. 549, 885, 1149 u. flg., 1598, 1614, 1705. 


1631. War die verkaufte Sache zur Zeit der Entwährung 
im Werth verringert, oder in ihrem Zuſtand verjchlimmert, ſei es 
dur Nachläjligfeit des Näufers oder durch unvermeidlihe Zus 
fälle, jo it der Verkäufer gleichwohl verbunden, den ganzen Kauf— 
ſchilling zu erjeßen. 

Vgl. L.R.S. 16937. 

1632. Hat aber der Käufer aus jelbjtveranlaften Ver— 
Ihlimmerungen Vortheil gezogen, jo hat der Verkäufer das Recht, 
einen dieſem Bortheil gleichtommenden Betrag von dem Kauf— 
preis zurüd zu behalten. 


1633. Würde die verfaufte Sache zur Zeit der Entwährung 
einen höhern Werth haben, jo it der Verkäufer jchuldig, ihm 
auch den Mehrwert zu vergüten, wenn ſolcher glei nur zu— 
fällig iſt. 

Vgl. L.R.S. 1151a., 1637, 

1634. Der Verkäufer ift jchuldig, dem Käufer alle Aus 
beijerungen und Verbeſſerungen, die er zum Nußen des Grunde 
ftüds vorgenommen hat, zu erjegen, oder zu bewirken, daß fie 
ihm von demjenigen erjegt werden, der die verlaufte Sache 
entwährte. 

Vgl. L.R.S. 555. 

1635. Der wiſſentliche Verkäufer fremden Guts iſt ver— 
bunden, dem unjchuldigen Käufer allen Aufwand zu erjegen, auch 
den bloß zum SZierrath oder zum Vergnügen dienenden. 

Vgl. L.R.S. 1151, 1645. 

1636. it dem Käufer nur ein Theil der Sache entwährt 
worden, diefer aber im Verhältnis zum Ganzen von folder Wich- 
tigkeit, dal; er ohne den verlornen Theil fie nicht gefauft haben 
würde, jo fann er den Verkauf aufheben lafjen. 

Vgl. LRS. 1601, 1618, 1620, 1626. 

1637. Wird wegen der Entwährung eines Theils des ver: 
fauften Stüds der Verkauf nicht aufgehoben, jo hat der Käufer 
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nur den Werth des entwährten Theils, wie er alsdann geichätt 
wird, zu fordern, nicht den Antheil des Haufpreijes, der darauf 
zu rechnen wäre; der Werth der verkauften Sache mag indeljen 
geitiegen oder gefallen jein. 

Vgl. L.R.S. 1601, 1617, 1619, 1626, 1631, 1638. 


1638. War das verfaufte Grundftüd mit verborgenen und 
unangezeigten Dienftbarkeiten von jolcher Wichtigkeit belajtet, daR 
ji) vermuthen läßt, der Erwerber würde nicht gefauft haben, 
wenn er davon unterrichtet gewejen wäre, jo fann er Aufhebung 
des Vertrags begehren, wenn er ſich nicht lieber mit einer Ent- 
Ihädigung begnügen will. 

Vgl. L.R.S. 689, 1626, 1636, 1641 u. fig. 


1639. Die übrigen etwaigen Fragen über die Entſchädig— 
ung des Käufers, wegen Nichtverfaufsvollziehung, find nad den 
allgemeinen Regeln zu entjcheiden, welche der Titel: von Vers: 
trägen und von Bertragsverbindlicdfeiten im All: 
gemeinen aufitellt. 

Vgl. L.R.S. 1146—1155, 1182, 1302, 1624. 


1640. Die Gewährleiftung fällt weg, wenn der Käufer, 
der jeinen Verkäufer zum Prozeß beizuladen unterließ, durch 
Urtheil und Recht verlor, und der Berfäufer beweist, daß hin= 
längliche Mittel, die Klage als verwerflich darzuftellen, vor: 
handen waren. 

Vgl. R.C.PO. $$ 69—71, vgl. mit $ 65. 

1640 a. Die Entwährungsbefugniß deijen, der Erbe vder 
Rechtsfolger des rechten Eigenthümers it, fällt weg, jo oft ihn 


die Gewährleiſtungsklage treffen würde. 
Vgl. L.R.S. 1300 u. 1603. 


SI. 
Bon der Gemährleiftung für Fehler der verkauften Sade. 
1641. Der Berfäufer ift ſchuldig, jene verborgenen Fehler 


der verfauften Sache zu gewähren, welche diejelbe zu ihrem be= 
ftimmten Gebrauch entweder untauglich oder mindertauglich machen, 
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wenn letztern Falls der Käufer ſie gar nicht, oder doch nur in 
minderem Preis gekauft haben würde, ſobald er die Fehler ge— 


kannt hätte. 

Vgl. LR.S. 1644, 1648, 1891. 

Gesetz vom 23. April 1859 (R.B. Nr. 20) die Gewährleistung bei 
einigen Arten von Hausthieren betr, (Anhang B. 9). 


1642. Der derfäufer ift für feine offene Fehler, welche 
der Käufer jelbjt bemerfen fonnte, verantwortlich). 

Vgl. L.R.S. 1638. 

1643. Für die verborgenen Fehler muß er jelbjt alsdann 
haften, wenn fie ihm jelbjt unbefannt waren, wofern in diejem 
Fall er nicht Freiheit von der Gewährleiftung ſich bedungen hat. 

Vgl. L.R.S. 1627. 

1644. In den Fällen des 1641jten und 1643jten Sabes 
hat der Käufer die Wahl, entiveder die Sache gegen Erjab des 
Kaufſchillings zurüdzjugeben, oder fie zu behalten, und ji) einen 
durch Sachverjtändige beitimmten Theil des Kaufſchillings zurüd 
geben laſſen. 

Vgl. L.R.S. 1638, 1647; Viehmängelgesetz (s. oben) Art. 4. 

1644 a. Dod iſt der Käufer, die Sache zurüdzugeben, nur 
jo lange befugt, als er nicht Veränderungen damit vorgenommen 
hat, welche fie entwerthen, oder zu ihrem gewöhnlichen Gebraud) 
untauglich machen. 


1645. Ein Berfäufer, welcher die Fehler der Sache fannte, 
muß nebjt dem Erſatz des empfangenen Kaufpreijes den Käufer 
and) entjchädigen. 

Vel. L.R.S. 1151, 1635; Viehmängelgesetz (s. oben) Art, 5. 


1646. Waren dem Verkäufer die Fehler der Sadje unbe= 
fannt, jo erftattet er nur den Slaufpreis und die Kaufs— 


unkoſten. 
Vgl. L.R.S. 1593, 1629, 1630; Viehmängelgesetz (s. oben) Art, 5. 


1647. it die fehlerhafte Sache durch ihre jchlechte Be— 
ihaffenheit zu Grund gegangen, jo iſt der Verluft für den Ver— 
fäufer, der dagegen dem Käufer zur Erftattung des Kaufpreijes 
und der Kojten auch zur Entichädigung nad) den beiden vorher- 
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gehenden Sägen verbunden iſt; der zufällige Verluft der Sade 
läuft hingegen auf Rechnung des Käufers. 

Vgl. L.RS. 1138, 1302, 1585, 1630, 1645, 1646. 

1648. Die Klage auf Zurüdnahme einer Waare wegen 
Fehlern muß nad) Beichaffenheit diefer Mängel und nad) Ges 
brauch des Orts, wo der Kauf gejhah, in einer kurzen Friſt 
angeitellt werden. 

Vgl. L.R.S. 6 d—f., 1622; Handelsgesetzbuch Art. 347-350; Vieh- 
mängelgesetz (s. oben) Art. 1—6 u. 14. 

1649. Sie hat gegen gerichtlich verordnete Verkäufe nicht 


Statt. 
Vgl. L.R.S. 1684: Viehmängelgesetz (s. oben) Art. 3. 


FSünftes Kapitel. 
Von den Pflichten des Käufers. 


1650. Die Hauptverbindlichkeit des Käufers ift, den Kauf: 
preis an dem vertragsmäßigen Tag und Ort zu zahlen. 

Vgl. L.R.S. 1243, 1247, 1612, 1651—1659, 2103 Z. 1; Handels- 
gesetzbuch Art. 342. 


1651. Beitimmt der Kauf deßhalb nichts, jo muß der 
Käufer an jenem Ort und in jener Zeit zahlen, wo die Ueber— 
gabe gejchehen joll. 

Vgl. L.R,S. 1247, 1609; Handelsgesetzbuch Art. 324, 325, 326 u. 
flg., 342. 

1652. In drei Fällen hat der Käufer bis zur Zahlung 
des Hauptjtuhls den Kaufſchilling zu verzinjen, nämlid): 

wenn diejes bei dem Kauf bedungen ift; 

wenn die verfaufte und überlieferte Sache Früchte oder 
andere Einkünfte abwirft; 

wenn dem Käufer die Zahlung urkundlich gefordert wurde. 

In dem letzten diejer Fälle laufen die Zinfen nur von 
der Zeit der urfundlichen Anforderung. 

Vgl. L.R.S. 583, 584, 1139, 1146, 1153, 1614, 1682, 1907 a.; 


Handelsgesetzbuch Art. 289. 
Civ ilrecht. 25 
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1653. Iſt der Käufer mit einer Pfand» oder Zueignungs— 
flage angegriffen oder bedroht, jo mag er mit der Zahlung 
des KHaufpreijes zurüdhalten, bis der Verfäufer die Störung be= 
jeitigt oder dagegen Sicherheit geleiftet hat, wenn nicht etwa be= 
dungen worden, daß eines Angriffs ohneradjtet der Käufer 
zahlen jolle. 

Vgl. L.R.S. 1612, 1650, 1961, 2178. 


1654. Wenn der Käufer den Kaufſchilling nicht zahlt, jo 
hat der Verkäufer das Recht zur Aufhebung des Verkaufs. 

Vgl. L.R.S. 1184, 1610, 1978; Handelsgesetzbuch Art. 354. 356— 
359; R.K.O. $$ 15, 16, 21. 


1655. Die Auflöjung eines Liegenjchaftsfaufs wird erfannt, 
jobald der PVerfäufer in Gefahr ift, Waare und Preis zu vers 
lieren. 

Iſt dieſe Gefahr nicht da, ſo kann der Richter dem Käufer 
nad) Umſtanden eine kürzere oder längere Zahlungsfriſt geſtatten. 

Iſt ſolche fruchtlos abgelaufen, ſo wird die Auflöſung des 
Verkaufs erkannt. 

Vgl. L.R.S. 1184. 1654, 2103 Z. 1. 


1656. Bei einem Liegenichaftsverfauf mit Geding, daß die 
Nichtzahlung des Haufpreifes zur Verfalßeit den Verkauf kraft 
Geſetzes auflöjen ſoll, kann der Käufer dennoch nad Ablauf der 
Friſt noch zahlen, jo lang er nicht urkundlich durch Aufforderung 
- in Verzug gejeßt iſt; nach erfolgtem urkundlichem Aufruf kann 
der Richter ihm feine Frift geftatten. 

Vgl. L.R.S. 6h., 1199, 1184, 1654. 


1657. Ein Kauf über Lebensmittel und Fahrniß aller Art, 
welche in der bedungenen Zeit vom Käufer nit in Empfang 
genommen worden, gilt zum Vortheil des Verkäufers fraft Ge— 
jeges au) ohne Aufruf zum Empfang für aufgelöst. 

Vgl. L.R.S. 6h., 595, 1184. 1264, 1610, 1612, 1654; Handels- 
gesetzbuch Art. 357—359. 
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Sechſtes Kapitel. 
Von Ungültigkeit und Auflöſung des Verkaufs. 


1658. Außer denen in dieſem Titel ſchon erklärten Ur— 
ſachen der Nichtigkeit oder Auflöſung, und denjenigen, die allen 
Verträgen gemein find, kann der Kauf noch aufgelöst werden 
durch Wiederfauf und wegen Berfürzung im Preis. 

Vgl. L.R.S. 1108 u. fig. 1118, 1124, 1131, 1184, 1590, 1592, 


15%5— 1597, 1599— 1601, 1610, 1618, 1620, 1636, 1638, 1644, 1654 u. 
fie.. 1659 n. flg.. 1674 u. fig. 


Erſter Abjchnitt. 
Bon dem Wiederkaufsrecht. 


1659. Das Geding des Wiederfaufs ift eine Hebereinfunft, 
wodurch der Verkäufer ſich vorbehält, gegen Rüdgabe des Kauf: 
Ihillings und gegen die im 1673jten Sat erwähnte Vergütung 
ein verfauftes Gut wieder an fich zu ziehen. 


1660. Das Wiederfaufsreht kann nur auf fünf Jahre 
vorbehalten werden. Das auf länger bedungene wird auf dieſe 
Zeit herabgeießt. 


1661. Dieje Friſt fann von Niemand, jelbjit von dem 
Richter nicht erjtredt werden. 


1662. Wurde die Wiederfaufstlage in der beftimmten reift 
nicht angeftellt, jo bleibt der Käufer ummwiderruflicher Eigenthümer. 


1663. Die Friſt läuft gegen Jedermann, jelbjt gegen 
Minderjährige, vorbehaltlih ihres Rüdgriffs auf jeden, den er 
den Umjtänden nad) treffen kann. 

Vel. L.R.S. 389, 450, 509, 2252. 


1664. - Die Wiedertaufsklage kann gegen den dritten Be— 
figer angejtellt werden, wenn ſchon in jeiner Erwerbsurfunde die 
Wiederfaufslaft verſchwiegen wurde. 

Vgl. L.R.S. 1183, 1583, 1599, 2125, 2279. 


1665. Wer eine Sade auf Wiederfauf erworben hat, tritt 


indefien in alle Rechte jeiners Berfäufers; er fann wider den 
25° 
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wahren Gigenthümer jowohl, als wider diejenigen verjähren, die 
Rechte oder Unterpfandsbefugniiie an der verfauften Sache an— 
jprechen. 

Vel. L.RS. 1183, 1583, 1751, 2180, 2265. 

1666. Gr kann den Gläubigern jeines Verkäufers, die 
auf ihn greifen, die Einrede der Ausklage des Hauptichuldners 
entgegenfegen. 

Vgl. L.R.S. 1166, 2021 u. flg., 2170. 

1667. Wer erjt einen noch unabgejonderten Theil eines 
in ungetheilter Gemeinjchaft Ttehenden Erbguts unter Bedingung 
des MWiederfaufs, und bei einer gegen ihn aufgerufenen Ver— 
jteigerung das Ganze erwarb, it dem Wiederkäufer zur Rüdgabe 
des wiederfäuflichen Theils nicht mehr verbunden, wenn diejer 
das Ganze nicht nehmen will. 

Vgl. L.R.S. 883. 1686; 1812. 

1668. Bon Mehreren, die in einem und demjelben Ver— 
trag zuſammen ein ihnen gemeinjchaftliches Gut verfaufen, fann 
jeder die Wiederfaufstlage nur für jeinen Theil ausüben. 

Vel. L.R.S. 1670, 1685. 

1669. Yon mehreren Miterben eines zum Wiederfauf bes 
rechtigten Erblaſſers kann jeder den Wiederfauf nur für jeinen 
Erbantheil ausüben. 

Verl. L.R.S. 1220, 1670, 1085. 

1670. In beiden vorhergehenden Fällen wird der Käufer 
auf jein Verlangen von der Klage losgeſprochen, wenn nicht alle 
Mitverfäufer oder alle Miterben fi) über die Zurüdnahme des 
ganzen Guts vereinigen. 

Nene Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den RJ.L. 

Verl. LR.S. 1218, 1939: R.C.P.O. $ 59. 

1671. Wurde ein Gut, das Mehreren zugehörte, von jedem 
einzeln zu jeinem Iheil verfauft, jo kann jeder für ſich allein 
den Wiederverfauf feines Iheils bewirfen, und vom Käufer nicht‘ 
genöthigt werden, das Ganze an ſich zu zichen. 

1672. Hinterläßt ein jolcher Käufer mehrere Erben, jo 
fann, wenn die verfaufte Sache noch ungetheilt oder unter alle 
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vertheilt ift, der Wiederfauf wider einen jeden aus ihnen nur 
für jeinen Theil ausgeflagt werden. 

Iſt aber die Erbichaft jo getheilt, daß die verfaufte Sache 
dem Loos Eines der Erben zufiel, jo hat wider dieſen die Wie— 
derfaufsflage auf das Ganze ftatt. 

Vl. L.R.S. 883, 1220, 1667, 1685. 


1673. Der WMiederfäufer muß nit allein den Kauf: 
preis zurüdgeben, jondern auch die redlihen und geſetzmäßigen 
Koften des Kaufs, weiter die Kojten der nothiwendigen Aus— 
beiferungen, auch diejenigen, welche den Werth des Guts erhöht 
haben, bis zum Betrag diejes erhöhten Werths. Ihm darf der 
Beſitz verjagt werden, bis er allen diefen Obliegenheiten Genüge leiſtet. 


Der WMiederfäufer nimmt jein Grundftüd frei von allen 
Laſten und Pfandrechten zurüd, womit der Käufer es etwa be= 
ſchwert Hat; nur die von dem Käufer ohne Arglift und Gefährde 
geſchloſſenen Pachtverträge muß er vollziehen. 

Vgl. L.R.S. 861, 1183, 159%. 1659, 1749. 


Zweiter Abjchnitt. 
Bon Aufhebung des Verkaufs wegen Verkürzung. 


1674. Ein Verkäufer, der um mehr als ficben Zwölftel 
des Preijes einer Liegenjchaft verkürzt worden ift, hat das Recht, 
den Berfauf anzufechten, jelbit dann, wenn er bei dem Verkauf 
auf diefe Befugniß verzichtet, ja gar erklärt hätte, dak cr den 
Mehrwerth der Sache ſchenke. 

Vgl. i.RS. 6, 887, 1118, 1313, 1338. 1683. 1684, 1706, 1983 f£.; 
Handelsgesetzbuch Art. 286. 


1675. Zur Beurtheilung einer Verfürzung über ſieben 
Zwölftel muß die Liegenihaft nad) dem Zuftand zur Zeit des 
Kaufs und nad ihren damaligen Werth gejchäßt werden. 

Vgl. L.R.S. 890. 


1676. Nach zwei Jahren, von dem Tag des Verkaufs an, 
hat dieſe Klage nicht mehr ftatt. 


390 L.R. UI. B. VI. T. Verkauf. 


Dieſe Friſt läuft wider Ehefrauen, wider Abweſende, wider 
Mundloſe und wider Minderjährige, welche Rechtsfolger eines 
volljährigen Verkäufers ſind. 

Dieſe Friſt läuft neben der Wiederkaufsfriſt und bleibt in— 
zwiſchen nicht aufgeſchoben. 

Vgl. LR.s. 1304, 1663, 2252. 


+ 1677. Dem Beweis der . Verkürzung muß ein BEN Urtheil 
vorausgehen. das nur ftatt Hat, wo die angegebenen Thatumſtände wahr: 
icheinlih und erheblich genug find, um eine Verkürzung vermuthen zu lafjen. 


+ 1678. Diefer Beweis darf durch Ermeflen von Sachverſtändigen nicht 
anders geführt werden, als daß deren drei jeien, welche in einem gemein- 
jhaftlihen Bericht nad) Mehrheit der Stimmen nur eine Meinung äußern. 


+ 1679. Sind die Meinungen verjchieden, jo joll der Bericht die Gründe 
enthalten, worauf jede beruht, ohne zu jagen, welcher Meinung jeder Sach— 
verftändige gemwejen jet. 


+ 1680. Die drei Sadverftändigen werden von Amtöwegen ernannt, 
wenn die Parteien fi nicht vereinigen, fie alle drei gemeinschaftlich zu 
ernennen. 


Die L.R.S. 1677—1680 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf - 
Ges. zu den R.J.G. 


1681. Wird die Verfürzungstlage jtatthaft erkannt, jo hat 
der Häufer die Wahl, entweder die Sache zurüdzugeben und den 
Kaufichilling wieder an ich zu ziehen, oder gegen Nachzahlung 
defien, was an dem wahren Preis fehlt (diejen zu einem Zehntel 
unter dem gejchägten Preis angenommen), das Grundjtüd zu 
behalten. 

Der dritte Bejiger hat gleiches Recht, vorbehaltlich der Ge— 
währleiitungsforderung an jeinen Verkäufer. 

Vgl. L.R.S. 891, 1618, 1620, 1626, 1630, 


1682. Der Käufer, welcher die Sache behält und die Preis— 
aufbeilerung nachzahlt, muß die Zinjen derjelben von dem Tag 
der angeftellten Umſtoßungsklage an, entrichten. 

Gibt er die Sache gegen Erftattung des Kaufſchillings zurüd, 
jo hat er die Früchte, von dem Tag der angejtellten Stlage an, 
mit zu erjegen, dagegen die Zinjen des Kaufjdillings von dem 
Tag des Früchtenerjages, oder wenn er feine Früchte gezogen 
hat, von dem Tag der Zahlung an, zu empfangen. 

VAl. L. R.S. 549, 1155 a, 1952. 
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1683. Der Käufer hat feine Verfürzungstlage. 


16854. Sie findet auch gegen feine Käufe ftatt, die aus 
gejeglicher Anordunng gerichtlich gejchloifen werden. 

Vgl. L.R.S. 1649. 

1685. Die Regeln des vorhergehenden Abjchnitts für Fülle, 
wo Mehrere zujammen verkaufen, oder jeder von ihnen bejonders, 
mgleihem wo Käufer oder Verkäufer mehrere Erben Hinterlafjen, 
jind gleichfalls bei der Verkürzungstlage zu beobachten. 

Vgl. L.R.S. 1668— 1672. 


Siebentes Kapitel. 
Von Berjteigerungen. 


1656. Wenn eine gemeinjchaftlihe Sache ſich nicht füglich 
theilen läßt; | 

oder wenn bei einer gütlihen Theilung gemeinjchaftlicher. 
Güter Einige überbleiben, die feiner der Theilenden annehmen 
fann oder will, jo wird ein ſolches Gut verjteigert und der Erlös 
unter den Miteigenthümern getheilt. 

Vgl. L.R,S. 575, 577 bg., 815, 827 u. fler., 1872, 2109. 

1687. Jeder Miteigenthümer kann fordern, dab Fremde 
zur Berfteigerung berufen werden; dieſe Berufung muß gejchehen, 
jo oft der Miteigenthümer noch minderjährig iſt. 

Vgl. L.R.S. 460. 

1688. Die Xrten und Formen der Verfteigerungen jind 
unter dem Titel: von den Erbjchaften und in der allgemeinen 
Gerichtsordnung zu juchen. 

Vel. L.R.S. 796, 805, 806, 826, 827; Notariatsordnung $$ 91— 
100, 160, 161; Dienstweisung für Waisenrichter $$ 29—31; R.C.P.O. 
ss 716—726; Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. $$ 51 u. fig. 


Achtes Kapitel. 
Bon Uebertragung der Forderungen und anderer 
unförperlider Redte. 
1689. Bei der Uebertragung einer Forderung, eines Rechts 
oder einer Klage wider dritte Perſonen, geichieht die Uebergabe 
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von dem Rechtsgeber an den Rechtsnehmer durch Uebergabe der 
Rechtsurkunde. 

Vgl. L.RS. 1249 u. flg.; 1271, 1598 nebst Zusätzen, 1607: Han- 
delsgesetzbuch Art. 182, 223, 301—304; Wechselordnung Art. 9—17. 


1690. Den Befit gegen dritte Perſonen erlangt der Rechts— 
nehmer nur durch feierliche Bekanntmachung der geichehenen Ueber- 
tragung an den Schuldner, oder dur urkundliche Erklärung 
des Schuldners, welche jagt, daß er die Uebertragung annehme. 

Neue Fassung nach 8 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

Vgl. L.R.S. 1275a., 1295, 1598 nebst Zusätzen, 2075; R.C.P.O. 
$s 730, 737; Notariatsordnung 8$ 77 —97; Anleitung zur Führung der 
Grund- und Pfandbücher $ 118. 

1691. Hat der Schuldner an den Rechtsgeber gezahlt, ehe 
diejer oder der Rechtsnehmer ihm die gejchehene Uebertragung 
befannt machte, jo ift er rechtmäßig befreit. 

gl. L.R.S. 1240. 


1692. Der Verkauf oder der Rechtsübertrag einer Forderung 
erftredt ji auf deren Zugehörden, wie z. B. auf die Bürgichaft, 
die Vorzugs- und Pfandredte. 

Vgl. LR.S. 1615, 2112. 


1693. Wer eine Forderung oder ein anderes unförperliches 
Recht verkauft, muß dafür haften, daß er zur Zeit des Uebertrags 
die Yorderung oder das Recht wirklich hatte, wenn ſchon der Rechts— 
übertrag ohne Gewährzujage geſchah. 

Vgl. L.R.S. 1626, 1629, 1640; R.C.P.O. 8 740. 

1694. Er haftet nicht dafür, daß der Schuldner zahlungs- 
fähig jei, außer wenn er fi) hiezu verbunden hat, und alsdann 
nur für jo viel, als er wegen des Webertrags empfing. 

Vgl. L.R.S. 1641 n. fig, 


169. Hat er für des Schuldners Zahlungsfähigfeit gut 
gejagt, jo wird dieſe Zujage nur auf den gegemvärtigen Stand 
des Schuldners, nicht auf die fünftige Zeit bezogen, der Rechts: 
geber habe fie denn ausdrüdlich einbegriffen. 

veol. URS. 1162. 
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1696. Wer cine Erbſchaft ohne Bezug auf ein Erbver— 
zeichniß verkauft, haftet nur dafür, daß er rechtmäßiger Erbe jei. 

Vgl. L.R.S. 780, 1698. 

1697. Hatte er jhon Früchte eines oder andern Grbjtüds 
genojjen, Ebjchaftstorderungen eingezogen, oder Erbſchaftsfahrniß 
veräußert, jo muß er fie dem Erwerber erjeßen, wenn er fie bei 
dem Verkauf nicht ausdrüdlih ausgenommen hat. 

Vgl. L.R.S. 1614, 1615. 


1698. Der Käufer feiner Seits muß dem Verkäufer das, 
was diejer aus dem Seinigen an Erbichaftsichulden und Yajten 
gezahlt hat, wieder erftatten, und ihn um alles befriedigen, was 
derjelbe an das Erbe als Gläubiger zu fordern hatte, wenn nicht 
ein Anderes bedungen iſt. 

Vgl. L.R.S. 802, 1300. 

1699. Der Schuldner eines ftrittigen Nechts, das einem 
Andern verfauft worden ift, kann ſich gegen den Rechtsnehmer 
dadurch frei machen, dab er ihm den bezahlten Preis des Ueber— 
trags mit den übrigen redlichen und gejeßmäßigen Koſten und 
mit den Zinjen von dem Tag an vergütet, da der Uebernehmer 
den Preis des ihm geichehenen Uebertrags gezahlt hat. 

Vgl. L.R.S. 841, 1597, 1700—1701; Handelsgesetzbuch Art. 29%. 

1700. Die Sade gilt für ftrittig, ſobald cin Widerſpruch 
über den Grund der Schuld vor dem Richter liegt. 

Vgl. R.C.P.O. $$ 235, 239 

1700 a. Wobei nur jener Widerſpruch in Betracht kommt, 
gegen welchen der Rechtsabtreter nicht zugleich die Währjchaft auf 
ſich nimmt. 

Vgl. L.R.S. 1699. 


1701. Die im Satz 1699 enthaltene Verfügung fällt weg: 

1) da, wo der llebertrag an einen Miterben oder an einen 
Miteigenthümer des übertragenen Rechts geſchah; 

2) da, wo er einem Gläubiger an Zahlungsitatt zu Iheil 
ward; 

3) da, wo er an einen Beſitzer jenes Grundjtüds geichah, 
auf welches das jtrittige Recht auszuüben wäre. 


3094 v.R. 1.98. VI T. Tauſch 


FReuntes Kapitel. 
Nom Looſungsrecht. 


Die LR.R. 170laa—an. sind aufgehoben. 


T Seßntes Kapitel. 


Vom Einjtandsredt. 
Die L.R.S. 1701 ba—be. sind aufgehoben. 


Gesetz über Aufhebung der Losungs- und Ein- 
standsrechte 
vom 21. Juli 1839 (R.B. Nr. 23). 

Art. 1. Die im neunten und zehnten Kapitel des sechsten 
Titels vom dritten Buche des Landrechts enthaltenen Be- 
stimmungen über das Losungs- und das Einstandsrecht, des- 
gleichen der L.R.S. 577 b.f., insoweit derselbe sich auch auf 
die Losung der Miteigenthümer bezieht, auch der L.R.S. 
577c.h. und endlich das Gesetz über die Losungsgerechtig- 
keit vom 3. Mai 1808 sind aufgehoben, 

Art. 2. Die durch Verträge, welche vor der Verkün- 
dung des gegenwärtigen Gesetzes errichtet worden sind, 
bedungenen Losungs- oder Einstands-Rechte werden auch 
künftig nach den bisherigen Gesetzen beurtheilt, und ebenso: 
auch die durch das Gesetz begründete Losung in den Fällen, 
in welchen sie beim Eintritt der Wirksamkeit des gegenwär- 
tigen Gesetzes schon angekündigt ist. 


Siebenter Titel. 
Dom Tauſch. 


1702. Der Tauſch ift ein Vertrag, wodurch die Parteien: 
einander Waare um Waare geben. 
Vgl. L.R.S. 1102, 1104, 1106, 


1702 a. Wo ein Aufgeld gegeben wird, es jei groß oder 
Hein, wird das Geld mit als Waare angejehen, jo lange nicht 
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ein Anjchlag der beiderjeitigen Taujchgegenftände in dem Vertrag. 
ausgedrüdt ift, und das Geld dadurd) al3 Zugabe des auszu— 
gleihenden Preiſes vereigenjchaftet wird. 

Vel. L.RS. 1582. 


1703. Der Tauſch geichieht, sowie der Verkauf, durd): 
bloße Einwilligung. | 

Verl. LR.S. 1138, 1583, 158% a., 1589. 

1703 a. Die Taujchtojten werden gemeinjchaftlich getragen. 

Verl. L.R.S. 1598. 

1704. Hat eine der Tauſchperſonen die eingetaufchte Sache 
empfangen, und beweist nachher, daß deren Vertauſcher nicht 
Figenthümer war, jo kann der Eintaujcher nicht gezivungen 
werden, Die dagegen vertaujchte Sache zu übergeben, jondern nur, 
die eingetaufchte zurüdzugeben. 

Vel. L.R.S. 1599, 1658. 


1705. TDerjenige, der an der eingetaufchten Sade Ent— 
währung leidet, hat die Wahl, entweder allein Entſchädigung zu 
begehren, oder jeine vertaufchte Sache zurüdzufordern. 

Vgl. L.R.S. 1626, 1630 u. fig. 

1705 a. Hatte jedoch im erjteren Fall derjenige, der Ge— 
währ leijten joll, bei dem Tauſch in redlicher Meinung gehandelt, 
jo kann er verlangen, daß die Entichädigung auf Rüdnahme der 
vertaujchten Sache und Erjag der Koſten bejchränft werde. 

Verl. LR.S, 1649. 


1706. Gegen Taujchverträge hat feine Vertürzungstlage jtatt. 

Vgl. L.R.S. 1674. 

1706 a. Jeder Theil it in Bezug auf jeine Enwartungen 
von der eingetaujchten Sache derjenige, der ji) Kar ausdrüden 
muß, und gegen welchen widrigenfalls die Auslegung geichieht. 

Vgl. L.RS. 1162, 1602. 

1707. Alle übrigen Regeln des Kaufs gelten aud dem 
Tauſch. 

Vgl. LR.S. 1562—1673. 

1707 a. Man kann auch die bloße Nußung zweier Sachen 
umtauſchen. Die Kraft jolcher Taujchverträge richtet ſich nad 
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obigen Süßen; die Nutzungsrechte und VBerbindlichkeiten aber nad) 
den Säben vom Leihvertrag. 
Vgl. L.R.S. 1875—1891, 


Adıter Titel. 
Bon Beitand-, Pacht: oder Miethverträgen. 


Erfies Stapitel. 
Allgemeine Berfügungen. 


1708. Es gibt zwei Gattungen des Beltandvertrags: 

den über Sadjen, und 
den über Dienfte und Arbeiten. 

Vgl. L.R.S. 1102, 1104, 1106, 1709 — 1711. 

1709. Der Beitandvertrag über Sachen ift jener, wodurd) 
eine Partei der andern, auf eine gewiſſe Zeit und gegen einen 
bewilligten bejtimmten Zins, Inhabung und Genuß einer Sadıe 
einzuräumen verjpricht. 

Vgl. L.R.S. 1127, 1713— 1778, 183laa—bl. 

1710. Jener über Dienfte und Arbeiten ijt der Vertrag, 
wodurd Eine der Parteien für die Andere gegen einen unter 
ihnen abgeredeten Lohn etwas zu verrichten übernimmt. 

Vgl. L.R.S. 1779 —1799. 

1711. Die beiden Gattungen des Beltandvertrags zerfallen 
in verjchiedene Abtheilungen. Man nennt: 

1) Miethe, den Beltand über Häufer oder Fahrniß; 

Vgl. L.R.S. 1752-1762. 

2) Baht, den Beſtand über Feldgüter; 
Vgl. L.R.S. 17631 —778, 

3) Dienjtverding, den Beltand über Arbeit oder Dienite; 
Vgl. L.R.S. 1779— 1786. 

4) Vichverftellung, den Beſtand über Wich, * deffen 
Nutzen zwiſchen dem Gigenthümer und Pächter ge— 
theilt wird; 

Vgl. L.RS. 1800-1831. 
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5) Werfverding, das Unternehmen der Ausführung eines 
Werts für einen beftimmten Preis; diejes ift nur ein 
reiner Peftandvertrag, ſoweit der Werfitoff von dem— 
jenigen geliefert wird, der das Werk beſtellt. 

Vgl. L.R.S. 1787— 1799. 

Die legten drei Gattungen (3, 4 und 5) haben ihre be= 

jondern Regeln. 


1712. Für die Verpachtungen der Staatsgüter, der Ge— 
meindsgüter und der Körperjchaftsgüter finden bejondere Verord— 
nungen jtatt. 

Vgl. L.R.S. 537 u, 542 nebst Zusätzen. 

Verordnung der Domänendirektion vom 30. April 1851 (Dom.V.Bl 
Nr. 4) über Verpachtungen ärarischer Güter. 


Zweites Stapitel. 
Bon dem Mieth- und Padhtvertrag über Saden. 


1713. Man kann Sachen jeder Art, bewegliche oder uns 
bewegliche Güter, in Beitand geben und nehmen. 


Erſter Abichnitt. 
Von Regeln, die der Miethe und dem Pacht zugleich gelten. 


1714. Man kann Ichriftltch oder mündlich) in Beltand geben 


und nehmen. 
Vgl. L.R.S. 1736—1738, 1774. 


+ 1715. Ein mündficher Beitand, deſſen Vollzug noch nicht begonnen hat, 
und der von einem Theil geläugnet wird, kann nicht durch Zeugen bewieſen 
werden. jo gering er auch jei, und obſchon man fi) auf gegebenes Haft: 
geld beziche. 

Nur kann man dem, der den Beftand leugnet, den Eid zuſchieben. 


* 1716. ‚ Ent fteht Streit über den Beftandzins bei einem mündlichen 
Beitandvertrag, deſſen Vollziehung ſchon begommen hat, und «8 iſt feine 
Duittung beizubringen, die einen Ausfchlag gäbe, jo ift dem Eigenthümer auf 
jeinen Eid zu glauben; der Beftänder kann zu deffen Anwendung Schägung 
durch Sachverftändige verlangen, in welchem Fall die Koften der Schägung 
ihm zur Laſt bleiben, wenn der Anjchlag den von ihm angegebenen Zins 
überfteigt. 


Die L.R.S. 1715 u. 1716 sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.- 
Ges. zu den R.J.G. 
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1717. Der Beſtänder hat das Recht zur Afterbeſtandgabe 
und ſelbſt zur gänzlichen Uebertragung ſeines Beſtands auf 
einen Andern, wenn ihm Eines und das Andere nicht unterſagt 
worden; die Unterfagung fann auf das Ganze oder auf einen 
Theil bezogen werden. 

Diejes Geding muß ftreng genommen werden. 

Vel. L.R.S. 1717a.. 1735, 17583, 1763. 


1717 a. Jedoch fann die gänzliche Uebertragung nicht an 
Jemand geichehen, von welchem der Verpächter irgend einigen 
Nachtheil glaublich zu bejorgen hat, daher joll ihm zuvor davon 
Anzeige geichehen. 


1718. Die unter dem Titel: von dem Heirathsvertrag 
und den gegenjeitigen Rechten der Ehegatten vorkommen— 
den Süße über die Verpachtuug der Güter einer Ehefrau, ſind 
auf die Verpachtung der Güter der Minderjährigen ebenfalls 
anwendbar. 

Vgl. L.R.S. 450, 595, 1420 — 1430 a,; Dienstweisung für Vormünder 
& 6 lit. c. nebst Verordnung vom 6. März 1835 (R.B. Nr. 14). 


Landesherrl. Verordnung vom 20. November 1861 (R.B. Nr. 52) 
über Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens $ 18. 


1719. Der Beitandgeber ijt kraft der Natur des Vertrags, 
ohne daß es deßhalb einer bejonderen Uebereinkunft bedarf, 
verbunden: 

1) dem Bejtänder das Beſtandgut zu überliefern; 

2) es in dem Stand zu unterhalten, der für den Be— 

ſtandgebrauch nöthig it; 

3) während der Dauer des Beltands dem Bejtänder den 

ruhigen Genuß der Sache zu gewähren. 

Vgl. L.R.S. 1720—1727, 1741. 


1720. Derſelbe ift ferner jchuldig, die Sade in qutem 
Stand zu überliefern. 

Während der Beltandzeit mus er die nöthigen Ausbeſſerungen 
machen, die fleinen ausgenommen, welche den Beſtänder obliegen. 

Vel. L.R.S. 605, 606, 1724. 1731, 1754—1756. 
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1721. Dem Beitänder gebührt Gewährleiftung für alle 
Fehler und Mängel der in Beltand gegebenen Sadje, welche deren 
Gebrauch verhindern, wenn auch der Beitandgeber fie zur Zeit 
der Vertragsſchließung nicht gefannt hätte. 

Entiteht au3 jolchen Fehlern oder Mängeln ein Berluit 
für den Beftänder, jo ift der Beitandgeber verbunden, ihn zu 
entihädigen. 

Vgl. LR.S. 1641, 1648, 1645, 1891. 


1722. Geht die Beſtandſache durch einen Zufall während 
der Beitandzeit ganz zu Grund, jo ift der Beſtand kraft Gejekes 
erlojchen; trifft er nun einen Theil, jo kann der Beltänder nad) 
Umftänden Minderung des Beltandzinjes, oder ſelbſt Umſtoßung 
des Vertrags begehren. In einem wie im andern Fall hat feine 
Entihädigung ftatt. 

Vzl. L.R.S, 1302, 1601, 1724, 1741. 


1723. Der Beftänder*) darf die Gejtalt der Beſtandſache 
nicht verändern. 

* Uebersetzungsfehler statt: „Bestandgeber‘ (bailleur). 

Vgl. L.R.S. 599 u. 1719 Z. 3. 


1724. Fordert während der Bejtandzeit die Beſtandſache 
unverjchiebliche Ausbeſſerungen, jo muß der Beſtänder fie zugeben, 
wie viele Unbequemlichkeit fie ihm aud machen, und unange- 
jehen, ob er unterdefien der Sache zum Theil entbehren muß; 

erforden fie jedody mehr als vierzig Tage, jo ift nad) Ver— 
hältniß der Zeit und des entbehrten Gebrauchs der Beltandzins 
herabzujeßen; 

nehmen ſie die dem Beſtänder für fi) und jeine Familie 
unentbehrlihe Wohnung weg, jo kann Diejer den Bejtand 
umitoßen. 

Vgl. L.R.S. 1720—1722, 1741. 


1725. Der Beſtandgeber iſt nicht jchuldig, dem Bejtänder 
gegen jene Störung im Genug Währſchaft zu leiſten, welche 
durch Thätlichkeiten dritter Perjonen entjtehen, ohne in einer 
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Rechtsanſprache auf die Sache gegründet zu fein; der Beftänder 
fann ſolche Störer in eigenem Namen gerichtlich belangen. 

Vel. L.R.S. 1382 u. fig. 

1726. Iſt aber die Störung Folge einer Eigenthumsan— 
ſprache an das Grundjtüd, jo fann der Bejtänder eine verhält- 
nißmäßige Minderung des Bejtandzinjes fordern, falls die Störung 
und Gebrauchshindernig dem Eigenthümer angezeigt worden iſt. 

«Vgl. L.R.S. 1630, 1640. 

1727. Behaupten diejenigen, welche Thätlichfeiten unter= 
nommen haben, ein Recht an die Beltandjache, oder wird Der 
Bejtänder jelbjt vor Gericht belangt, um das Beſtandgut ganz 
oder zum Theil zu räumen, oder darauf die Ausübung irgend 
einer Dienjtbarfeit zu geitatten, jo muß er den Beftandgeber zur 
Gewährleiftung auffordern, und fann verlangen, nad) Nennung 
jeines Beltandgeber3 aus dem Rechtsſtreit entlaflen zu werden. 

Vel. L.R.S. 614, 1768; R.C.P.O. $ 73. 

1727 a. Der Beitandgeber trägt alle Laſten der Sache, 
welche er nicht dem Beſtänder angedungen hat. 

Vel. L.R.S. 608 nebst Zusatz. 

1728. Der Bejtänder hat zwei Hauptverbindlichkeiten zu 
erfüllen: 

1) daß er die gemiethete Sache als guter Hauswirth nad) 
der abgeredeten oder aus den Umſtänden muthmaßlichen 
Beſtimmung gebraude; 

2) dab er den Beltandzins in den feitgejegten Zielern zahle. 
Vgl. L.R.S. 1729—1755, 1741, 1752, 1766, 2102, 2277. 

1728 a. Der Beitandzins fann nur in Geld und in wirk— 
fihen oder möglichen Erzeugniſſen der Beſtandſache bedungen 
werden. 

1729. Macht der Beſtänder von der Beltandjadhe einen 
nicht bewwilligten und dem Bejtandgeber nadtheiligen Gebrauch, 
jo mag diejer nad) Umjtänden den Beltand umſtoßen. 

Vgl. L.R.S. 1184, 1741, 1766. 

1730. Iſt von dem Bejtänder und Bejtandgeber eine Guts— 
beichreibung aufgenommen worden, jo muß jener die Sade in 
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dem beichriebenen Stand zurüdliefern, jo weit nicht Alter oder 


höhere Gewalt ihn verichlimmert haben. 
Vel. L.R.S. 589, 600, 1731, 1732, 1755. 


1731. Bei dem Mangel einer ſolchen Bejchreibung tritt 
die Vermuthung wider den Beltänder ein, er habe die Sadıe in 
Rau und Bellerung gut erhalten, und er muß fie in einem 
ſolchen Stand zurüdgeben, vorbehaltlid) des Beweiſes für das 
Gegentheil. 

Vgl. L.RS. 1352 u. 1352 a. 

1732. Für Alles, was während ſeines Gebrauchs ver— 
ſchlimmert wird oder zu Grund geht, iſt er verantwortlich, ſo 
lang er nicht ſeine Schuldloſigkeit beweist. 

VAI. L.R.S. 1728, 1735. 


1733. Er haftet für Feuersbrünſte, wo er nicht beweist: 

a) daß die Yeuersbrunft durch Zufall oder durch höhere 
Gewalt oder durch Fehler an der Bauart entjtanden, 
oder 

b) daß das Feuer in einem benahbarten Hauſe ausge= 
fommen jei, und fich fortgepflanzt habe. 


1734. Sind der Miether Mehrere, jo haften Alle ſammt— 
verbindlich für den Schaden der Feuersbrunſt, jo lang nicht be= 
wieſen wird, dab das euer bei einem derjelben allein ausges 
gangen, wo alsdann diejer auc allein dafür verantivortlich bleibt; 

oder daß bei Einem und dem Andern fein Feuer ausbrechen 


fonnte, in welchem Fall Einer und der Andere nicht verhaftet it. 
Vzl. L.R.S. 1200, 1202, 1213—1216. 


1735. Der Beltänder haftet für Verichlimmerung und 
Verluft, welche von feinen Hausgenoſſen oder Witerbejtändern 
herrühren. 

Vgl. LR.S. 1384, 1384 a. 


1736. Iſt der Mieth= oder Pachtvertrag mündlich abgefaht 
worden, jo fann er nur unter Beobachtung der durch Ortsge- 


brauch beſtimmten Friſt aufgefündigt werden. 
Vgl. L.R.S. 1159, 1714, 1738—1740, 1757—1759, 1774— 1776. 
Civilrecht. 26 
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1737. Iſt derſelbe ſchriftlich verfaßt, ſo erlöſcht er kraft 
Geſetzes mit Umlauf der darin beſtimmten Zeit ohne Auf— 
kündigung. 

1738. Wenn nach abgelaufener Beſtandzeit eines ſchrift— 
lichen Mieth- oder Pachtvertrags der Beſtänder die Sache fort— 
genießt und dabei gelaſſen wird, ſo beginnt ein neuer Beſtand, 
deſſen Wirkung ſich nach dem Satz über mündliche Vermiethung 
richtet. 

Vgl. L.R.S. 1736, 1759, 1776. 

1739. Iſt urkundlich” aufgefündigt worden, jv kann der 
Beitänder, ob er jchon im Genuß geblieben ift, auf eine ftill- 
ſchweigende Erneuerung des Vertrags ich nicht beziehen. 

Vgl. L.R.S. 1755, 1759, 1776. 

1740. In beiden vorhergedadten Fällen erftredt ſich die 
Bürgichaft, welche für die Miethe oder den Pacht geftellt worden 
it, nicht auf Verbindlichkeiten, die aus der Verlängerung des 
Vertrags entitehen. 

Vgl. L.R.S. 2015. 

1741. Der Beitand erlöjcht durch den Berluft der Beitand- 
fahe und durch Nichterfüllung der Zuſage des Bejtänders oder 
Beitandgebers. 

Vgl. L.R.S. 1184, 1302, 1722, 1752, 1760, 1764, 1766. 

1742. Der Beftandvertrag wird dur den Tod des Be— 


ſtänders oder Bejtandgebers nicht aufgelöst. 

Vgl. L.R.S. 1122, 

1743. Wenn der Beltandgeber die Beſtandſache verkauft, 
jo hat der Käufer fein Recht, den Bejtänder, deſſen Vertrag 
vor dem Verkauf beurfundet ift, zu vertreiben, wenn nicht diejes 
Recht im Beltandbrief ausbedungen: ift. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

1744. Wurde bei dem Beltand vorbehalten, daß ein et— 
twaiger Käufer den Pächter oder Miether vertreiben dürfe, ohne 
über die Entihädigung etwas auszumachen, jo ift der Beſtand— 
geber dazu auf folgende Weile verbunden. 

Vgl. $ 26 des Gesetzes vom 28. August 1835 (R.B. Nr. 42) über 


Zwangsabtretungen und Art. 18 des Gesetzes vom 5. Mai 1856 (R.B. 
Nr. 19) über Zusammenlegung von Grundstücken. 
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1745. Bei Häujern, Zimmern oder Gemwerbläden zahlt der 
Vermiether jeinem ausgewiejenen Miether für Entichädigung jo 
viel, als das Miethgeld für die in dem Ortsgebrauch beſtimmte 
Aufkündigungsfriſt beträgt. 

Vgl. L.R.S. 1736, 1758. 


1746. Bei Feldgütern beiteht die Entihädigung des Ver— 
pachters an den Pächter in einem Drittel des Pachts von der 
noch übrigen Pachtzeit. 

Vgl. L.R.S. 1774. 

1747. Die Entjchädigung wird von Sadjverftändigen er 
mejjen, wenn von Manufakturen, Hüttenwerfen oder andern 
Gewerbanlagen die Rede it, welche große Einrichtungstoften 
erfordern. 

Vgl. R.C.P.O. $$ 367—379. 


1748. Der Käufer, der fi des im Bejtandvertrag be= 
dungenen Rechts der Austreibung bedienen will, muß außerdem 
den Miether voraus jo frühe benachrichtigen, ald es an dem 
Ort für Auffündigungen gebräuchlich if. 

Bei Feldgütern muß er dem Pächter wenigftens ein Jahr 
zuvor aufjagen. 

Vgl. L.R.S. 1736, 1758, 1774. 


1749. Pächter oder Miether können nicht vertrieben werden, 
ehe fie von dem BVerpachter oder Vermiether, oder an deren Statt 
von dem neuen Käufer die oben erklärte Schadloshaltung em— 
pfangen haben. 


1750. Fehlt dem Beltandvertrag die in L.R.S. 1743 bes 
zeichnete VBorausjeßung, jo ift der Käufer zur Entſchädigung 
nicht verbunden. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


1751. Wer unter Vorbehalt des Wiederverfaufs faufte, 
fann ſich des Rechts, den Miether zu vertreiben, nicht bedienen, 
ehe er durch Umlauf der Wiederfaufsfrift unmiderruflich Eigen» 
thümer geworden ift. 

Vgl L.R.S. 1662, 1665. 
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Zweiter Abſchnitt. 


Bon den bejonderen Regeln des Miethvertrags über Häuſer 
und Fahrniß. 


1752. Ein Miether, der in das gemiethete Haus nicht hin— 
reichenden Hausrath bringt, kann vertrieben werden, jofern er 
nicht Sicherheit für den Miethzins gibt. 

Vgl. L.R.S. 1741, 1760, 1766, 2102. 

1753. Der Aftermiether haftet dem Hauptvermiether nur nad) 
Betrag des Aftermiethzinfes, den er zur Zeit des gerichtlichen 
Zugriffs noch ſchuldig ift, jedoch kann er feine Vorauszahlungen 
jenem entgegen halten. 

Zahlungen, welche der Aftermiether kraft Geding des Mieth- 
vertrags oder fraft Ortsgebrauchs bewirkte, werden hierbei nicht 
als Vorauszahlungen betrachtet. 

Vgl. L.R.S. 1166, 1240, 1717. 

1754. Die kleinen Ausbejjerungen muß der Miether auf 
eigene Koften machen, wo nicht das Gegentheil bedungen it; fie 
beſtimmen fich durch den Ortsgebrauch; auf alle Fälle gehören 
dahin die Ausbejlerungen 

der Feuerherde, Nücdenplatten, Ginfaffungen und Gejtelle 
der Kamine; 

des Verpußes des untern Theil der Wände in Zimmern 
und Wohnungszugehörden bis zur Höhe von vier Zoll, der 
einzelnen verbrochenen Pflafterfteine und Steinplatten in Zimmern; 

der Fenjterjcheiben, welche nicht durch Schloßen oder andere 
außerordentliche oder gewaltſame Zufälle zerbrechen, wofür der 
Miether nicht haftet; 

der Thüren, Kreuzſtöcke, bretterner Wandverjchläge, Ladenver— 
ſchläge, Thürbejchläge, Riegel und Schlöſſer. 

Vgl. L.R.S. 1720. 

1755. Jene fleinen Wusbeiferungen fallen jedoch den 
Miethern nicht zur Lat, wenn nur Alter oder höhere Gewalt 


fie veranlaßt hat. 
Vgl. L.R.S. 1730. 


— 
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1756. Das Reinigen der Brunnen und Abtritte zahft der 


Bermiether, wenn nicht das Gegentheil bedungen: ift. 
Vgl. L.R.S. 1719 u. 1720, 


1757. Hausrath, der zur Einrichtung eines Haujes, Haus— 
antheils, Yadens oder Wohnzimmers gemiethet wird, gilt im 
Zweifel für gemiethet auf jo viel Zeit, als nad dem Ortsgebraud) 
Häufer, Quartiere, Läden und Wohnzimmer jelbjt vermiethet 


werden. 
Vgl. L.R'S. 1159, 1736, 1758. 


1758. Bei eingerichteten (mit Hausrath veriehenen) Wohn 
zimmern gilt der Miethvertrag auf ein Jahr, auf einen Monat, 
auf einen Tag für geſchloſſen, je nachdem ein jährlicher, monat= 
licher oder täglicher Miethzins bedungen: ift. 

Fehlt es am Beweis bedungener Zinszieler, jo wird Die 
Miethzeit nach Ortsgebrauc gerichtet. 

Vgl. L.R.S. 1159, 1736, 


1759. Bleibt der Miether eines Hauſes oder einzelner 
Wohnzimmer nad) Ablauf einer jchrijtlich bedungenen Beltandzeit 
in dem Genuß, ohne Widerfprud) des Vermiethers, jo gilt die 
Miethe unter den vorigen Bedingungen, für die durch Ortsgebrauch 
bejtimmte Zeit, als erneuert, und er fann fie weder verlalien, 
nod) daraus vertrieben werden, ohne vorhergegangene ortsher= 
fömmliche Auffündigung. 

Vgl. L.R.S. 1738— 1740. 


1760. Wird der Vertrag aus Schuld des Miethers aufges 
hoben, jo muß dieſer von der zur MWiedervermiethung erforder= 
lihen Zeit die Miethe zahlen, neben dem Schaden, der etwa aus 
dem Mißbrauch der Sache noch entjtanden jein mag. 

Vgl. L.R.S. 1149 u. flg.; 1184, 1741, 1752. 


1761. Der VBermiether darf nicht vor der Zeit von dem 
Vertrag abgehen, auch wenn er das vermiethete Haus jelbjt bedarf, 
wenn er ſich dieje Befugniß nicht bedungen hat. 

Vgl. L.R.S. 1134, 1743. 
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1762. it in dem Miethvertrag die Selbftbeziehung des 
Haujes vorbehalten, jo muß vorher eine ortsgewöhnliche Auf- 
fündigung urkundlich vorausgehen. 

Vgl. L.R.S. 1736, 1748. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon den bejondern Regeln der PBachtverträge. 


1763. Wer auf Theilbau (d. i. jo, daß die Früchte mit 
dem Berpachter getheilt werden) pachtet, kann das Gut nicht in 
Afterpadht geben, noch jeinen Pacht einem Andern übertragen, 
ohne ausdrüdlich dazu erhaltene Erlaubnip. 

Vgl. L.R.S. 1237, 1717. 


1764. Im Uebertretungsfall hat der Eigenthümer das Recht, 
den Genuß wieder an fich zu ziehen, und an den Pächter wegen 
des Schadens der Nidhtvollziehung des Pachtvertrags fich zu 
halten. 

Vgl. L.R.S. 1149 u. fig., 1184, 1741. 


1765. Gibt ein Pachtvertrag den Flächeninhalt der Grunde 
ftüde geringer oder größer an, als er wirklich ift, jo begründet 
diejes eine Erhöhung oder Herabjegung des Pachtzinſes nur in 
den unter dem Titel: Bon dem Verkauf ausgedrüdten Fällen 
nad) den dort angegebenen Regeln. 

Vgl. L.R.S. 1617—1628, 


1766. Wenn ein Pächter das Gut nicht mit Vieh und Ge— 
räthichaften verfieht, wie es zu deilen Bau nöthig ift; wenn er 
es in Unbau fommen läßt; wenn er es nicht al3 guter Haus 
wirth benußt; wenn er von Pachtzubehörden einen beitimmungs- 
twidrigen Gebrauch macht; überhaupt, wenn er die Gedinge des 
Pachtvertrags nicht erfüllt, und daraus für den Verpachter Schaden 
erwächſt; jo kann diejer nad Umftänden den Padtvertrag aufs 
heben laſſen. 

Erfolgt die Aufhebung aus Schuld des Pädhters, jo ift 
diefer nad) dem 1764ften Sate zur Entihädigung verbunden. 

Vgl. L.R.S. 1149 u. fig., 1184, 1741, 1752, 1760, 2102, 
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1767. Jeder Pächter eines Landguts muß an dem im 
Pachtvertrag beftimmten Ort feine Erzeugniffe aufjpeichern. 


1768. Jeder Pächter ift bei Vermeidung der Schadlos— 
haltung jhuldig, den Eigenthümer von allen Eingriffen zu be= 
nadrichtigen, die gegen deſſen Grundftüde etwa unternommen 
werden. 

Dieje Benadhridtigung muß in der Zeit gejchehen, welche 
für gerichtliche Vorladungen nad) Verſchiedenheit der Ortsent— 
fernung vorgeſchrieben iſt. 


Vgl L.R.S. 614, 1727; R.C.P.O. $ 194 (vgl. mit Code do pro- 
cedure eivile Art. 72, 73, 1033.) 


1769. Iſt der Pacht auf mehrere Jahre geſchloſſen, und 
e3 geht in diefem Zeitraum eine Ernte ganz oder wenigſtens zur 
Hälfte durch Zufall zu Grund, jo ift der Pächter berechtigt, einen 
Nachlaß am Pachtzins zu verlangen, wenn er durch die vorher- 
gehende Ernte nicht ſchon entjchädigt ift. 

Diejer Nachlaß kann jedoch nicht eher, al3 am Ende der 
Pachtjahre bejtimmt werden, wo der Gewinn aller Jahre damit 
ausgeglichen werden muß. 

Unterdefjen kann der Richter den Pächter ermächtigen, nad) 
Verhältnig des erlittenen Verluſts bis dahin einen Theil des 
Pachts inne zu halten. 

Vgl. RC.P.O. $ 815 u. flg.; EG. $ 16 2. 4. 

1769a. Wer Nachlaß begehren will, muß glei; nad) erlit= 
tenem Schaden deflen gerichtliche Aufnahme betreiben. 

Vgl. R.C.P.O. 8$ 447—455. 

1770. Iſt der Pacht nur für ein Jahr geichloffen, und 
ein Verluſt trifft alle oder doch die Hälfte der Früchte, jo ift 
dem Pächter ein verhältnigmäßiger Theil des Pachtzinjes zu er= 
laſſen. 

Er iſt nicht befugt, Nachlaß zu fordern, jo lang der Verluſt 
unter der Hälfte bleibt. 

1771. Dem Pächter gebührt fein Nachlaß wegen Verluſts 
der Früchte, die Schon gefchnitten waren; nur bei dem Theilbau 
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hat der Eigenthümer ſeinen Theil am Verluſt der Ernte zu tragen, 
vorausgeſetzt, daß der Pächter nicht in Verzug war, ihm ſolchen 
abzuliefern. 

Der Pächter kann eben ſo wenig Nachlaß wegen eines 
Schadens fordern, deſſen Veranlaſſung ſchon bei Schließung des 
Pachts vorhanden und bekannt war. 

Vgl. L.R.S. 520, 1138, 1769. 


1772. Dur) ausdrüdliche Webereinfunft können aud) die 
Zufälle von dem Pächter übernommen werden. 


1773. Ein ſolches Geding geht nur auf gewöhnliche Zu— 
fälle, als Hagel, Blitz, Froft, Dürre, Abfallen der Trauben 
beeren u. ſ. w. 

Es iſt auf außerordentliche Zufälle nicht auszudehnen, als 
Ntriegsverheerungen oder ungewöhnliche Ueberſchwemmungen, wenn 
der Pächter nicht alle vorgejehenen und unvorgejehenen Zufälle 
übernommen hat. 


1774. Bei der mündlichen Berpachtung gilt die Vermuthung, 
fie jei auf jo lange Zeit geſchloſſen, als erforderlich ift, damit 
der Pächter allen Nugen des gepachteten Grundjtüds geniehen 
könne. 

Die Verpachtung einer Wieſe, eines Weinbergs und jedes 
andern Grundſtücks, deſſen Nutzen in Jahreszeit ganz gezogen wird, 
gilt daher auf ein Jahr. 

Die Verpachtung der Aecker, welche nah Fluren (Zelgen) 
und Jahreszeiten gebaut werden, gilt im Zweifel für jo viel Jahre, 
als Feldfluren jind. 

Vgl. L.R.S. 1714, 1736, 1758, 1775, 1776, 

1775. Jeder auch mündliche Pacht hört kraft Geſetzes auf, 
jobald jeine nach dem vorhersehenden Satz zu ermeſſende ‚Zeit 
verſtrichen iſt. 

Vel. L.R.S. 1737. . 

1776. Bleibt der schriftliche Pächter nach Nblauf der be= 
dungenen Pachtzeit unangerochten in dem Pacht, jo entiteht hier— 
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durch eine neue ftillichweigende Pachtung; ihre Wirkung richtet 
ſich nach dem 1774jten Satz. 
Vgl. L.R.S. 1738—1740, 1759, 


1777. Der abzichende Pächter mu dem Nachfolger in der 
Bewirthichaftung die nöthige Wohnung und die Erfordernifje der 
Arbeiten des folgenden Jahrs überlaſſen; Himviederum muß der 
antretende Pächter dem abgehenden noch die nöthige Wohnung 
und Erforderniffe zum Verbrauch des Viehfutters und zur Eins 
heimfung der noch übrigen Ernte frei laſſen. 

In einem wie im andern Fall ijt ſich jedoch nach dem Landes— 
gebrauch zu richten. 

Vgl. LRS. 6d—f., 1185, 1159. 


1777a. Daher kann dieſe Regel da gar nicht anjchlagen, 
wo die Bewirthichaftungsgebäude darauf nicht eingerichtet find, 
und nur ein Nufeinanderfolgen der Pächter üblich ift. 


1778. Der abzicehende Pächter muß ebenfalls Stroh und 
- Dünger eines Jahrs, wenn er bei jeinem Eintritt in den Pacht 
fie vorgefunden hat, zurücklaſſen; ſelbſt alsdann, wenn er dieſe 
Gegenſtände nicht empfangen hat, kann der Eigenthümer gleich— 
wohl für einen Anſchlag ſie an ſich ziehen. 

Vzrl. L.R.S. 524. 


Driffes Kapitel. 
Von dem Dienjtverding. 


1779. Es gi*t drei Hauptgattungen des Beltands, welcher 
Arbeit, Dienfte und Gaverbgeichäfte zum Gegenftand hat: 
1) den Vertrag mit Dienjtboten und Dandarbeitern, die 
einem Anden ihre Tienfte verdingen; 
Vol. URS. 1730—1781 a. 
2) den Nertrag mit Yand- und MWallerfuhrleuten, die ges 
dungen werden, Perſonen oder Waaren von einem Ort 


zum andern zu führen; 
Vırl. L.R.S. 1782—1786. 
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3) den Vertrag mit den Unternehmern, denen ein Werk 
nach Preis und Ueberſchlag oder in Bauſch und Bogen 


verdungen wird. 
Vgl. L.R.S. 1787—1799. 


Erfter Abſchnitt. 
Bon Berdingung der Dienjtboten und Arbeiter. 


1780. Seine Dienfte darf man nur auf beftimmte Zeit 
oder für beftimmte Unternehmungen verdingen. 

Vgl. L.R.S. 6, 1181, 11393. 

Deutsches Handelsgesetzbuch Art. 57—65 (Handlungsgehülfen) ; 
Reichs-Gewerbeordnung (neue Fassung vom 17. Juli 1878) 88 105—139b, 
(Anhang B. 10a.); Bad. Gesindeordnung vom 3. Februar 1868 (R.B. Nr 
7) folgt im Anhang B. 10b. 

r 1781. Dem Dienftheren soder Meifter wird auf feine eidliche Ber- 
fiherung geglaubt: 

1) über die Größe des Lohns; 


2) über deffen Zahlung vom verfloffenen Jahr ; 
3) über die Abjchlagszahlungen des laufenden Jahrs. 


+ '178la. Diefe Verfiherung kann jedoch nur zugelaffen werden, mo 
uicht der zienftbote aus Abrechnungsbüchlein oder andern Urkunden, oder aus 
glaubwürdigen, nicht von Nebengefinde allein ausgehenden Zeugniſſen das 
Gegentheil darlegt, oder der Herr wegen feiner Wahrhaftigkeit oder Zahlungs- 
redlichfeit einen übeln Ruf wider ſich hat. 

Die L.R.S. 1781 u. 1781 a. sind aufgehoben durch $ 146 des Bad- 


Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von Fuhr- und Sciffleuten. 


1782. Fuhrleute und Sciffleute haben für die Aufbe- 
wahrung und Erhaltung der ihnen anvertrauten Sachen gleiche 
Verbindlichfeit mit den Gaftwirthen, wovon unter dem Titel: 


von der Hinterlegung zur ſichern Hand gehandelt wird. 
Vgl. L.R.S. 1952—1954. 


1783. Sie haften nicht nur für das, was in ihr Schiff 
oder Fuhrwerk ſchon aufgenommen, jondern aud) für das, was 
ihnen im Hafen oder in der Niederlage auf ihr Schiff oder Fuhr— 
werk zur Ladung überliefert worden ift. 
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1783a. Für unterwegs aufgegebene Saden haften fie nur, 
fo weit fie jelbit Empfänger find, oder ihre Unterbedienten als 
Gejchäftsträger für Frachtannahme aufgeftellt Haben. 


1784. Sie haften für Verluft und Beichädigung der ihnen 
anvertrauten Sachen, jo weit fie nicht beweifen, daß Zufall oder 
Gewalt ſolche veranlaft habe. 

Vgl. L.R.S. 1137, 1148. 


1785. Die Unternehmer der Land» und Geſchwindkutſchen 
oder der Marktichiffe, ſowie die Unternehmer öffentlicher Wagen- 
anftalten müffen über aufgegebenes Geld, Waaren und Patete 
ein Buch halten. 


1786. Die Unternehmer und Führer der Land» und Ge- 
ſchwindkutſchen und öffentlichen Wagenanftalten, jowie die Schiffs— 
herren und Sciffsmeifter unterliegen bejondern Verordnungen über 
ihre Verpflichtungen gegen die übrigen Staatsbürger. Das Weitere 
bejtimmen die Handelsgejege. 

Handelsgesetzbuch Art. 379—389 (Speditiunsgeschäft) , 390 
—421 (Frachtgeschäft), 422—431 (Eisenbahnen), 557—679 (Seefracht). 


Reichs-Postgesetz vom 28. Oktober 1871, bes. $$ 6—15; Reichs- 
Telegraphen-Ordnung vom 21. Juni 1872, bes., $ 26; Eisenbahn-Betriebs- 
reglement vom 11. Mai 1874, bes. $$ 29—31 u. 62—70. 


Dritter Abſchnitt. 


Don Werkverdingen auf Preis und Ueberjchlag oder in Bauſch 
und Bogen. 


1787. Bei Verdingung eines Werks fann man in dem 
Bertrag entiveder nur Leiftung der Arbeit und des Kunſtfleißes, 
oder zugleich die Lieferung des Werkſtoffs andingen. 


1788. Geht ein Werk, wozu der Unternehmer Stoff lieferte, 
auf welche Art es fei, vor der Ablieferung zu Grund, jo trifft 
der Berluft den Unternehmer, wenn der Befteller nicht in Verzug 
der Uebernahme ift. 

Vgl. LRS. 1189. 
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1789. Liefert der Unternehmer nur Arbeit oder Kunſtfleiß, 
und die Sache geht zu Grund, jo haftet jener für weiter nichts 
als für jein Verſehen. 

Vgl. L.R.S. 1137, 1302, 

1790. Jedoch Hat in diefem Fall der Unternehmer, obgleich 
die Sache ohne jein Verjehen zu Grund geht, feine Forderung 
wegen Wrbeitslohns, wenn nicht das Werk jchon für gut ange— 
rommen, oder der Beiteller im Prüfungsverzug ift, oder die Sache 
durch Fehler des Werkitoffs zu Grund ging. 

Vgl. L.R.S. 1647. 


1791. Bei einem Werf, das nad dem Stüd oder Maaß 
bejtellt it, fann die Prüfung ſtückweis geſchehen; — zahlt der 
Beitellerv den Uebernehmer nad) Mafgabe der gefertigten Arbeit, 
jo gilt die Vermuthung, es feien alle gezahlten Stüde für gut 
genommen worden. 

Vgl. L.R.S. 1108b., 1352, 1352 a. 


1792. Für ein im Ganzen in Bau genommenes Werf, das 
ganz oder zum Theil durch Fehler der Bauart oder des Boden? 
zu Grund geht, müflen der Baumeijter und Bauunternehmer zehn 


Jahr lang gutſtehen. 
Vgl. LR.s. 2270. 


1792a. Dieſe zehn Jahre fangen auch da, wo die Prüfung 
ſtückweiſe geichah, von der legten Prüfung nad) vollendeter 
Arbeit an, 


1793. Hat ein Baumeifter oder Bauunternehmer die Auf: 
führung eines Gebäudes in Bauſch und Bogen nad einem mit 
dem Eigenthümer des Bodens verabredeten Plan übernommen, 
jo fann er weder wegen geitiegenen Preiſen des Arbeitslohn: oder 
des Bauftoffs, noch wegen Veränderungen oder Zuläßen am erften 
Plan eine Preiserhöhung verlangen, wenn er zu den Veränder— 
ungen oder Zuſätzen von dem Eigenthümer nicht ſchriftlich ermächtigt, 
und deren Preis verglichen worden tt. 


1794. Der Beiteller fann einfeitig von einem in Bausch 
und Bogen geichloiienen Vertrag wieder abgehen, aucd nachdem 
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das Merk jchon angefangen iſt; nur muß er alsdann den Unter: 
nehmer für gehabte Koften und Arbeit, auch für den Gewinn, 
den er bei dieſer Unternehmung hätte machen fünnen, ent— 
jchädigen. 


1795. Ein Werfverding erlöjcht durd) den Tod des Wert: 
meijters, Baumeijters oder Unternehmers. 

Vgl. L.RS. 1237. | 

1796. Ter Beiteller muß jedoch) nach Verhältni des be— 
dungenen Preifes den Werth der fertigen Arbeit und des zube— 
reiteten Werfitoffs, jo weit beide ihm nützlich fein fünnen, den 
Erben bezahlen. 


1797. Der Unternehmer haftet für die Handlungen feiner 
Arbeitsleute. 

Vzl. L.R.S. 1384. 

1798. Maurer, Zimmerleute und andere Arbeitsleute, die 
bei der Errichtung unternommener Gebäude oder anderer Werke 
gebraucht werden, haben feine Klage wider den Bauherrn, jondern 
nur einen Zugriff auf das, was diejer zur Zeit ihrer Klage dem 
Unternehmer noch ſchuldig iſt. 

Vgl. L.R.S. 1166, 2103 Z. 4. 

1799. Die Maurer, Zimmerleute, Schloffer und andere 
Arbeitsleute, welche ihre Arbeit Fund Lieferungen zu einem be= 
jtimmten Preis unmittelbar verdingen, find an die unter dieſem 
Abſchnitt vorgejchriebenen Regeln gebunden. Sie find als Unter: 


nehmer für den Theil, den fie verfertigen, zu behandeln. 
Vgl. LR.S. 2103 Z. 4; 2110. 


Dierfes Kapitel. 
Bon der Viehverftellung. 
Erjter Abſchnitt. 


Allgemeine Verfügungen. 


1500. Die Biehveritellung iſt ein Vertrag, wodurch ein 
Theil dem Andern eine gewiſſe Anzahl Viehs, um es einzuftellen, 
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zu füttern und zu pflegen, unter gegenſeitig beliebten Bedingungen 
überläßt. 


1801. Es gibt mehrere Arten der Viehverſtellung: 

die einfache Art, das Vieh einzuſtellen, 

Vgl. L.R.S. 1804— 1817. 

die Einftellung des Viehs zur Hälfte, endlich 

Vgl. L.R.S. 1818—1820. 

die Einftellung bei jeinem Pächter oder Theilbauer. 

Vgl. LR.S. 1821—1880. 

Es gibt noch eine vierte Vertragsart, die nur uneigentlich 
Viehveritellung heißt. 

Vgl. L.R.S. 1831—1831 d. 


1802. Jede Gattung Vieh, das ſich vermehrt, oder dem 
Aderbau und Handel nüßt, kann verjtellt werden. 


1803. In Ermangelung bejonderer Uebereinkunft richten 
fich dieje Verträge nad) folgenden Grundjägßen. 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon der einfachen Biehverftellung. 


1804. Die einfahe Viehveritellung ift der Vertrag, wo— 
durch eine Heerde Vieh einzuftellen, zu nähren und zu pflegen 
unter der Bedingung übergeben wird, daß der Einiteller die 
Hälfte des Zuwachſes an jungem Vieh für ſich Haben, zugleich 
aber aud den Verluſt zur Hälfte tragen joll. 


1805. Der Einjteller wird durch den bloßen Anjchlag nicht 
Eigenthümer des Viehs, jondern im Zweifel hat die Abſchätzung 
nur den Zwed, Verluſt oder Gewinn am Ende der Vertrags 
zeit zu bejtimmen. 

Vel. L.R.S. 1810, 1817, 1822, 


1806. Der Einjteller iſt jchuldig, al guter Hauswirth für 
die Grhaltung des Viehs zu jorgen. 
Vgl. LR.S. 1137. 


r 
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1807. Für einen Zufall hat er nur dann zu haften, wenn 
von feiner Seite ein Berjehen vorherging, ohne welches der 
Verluſt nicht erfolgt jein würde. 

Vgl. L.R.S. 1302. 

1808. Entjteht hierüber Streit, jo muß der Einfteller den 
Zufall beweilen, und der Verſteller beweijet das Verſehen, deijen 
er den Einiteller bejchuldigt. 

Vgl. L.R.S. 1315. 

1809. Wird der Einfteller freigeiprodhen, weil der Berluft 
nur zufällig war, jo muß er gleichwohl über die Häute der 
Thiere Rechnung thun, joweit fie für den Eigenthümer benußt 
werden durften. 

Vgl. L.R.S. 616. 

1810. Geht alles Vich ohne Verſchulden des Einitellers 
zu Grund, jo trägt der Berjteller den Berluft. 

Geht nur ein Theil zu Grund, jo wird der Verluft nad 
dem urjprünglichen Anjchlag und nad der Schägung des Werths 
zu Ende der Verftellungszeit gemeinschaftlich getragen. 

Vgl. L.R.S. 1302, 1804, 1805, 1817, 1825, 1827. 


1811. Man fan nicht bedingen: 

daß der Einiteller den Verluſt des Viehs allein tragen fol, 
der ſich durch bloßen Zufall ohne jein Verſehen ereignet; 

noch daß jein Antheil am Verluſt größer fein joll, als am 
Gewinn; 

noch daß der Veriteller am Ende der Vertragszeit mehr als 
das von ihm hergegebene Vieh voraus hinnehmen joll. 

Jedes ähnliche Geding ift ungültig. 

Der Einiteller allein bezieht den Nuten der Mil, des 
Düngers, und der Arbeit des an ihn verftellten Viehs. 

Wolle und Zuwachs am jungen Vieh werden getheilt. 

Vgl. L.R.S. 6, 1131, 1133, 1819, 1828, 1855, 1331 b. 

1812. Der Einfteller darf über fein Stück Vieh aus der 
Heerde, es mag zum Hauptjtamm oder zum Zuwachs gehören, 
ohne Bewilligung des Verſtellers jchalten; aber auch diejer fann 
ohne Bewilligung des Einftellers hierüber nicht verfügen. 
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1813. Iſt derjenige, an den das verſtellte Vieh überlaſſen 
wird, ein fremder Pächter, ſo muß die Verſtellung dem Guts— 
eigenthümer angezeigt werden; ſonſt kann dieſer das Vieh für 
ſeine Forderung an den Pächter in Beſchlag nehmen und ver— 
kaufen laſſen. 

Vgl. LR.S. 2102; R.K.O. $ 41 Z. 2. 

1514. Der Einiteller darf die Schafſchur ohne Benach— 
rihtigung des Verſtellers nicht vornehmen. 

1815. Iſt in dem PBertrag die Zeit der Verjtellung nicht 
bejtimmt, jo werden dafür drei Jahre angenommen. 


1816. Der Veriteller fann früher die Auflöjung begehren, 
wenn der Einfteller jeine Berbindlichkeiten nicht erfüllt. 

Vgl. L.R.S. 1184, 1741, 1871. 

1517. Bei Gndigung der Viehverftellung ift eine neue 
Schätzung des Vichs vorzunehmen. 

Der Berjteller nimmt jo viel Vieh von jeder Gattung, als 
die Anfangsihäßung beträgt, voraus; das Uebrige wird getheilt. 

Iſt jo viel Vieh nicht mehr übrig, al3 der Ertrag der Ans 
fangsichäßung fordert, jo nimmt der Verſteller was übrig ge= 
blieben ift, und die Parteien berechnen ſich über den Berluft. 

Vgl. L.R.S. 1805, 1810. 


Tritter Abſchnitt. 
Von der halbtheiligen Viehverſtellung. 

1818. Die halbtheilige Viehveritellung ift eine Gejellichaft, 
worin, jeder Theil die Hälfte des bei dem Einen von ihnen ein= 
zuftellenden Viehs anſchafft, das nachmals für Gewinn und Vers 
luft gemeinſchaftlich bleibt. 

Vgl. L.R.S. 1832; 1841. 

1819. Der Ginfteller benußt, wie bei der einfachen Vieh— 
verftellung, allein die Mil, den Dünger und die Arbeit des 
Viehs. 

Der Verſteller hat nur ein Recht auf die Hälfte der Wolle 
und des Zuwachſes an jungem Vieh. 


Bir? 
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jede hievon abweichende Webereinfunft iſt ungültig, wenn 
der Berfteller nicht zugleich Eigenthümer der Meierei ift, die der 
Giniteller im Pacht oder Theilbau hat. 

Vgl. L.R.S. 6, 1811, 18253, 1828, 1831 b. 

1820. Alle übrigen Regeln der einfachen Viehveritellung 


ind auf die halbtheilige ebenfalls anwendbar. 
Vgl. L.R.S. 1805 u. fig. 


Vierter Abſchnitt. 
Bon der Viehverftellung an den Zins- oder Theilpädhter. 


SI. 


Von der Viehverſtellung an den Zinspächter. 


1821. Dieſe Viehverſtellung, die man auch zu eiſernem 
Vieh nennt, iſt diejenige, wodurch der Eigenthümer einer Meierei 
ſie mit der Bedingung in Pacht gibt, daß der Pächter am Ende 
der Pachtjahre ſo viel Vieh zurücklaſſen ſoll, als dem Anſchlag 
desjenigen, das er zum Antritt empfing, an Werth gleichkommt. 

Vgl. L.R.S. 522. 


1822. Der Anjchlag des Viehs, das dem Pächter überlafien 
wird, macht ihn nicht zum Cigenthümer, überträgt aber auf ihn 
die Gefahr deſſelben. 

Vgl. L.R.S. 1805, 1825. 


1823. Dem Pächter gehört aller Nuten während der Pacht» 
zeit, joweit nicht daS Gegentheil bedungen: ift. 
Vgl. L.R.S. 1811, 1819, 1828, 


1824. Bon dem eifernem Vieh gehört der Dünger nicht 
unter die Vortheile, welche der Pächter als fein freies Eigenthum 
betrachten kann; er gehört zur Meierei und muß ausſchließlich 
zu deren Nußen verwendet werden. 

Vgl. L.R.S. 524, 1778, 1811, 1819. 


1825. Der zufällige Verluft, wenn er aud alles Vieh 
träfe, ift ohne Ansnahme für Rechnung des Pächters, wenn nichts 
Anderes abgeredet ift. 

Vgl. L.R.S. 1310, 1822, 1827. 

Civilrecht 27 
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1826. Der Pächter ift nicht beredhtigt, am Ende der 
Pachtung das Vieh gegen Zahlung des urjprünglidien Anſchlags 
an fich zu ziehen; er’ muß einen Viehſtand zurüdlajien, der dem— 
jenigen, den er empfangen hat, am Werth gleichkommt. 

Mas etwa abgeht, muß er zahlen, und nur der Ueberſchuß 
gehört ihm. 

Vgl. L.R.S. 1822, 1825. 


SL. 
Von der Viehverftelung an den Theilbauer, 


1827. Geht der Vichjtand ohne Verjchulden des Einftellers 
völlig zu Grund, jo trifft den Verluſt den Verſteller. 
Vgl. L.R.S. 1807, 1810, 1825. 


1828. Dan fann bei diefem Vertrag bedingen: 

daß der Einfteller jeinen Antheil an der Scheerivolle dem 
Verpachter für einen Preis überlaffe, der unter dem gewöhnlichen 
und laufenden ilt; 

daß der Verſteller einen größeren Antheil am Nutzen habe; 

daß er die Hälfte der Milch erhalte. 

Unerlaubt ift das Geding, daß der Pächter allen Verluft 
allein zu tragen habe. 

Verl. L.R.S. 6, 1811, 1819, 1831 b., 1855. 


1829. Dieſe BVichveritellung endigt fi) mit dem Pacht der 
Meierei. 
Vgl. L.R.S. 1763, 1774, 1775. 


1830. Sie ift übrigens allen Regeln der einfachen Vieh— 
verftellung untenvorfen. 
Vgl. 1.R.S.1805 u. fig. 


Fünfter Abſchnitt. 


Von der gemeinen oder uneigentlichen Viehverſtellung. 


1831. Wer Mellkvieh einem Andern gibt, um es einzu— 
jtellen und zu füttern, der behält Gefahr und Eigenthum, und 
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Die gewworfenen Jungen find der einzige in den er inzwijchen 
Davon hat. 


Vgl. L.R.S. 547. 


183la. Das Vieh muß in diefem Fall tüchtig fein, trächtig 
zu werden und Milch zu geben, jonft hat der Einfteller anderes 
Bich und Entſchädigung zu fordern. 

Vgl. L.R,S. 1147, 1184. 


1831 b. Es fann bedungen werden, daß die Jungen theil= 
bar werden, und dagegen ein Milchzins in Milch oder Geld ge= 
geben werde, der jedoch den Gewinn des Einfteller3 aus den 
Zungen nicht überfteigen darf. 

Vgl. 1.R.S. 1811, 1819, 1828, 


1831 ec. Der Vertrag fann auch jo gejchlofien werden, daß 
der Einfteller die Hälfte des Werths des einftellenden Viches zahle, 
alsdann gehört ihm die Hälfte der Jungen ohne Vergütung, und 
er trägt die Gefahr mit, und hat, jobald das Vieh zu Dritt 
ſteht, die Wahl, das alte Thier oder die beiden Jungen für fich 
zu nehmen. 

Vgl. L.R.S. 1818. 


1831 d. Die Zeit der Einftellung kann willtürlich bedungen 
werden, wo die Jungen nicht theilbar werden; wo dieje Theil: 
barkeit eintritt, muß fie wenigjtens dauern, bis das Vieh zu 
Dritt fteht. 

Vgl. L.R.S. 1815. 


Fünftes Kapitel. 
Bon Schupflehen oder Todbejtänden. 


(Gesetz vom 21. April 1849 (R.B. Nr. 25) über Ablösung der Erb- 
und Schupflchen.) ' 

1831 aa. Der Vertrag, womit Jemand den Beli und 
Genuß einer Liegenjchaft einem Andern bis an feinen Tod gegen 
einen beftimmten mäßigen Zins verleihet, iſt Zodbejtand 
(Schupflehen). 
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183lab. Gr kann auch zugleich auf die Ehefrau, oder 
auf diefe und auf ein Mind, mithin zu zwei oder drei Yeibern 
begeben jein. 


183l ac. Er fann mit oder ohne Ehrſchatz oder Preis für 
die Ueberlaſſung geichloffen werden. 


1831 ad. Das Beligrecht geht durch den bloßen Vertrag 
fraft Gejeges auf den Todbejtänder über. 
Vgl. L.R.S. 1138. 


183lae. Der Todbeitänder hat die Rechte und Verbind— 
lichfeiten eines Nußnießers, und jo viel den Zins betrifft, jene 
eines Gültgebers, vorbehaltlih ausdrücklich gemachter oder nad) 
Landesgebrauch ſtillſchweigend zu unterftellender ändernder Gedinge. 
Vel. L.RS. 6d4—f., 582—616, 710 fe—fk., 1831 be. 


1831 af. Nachlaß am Zins Hat er nicht nur in jenem 
Fall, der einen Gültnachlaß begründet, jondern, wenn der Zins 
in Gleichheitsverhältnilfen zum Gutsertrag fteht, weiter auch als» 
dann zu fordern, wenn zwei oder mehrere Jahre hintereinander, 
durch nicht übernommene Zufälle, mehr als die Hälfte des Er- 
trags des Beltandguts zu Grund geht, doch nur halb jo viel, 
als im gleihen Fall ein Zeitpächter würde fordern fünnen. 

Vgl. L.RS. T10ff., 17691773. 


183lag. Der Todbeſtand fann nur mit Einwilligung des 
Beitandgebers oder Wegen von ihm auf das Gut bewilligter 
Schulden gültig verkauft werden. Im Werfaufsfall tritt der 
Käufer nicht für die übrige Zeit des Verkäufers, jondern für fich 
jelbit ein. 


1831 ah. Gin tauglicher Yeibeserbe des Todbeftänders hat 
das Norreht auf die Erneuerung des Zodbeitands vor Fremden. 

Gesetz vom 15. November 1833 (R.B. Nr. 48) über Wiederver- 
leihung der Schupflehen. 
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Sechſtes Kapitel. 
Von Erblehen oder Erbbeſtänden. 
(Gesetz vom 21. April 1849 (R.B. Nr. 25) über Ablösung der Erb- 
und Schupflehen.) 

1831 ba. Wo Jemand einem Andern den Beſitz und 
Genuß eines Guts gegen einen jährlichen mäßigen Zins für ſich 
und Erben übergibt, da ijt der Vertrag ein Erbbeitand. 

Vgl. L.R.S. 544 e, 577 aa. u. a.b. 

1831 b b. Der Erbbeſtand kann auf gewiſſe bejtimmte 
Gattungen und Grade von Erben gegeben jein, oder auf Yeibes- 
erben, oder auf alle Erben, oder auf Erben und Erbnehmer. 

Der erjte vererbt fi) nur auf die bejtimmt ausgedrüdte Zahl 
und Gattung der Erben. 

Der zweite geht auf alle vom eriten Erwerber abjtammende 
Nachkommen über. 

Der dritte erjtredt ji) auch auf Seitenverwandte des erjten 
Erwerbers in erbfähigen Graden. 

Der vierte endlich umfaßt auch Geſchenk- und Vermächtniß— 
nehmer de3 jeweiligen Beltänders, 

Vgl. L.R.S. 745, 750--755, 894, 1002. 

1831 be. Wo ein Beitand auf Erben ohne beitimmenden 
Beiſatz gegeben iſt, da jind nur Leibeserben, aber alle, darunter 
zu verftehen, wenn nicht der Yandsbraud) einer Gegend einen 
andern Sinn Jiher angibt. 


1831 bd. Der Erbbejtandvertrag kann nicht bedingen, daß 
eine von der gejeglichen Ordnung abweichende Art der Vererbung 
in dem Erblehen jtattfinde. 

Edikt vom 25. März 1808 (R.B. Nr. 11) über die Vortheilsgerechtig- 
keit $ 2, (Anhang). 

1831 be. Der Erbbeitänder hat die Rechte und Verbind— 
lichkeiten eines nubbaren Eigenthümers, und jo viel den Zins 
betrifft, jene eines Gültgebers, ſoweit nicht ausdrüdlic oder jtill- 
ſchweigend durch Yandsbraud Ausnahmen bedungen jind. 

Vgl. L.RS. 6d—f., 577 ac—an., 608 nebst Zusatz, 710 fe—fk., 
1853lae. 





429 2R. IL B. VII. T. Beftandverträge. 


1831 bf. Die Sätze ac. ad. auch af. und ag. im 
Kapitel von Todbeitänden finden auch Hier ihre Anwendung ; 
außer bei Erbbeitänden auf bejtimmte Erben, wo der Käufer nur 
in das Recht des Verkäufers, mithin in deſſen Erbgrad eintritt. 


1831 bg. Zu einer Veräußerung an einen nicht erbbe- 
rechtigten, jonjt aber für Yeiftung der Erblehnspflichten jichern 
Beliger, kann die Einwilligung nicht verjagt werden, außer bei 
einem Erbbeitand, der auf unbeftimmte Zahl von Erben lautet, 
und auf dem Heimfall jteht. 


1831bh. Tritt durd) Veräußerung ein nicht erbberechtigter 
Beſitzer in den Beitand, jo muß er für die Aufnahme zum Gut 
an den Grundeigenthümer einen Handlohn zahlen, der, wo er 
nicht niederer bedungen ift, in dem fünfzigjten Theil des Kauf: 
werths befteht; höher darf er nicht geſetzt werden. 

Gesetz vom 10. April 1848 (R.B. Nr. 23) über Aufhebung aller 
Feudalrechte (bei L.R.S. 710ka.) Art, 12.4. 

1831 bi. Der Erbbeitandbrief muß bei jedem Eintritt eines 
andern Beligers in den Genuß erneuert werden. Es kann, jedoch 
nur durch ausdrüdliches Geding, feitgejegt jein, daß auch bei 
jedem intritt eines neuen Beligers in das Grundeigentum 
auf vorausgegangene Aufforderung von Seiten des leßtern die 
Erneuerung gejucht werden mülle. 


1831 bk. Außer dem, was ähnliche Vertragsverbindlich- 
feiten überhaupt auflöjet, kann der Richter auf Anrufen den Erb» 
beitand auch für erlojchen erklären: 

wegen in geeigneten Fällen in Zeiten nicht gejuchter Er— 
neuerung des Bejtandbriefs; 

wegen grobem oder halsjtarrigem Mißbrauch der bejtandenen 
Sache; 

wegen unberechtigtem Verkauf des Erbbeſtands; 

wegen zweijähriger Nichtzahlung des Zinſes, wenn nach 
mehrmaligem urkundlichem Mahnen der dritte verfällt, ehe der 
Rückſtand bezahlt iſt. 

Der letzte Fall iſt ſtreng zu richten; in den drei erſten kann 
der Richter auch gegen Erlegung einer ſtatt Schadenerſatz dienen— 
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den billigen Geldbuße an den Beſtandgeber den Verfall des Be— 
ſtandes nachſehen, wenn der Erbbeſtänder ſeinen Fehler zwar nicht 
ganz, aber doch ziemlichermaßen entſchuldigen kann. 

Vgl. LR.s. 1184, 1729, 1766. 

1831 bl. Es kann nicht bedungen werden, daß der Erb— 
beſtänder die Erfüllung ſeiner Obliegenheiten durch beſonderes 
Gelübde an den Erblehneigenthümer verſichern ſolle. 


Neunter Titel. 


Von dem Geſellſchaftsvertrag. 
Erſtes Kapitel. 


Allgemeine Verfügungen. 


1832. Der Geſellſchaftsvertrag iſt die Uebereinkunft zweier 
oder mehrerer Perſonen, etwas zuſammen zu werfen, damit daraus 
ein Gewinn entſtehen möge, den ſie unter ſich theilen. 

Vgl. L.R.S. 1102, 1835, 1879. 


1833. Jeder Gejellichaftsvertrag erfordert erlaubte Gegen- 
ftände und Rüdjicht auf gemeinjchaftlihen Vortheil. 

Jeder Gejellichafter muß Geld oder Geldes Werth, oder die 
Benutzung feiner Kräfte eimverfen. 

Vgl. L.R.S. 1108, 1131, 1133, 1845, 1847, 1858, 1855. 

+ 18534. Alle Gejellfchaften müſſen jchriftlich geſchloſſen werden, fobald 
da3 Einbringen den Werth von fünf und fiebenzig Gulden überfteigt. 

Zeugenbeweis gegen den Inhalt des jchriftlichen Gejellichaftsvertrags, 
oder über denjelben hinaus, oder über Reden, die vor, während und nad dem 


Abſchluß vorgefallen jein jollen, ift unzuläffig, ſelbſt bei einem Punkt, wo 
nur ein Werth unter fünf und ſiebenzig Gulden in Frage iſt. 


Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 
Zweites Sapitel. 
Bon den verjhiedenen Gattungen der Gejell- 
ihaften. 


1835. Es gibt allgemeine und bejondere Gejellichaften. 
Vgl. L.R.S. 1836 u. flg., 1841 u. fig. 


— * vo. ER a — 
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Erſter Abſchnitt. 
Von allgemeinen Geſellſchaften. 


1836. Allgemeine Geſellſchaften gehen entweder auf alles 
gegenwärtige Vermögen oder nur auf allen Gewinn. 

1837. Eine allgemeine Gütergeſellſchaft iſt diejenige, wo— 
durch die Parteien alle zu ſolcher Zeit beſitzende, bewegliche und 
unbewegliche Güter, und den daraus hoffenden Gewinn zuſammen— 
ſchießen. 

Sie dürfen auch jede andere Gattung des Gewinns mit ein— 
werfen. Von Gütern, die ihnen durch Erbſchaft, Schenkungen 
oder VBermächtnifje in der Folge etwa anfallen, wächst nur der 
Genuß diejer Gejellichaft zu; jede Uebereintunft, welche auch das 
Eigentum derjelben dahin ziehen wiirde, ift verboten, und nur 
unter Ehegatten in Gemäßheit desjenigen, was ihrentivegen ge— 
ordnet it, erlaubt. 

gl. L.R.S. 1401, 1505, 1526. 

1838. Cine allgemeine Erwerbsgeſellſchaft umfaßt Alles, 
was die Parteien durch ihren Fleiß, auf welche Art es jei, während 
der Gejelljchaftsdauer erwerben. Die befitende Fahrniß jedes 
Gejellichafters ift gleichfalls einbegriffen; die Liegenjchaften des 
Einen oder des Andern find es nur zum Genuf. 

Vgl. L.R.S. 1401. 

1839. ine allgemeine Gejellichaft, die ohne weitere Er— 
Härung geichlofjen wird, gilt nur für eine Erwerbsgefellichaft. 

Vgl. L.R.S. 1393, 1400. 

1840. Seine Jallgemeine Gejellichaft kann beftehen unter 
Perſonen, welche nicht fähig find, wechjeljeitige Geſchenke fich zu 
geben, oder denen es verboten ijt, einander zum Nachtheil an 
derer Perjonen zu begünjtigen. 

Vgl. L.R.S. 907—0909, 911, 913 u. flg., 1094, 1098, 1496, 1527. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon bejondern Gejellichaften. 
18541. Cine bejondere Gejellichaft ift diejenige, die ſich nur 


auf, beftimmte Sachen, deren Gebrauch und Ertrag, bezieht. 
Vgl. L.RS. 1127. 
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1842. Der Vertrag, wodurch ſich mehrere Perjonen für 
eine bejtimmte Unternehmung oder für die Treibung eines Hands 
werfs oder Gewerbs vereinigen, ge)ört zu den bejondern Ge— 
jellichaften. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 85 u. flg., 150 u. fig.. 207 u. fg. 250 
u.flg., 256 u. fg. 


Drittes Stapitel. 


Bon den Verbindlidfeiten der Geſellſchafter 
unter jih und gegen Dritte. 


Erſter Abſchnitt. 
Von den Verbindlichkeiten der Geſellſchafter unter ſich. 


1843. Die Geſellſchaft fängt an mit dem Abſchluß, wenn 


feine andere Anfangszeit bedungen iſt. 
Vgl. Handelsgesetzbuch 110, 163. 178, 211. 


1844. Die Dauer der Gejellichaft, welche der Vertrag nicht 
bejtimmt, gilt auf Lebenszeit der Gejellichafter, vorbehaltlich der 
Einſchränkung des 1869ften Satzes; hat fie aber ein Gejchäft 
von bejchränkter Dauer zum Gegenjtand, jo gilt fie für die ganze 
Zeit der Geſchäftswährung. 

Vgl. L.R.S. 1865, 1869; Handelsgesetzbuch Art. 123, 170, 242, 261. 


1845. Jeder Geſellſchafter ift Schuldner der Gejellichaft für 
das zugejagte Einbringen. 

Beiteht jolches in einem beſtimmten Stüd, deijen die Ge— 
jellichaft entwährt wird, jo ift ihr der Gejellichafter gleich einem 
Verfäufer zur Gewährleiftung verbunden. 

Vgl. L.R.S. 1138, 1626 u. flg., 1851, 1867; Handelsgesetzbnch Art. 
91, 252. 

1846. Gin Gejellihafter, der ein zugejagtes Kapital nicht 
einbringt, iſt fraft Geſetzes auch ungemahnt jchuldig, es von dem 
Tag an, wo er e3 einbringen jollte, zu verzinjen. 

Ebenjo verzinst er das Geld, das er zu jeinem alleinigen 
Vortheil aus der gemeinjchaftlichen Kajje nimmt, von dem Tag 
der Erhebung an. 
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Alles vorbehaltlic” der weitern Entihädigung, die etwa nad) 
Umftänden ftatthHaben mag. 

Vgl. L.R.S. 1146, 1153; Handelszesetzbuch Art, 95, 220. 


1847. Gejellichafter, welche die Benußung ihrer Kräfte der 
Gejellichaft einbringen, find jchuldig, ihr jeden Gewinn zu be— 
rechnen, der mit ſolchen Bejhäftigungsarten gemacht twird, welche 
Gegenſtand diejer Gejellichaft find. 


1848. Hat einer aus der Gejellichaft für jeine bejondere 
Rechnung eine verfallene Schuld an Jemand zu fordern, der an 
die Gejellichaft eine ebenmäßig fällige Summe ſchuldet, jo muß 
eine von diefem Schuldner empfangene Zahlung an der Forde— 
rung der Gejellichaft und an der Seinigen nad) Verhältnig beider 
Forderungen abgerechnet werden, jelbjt wenn er in jeiner Quittung 
erklärte, daß er das Ganze auf jeine eigene Forderung allein 
nehme. 

Hat er dagegen laut jeiner Quittung die ganze Zahlung von 
der Forderung der Geſellſchaft abgerechnet, jo muß es dabei 
bleiben. 

Vgl. L.R.S. 1253—1256, 


1849. Hat einer der Gejellichafter jeinen ganzen Antheil 
einer gemeinjchaftlichen Forderung erhoben, und der Schuldner 
ift jeitdem zahlungsunfähig geworden, jo muß Jener das Em— 
pfangene in die gemeinjchaftliche Maſſe einmwerfen, hätte er auch 
gleich die Quittung namentlih nur für jeinen Theil aus 
geſtellt. 


1850. Jeder Geſellſchafter muß der Geſellſchaft allen Scha— 
den erſetzen, den er durch ſein Verſchulden ihr zuzieht, und kann 
daran den Gewinn nicht abrechnen, den ſein Fleiß ihr ander— 
wärts verſchaffte. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 94. 

1851. Gejellichaftseinbringen zum bloßen Genuß, wenn es 


aus beftimmten unverbrauchbaren Stüden beiteht, bleibt auf Ge— 
fahr des cinbringenden Eigenthümers. 
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Refteht es aus verbrauchbaren oder dem Verderben unter= 
tworfenen Sachen, und wird verzeichnet und angeichlagen in die 
Geſellſchaft eingebracht, jo iſt es auf Gefahr der Geſellſchaft, und 
der Einbringer fann mehr nicht zurüdfordern, als den Anſchlag. 

Vgl. L.R.S. 587, 1532, 1551, 1845, 1867. 


1852. Jeder Gejellichafter hat ein Stlagrecht wider die Ge— 
jellihaft auf die Summen, melde er für fie auslegt; auf die 
Verbindlichkeiten, welche ex redlicher Weile in ihren Angelegen= 
heiten übernimmt; und wegen der Gefahren, die von jeiner Ge— 
ſchäftsführung unzertrennlic find. 

Vgl, L.R.S. 1375, 1999; Hondelsgesetzbuch Art. 99. 


1853. Der Antheil eines jeden Gejellichafters am Gewinn 
und Verluft, der in dem Gejellichaftsvertrag nicht beitimmt iſt, 
richtet jich nad) dem Beibringen eines Jeden in die Gefellichaft. 

Der Antheil desjenigen, der nur jeine Arbeit einbringt, wird 
demjenigen gleich berechnet, der auf die Einlage desjenigen Ge— 
jellichafters fällt, der am wenigjten einlegte. 

Vgl. L.RS. 1832, 1855; Handelsgesetzbuch Art. 106, 107, 109, 
161, 162, 254, 268. 


1854. Haben die Gejellichafter Einem aus ihnen oder 
einem Dritten die Beltimmung der Antheile überlaflen, jo kann 
die von jolchem erfolgende Beltimmung nicht angefochten werden, 
wenn fie der Billigfeit nicht augenjcheinlich zuwider it. 

Keine Anfechtung findet jtatt, wenn der angeblich verleßte 
Theil, nachdem er wußte, dak die Beſtimmung erfolgt jei, mehr 
al3 drei Monate verjtreichen ließ, oder ſchon angefangen hat, jene 


Beitimmung zu vollziehen. 
Vgl. L.R.S, 1592. 


1854 a. Augenſcheinlich unbillig ift ein Ermeſſen, das gleiche 
Arbeiten gegen einander oder gleiche Einlagen ungleid in Vor— 
theilen und Laſten jeßt, wenn die Ungleichheit wenigjtens ein 
Zehntheil ausmacht; ingleichem dasjenige, welches den Werth der 
Arbeit gegen bloße Einlagen über ein Viertel höher oder niederer 
anichlägt, als ſie gemeiniglich zu gelten pflegt. 

Vgl. LR.S. 887, 1872. 


1855. Ein Geding, das Einem der Geiellichafter allein 
allen Gewinn zumwendet, iſt ungültig. 

Ungültig ift auch diejenige Uebereinfunft, wodurd) das Ein- 
bringen eines oder mehrerer Theilhaber von allem Beitrag zum 
Verluſt freigejprochen würde. 

Vgl. L.R.S. 6, 1131, 1183, 1811, 1819, 1828, 1833, 1859. 
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1856. Der Gejellichafter, dem durch ein bejonderes Geding 
des Gejellichaftsvertrags die Gejichäftsbejorgung aufgetragen it, 
fann aud) mit Widerſpruch der übrigen Theilhaber alle dazu ge= 
hörigen Handlungen unternehmen, jedoch ohne Gefährde. 

Während der Dauer der Gejellichaft kann ein jolcher Auf: 
trag ohne rehtmäßige Urſache ihm nicht abgenommen werden, 
Mard er ihm aber in einer jpäteren Urkunde ertheilt, jo kann er, 
wie jeder gemeine Auftrag, widerrufen werden. 

Vel. L.R.S. 1859, 1862, 1371, 1998, 2004; Handelsgesetzbuch Art. 
99, 101, 114—118. 


1857. Wird die Geichäftsbejorgung mehreren Gejellichaftern 
aufgetragen, ohne ihre Verrichtungen zu bejtimmen, aud ohne 
auszudrüden, daß Einer ohne den Andern nicht Handeln joll, jo kann 
Jeder von ihnen für ji) allein alle dahin gehörigen Gejchäfte 
bejorgen. ‘ 

Vgl. L.R.S. 1995 a; Handelsgesetzbnch Art. 100. 

1858. it aber bedungen, es ſoll Keiner derjelben ohne 
den Andern etivas unternehmen, jo kann, ohne neuen Vertrag, 
Einer von ihnen in Abweſenheit des Andern nichts vornehmen, 
jelbjt wenn es dem Andern alsdann unmöglich jein jollte, zu der 
Geſchäftsbeſorgung mitzuwirken. 

Vgl. L.R.S. 1858a.; Handelsgesetzbuch Art. 100. - 

1858 a. Wo jedoch ein drohender Schaden nur durch un— 
verzügliche Einjchreitung abzuwenden wäre, da gilt jedesmal jeder 
Gejellichafter, der zum Handeln der nächte ift, auch für ges 
walthabend. 

Vgl. L.R.S. 1375, 1989 a. 


1859. Iſt über die Art der Gejchäftsbeiorgung in dem 
Vertrag nichts bejonders Fejtgejtellt, jo gelten folgende Regeln: 
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1) die Gejellichafter haben gegenjeitig Gewalt, für einander 
die Gejchäfte zu bejorgen. Was Jeder unternimmt, it 
gültig, jelbit für den Antheil feiner Gejellichafter, auch 
ohne deren Einwilligung eingeholt zu haben; jedoch fünnen 
Yeptere oder aud Einer aus ihnen gegen das Unter— 
nehmen Einſprache thun, che es vollbradt ift; 

2. Jeder Gejellichafter darf jich der Sachen der Gejellichaft 
bedienen, jedoch nur zu einem üblichen Gebraud) und 
nicht gegen den Vortheil der Sejellichaft; er darf fie auf feine 
Art vervenden, welche die übrigen hindert, ſich ihrer 
nad dem Maaß ihrer Rechte ebenfalls zu bedienen; 

3) jeder Gejellichafter fordert mit Recht an feine Mitgejell- 
harter, mit ihm die Kojten zu  bejtreiten, die nöthig 
jind, um die Gejellichaftsjachen in gutem Stand zu er— 
halten; 

4) fein Gejellichafter darf ohne Einwilligung der Andern 
an den gemeimichaftlichen Yiegenjchaften Neuerungen vor— 
nehmen, wenn er gleich glaubt, daß fie der Gejellichaft 
Vortheil bringen. 

Vgl. L.R.S. 577 bb. u. be., 1862; Handelsgesetzbuch Art. 102— 

105, 158, 167, 196, 227 u. fig. 

1860. Derjenige, dem die Geſchäftsbeſorgung nicht aufge= 
tragen ift, kann jelbit die beweglichen Sachen der Gejellichaft nicht 
veräußern noch verpfänden. 

Vgl. LR.S. 1988. 

1861. Jeder Gejellichafter fann auf jeinen Antheil auch 
ohne Bewilligung jeiner Mitgeſellſchafter dritte Perjonen zu ſich 
in Gejelliehaft nehmen; er fann ohne ſolche Zuftimmung Niemanden 
in die Hauptgejellichaft aufnehmen, aud wenn er deren Gejchäfts- 
bejorgung hat. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 98. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Verbindlichkeit der Gejellichafter gegen Dritte. 


1562. In andern als Handlungsgejellichaften haben die 
Iheilhaber für die gemeinjchaftlihen Schulden feine Sammtver— 


— 
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bindlichkeit, und Keiner kann die Uebrigen verbindlich machen, 
welche ihm hiezu nicht Gewalt gegeben haben. 

Vgl L.R.S. 1202, 1856— 1859; Handelsgesetzbuch Art. 112, 113. 

1863. Die Gejellichafter haften dem Gläubiger, mit dem 
lie handeln, jeder für gleihe Summen und Theile, jelbjt dann, 
wenn einer von ihnen an der GSejellichaft einen geringern Theil 
hätte, jofern nicht bei Eingehung des Handels die Verpflichtung 
diejes Letztern auf das Verhältnik feines Antheils an der Gejell- 
jchaft namentlich bejchränft worden wäre. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 165, 258, 269, 

1864. Die Erklärung, eine Verbindlichkeit für Rechnung 
der Gejellichaft zu übernehmen, bindet nur denjenigen Gejellichafter, 
der fie thut, und nicht die übrigen, es jei denn, daß dieſe ihm 
Gewalt gegeben haben, oder das Empfangene in den Nußen der 
Gejellichaft verwendet worden ilt. 


Vel. L.R.S. 1375, 1856—1850. 1862, 1998; Handelsgesetzbuch Art. 
414—116, 167, 196, 230, 256. 


Diertes Kapitel. 


Von den verjhiedenen Arten der Geſellſchafts— 

auflöfung. 

1865. Die Gejellichaft wird aufgelöst: 

1) durch Ablauf der Zeit, auf die fie geichloffen war; 

Vgl. LRS. 1844. 

2) durch den Untergang ihres Gegenftandes oder die Vollen— 

dung des Geichäfts; 
Vgl. L.R.S. 1844, 1867, 1867 a. 

3) durch den natürlichen Tod Eines der Gefellichafter; 
"gl. L.R.S. 1844, 1868. 

4) durch den bürgerlichen Tod,* durch die Mundloserflärung oder 
den Bermögenszerfall Eines aus ihnen; 
* Aufgehoben s. L.R.S. 22. 

Vgl. L.R.S. 489, 513; R.K.O. $ 20. 

5) dur) die Aufkündigung Eines oder mehrerer Theil— 
haber. 
Vgl. LR.S. 1869—1871; Handelsgesetzbuch Art. 123, 170, 

200, 242, 261, 264; R.KO. $$ 193—201. 


a  \ 
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+ 1866. Die Verlängerung einer Geſellſchaft anf beftimmte Zeit fordert 
eine jchriftlihe Urkunde in gleicher Form, wie der Gefellichaftävertrag. 


Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


1867. Wo einer der Gejellichafter verjprochen Hat, das 
Eigentum einer bejtimmten Sade in die Gemeinjchaft einzu= 
legen, da erlöſcht der Gejellihaftsvertrag für alle Geiellichafter, 
wenn die Sache zu Grund geht, ehe jie in die Gemeinjchaft ge= 
fommen ift. 

Ya fie erlöſcht auch durd den jpätern Untergang der Sadıe, 
wenn nur der Genuß in die Gemeinjchaft eingelegt ward, und 
das Eigentum davon dem Einlegenden blieb. 


Niemals wird fie durch den Untergang der Sache aufgelöst, 
wenn deren Eigentum ſchon wirklich in die Gejellichaft einge: 
bracht war. 

Vgl. L.R.S. 1188, 1302, 1845, 1851, 1867 a. 


1867a. Wo die untergegangene Sache den ganzen oder doc) 
den hauptjächlichiten Beitrag eines Gejellichafters nicht ausmadhte; 
oder wo ſie nur als Geldwerth, nicht als für den Zweck der Ges 
jellichaft unentbehrlich) eingelegt ward, und von dem, der fie ein- 
bringen jollte, mit Geld belegt werden will; oder wo ſie durd) 
deſſen Schuld unterging, und die andern Gejellichafter auf ort: 
ſetzung der Gejellihaft neben dem Erjaß der Einlage beitehen: 
da ift der Untergang fein Auflöjungsgrund. 


1868. Das Geding, wornad), wenn Einer aus der Gejell- 
ſchaft jtirbt, fie mit deſſen Erben oder unter den noch lebenden 
Theilhabern allein fortwähren joll, gilt. Im legten Fall hat der 
Erbe des Verftorbenen fein anderes Recht, als feine Abtheiluug 
von der Gejelli haft nad) ihrer Lage zur Zeit des Abjterbens zu 
verlangen, und er nimmt feinen Theil an dem weitern Erfolg, 
außer jorweit er eine nothiwendige Folge desjenigen ift, was vor 
dem Tod des beerbten Theilhabers gejchehen war. 

Vgl. L.R.S. 1844, 1865 2.3; Handelsgesetzbuch Art. 123 Z. 2, 127., 


1869. Nur Gejellichaften von unbejtimmter Dauer können 
einjeitig aufgefündigt werden. Die Auffündigung gejchieht durch 
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eine allen Geſellſchaftern bekannt gemachte Verzichtleiſtung, doch 
daß ſolche nicht unredlicher Weiſe, noch zur Unzeit geſchehe. 

Vgl. L.R.S. 1844, 1865 Z. 5, 1870; Handelsgesetzbuch Art. 123 
Z. 6, 124. 

1870. Die Entjagung iſt unredlic, wenn fie von einem 
Theilhaber geichieht, um jich einen Gewinn allein zuzueignen, der 
für gemeinjame Rechnung zu machen gewejen wäre. 

Sie geichieht zur Unzeit, wenn die Sachen in einer Lage 
find, weswegen der Gejellichaft Verluft droht, wenn die Auflöſung 
nicht verichoben wird. 


1871. Um Gejellichaften von beitimmter Dauer einjeitig 
vor der Zeit aufzufünden, find gerechte Urſachen erforderlich, wie 
3. B. wenn ein anderer Theilhaber jein Verſprechen nicht erfüllt, 
wenn eine eingewurzelte Kräntlichfeit Jemanden zu den Gejchäften 
der Gejellihaft unfähig macht, oder andere Fälle, deren Recht: 
mäßigfeit und Erheblichteit zu beurtheilen dem Ermeijen der Richter 
überlafien bleibt. 

Vgl. I.R.S. 1184, 1844; Handelsgesetzbuch Art. 125. 


1872. Die Regeln bei Erbichaftstheilungen, für deren Form, 
und für die daraus unter den Miterben entipringenden Verbind— 
lichkeiten jind auf die Theilungen unter Gejellichaftsgliedern eben- 
falls anwendbar. 


Vel. L.R.S. 815—842 nebst Zusätzen, 883—892, 2103 Z. 3, 2109; 
Handelsgesetzbuch Art. 133—145, 172, 205, 244— 246, 265, 270. 


Verfügung über Handlungsgejellichaften. 


1873. Die Verfügungen des gegenwärtigen Titels find auf 
Handlungsgejellihaften nur in jenen Punften anwendbar, die 
mit den Handelsgejegen und Gebräuchen in feinem Widerſpruch 
itehen. 

Handelsgesetzbuch Art. 1 und 85—266; Reichs-Genossenschafts- 


gesetz vom 4. Juli 1868 mit Nachträgen vom 19. Mai 1871 und vom 
23. Juni 18795. 
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Zehnter Titel. 
Von dem Leih- und Darleihvertrag. 


1874. Es gibt zweierlei Gattungen der Leibe: 

die eine über Sachen, die für einen Gebrauch gegeben wer— 
den, der, ohne fie zu verbrauchen, erreichbar ilt; 

und die andere über Sachen, die für den Verbrauch gegeben 
werden. 

Die erite Gattung heißt Yeihe; 

die zweite heißt Darleihe. 

Vgl. L.R.S. 1375—1891 a. u. 1802— 1914. 


Erſtes Kapitel. 


Von dem Leihvertrag. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Natur des Leihvertrags. 


1875. Der Leihvertrag iſt derjenige, in Gefolge deſſen Einer 
dem Andern eine Sache zum Gebrauch übergibt, mit Vorbehalt 
der Rückgabe nach gemachtem Gebrauch. 


1876. Weſentlich iſt hierbei, daß der Gebrauch der Sache 
unentgeltlich überlaſſen werde. 
Vgl. L.RS. 1108, 1105, 1709, 1905. 


1877. Der Ausleiher bleibt igenthümer der geliehenen 
Sad. 


1578. So weit etwas unverbrauchbar und nicht dem Recht3- 
verfehr entzogen ift, fann es Gegenjtand diejes Vertrags jein. 

Vgl. L.R.S. 1128, 1892, 1894. 

1879. Die Berbindlichfeiten aus dem Yeihvertrag gehen 


beiderjeit3 auf die Erben des Ausleihers und des Entleihers über. 
Civilrecht. 28 
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Hat man indeß nur aus Rüchkſicht für den Entleiher, mithin 
ihm für feine Perſon geliehen, jo dürfen die Erben die geliehene 
Sade nicht fortgebraucdhen. 

Vgl. L.R.S. 1122, 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon den Verbindlichkeiten des Entleihers. 


1880. Der Entleiher ift jchuldig, al3 guter Hauswirth für 
die Bewahrung und Erhaltung der entliehenen Sache zu forgen, 
er darf fich ihrer nur zu dem Zweck bedienen, für den ſie durd) 
ihre Natur oder durch die Uebereinkunft beftimmt ift; Alles bei 
Bermeidung des Schadenerjates. 

Vgl. L.R.S. 1137, 1147 u. fig. 

1881. Gebraudt der Entleiher die Sache zu andern 
3weden, oder für längere Zeit, als er jollte, jo muß er ihren 
etwaigen Verluſt tragen, jelbft wenn er von einem Zufall her— 
rührte. 

Vgl. LR.S. 1302, 

1882. Geht die geliehene Sache durch einen Zufall zu 
Grund, gegen den dur den Gebrauch feiner eigenen der Ent» 
leiher fie hätte bewahren fünnen, oder war er in dem Fall, nur 
Eine von beiden erhalten zu fünnen, und zog die feinige vor, 
jo muß er für den Verluſt der andern haften. 

Vgl. L.R.S. 1137, 1302. 

1883. Ward die Sache bei der Uebergabe geſchätzt, jo trägt 
der Entleiher jeden, jelbit zufälligen Verluft, wo nicht das Gegen= 
theil bedungen ift. 

Vgl. L.R.S. 1822, 1851. 


1884. Für Verjchlimmerungen der Sache, die blos durd) 
den bejtimmten Gebrauch ohne einiges Verjchulden des Ent» 
leihers entjtehen, haftet er nicht. 

Vgl. L.R.S. 589, 1245, 1730. 

1885. Der Entleiher kann die Sache nicht inbehalten um 
das, was ihm der Ausleiher ſchuldig ift. 

Vgl. L.R.S. 1293 Z. 2, 1890. 
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1886. SKoften, welche der Entleiher für den Gebraud) der 


Sache aufivendet, kann er nicht zurüdfordern. 
Vgl. L.R.S. 1890, 1890 a. 


1887. Haben Mehrere zujammen eine und diejelbe Sache 


entlehnt, jo jind fie dem Ausleiher jammtverbindlid. 
Vgl. L.R.S. 1200, 1202. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon den Berbindlichleiten des Ausleihers. 


1888. Der Ausleiher kann die geliehene Sache nicht zu— 
rüdnehmen, ehe die bedungene Zeit abgelaufen, oder mo nichts 
ausbedungen waro, che der Zwed, wofür fie entlehnt wurde, 
erreicht iſt. 

Vgl. L.R.S. 1134, 1186, 1889, 1899. 

1888 a. Der Ausleiher muß die zugejagte Sache in brauch— 
barem Stand übergeben; jah der Entleiher joldye vor dem Ver— 
trag, ohne etwas zu bedingen, oder nahm er fie an, wie fie ift, 
jo ift der Stand, in dem fie damals erjchien, für hinlänglich 
brauchbar anzunehmen. 


1889. Wenn jedoch früher bei dem Ausleiher ein dringen 
des und umvorgejehenes eigenes Bedürfniß eintritt, jo mag 
der Richter nad) Umjtänden den Entleiher anhalten, fie zurüde 
zugeben. 


1890. Fällt während der Dauer der Leihe für die Er— 
haliung der Sade eine außerordentliche, unvermeidliche und 
unverichiebliche Ausgabe vor, worüber der ntleiher bei dem 
Ausleiher nicht zuvor anfragen fonnte, jo muß Ddiejer fie ihm 
erjegen. 

Vgl. L.R.S. 1875, 1886, 1947; RK.O. 8 41 2. 7. 

1890a. Eine zweideutige Ausgabe bleibt dem Entleiher 
zur Yaft, wenn er damit nicht härter belajtet wird, al3 es unter 
gleichen Umjtänden ein Miether geweſen jein würde; andern 
falls Fällt fie ganz oder nad) Umständen zum Theil auf den 
Ausleiher. 

Vgl. L.R.S. 1754, 1755. 

28* 
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1891. DBerborgene Mängel der geliehenen Sade, wodurd) 
fie im Gebrauch jchädlich werden kann, und welche der Augleiher 
fannte, dem Entleiher aber nicht anzeigte, machen ihn zum 
Schadenerſatz verbindlich. 

Vg). L.R.S. 1641 u, fig., 1898. 

1891a. Cine Leihe zum Behuf eines Geſchäfts, das den 
Ausleiher allein, oder gemeinſchaftlich mit angeht, unterliegt nicht 
den Sätzen 1883, 1885, 1886, 1888 und 1889, jondern iſt 
eriternfalls als Gejchäftsführung, letzternfalls als Gejellichaft zu 
beurtheilen. 

Vgl. L.R.S. 1372 u, flg., 1545 u. fig. 


Bweites Kapitel. 
Bon der Darleidhe. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Natur der Darleihe. 

1892. Die Darleihe iſt ein Vertrag, dem zu Folge Einer 
dem Andern von verbrauchbaren Sachen eine beſtimmte Menge 
unter der Bedingung zu überliefern hat, daß Letzterer ihm 
eben ſo viel in derſelben Gattung und Menge einſt wieder 
geben ſoll. 

Vgl. L.R.S, 587, 1894, 1902. 

1893. Der Anleiher wird kraft des Darleihvertrags Eigen= 
thümer der empfangenen Sade; er allein trägt ihren Verluft, 
wenn fie auf irgend eine Art zu Grund geht. 

Vgl. L.R.S. 1138, 1851, 1877. 

1894. Sachen, welde, obwohl von einerlei Art, doch nicht 
gleichgeltend find, wie 3. B. Thiere, find als ſolche nicht Gegen 
ftand der Darleihe, jondern nur des Yeihvertrags. 

Vzl. L.R.S. 1878, 1892. 

1595. Die Verbindlichkeit aus einer Geldanleihe bejchräntt 
fi auf den Erſatz der im Vertrag ausgedrüdten Geldjumme nad) 
ihrem Nennwerth. 
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Sind vor der Zahlungszeit die Geldforten erhöht oder abge- 
würdigt worden, jo erſetzt der Schuldner die ihm gelehnte Geld- 
jumme nur nad ihrem Nennwerth in ſolchen Münzjorten, die 
im Umlauf find. 

Vgl. Reichs-Münzgesetz vom 9. Juli 1873, bes. Art. 14—16. 


1896. Die Regel des vorhergehenden Sabes fällt weg, 
wenn die PDarleihe in Stüden oder Stangen gejchehen: ift. 


1897. Der Schuldner, der Gold oder Silber in Stüden 
oder Stangen, oder Lebensmittel und Waaren anlieh, muß fie 
allemal in gleicher Menge und Güte zurüdgeben, wie viel aud) 
immer deren Preis geftiegen oder gefallen jei. 

Vgl. L.R.S. 1249, 


1897 a. Wo nicht bejondere Bertragsbeitimmungen ent— 
icheiden, da muß der Darleiher die zugefagte Anleihe in land» 
übliher Güte, Gattung und Maß oder Gewicht an feinem Wohn 
ort dem Anleiher aushändigen. 

Vgl. L.R.S. 6d., 1243, 1247. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von den Verbindlichfeiten des Darleihers. 


1898. Bei der Darleihe hat der Darleiher eben die Ver— 
bindfichkeit, die im |1891ften Sat für den Leihvertrag feſtge— 
ſtellt ift. 


1899. Der Darleiher kann die gelichenen Sachen nicht 
vor der bedungenen Zeit zurüdfordern. 
Vgl. L.R.S. 1154, 1186, 1888, 1889. 


1900. Fit für die Wiedererftattung der Darleihe feine Zeit 
beitimmt, jo kann der Richter dem Empfänger eine Friſt nad) 
Umjtänden geitatten. 

Ve). L.R.S. 1135, 1156 u. fla, 1899, 1901. 


1901. Sit nur bedungen, daß der Empfänger zahlen 
folle, wann er fünne, oder wann er dazu die Mittel haben werde, 
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jo beſtimmt der Richter ebenfall3 die Zahlungszeit nad) Um— 
ftänden. 
Vgl. LRS. 1185, 1156 u. flg., 1899, 1900. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon den Verbindlichkeiten des Anleihers. 


1902. Der Anleiher muß die geliehenen Sachen in gleicher 
Menge und Güte und zu der bedungenen Zeit wieder erftatten. 


Vgl. L.R.S. 1185—1188, 1243, 1244, 1247, 1248, 1892, 1895— 
1897. 


1903. Kann er diejes nicht, jo zahlt er den Werth, welchen 
die Sache am vertragsmäßigen Tag und Ort der Zahlung hat; 
find Zeit und Ort nicht bejtimmt, jo geſchieht die Zahlung in 
dem Preis, den jie am Tag und Ort der zu Stand gelommenen 


Darleihe Hatte. 
Vgl. I.R.S. 1247. 


1904. Der Anleiher, welcher die ihm geliehenen Sachen 
oder deren Werth zur bedungenen Zeit nicht wieder erftattet, muß 


von dem Tag der Einklagung an die Zinjen zahlen. 
Vgl. L.R.S. 1139, 1146, 1158, 1907 a. 


Drittes Stapitel. 
Von der verzinsliden Darleihe. 


1905. Es ift erlaubt, bei der Darleihe, fie bejtehe in 
Geld, Lebensmitteln oder andern bewegliden Saden, Zinjen zu 
bedingen. 

Vgl. L.R.S. 584, 2277; Wechselordnung Art. 7. 

1906. Der Anleiher, der Zinjen zahlte, die nicht bedun— 
gen waren, fann fie weder zurüdfordern, nod von dem Kapital 
abrechnen. 

Vgl. L.RS. 6g., 1235. 


1907. Alle Zinjen find entiveder gejelich oder bedungen. Die 
gejeglihen Zinjen werden durd das Geſetz bejtimmt. Die be- 
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dungenen Zinſen fünnen da, wo ein Gejeh es nicht verbietet, den 
gejeglichen Fuß überfteigen. 

Der Betrag der höher bedungenen Zinjen muß in einer 
ſchriftlichen Urkunde beſtimmt jein. 

Vgl. L.R.S. 115% nebst Zusätzen, 1652; Handelsgesetzbuch Art. 


290, 291. Reichsgesetz vom 14. November 1867 über die vertragsmässigen 
Ziusen $ 1 s. nach L.RS. 1907 e, 


1907 a. Der gejeglie Zinsfuß ift fünf vom Hundert in 
bürgerlihen Geſchäften, und ſechs vom Hundert in Handelsge- 
ſchäften. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 287; Wechselordnung $$ 50, 51. 


1907 b. Ein durchaus erlaubter höherer Vertragsfuß ift der 
zu jehs vom Hundert in bürgerlichen Gejchäften. 
Vgl. $ 2 des nach L.R.S. 1907 e. folgenden Reichsgesetzes. 


* 1907 c. Noch höher bedungene Zinfen können niemals Pfandrecht, 
Unterpfandsrecht oder Borzugsrecht genießen; wo fie bei einem folchen geficher: 
ten Anlehen bedungen ſich befinden, da kann richterliche Hülfe dazu anders 
nicht als mittelft Minderung der ganzen gezahlten und rüdjtändigen Schuldig- 
feit auf den gejeglichen Fuß ftatt finden. 

* 1907 d. Wo höher bedungene Zinfen gegen eine Gant gefordert 
werden, da muß der Rüdjtand und das Laufende auf den gefeglihen Zinsfuß 
herabgejegt werden. 


*1907e, Eine Schuld zu höher bedungenen Zinſen ift für den Anleiher 
alle Monat, für den Darleiher aber nur alle halbe Jahr auffündlic und ab» 
leglih. Das Gegentheil kann nicht bedungen werden. 


Die L.R.S. 1907 e., d. u. e, sind aufgehoben. 


Reichsgesetz über die vertragsmässigen Zinsen 
vom 14. November 1867. 


$ ı. Die Höhe der Zinsen sowie die Höhe und die 
Art der Vergütung für Darlehen und für andere kreditirte 
Forderungen, ferner Konventionalstrafen, welche für die unter- 
lassene Zahlung eines Darlehens oder einer sonst kreditirten 
Forderung zu leisten sind, unterliegen der freien Verein- 
barung. 

Die entgegenstehenden privatrechtlichen und strafrecht- 
lichen Bestimmungen werden aufgehoben. 


$ 2. Derjenige, welcher für eine Schuld dem Gläubiger 
einen höheren Zinssatz als jänrlich sechs vom Hundert ge- 
währt oder zusagt, ist zu einer halbjährigen Kündigung befugt. 
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Jedoch kann er von dieser Befugniss nicht unmittelbar bei 
Eingehung des Vertrages, sondern erst nach Ablauf eines 
halben Jahres Grbrauch machen. 

Vertragsbestimmungen, durch welche diese Vorschrift 
zum Nachtheil des Schuldners beschränkt oder aufgehoben 
wird, sind ungültig. 

Auf Schuldverschreibungen, welche unter den gesetzlichen 
Voraussetzungen auf jeden Inhaber gestellt werden, sowie 
auf Darlehen, welche ein Kaufmann empfängt, und auf Schul- 
den eines Kaufmanns aus seinen Handelsgeschäften, leiden 
die in diesem Paragraphen enthaltenen Vorschriften keine 
Anwendung. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 292; Bad. Gesetz vom 5. Juni 1860 
(R.B. Nr. 30) über Schuldverschreibungen auf Inhaber. 

$ 3. Wird die Zalılung eines Darlehens oder einer 
anderen kreditirten Forderung verzögert, so bleibt auch für 
die Zögerungszinsen der bedungene Zinssatz massgebend, so- 
fern derselbe höher ist, als die gesetzlich bestimmten Zöge- 
rungszinsen. 

Vgl. L.R.S. 1153, 1907 a. 

$ 4. Die privatrechtlichen Bestimmungen in Betreff der 
Zinsen von Zinsen und die Vorschriften für die gewerblichen 
Pfandleihanstalten werden durch dieses Gesetz nicht geändert. 

Vgl. L.R.S. 1154; Handelsgesetzbuch Art. 291: Bad. Gesetz vom 
6. April 1854 (R.B. Nr. 20) Art. 1 Z. 1, s. bei L.R.S. 2684. 

$ 5. Den Landesgesetzen bleibt vorbehalten, zu bestim- 
men, dass die im $ 2 dieses Gesetzes eingeräumte Kündi- 
gungsbefugniss des Schuldners gänzlich wegfalle, oder dass 
ein höherer Zinssatz als 6 Prozent oder eine längere Kündi- 
gungsfrist als sechs Monate für die bezeichnete Befugniss 
massgebend sei. 

Soweit einzelne Landesgesetze Bestimmungen enthalten, 
welche die erwähnte Kündigungsbeiugniss des Schuldners 
ausschliessen oder in der bezeichneten Weise beschränken, 
bleiben dieselben in Gültigkeit, bis sie auf dem verfassungs- 
mässigen Wege des betreffenden Landes oder durch ein 
Bundesgesetz abgeändert werden. 


x 1907 f. Wer ohne Vertrag höher als gejegliche, und mit 
Vertrag höher als bedungene Zinjen nimmt, muß alles zu viel 
Empfangene mit Zins zurüdgeben oder am Kapital abrechnen 
laljen, und kann nad Befund der Umftände und der Verheimlihung in 
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Strafe genommen werden, die nicht unter dem Betrag eines Jahrzinjes und 
nicht über fünf derjelben fein darf. 

Vgl. L.R.S. 1254, 1376, 1578. 

Die Strafbestinmmung ist aufgehoben durch $5 Z. 7 des Ein- 
führungsgesetzes vom 5. Februar 1851 (R.B. Nr. 9) zum Badischen 
Strafgesetzbuche. 


1908. Cine Quittung, welche über das Kapital ohne 
Vorbehalt der Zinjen ausgejtellt ift, begründet die VBermuthung, 
daß auch dieje gezahlt jeien, und bewirkt Entledigung von den— 
jelben. 

Vgl.L.R.S. 1254, 1352, 


1909. Der Darleiher fann Zinjen von einem Kapital be= 
dingen, auf deſſen Zurüdforderung er Verzicht thut. 
Das Geihäft hat in diefem Fall den Namen eines Rent— 
faufes. 


1910. Dieje Rente fann für immer oder auf Lebenszeit 
(als Grbrente oder als Leibrente) beftellt werden. 
gl. L.RS. 1911 u. fig., 1914. 


1911. Die Erbrente ijt ihrem Wejen nad) ablöslic. 

Die Parteien fünnen nur bedingen, daß erſt nad einer 
Zeit, die längjtens zehn Jahre jein darf, oder nicht ohne eine in 
bejtimmter Zeit zuvor erfolgte Auffündigung die Ablöfung ges 
ichehen dürfe. 

Vel 1.R.S. 530, 


1912. Der Schuldner einer Erbrente kann zur Ablöjung 
angehalten werden: 
l) wenn er in zwei Jahren jeine Verbindlichkeiten nicht 
erfüllt; 
2) wenn er dem Darleiher die im Vertrag zugelagte Sicher: 
heit nicht verichafft. 


Vl. LER.S. 1184, 1977-1979, 


1913. Tas Kapital einer Erbrente fann gleichralls zurüd- 
gefordert werden, wenn der Schuldner in Sant oder gänzlichen 
Bermögensverfall geräth. 

Vgl. LR.S. 11885; R.KO.$ 20. 
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1914. Die Regeln über Leibrenten ſind unter dem Titel: 
von Glücksverträgen beſtimmt. 
Vgl. L.R.S. 1964, 1968— 1983. 


Elfter Titel, 
Bon der Hinterlegung zur fihern Hand. 
Erſtes Sapitel. 


Bon dem Hinterlegungsvertrag überhaupt und dejjen 
Gattungen. 


1915. Die Hinterlegung im allgemeinen Sinn iſt das 
Rechtsgeihäft der Uebergabe einer Sade an einen Andern zur 
Bewahrung und Zurüdgabe im Stüd. 


1916. Es gibt zwei Gattungen der Hinterlegung, nämlich 


jene zur zweiten und jene zur dritten Hand. 
Vgl. L.R.S. 1917. 1920, 1955. 


Bweites Kapitel. 


Von der Hinterlegung zur zweiten Hand. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Natur und dem Weſen dieſes Hinterlegungsvertrags. 


1917. Die Hinterlegung zur zweiten Hand ift ihrem Wejen 
nad) ein unentgeltlicher Vertrag. 

Vgl. L.R.S. 1105, 1928 Z. 2, 1957; Handelsgesetzbuch Art. 290, 

1918. Nur beweglide Sachen find ihr Gegenftand. 

Vel. URS. 527 u. fig, 1959. 

1919. Sie wird nur vollzogen durch die wirklich ge= 
ichehene oder als geihehen angenommene Uebergabe der hinter- 
legten Sache. 

Als gejchehen angenommen wird die llebergabe, fo oft der 
Aufbewahrer jhon aus einem andern Rechtsgrund die Sade in 
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feiner Gewahrfam hat, die man ihm nun als hinterlegtes Gut 


belaſſen will. 
Vgl. L.R.S. 1606 Z. 3. 


1920. Die Hinterlegung ift entweder freiwillig oder noth= 


gedrungen. 
Vgl. L.R.S. 1921 u. fig. u. 1949 u. fig. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon der freiwilligen Hinterlegung. 


1921. Eine freiwillige Hinterlegung bildet fi) durch die 
gegenjeitige Einwilligung derer, die etwas in Verwahr geben und 


nehmen. 
Vgl. LR.S. 1101, 1919, 1949, 1952. 


1922. ine freiwillige Hinterlegung fann in der Ordnung 
nur durch den Gigenthümer der anvertraufen Sade, oder 
mit deſſen ausdrüdlicher oder ſtillſchweigender Einwilligung ge= 


ſchehen. 


Vgl. LRS. 1938, 2279. 


71923. Eine freiwillige Hinterlegung muß durch Urkunden ermwiejen 
werden. Der Beweis von Zeugen wird, jobald von einem Werth über fünf 
und fiebenzig Gulden die Rede ift, nicht zugelafjen. 


+1924. Wird die Hinterlegung von folhem Werth nicht durch Urkun— 
den ermwiejen, jo muß demjenigen, der als Aufbewahrer in Anſpruch genom: 
men wird, auf fein Wort gealaubt werden, es mag von dem Hergang der 
Hinterlegung, oder von der hinterlegten Sache oder endlich von deren erfolgter 
Zurüdgabe die Frage fein. 

r1924a. Diefes fällt jevoch weg, wo der Aufbewahrer eine verjchloffen 
übergebene Sache eigenmädtig aus dem Verſchluß nahm, oder fonft eine Ge— 
fegmwidrigfeit in der Bewahrung fih zu Schulden kommen lieh; in ſolchem 
Fall geht das Borrecht, auf jein Wort geglaubt zu werden, auf den Hinter— 
leger über, 

Die L.R.S. 1923, 1924 u. 1924a. sind aufgehoben durch $ 146 
des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


1925. Eine freiwillige Hinterlegung hat unter folchen Per— 
jonen nur ftatt, die fähig find, Verträge zu ſchließen. 

Nimmt gleichwohl Jemand, der dieje Fähigkeit hat, ein an— 
vertrautes Gut von einem Unfähigen an, jo hat er alle Pflichten 
eines ggentlichen Berwahrers zu erfüllen, und kann von dem 
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Vormund oder dem Pfleger defjen, der ihm das Gut anvertraute, 
belangt werden. 


Vgl. L.R.S. 1128 1125. 


1926. Wo ein Vertragsfähiger bei einem Unfähigen etwas 
hinterlegt, da hat der Hinterleger auf das anvertraute Gut nur 
jo lang es ji) in Handen des Aufbeiwahrers befindet, die Zueig— 
nungsflage und eine Klage auf Erſatz deſſen, was in den Nuten 
des Bewahrers verwendet worden ift. 

Vgl. L.R.S. 1312. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon den Pflichten des Aurbewahrers. 


1927. Der Aufbevahrer muß die ihm anvertraute Sache 
mit eben der Sorgfalt bewahren, wie die jeinige. 
Vel.L.R.S. 1137, 1880. 


1928. Die Anwendung dieſes Sabes muß alsdann nad) 
aller Strenge geichehen: 

1) wenn der Aurbewahrer ſich jelbjt zur Aufbewahrung der 
Sache angeboten hat; 

2) wenn er für die Bewahrung des anvertrauten Gutes 
einen Lohn bedungen hat; 

3) wenn die Hinterlegung einzig zum Bortheil des Aufbe— 
wahrers geſchehen ift; 

4) wenn ausdrüdlich bedungen ward, dab der Aufbervahrer 
für jede Art der Vernachläſſigung haften joll. 

Vgl. L.R.S. 1882, 


1929. In feinem Fall ift der Aufbewahrer für Zufälle 
verantwortlich, die von höherer Gewalt herrühren, er jei denn in 
Verzug gejeßt, das anvertraute Gut zurüdzugeben. 

Vgl LR.s. 1139, 1148, 1302, 1034. 


1930. Er darf die hinterlegten Sachen nicht gebrauchen 
ohne ausdrüdliche oder muthmahliche Ginwilligung des Hinter— 
legers. 

Vgl. L.R.S. 1881. 
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1930a. Dieje Bewilligung darf vermuthet werden, wenn 
unverbrauchbare und zugleich unverderblide Sachen offen hinter- 
legt werden, ingleihem wenn verbrauchbare Sachen unverjchlofjen 
an Handelsleute übergeben werden. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 4, 290. 


1931. Er joll nicht forichen, was für Sachen bei ihm 
hinterlegt worden find, wenn fie ihm in verfchloffener Kiſte oder 
verjiegeltem Umijchlag anvertraut werden. 


1932. Der Aufbewahrer muß genau die nämliche Sache 
zurüdgeben, die er empfangen hat. 

Anvertraut Gut, das in Hingender Münze bejtand, muß 
aljo in eben den Sorten, worin es gegeben ward, zurüdgegeben 
werden, ihr Werth mag gejtiegen oder gefallen jein. 

Vgl. L.R.S. 1248, 1298 Z. 2. 


1933. Ein Aufbewahrer gibt die bei ihm hinterlegte Sache 
in dem Stand zurüd, worin fie fich zur Zeit der Zurüdgabe 
befindet. Berichlimmerungen, die nicht von ihm herrühren, fallen 
auf den Hinterleger. 

Vgl. L.R.S. 1245. 


1934. Gin Aufbewahrer, dem die Sache durd höhere Ge— 
walt weggenommen wird, jedoch) jo, dab er dafür den Werth 
oder ſonſt etwas empfängt, muß dasjenige, was er zum Erſatz 
erhält, abgeben. 

Vgl. I..R.S. 1303, 1929. 


1935. Der Erbe eines Aufberwahrers, der redlicher Weije 
die Sache verkaufte, weil er nicht wußte, daß fie anvertrautes 
Gut jei, ift zu mehr nicht verbunden, als den empfangenen Erlös 
zu erjegen, oder jeine Klage wider den Käufer abzutreten, jofern 
er noch nicht bezahlt ift. 

Vgl L.R.S. 1141, 1380, 1650, 1654, 2279, 


1936. Hat die hinterlegte Sache Früchte getragen, und der 
Aufbewahrer fie genofjen, jo iſt er verbunden, fie zu erſetzen. 
Von dem bei ihm hinterlegten Geld zahlt er feine Zinjen, 
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außer von dem Tag an, da er in Verzug der Zurüdgabe ge- 


ſetzt ift. 
Vgl. L.RS, 549, 1139, 1153, 1155 a; Hinterlegungsgesetz vom 
8. August 1837 (R.B. Nr. 26) Art. 5—10 u. 28. 


1937. Der Aufbewahrer darf die bei ihm hinterlegte Sache 
nur dem zurüdgeben, der fie ihm anvertraute, oder in deflen 
Namen die Hinterlegung geſchah, oder der ihm dabei :angewiejen 
wurde, um jie zu erheben. 

Vgl. L.R.S 1239, 1925. 


1938. An den, der die Sade in Verwahr gab, kann er 
den Beweis des Eigenthums niemals fordern. 

Entdedt er gleihwohl, daß die Sache entwendet worden, 
und wer deren wahrer Eigenthümer ſei, jo ift er verbunden, die 
bei ihm gejchehene Hinterlegung diefem fund zu thun, und ihn 
urkundlich aufzufordern, daß er in einer bejtimmten und hinläng= 
lihen reift fie in Anſpruch nehme. 

Verſäumt diefer darauf joldes, jo wird der Aufbewahrer 
aller Verbindlichkeit dadurd gültig entledigt, daß er fie dem— 


jenigen übergibt, von dem er fie empfangen hat. 
Vgl. L.R.S. 1922, 1944, 2279. 


1939. Im Fall des natürlichen oder bürgerlichen*) Todes 
de3 Hinterleger3 ift das anvertraute Gut jeinen Erben zurüde 
zugeben. 

Hat er mehrere Erben, jo ijt einem Jeden jein Antheil 
daran einzuhändigen. 

Iſt die hinterlegte Sache untheilbar, jo müfjen die Erben 
fi) über den Empfang einverftehen. 

* Aufgehoben s. L.R.S. 22, 

Vgl. LR.S. 1220, 1224. 1670; R.C.P.O. $ 59. 


1940. Hat der Hinterleger feinen Stand wejentlich ver: 
ändert; war 3. B. die Frauensperſon zur Zeit, wo die Hinter: 
legung geſchah, ledig, hat ſich aber nachher verehelicht, und fteht 
nunmehr unter dev Gewalt des Mannes, oder war der Hinter- 
leger zwar volljährig, ihm iſt aber nunmehr durch Mundloser- 
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Härung die Verwaltung ſeines Vermögens benommen: in dieſen 
und andern gleichartigen Fällen kann das anvertraute Gut nur 
demjenigen zurückgegeben werden, der die Pflege der Rechte und 
Güter des Hinterlegers hat. 

Vgl. L.R.S. 450, 509, 513 4. 1421, 1428, 1531, 1536. 


1941. War die Hinterlegung von einem Vormund, einem 
Ehemann oder Pfleger in einer von diejen Eigenſchaften ge= 
ſchehen, deſſen Gejchäftsführung oder Pflege ift aber geendigt, jo 
fann das anvertraute Gut nur der Perjon zurüdgegeben werden, 
welche diejer Bormund, Ehemann oder Pfleger vertrat. 


1942. Wird in dem Hinterlegungsvertrag der Ort bejtimmt, 
wo die Zurüdgabe gejchehen joll, jo ift der Aufbewwahrer ge= 
halten, die bei ihm Hinterlegte Sache dahin zu bringen. Die 
etwa hiezu erforderlichen Koften der Weberbringung fallen jedod) 
dem Hinterleger zur Laft. 

Vgl. L.R.S. 1247 u. 1248; 1943. 


1943. Iſt in dem Bertrag fein Ort der Zurüdgabe be— 


fiimmt, jo muß fie an dem Ort der Hinterlegung gejchehen. 
Vgl. L.R.S. 1247. 


1944. Anvertrautes Gut muß dem SHinterleger, jobald er 
es fordert, zurüdgegeben werden, jelbjt dann, wenn in dem Ver— 
trag eine andere Zeit zur NRüdlieferung fejtgeftellt wäre, wenn 


nicht dem Aufbewahrer ein Verhaftsbefehl oder eine Einſprachs— 


urfunde wider die Zurüdgabe oder wider die Ortsveränderung 
der hinterlegten Sache behändigt ift. 

Vgl. L.R.S. 1187, 1242, 1888, 1889, 1988; R.C.P.O. $$ 744, 746 
u. 810; R.K.O. $ 108, 


7 1945. Ein untreuer Aufbewahrer ift des Nechtsvortheil3 der Güter: 
abtsetung verlujtig. 
Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf,-Ges. zu den R.J.G. 


1946. Alle Pflichten des Aufbewahreres hören auf, wenn 
er beweislich entdedt, daß die Hinterlegte Sade ihm ſelbſt 
zugehöre. 

Vgl. L.R.S. 1922, 1938, 2279. 
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Vierter Abſchnitt. 
Von den Pflichten des Hinterlegers. 


1947. Der Hinterleger iſt ſchuldig, dem Aufbewahrer die 
auf Erhaltung der hinterlegten Sachen verwendeten Koſten zu 
erſetzen, und ihn für allen Verluſt, den die Hinterlegung ihm 
verurſacht haben mag, zu entſchädigen. 

Vgl. LR.s. 1890. 

1948. Der Aufbewahrer ijt berechtigt, bis zu jeiner völligen 
Befriedigung für das, was ihm aus dem Hinterlegungsvertrag 
gebührt, das anvertraute Gut innezubehalten. 

Vgl. L.R.S. 1293Z. 2; Handelsgesetzbuch Art. 313; R.-Konk.-Ordn. 
841 2. 7 u. 8. 


Fünfter Abſchnitt. 
Von der nothgedrungenen Hinterlegung. 


1949. Eine nothgedrungene Hinterlegung iſt diejenige, die 
durch einen Zufall, wie z. B. durch Feuersbrunſt, durch Einſturz, 
durch Plünderung, Schiffbruch oder durch andere unvorgeſehene 
Begebenheiten veranlaßt wird. 

Vgl. L.R.S. 1920, 1921, 1952. 


+ 1950. Zum Beweis einer nothgedrungenen Hinterlegung können auch 
Zeugen zugelaffen werden, der Werth jei jo hoch als er wolle. 


Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


1951. Dieſelbe wird nach allen vorigen Regeln beurtheilt. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den BR J.G. 

Vgl. L.R.S. 1921—1948. 

1952. Wirthe oder Gaftgeber find als Aufberwahrer für 
Alles verantwortlich, was ein Reiſender, den fie beherbergen, zu 
ihnen einbringt. 

Das Einbringen jolcher Vermögensftüde iſt als eine noth— 
gedrungene Hinterlegung anzujehen. 

Vgl. L.R.S. 1782, 1949; RC.P.O. $ 41 2. 5. 

1953. Sie haften gegen Entwendung oder Beſchädigung 
der Habjeligkeiten des Reiſenden, es mögen Dienftboten, oder 
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Wirthichaftsaufieher, oder Fremde, die in dem Gafthof aus- und 
eingehen, den Diebjtahl begangen oder den Schaden verurjacht 
haben. 

Vgl. L.R.S. 1384, 1782. 

1954. Sie haften nicht für Diebftähle, die mit gewaffneter 
Hand oder jonjt mit Uebermacht verübt werden. 

Vgl. L.R.S. 1148, 1784. 


Drittes Kapitel. 
Von der Hinterlegung zur dritten Hand. 


Eriter Abſchnitt. 


Von den verjchiedenen Gattungen der Hinterlegung zur 
dritten Hand. 


1955. Die Hinterlegung zur dritten Hand geſchieht ent= 
weder fraft Vertrags, oder kraft gerichtlicher Verordnung. 

Vgl. L.R.S. 120, 602, 771, 807, 1259, 1956 u. 1961; R.C.P.O. 88 72, 
101 u. fig., 344, 367, 647, 650, 652, 659, 710, 728, 788, 750, 751, 
771, 803, 805, 807, 810; R.K.O. $$ 118, 120, 125, 156; R.St.P.O. 88 117, 
118, 174, 419, 488; Bad. Ein-Ges. zu den R.J.G. $ 94; Enteignungs- 
gesetz vom 28. August 1835 (R.B. Nr. 42) 88 69, 79 u. 81; Rechts- 
polizeigesetz $ 2 Z. 10; Hinterlegungsgesetz vom 3. August 1837 (R.B. 
Nr. 26) nebst den dazu gehörenden Verordnungen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der willfürlicen Hinterlegung zur dritten Hand. 


1956. Die willtürlihe Hinterlegung zur dritten Hand ift 
die von Einem oder Mehreren bewirkte Hinterlegung einer 
ftreitigen Sade in die Hände eines Dritten, der ſich verbindet, 
nad) geendigtem Streit fie demjenigen wieder auszuliefern, dem 
fie zuerfannt wird. 

Vgl. R.C.P.O. 88 72, 738, 750. 

1957. Die Hinterlegung zur dritten Hand kann unentgeltlic) 
oder um Lohn gejchehen. 


Vgl. L.R.S. 1917, 1928 Z. 2. 
Eivilrecht. 29 
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1958. Geichieht fie unentgeltlich, jo fteht ſie unter den 
Regeln der Hinterlegung zur zweiten Hand, mit Vorbehalt der 


unten ausgedrüdten Abweichungen. 
Vgl. L.R.8. 1919—1948. 


1959. Die Hinterlegung zur dritten Hand fann nit nur 
beweglide Sachen, jondern aud Liegenschaften zum Gegenjtand 
haben. 

Vgl. L.R.S. 1918. 


1960. Der Aufbewahrer, dem eine ftrittige Sache anver— 
traut ift, fann vor Ausgang des Streits von jeiner Berbindlich- 
feit anders nicht befreit werden, al3 durch Bewilligung aller Bes 
theiligten oder aus einer zu Recht erfannten Urſache. 


Dritter Abſchnitt. 
Von der gerichtlihen Dinterlegung zur dritten Hand. 


1961. Das Gericht kann die Hinterlegung zur dritten Hand 
befehlen: 


Fl) für Fahrnikftüde eines Schuldners, auf welde Beichlag erkannt 
worden it; 


Aufgehoben durch $ 146 des Bad, Einf.-Ges. zu den R.J.G. 
2) für unbewegliche oder bewegliche Sachen, deren Eigen— 
thum oder Beſitz unter zweien oder mehreren Perjonen 
jtreitig wird; 
Vgl. R.C.P.O. $ 814; R.E.G. zur C.P.O. $ 16 Z. 4 

3) für Sadıen, die ein Schuldner zur Zahlung anbietet. 
Vgl. L.R.S. 1257, 1259, 1264 nebst Zusätzen, 2186. 

1962. Die Anordnung eines gerichtlichen Hüters begründet 
zwiſchen dem, der den Beſchlag emvirkte, und dem Hüter wechſel— 
jeitige Pflichten; der Letztere muß für die Erhaltung der in 
Beichlag genommenen Habe als guter Hauswirtd Sorge tragen. 

Er muß fie zurüdliefern, entweder zur Befriedigung des— 
jenigen, der fie in Beichlag nahm, oder an denjenigen Theil, 
wider den ein Bejchlag erfolgte, der wieder aufgehoben worden ift. 

Die Verbindlichkeit deſſen, der den Beſchlag erwirkte, befteht 
darin, daß er dem Hüter den im Gejeß beftimmten Lohn zahle. 

Vgl. L.R.S. 1137, 1927, 1928, 1937, 1956. 
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1963. Die Perjon, bei welcher von Gerichts wegen zur 
dritten Hand eine Sade hinterlegt werden joll, wird entiweder 
durch die Betheiligten gemeinjchaftli gewählt, oder von dem 
Richter von Amts wegen ernannt. 

In jedem Fall hat derjenige, dem die Sache anvertraut 
worden ijt, alle Berbindlichkeiten der willtürlichen Hinterlegung 
zur dritten Hand. 

Vgl. L.R.S. 1955 nebst Zusätzen u. 1956—1960. 


Bwölfter Titel. 


Bon Glüdsverträgen. 


1964. Ein Glüdsvertrag ift jene Hebereinfunft, deren Wir- 
fung auf Gewinn und Berluft entweder für alle Parteien, oder 
für eine oder mehrere aus ihnen, von einer ungewiſſen Begeben= 
heit abhängt. 

Dergleihen find (außer dem Wijecuranzvertrag und dem 
Darlehen auf Bodmerei, die unter eigenen Gejegen ftehen): 

das Spiel und die Wette, jodann 

der Leibrentenvertrag. 

Vgl. L.R.S. 1965—1967 u. 1968—1983; Handelsgesetzbuch Art. 
680—701 (Bodmerei) u. 782—905 (Seeversicherung). 


Gesetz vom 30. Juli 1340 (R.B. Nr. 28) über Feuerversicherung 
von Fahrnissen; Gesetz vom 29, März 1852 (R.B. Nr. 14) über Feuerver- 
sicherung der Gebäude (folgen im Anhange B. 14). 


Erfies Kapitel. 
Bon dem Spiel und der Wette, 

1965. Das Geſetz geftattet feine Klage auf eine Spiel- 
ſchuld oder auf Zahlung einer Wette. 

Vgl. L.R.S. 1966, 1967. 

1966. Spiele zur Waffenübung, Wettrennen zu Fuß oder 
zu Pferd, Wettiahren, Balljpiel und andere gleichartige Spiele, 

29* 
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wobei es auf Gewandtheit und Yeibesübung ankommt, find von 
jenem Berbot ausgenommen. 

Das Gericht darf jedoch aud) hier die Klage verwerfen, wenn 
die Summe übertrieben ericheint. 

1967. In feinem Fall fann der verlierende Theil das, 
was er freiwillig gezahlt hat, zurüdfordern, wenn nicht Betrug, 


Ueberliftung oder Tiebsgriffe untergelaufen jind. 
Vel. L.R.S. 6g., 1100 u. flr., 1235. 


Bweites Sapitel. 
Yon dem Leibrentenvertrag. 


Erſter Abihnitt. 
Von den Bedingungen der Gültigfeit des Leibrentenvertrags. 

1968. Eine Yeibrente fann eine belaftete NRechtsurjache 
haben, wenn fie für eine Summe Geldes, für Liegenjchaften, 
oder Fahıniz von Werth gereicht wird. 

Vgl. L.R.S. 1104, 1909, 1910, 1914, 1976. 

1969. Sie kann aud eine bloße unentgeltlihe Urſache 
haben, wenn fie durch Schenkungen unter Lebenden oder von 
Todeswegen errichtet wird. Die von dem Gejek jolden Schen- 
fungen vorgejchriebenen Formen find alsdann zu beobadıten. 

Vgl. L.R.S. 931-983, 969 u. fig., 1015 Z. 2, 1973, 1981. 

1970. In legtern Fall ijt die Yeibrente der Minderung 
untenvorfen, wenn jie den Theil des Vermögens überjteigt, wo— 
rüber man verfügen darf; fie iſt ungültig, wenn fie den Vortheil 
einer Perſon bezielt, die unfähig iſt, Vermächtniſſe oder Schen— 
fungen zu empfangen, 

Vgl, LR.S. 906-911, 913—918, 920 n. fig., 1094, 1098, 

1971. Die Leibrente kann auf die Lebenszeit deijen, der 
fie erfauft, oder eines Dritten, der zu ihrem Genuß fein Recht 
hat, verjprochen werden. 


1972. Sie kann auf die Lebenszeit Einer Perjon oder 
Mehrerer geitellt werden. 


Gaosh 
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1973. Sie kann zum Vortheil eines Dritten beſtellt werden, 
für welchen ein Anderer den Preis hergegeben hat. In dieſem 
letztern Fall iſt ſie, obſchon ſie die Merkmale einer Freigebigkeit 
hat, den Formen nicht unterworfen, welche bei Schenkungen er— 
fordert werden, vorbehaltlich der im 1970ſten Satz ausgedrückten 


Fälle, wo eine Minderung oder Nichtigkeit eintritt. 
Vgl. L.R.S. 1121, 1969, 1981. 


1974. Jeder Yeibrentenvertrag, der auf die Lebenszeit einer 
Perſon gejchloifen wird, die am Tag des Abſchluſſes schon todt 
war, ijt wirkungslos. 

Vgl. L.R.S. 1601, 1975. 


1975. Das Gleiche gilt, wenn eine Yeibrente auf Die 
Lebenszeit einer Perſon verjproden ward, die von einer Krank— 
heit jchon befallen war, an welcher fie in zwanzig Tagen nad) 
Abſchluß des Vertrages ftirbt. 

1976. Das Berhältnig der Yeibrente zu dem dafür hin— 
gegebenem Kapital hängt bloß vom Belieben beider Theile ab. 

Vel. L.RS. 1312. 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon den Wirkungen des Yeibrentenvertrags unter den 
Vertragsperjonen. 


1977. Derjenige, der ic) eine Leibrente erfaufte, kann die 
Auflöfung des Vertrags begehren, wenn ihm der jchuldige Iheil 
die bedungene Sicherheit für deſſen Vollziehung nicht verichafft. 

Vgl. L.RS. 1184, 1912, 2131. 


1978. Der bloße Zahlungsverzug bei fälligen Zielern der 
Rente gibt dem Rentenkäufer fein Recht, die Rüdgabe des Ka— 
pitals zu fordern, oder auf den Bejiß des von ihm veräußerten 
Grundſtücks zurüdzugreifen. Gr darf nur auf die Güter feines 
Schuldners greifen und jie verkaufen laſſen, jofort durch Bes 
willigung des Schuldners oder Verordnung des Richters erwirten, 
daß die Zahlung des Gefälls aus dem Erlös gefichert werde. 

Vgl. L.R.S. 1184, 1912. 
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1979. Der Rentenſchuldner kann ſich ihrer Zahlung da— 
durch nicht entledigen, daß er das Kapital zurückzugeben, und 
die fälligen ſowohl als bezahlten Zieler zurückzulaſſen anbietet. 
Bis zum Abſterben des Kopfs oder der Köpfe, auf welchen die 
Rente ſteht, muß er fortzahlen, dieſe Perſonen mögen noch ſo lang 
leben und die Zahlung der Rente mag ihm noch ſo läſtig werden. 

Vgl. LR.S. 1134, 1971— 1973. 

19850. Die Leibrente gebührt dem Eigenthümer nur nad) 
Verhältniß der erlebten Tage. 

War eine Vorauszahlung bedungen, jo ift ihm das Ziel 
mit dem bejtimmten Zahlungstag erworben. 


1981. Das Geding, daß eine Leibrente feinem richterlichen 
Beihlag unterliegen joll, kann nur bei ſolchen jtatt finden, die 
aus TFreigebigteit ihren Uriprung nehmen. 

+ 1982. Eine Leibrente erlöſcht nicht durch den bürgerlichen Tod deſſen. 


dem fie gebührt; jo lang er wirklich im Leben bleibt, muß mit der Zahlung 
fortgefahren werden. 


Aufgehoben s. L.R.S. 22. 


1983. Derjenige, dem eine Leibrente gebührt, fann die 
verfallenen Ziele nicht fordern laſſen, ohne einen Lebensſchein 
wegen der Perjon, anf deren Kopf. die Nente fteht, vorzulegen. 

Vgl. L.RS. 185, 2277. 


Drittes Kapitel, 
Von dem Berpfründungsvertrag. 

Edikt vom 25. September 1807 (R.B. Nr. 35) über Vermögensüber- 
gaben und Verpfändungen (folgt im Auhang. A 3). 

1983 a. Der Bertrag, womit eine Pfründe oder lebens— 
fänglihe Unterhaltung in Wohnung, Kleidung, Koſt und Pflege 
für gejunde und franfe Tage um eine dafür dargegebene Sade 
erworben wird, ilt ein VBerpfründungsvertrag. 

Vgl. $ 21 des Edikts vou 1807. 


1983 b. Ein PVerpfründungsvertrag fann geſchloſſen werden, 
entweder in Geftalt eines Pfründfaufs und Pfründtauſches, 
wenn bejtimmte Summen oder Sachen um die Pfründe gegeben 
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werden; oder in Gejtalt eines Erblaufs, wenn Jemand fein 
gegenmwärtiges Vermögen gegen Uebernahme der Pfründfaft und 
eines nocd daneben dem Pfründnehmer zu zahlenden Kauf— 
ſchillings überläßt; oder in Geftalt einer Vermögensübergabe, 
wenn ohne einen joldhen Kaufihilling das Vermögen mit auf: 
gelegter Pfründlaft abgegeben wird. 

Jeder diejer Fälle wird in allem, worüber die nachſtehenden 
Sätze nicht Maaß geben, nah der Natur des Vertrags beurtheilt, 
dejien Geftalt er trägt. 

Vgl. L.RS. 1100ae., 1100be. 


1983 c. Die Art des Unterhalts ift demjenigen für gleic) 
anzunehmen, den der Pfründgeber nad) jeiner Hausordnung andern 
Pfründnern oder jeinen Familienglievern gibt, wo nit ein 
Mehreres oder Wenigeres deutlich bedungen ift. 

Vgl. & 30 des Edikts von 1807. 


1983 d. Der Pfründgeber erlangt durch den Vertrag fraft 
Geſetzes das Eigenthum auf die empfangenden VBermögensitüde, 
jedod bei Liegenichaften unbeichadet des Rückfalls deifelben, wenn 
aus gejeglihen Urſachen der Vertrag umgeftopen wird. 

Vgl. L.R.S. 1983 f-—k.: $ 31 des Edikts von 1807. 


1983 e. Der Pfründgeber, der ein gegemwärtiges Vermögen 
ganz oder zu einem Antheil übernimmt, wird zwar verbindlich), 
alle perjönliche und Güterfchulden ganz oder zu feinem Antheil 
zu zahlen, die zur Zeit der Vertragsichliefung darauf haften: er 
fann aber bei den perſönlichen Schulden eine Vorausflage des 
Prründnehmers verlangen, oder im Fall, da er zahlt, einen Rück— 
griff auf ihn nehmen, wenn diejer noch Vermögen behält oder 
befommt, und er einem und dem andern Recht nicht im Vertrag 
entjagt hat. 

Vgl. L.R.S. 1698; $ 32 des Edikts von 1807. 


1983 f. Kein VBerpfründungsvertrag kann wegen irgend einer 
Verkürzung umgeftoßen werden, wo nicht etwa den Pfründgeber 
der Rechtsvortheil der Minderjährigkeit dazu beredtigt. 

Vgl. L.R.S. 1305, 1313; $ 22 des Edikts von 1807. 
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1983 g. Kein Verpfründungsvertrag fann widerruflich ein= 
gegangen werden, außer dem, der in Gejtalt einer Vermögens: 
übergabe geſchloſſen wird. 

Vgl. L.R.S. 1100b b.; 8 24 des Edikts von 1807, 


1983h. Wo diejer Vertrag in lehtgedachter Geſtalt mit 
einem gejeglichen Erben vorgeht, da wird dabei ſtillſchweigend 
unterftellt, daß, wenn er zur Zeit des Todes des Pfründnehmers 
noch bejteht, daS Erbrecht des Pfründgebers rüdwärts vom Tag 
des geichlofjenen Vertrags an, eintreten jolle. 

Vgl. L.R.S. 1100aa. u. b.a. 


x 19831. Jeder Berpfründungsvertrag kann nad) vergeblichen 
DVereinigungsverfuchen wegen Unverträglichfeit des Prründgebers 
und Nehmers auf Begehren eines oder des andern Theils nad 
Vernehmung des Kronanwalts* aufgehoben werden. 

* Fällt weg nach $ 25 des Rechtspolizeigesetzes. 

Vgl. $ 23 des Edikts von 1807, 


1983 k. Wo bei einer wegen Unverträglichteit erfolgten Auf: 
hebung der Pfründnehmer unſchuldig an dem Unfrieden ift, da 
darf er begehren, daß er auf often des Pfründgebers anderwärts 
in Pfründe gebracht werde, wenn er jemand darjtellen fann, der 
ihn um einen gegen den gegebenen nicht unverhältnigmäßig erhöhten 
Prründichilling übernehmen will. 

Vgl. $ 25 des Edikts von 1807. 

1983 1. Wo der Nfründgeber jtirbt oder außer Lands zieht, 
da hat der Pfründnehmer das Recht, die Auflöfung des Vertrags 
zu begehren. 

Vgl. $ 22 des Edikts von 1807. 


1983 m. Bei jeder Auflöfung wird die Pfründreichung mit 
der gehabten Nußung des Vermögens oder Kaufſchillings wett— 
geichlagen. 

Wo die Auflöjung nicht aus alleiniger Schuld des Pfründ— 
gebers geichieht, hat diejer auch das Recht, einen verhältnigmärigen 
Theil am Pfründſchilling zurüdzubehalten. 

Vgl. $$ 26—29 des Edikts von 1807. 
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+ 1983n. Wo der Betrag dieſes Abzugs nicht im Voraus verglichen 
iſt, da ſoll er mit Rüdjicht auf die von dem Richter an Hand zu gebende 
Wahrjcheinlichkeit der Lebensdauer des Pründners durch drei Schiedsrichter 
beftimmet werden, deren jeder Theil Einen, und der Richter Einen ernennt, 
und die einmüthig oder nad) der Mehrheit und ohne Geſtattung eines Rechts— 
mittels ermefjen, wie viel nad) Verhältniß der verfloffenen zur rüdjtändigen 
Pründzeit auf jene zu gnt zu rechnen fei. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


Dreizehnter Titel. 
Bon dem Auftragsvertrag. 


Erſtes Kapitel. 
Von der Natur und der Form des Auftrags. 


1984. Der Auftrag oder die Bevollmächtigung iſt eine 
Handlung, wodurd Jemand eine andere Perfon ermächtigt, etwas 
für ihn, den Gewaltgeber, und in jeinem Namen zu thun. 

Der Vertrag wird nur durch die Annahme des Gewalthabers 
geſchloſſen. 

Vgl. L.R.S. 1103, 1108; Handelsgesetzbuch Art. 360 u. fig. 

1985. Gin Auftrag fann durch öffentliche oder durch Privat: 
urfunde oder durch bloße Briefe ertheilt werden. Man fann ihn 
auch mündlich geben. 

Die Annahme eines Auftrags kann auch Itillichtveigend ge— 
ichehen; fie liegt in der von dem Gewalthaber gejchehenen Voll— 
ziehung des Auftrags. 

Der frühere Schluss des Absatzes 1 ist aufgehoben durch $ 146 des 


Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.“. 
Vel. L.R.S. 1108 b. 


1985a. Die bloße Nichtrüdjendung einer zugejendeten Voll— 
macht gilt nicht für ſtillſchweigende Annahme, außer bei joldhen 
Perſonen, die von Auftragsausrichtungen derjenigen Art, die in 
Frage ift, Geihäft machen, oder die ſich zuvor zur Annahme 
willig erklärt hatten, und alsdann exit, wann drei Tage, und 
zivar, wo der Auftrag über Yand gejchidt wurde, drei Poſttage 
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durch, die Rüdgabe, der erhaltenen Behändigung ohngeadtet, 
verjäumt ward. 
Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 323. 


1986. Der Auftragsvertrag gibt fein Recht auf Belohnung, 
wenn fie nicht bedungen ilt. 
Vgl. L.R.S. 1710. 1992, 1999; Handelsgesetzbuch Art. 290. 


1987. Der Auftrag kann bejonders auf gewiſſe Geichäfte 
bejchräntt, oder allgemein auf alle Gejchäfte des Gemaltgebers 
gerichtet jein. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 41—56 (Prokuristen und Handlungs- 
Bevollmächtigte). 


1988. Eine Vollmadt, die in allgemeinen Ausdrüden ab» 
gefaßt it, erjtredt fi) nur auf Verwaltungshandlungen. 

Zu Veräußerungen, Verpfändungen oder andern Eigenthum3= 
bandlungen, muß die Bollmaht in bejtimmten Ausdrüden ge— 
geben jein. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 42 u. 47; R.C P.O. $ 77—79. 


1989. Der Gewalthaber darf nichts unternehmen, was nicht 
in jeiner Vollmacht enthalten ift. Unter der Vollmacht zum Ver— 
gleich) ift der Auftrag, einem jchiedsrichterlihen Spruch ſich zu 
unterwerfen, nicht begriffen. 

Vgl. L.R.S. 1998; R.C.P.O. $ 851 u. fig. 


1989a. Für begriffen in der Vollmacht, jo bejchräntt jie 
auch laute, gilt immer das, ohne was der Schaden des Gewalt— 
gebers in einem angefangenen Geſchäft nicht verhütet werden 
fönnte. 

Vgl. L.R.S. 1135, 1372 u. fig. 


1990. Frauensperjonen und gewaltsentlaſſene Minderjährige 
fönnen als Gewalthaber erforen werden. Indeß hat der Gewalt- 
geber wider den gewalthabenden Minderjährigen nicht mehr Recht, 
als die Regeln über die Verbindlichteiten der Minderjährigen 
geftatten, und wider eine Ehefrau, welche einen Auftrag ohne 
Ermächtigung ihres Mannes angenommen hat, fein anderes als 
jenes, das unter dem Titel: von den Heirathsverträgen 
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und von den wedjeljeitigen Rechten der Ehegatten feſt— 
geſetzt iſt. 
Vgl. L.R.S. 217—225, 481, 484, 1125, 1419, 1426 


Bweites Sapitel. 
Bon den Pflihten des Gemwalthabers. 


1991. Der Gewalthaber ift jchuldig, das ihm anvertraute 
Geſchäft, jo lange der Auftrag beiteht, zu vollziehen, und wegen 
deſſen Nichtvollziehung Entihädigung zu leiften. 

Er ift auc verbunden, das Geſchäft, das beim Abjterben 
des Gewaltgebers angefangen war, zu vollenden, jofern Gefahr 
auf dem Verzug ilt. 

Vgl. L.R.S. 1134, 1142, 1146, 1149, 1373, 2003, 2010. 


1992. Gr haftet für Gefährde und für Verjehen jeiner 
Geſchäftsführung. 

Von dem, der ſeinen Auftrag unentgeltlich verrichtet, fordert 
man eine weniger ſtrenge Rechenſchaft über bloßes Verſehen, als 
von dem, der Belohnung erhält. 

Vgl. LR.S. 1150, 1151, 1374, 1986; Handelsgesetzbueh Art. 362. 


1993. Jeder Gewalthaber iſt jchuldig, von jeiner Geſchäfts— 
führung Rechenſchaft zu geben, und Alles, was er kraft jeines 
Auftrags empfangen hat, dem Gemaltgeber in Rechnung zu 
bringen, jollte auch diejem das, was er empfing, nicht gebührt 
Haben. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 361. 


1994. Der Gewalthaber haftet für angenommene Stell= 
vertreter: 


1) wenn er die Vollmacht zur Aftergewaltgebung nicht er= 
halten hat; 

2) wenn ihm eine ſolche Vollmacht zwar, jedoch ohne Be— 
nennung einer Perjon ertheilt wurde, und diejenige, die 
er gewählt hat, offenbar geichäftsunfähig oder zahlungs= 
unfähig war. 


on... 
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In allen Fällen kann der Gewaltgeber geradezu und unmittel— 


bar wider den Aftergewalthaber Klagen. 
Vgl. L.R.S. 1384. 


1995. Unter mehreren, wenn glei) in ein und derjelben 
Urkunde ernannten Gemwalthabern hat feine Sammtverbindlichkeit 
Statt, die nicht ausgedrüdt ift. 

Vgl. L.R.S. 1033, 1202. 

1995 a. Wo die Zuſammenwirkungsart mehrerer Gemwalthaber 
durch die Natur des Gejchäfts oder die Vollmacht nicht beitimmt 
ift, da fann jeder, unter Benachrichtigung der übrigen, allein 
handeln, jo lang dieje nicht widerjprechen; feinesiwegs aber gegen 
den Willen des mehreren Theils. 

Vgl. L.R.S. 1859. 


1996. Der Gewalthaber muß die Summen, die er in jeinen 
Nutzen verwendet, von dem Tag der Verwendung an, und dies 
jenigen, die er in Rechnung jehuldig bleibt, von dem Tag an, 
da er in Verzug gelegt worden tft, verzinjen. 

Vel. L.R.S. 1189, 1155, 1907 a., 2001. 

199%. Der Gewalthaber, welcher mit einem Dritten in diejer 
Eigenichaft Verträge jchließt, und ihm hinlängliche Kenntniß von 
feiner Vollmacht gegeben hat, ijt wegen deſſen, was über die 
Grenzen des Auftrags geichehen iſt, keine Gewährleiſtung jchuldig, 
wenn er fie nicht perjönlich dazu verbunden hat. 

Vel. L.R.S. 1120, 1998; Handelsgesetzbuch Art. 55, 298. 


Drittes Kapitel. 
Bon den Pflichten des Gewaltgebers. 


1998. Der Gewaltgeber ift jyuldig, die Verbindlichkeiten zu 
erfüllen, welche der Gewalthaber innerhalb der Schranfen der ihm 
ertheilten Vollmacht abgeſchloſſen hat. 

Er haftet nicht für das, was über ſolche Schranken hinaus 
geichieht, außer wo es von ihm ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
genehmigt worden ift. 

Vel. 1.R.S. 1375, 1889, 1997; Handelsgesetzbuch Art. 52, 208, 362. 


ER 11.8. XII T. Auftragsvertrag. 461 


1999. Der Hewaltgeber muß dem Gewalthaber die Auslagen 
und Kojten des verrichteten Auftrags eriegen, und die etwa ver— 
ſprochene Belohnung zahlen. 

Wenn fein Verjehen dem Gewalthaber zur Yajt liegt, jo 
fann der Gewaltgeber dieje Vergütung und Zahlung darum nicht 
verweigern, dab das Gejchäft den erwarteten Erfolg nicht Hatte; 
er darf eben jo wenig darum allein, weil Koſten und Auslagen 
hätten geringer fein fünnen, deren Mäßigung begehren. 

Vgl. L.R.S. 1375, 1986, 2001; Handelsgesetzbnch Art. 200, 371. 


2000. Der Gewaltgeber muß gleichfalls den Gewalthaber 
für den Verluft entichädigen, den er bei Gelegenheit der Gejchäfts- 
führung ohne Anlaß eigener Unvorfichtigfeit erlitten hat. 

Vgl. L.R.S. 1375. 


2001. Auslagen, welche der Gewalthaber macht, muß ihm 
der Gewaltgeber von dem Tag an verzinjen, da der Vorſchuß 
beweislich gemacht worden ift. 

Vel. L.R.S. 1153, 1907 a., 1996; Handelsgesetzbuch Art. 290, 


2002. Iſt der Gewalthaber von mehreren Perjonen für ein 
gemeinjchaftliches Geſchäft ernannt, jo ſind fie ihm für alle recht— 
lihe Wirkungen des Auftragsvertrags jammtverbindlid). 

Vgl. L.R.S. 1200 u. fig. 


Biertes Kapitel. 


Bon den verjhiedenen Arten, wie ein Auftrag 
erlöſcht. 

2003. Der Auftrag erlöſcht: 

durch Widerruf des Gewaltgebers, 

durch Aufkündigung des Gewalthabers, 

durch den natürlichen over bürgerlichen Tod, die Mundlos— 
werdung, oder den Vermögenszerfall des Einen oder des Andern. 

* Aufrehoben s. L.RS. 22. 

Vgl. L.R.S. 509, 513 a., 1991, 2004 u. flg.; Handelsgesetzbuch Art. 
54. 297: R.K.O. $ 20. 
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2004. Der Gewaltgeber fann jeine Vollmacht nad) Gut- 
dünfen widerrufen, und erforderlichenfalls den Gewalthaber an= 
halten, ihm die Vollmachtsurkunde, welcher Art fie jei, zurückzu— 
geben. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 377. 


2005. Den Widerruf, welcher dem Bevollmächtigten allein 
fund getan wurde, fann man dritten Perjonen nicht entgegen 
halten, die aus Unkunde des Widerrufs in einen Vertrag mit dem 
Gewalthaber ſich eingelaffen haben, Auf diejen bleibt dem Ge— 
waltgeber der Rüdgriff unbenommen, 

Vgl. L.R.S. 1989, 1998. 


2006. Die Ernennung eines neuen Gewalthabers jür das 
nämliche Gejhäft gilt als Widerruf des Eriten von dem Tag 
an, da fie diefem befannt gemacht wird. 

Vgl. L.R.S. 2004. 


200%. Der Gemwalthaber fann den Auftrag dem Gewalt- 
geber auffündigen, 

Iſt jedoch diefe Auffündigung dem Gemwaltgeber nadtheilig, 
jo muß der Gewalthaber ihn entichädigen, außer wenn er die 
Vollziehung des Auftrags ohne eigenen beträdhtlihen Nachtheil 
nicht fortführen konnte. 

Vgl. L.R.S. 1147 u. flg., 1991. 


2008. Weiß der Gewalthaber nicht, daß der Gewaltgeber 
geftorben, oder daß jonft eine Erlöſchungsurſache eingetreten fei, 
fo bleibt alles das in Kraft, was er in diejer Unwifjenheit gültig 
unternommen hat. 


2009. Berträge, welche in oben erwähnten Fällen dritte 
Perſonen redlicher Weile mit einem Gewalthaber jchließen, deſſen 
Auftrag erlojchen tft, bleiben verbindlich. 

Vgl. I.R.S. 1998. 


2010. Wenn der Gewalthaber jtirbt, jo find deifen Erben 
verbunden, den Gewaltgeber hievon zu benachrichtigen und in= 
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zwiichen dasjenige zu bejorgen, was nach Umſtänden deſſen Vor— 
theil erfordert. 
Vgl. L.R.S. 1991. 


Fünftes Kapitel. 
Bon Anweilungen. 


2010 a. Anmeijungen find Aufträge für den Anweiſungs— 
empfänger und Anweiſungszähler, Sachen oder Summen im 
Namen des Anweijers zu erheben und zu geben. 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 301—305. 


2010 b. Sie fünnen an Lieferungsſtatt, nämlid) um da= 
mit eine Verbindlichfeit* des Empfängers wirkſam zu machen, 
oder an Zahlungsitatt, das ijt, um damit eine Verbindlichkeit 
gegen den Empfänger zu tilgen, oder allein an Einzugsitatt 
geichehen. 


* Redactionsfehler statt: „Berechtigung“ (vgl. L.R.S. 2010 ce.) 


2010 c. Niemand, der Lieferung oder Zahlung zu fordern 
hat, kann wider jeinen Willen angehalten werden, ſich damit an 
einen Dritten weiſen zu laljen, wenn er nicht dazu ſich zuvor 
bejonders verbindlich gemacht hat. 

Vgl. L.R.S. 1237. 


2010d. ine Anweifung an Lieferungsitatt, die auf ein 
vollbejtimmtes Stüd aus einem Befigtitel gegeben, und dem An— 
mweilungszähler vorgewiejen ift, gilt dem Empfänger für Befih- 
ergreifung. 

Vgl. L.R.S. 1138, 1605 u. tlg. 


2010 e. Eben diejelbe in gleihem Fall bei einer Sache, die 
zugezählt, zugemefjen, zugewogen werden muß, überträgt den 
Beſitz erjt nad) der Uebergabe. 

Vgl. L.R.S. 1585. 


2010f. Jede Anweiſung an Lieferungsftatt iſt widerruflich, 
ſo lang der Anweiſungszähler gegen den Anweiſungsempfänger, 
durch Annahme der Anweiſung nicht in eigene Vertragsverbind— 


' 
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lichkeiten getreten ift; unbejchadet jedocd) des gegen den Anweiſer 
wegen Nichterfüllung jeines Vertrags etwa jtatt habenden Rüd- 
griffs. 

Vgl. L.R.S. 2004; Handelsgesetzbuch Art. 300. 

2010 g. Anweiſung an Zahlungsjtatt gilt für bedingungs- 
weile Zahlung. Die Bedingung, ohne welche die Zahlung nicht 
für geſchehen gilt, ift, daß der Anweilungszähler zahlen könne 
und wolle, wenn man ohne Aufenthalt ihn angeht. 


2010h. Anweiſung an Zahlungsitatt gilt für Nechtsüber- 
weiſung oder unbedingte Zahlung, jobald ohne befonderen Auf— 
trag des Anweiſers der Empfänger dem Zähler Frift gibt, Ver- 
glei mit ihm eingeht, wettichlägt, oder jonft eine Handlung 
vornimmt, womit er ſich die Forderung eigen macht, oder für fie 
gut zu ſtehen ſchuldig wird. 

Vgl. 1.R.S. 1271, 1275. 

20101. Anweiſung an Zahlungsitatt fann, auch wenn fie 
der Anweifungszähler noch nicht angenommen hat, von dem An— 
weijer nicht widerrufen werden, ohne daß der Empfänger ein= 
twillige; wenn nicht diejer inzwijchen durch angenommene Zahlung, 
MWettichlagung oder jonjt aufgehört hat, Schuldner* des Anmeijers 
zu jein, und diefes namentlid) in dem Widerruf der Anweiſung 


bemerft ift. 
* Redaktionsfehler statt „Gläubiger“. 


2010 k. Eine Anweifung an Einzugsitatt iſt ein bloßer 
Auftrag zur Erhebung und Berechnung des Erhobenen, und wird 
fediglich nach den Geſetzen des Auftrags gerichtet. 

Vel. L.R.S. 1984 u. flg. 


20101. Eine angewviejene Forderung auszuflagen oder an 
Dritte zu übertragen, ift der Amweifungsempfänger weder ſchuldig 
noch befugt, wenn nicht ein bejonderes Vertragsgeding ihn dazu 


ermächtigt. 
Vgl. I.R.S. 1989; Wechselordnung $ 17. 
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Vierzehnter Titel, 
Von der Bürgſchaft. 


Erſtes Sapitel. 


Bon der Natur und dem Umfang der Bürgichaft. 

3011. Wer Bürge für eine Schuld wird, verbindet fi, dem 
Gläubiger diefe Schuld abzutragen, auf den Fall, da nicht der 
Schuldner jelbit fie berichtigt. 

Vgl. L.RS. 1103, 2021; Wechselordnung $ S1. 


2012. Die Bürgichaft befteht nur, wenn fie für eine gültige 
Schuld übernommen: ijt. 

Ihrem Rechtsbeſtand jchadet das nicht, daß die verbürgte 
Schuld dur eine dem Schuldner blos perjünlich zuftehende Ein- 
rede vernichtet werden fann, 3. B. wegen Minderjährigfeit. 

Vgl. L.R.S. 1124, 1125, 2036. 


2013. Die VBerbürgung kann fih auf mehr nicht erftreden, 
als wozu der Schuldner jelbjt verbunden tft, fie kann auch nicht 
unter läftigern Bedingungen übernommen werden. 

Wohl aber kann fie auf einen kleinern Theil der Schuld, 
oder weniger läftige Bedingungen gejtellt werden. 

Eine Verbürgung, welche den Betrag der Hauptichuld über: 
Ichreitet, oder unter läftigern Bedingungen geichieht, iſt nicht 
ungültig, jondern nur der Minderung bis zur Hauptſchuld unters 


worfen. 
Vgl. RS. 6.n. 


2014. Man kann jich verbürgen, ohne von demjenigen, 
für den man Bürge wird, Auftrag zu Haben, und jelbit ohne 
jein Bonvillen. 

Man kann ebenfalls nicht nur unmittelbar für eine Daupt- 
Ihuld Bürgſchaft leiften, jondern auc für eine Bürgichaft. 

Civilrecht. 30 
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2015. Eine Verbürgung wird nicht vermuthet; fie muß 
ausdrüdlich gefchehen, und darf nicht über die Schranfen, worin 


fie geleitet worden iſt, ausgedehnt werden. 
Vgl. L.R.S. 1162, 1740. 


2016. Eine unbejtimmte Bürgichaft Für eine Hauptichuld 
eritredt jich auf alle Zugehörden der Schuld, jelbjt auf die Koſten 
der erjten Klage, und auf alle diejenigen, welche der erſten Auf— 
forderung des Bürgen nachfolgen. 


x 2017. Die Berbindlichkeiten der Bürgen gehen auf ihre 
Erben über, nur daf wider diefe kein perfönlicher Verhaft ftatt hat, wenn 
etwa nach der Natur der Verbindlichkeit der Bürge ihm unterworfen ae: 
wejen wäre.” : 

* Aufgehoben s. LR.S. 2059. 

2018. Der Bürge, den ein Schuldner jtellen will, muß 
vertragsfähig jein, hinlängliches Vermögen nad Größe der Schuld 
befigen, und im Staatsgebiete geſeſſen jein. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

Vgl. L.R.S. 1124, 2019, 2040; Handelsgesetzbuch Art. 69 Z. 1. * 


2019. Die Hinlänglichkeit eines Bürgen wird nur nad) 
Mapgabe jeines liegenſchaftlichen Vermögens beurtheilt, ausge= 
nommen in Dandelsgejchäften, oder wenn die Schuld gering tt. 

Streitige Liegenjchaften, oder jolche, deren gerichtliche Ver— 
fteigerung wegen weiter Entfernung mit zu vielen Beſchwerniſſen 
verbunden jein würde, fommen dabei nicht in Betracht. 


2019 a. Für zu weit entfernt gelten hierlands nur jene, die 
außer Lands gelegen find. 

Vgl. L.R.S. 2023 

2020. Wird ein Bürge, welchen der Gläubiger freiwillig 
oder auf Gerichtsverordnung angenommen hat, zahlungsunfähig, 
jo muß ein Anderer geitellt werden. 

Bon diejer Regel ift der Fall ausgenommen, wo die Bürg— 
ſchaft fraft eines Vertrags gejtellt ward, in welchem der Gläubiger 


die Perjon des Bürgen erwählt Hatte. 
Vgl. L.R.S. 2131. 
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Zweites Kapitel. 
Von den Wirkungen der Bürgſchaft. 
Erſter Abſchnitt. 


Von den Wirkungen der Bürgſchaft zwiſchen dem Gläubiger und 
dem Bürgen. 

2021. Der Bürge iſt gegen den Gläubiger zur Zahlung 
nur verbunden, wenn der Schuldner nit zahlt. Diejer muß 
zuvor auf jein Vermögen angegriffen werden, es habe denn der 
Bürge auf die Einrede der Vorausklage Berzicht gethan, oder ſich 
mit dem Schuldner jammtverbindlich gemacht, in welch letzterm 
Tall die Wirkungen jeiner Verpflichtung nach den Regeln der 
Sammtverbindlichkeiten ſich richten. 

Vgl. L.R.S. 1200, 2021 a, 2022, 2012, 2170; Handelsgesetzbuch 
Art. 2831. 

202l1a. Für einen Bürgen, der fih mit dem Schuldner 
Jammtverbindlich macht, ift derjenige zu achten, der ſich als Selbſt— 
ſchuldner verjchreibt. Ein jolcher ift an die Einſchränkungen des 
Saßes 2013 nicht gebunden; nur ijt das, was er mehr oder 
anders verjchreibt, als der Hauptichuldner, nur zwiſchen ihm und 
dem Gläubiger wirkſam; dem Hauptichuldner, der nicht mitwickte, 
fann e3 weder zum Bortheil nod zum Nachtheil gereichen. 

Vg. L.R.S. 2027 a. 

2022. Der Gläubiger iſt nur alsdann verbunden, den 
Hauptichuldner zuvor auszuflagen, wenn der Bürge in dem erften 
gegen ihn angeftellten NRechtsverfahren darauf dringt. 

Vgl. R.C.P.O. $ 251. 

2023. Der Bürge, tvelcher diefe Vorausklage verlangt, muß 
dem Gläubiger Güter des Hauptichuldners, worauf fie gejchehen 
fann, anzeigen, und ihm die Kojtenauslage vorſchießen. 

Er darf dazu feine Güter des Hauptichuldners, welche 
außer dem Staatsgebiete liegen, feine ftreitige Güter, und feine 
Unterpfänder der Schuld, die nicht mehr im Beſitz des Schuld» 
ners jind, vorjchlagen. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf,-Ges. zu den R.J.G. 

Vgl. L.R.S. 2019 a., 2170. 
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2024. Co oft ein Bürge über die Güter des Dauptichuld- 
ners eine gedachtermaßen zuläſſige Auskunft gegeben, und den 
zur Ausklagung hinreichenden Vorſchuß gethan hat, jo ijt bis 
zum Betrag der angezeigten Güter die Gefahr des Gläubigers, 
wenn er etwa gegen den Hauptichuldner das gerichtliche Ver— 
fahren unterläßt, und diejer in Zahlungsunvermögenheit inzwi— 
jchen verfällt; der Bürge haftet dafür nicht. 

2025. Zind Mehrere für die nämliche Schuld Vürgen des 
nämlichen Schuldners geworden, jo iſt jeder für die ganze Schuld 
verbindlich. 

Vgl. I.R.S. 1200, 2026, 2027 a. 

2026. Jeder derjelben, der auf die Kinrede der ITheilung 
nicht Verzicht getyan hat, kann jedoch fordern, dal; zuerjt der 
Gläubiger alle Bürgen nad) ihren Antheilen belange. 

Wenn auf Berlangen Gines der Bürgen die Theilung der 
Klage erfannt wird, Etliche unter ihnen aber alsdann jchon un= 
vermögend zu zahlen find, jo bleibt dieſer Bürge für den von 
diefen nicht einzubringenden Antheil verhaftet; hingegen keines— 
wegs für jene, die nad) erfannter Theilung in Unvermögenheit 
gerathen. 

Vgl. ILR.S. 1205, 2027, 2027 a.; Handelsgesetzbuch Art, 281. 

2027. Hat der Gläubiger freiwillig jeden auf jeinen An— 
theil belangt, jo fann er von diefer Iheilung nicht abgehen, auch 
wegen derjenigen Bürgen nit, die damals jchon uwermögend 
waren. 

Vgl. L.R.S. 1210, 1211. 

2027 a. Hätten mehrere Perſonen ſich als Selbſtſchuldner 
verſchrieben, jo jteht feinem die Einvede der Iheilung zu. 

Vgl. L.R.S. 1205, 2021 a. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von den Wirkungen der Bürgſchaft zwiſchen dem Schuldner und 
dem Bürgen. 
2028. Einem Bürgen, der gezahlt hat, jteht der NRüdgriff 
wider den Hauptſchuldner zu, die Bürgschaft mag mit oder ohne 
dejjen Vorwiſſen übernommen worden jein. 
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Dieſer Nüdgriff geht auf Kapital, Zinjen und Koſten; bei 
den Koſten jedoch nur auf jene, die von dem Bürgen aufgeiven= 
det werden, nachdem er von der wider ihn angejtellten Klage 
den Hauptichuldner in Kenntniß gejegt hat. 

Sein Nüdgriff geht auch im geeigneten Fall auf Ent: 
ſchädigung. 

Vgl. L.R.S. 2029, 2031; R.C.P.O. 8 69. 

2029. Der Bürge, der die Schuld zahlt, tritt in alle Rechte 
des Gläubiger wider den Schuldner kraft Geſetzes ein. 

Vgl. L.R.S. 1251 Z. 3, 2037. 

2030. Wer für mehrere Sammtſchuldner bürgte, fann auf 
einen jeden aus ihnen für das Ganze, Was er gezahlt hat, 
zurüdgreifen. 

Vgl. L.R.S. 1200, 2029. 

2031. Der Bürge, der eine Schuld zahlte, die der Haupt— 
ichuldner nachher abermals zahlt, weil er vom Bürgen über die 
geichehene Zahlung unbenachrichtigt blieb, hat keine Rückgriffsklage 
twider den Schuldner, jondern nur eine Klage auf Yurüdzahlung 
wider den Gläubiger. 

Sahlt der Bürge ohne eine Klage abzuwarten, und ohne den 
Hauptichuldner zu benachrichtigen, jo hat ex wider dieſen feinen 
Nüdgriff, jobald der Schuldner zur Zeit der Zahlung Kinreden 
hatte, um derentwillen die Schuld für erlojchen hätte erklärt 
werden müllen; ihm bleibt jedoch die Klage auf Zurüdzahlung 
wider den Gläubiger. 

Vgl. LR.S. 1235; R.C.P.O. $ 71. 

2032. Der Bürge kann auch ſchon, che er zahlt, wider 
den Schuldner auf Schadloshaltung Flagen: 

1) wenn er auf Zahlung gerichtlich belangt iſt; 

2) wenn der Schuldner in Gant oder Vermögenszerfall 

gerathen ift; 

3) wenn der Schuldner verjprochen hat, in einer bejtimmten 

Friſt ihn jeiner Berbindlichkeit zu entledigen; 

4) wenn die Berfallzeit der Schuld erichienen, und dieſe 

daher klagreif geworden ilt; 
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5) nach zehn Jahren, wenn die Hauptſchuld keinen be— 
ſtimmten Berfalltag hat, und nicht von der Art iſt, daß 
jie erſt nach einer bejtimmten Zeit fich tilgen läßt, wie 
z. B. eine Vormundichaftsverbindlichkeit. 

Vgl. L.R.S. 1188, 20:9; R.C.P.O. $ 239; R.K.O. $ 20. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon den Wirkungen der Bürgichaft zwiſchen den Bürgen 
unter ſich. 

2033. Wenn mehrere Perſonen für eine und diejelbe Schuld 
an eben denjelben Schuldner*) ſich verbürgt haben, jo hat der 
Bürge, der die ganze Schuld zahlt, feinen Rüdgriff auf die 
übrigen Bürgen und zwar auf einen jeden für deſſen Antheil. 

Diejer Rüdgriff hat jedoch nur alsdann ftatt, wenn der 
Bürge in einem der im vorhergehenden Sat ausgedrüdten Fälle 
ji) befand, als er zahlte. 

* Uebersetzungsfehler statt: „eben desselben Schuldners.“ 

Vgl. L.R.S. 1213, 1214, 1251 Z. 3, 2025, 2032. 


Drittes Kapitel. 
Bon Erlöjhung der Bürgichaft. 


2034. Die Bürgjchaftsverbindlichkeit erlöſcht aus gleichen 
Urjachen, wie andere Berbindlichkeiten. 

Vgl. L.R.S. 1234, 1261, 1262, 1281, 1287, 1288, 1365, 1740, 2037, 
2038, 2250. 

2035. Die Rechtsvermiſchung in der Perſon des Haupt: 
Ichuldners und jeines Bürgen, da nämlich einer von ihnen Erbe 
des andern wird, hebt die lage des Gläubigers wider denjenigen 
nicht auf, der fich für den Bürgen verbürgt hat. 

Vgl. L.R.S. 1300, 1301. 

2036. Der Bürge ift berechtigt, dem Gläubiger alle Ein- 
reden entgegen zu jeßen, welche dem Hauptſchuldner zuitehen, und 
mit der Schuld zujammenhängen, 

Er Tann ſich mit jolchen Einreden nicht ſchützen, welche dem 
Schuldner bloß aus jeiner perfönlichen Eigenjchaft zuftehen. 

Vgl. LR.s. 1208, 1294, 2012, 2034, 





—E 


ER UI. B. XIV. T. Bürgſchaft. 471 


2037. Der Bürge ift feiner Verbindlichkeit los, jobald es 
der Gläubiger unmögli” macht, daß in jeine Rechte, Pränder 
und Vorzüge der Bürge eintreten könne. 

Vgl. L.R.S. 1251, 2029. 


2038. Der Gläubiger, welcher liegende oder fahrende Habe 
für die Hauptihuld an Zahlungsitatt freiwillig annimmt, befreit 
den Bürgen dadurch, jelbft für den Fall, da diefe Sachen dem 
Gläubiger durch Urtheil und Recht wieder abgejprochen würden. 


2039. Eine bloße Verlängerung der Zahlungsfrift, welche 
der Gläubiger dem Hauptſchuldner geftattet, befreit den Bürgen 
nicht; dieſer wird aber aud dadurch nicht gehindert, wider den 


Schuldner auf Zahlung zu Hagen. 
Vgl. L.R.S. 2032 Z. 4. 


Biertes Kapitel. 
Bon gejegliden und geridtlihen Bürgſchaften. 


2040. So oft Jemand durd) die Verfügung eines Gejeges 
oder eines Urtheils im Fall it, Bürgichaft zu ftellen, müfjen bei 
dem Bürgen, den er in Vorſchlag bringt, die im 2018ten und 
2019ten Sat vorgejchriebenen Bedingungen eintreten. 

T Bet einer gerichtlihen Bürgſchaft muß der Bürge noch außerdem eine 
Perfon fein, wider melde wegen Schulden perjönlicher Verhaft erkannt 
ıverden darf. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf,-Ges. zu den R.J.G. 

2041. Wer feinen Bürgen findet, der.darf jtatt deſſen ein 


hinlängliches Pfand geben. 


2042. Der gerichtliche Bürge kann nicht verlangen, daß 
der Hauptichuldner vorher ausgeflagt werde. 
Vgl. L.R.S. 2021. 


2043. Der Afterbürge eines gerichtlihen Bürgen kann 
weder die Vorausflage des Hauptſchuldners, noch jene des Haupt— 


bürgen verlangen. 
Vgl. L.R.S. 2014, 2021. 
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Fünfzehnter Titel. 


Von dem Vergleid. 


2044. Der Vergleich ift ein Vertrag, wodurch die Parteien 
einen ſchon entitandenen Rechtsſtreit beilegen, oder einem beſorg— 
lien zuvorkommen. 

T Diefer Vertrag muß fchriftlich verfaßt werden. 

Absatz 2 ist aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den 
R.J.G. 

Vgl. RC.P.O.$$ 471u.7022. 1 u.2; Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 
8s 117 u. 122. 

2045. Um ſich zu vergleichen muß man die Fähigkeit 
haben, über die im Vergleich begriffenen Gegenftände nach Gut— 
finden zu Schalten und zu walten. 

Vgl. L.R.S. 279, 454, 499, 513. 

Ein Vormund, um fi für den Minderjährigen oder Mund— 
[ofen zu vergleichen, muß den 467ften Sab unter dem Titel: 
von der Minderjährigfeit, der Vormundſchaft und der 
Gewaltsentlafjung beobachten, jo wie der, welcher fich mit 
dem Minderjährigen, der jeine Bolljährigfeit erreicht hat, iiber 
die Vormundſchaſtsrechnung vergleichen will, den 472ften Sa 
dejielben Titels, 

* Gemeinden, Körperfchaften und Staatsanftalten können fi nur mit 
ausdrücklicher Ermächtigung des Staat3oberhaupts vergleichen. 

Abgeändert vgl. “Zusätze zu L.R.S. 537, insbesondere Gemeinde- 
ordnung $$ 143 u. 172. 

2046. Man kann fich über die aus Verbrechen entjtchenden 
Privatrechte vergleichen. 

Das gerichtliche Verfahren der Staatsbeamten wird durd) 
den Vergleich nicht gehindert. 

x 2046 a. Ein Recht auf fünftigen Unterhalt Farm jo 
wenig durch Vergleich als durch Entjagung weggegeben werden, 
wenn nicht vom Nichter nach Vernehmung des Kronanwalts dazu die 
Ermächtigung gegeben worden ift. 

Rechtspolizeigesetz $5 1 u. 25. 
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2047. Ein Vergleich kann unter Strafgedingen geſchloſſen 
werden. 

Vgl. L.R.S. 1226 u. fig. 

2048. Vergleiche bleiben auf ihren Gegenftand bejchräntt; 
hat man auch darin auf alle Nechte, Klagen und Anfprüche 
Verzicht gethan, jo verftcht ſich dieſes dennoch nur von dem 
Gegenitande des verglichenen Streites. 

Vel. L.R.S. 1163, 2049. 

2049. Bergleiche bejchränfen fi auf die einbegriffenen 
Streitigkeiten. Diefe Einbegreifung muß durd) die von den Par— 
teien gebrauchten bejondern oder allgemeinen Ausdrüde, oder 
dur) nothivendige Folgerung aus dem, was ausgedrüdt tt, 
Har jein. 

Vgl. L.R.S. 1163, 2048, 

2050. Wer über ein für ſich habendes Necht fic) vergleicht, 
und in der Folge das gleiche Recht als Rechtsfolger einer andern 
Perſon erwirbt, der ift wegen diefes neu envorbenen Rechtes an 
jenen früheren VBergleich nicht gebunden, 

2051. Der Vergleich” mit Einem der Betheiligten bindet 
die übrigen Theilhaber nicht; fie können auch diejen Vergleich 
nicht für ſich benützen. 

Vgl. 1.R.S. 1165, 1208, 

2051 a. Wer durch einen Vergleich zur Beilegung des 
Streits eine im Streit nicht befangene Sache hingibt, muß dafür 
Gewähr leiſten, wenn darauf nicht verzichtet ift, für die im 
Streit befangene Sache wird, außer dem Fall einer befonderen 
Zufage, nicht Gewähr geleitet, die Sache mag in der Hand des 
vorigen Beſitzers bleiben, oder in jene des Gegentheils übergehen. 

Vgl. L.R.S. 1626 u. fle. 

2052. Vergleiche haben unter den Parteien die Kraft eines 
im legten Rechtszug ergangenen Endurtheils. 

Sie fünnen weder wegen irriger Anficht der im Streit be= 
fangen gewejenen Rechte, noch wegen Verkürzung angefochten 


werden. 
Vgl. L.R.S. 888, 1110, 1118, 1313, 1351. 
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0. 22 BE 


474 L.R. III. B. XV. T. Vergleich. 


2053. Ein Vergleich kann wieder aufgehoben werden, wenn 
über die Perſon oder über den Gegenſtand des Streites ein Irr— 
thum vorwaltete. 

Er kann in allen Fällen wieder aufgehoben werden, wo 
Betrug oder Zwang untergelaufen iſt. 

VEl. L.RS. 1100 1117, 1304. 

2054. Ein Vergleich kann umgeſtoßen werden, wenn er 
den Vollzug eines in ſich nichtigen Rechtstitels bewirkt, und die 
Parteien nicht ausdrücklich über die un fi) verglichen 
haben. 

Verl. L.R.S. 1131, 1338, 2059. 

2055. Gin Vergleich, der auf Urkunden geſchloſſen wurde, 
die nachher Für faljch erkannt werden, iſt jeinem ganzen Inhalt 
nad ungültig. 

Vgl. L.R.S. 1109, 1110, 1116, 1117, 2059. 


2056. Ungültig ift ein Vergleich, der über einen Streit 
gejchloffen wird, welcher ſchon durch ein vechtsträftiges Urtheil 
entjchieden ift, das beiden Iheilen oder Einem unbefannt var. 

Wenn jedoch wider das unbekannte Uxtheil eine Berufung 
an einen höhern Richter noch ftatt findet, jo ijt der Vergleich 
gültig. 

Vgl. L.R.S. 1109, 1149, 1117, 2053 


2057. Haben die Parteien fi) allgemein über alle Ge— 
ichäfte, die fie mit einander haben möchten, verglichen, jo ſind 
unbelannte Urkunden, die jpäterhin entdedt werden, fein Grund 
zur Umſtoßung, wenn fie nicht dur Eine der Parteien hinter— 
halten wurden. 

Uber der Vergleich) Wäre nichtig, wenn an deſſen ganzen 
Gegenftand Eine der Parteien, laut der neu entdedten Urkunden, 


feinerlei Recht gehabt hätte. 
Vgl. L.R.S. 1109, 1110, 1116, 1117, 2059. 


2058. Ein Nechnungsfehler in einem Vergleich unterliegt 
der Berbefjerung. 
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or 


T Sechszehnter Titel. 


Von dem perſönlichen Verhaft wegen bürgerlichen 
Verbindlichkeiten. 


Die L.R.S. 2000-2070 sind aufgehoben durch das Gesetz vom 
12. Februar 1870 (G.B. Nr. 9) den Verhaft in bürgerlichen Rechts- 
sachen betr, 


Siebenzehnter Titel. 


Von dem Ginjakpfandvertrag. 


2071. Der Einjagpfandvertrag it derjenige, in Gefolge 
deſſen ein Schuldner feinem Gläubiger eine Sache zur Sicherheit 
der Schuld ceinhändigt. | 

2071a. Die Schuldigkeit, ein Pfand einzujeßen, die durd) 
den Prandvertrag entjteht, trägt aucd die Echuldigfeit in id, 
das Eingejegte, wenn es durch Andere entwährt wird, mittelſt 
Einjegung eines andern gleich genügenden ‘Pfandjtüds und des 
Erſatzes aller Koſten zu gewähren. 

Vgl. L.RS. 1626 u. flg., 2151. 

2072. Das Einſatzpfand beweglicher Sachen heißt Fauſt— 
pfand; das Einſatzpfand einer unbewegliden Sache heißt 
Nubpfand. 

Vgl. L.R.S. 2073 u. flg., 2085 u. flg. 


Erſtes Sapitel. 
Bon dem Fauftpfand. 

2073. Das Fauftpfand gibt dem Gläubiger ein Recht, 
aus dem Pfandſtück vor andern Gläubigen feine Zahlung zu 
fordern. 

Vgl. L.R.S. 2102; R.-Konk.-Ordn, $ 40. 
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2074. Damit diejes Vorrecht ftatt finde, muß eine öffent: 
liche, oder eine in öffentliche Bücher eingetragene Privaturtunde 
vorhanden jein, welche den Betrag der Schuld, ſowie die Gattung 
und Beſchaffenheit des Pfandſtücks genau angibt, oder welcher ein 
Verzeichniß anliegt, das davon Bejchaffenheit, Gewicht und Mai 
ausdrüdt. 

Bei Gegenftänden unter dem Werth von Fünfundfiebenzig 
Gulden* iſt die schriftliche Abfafjung und Gintragung erlafien. 

*75 fH. 128 M 57 Pf.; (Reichsmünzgesetz vom 9. Juli 1873). 

Verl. L.R.S. 2075 u. 2076; R.E.G. zur Konk.-Ordn. $ 16. L.R.S. 
2084 (Ausnahmen) nebst Zusätzen, insbesondere Art. 309 des Handels- 
gesetzbuchs; Art. 1 der Gesetze vom 22, Juni 1837 (R.B. Nr. 18) und 
vom 28, März 1844 (R.B. Nr. 7) über Faustpfandverträge der Amorti- 
sationskasse und der Eisenbahnschuldentilgungskasse; Art. 1 Z 2 des 
(sesetzes vum 6. April 1854 (R.B. Nr. 20) über Leih- und Pfandhäuser 
nebst den Bekanntmachungen vom 17. Dezember 1858 (Centr.V.Bl. Nr. 
18) und vum 31. August 1876 (G.B.Nr. 37) über Faustpfandverträge «er 
Badischen allgemeinen Versorgungsanstalt und der Reichsbank; Art. 12 
2. 2 des Badischen Bankgesetzes vom 16. März 1370 (G.B. Nr. 17) und 
Art. 26 der Statuten der Badischen Bank (G.B. 1876 Nr. 9); $ 1 des 
(resetzes vom 90. März 1872 (G.B. Nr. 19) über Faustpfandverträge der 
Credit- und Vorschussvereine. 


Instruktiv-Verordnung des Justizministeriums 
vom 7. April 1826 (R.B. Nr. 10). 


Nach dem I.R.S. 2073 gibt das Faustpfand dem Gläu- 
biger ein Recht aus dem Pfandstücke vor andern Gläubigern 
seine Zahlung zu fordern. Nach dem I.R.S. 2074 soll aber 
dieses Vorrecht bei Gegenständen, die den Werth von 73 Il. 
und darüber haben, nur stattfinden, wenn eine Öffentliche 
Urkunde oder eine in öffentliche Bücher eingetragene Privat- 
urkunde über den Betrag der Schuld und die Beschaffenheit 
des Pfandstückes vorhanden ist. Da es nun bisher an einer 
Vorschrift über die Führung dieser öffentlichen Bücher ge- 
mangelt hat, so wird im Einverständnisse mit Gr. Ministerium 
des Innern hierdurch verordnet: 

ı) Die öffentlichen Bücher, in welche Privaturkunden 
über Verpfändungen beweglicher Sachen einzutragen sind, 
werden durch die Amtsrevisorate* geführt. 


* Grerichtsschreiber der Amtsgerichte, $ 3 Z. le des Rechtspolizei- 
gesetzes, 


v.. 
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2) Diese Bücher sollen eingebunden, von dem betr. Be- 
zirksbeamten mit Scitenzahl und Handzug bezeichnet und mit 
einem doppelten Namensregister, das eine für die Pfandgläu- 
biger, das andere für die Pfandschuldner versehen werden. 


3) Die Eintragung kann ohne Rücksicht auf den Wohn- 
ort der Betheiligten oder auf den Ort der Verpfändung bei 
jedem Amtsrevisorate geschehen, Es darf dieselbe unter 
keinem Vorwand verweigert, aber auch für die Pfandsicherheit 
keine Gewähr geleistet werden; die Amtsrevisorate sind nur 
für die richtige Eintragung verantwortlich. 


4) Sie kann auch von jedem Betheiligten in eigener Per- 
son oder durch Bevollmächtigte, jedoch nicht anders als unter 
Voorlegung der Originalpfandurkunde begehrt werden, 


5) Die Einträge müssen der Zeitfolge nach mit fort- 
laufenden Nummern und in protokollarischer Form geschehen 
und namentlich enthalten: 


a. den Namen des Öffentlichen Beamten, durch welchen 
die Eintragung erfolgt; 

b. den Namen, Stand und Wohnort dessen, der die Ein- 
tragung begehrt; 


c. den wörtlichen Inhalt der Privaturkunde, welche ein- 
zutragen ist; 


d. die eigenhändige Unterschrift des Producenten nach 
Wiedervorlesung des aufgenommenen Protokolls; 


e, zum Schlusse die Beurkundung des Akts durch die 
Namensunterschrift des öffentlichen Beamten, 


6) Die geschehene Eintragung wird von dem Amtsrevi- 
sorate auf die zurückgegebene Privaturkunde mit Bemerkung 
des Tages und Jahrs und der fortlaufenden Nummer, die der 
Eintrag in seinem Buche erhalten hat, durch Namensunter- 
schrift und Beidruckung des Dienstsiegels bescheinigt, 


7) Die Kosten der Eintragung, wofür ausser den gewöhn- 
lichen Sporteln keine besondere Gebühren entrichtet werden, 
hat der Pfandschuldner zu tragen, jedenfalls aber derjenige 
vorzuschiessen, welcher die Eintragung begehrt. 


Vgl. $ 16 des Badischen Einführungsgesetzes zum Reichs-Gerichts- 
kostengesetze. 


8) Diese Verordnung ist durch die Anzeigeblätter weiter 
zu verkünden, auch als Instruktion den öffentlichen Faust- 
pfandbüchern in beglaubter Abschrift beizulegen. 
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2075. Dieſes Vorrecht haftet auf unkörperlicher fahrender 
Habe, als z. B. fahrenden Schuldforderungen, nur durch eine 
jolhe Urkunde, welche zugleih dem Schuldner der verpfändeten 
Forderung Fund gethan worden ilt. 

Vgl. I.R.S. 1598 nebst Zusätzen u. 1690; R.E.G. zur K.O. $ 15. 
Gesetz über Verpfändung von Inhaberpapieren 
vom 22. Juni 1837 (R.B. Nr. 19). 

Einziger Artikel: Die Vorschrift des L.R.S. 2075 findet 
bei Faustpfandverträgen, deren Gegenstand Papiere auf den 
Inhaber sind, keine Anwendung. 

Ein Reichsgesetzentwurf von 1579 über das Faustpfandrecht bei 
Pfandbriefen und ähnlichen Schuldverschreibungen ist noch in Berathung. 


2076. In allen Fällen hat ein Vorrecht auf das Fauſt— 
pfand nur jo weit jtatt, als diefes dem Gläubiger oder einem 
Dritten, den die Parteien erwählten, zur Inhabung überliefert 
und darin geblieben ift. 

Vgl. L.R.S. 1606; R.E.G. zur K.O. $ 14. 


2077.  Fauftpfänder fann ein Dritter für den Schuldner 
geben. 

Verl. T.R.S. 2014, 2090. 

2077 a. So weit bei einer verpfändeten fremden Sad)e 
zwiichen dem Geber und Empfänger des Fauftpfands ein abge= 
ſchloſſener Kauf gültig geweſen jein würde, jo weit ift es auch 
die Berpfändung. 

Vel. RS. 1599, 1599 b., 2279, 


2078. Der Gläubiger kann im Nichtzahlungsfall durch eigene 
Gewalt über das Fauftpfand nichts verfügen, jondern nur bei 
Gericht begehren, daß ihm, nad einer durch Sadjverjtändige vor= 
genommenen Schäßung, diejes Fauftpfand, jo weit deſſen Werth 
die Forderung nicht überfteigt, an Zahlungsitatt zugejchlagen, 
oder daß es öffentlich verjteigert werde. 

„Jedes Geding, welches den Gläubiger ermächtigt, ſich ſelbſt 
das Pfand zuzueignen, oder ohne Beobachtung obiger Formen 
darüber zu verfügen, ift ungültig. 

Vgl. 1.R.S. 6, 1135 u. 2084 (Ausnahmen) nebst Zusätzen, insbe- 
sondere Art, 310 u. 314 des Handelsgesetzbuchs ; Art, 2 der Gesetze 
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vom 22. Juni 1837 (R.B. Nr. 18) und vom 28. März 1844 (R.B. 
Nr. 7) über Faustpfandverträge der Amortisationskasse und der 
Eisenbahnschuldentilgungskasse; Art. 1 Ziffer 3 des Gesetzes vom 
6. April 1854 (R.B. Nr. 20) über Leih- und Pfandhäuser und Bekannt- 
machung vom 30. August 1864 (Cent.V.B. Nr. 14) über Fanstpfandver- 
träge der Badischen Versorgungsanstalt; $ 20 des Reichsbankgesetzes 
vom 14. März 1870 (R.G.B. Nr. 15): Art. 12 Z. 3 des Badischen Bank- 
gesetzes vom 16. März 1875 (B.B. Nr. 17) und Art. 27 der Statuten der 
Badischen Bank (G.B. 1876 Nr, 9); $ 2 des Gesetzes von 30. März 1872 
(G. B. Nr. 19) über Faustpfandvertrüägo der Credit- und Vorschussvereine. 


2079. Der Schuldner bleibt bis zum gerichtlichen Zuſchlag, 
infofern es zu einem folchen fommt, Gigenthümer des Pfands, 
das in der Dand des Gläubigers nur als anvertrautes Gut zur 
Sicherjtellung jeines Vorrechts betrachtet wird. 


2080. Der Gläubiger haftet laut des Titels: von Ber- 
trägen oder perjönliden Rechten und VBerbindlidfeiten, 
die aus Berträgen entjtehen, im Allgemeinen, für Berluft 
oder Verichlimmerung des Pfands, jo weit jie Folgen feiner Nach: 
läjligfeit jind. 

Dagegen hat der Schuldner dem Gläubiger die auf Erhal- 
tung des Pfandes venvendeten nüßlichen und nothivendigen Koſten 
zu erſetzen. 

Vgl. URS. 1137, 1147 u. fle., 1302, 1975, 1993, 1947. 


2081. Iſt eine Echuldforderung zu Pfand gegeben, welche 
Zinjen bringt, jo hat der Gläubiger dieje Zinfen an denjenigen 
abzurechnen, die ihm etwa gebühren. 

Iſt die Hauptichuld, wofür eine Schuldforderung zum 
Pfand dient, unverzinslich, jo werden jene Pfandzinfen auf das 
Kapital der Schuld abgerechnet. 

Vgl. LR.S. 1254. 


2082. Außer dem Fall des Mißbrauchs fann der Schuld- 
ner nicht fordern, daß jein Pfand zurüdgegeben werde, che die 
Schuld, für welche das Unterpfand gegeben ift, in Kapital, Zin— 
jen und Koſten ganz getilgt ift. 

Schuldet der Schuldner, der das Pfand gab, dem nämlichen 
Gläubiger eine weitere Schuld, welche vor der Zahlung der erſten 
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verfällt, ſo kann der Gläubiger das Fauſtpfand innebehalten, bis 
er für die eine und die andere Forderung befriedigt iſt, auch ohne 
Zuſage, daß ſolches für die Zahlung der weiteren Schuld eben— 
falls haften jolle. 

Vgl. L.R.S. 2073, 2102; R.-Konk.-Ordn. $ 40; Handelsgesetzbuch 
Art. 313—916. 

2083. Das Prandrecht iſt untheilbar, obſchon die Schuld 
unter den Erben des Schuldners und die Forderung unter den 
Erben des Gläubigers theilbar ift. 

Der Erbe des Schuldners, der jeinen Antheil an der Schuld 
gezahlt Hat, kann, jo lange die Schuld nicht ganz getilgt iſt, nicht 
fordern, dak ihm jein Antheil am Pfand zurüdgegeben werde. 

Umgekehrt darf auch der Erbe des Gläubigers, der jeinen 
Antheil an der Forderung erhalten hat, zum Nachtheil der üb- 
tigen Miterben, die noch nicht befriedigt find, das Pfand nicht 
ausliefern. 

Vgl. L.R.S. 1217, 1221, 2090, 2114. 

20854. Die vorftchenden Verordnungen gehen nicht auf 
Handlungsgeihäfte, noch auf öffentliche Leih- und Pfandhäufer, 
jo weit ſolche eigenen Geſetzen und Verordnungen unterliegen. 

Handelsgesetzbuch Art. 309— 312. 

Gesetze vom 22, Juni 1837 (R.B. Nr. 18) und vom 28. März 1844 
(R.B. Nr. 7) über Faustpfandverträge de: Amortisationskasse bezw. der 
Eisenbahnschuldentilgungskasso; Gesetz vom 6. April 1854 (R.B. Nr. 20) 
über Leih- und Pfandhäuser nebst Bekanntmachungen vom 17. Dezbr. 
1858 (Centr.-V.-Bl. Nr. 18) und vom 30. August 1864 (Centr.-V.-Bl. Nr. 
14) über die Badische Versorgungsanstalt, sowie vom 31. August 1876 
(G.B. Nr. 57) über die Reichsbank; Reichsbankgesetz vom 14. März 1875 
(R.G.B. Nr, 15) $ 20; Gesetz über die Badische Bank vom 16. März 1870 
(G.B. Nr. 17) Art. 12 und Statut dazu vom 28. Febr. 1876 (G.B. Nr. 9) 
Art. 26 u. 27; Gesetz vom 30. März 1872 (G.B. Nr. 19) über Faust- 
pfandverträge der Credit- und Vorschussvereine folgen im Anhange B 13. 


weites Kapitel. 


Von dem Nußpfand. 


2085. Das Nutzpfandrecht kann nur schriftlich gegeben 
werden. 


ee 
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Der Gläubiger erhält durch daljelbe nur die Nußung der 
Früchte eines Grundftüds, mit der Auflage, jährlich den Ertrag 
zuerft von den Zinjen, welde ihm gebühren, und darnad) von 


dem Kapital abzurechnen. 
Vgl. L.R.S. 1743, 2089. 


2086. Der Gläubiger muß, wo nicht das Gegentheil be= 
dungen worden, die Steuern und jährlichen Laſten des Grunde 
tüds, das er im Pfandgenuß Hat, zahlen. 

Er muß ebenfalls, bei Bermeidung voller Entichädigung, für 
die Unterhaltung, auch für nüßliche und nöthige Bau und Bej- 
jerung des Grunditüds jorgen, wofür er jedoch die Auslagen an 
den Früchten abrechnen darf. 

Vgl. L.R.S. 605, 608, 2080. 


2057. Der Schuldner fann, ohne die Schuld völlig abge- 
tragen zu haben, die Nußung des Pfandguts nicht an ſich ziehen. 

Dem Gläubiger, der fich der im vorigen Satz ausgedrüdten 
Laſten entledigen will, bleibt es aber, injofern er darauf nicht 
entjagt hat, frei, dem Schuldner den Genuß des Pfandes heim= 
zujchlagen. 

'gl. L.R.S. 2082. 

2088. Dadurch allein, daß die Zahlung zur PVerfallzeit 
nicht erfolgt, wird der Gläubiger nicht Gigenthümer des Nutz— 
pfands; jedes diejem entgegenlaufende Geding tft ungültig; er 
fann im Säumnißfall wider den Schuldner in gejeglichen Wegen 
auf gerichtliche Verſteigerung dringen. 

Vgl. L.R.S. 2078, 2204 u. flg. 


2089. Das Geding, daß die Früchte gegen die Zinjen ent= 
weder ganz oder bis zu einem gewiljen Betrag wettgefchlagen fein 
ſollen, ift erlaubt und wirkſam. 


2089a. Mit Ende eines jeden Vertragsjahrs wird das— 
jenige, was die gewonnenen Früchte in dieſer Zeit mehr betragen 
haben, am Kapital abgejchrieben; iſt weniger eingegangen, als 
der Zinsbetrag wäre, jo iſt das Mangelnde dem Kapital zuzu= 


ſchreiben. 
Civilrecht. 81 
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2090. Die Verfügungen des 2077ſten und 2083ſten Satzes 
gelten dem Nutzpfand, wie dem Fauſtpfand. 


2091. Alle Sätze des gegenwärtigen Kapitels thun den 
Rechten keinen Abbruch, welche dritte Perſonen an dem Nutzpfand— 
ſtück haben mögen. 

Der Nutzpfandgläubiger, welcher auf das Grundſtück noch 
aus andern Anläſſen geſetzmäßig beſtellte und bewahrte Vorzugs— 
oder Unterpfandsrechte hat, darf ihrer in ſeiner Ordnung, wie 
jeder andere Gläubiger, ſich bedienen. 

Vgl. L.R.S. 2103, 2121, 2123, 2124 u. fig. 

2091 a. Gine eigene Art von Nutzpfandrecht entjicht da— 
durch, wenn der Eigenthümer einer zu Unterpfand verichriebenen 
Liegenichaft jeinen Verwalter oder Pächter anmweist, jährlih aus 
den eingehenden Früchten derjelben den Zins an den Gläubiger 
abzuführen. 

Eine ſolche Anweiſung muß gerichtlich vollzogen, und bei 
jeder Aenderung im Pacht oder in der Verwaltung erneuert werden. 

Die jährlichen Früchte werden dadurch Yauftpfand für den 
Zins, und der Pächter oder Verwalter wird Gemalthaber des 
Gläubigers für die Zinserhebung, und haftet zugleich al3 Auf 
bewahrer für die Nichtauslieferung des Ertrags vor erfolgter 
Sinszahlung. 

Die Kapitalzahlung ift aus dem Gut nach Unterpfandsrecht 
zu ſuchen, wenn jolches gehörig gegeben ift. 

Vgl. L.R.S. 1927, 1984, 2078, 2076, 21%4 u. fg. 





Adıtzehnter Titel. 
Bon Vorzugs- und Unterpfandsredhten. 


Erſtes Kapitel, 
Allgemeine Verfügungen. 
2092. Wer eine Verbindlichkeit auf fi” genommen bat, 
muß die Erfüllung jeines Verjprechens aus allem jeinem gegen— 
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Wöärtigen und zufünftigen, beweglichen und unbeweglichen Ver— 
mögen bewirfen. 

2093. Das Vermögen des Schuldners ift das gemeinjchaft- 
liche Unterpfand aller jeiner Gläubiger, und der Erlös aus defjen 
Berfauf muß unter ihnen verhältnigmäßig vertheilt werden, jo 
oft nicht rechtmäßige Urjachen eintreten, Einen der Gläubiger dem 
Andern vorgehen zu laljen. 

'gl. LRS. 808, 2094; R.-Konk.-Ordn. $ 54. 

2094. Die rechtmäßigen Urſachen eines Vorgangs find Vor— 
zugs- und Unterpfandsredte. 

Vgl. L.R.S. 2095 u. flg., 2114 u. flg., 2151; R.-Konk.-Ordn.$$ 39— 45. 

Bad. Einf.-Gesetz zu den R.].G. $. 28; 

Gläubiger, welchen an Liegenschaften Vorzugs- oder 
Unterpfandsrechte zustehen, können aus den ihnen verhafteten 
Gegenständen abgesonderte Befriedigung verlangen, zunächst 
wegen der Kosten, soweit sich das Vorzugs- oder Unter- 
pfandsrecht auf dieselben erstreckt, dann wegen der Zinsen, 
zuletzt wegen des Kapitals. 

Dabei können auf Grund des für die Hauptforderung 
bestehenden Vorzugs- oder Unterpfandsrechts ausser den 
laufenden Zinsen nur die Zinsrückstände von zwei vorher- 
gehenden Jahren geltend gemacht werden. 


Bweites Kapitel. 
Don den Vorzugsredten. 

2095. Ein Borzugsreht ift ein aus der Eigenjchaft der 
Forderung entipringendes Recht des Gläubigers, Andern, jelbit 
AUnterpfandsgläubigern, vorzugehen. 

Vgl. L.R.S. 2106 u, filg., 2113. 

2096. Unter mehreren VBorzugsgläubigern richtet jich der Vor— 
zug nad) der verjchiedenen Eigenſchaft ihrer Vorzugsrechte. 

Vgl. L.R.S. 2102, 2103, 2106 u. fig. 

2097. Mehrere Vorzugsgläubiger, die von gleiher Ordnung 
find, werden mit einander nad) Berhältnig ihrer Forderungen gezahlt. 

Vgl. L.R.S. 2147. 

2098. Die Vorzugsrechte des Stantsihages und die Ord— 
nung, worin fie ftatt haben, hängen von bejondern jemeiligen 
Geſetzen ab. 

81? 
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Der Staatsſchatz kann jedoch niemals zum Abbruch früher 
erworbener Rechte dritter Perſonen einen Vorzug erlangen. 
Vgl. L.R.S. 2103 a. u. b. und 2105a. 


7 2098 a. Die Vorzugsrehte des Staats find dahin beftimmt; 

I. Die Steuern und Hoheitsabgaben für das laufende, und der 
Ausftand des legtverflofienen Rehnungsjahrs haben die Rechte der im Saf 
2101 genannten Forderungen, doc erft unmittelbar nach jenen. 


I. Die Forderungen an die Staatsrehner haben 

1) ein Vorzugsrecht auf alle fahrende Habe des Rechners und feiner 
Ehefrau, diefe mag in Vermögensgemeinichaft oder auf abgejondert Gut mit 
ihrem Mann leben; jedoch ift, wenn fie nicht in Fahrnißgemeinſchaft Leben, 
jene Fahrıi ausgenommen, von welcher binlänglich bewieſen wird, daß fie 
jolche ererbt oder aus eigenem Geld angefchafft habe; 

diefer Vorzug ſteht jedoch den gleichen Vorzugsrechhten des Satzes 2102 
und noch mehr den vorzüglicheren des Sates 2101 nad; 

2) ein Vorzugsreht auf alle jene Kiegenichaften des Rechners und feiner 
Ehefrau, welche nad) der Ernennung des Erfteren zum Dienft angejchafft 
wurden, in Anſehung des Frauenguts unter der zuvor gedachten Ausnahme, 
und in Anjehung beider mit der Einſchränkung, dag innerhalb zweier Monate 
nah dem Cintrag des Erwerbs in das Grundbud jene Belaftung in dem 
Prandbuch gehörig vorgemerkt werde; 

diefes Vorzugsreht gilt niemals zum Nachtheil der gehörig bewahrten 
Vorzugsrechte der im Sag 2103 genannten Gläubiger; noch weniger zum 
Abbruch der im Sat 2101 genannten, wern fie nah Satz 2104 u. 2105 auf 
die Liegenichaften greifen; noch zur Verfürzung derer Gläubiger. die von dem 
vorigen Gigenthümer der Yiegenichaft her noch gejegmäßig vereigenjchaftete 
Forderungen darauf jtehen haben; 

5) ein gejegliches Unterpfandsreht nad Say 2121 auf die dem Redner 
vor der Dienjtübernahme zugeftandene oder nachher durch Schenfung oder 
Erbihaft erlangte Grumdftüde, unter VBorausfegung der gejehmäßigen Be— 
wahrung. 


III. Die Forderungen an die Dienftbürgen der Staats— 
diener genießen die nämlichen Vorzugs- und Unterpfandsrechte, wie jene an 
die Staatsrechner, von Zeit der Bürgichaftsleiftung an, jedoch nur auf des. 
Mannes, nicht auf der Frau Vermögen. 

Aufgehoben durch $ 20 des Bad. Einf.-Gesetzes zu den R.J.G. und 


theilweise ersetzt durch den neuen L.R.S. 2103 a. 


2099. Die Vorzugsrechte fünnen liegende und fahrende 
Habe ergreifen. 
Vgl. L.RS. 2102 u. 2103. 
Erſter Abſchnitt. 
Von Vorzugsrechten auf der Fahrniß. 


+ 2100. Dieje Vorzugsrechte find theils allgemein, theils bejchränfen 
fie fih auf beftimmte Fahrnikftüde. 
Aufgehoben durch $ 20 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


Bes 
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Ss 1. 

T Von allgemeinen Vorzugsrechten auf der Fahrniß. 
7 2101. Nachſtehende Forderungen haben ein Vorzugsrecht auf die 
— fahrende Habe, das nach der Ordnung der Benennung auszuüben iſt: 

1) die Gantkoſten; 

2) die Begräbnißkoſten; 

3) alle und jede Koſten der letzten Krankheit, deren verſchiedene 
Gläubiger unter ſich den gleichen Rang haben, worin ſie nach Ver— 
hältniß des Betrags ihrer Forderung zur Zahlung kommen; 

4) der Gehalt der Dienftleute für das verfloffene und laufende 
Dienftjahr; 

5) die Lieferungen der Lebensbedürfniffe für den Schuldner und feine 
Familie durch die Kleinhändfer, 3. B. Bäder, Metger und andere, 
von den legten jehs Monaten, und jene durd die Großhändler 
und die Unterhaltsanftalten für ein Jahr. 

r 2101a. Hinzukommen 6) die oben im Zuſatz 2098a, im Abjat I. 
genannten Staatsforderungen, jodann 


7) die unverjährten Arzneirechnungen der Apotheker für andere als 
legte Krankheiten. 


Die L.R.S. 2101 u. 2101a nebst $ 100 der Gemeindeordnung, $ 66 
Abs. 1 des Gesetzes vom 29. März 1852 über die Feuerversicherung der 
Gebäude (R.B. Nr. 14) und Art. 8 des Gesetzes vom 16. März 1870 über 
Errichtung einer Badischen Bank (G.B. Nr. 17) sind aufgehoben durch 
& 20 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


Reichs-Konkursordnung $ 354. 

Die Konkursforderungen werden nach folgender Rang- 
ordnung, bei gleichem Range nach Verhältniss ihrer Beträge, 
berichtigt: 

ı) Die für das letzte Jahr vor der Eröffnung des Ver- 
fahrens oder dem Ableben des Gemeinschuldners rückständigen 
Forderungen an Lohn, Kostgeld oder anderen Dienstbezügen 
der Personen, welche sich dem Gemeinschuldner für dessen 
Haushalt, Wirthschaftsbetrieb oder Erwerbsgeschäft zu dauern- 
dem Dienste verdungen hatten; 

Vgl. L.R.S. 1780 u. fig, 

2) Die Forderungen der ER der Staatskassen 
und der Gemeinden, sowie der Amts-, Kreis- und Provinzial- 
Verbände wegen öffentlicher Abgaben, welche im letzten Jahre 
vor der Eröffnung des Verfahrens fällig geworden sind, oder 
nach $ 58 als fällig gelten; es macht hierbei keinen Unter- 
schied, ob der Steuererheber die Abgabe bereits vorschuss- 
weise zur Kasse entrichtet hat; 

Vgl. L.R.S. 2103 b. 


—.—wr- 
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3) Die Forderungen der Kirchen und Schulen, der öffent- 
lichen Verbände und der öffentlichen, zur Annahme der Ver- 
sicherung verpflichteten Feuerversicherungsanstalten wegen der 
nach Gesetz oder Verfassung zu entrichtenden Abgaben und 
Leistungen aus dem letzten Jahre vor der Eröffnung des Ver- 
fahrens; 

Vgl. L.R.S. 2103 b.; Gesetz vom 29. März 1852 (R.B. Nr. 14) über 
die Feuerversicherung der (rebäude. 


4) Die Forderungen der Aerzte, Wundärzte, Apotheker, 
Hebammen und Krankenpfleger wegen Kur- und Pflegekosten 
aus dem letzten Jahre vor der Eröffnung des Verfahrens, in- 
soweit der Betrag der Forderungen den Betrag der taxmässigen 
Gebührnisse nicht übersteigt; 

Vgl. Bekanntmachungen vom 27. Dezember 1873 (G.B. 1874 Nr. 1) 
wonach die frühere Gehührenordnung für Privatleistungen der Sanitäts- 
diener aufgehoben ist, und vom 17. Dezember 1877 (G.B. Nr. 27) über 
die Arzneitaxe., 


5) Die Forderungen der Kinder und der Pflegbefohlenen 
des Gemeinschuldners in Anschung ihres gesetzlich der Ver- 
waltung desselben unterworfenen Vermögens; das Vorrecht 
steht ihnen nicht zu, wenn die Forderung nicht binnen zwei 
Jahren nach Beendigung der Vermögensverwaltung gerichtlich 
geltend gemacht und bis zur Eröffnung des Verfahrens ver- 
folgt worden ist; 


Vgl. L.R.S. 389, 450, 509, 513 a., 2121. 


6) alle übrigen Konkursforderungen. 
Vgl. LR.S. 577 er. 


Bin 
Bon Vorzugsrechten auf beftimmte Fahrnißſtücke. 


7 2102. Ein Vorzugsrecht, jedoh nur auf beftimmte Fahrnifftüde, bei 
folgenden Forderungen genießen: 

1) der Mieth- und Pachtzind auf den Ertrag der Ernte des letzten 
Jahrs und auf den Werth alles deſſen, was zur Einrichtung des 
Miethhauſes und des Pachtguts gehört, ſowie alles deſſen, was 
zur Benugung des Pachtguts dient, und zwar für alles Fällige 
und Verfallende, wenn die Pacht: und Miethverträge öffentlich 
beurfundet, oder mit Privaturfunde, die ihren fihern Tag hat, 
belegt find; im diefen beiden Fällen haben auch die übrigen 
Gläubiger das Recht, das Miethhaus oder Pachtgut für die übrigen 
Jahre wieder für ihre Rechnung in Beitand zu geben, ſammt der 
Scyuldigkeit, den Eigenthümer um feine Forderung zu befriedigen 
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Wären die Beitandverträge weder öffentlih, noch von jicherem 
Ort und Tag, jo gilt jener Vorzug für ein Jahr vom Ende des 
laufenden rückwärts. 

Diejen Vorzug gemieht auch die Forderung für unterbliebene 
Ausbeiferungen, die dem Miethmann oblagen, und für Alles, was 
zum Vollzug des Beitandvertrags gehört. 

Tie Saat: und Erntefojten gehen an dem Ertrag der Ernte, 
und die rüdjtändigen Anichaffungskoften des Beltandgeräths an 
dem Erlös des verfauften Geräths voraus ab, und werden durch 
jenen Vorzug des Beitandgebers nicht ergriffen. 

Die Fahrnig des Beftänders, welche zur Einrichtung feines 
Beſtandhauſes oder Pachthofs gehörte, kann der Eigenthümer, wenn 
fie ohne feine Bewilligung mweggejchafft wurde, in Bejchlag nehmen 
laſſen, und behält darauf jein VBorrecht, wenn er fie, und zwar die 
Fahrniß eines Pachtquts innerhalb vierzig Tagen und die Fahrniß 
eines Miethhaufes innerhalb vierzehn Tagen, an fich zieht. 


Ferner hat Vorzugsrecht: 

2) jede Forderung auf das dafür in der Hand des Gläubigers befind: 

liche Fauftpfand; 

3) die zur Erhaltung einer Sache verwendeten Koften auf ſolche 
Sache; 

der Kaufſchilling unbezahlter Fahnißſtücke auf dieſen, ſo weit ſie 
der Schuldner noch beſitzt, ſie mögen auf baare Zahlung oder auf 
Zieler gekauft worden ſein. 

Iſt der Verkauf auf baar Geld geſchehen, ſo kann der Verkäufer 
die Stücke, welche noch im Beſitz des Käufers ſind, zur Zeit, wo 
der Zahlungsſtreit entſteht, ſich wieder zueignen, und ihren weitern 
Verkauf verhindern, wenn ſeit der Ueberlieferung nicht über acht 
Tage verfloſſen find, und die Stüde indeſſen nicht verändert 
wurden, 

Dieſes Vorzugsrecht des Verkäufers ftcht demjenigen nad), 
welches dem Herrn des Haufes oder des Pachtguts zufteht. jo lang 
nicht bewiejen wird, daß der Herr mußte, die Fahrnißſtücke und 
andere Gegenftände, womit fein Haus oder fein Pachtgut einge: 
richtet war, jeien dem Beltänder nicht zugehörig. 

Uebrigens bleibt es bei demjenigen, was Handelsgejeße und 
Gebräude über die Zurüdnahme der Waaren bejtimmen. 


Desgleichen haben Vorzugsrechte; 

5) die Lieferungen eines Gaftwirth3 auf die in fein Gafthaus einges 
brachte Habe des Reijenden; 

6) die Fracht jammt Nebenfoften auf die verführte Waare; 


7) Forderungen aus Amtsmißbräuchen oder aus Treulofigfeit öffent: 
licher Beamten auf Kapital und Zinfen der von ihnen geftellten 
Dienftficherheit. 


4 


— 


+ 2102a. Die Gülten und Erbzinſen haben auf den Früchten des Gült— 
oder Zinsguts das gleiche Vorzugsrecht mit dem Pachtzins, und gehen darin 
diejem vor. 


Vgl! L.R.S. 710 fg. 
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7 2102b. Hinzukommen 8) die oben im Zujat 2098 a. im Abſatz II. 
Drdnung 1. genannten Stantsforderungen. 


Die L.R.S. 2102, 2102a. und 2102b. nebst $ 112 Abs. 2 der 
Gemeindeordnung und $ 16 des Zehntablösungsgesetzes vom 15. Novbr. 
1833 (R.B. Nr. 49) sind nach den $$ 20 u.21 des Bad. Einf.-Ges. zu 
den R.J.G. aufgehoben, und durch die folgende neue Bestimmung ersetzt. 


2102. Beſondere Vorzugsrechte auf bejtimmte Fahrniſſe 
geniegen die in den SS 40 und 41 der Honfursordnung aufge: 
führten Forderungen bezüglich der dabei bezeichneten Gegenftände. 

Die Fahrniß des Beltänders, welche zur Ginrichtung feines 
Beitandhaujes oder Pachthofes gehörte, kann der Cigenthümer, 
wenn fie ohne jeine Bewilligung weggeſchafft wurde, in Beſchlag 
nehmen laſſen, und behält darauf jein Vorrecht, wenn er fie, und 
zwar die Fahrniß eines Pachtguts innerhalb vierzig Tagen, und 
die Fahrniß eines Miethhaufes innerhalb vierzehn Tagen an ſich 


zieht. 
Vgl. R.C.P.O. $ 814 u. flg.; R.E.G. zur C.P.O. $ 16 Z. 4. 


Reichs-Konkursordnung, 


$ 40. Gläubiger, welche an einer beweglichen körper- 
lichen Sache, an einer Forderung Oder an einem anderen Ver- 
mögensrechte des Gemeinschuldners ein Faustpfandrecht haben, 
können aus den ihnen verpfändeten Gegenständen abgeson- 
derte Befriedigung wegen ihrer Pfandforderung verlangen, zu- 
nächst wegen der Kosten, dann wegen der Zinsen, zuletzt 
wegen des Kapitals, 

Vgl. L.R.S. 2073— 2084. 

$ 41. Den Faustpfandgläubigern stehen gleich: 

I) Die Reichskasse, die Staatskassen und die Gemeinden, 
sowie die Amts-, Kreis- und Provinzialverbände wegen öffent- 
licher Abgaben in Ansehung der zurückgehaltenen oder in 
Beschlag genommenen zoll- und steuerpflichtigen Sachen; 


2) Verpächter wegen des laufenden und des rückstän- 
digen Zinses, sowie wegen anderer Forderungen aus dem 
Pachtverhältnisse in Ansehung der Früchte des Grundstücks 
und der eingebrachten Sachen, sofern die Früchte oder Sachen 
sich noch auf dem Grundstücke befinden; 

Vgl. L.R.S. 1728, 1766, 2102 Abs. 2. 

3) Pächter in Ansehung des in ihrem Gewahrsam befind- 
lichen Inventars wegen der Forderungen für dieses; 5 
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4) Vermiether wegen des laufenden und des für das 
letzte Jahr vor der Eröfinung des Verfahrens rückständigen 
Zinses, sowie wegen anderer Forderungen aus dem Miethver- 
hältnisse in Ansehung der eingebrachten Sachen, sofern die 
Sachen sich noch auf dem Grundstücke befinden; 

Vgl. L.R.S. 1728, 1752, 1753, 2102 Abs. 2. 

5) Gastwirthe wegen ihrer Forderungen für Wohnung und 
Bewirthung des Gastes in Ansehung der von demselben ein- 
gebrachten von ihnen zurückbehaltenen Sachen; 


6) Künstler, Werkmeister, Handwerker und Arbeiter wegen 
ihrer Forderungen für Arbeit und Auslagen in Ansehung der 
von ihnen gefertigten oder ausgebesserten, noch in ihrem Ge- 
wahrsam befindlichen Sachen; 


7) diejenigen, welche etwas zum Nutzen einer Sache ver- 
wendet haben, wegen des den noch vorhandenen Vortheil 
nicht übersteigenden Betrages ihrer Forderung aus der Ver- 
wendung in Ansehung der zurückbehaltenen Sache; 


8) diejenigen, denen nach dem Handelsgesetzbuche an 
gewissen Gegenständen ein Pfandrecht oder Zurückbehaltungs- 
recht zusteht, in Anschung dieser Gegenstände; 

Vgl. Handelsgesetzbuch Art. 313, 314, 315, 368, 374, 382, 409, 
410, 615, 624, 626, 629, 675, 727, 753, 757, 893. 


9) diejenigen, welche durch Pfändung ein Pfandrecht er- 
langt haben, in Ansehung der gepfändeten Gegenstände. 
Vgl. R.C.P.O. $ 709, 810. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon Vorzugsrehten auf Liegenjchaften. 


2103. Auf Liegenschaften haben folgende Gläubiger ein 
Vorrecht: 
1) der Verkäufer auf das verkaufte Grundſtück wegen Zahlung 
des Haufichillings; 
ift ein Grundſtück nacheinander mehrmal verkauft 
worden, und der KHaufichilling ift im Ganzen oder zum 
Theil von mehreren Käufen rüdjtändig, jo wird der erſte 
Verkäufer dem zweiten, der ziveite dem dritten, und jo 
weiter vorgezogen; 
Vgl. L.R.S. 1650, 2108. 
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2) Diejenigen, welche Geld hergeſchoſſen haben, um ein 
Grundſtück zu erwerben, wenn durch die über das Dar— 
lehen errichtete Urkunde glaubhaft erwieſen iſt, daß das 
Geld zu dieſem Gebrauch beſtimmt war, und durch die 
Quittung des Verkäufers, daß die Zahlung mit dem 
entlehnten Geld geſchehen iſt; 

Vgl. 1.R.S. 1250 Z. 2, 2108. 

3) die Miterben auf die Grundftüde der Erbichaft zur 
Sicherheit ihrer Theilung, der Gewähr für diejelbe und 
des Aufgelds, das ein Miterbe dem Andern auf fein 
2008 jchuldet; 

Vgl. 1.R.S. 827, 835, 884, 1476, 1636, 1872, 2109. 

4) die Baumeifter, Bauunternehmer, Maurer und andere 
Arbeiter, welhe an Gebäuden, Stanälen und andern 
Werfen jeder Art gebraucht wurden, um fie neu aufzus 
führen, wieder aufzubauen oder aufzubeljern, jofern ein 
von der Obrigkeit des Bezirks von Amtswegen ernannter 
Sachverſtändiger in einem Protofoll vor der Arbeit den 
wirklichen Stand und Wert) des Plabes bezeugt hat, 
und die Arbeiten darauf, längitens in jechs Monaten 
nad ihrer Vollendung, durch) eimen auf gleiche Art 
ernannten Sachverjtändigen aufgenommen worden find. 

Diejes Vorzugsrecht kann ſich indeß auf mehr nicht 
erjtreden, als auf den Mehrwert), der durch das zweite 
Protofoll bewährt wird, mithin auf die Summe, welche 
das Grundftüd zur Zeit der Veräußerung durch die daran 
geichehene Arbeit an Werth zugenommen hat. 

Vgl. L.R.S. 1787 u. Ag., 2110. 


5) Diejenigen, welche das Geld dargeliehen haben, um die 
Urbeiter zu zahlen, oder deren Auslagen zu erjeßen, 
haben das gleiche Vorrecht, wenn dieſe Berwendung ducch 
die über das Darlehen errichtete Urkunde und durch die 
Quittung der Arbeiter glaubhaft erwieſen ijt, jowie hier 
oben wegen den Darleihen zur Erwerbung eines Grund— 


ſtücks geordnet it. 
Vgl. LR.S. 1250 Z. 2, 2111. 
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2103a. Die Staatskaſſe hat für ihre Forderungen an die 
Staatsrechner ein Vorzugsreht auf alle jene Liegenjchaften des 
Rechners und jeiner Ehefrau, welche nach der Ernennung des 
Erjteren zum Dienjt angejchafft wurden, in Anſehung des Frauen= 
guts mit Ausnahme derjenigen Liegenjchaften, von welchen hin— 
länglich erwiejen wird, daß die Ehefrau jolche ererbt oder aus 

- eigenem Oelde angeſchafft habe, in Anſehung der Liegenjchaften 
beider Eheleute mit der Einjchränfung, daß innerhalb zweier 
Monate nad) dem Eintrag des Enwerbs in das Grundbuch jene 
Belaftung in dem Pfandbuc gehörig vorgemerkt werde. 

Diejes Vorzugsrecht gilt niemals zum Nachtheil der gehörig 
bewahrten Vorzugsrechte der im Sat 2103 genannten Gläubiger, 
noch zur Verkürzung derjenigen Gläubiger, welche von dem vorigen 
Eigenthümer der Liegenschaft her noch gejegmäßig vereigenjchaftete 
Forderungen darauf jtehen haben. 

Neue Fassung nach & 22 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. als 
Ersatz für 1.R.S. 2098 a. Il. 2. 

Vgl, L.R.S. 2121 u. 2122, 2146 u. fig., 2153. 


2103b. Ein feiner Cintragung in das Unterpfandsbuch 
bedürfendes, allen andern Vorzugs- und Unterpfandstechten vor- 
gehendes Vorzugsrecht auf die Yiegenjchaften, auf welchen fie be— 
ruhen, haben: 


1) Die Forderungen der Staatsfafje wegen Grund- und 
Häujerjteuer nebjt der Befürfterungsiteuer, 
Grundsteuergesetz vom 7. Mai 1858 (R.B, Nr. 21); Wald- 
steuergesetze vom 29%. März 1854 (RB. Nr. 25) und vom 
14. Dezember 1878 (G.B. Nr. 32); Häusersteuergesetz vom 
26. Mai 1866 (R.B. Nr. 30) Forstgesetz $$ 6 u. 90b. 


2) Die Forderungen der Kafjen der Gemeinden und Streije 


wegen Umlagen auf Grund» und Häuferfteuerfapitalien, 

Verwaltungsgesetz vom 5. Oktober 1863 (R.B. Nr. 44) $ 43 
(Kreisumlagen); Städte- und Gemeindeordnung (Gesetze vom 6. 
u. 24. Februar 1879, G.B. Nr. 7 u. 8) $$ 80 u. fig. 


3) die Forderungen der Staatsanftalt zur Feuerverſiche rung 
der Gebäude wegen Verjicherungsbeiträgen, 


(Gesetz vom 29. März 1852 (R.B. Nr. 14) über die Feuer- 
versicherung der Gebäude. 
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ſoweit dieſe Forderungen im letzten Jahre vor Geltendmachung des 
Vorzugsrechts fällig geworden find oder nach $ 58 der Konkurs— 
ordnung als fällig gelten. 

Neuer Zusatzartikel nach $ 23 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


Vgl. RK.O. $ 54 2. 2 u. 3. 
Städte- und Gemeindeordnung & 73 s. nach L.R.S. 2122. 


7 Dritter Abſchnitt. 


Von den Vorzugsrechten, die auf liegender und fahrender Habe zugleich 
haften. 


Diese Abschnitts-Ueberschrift sowie die L.R.S. 2104 u. 2105 sind 
aufgehoben durch $ 24 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


7 2104. Die Borzugärechte, welche auf liegende und fahrende Habe 
zugleich gehen, find jene, welche im 2101jten Sat angeführt worden. 


+ 2105. Wenn bei Abgang an Fahrniß dieſe letztgedachten Vorzugs- 
gläubiger aus dem Erlös eines unbeweglichen Guts zugleich) mit jenen Gläu— 
Digern befriedigt jein wollen, welche auf das Grundftüd ein Vorzugsrecht 
Haben, jo geihehin die Zahlungen in folgender Drdnung: 


1) die Gerichtskoſten und andere im 2101jten Sag angeführte For— 
derungen; 


2) die Forderungen, welche im 2103ten Sat bezeichnet jind. 


21054. Nach allen diejen genießen noch Vorzugsrecht die 
Horderungen der Staatskaſſe für Unterfuhhungstoften auf die 
Liegenichaften der Verurtheilten, wenn jie innerhalb zwei Monaten 
vom Endurtheil an ordnungsmäßig im Pfandbuch eingetragen 
wurden; das Vorzugsrecht kann jedoch nur ohne Nachtheil aller 
jener früheren Unterpfandsrechte, welche entweder ohne Eintragung 
gültig, oder durch Eintragung gehörig bewahrt find, geübt werden. 


Neue Fassung nach $ 24 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 
Vgl. L.R.S. 2123, 2134. R.St.P,O. $ 496506. 


Gesetz über Ablösung der Zehnten 
vom 15. November 1833 (R.B. Nr. 49). 


$ 15 Schluss: Das Ablösungskapital mit zweijährigen Zinsen 
hat ein allen anderen auf Liegenschaften gegebenen vorgehen- 
des, keiner Eintragung bedürfendes Vorzugsrecht auf das zehnt- 
bare Grundstück. 
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Gesetz über das Vorzugsrecht der Gültablösungs- 
kapitalien 


vom 14. Mai 1825 (R.B. Nr. 8). 
Art, 1. Ein jedes Kapital, gegen welches Zinsen oder 
Gülten abgelöst worden sind, hat ein Vorzugsrecht auf das 
mit dem Zinse oder der Gült vormals belastete Gut. 


Art. 2. Dieses Vorzugsrecht bedarf zu seiner Wirksam- 
keit keines Eintrags in das Grund- oder Unterpfandsbuch. 


Art. 3. Es hat dieses Vorzugsrecht den Vorrang vor 
allen sonstigen Vorzugs- und Unterpfandsrechten, diese mögen 
einer Eintragung bedürfen oder nicht, jedoch mit Ausnahme 
der in L.R.S. 2101 und 2104 bevorrechteten Forderungen. 


Gesetz über Ablösung der Weiderechte 
vom 31. Juli 1848 (R.B. Nr. 55). 


Art, 38. Das Ablösungskapital geniesst mit demjenigen 
der Zehnten, Gülten und Zinsen das durch das Gesetz vom 
14. Mai 1825 (RB. Nr. 8) bestimmte Vorzugsrecht. Dieses 
Vorzugsrecht steht auch der die Ablösung vermittelnden Ge- 
meinde, wenn und in so weit sie den Berechtigten Zahlung 
geleistet hat, zu, 


Gesetz über Ablösung der Erb- und Schupflehen 
vom 21. April 1849 (R.B. Nr. 25). 


$ ı5. Das Ablösungskapital geniesst mit jenen des 
Zehnten, der Gülten und Zinsen kein einer Eintragung be- 
dürfendes Vorzugsrecht auf die Lehengüter, 


Forstgesetz 
vom 27. April 1854 (R.B. Nr. 23). 


$ goa. Absatz 5: Dieser Vorschuss (für Waldkulturkosten) 
wird der Staatskasse vom Tage der Zahlung an mit 31/ Pro- 
zent verzinst, und kann von dieser erst nach 5 Jahren zur 
Rückzahlung gekündigt werden, Nach Umfluss dieser 5 Jahre 
werden dem Waldeigenthümer auf Verlangen je nach der 
Grösse der Ersatzsumme überdies angemessene Zahlungstermine 
zugestanden. Die Staatskasse hat für ihre einem liquiden An- 
spruche gleich zu achtende Forderung, wie bei Zehnt-, Zins-, 
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Gült- und Lehen-Ablösungskapitalien, ein keiner Eintragung be- 
dürfendes Vorzugsrecht auf das Waldstück des Schuldners. 


Lehen-Allodificationsgesetz 
vom 9. August 1862 (R.B. Nr. 47). 
$ 7: Die Abkaufsumme geniesst mit jenen der Zehnten, 
der Gülteu und Zinsen ein keiner Eintragung bedürfendes 
Vorzugsrecht auf die Lehengüter. 
Vgl. Art. 3 des Gesetzes vom 19. April 1856 (R.B. Nr. 16) An- 
hang A. 2d., Beil. I. 


Vierter Abjchnitt. 
Wie die Vorzugsrechte bewahrt werden. 


2106. Zwiſchen den Gläubigern unter ſich haben die Vor— 
zugsrehte auf XLiegenjchaften feine Wirfung, als injofern fie 
durd) Eintragung in die Unterpfandbücher auf gejeglihe Art fund 
gemacht worden find, und nur von dem Tag diejer Eintragung 


an, jedoch unter nachfolgenden Ausnahmen. 
Vgl. L.R.S,. 2146 u. fig. 


7 2107. Bon der Nothwendigkeit der Eintragung find frei die im 
2101jten Sag ausgedrüdten Forderungen. 
Aufgehoben durch $ 20 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


2108. Der Berfäufer, der ein Vorzugsrecht hat, behält 
ſolches durch Einjchreibung feiner Erwerburfunde* in das Grund- 
buch), jo weit daraus erhellt, daß er den Kaufſchilling ganz oder 
zum Theil noch zu fordern hat. Die von dem Käufer veranftaltete 
Einſchreibung im Grundbuch nugt auch ftatt Eintragung in's 
Pfandbuch dem Verkäufer, jowie dem Darleiher, der ihm das 
gezahlte Geld vorgeſchoſſen hat, und durd die nämliche Urkunde 
in die Rechte des Verkäufers eingejegt ift. 

* Vebersetzungsfehler statt; „Der Verkaufsurkunde“ (titre qui a 
transfere la propriets ä l’acquereur). 

Vgl. L.R,S. 1583 a., 2108 Z. 1 u. 2, 2111a. 


* (Der Pfandfchreiber muß gleihwohl bei Strafe. fonft jeden Dritien 
zu entfchädigen, diejenigen Forderungen, die auf dem Kaufbrief beruhen. zum 
Vortheil des Verkäufers ſowohl, als der Darleiher, in das Pfandbuch von 
Amtswegen übertragen; diejen beiden fteht ebenfalld frei, den Verkauf, den 
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der Käufer noch nicht hat einschreiben laffen, zur Eintragung ind Pfandbuch 
zu bringen, um für ihre Forderung an den Kaufſchilling ihr Vorrecht zu 
bewahren). 


2108a. Das Gingeflammerte fällt hierlands weg. 


2109. Das Vorzugsreht eines Miterben oder Theilhabers 
an den Gütern eines jeden Looſes für das, was von dem Loos 
zur Gleichitellung ihm herausgegeben werden muß, oder für den 
Kaufiilling eines an Theilungsftatt verfteigerten Erbftüds, ift 
bewahrt, wenn in ſechszig Tagen, von dem Theilungstag oder 
von dem Steigerungszuichlag an, auf feinen Betrieb die Eintragung 
ins Grundbuch geihieht. Während diejer Zeit kann auf ein 
jolhes Gut zum Nachtheil desjenigen, der das Erbgeld oder Kauf— 
geld zu fordern hat, fein Unterpfand gegeben werden. 


Vgl. L.R.S. 2103 Z. 5, 2111la., 2113; Notariatsordnung 88 179, 
180, 192. 


2110. Baumeifter, Bauunternehmer, Maurer und andere 
Arbeiter, die Gebäude, Kanäle oder andere Werfe neu aufbauen, 
wiedererbauen oder ausbeilern, und diejenigen, welche zu deren 
Zahlung oder Eritattung ihrer Auslagen Geld darleihen, dejjen 
wirkliche Verwendung gehörig beiviefen worden ift, bewahren ihr 
Recht durch die doppelte Eintragung ins Pfandbuch: 

1) des Protofoll3 über die erjte Bejchreibung des Werks, 
und 

2) des Protofolls über die nacdhherige Aufnahme der ge= 
fertigten Arbeit. 

Diejes Recht gilt von dem Tag an, da das erjte Protokoll 
eingetragen worden ift. 

Vgl. L.R.S. 2103 Z. 4 u. 5; 2118, 2146 u. fig. 


2111. Die Gläubiger und Vermächtnißnehmer, welde in 
Gemäßheit des 878ſten Sabes unter dem Titel: von den Erb- 
Ihaften, Abjonderung des Vermögens des Erblafjers begehren, 
bewahren wider die Gläubiger der Erben oder Stellvertreter des 
Berftorbenen ihren Borzug auf die Liegenjchaften der Erbichaft 
dur Eintragung ins Pfandbuch auf ein jedes diejer Güter, in- 
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jofern fie in den erſten ſechs Monaten nach) dem Anfall des Erbes 
geichieht. 

Bor Ablauf diefer Zeit fünnen die Erben oder Stellvertreter 
darauf zum Nachtheil diejer Gläubiger oder Bermächtnignehmer 
fein gültiges Unterpfand geben. 

Vgl. L.R.S. 878—880, 1017, 2111a., 2113. 


21lla. Die Vorzugstchte des L.R.S. 2103 3.1, 2u. 3, 
jowie das Abjonderungsreht des L.R.S. 2111 wirfen gegen 
Gläubiger, welchen jelbjt fein Vorzugs- oder Unterpfandsreht an 


den Liegenjchaften zufteht, auch uneingetragen. 
Neuer Zusatzartikel nach & 25 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 
Vgl. R.-Konk.-Ordn. $ 12, 


2112. Diejenigen, welchen eine Borzugsforderung übertragen 
wird, haben die gleichen Rechte, wie ihre Nechtsgeber, an deren 


Stelle und in ihrer Ordnung auszuüben. 
Vgl. L.R.S. 1252, 1692. 


2113. Alle der Eintragung bedürfende Vorzugsforderungen, 
bei denen die obigen Vorjchriften zur Bewahrung des Vorzugs 
nicht beobachtet worden find, behalten zwar Unterpfandsrecht, 
aber es gilt gegen dritte Perfonen nur von dem Tag der nach— 


geholten Eintragung an, wie hier unten erklärt wird. 
Vgl. L.R.S. 2095, 2103, 2103a., 2105a., 2106—2111, 2134. 


Drittes Kapitel. 
Bon dem Unterpfandsredt. 


2114. Das Unterpfand ift ein auf der Sade haftendes 
Recht, welches Liegenjchaften für die Zahlung einer Schuld zu 
haften verbindet. 

Es ift feiner Natur nad untheilbar, und haftet auf allen 
eingejegten Liegenjchaften zufammen, jowie auf jeder einzeln, und 
auf jedem Theil derjelben. 

Es folgt den Liegenſchaften in jede Hand, in melde fie 


übergehen. 
Vgl. L.R.S. 1221 Z. 1, 2118, 2119, 2166, 2180. 
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2114a. Das Unterpfandsrecht haftet auf den beweglichen 
Zugehörden einer Liegenſchaft nur joweit fie zur Zeit des gericht- 
lihen Zugriffs noc damit verbunden jind: jede frühere Trennung 
eines zugehörigen Fahrnißſtücks macht das Pfandrecht darauf er= 
löſchen. 

Bei dem Anſchlag des Werths eines Guts zum Behuf einer 
Unterpfandsbeſtellung kommen ſolche fahrende Zugehörden nicht 
in Anſatz. 

Vgl. L.R.S. 519—525, 2118. 

(rebäude-Feuerversicherungsgesetz vom 29. März 1852 (R.B. Nr. 14) 
85 53, 59 u. 60, s. Anhang B. 14. 


2115. Gin Unterpfand bejteht nur in gejeglich beſtimmten 
Fällen, nach den vorgejchriebenen Formen. 


2116. Es ijt entweder geſetzlich, oder richterli, oder be— 
dungen. 


2117. Geſſetzlich ift ein Unterpfand, wenn es aus dem 
Geſetz entiteht. 

Richterlich, wenn es aus Urtheilen oder gerichtlichen Ver— 
handlungen entipringt. 


Bedungen, wenn es aus Verträgen entjpringt, und von 


der äußern Form der Vertragsurkunde abhängt. 
Vgl. L.R.S. 2121, 2123, 2124 u. fig. 


2118. Unterpfan dsgegenftände fünnen nur jein: 
1) unbeweglide Güter, die im Rechtsverkehr find, und 
jene Zugehörden derjelben, die Für unbeweglich gelten; 
2) die Nußnießung an jolden Gütern und Zugehörden, fo 
lange jie dauert. 
Vgl. L.R.S. 517 u. fig., 526, 537—542, 551—558, 577 ci., 1128, 
21l4 a. 2133. 


2119. sein Unterpfand auf Fahrniß folgt der Sache in 
die dritte Hand. 
Vgl. L.R.S. 527 u. fig., 2076, 2279; Handelsgesetzbuch Art. 306. 


2120. (Betrifft die Seegejege.) 
Civilrecht. 32 
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Erſter Abſchnitt. 
Von dem geſetzlichen Unterpfand. 


2121. Ein geſetzliches Unterpfand haben: 

die Forderungen der Ehefrauen, auf den Gütern ihrer 
Männer; 

jene der Minderjährigen und Mundloſen, auf den Gütern 
ihres Vormunds; 

jene des Staats, der Gemeinden, Körperſchaften und Staats— 
anſtalten, auf den Gütern ihrer rechnungspflichtigen Einnehmer 
und Verwalter. 


Vgl. L.R.S. 450, 509, 513a., 1472, 1495, 1531, 2103 a., 2135 u. 
fig., 2153. 


Badisches Einführungsgesetz zu den Reichs-Justiz- 
gesetzen. 


$ 29. Die Frau eines Kaufmanns kann für die ihr durch 
den Ehevertrag zugesicherten Vortheile im Falle eines Kon- 
kurses des Ehemannes auf Grund ihres Unterpfandsrechts 
einen Absonderungsanspruch nicht geltend machen, 


$ 30. Wenn der Ehemann bereits bei Eingehung der Ehe 
Kaufmann war, so hat, wenn gegen ihn das Konkursverfahren 
eröffnet ist, die Frau für Geld oder Fahrniss, welche sie in 
die Ehe gebracht zu haben erweist, für den Ersatz des nicht 
wieder angelegten Kaufschillings ihrer eigenthümlichen Güter, 
die während der Ehe veräussert wurden, und für ihre Schad- 
loshaltung wegen solcher Schulden, die sie mit ihrem Mann 
gemacht hat, nur auf diejenigen Grundstücke ein Unterpfands- 
recht, die beim Abschluss der Ehe ihrem Mann zugehörten, 


$ 31. Die Frau, welche den Sohn eines Kaufmannes 
ehelicht, der zur Zeit der Eheschliessung keinen bestimmten 
Stand oder Gewerbe hat, und in der Folge Kaufmann wird, 
ist in dieser Hinsicht derjenigen gleich zu achten, deren 
Mann zur Zeit des Abschlusses bereits wirklich Kauf- 
mann war. 


$ 32. Die Frau, deren Mann zur Zeit des Abschlusses 
der Ehe ein bestimmtes Gewerbe, und zwar ein anderes als 
den Handelsstand, hatte, ist von den Verfügungen der $$ 29 
und 30 dieses Gesetzes ausgenommen, und geniesst alle 
Unterpfandsrechte, welche das Landrecht den Ehefrauen be- 
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willigt; doch kommt diese Ausnahme derjenigen Frau nicht 
zu gut, deren Mann schon in Jahresfrist nach Abschluss der 
Ehe Handel zu treiben anfängt. 


$S 33- Die Bestimmungen der $$ 29 bis 32 finden auf 
die in Artikel 10 des deutschen Handelsgesetzbuchs bezeich- 
neten Personen keine Anwendung. 


2121a. Die Standes= und Grundherren genießen auf das 
Vermögen ihrer Rechner gleiches Unterpfandsrecht, wie Gemeinden 
und Körperichaften. 


2122. Ein Gläubiger, der ein gejeliches Unterpfand hat, 
fann jolches auf jeines Schuldners gegenwärtige und fünftige 
Liegenichaften geltend machen, unter den unten bejchriebenen Ein— 
Ichränfungen. 

Vgl. L.R.S. 2140—2145, 2155, 2161 —2165. 


Wassergesetz vom 25. August 1876. (G.B. Nr. 36) 


Titel I, Abschnitt II. Genossenschaften für Bewässerungs- 
und Entwässerungsanlagen. 


Art. 56. (Unterpfandsrecht für die Kosten.) Für die 
Beiträge zu den Kosten der Vorbereitungsarbeiten, der An- 
lage und der Unterhaltung des Unternehmens hat die Ge- 
nossenschaft ein gesetzliches Unterpfandsrecht an den einzelnen 
betheiligten Grundstücken. 

Zur Wahrung desselben muss in das Unterpfandsbuch 
eine bezirksamtlich bestätigte Urkunde eingetragen werden, 
aus welcher zu entnehmen sind: 


ı) die betheiligten Grundstücke und deren Eigenthümer; 


2) der nach dem Vertheilungsakt oder nach dem vor- 
läufigen Voranschlage festgestellte Betrag der auf das 
einzelne Grundstück fallenden Kosten, 


Städte- und Gemeindeordnung 

nach den Gesetzen vom 6. u, 24. Februar 1879, G.B.Nr. 7 u. 8.) 

$ 73. Für die nach $ 72 (besondere Einrichtungen oder An- 
lagen) oder nach dem Gesetze über ÖOrtsstrassen und Bau= 
fluchten vom 20. Februar 1868 von den Eigenthümern ein= 
zelner Liegenschaften zu entrichtenden Beiträge zu den Her— 
stellungskosten hat die Gemeinde ein allen älteren Vorzugs- 
und Unterpfandsrechten nachstehendes Vorzugsrecht * auf die 
betreffenden Liegenschaften. 


32* 
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Zur Wahrung desselben muss in das Unterpfan dsbuch 
eine bezirksamtlich bestätigte Urkunde eingetragen werden, 
in welcher bezeichnet sein muss: 

ı) Das Grundstück und dessen Eigenthümer, 

2) der durch Gemeindebeschluss festgesetzte Betrag 
des auf das einzelne Grundstück entfallenden Bei- 
trags. | 

Das Vorzugsrecht* gilt von dem Tage an, da die Ur- 
kunde in das Unterpfandsbuch eingetragen ist. 


* Unrichtiger Ausdruck statt „„Unterpfandsrecht“ vgl. L.R.S. 2095 
und 2113. 





Zweiter Abichnitt. 


Von dem richterlichen Unterpfand. 
Vgl. II. Einf.-Edikt $ 26 Abs. 3 nebst Zusatz. 


2123. Ein richterliches Unterpfand gibt jedes Urtheil dem, 
für den es ergeht, es mag auf Gricheinen oder Nichtericheinen 
des andern Theils, endlich) oder fFürjorglih erfolgen. Auch die 
vor Gericht erfolgte Anerkennung oder Bewährung der Unter— 
Ichriften einer flagbaren Privaturfunde bewirkt ein ſolches Unter— 
pfandsrecht; (jedoch nur gleich der öffentlichen, wenn die damit 
bezeugte Schuld verfallen, eingeklagt, und ohne Gegenrede einge— 
ftanden, mithin Urtheils nicht weiter bedürftig ift.) 

Vgl. R.C.P.O. $$ 272 u. fig., 295 u. fig, 380 u. fig, 644 u. fig., 
702. 

Es kann auf gegempärtige und künftige Liegenichaften geltend 
gemacht werden, mit gleihmäßigem Vorbehalt der unten ausge 
drüdten Einſchränkungen. 

Vgl.BL.R.S. 2148, 2161— 2165. 

Schiedsrichterlihe Enticheidungen bewirken fein Unterpfands= 
recht, außer von der Zeit an, wo ein gerichtlicher Vollzugsbefehl 
darauf ergeht. 

Vgl. R.C.P.O. $ 868. 

Urtheile, welche im Ausland ergangen find, können gleich- 
falls fein Unterpfandsrecht begründen, als injofern fie von einem 
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inländischen Gericht vollzicehbar erklärt ſind; unbejchadet deilen, 
was Staatsgejege oder Staatsverträge etwa anders bejtimmen. 

Vgl. R.-Ger.-Verf.-G. $ 157 (Rechtshülfe); R.C.P.O, $$ 660 u. 661; 
‘Staatsvertrag mit Frankreich vom 16. April 1846 (R.B. Nr. 24). 

Bad. Einf.-Gesetz zu den R.]J.G. $ 26: 

Die im Mahnverfahren ergangenen Vollstreckungsbefehle 
(SS 639, 640 der C.P.O.) begründen kein richterliches Unter- 
pfandsrecht. 


Dritter Abſchnitt. 
Von dem bedungenen Unterpfand. 


2124. Gin bedungenes Unterpfand fann nur derjenige ver= 
willigen, der die Fähigkeit hat, die Yiegenjchaft zu veräußern, 
welche damit bejchwert werden joll. 


Vgl. L.R.S. 217 u. flg., 220, 537 u. 574 nebst Zusätzen, 577 ci, 
1124, 1421, 1428, 1449, 1507, 1554, 2125, 2126. 


2125. Diejenigen, deren Recht an einer Liegenjchaft von 
aufichiebenden Bedingungen abhängt, oder in gewiſſen Fällen 
wiederauflöslich oder der Umſtoßung unterworfen it, können fein 
anderes Unterpfandrecht venvilligen, als das den gleichen Be= 


ſchränkungen unterliegt. 
Vgl. L.R.S. 865, 929, 952, 954, 958, 963, 1181, 1183, 1654-1656, 


1673, 1674, 1681. 


2126. Die Güter der Minderjährigen, der Mundlojen und 
jene der Verſchollenen, die noch nicht endgültig zuerkannt find, 
fönnen nur aus gejeglich gebilligten Urſachen und in den dehfalls 
vorgejchriebenen Formen, oder kraft ergangener Urtheile, zum Unter— 


pfand eingejeßt werden. 
Vgl. L.R.S. 128, 457, 484, 487, 499, 509, 513, 513a. 


x 2127. Gin bedungenes Unterpfand kann nur durd) eine 
von zwei Staatsfchreibern, oder don einem Staatsjchreiber und zwei 
Zeugen verfertigte öffentliche Urkunde gegeben werden. 

Vgl. II. Einf.-Edikt $ 26 Abs. 7 (nach L.R.S. 2127a.); Rechts- 
polizeigesetz $ 2 Z. 8. 
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x 2127 a. Den Staatsſchreibern muß dabei vom Schuldner 
vorgelegt, und von ihnen dem Gläubiger oder feinem Gewalt— 
haber vorgelejen werden: 

1) ein Zeugniß deijen, der das Grundbud führt, dak der 
Schuldner dort als Eigenthümer des zu verjegenden 
Guts eingetragen jei, auch daß feine oder welche auf 
löjende Bedingungen oder jonftige Beichränfungen der 
Verfügungsgewalt des Schuldners, ingleichen feine Kauf 
ichillingsrefte dabei eingejchrieben find; 

2) ein Zeugniß der Pfandjchreiberei, ob und was für 
Pfand» oder Vorzugsrehte auf das zu verjegende Gut 
jchon eingetragen jeien; 

3) bei marfjäßigen Gütern nod weiter ein Zeugniß des 
DOrtgericht3 über den Werth, welchen das Gut nad) dem 
geringſten Anjchlag der jeit Jahr und Tag üblichen 
Preije bei dem Verkauf haben würde. 

Von der Vorlegung diefer Urkunden muß in der Pfandver— 
jchreibung Erwähnung geichehen, und jie bleiben dem Aufſatz 
darüber verwahrlidy beigelegt. 

Jeder Ausjteller obiger Zeugniffe iſt für deren Richtigkeit 
verantwortlich, und für allen Schaden aus Unrichtigfeiten, die er 
hätte vermeiden fünnen, zur Entichädigung verbindlic). 


Zweites Einführungsedikt zum L.R, 


$ 26 Absätze7 und 8. 


Soll ein bedungenes Unterpfand einer Liegenschaft ge- 
geben werden, so erscheinen die Betheiligten oder ihre Ge- 
walthaber mit den nöthigen Urkunden vor der Pfandschrei- 
berei. Diese untersucht, ob das zu gebende Unterpfand des 
Schuldners Eigenthum, und ob es mit früheren eingeschriebenen 
oder einzuschreibenden Pfandrechten belastet sei. Sie lässt 
es ordnungsmässig schätzen und trägt sodann, wenn keine 
Anstände obwalten, sämmtliche in Artikel 2148 von Nr. ı 
bis 5 erwähnte Verhältnisse ins Pfandbuch ein, wobei noch 
weiter der geschätzte Werth des Unterpfandes, und, wie weit 
es mit eingeschriebenen Pfandrechten bereits belastet sei, 
zu bemerken ist, Hierauf liefert die Pfandschreiberei (wenn 
die Güter marksässig sind) den Betheiligten einen Auszug 
aus dem Unterpfandsbuche aus, welcher in urkundlicher Ab- 
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schrift das Eingetragene enthält und auf die Vorweisung 
dieses Auszuges fertigt das Amtsrevisorat* nach zuvor einge- 
zogener Erkundigung, ob es an den rechtlichen Erforder- 
nissen zur Unterpfandseinsetzung rücksichtlich der Personen 
des Gläubigers und Schuldners und der zu verpfändenden 
Güter nicht mangle, die Unterpfandsverschreibung in gesetz- 
licher Form aus. Die Einschreibung in die Pfandbücher muss 
also immer der förmlichen Ausfertigung der Pfandurkunde 
vorangehen. Die im Art. 2127 angeordnete Zuziehung von 
zwei Staatsschreibern oder einem Staatsschreiber und zwei 
Zeugen unterbleibt. 

Die Pfandschreibereien haften für den Schaden in den 
Fällen des Art. 2197 und wenn die als Unterpfand verschrie- 
benen Güter nicht ordnungsmässig geschätzt worden sind; die 
Amtsrevisorate aber haften für den Schaden, wenn sie Unter- 
pfandsverschreibungen ausgefertigt haben, zu deren Gültigkeit 
die rechtlichen Erfordernisse mangeln, 

* Amtsgericht (Gerichtsnotar), Rechtspolizeigesetz $ 2Z. 8 u. $ 85; 
Gerichtsnotariatsordnung $ 100. 

Anleitung zur Führung der Grund- und Pfandbücher vom 23. April 
1868 (R.B. Nr. 48) 85 88- 103. 


2128. Im Ausland gejchloffene Verträge wirken im In— 
land fein Unterpfandsrecht, joweit nicht Staatsgejege oder Staats— 
verträge es bejonders zulafien. 

Vgl. L.R.S. 3, 2123; II. Einf.-Edikt $ 26 Abs. 7. 

2129. Sein bedungenes Unterpfand iſt gültig, wenn nicht 
in der Pfandverichreibung jelbjt, oder in einer jpätern, darauf 
rückweiſenden öffentlichen Urkunde die Eigenjchaft und Lage einer 
jeden zum Unterpfand für die Forderung eingejegten Liegenjchaft 
genau bejchrieben iſt. Bon allen gegenwärtigen Gütern fann 
jedes namentlich) zum Unterpfand gegeben werden. 

Künftige Güter fünnen nicht zum Unterpfand verjchrieben 
werden. 

gl. L.RS. 2148 Z, 5; II. Einf.-Edikt $ 26 Abs. 7. 

2130. Sind inzwiſchen die wirklichen und noch freien 
Güter des Schuldners nicht hinreichend, um Sicherheit für die 
Forderung zu geben, jo darf er unter Anführung diejer Unzu— 
länglichkeit jedes künftig erwerbende Gut als von der Ermerbzeit 


an für die Forderung verhaftet erklären. 
Vgl. L.R.S. 2134. 
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2131. Wenn die namentlich zum Unterpfand eingeſetzten 
Liegenſchaften des Schuldners zu Grund gehen, oder in Verfall 
und Abnahme gerathen, und dadurch die Sicherheit des Gläu— 
biger3 unzureichend wird, darf diejer jogleich jeine Befriedigung 
oder eine Aufbejlerung feines Unterpfands verlangen. 

Vzl. L.R.S. 1188, 2020, 

2132. Ein bedungenes Unterpfand ift nur dann gültig, 
wenn die Summe, wofür e3 verwilligt worden, gewiß und in der 
Urkunde bejtimmt ift. Für Forderungen aus einer Verbindlich: 
feit, deren Entjtehung ungewiß oder deren Werth unbejtinmt ift, 
fann der Gläubiger die unten zu erwähnende Cintragung nur 
bis zum Ertrag eines beftimmten Werths, worauf die Forderung 
anzujchlagen ijt, begehren. Der Gläubiger gibt den Anjchlag des 
Werths an; der Schuldner darf nad) Umſtänden ihn mindern 
laſſen. 

Vgl. L.R.S. 1129, 1181, 2148 Z. 4, 2163. 

2133. Gin einmal erworbenes Unterpfand umfaßt alle dem 


verjehriebenen Gut zukommenden Berbeiferungen. 
Vgl. L.RS. 517 u, fig., 552 u. flg., 2114a., 2118. 


Vierter Abſchnitt. 


Von der Ordnung der Unterpfänder unter einander. 


2134. Unter den Gläubigern hat ein Unterpfand, es jet 
gejeßlich, gerichtlich oder bedungen, den Vorgang von dem Tag 
an, da der Gläubiger deſſen Eintragung in das Pfandbuch in 
gejeglich vorgejchriebener Art bewirkt hat, vorbehaltlich der in dem 
folgenden Sat enthaltenen Ausnahmen. 

Vgl. L.R.S, 2106, 2113, 2117, 2195, 2146 u, flg.; II. Einf.-Edikt 
$ 26 Abs. 4. 

2135. Unabhängig nämlich von aller Eintragung tritt das 
Unterpfandsrecht ein: 

1) für die Minderjährigen und Mundlojen auf die Liegen- 

ichaften des Vormunds wegen der aus jeiner Venval- 
tung entjtchenden Forderungen von dem Tag der ans 


genommenen VBormundichaft an; 
Vgl. L.R.S. 418 nebst Zusatz, 2121, 2186 u. fg. 
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2) für die Ehefrau wegen ihres Heirathsguts und alles deijen, 
was ihr aus dem Heirathsvertrag gebührt, auf das lie= 
gende Vermögen ihres Mannes, von dem Tag der ge= 
ichloffenen Ehe an. 

Vgl. L.R.S. 1399, 1572, 2121 nebst Zusätzen, 2136 u. flg. 

Die Frau hat wegen Eheiteuer-Geldern aus Erbichaften oder 
Schenkungen, die ihr während der Ehe zugefallen, das Unter- 
Pfandsreht nur von dem Tag an, da die Erbichaften oder 
die Schenkungen ihr anfallen. 

Vgl. L.RS. 718, 932, 1498, 1499, 1504. 

Ihr Unterpfandsreht für den Erſatz wegen Schulden, die 
fie mit ihrem Mann gemacht hat, und für die Wiedererftattung 
ihres veräußerten Eigentums, beginnt von dem Tag an, da die 
Schuld entitanden, oder der Berfauf geichehen ilt. 

Vgl. L.R.S. 1431, 1433, 14353 a. 

sn feinem Fall kann die Verordnung des gegemmwärtigen 
Titel den Rechten Abbruch thun, welche dritte Perſonen vor der 
Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes envorben haben. 

Vgl. L.R.S. 2. 

2136. Die GChemänner und Vormünder find gleichwohl 
verbunden, die Unterpfandsrechte, die auf ihren Gütern haften, 
fund werden zu laſſen, und zu diefem Ende am gehörigen Ort 
auf ihre gegemvärtigen und fünftigen Liegenichaften die Eintragung 
zu bejorgen. 

gl. UR.S. 2153. 


* Ehemänner und VBormünder, welche es verfäumen, und nachher Bor- 
zugsrechte oder Unterpfänder auf ihre liegenden Güter verwilligen, oder von 
Andern nehmen lajfen, ohne ausdrücklich zu erklären, daß bejagte Liegen— 
haften dem der Frau und den Minderjährigen geftatteten gefeglichen Unter: 
pfandsrecht ſchon unterworfen find, jollen der Hintergehung ſchuldig, und als 
ſolche dem perjönlichen Berhaft unterworfen geachtet werden. 


Aufgehoben s. L.R.S. 2059. 

2137. Die Gegenvormünder find unter perjönlicher Verant— 
wortlichteit für die Entſchädigung verbunden, dafür zu wachen, 
daß die Eintragungen auf die Güter des Vormunds für das, 
was er aus feiner Verwaltung jehuldig werden mag, ohne Verzug 
geichehen, oder fie jelbjt zu bejorgen. 

Vgl. L.R.S. 420 u. flg.; Dienstweisung für Gegenvormünder $ 4. 
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* 2138. Wo Ehemänner, Vormünder und Gegenvormünder die in den 
vorhergehenden Sätzen befohlenen Eintragungen verfäumen, ſollen dieſe von 
dem Kronanwalt bei dem Gericht, unter welchem die Männer und Vormünder 
ihren Wohnſitz haben, oder unter welchem die Güter gelegen ſind, begehrt 
werden. 


Ausser Geltung nach $ 25 des Rechtspolizeigesetzes. 


Rechtspolizeigesetz $ 20. 


Die Amtsgerichte sind verpflichtet, den Eintrag gesetz- 
licher Pfandrechte der Mündel, wo solcher versäumt wird, zu 
betreiben. 

Gerichtsnotariatsordnung $ 69; Dienstweisung für Waisenrichter $ 11. 


2139. Auch fünnen die Verwandten des Mannes oder der 
Frau, und die Verwandten des Minderjährigen, ja in Ermanges 
fung der Verwandten, jeine Freunde die bejagten Gintragungen 
nachſuchen; fie fünnen gleichfalls von der Frau und von den 
Minderjährigen jelbjt verlangt werden. 

Vgl. L.R.S. 2153. 


2140. it in einem Heirathsvertrag unter Parteien, die 
alle volljährig find, die Uebereinfunft getroffen worden, daß die 
Eintragung nur auf ein einzelnes Gut oder auf gavifje Legende 
Güter des Mannes nachgejucht werden joll, jo bleiben die Liegen 
ihaften, die zur Eintragung nicht eingejeßt find, von allem 
Unterpfand für den Brautſchatz der Frau, für die Wiedererjtattung 
ihres Vermögens und für die im Ehevertrag ihr gejchehenen Zus 
jagen ledig und frei. Ein Geding, daß gar feine Eintragung ge= 
ichehen jolle, ift ungültig. 

Vgl. LRS. 1387, 1388, 1398, 2122, 2142. 








2141. Das Gleiche gilt von dem liegenden Vermögen eines 
Normunds, wenn die Verwandten in dem amilienrath*) für 
gut achteten, daß die Eintragung nur auf beftimmte Güter ge= 
ſchehen joll. 

* Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 s. bei L.R.S. 405. 

2142. In dem Fall der beiden vorhergehenden Sätze bleibt 
der Mann, der Vormund uud Gegenpormund verbunden, auf die 


eingejegten Grundjtüde die Eintragung nachzuſuchen. 
Vgl. L.R.S. 2136, 2137. 
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2143. Ward in der Urkunde, worin ein Vormund ernannt 
ift, das Unterpfandsrecht nicht beſchränkt, jo darf diefer darlegen, 
dab ein allgemeines Unterpfand auf alle jeine Liegenichaften, 
offenbar eine überflüjlige Sicherheit für feine Verwaltung jein 
würde, und begehren, daß es auf jo viel Stüde beichränft 
werde, al3 zu des Minderjährigen volllommener Sicherheit hin— 
länglich ſind. 

Ueber das Begehren ſoll der Gegenvormund gehört werden 
und ein Gutachten des Familienraths*) der Bewilligung vorangehen. 

* Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 2 s. bei L.R.S. 405. 

Vgl. L.RS. 2121, 2122, 2162—2165 

2144. Auf gleiche Weile mag der Mann mit Bewilligung 
feiner Frau und mit Gutachten der vier nächſtgeſeſſenen, in einen 
Tamilienrath vereinten, Verwandten derjelben begehren, daß das 
allgemeine Unterpfand, womit zur Sicherheit des Brautichages, 
der MWiedererjtattung des Frauenguts und der in dem Ehevertrag 
enthaltenen Zujagen jein Yiegenjchaftsvermögen belajtet war, auf 
jo viel Stüde bejchränft werde, als für die Dedung der Frau 
binlänglic find. 

Rechtspolizeigesetz $ 1. Vgl. L.R.S. 2121, 2122, 2162--2165. 


2145. * Die Verfügungen auf das Begehren ded Chemanned und der 
Bormünder jollen nicht ohne Vernehmung des Kronanwalts und furzes Vers 
fahren zwiſchen ihm und dem Bittiteller, erlaffen werden. 


Aufgehoben durch $ 25 des Rechtspolizeigesetzes. 

Verfügt das Gericht, dab das Unterpfand auf gewilfe Grund 
jtüde bejchränft werden joll, jo ift die auf den übrigen Gütern 
haftende Eintragung zu lölchen. 

Vgl. L.R.S. 2160. 


Viertes Kapitel. 


Bon der Art, wie Vorzugsrechte und Unterpfänder 
eingetragen werden. 


2146. Die Eintragungen geſchehen in der Pfandjchreiberei 
desjenigen Bezirks, in welchem die Güter gelegen find, die das 
Vorzugs- oder Unterpfandsrecht ergreift. 

Der frühere Schluss dieses Absatzes ist aufgehoben durch $ 146 
des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. Vgl. R.-Konk.-Ordn. $ 23 Z. 2. 
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Die Eintragung bleibt wirfungslos, welche einer von meh- 
reren Erbgläubigern erſt nach dem wirklichen Anfall einer nur 
unter dem Nechtsvortheil eines Erbverzeichniffes angenommenen 
Erbſchaft erwirkt hat. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

Vgl. L.R.S. 798, 808. 

2147. le an Einem Tag eingetragenen Gläubiger haben 
zujammen ein Unterpfandsrecht von gleihem Tag und Jahr, 
das jie nad Verhältniß ihrer Forderungen geltend machen, ohne 
weitern Unterjchied, ob die Eintragung Morgens oder Abends 
gejchehe, wenn auch gleich im Unterpfandsbuch dieje Verschiedenheit 
angemerkt jein jollte, 

Vgl. L.R.S. 2106, 2134. 


2148. lm die Eintragung zu erwirken, übergibt der 
Gläubiger jelbit oder durch einen Dritten der eintragenden Stelle 
die Urſchrift oder eine beglaubte Ausfertigung des Urtheils oder 
der Urkunde, worauf jich jein Vorzugs- oder jein Unterpfandsrecht 
gründet. 

Er legt ihr zwei auf Stempelpapier aejchriebene*) Auszüge bei, 
deren Einer auf jene Nechtsurfunde jelbjt gejchrieben ſein darf, 
welche enthalten müſſen: 

1) den Namen, Vornamen und Wohnort des Gläubiger, 
jein Gewerbe, wenn er eines treibt, und die Wahl eines 
Wohnſitzes für ih, an irgend einem Orte des Beziris, 
über den die Prandichreiberei jich eritredt; 

2) den Namen, Vornamen und Wohnort des Pfandſchuld— 
ners, jein Gewerbe, wenn man weiß, daß er eines treibt, 
oder eine genaue, beitimmte Angabe der Perjon, wor— 
nach der Pfandichreiber die mit einem Unterpfand be= 
legte Perſon ficher erfennen und unterjcheiden kann; 

3) Tag und Jahr und Beichaftenheit des Titels der 
Forderung; 

4) den Hapitalbetrag der Forderungen, wie jie die Rechts— 
urfunde jelbjt ausgedrüdt, oder (injofern Renten und 
von Zeit zu Zeit wiederfehrende Leiſtungen, oder fünftige 
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nod) ungewille, bedingte oder unbejtimmte Rechte in 
Frage find) wie fie derjenige, der die Eintragung ver= 
langt, zu Werth anſchlägt, da, wo dieſer Anjchlag des 
Werths vorgejchrieben tft, jo wie ebenfalls den Betrag 
der diejen Kapitalſummen anhängigen Nebenverbindlich- 
teiten, und die Verfallzeit; 

5) die Anzeige der Gattung und Yage der Güter, worauf 
er jeinen Vorzug oder jein Unterpfand zu bewahren 
gedentt. 

Bei gejelichen oder gerichtlichen Unterpfändern ift 
diejes Letztere nicht nöthig; eine einzige Eintragung der= 
jelben ergreift alle Yiegenichaften, welche in dem Bezirk 
der Prandjchreiberei gelegen find, two nichts Anderes aus= 
gemacht it. 

* Stempel sind nicht zu verwenden. Vgl. $ 15 der Gemeinde-Ge- 

bührenöordnung vom 30. November 1374 (G.B. Nr. 58). 


Vgl. II. Einf.-Edikt $ 26 Abs. 7 oben bei L.R.S. 2127 a.; ferner L.R.S. 
111, 2122, 2125, 2129, 2130, 2132, 2153. Anleitung zur Führung der 
Grund- und Pfandbücher vom 23. April 1868 (R.B. Nr. 43) 8$ 83 
u. fg. 


2149. Gintragungen auf die Güter einer  verftorbenen 
Perſon gejchehen unter der bloßen Benennung des Berjtorbenen, 
in der unter der Ziffer 2 des vorhergehenden Sabes verordneten 
Maaße. 


2150. Der Pfandſchreiber bemerkt in ſeinem Buch den 
Inhalt der Auszüge, gibt demjenigen, der die Eintragung ver— 
langt, nebſt der Urſchrift der Rechtsurkunde oder ihrer Ausfertigung 
einen der beiden Auszüge zurück, und bezeugt am Schluß des— 
ſelben, das er die Eintragung vollzogen habe. 

Vgl. II. Einf.-Edikt $ 26 Abs. 7 oben bei L.R.S. 2127 a.; ferner 
2148, u. 2153. 


2151. Ein Gläubiger, deijen Unterpfand für ein verzins— 
liches Kapital eingetragen ift, hat das Recht, es auch für die 
Zinſen oder Renten ziveier Jahre nebit dem laufenden geltend 
zu machen, vorbehaltlid) die übrigen Rüdjtände, welche aus jener 
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erſten Einſchreibung kein Vorrecht genießen, etwa beſonders ein— 


tragen zu laſſen, welche alsdann von dem Tag dieſer beſondern 
Gintragung Unterpfandsrecht erlangen. 


Bad. Einf.- Ges. zu den Reichs-]Justizgesetzen. 


$ 28 Abs. 2. Dabei (im Absonderungsverfahren bei Konkursen) 
können auf Grund des für die Hauptforderung bestehenden 
Vorzugs- oder Unterpfandsrechts ausser den laufenden Zinsen 
nur die Zinsrückstände von zwei vorhergehenden Jahren 
geltend gemacht werden. 


2152. Diejenigen, die eine Eintragung nachgeſucht haben, 
ihre Stellvertreter oder öffentlich beglaubigte Rechtstolger, können 
den von ihnen gewählten Wohnfig in dem Unterpfandsbucd ändern 
lafjen, müſſen jedoch alsdann in demjelben Bezirk einen andern 
wählen und anzeigen. 


Vgl. L.R.S. 111, 2148 Z. 1, 2156. 


2153. Die gejeglihen Unterpfandstechte auf den Gütern 
der öffentlichen Rechnungsbeamten, jene der Minderjährigen oder 
Mundlojen wider ihre Vormünder, der Ehefrauen wider ihre 
Männer, jollen auf Weberreihung zweier Auszüge eingetragen 
werden, welche mehr nicht zu enthalten brauchen, als 


1) den Namen, Vornamen, das Gewerbe und den gegen= 
wärtigen Wohnort des Gläubigers, nebjt dem Wohnſitz 
der von ihm oder für ihn in dem Bezirk gewählt ift; 


2) den Namen, Vornamen, das Gewerbe, den Wohnort 
oder die genaue Bejchreibung des Schuldners; 


3) die Natur und Eigenjchaft der Rechte, welche durch die 
Cintragung bewahrt werden jollen, und den Betrag des 
Werths der bejtimmten Gegenftände; die bedingten der— 
einjtigen oder unbejtimmten Rechte zu Werth anzu- 
ſchlagen, haben fie nicht nöthig. 

Vgl. L.R.S. 2121, 2121 a., 2136, 2139. U. Einf.-Edikt $ 26 Abs. 


5 u. 6, $ 29; Anleitung zur Führung der Grund- und Pfandbücher 
$5 104—108. 
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+ 2154. Die Eintragungen bewahren das Unterpfands- und Vorzugsrecht 
zehn Jahre lang, von dem Tag an, da fie geichehen; ihre Wirkung erlöfcht, 
wenn ſolche vor Ablauf diefer Frift nicht erneuert werden. 

Aufgehoben durch Landesherrliches Edikt vom 19. August 1819 
(R.B. Nr. 23). 


Gesetz über Bereinigung der Unterpfandsbücher 
vom 5. Juni 1860 (R.B. Nr. 30) mit neuer Fassung des Art. 2 
durch Gesetz vom 28. Januar 1874 (G.B. Nr. 5). 


Art. ı. Die Einträge der Vorzugs- und Unterpfands- 
rechte, welche länger als dreissig Jahre in den Grund- und 
Unterpfandsbüchern eingeschrieben sind, müssen erneuert 
werden. 


Art. 2. Die Pfandgerichte haben die Gläubiger nach 
Ablauf von dreissig Jahren seit dem Tage des Eintrags von 
amtswegen an die Erneuerung zu mahnen, und zu diesem 
Zwecke eine öffentliche Aufforderung zu erlassen, welche ent- 
halten soll: 


ı) Die Mahnung, die seit länger als 30 Jahre in die 
Bücher eingeschriebenen Einträge zu erneuern; 


2) die Bezeichnung des Rechtsnachtheils, dass die in- 
nerhalb 6 Monaten nach der Mahnung nicht erneuer- 
ten Einträge werden gestrichen werden; 


3) die Bekanntmachung, dass ein Verzeichniss der in 
den Büchern der Gemeinde seit mehr als 30 Jahren 
eingeschriebenen Einträge in dem Gemeindehause zur 
Einsicht offen liege, 


Die öffentliche Verkündigung der Mahnung geschieht 
durch Einrückung in die von der Regierung bestimmten öffent- 
lichen Blätter. 


Ausserdem haben die Pfandgerichte denjenigen Gläubi- 
gern oder deren Rechtsnachfolgern, deren Aufenthaltsort be- 
kannt und nicht so entfernt ist, dass die Behändigung 
besonderen Schwierigkeiten unterliegt, eine Mahnung desselben 
Inhalts wie bei Ziffer ı, 2, 3 urkundlich gegen Bescheinigung 
zuzustellen, 


Diese Zustellung kann durch Zusendung auf der Post 
bewirkt werden. In diesem Falle muss die Zustellungsurkunde 
ergeben, in welcher Zeit, unter welcher Adresse und bei 
welcher Postanstalt die Aufgabe erfolgt ist. 
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Art. 3. Das Pfandgericht kann mit Genehmigung der 
Staatsbehörde auf Kosten der Gemeinde einen Commissär 
zur Vornahme des Geschäfts aufstellen. 


Art. 4. Die innerhalb 6 Monaten nach der Mahnung 
nicht erneuerten Einträge werden vom Pfand- oder Gewähr- 
gericht gestrichen, insofern nicht die Erneuerung noch vor 
dem Strich nachgeholt wird. 


Die Kosten des Strichs, der Erneuerung und der Mahnung 
fallen auf die Pfandbesitzer. Die Kosten der Mahnung schiesst 
die Gemeindekasse vor, und erhebt sie wieder nach der Zahl 
der Einträge. 

Art. 5 s. bei L.R.S. 2160. 

Art. 6 s. bei L.R.S. 2158, 

Art. 7. Ueber das Verfahren der Pfandgerichte bei der 
Mahnung, über die Form der Streichung und Erneuerung der 
Einträge, sowie über die Festsetzung der Gebühren hiefür 
wird eıne Vollzugsverordnung des Justizministeriums das 
Nähere bestimmen. 


Vollzugs-Verorduung vom 31. Januar 1874, (G.B. Nr. 5), 


2155. Die Koften der Eintragung fallen auf den Schuldner, 
wenn nicht das Gegentheil bedungen ift;z der Vorſchuß gejchieht 
von demjenigen, der die Eintragung ſucht; ausgenommen“ find 
desfalls die gejelichen Unterpfandsrechte, wegen deren Eintragung 
hält ſich der Pfandichreiber an den Schuldner. Die Kojten der 
Einjchreibung des Verkaufs zum Grundbuch, welde ein Ver— 
fäufer etwa verlangt, fallen auf den Käufer. 

Vgl. L.R.S. 2108, 2148, 2159. 


2156. Klagen wider die Gläubiger, zu welchen die Ein- 
tragungen etwa Anlaß geben, jollen bei ihrer rechtmäßigen Ge— 
tichtsbehörde angebradjt werden, deren Vorladung ihnen in Perſon, 
oder an dem zulegt in dem Buch gewählten Wohnfig bekannt 
zu machen ift, weun jchon die Gläubiger, oder diejenigen, bei 
welchen jie ihren Wohnſitz gewählt hatten, inzwiſchen verjtorben 
jein jollten. 

Vgl. LRS. 111, 2148 Z. 1, 2152, 2160, 2161; R.C.P.O. 88 25, 
160. 











LER. III. B. XVII T. Vorzugs- und Unterpfandsredte. 518 


Fünftes Kapitel. 
Bon der Ausftreihung und Minderung der einges 
tragenen Vorzugsrechte und Unterpfänder. 


2157. Eingetragene Vorzugsrechte und Unterpfänder werden 
ausgeftrichen, entweder fraft der Bewilligung einer Partei, die 
dabei betheiligt und hiezu fähig ift, oder kraft eines in leßtem 
Rechtszug ergangenen oder jonit rechtskräftigen Urteils. 

Vgl. L.R.S. 2158, 2160. 


2158. In einem wie im andern all haben diejenigen, 
welche die Ausftreihung nachſuchen, in der Pfandſchreiberei die 
Ausfertigung der öffentlichen Urkunde, welche die Einwilligung be= 
zeugt, oder das Urtheil zu hinterlegen. 


Rechtspolizeigesetz $$ 26, 46 u. flg.; Notariatsordnung $ 47 Z. 3; 
851 2.8. 


Gesetz über Bereinigung der Unterpfandsbücher., 
vom 5. Juni 1860 (R.B. Nr. 30). 

Art. 6. Die Urkunden über Pfandstrichsbewilligungen 
(L.R.S. 2158) können auch von dem Pfandgericht derjenigen 
Gemeinde, in welcher der Eintrag geschehen ist, oder von 
dem Bürgermeister dieser Gemeinde mit Beizug von zwei 
Zeugen aufgenommen werden, sofern zugleich die Original- 
pfandverschreibung oder die Ausfertigung aus dem Pfandbuche 
beigelegt wird, 

Zum Pfandstriche genügt ferner die auf die Unterpfands- 
verschreibung oder auf die Ausfertigung aus dem Pfandbuche 
geschriebene Einwilligung des Gläubigers, insofern dessen 
Unterschrift durch einen Staatsschreiber oder durch den 
Bürgermeister seines Wohnorts (letztern Falls unter Zuziehung 
von zwei Zeugen) beglaubigt ist. 


Vollzugs-Verordnung vom 31. Januar 1874 (G.B. Nr. 5) $$ 33—37. 


Landesherrliche Verordnung über Pfandstrichsbe- 
willigungen öffentlicher Rechner 
vom ı2. September 1833 (R.B. Nr. 36). 
Wir finden uns veranlasst zu verordnen wie folgt: 


ı) Sämmtliche von den competenten Behörden aufge- 
stellten Staats- und Stiftungsrechner werden hiermit 
Civilrecht. 33 
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ermächtigt, die Ausstreichung der Finträge von Vor- 
zugs- und Unterpfandsrechten, welche den ihnen an- 
vertrauten Verwaltungen und Stiftungen zustehen, 
gemäss dem L.R.S. 2157 zu bewilligen und die nach 
dem L.R.S 2158 erforderliche Urkunde auszustellen, 
jedoch nur unter der Bedingung, dass dabei die 
Pfandverschreibung selbst dem Pfandgerichte über- 
geben und auf dieser nämlichen Urkunde die Bewil- 
ligung der Ausstreichung vom Verrechner nach dem 
dieser Verordnung beigefügten Formular bescheinigt 
werde. 


2) Führt der Verrechner ein Dienstsiegel, so ist solches 
der Ausstreichungsbewilligung, d. h. dem Löschungs- 
scheine, beizudrücken, andernfalls die Aechtheit des 
Scheins vom Bürgermeister des Ortes, wo der Ver- 
rechner seinen Wohnsitz hat, uuter Beidrückung seines 
Dienstsiegels legalisiren zu lassen. 


3) Wenn die Pfandurkunde nicht mit der Ausstreichungs- 
bewilligung ausgefolgt werden kann, sowie bei ge- 
richtlichen oder gesetzlichen Unterpfandsrechten, wo 
keine Pfandverschreibung existir, muss die Aus- 
streichung des Pfandeintrags, soviel die Staatsverrech- 
nungen angeht, von den Centralstellen der Finanz- 
verwaltung, und so viel die Stiftungsverrechnungen an- 
geht, von der betreffenden Kirchenministerialsektion 
oder Kreisregierung, welcher die Oberaufsicht über 
die Stiftung zusteht, bewilligt sein. 

Vgl. Zusätze zu L.R.S. 597. 
Anleitung zur Führung der Grund- und Pfandbücher $$ 126—137, 


- 2159. Die nicht bewilligte Ausftreihung muß bei dem Gericht ver: 
langt werden. im deſſen Bezirk die Eintragung geiheben it. ausgenommen, 
wenn die Gintragumg zur Sicherheit einer vorläufigen oder unbeſtimmten 
Berurtheilung geſchehen ift. deren Vollftredung oder Beftimmung bei einem 
andern Gericht rechtshänaig it. als in weichem Fall das Begehren der Aus— 
jtreihung des Unterpfands bei eben diefem Gericht angebracht oder dorthin 
verwieſen werden muß. 

Wenn Gläubiger und Schuldner mit einander ausmachen, daß im Fall 
eines entjtehenden Streits die Sade bei einem andern von ihnen benannten 
Gericht ausgetragen werden joll, jo hat dieſes unter ihnen feine Wirkung. 


Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


2160. Die Gerichte find jchuldig, die Ausftreihung zu 
befehlen, wenn die Gintragung geihah, ohne durch ein Geſetz 


ai 
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oder eine Rechtsurkunde begründet zu ſein, oder zu Folge einer 
unregelmäßigen, einer erlojchenen oder durch Zahlung getilgten 
Rechtsurkunde, oder wenn jonjt das Vorzugs- oder Unterpfands— 
recht in gejegmäßigen Wegen abgethan iſt. 

Vgl. L.RS. 2180, 


Gesetz über Bereinigung der Unterpfandbücher 
vom 5. Juni 1860 (R.B. Nr. 30). 


Art. 5. Wenn eine Liegenschaft im Wege der Voll- 
streckung veräussert worden ist, so verfügt das Gericht nach 
Ausfertigung der Verweisungen den Strich des Eintrags der 
Versteigerungsverfügung ($ 925 der Processordnung) und den 
Strich beziehungsweise die Beschränkung derjenigen Einträge 
von Vorzugs- und Unterpfandsrechten, welche nach der Ver- 
weisung keine Befriedigung erhalten, jedoch unbeschadet der 
Rechte, welche den Gläubigern nach den $$ 1023, 1024, 
1033, 1039 und 1040 der Processordnung noch zustehen 
können. 


Der Strich, beziehungsweise die Beschränkung der Ein- 
träge zu Gunsten der auf den Steigerungspreis angewiesenen 
Gläubiger wird von dem Gerichte auf den Antrag des Stei- 
gerers verfolgt, wenn der auf den Steigerungspreis angewiesene 
Gläubiger in öffentlicher Urkunde oder doch mit seiner von 
«dem Bürgermeister seines Wohnorts und zwei Zeugen oder 
von einem inländischen Notar bestätigten Unterschrift sich 
für befriedigt erklärt hat. 

Die Kosten des Strichs sind von amtswegen auf den 
Steigschilling anzuweisen, 

Vgl. Bad. Einf.-Gesetz zu den R.J.G. 85 46—48 u. 79—82. 


2161. So oft ein Gläubiger, der nad) dem jGejeb fein 
Vorzugs- oder Unterpfandsrecht auf alles gegenwärtige, oder aud) 
auf das künftige Vermögen des Schuldners eintragen laſſen darf, 
und darin durch Vertrag nicht beichräntt ift, auf mehr Güter: 
ftüde als zur Sicherheit jeiner Forderung nöthig ſind, die Ein— 
tragung erwirft hat, kann der Schuldner den Richter anrufen, 
daß er dieje Eintragungen mindere, mithin fie jo weit, als das 
billige Verhältniß überjchritten iſt, ausitreiche. 

Der frühere Schluss dieses Absatzes ist aufgehoben durch $ 146 


«es Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 
35% 
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Die Verfügungen des gegenwärtigen Satzes laſſen ſich auf 
beſtimmt bedungene Unterpfänder nicht anwenden. 
Vgl. L.R.S. 2122, 2123, 2143—2145, 2162—2165. 


2162. Eintragungen auf mehrere Güter werden alsdann 
für übermäßig angejehen, wenn der freie Werth eines einzigen 
oder etlicher aus ihnen um mehr al3 ein Drittel den Betrag des 
Kapitals und der gejeglichen Nebenforderungen überfteigt. 


2163. As das Maaß überjchreitend fünnen auch diejenigen 
Eintragungen gemindert werden, die nad) einer Schäbung des 
Gläubigers für Forderungen gejchehen find, deren Unterpfands— 
betrag durch nichts bejtimmt it, und die ihrer Natur nad) bedingt, 
dereinjtig, oder unbejtimmt jind. 

Vgl. L.R.S. 2132, 2148 Z. 4. 


2164. Die Beltimmung des Uebermaßes wird in dieſem 
Fall dem billigen Ermeſſen des Richters überlaſſen, welcher dabei 
auf die Umftände, auf die Wahricheinlichkeit ihrer Nenderung und 
auf die aus ihnen ſich ergebenden VBermuthungen Rüdjicht nehmen 
muß, um die twahrjcheinlichen Nechte des Gläubigers mit einer 
billigen Erhaltung des Credits des Schuldners zu vereinigen. 
Der Gläubiger kann, wenn einjt der Erfolg jeine bis dahin un= 
bejtimmten Forderungen über die Minderungsfumme erheben 
jollte, neue Eintragungen nachſuchen, die ihm alsdann von ihrem 
Tag an weitere Unterpfandsrechte geben. 


2165. Der Wert) der Liegenichaften, der mit dem Betrag. 
der Forderungen und eines Drittels darüber auszugleichen iſt, 
wird angejchlagen bei ſolchen, die ſich nicht allmählig verſchlimmern, 
auf fünfzehnfachen, und bei jolcyen, die nach und nad an Güte 
abnehmen, auf zehnfacdhen Betrag der Einkünfte, der entweder 
aus dem Hauptbuc über die Grundfteuer oder aus den Beitrags= 
angaben zu den Laſten der Gemeinden, unter welchen die Güter 
liegen, wenn dabei ein Verhältni des Gutsertrags zum Beitrag 
zum Grund liegt, entnommen wird. Den Richtern bleibt gleich- 
wohl unbenommen, diejenigen Aufklärungen zu Hülfe zu nehmen, 
welche unverdädtige Pacht: und Miethverträge, Abſchätzungsur— 
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funden, die etwa kurz zuvor verfaßt worden find, und andere 
ähnliche Vorgänge an Hand geben fünnen, und alsdann die Eins 
fünfte auf den aus diejen verjchiedenen Nachrichten zu berech= 
nenden Mittelertrag zu ſchätzen. 


Sechſtes Kapitel. 
Von der Wirkung der Vorzugsrehte und Unterpfänder 
wider dritte Gutsinhaber. 


2166. Die Gläubiger, welche ein Vorzugsrecht oder ein 
Unterpfand auf liegendem Gut haben, halten fich an diejes Gut, 
in welche Hände es übergehen möge, um aus dejien Werth nad) 
der Ordnung ihrer Forderungen oder geichehenen Eintragungen 
befriedigt zu werden. 

Vgl. L.R.S. 2108, 2114, 2116; Gesetz vom 5. Mai 1856 (R.B. Nr. 
19) über Zusammenlegung der Grundstücke, Art. 13 u. 14 (s. Anhang B. 3) 


Gebäude-Feuerversicherungsgesetz vom 29. März 1852 (R.B. Nr. 14) 
&$ 59 u. 60 (s. Anhang B. 14). 

2167. Wenn der dritte Inhaber die unten vorgejchriebenen 
Formen nicht beobachtet, um jein Eigenthum frei zu machen, jo 
bleibt ex kraft der bloßen Eintragung als Inhaber für alle Unter- 
pfandsihulden verhaftet, genießt aber dabei der Ziele und Borg— 
friften, welche dem urſprünglichen Schuldner geitattet jind. 

Vgl. L.R.S. 2179, 2181 u. flg., 2195 u. fig. 


2168. Diejer dritte Inhaber muß alsdann entiweder alle 
tlagbare Zinjen und Sapitalien zahlen, wie hoc) fie laufen, oder 
von dem Unterpfandsgut ohne Vorbehalt abtreten. 

Vgl. L.R.S. 2151, 2172 u. fig. 


x 2169. Inſofern der dritte Inhaber Feine dieſer Ver— 
bindlichkeiten völlig erfüllt, darf jeder Gläubiger, wenn ev dreißig 
Tage vorher jeinem Hauptichuldner das Gebot, und dem dritten 
Inhaber die richterliche Aufforderung zur Zahlung der klagbaren 
Schuld oder Abtretung des Guts hat einhändigen allen, das 
Unterpfandsgut zu jeinem Bejten verfaufen laſſen. 

Vgl. R.C.P.O. $$ 662, 665, 702, 703, 755 u. flg.; Bad. Einf.-Ges, 
zu den R.J.G, $ 42 u. fig. 
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2170. Demjenigen dritten Inhaber, welcher zur Zahlung 
der Schuld für fich nicht verbunden ift, bleibt unbenommen, gegen 
den Verkauf des Unterpfandsitüds, das er inne hat, Einſprache 
zu thun, injofern der Hauptichuldner noch andere für die nämlidhe 
Schuld verhaftete Liegenichaften in Handen hat. Er fann nad 
der unter dem Titel: von Bürgichaften bejtimmten Form be— 
gehren, daß ſolche voraus angegriffen und zum Verkauf ausgejeßt 
werden; twährend des Verfahrens über die VBorausflage bleibt 
der Verkauf jenes in dritter Hand befindlichen Unterpfands 
verichoben. 

Vgl. L.R.S. 2022 u. 2023. 


2171. Die Einrede der Vorausflage kann einem Gläubiger, 
der auf dem Grundftüf ein Vorzugsrecht oder ein beionderes 
Unterpfand hat, nicht entgegengejegt werden. 

Vgl. L.R.S. 2103, 2129. 


2172. Die Abtretung von dem Unterpfand jteht jedem 
dritten Inhaber frei, der zur Zahlung der Schuld nicht für ſich 
Ihuldig und zu veräußern fähig ift. 

Vgl. L.R.S. 1124 u. fig. 


2173. Sie kann jelbit alsdann noch geichehen, wenn der 
dritte Inhaber die Richtigkeit der Schuld ſchon anerlannt hat, 
oder in feiner Eigenichaft als Gutsinhaber zu zahlen verurtheilt 
worden ift; die geichehene Abtretung hindert hinwiederum den dritten 
Inhaber nicht, vor der wirklichen Verjteigerung das Gut gegen 
Zahlung der ganzen Schuld und der often wieder an ſich zır 
ziehen. 


2174. Die Abtretung von einem Unterpfand muß in der 
Kanzlei des Gerichts, unter welchem die Güter gelegen find, er= 
klärt werden, und eben diejes Gericht gibt hierüber die Urkunde. 


Auf das erfte Anjuchen eines Betheiligten wird ein Pfleger 
für die Liegenjchaft, derer Inhaber abgetreten ift, ernannt, gegen 
den auf gerichtlichen Verkauf unter Beobachtung der Feſetzlichen 
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Formen für die Zwangsvollſtreckung in Liegenſchaften verfahren 
wird. 

Nene Fassung nach & 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

Vgl. R.C.P.O. & 755—757; Bad, Einf.-Ges. zu den R.J.G. 55 42 
u. fir. ; 
2175. DVerichlimmerungen, welche aus Handlungen oder 
Verſäumniſſen des dritten Inhabers herrühren, und den Unter— 
pfands- oder Vorzugsgläubigern zum Nachteil gereichen, be= 
gründen wider ihn eine Eriagllage; Venvendungen und Ver— 
beflerungen aber kann er nur jo weit zurüdfordern, als dadurd) 
das Gut in höheren Werth gefommen it. 


2176. Die Früchte des Unterpfandsjtüds erjegt der dritte 
Inhaber nur von dem Tag an, da er gerichtlich aufgefordert 
worden ift, zu zahlen oder von dem Gut abzutreten, und hätte 
das einmal angefangene gerichtliche Verfahren drei Jahre hindurd) 
ftill gelegen, aladann von dem Tag an, da die neue Aufforderung 
geichieht. 

Vgl. L.R.S. 549, 550, 1139; R.C.P.O, $$ 235, 239. 

2177. Dienjtbarfeiten und Ddingliche Rechte, Welche der 
dritte Inhaber an dem liegenden Gut vor deijen Erwerbung hatte, 
leben nad) gejchehener Abtretung, Verſteigerung, oder Zujchägung 
an den Gläubiger wieder auf. 

Deſſen eigene Gläubiger mögen an dem abgetretenen oder 
ihm zugeſchätzten Gut, ihrer Ordnung nad, ihr Unterpfand 
geltend machen, jedoch erjt nad) allen Denjenigen, deren Forde— 
rungen darauf ſchon von dem früheren Eigenthümer her einge- 
tragen waren. 

Vgl. L.R.S. 705, 2134. 


2178. Der dritte Inhaber, der die Unterpfandsichuld zahlt, 
oder von dem Unterpfandsjtüd für den Gläubiger abtritt, oder 
durch Gerichtszugriff es verliert, hat auf den Hauptichuldner ſo— 
weit Nechtens feinen Rüdgriff zur Getwährleiftung. 

Vgl. L.R.S. 875, 1251 Z. 2, 1626 u. lg. 

2179. Ein dritter Inhaber, der durch Zahlung jein Eigen- 
thum von Unterpfandslajten befreien will, muß die in dem achten 
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Kapitel des gegemvärtigen Titels vorgejchriebenen Formen beob— 


achten. 
Vgl. L.R.S. 2181 u. flg., 2198 u. fig. 


Siebentes Kapitel. 


Bon der Erlöihung der Vorzugs= und Unter— 
pfandsrechte. 


2180. Die Vorzugs- und Unterpfandsrechte erlöſchen: 

1) durch Tilgung der Hauptſchuld; 

Vgl. LR.s. 1234, 1250, 1278 - 1280. 

2) durch Verzicht des Gläubigers auf das Pfandrecht; 
Vgl. LR.S. 2157. 

3) durd Beobachtung der Formen und Erfüllung der Be— 
dingungen, welche dritten Inhabern vorgejchrieben find, 
um ihre erworbenen Güter frei zu machen; 

Vgl. L.R.S. 2181 u. fig, 2193 u. fg. 

4) durch Verjährung. 

Vgl. L.R.S, 2154 nebst Zusatz, 

Der Schuldner erfigt bei denen Gütern, die er inne hat, 
die Freiheit durch Ablauf der Zeit, womit die Hauptforderung, 
für welche fie haften, verjeffen wird. 

Vgl. L.R.S. 2262, 2271 u. fig. 

Bon Gütern, die in dritter Hand find, erjigt der Inhaber 
die Freiheit in der Zeit, worin er da3 Eigenthum durch Ver— 
jährung erjigen fann. Sebt die Verjährung eine Rechtsurkunde 
voraus, jo läuft fie erit von dem Tag an, wo dieje in die 
Grundbücher eingetragen worden ift. 

Vgl. L.R.S. 2181, 2265, 2266, 

Die von dem Gläubiger gejchehenen Eintragungen in's 
Pfandbud) unterbrechen den Yauf der Verjährung nicht, welche 
das Gejeh dem Schuldner oder dem dritten Beſitzer gejtattet. 

Vgl. L.R.S. 2244, 2248. 

2180 a. Derjenige Pfandgläubiger, der in eine Veräußer— 
ung einwilligt, oder eine WVeräußerungsurfunde, die nicht fein 
Pfandrecht vorbehält. wenn gleih nur als Zeuge unterjchreibt, 
entjagt damit jeinem Pfandredht. Wer Hingegen eine Pfand- 
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urfunde bewilligt, entjagt nur dem Borgang, den jein Pfandrecht 
gegen den Andern zur Zeit der Prandbeitellung hat, oder von 
Rechtswegen haben mag. 

Vgl. L.R.S. 1108 b. 1350 Z. 2, 1352, 


Achtes Kapitel. 
Von der Art, fein EigenthHum von Vorzugs- und 
Unterpfandsredten zu entledigen. 


x 2181. Verträge, wodurch das Eigentum liegender Gü— 
ter oder auf der Sache haftender Liegenjchaftsrechte auf einen 
Anderen übergeht, jollen von der Pfandjchreiberei, in deren Be- 
zirf die Güter gelegen find, ihrem ganzen Inhalt nad), einge- 
ſchrieben werden, wenn die Abjicht der dritten Beſitzer iſt, die 
Hüter von Vorzugs- und Unterpfandsrechten zu entledigen. 

Dieje Einjchreibung joll in dem hiezu bejtimmten Buch 
geichehen, und der Pfandjchreiber verbunden jein, dem Theil, der 
fie nahjucht, deshalb Beicheinigung zu geben. 


2181a. Dieje bejondere Eintragung in der Pfandjchreiberei 
fällt weg; wenn der Ordnung gemäß zuvor ſchon die Enwerbung 
im Grundbuch eingetragen war, jo muß alsdann nur die Be— 
jcheinigung der dort gejchehenen Eintragung, welche in der im 
Zula 2127 a. im erjten Abſchnitt ausgedrüdten Art verfaßt 
jein joll, zum Pfandbuch gebracht werden; andernfalls muß dieſe 
zum Grundbuch erjt nachgeholt, und dann der gedachte Schein 
genommen werden. 

Vgl. II. Einf.-Edikt $ 25; L.R.S. 939 a., 1583 a., 2183, 2196, 


2182. Jene Einjchreibung ſolcher Verträge im Grund= oder 
Pfandbuch macht jedoch) das liegende Gut der darauf haftenden 
Unterpfandg= und Vorzugsrechte nicht ledig. 

Bon dem Verkäufer geht auf den Käufer nur jein Eigen 
thum, oder das Recht, welches er jelbjt an der verfauften Sache 
hatte, über; diejes bleibt belajtet mit allen Vorzugs- und Unter— 
pfandslaften, die auf ihm lagen. 

Vgl. L.R.S. 2166, 2198. 
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2183. Will der neue Eigenthümer gegen das im ſechſten 
Kapitel des gegenwärtigen Titels geſtattete Verfahren der Pfand— 
gläubiger ſich ſicher ſtellen, ſo muß er, entweder ehe ſolches be— 
ginnt, oder längſtens in einem Monat von der erſten an ihn 
ergehenden richterlichen Aufforderung an, jenen Gläubigern in 
dem Wohnſitz, den ſie bei der Eintragung ihres Vorzugs- oder 
Unterpfandsrechts gewählt Hatten, folgende Stücke behändigen 
lajien x 

1) einen Auszug feiner Rechtsurfunde, der mehr nichts zu 
enthalten braucht, als Ort, Tag und Eigenjchaft der 
Urkunde, den Namen und die genaue Bezeihnung des 
Verfäufers oder Erblaffers, die Beichaftenheit und die 
Yage der verfauften oder geerbten Sade, und injofern 
von mehreren zufammen gehörigen Grundftüden die Rede 
it, nur die allgemeine Benennung der Grundftüde und 
des Bezirks, worin fie gelegen find, den Preis und die 
mitübernommenen als Theil des Kaufpreiſes anzujehen- 
den Yaften, oder die Schätzung der Sache, wenn fie 
geerbt oder geſchenkt worden tft; 

2) einen Auszug über die geichehene Eintragung der Er— 
faufsurfunde in’s Grundbuch); 

3) eine aus drei Feldern bejtehende Tabelle, wovon das 
Gifte Ort und Tag der Interpfänder mit Bemerkung 
der Zeit, da ein jedes eingetragen worden; das Yweite 
die Namen der Gläubiger, und das Dritte den Betrag 
der eingetragenen Forderungen enthält. 

Vgl. L.R.S. 2148, 2167 u. fig., 2181a., 2192, 2196. 

21854. Der Käufer, Erbe oder Gejchenfnehmer erklärt da= 
bei, dal er bereit jei, jogleich die Schulden und Laſten der Un— 
terpfänder, jedoch nur joweit deren Wert) hinreicht, und ohne 
Unterjchied unter fälligen und noch nicht fälligen Forderungen, 


abzutragen. 
Vgl. L.R.S, 1186, 2166, 2167, 


2185. Hat der neue Eigenthümer in der vorgejchriebenen 
Friſt dieſe Anzeige gemacht, jo hat jeder Gläubiger, deſſen For— 
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derung eingetragen iſt, das Recht, einen Verkauf des Guts in 
Steigerung zu begehren, jedoch muß 
1) dieſes Begehren dem neuen Eigenthümer längſtens in 


3) 


vierzig Tagen, von der obgedachten Anzeige an, ver— 
kündet werden, wobei der ebengedachten Zeitfriſt für jede 
zehn Stunden, welche der gewählte Wohnſitz und der 
wirkliche Wohnort eines jeden anſuchenden Gläubigers 
von einander entfernt ſind, noch zwei Tage zuzuſetzen 
ſind; 

mit dem Begehren muß das Anbieten des Gläubigers 
verbunden ſein, ein Zehntel des im Vertrag ausgedrück— 
ten oder von dem neuen Eigenthümer angegebenen 
Preiſes mehr zu bieten, oder dafür einen Steigerer zu 
ſtellen; 


eben dieſes muß in der nämlichen Zeit dem vorigen 
Eigenthümer, als Hauptſchuldner, bekannt gemacht werden; 


4) die Urſchrift und die Abſchriften dieſer Verkündungen 


müſſen von dem anſuchenden Gläubiger, oder ſeinem 
mit ausdrücklichem Auftrag verſehenen Gewalthaber, der 
von ſeiner Vollmacht Abſchrift eingeben muß, unter— 
zeichnet ſein; 

er muß ſich erbieten, für den Betrag des Preiſes und 
der von dem Käufer übernommenen Laſten Sicherheit 
zu ſtellen. 


Alles bei Strafe der Nichtigkeit. 


Vgl. 


Bad. Einf.-Gesetz zu den R.J.G. 88 80—82. 


2185 a. Dieſes Ueberbietungsrecht genießen auch jene, die 
gemäß dem Satz 2194 erit ihre Pfandeinjchreibungen rechtmäßig 
nachholen. 

2186. Haben die Gläubiger in der vorgejchriebenen Friſt 
und Form diejes Ueberbietungsrecht nicht ausgeübt, jo bleibt der 
Werth) der unbewegliben Sache auf den in dem Vertrag aus— 


gedrüdten 


oder von dem neuen Gigenthümer angegebenen Preis 


unmiderruflic; bejtimmt. Letzterer wird mithin von allen Vor— 
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zugs- und Unterpfandslaften dadurch) frei, daß er den eben be= 
jagten Preis den Gläubigern in ihrer Ordnung auszahlt, oder 
ihn zu dritter Hand hinterlegt. 

Vgl. L.R.S. 1257—1259 nebst Zusätzen; 1961 Z. 3; 2180 Z. 3, 

21857. Kommt es zu einer Verfteigerung, jo joll dieje auf 
Betrieb des anjuchenden Gläubigers oder des neuen Eigenthümers 
in der Form gejchehen, welche für den Gerichtszugriff feſtgeſetzt iſt. 

Vgl. R.C.P.O. 55 755—157; Bad. Einf.-Gresetz zu den R.J.G. $5 42 
u, fg. 

X Derjenige, der auf Verfteigerung dringt, ſoll in den Ans 
Ichlagszetteln den Preis ausdrüden, der in dem Vertrag beftimmt, 
oder von ihm angegeben war, jowie die erhöhete Summe, welche 
der Gläubiger zu bieten oder von andern bieten zu lafjen fich 
anheiichig macht. 

Vgl. Bad. Einf.-Gesetz zu deu R.J.G. $ 53. 

2188. Wer die Sache erjteigert hat, bezahlt außer dem Zus 
ihlagspreis dem Käufer oder Gejchenfnehmer, der jeines Befites 
entwährt wird, die Koſten und redlichen Auslagen für jeine 
Erwerbsurkunde, die Koſten der geichehenen Einjchreibung in das 
Grundbuch, die Koſten der von ihm gemachten Anzeige, und 
jene, die er verwendet hat, um e3 zu feinem neuen Berfauf 
zu bringen, 

Verl. L.R.S. 1593, 2175—2177, 2183, 2187; Bad, Einf.-Gesetz zu 
den R.J.G. 3 82. 

2189. Der Käufer, Erbe oder Gejchenfnehmer, der in der 
Verfteigerung wieder das Gut ala Meiftbietender behält, it nicht 
ichuldig, den Beicheid, wodurch es ihm zugeichlagen wurde, in 
das Grundbuch einjchreiben zu laſſen. 

2190. Der Verzicht des Gläubigers auf ein angebracdhtes 
Begehren der VBerfteigerung fann den öffentlichen Verkauf nicht 
mehr hindern, aud) wenn er die Summe erlegte, wozu er ſich 
erboten hatte, es jei denn, daß alle übrigen Unterpfandsgläubi- 
ger ausdrüdlich eimmilligen. 


2191. Der erſte Euverber, welcher das Gut auf's neue 
eriteigert, hat im geeigneten Fall auf den Verkäufer jeinen Rüds 
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griff wegen Erſtattung desjenigen, was jeinen eriten Kaufpreis 
überfteigt, und wegen der Zinjen diejer überbezahlten Summe 


von dem Tag jeder Zahlung an. 
Vgl. L.R.S. 1626 u. flg. 


2192. Sollten in einem Kaufbrief Liegenichaften und Fahr— 
nißſtücke zugleich, oder mehrere Liegenjchaften begriffen jein, wo— 
von einige verpfändet find, die andern nicht, fie jeien in dem 
nämlichen oder in verichiedenen Pfandbezirken gelegen, ſeien zu— 
jammen im Stlumpenfauf oder einzeln im Sonderfauf veräußert, 
jeien einer gemeinjchaftlihen Bewirthichaftung unterworfen oder 
nicht, jo joll der neue Eigenthümer den Preis eines jeden Grund 
jtiid3, worauf beiondere Vorzugs- oder Unterpfandsrechte ein= 
getragen ind, allenfall3 wo nöthig durd eine nach dem geſamm— 
ten, in der Erwerbsurfunde ausgedrüdten Preis zu macende 
Schätzung, in jener Entledigungsanzeige angeben. 

Der Gläubiger, der fich zu einem Uebergebot entihlieht, hat 
in feinem Wall nöthig, jolches auf die Fahrniß, auf die unver— 
pfändete oder in andern Bezirfen gelegene Yiegenichaften auszu— 
dehnen, unbejchadet des dem Käufer gebührenden Schadenserſatzes, 
wenn er durch die Trennung der zujammen envorbenen Gegen= 
ftände oder der gemeinichaftlichen Bewirthſchaftung verkürzt wurde, 
werhalb diefem der Rüdgriff auf jeinen Rechtsvorfahrer bleibt. 

Vgl. L.R.S. 2188, 2185. 


Neuntes Kapitel. 


Von der Art, die Güter der Ehegatten und der Vor— 
münder der darauf haftenden Unterpfänder zu entladen, 
wenn dieje gar nicht darauf eingetragen jind. 


2193. Wer liegende Güter von Chegatten oder Vormün— 
dern erwirbt, fann jolche von der Unterpfandslaft jelbit alsdann 
befreien, wenn darauf für vormundichaftliche Forderungen, oder 
für den Brautſchatz, das Beibringen und die Ehevertragsforderun= 
gen der Frau gar feine Gintragung in die Prandbücher ge— 
ſchehen iſt. 


vgl. LR.S. 2121, 2135. 
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2194. Der Erwerber Hinterlegt zu dieſem Ende in der 
Gerichtsfanzlei, unter welcher die Güter gelegen find, eine be= 
glaubte Abjchrift jeiner Eigenthumsurkunde, und verkündet ur— 
fundlich jowohl der Frau oder dem Gegenvormund als dem Kron= 
anmwalı* die von ihm geichehene Dinterlegung. Ein Auszug jener 
Erwerbsurkunde, worin deren Jahr und Tag, die Namen, Vor— 
namen, Gewerbe und Wohnorte der Bertragsperionen, die Be— 
Ichaffenheit und Yage der Güter, der Preis und die übrigen Be— 
dingungen und Yajten des Verkaufs ausgedrüdt find, joll an ge= 
höriger Gerichtsitätte angeichlagen werden, und zivei Monate 
hindurch dort angeheftet bleiben; und in dieſer Zwiſchenzeit joll 
es der Frau, den Ehegatten, VBormündern, Gegenvormündern, 
Minderjährigen, Mundlojen, Berwandten oder Freunden und dem 
Kronanwalt* frei Itehen, nach Umitänden die Eintragungen auf 
das veräußerte Grundjtüd nachzuholen, und in der Pfandſchrei— 
berei bewirten zu laſſen, welche alsdann wider den neuen Eigen= 
thümer gleiche Wirkung haben, als wären jie am Tag der ges 
ſchloſſenen Ehe, oder der übernommenen VBormundichaft geichehen, 
vorbehaltlich desjenigen Berfahrens, das obengedachtermaßen wider Ehegatten 
und Vormünder Statt hat, wenn fie Unterpfänder zum Vortheil dritter Ber: 
jonen vermwilligen, ohne ihnen zu erklären, daß durch ihre Heirath oder Bor: 


mundichaftsführung die Xiegenichaften jchon mit Unterpfandslaft, beſchwert 
jeien. ** 


* Anfgehoben mit L.R.S. 2138. 
** Aufgehoben mit L.R.S. 2'136 Abs. 2. 
Vgl. LR.S. 2135, 2137, 2199, 2153, 2181 a.; R.C.P.O. & 137. 


2195. Iſt in dem Lauf der zwei Monate, binnen welcher 
der Vertrag angeichlagen geweien, für die rauen, Minderjährige 
oder Mundloje auf die verkauften Liegenſchaften nichts eingetra— 
gen worden, jo gehen dieje auf den Mäufer über, ohne das fie 
für chefräuliche oder vormundjchaftlice Forderungen fernerhin 
auf einige Weile haften, vorbehaltlih des Rückgriffs auf den 
Ehegatten oder den VBormund, joweit er jtattfindet. 

Geſchähen Eintragungen auf den Namen der bejagten rauen, 
Minderjährigen oder Mundlojen, es nähmen aber ältere Gläu— 
biger den Werth des Guts ganz oder zum Theil weg, To wird 
der Käufer durch das, was er den der Ordnung nad) berehtige 
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ten Gläubigern zahlt, von aller weitern Verbindlichkeit frei, und 
die Eintragungen auf den Namen der Ehefrauen, der Minder— 
jährigen oder Mundloſen jollen alsdann ganz oder zum frei ges 
wordenen Theil des Pfands ausgeftrichen werden. 

Sind die Eintragungen auf den Namen der Ehefrauen, der 
Minderjährigen oder Mundlojen die älteren, jo darf der Käufer 
zu ihrem Nachtheil durchaus feine Zahlung auf Abjchlag des 
Werts bewirken. Tag und Jahr diejer Eintragungen wird alles 
mal in obengedahten Fall vom Tag der gejchlojfenen Ehe oder 
der übernommenen Bormundichaftsverwaltung an, zurüd gerechnet, 
und die Eintragungen der übrigen Gläubiger, für welche der 
Erlös in ihrer Ordnung nicht zureicht, ſind es, die in dieſem 
all geftrichen werden müſſen. 

Vgl. L.R.S. 2134, 2135, 2180 2. 3. 2186, 219%. 


Behntes Kapitel. 


Non Deffnung der Bücher und Verantwortlichfeit 
der Prandichreiber. 


x2196. Die Prandichreiber find ſchuldig, jedem, der es 
verlangt, eine Abjchrift der in ihre Bücher eingefchriebenen Rechts- 
geichäfte, jowie der noch ungetilgten Eintragungen oder ein Zeugs 
niß, daß feine vorhanden find, auszuhändigen. 


2196 a. Abjchriften jollen jie nur denen geben, die in den 
Urkunden als handelnd aufgetreten find, oder ihren Redtsfolgern; 
allen Andern, die nur wegen vorhabenden Anlehen oder ſonſt 
betheiligt find, nur Zeugniſſe nach der im Zujaß 2127 a. aus» 
gedrüdten Form. Diejes gilt auch jenen Beamten, welche die 


Grundbücher führen. 
Vgl. L.R.S. 2150, 2183, 2194, 2199, 2202. 
Anleitang zur Führung der Grund- und Pfandbücher $ 45. 


2197. Sie müſſen für den Schaden haften: 

1) wenn ohne Eigenthumsjchein auf Güter Eintragungen 
gejtattet, oder begehrte Eintragungen der Vorzugstechte 
und Unterpfänder in ihren Büchern ausgelaſſen werden; 

2) wenn in ihren Zeugnijjen einer oder mehrerer nod) be= 
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ftehender Eintragungen nicht erwähnt wird, ohne daß 
etwa Unzulänglichkeiten der Angaben, die ihnen nicht 
zur Laſt fallen, fie in Irrthum ſetzten. 
Vgl. L’R.S. 1583, 1383 a., 2127 a.; II. Einf.-Edikt $ 26 letzter Ab- 
satz; Anleitung zur Führung der Grund- und Pfandbücher & 47 u. #8. 


2198. Das liegende Gut, von dem eine oder mehrere ein- 
getragene Laſten in den Prandichreibereizeugnifien ausgelaſſen find, 
bleibt unbeichadet der Verantwortlichkeit des Pfandſchreibers ihrer 
in den Händen des neuen Beliters entledigt, falls er das Zeug: 
niß nach der Eintragung jeiner Rechtsurkunde zum Grundbud 
nachgeſucht Hat; die Gläubiger können, jo lange als der Kauf: 
ihilling von dem Käufer nicht gezahlt, oder die Verweiſungs— 
Urthel der Gläubiger nicht rechtskräftig it, ſich nach der ihnen 
gebührenden Ordnung auf den Preis anweiſen laſſen. 


Vgl. L.R.S. 2127 a., 2181 a., 2186. 
Bad. Einf.-Gesetz zu den R.J.G. $$ 79 u. 80. 


2199. Die Pfandichreiber dürfen in feinem Fall die An: 
merkung der Eigenthumsurfunden oder die Eintragung der Unter: 
pfandsrechte, ingleihem die Ausjtellung der verlangten Zeugniſſe 
abjchlagen oder verzögern, bei Strafe, die Parteien zn entſchä— 
digen; zu Ddiefem Ende jollen auf Begehren des anjuchenden 
Theils jogleich Urkunden über die Weigerung oder Verzögerung 
von einem Ortsvorgejeßten, oder von einem GerichtSdiener, oder 
von einem Staatsjchreiber und zweien Zeugen gefertigt werden. 

Vgl. L.R.S. 1982, 1388, 2196 a., 2202. 


2199a. Von der Echuldigteit der unverzüglichen intra: 
gung ift allein der Fall ausgenommen, wenn fie auf ein Gut 
begehrt wird, worüber zuvor zum Behuf einer vorjeienden Pfand: 
verjchreibung nad) Zuſatz 2127 a. im zweiten Abſatz ein Schein 
der Nichtbelaftung von der Prandichreiberei ausgeſtellt worden iſt. 
Hierdurch wird die Eintragung auf dieſes nämlihe Gut jo lang 
gejperrt, bis entweder das auf diefen Schein gefertigte Unterpfand 
eingetragen, oder ziwei Monate von der Ausftellung an abgelaufen 
jind, als durch welche alle Kraft jenes Scheines verjährt. 

Anleitung zur Führung der Grund- und Pfandbücher $ 102. 
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2199b. Eine fürlorgliche Eintragung, die nämlich mit Vor— 
behalt des Vorgangs des etwa auf einen jolden Schein beitellten 
Unterpfands, oder auf den Fall, dab in Zeiten feines nachge= 
tragen würde, geichieht, fann der Gläubiger auch in dieſem Sperr— 
fall begehrten. 


2199 e. Die Eintragungen auf alle Güter, wo fie ftatt 
finden, jind nie gejperrt, müfjen aber mit Erwähnung des aus— 
geſtellten Scheins geichehen, der alsdann der in Zeiten nachge= 
tragenen Einichreibung des darauf gegebenen Unterpfands den 
Vorgang Tichert. 

Vgl. L.R.S. 2122, 2123. 

2199d. Dem Gläubiger, der die Sperrung erfährt, bleibt 
frei, gegen die vorjeiende Verpfändung, jo lange fie nicht geichehen 
it, Einjprache zu thun. 


2200. Die Prandichreiber jollen ein Tagebuch führen, worin 
fie Tag für Tag, und unter fortlaufenden Ziffern, die ihnen ein= 
gehändigten Rechtsurkunden über Eigenthumsveränderungen ans 
merken, jo wie die Verzeichniife, die ihnen zum Behuf einer 
Prandeintragung zugeitellt werden. Sie jollen dem anjuchenden 
Theil auf geftempeltem Papier einen Schein geben, worin die 
Nummer des Tagebuch angegeben ift, unter welcher die geichehene 
Einhändigung bemerkt ſteht; fie jollen endlich in die Eintragsbücher 
die Vormerfung der EigentHumsurfunden und die Eintragung der 
Pfandverzeihniffe anders nicht bewirken, al3 nad) Ordnung der 
Tage, wie fie ihnen eingehändigt werden. 

* Vgl. L.R.S. 2148 nebst Zusätzen. 

x 2201. Alle Bücher der Prandjchreiber werden auf geftem- 
peltem Papier geführt*, und von einem Mitglied des Gerichts, unter 
defien Gerichtszwang die Prandichreiberei aufgeitellt iſt, auf jeder 
Seite, unter Bemerkung, welches die erjte und legte jei, mit fort= 
laufenden Ziffern und mit Namenszug gezeichnet. 

Dieje Bücher find eben jo, wie jene, welche über die Ein— 
gabe der Urkunden geführt werden, mit jedem Tag abzujchließen. 

® Vgl. L.R.S. 2148 nebst Zusätzen. 


Rechtspolizeigesetz $ 3 Z. 2. 
Civilrecht. 34 


530 ER. 11.8. XIX. T. Gerichtözugriff. 


2202. Die Prandichreiber müſſen bei ihren Amtsverrich- 
tungen jich genau an alle Verordnungen des gegenwärtigen Stapitels 
halten, bei Strafe von zweihundert bis taujend Marf* für die 
erite, und der Entjeßung ihres Amts für die zweite Webertretung, 
vorbehaltlich der Entichädigung der Parteien, welche der Geldbuße 
in der Zahlung vorgeht. 

* Neue Fassung nach dem Gesetze vom 21. Juni 1874 (G.B. Nr. 40) 
über die Bestimmung der (Geldstrafen nach der Reichsmarkrechnung. 


Vgl. L.R.S. 1382, 1389, 2197; Anleitung zur Führung der Grund- 
und Pfandbücher $ 49. 


2203. Die Hinterlegungsicheine, die Eigenthumsvormerk— 
ungen und Pfandeinjchreibungen geichehen in den Büchern 
ununterbrocdyen hinter einander, ohne irgend einen leeren Raum 
dazwiſchen zu lafjen, oder Zeilen einzujchieben. Im Uebertretungss 
fall wird der Pfandichreiber in eine Geldftrafe von taufend bis 
zweitaujend Marf* verurtheilt, und hat die Parteien zu entjchä= 
digen, welcher Schadenserjat der Zahlung der Geldbuße ebenfalls 
vorgeht. 

* Neue Fassung nach dem Gesetz vom 21. Juni 1274 (G.B. Nr. 40) 
über die Bestimmung der Geldstrafen nach der Reichs-Markrechnung. 


Vgl. L.R.S. 2202; R.-Konk.-Ordn. $ 56 2. 3. 


Weunzehnter Titel. 


Von dem Gerichtszugriff und von der Nangordnung 
unter den Gläubigern. 


Erſtes Sapitel. 
Von dem Gerihtszugriff. 


2204. Der Gläubiger darf den Gerichtszugriff 
1) auf die liegenden Güter jeines Schuldners und ihre 
liegenichaftliden Zugehöre, 
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2) auf die dem Schuldner zuſtehende Nutznießung be— 
gehren. 
Vgl. L.RS, 517 u. flg., 552 u. fig, 578 u. flg., 21144. 2118; 
R.C.P.O. 33 755—757; Bad. Einf.-Gesetz zu den R.J.G. 83 42 u. fig. 
8$ 95 u. 96. . 


2204 a. Von der Zeit an, wo ein ordnungsmäßig erfolgter 
Zugrifisbefehl des Richter? dem Schuldner verfündet ift, kann 
diejer vor gejchehener Befriedigung des Gläubigers feine Ver— 
äußerung der Sache, worauf gegriffen wurde, mehr vornehmen, 
feine außergewöhnliche Benugungsarten, 3. B. durch Holzichläge 
ausführen, feine Pacht- und Miethzinje davon einziehen, und die 
zu erhebenden Früchte nur als Aufbewahrer an ſich nehmen. 

Neue Fassung nach $ 41 des Bad. Einf.-Gesetzes zu den R.J.G. 


Bad. Einf.-Gesetz zu den ReichsJustizgesetzen $ 35. 


Von dem Tage an, wo die Ankündigung (des Verstei- 
gerungstags) dem Schuldner bekannt gemacht ist, treten die 
Bestimmungen des Landrechtszusatzes 2204a. gegen ihn in 
Kraft. 

Stehen der gleichbaldigen Vornahme der Versteigerung 
Hindernisse im Wege, so erlässt der Richter auf Antrag des 
Gläubigers eine den Bestimmungen des angefürten Landrechts- 
zusatzes entsprechende Verfügung an den Schuldner. 


2205. Der Antheil, den ein Witerbe an der Liegenjchaft 
einer Erbichaft in ungetheilter Gemeinschaft befit, kann von jeinen 
eigenen Gläubigern nicht verfauft werden, ehe die Theilung oder 
Grbverfteigerung vorgenommen worden it; ſie mögen aber dieje 
begehrten, wenn fie e3 für dienlich erachten, und dabei in Gemäß— 
heit des 882jten Sabes unter dem Titel: von den Erbſchaften 
mit auftreten. 

Vgl. L.R.S. 315 u. flg., 1166. 


2205a. Wegen Laſten, die erit nad Trennung des Nutz-— 

eigenthHums oder der Nutznießung von dem Ober oder Grund» 

eigenthum, dur) den Grundeigenthümer auf das Gut fommen, 

fann auf leßteres ein Zugriff eher nicht geichehen, als bis jene 

Nubrechte wieder damit vereinigt find. Ausgenommen find jene 

Lajten, wovon der Nutzberechtigte jelbit der Gläubiger ift; ausge— 
34* 
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nommen iſt auch der Fall, wo das Grundeigenthum eine Zu— 
gehörde einer andern Liegenſchaft iſt, auf weiche der Zugriff ſtatt 
findet. 

Vgl. L.R.S. 577 aa., 599, 609. 

2206. Die Liegenjchaften eines Minderjährigen, jelbit wenn 
er gewaltsentlaflen iſt, auch jene eines Mundlojen fönnen zur Ver— 
jteigerung nicht ausgejegt werden, jo lange noch an der Fahrniß 
jih zu erholen iſt. 

Vgl. L.R.S. 388, 476, 509, 513 a., 2207. 

2207. TDieje PVoraustlage der Fahrniß it unnöthig bei 
Liegenichaften, die ein Volljähriger und ein Minderjähriger oder 
Mundlojer mit einander in ungetheilter Gemeinſchaft befiten, jo= 
bald die Schuld auf beiden ruhet, ingleihem da, wo das Ver— 
fahren wider einen Volljährigen oder vor der Mundlofigfeitserflärung 
ſchon angefangen hatte. 


2208. Der Gerichtszugriff auf Liegenjchaften einer ehelichen 
Gütergemeinichaft ift gegen den Ichuldenden Mann allein zu richten, 
obgleich die Frau Schuldnerin tft. 

Vgl. L.R.S. 1421. 


F Jener auf chefrauliche Liegenſchaften, welche nicht in die eheliche 
Gütergemeinichaft gefallen find, wird wider den Mann und die Frau zugleich 
gerichtet. Dieje kann gerichtlich ermächtigt werden, wenn der Mann fich 
weigert, den Prozeß für fie zu führen. oder minderjähria iſt. 


+ Sind Mann und Frau beide noch minderjährig. oder ift es war 
die Frau allein, der volljährige Mann weigert ſich aber, für fie den Prozeß 
zu führen, jo wird der Frau ein Beiltand von dem Gericht zugeordnet, und 
gegen diefen wird alödann das Verfahren gerichtet. 


Die Absätze 2 u. 3 sind aufgehoben durch $ 41 des Bad. Einf.- 
(resetzes zu den R.J.G. 


2209. Der Gläubiger fann auf den Verfauf der Yiegen= 
ſchaften, woran er fein Unterpfandsrecht hat, nur alsdann antragen, 


wenn jein Unterpfand nicht hinreicht. 
Vgl. Bad. Einf.-Gesetz zu den R.J.G. $ 43. 


2210. In mehreren Gerichtsbezirfen gelegene unbewegliche 
Güter fünnen nur dann zugleich zur Verjteigerung gebracht werden, 
wenn fie zujammen bewirthichaftet werden, oder wenn nachgewiejen 
wird, daß die gleichzeitige Berjteigerung entweder wegen des 
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Werths der Güter an ſich oder wegen darauf haftender vor— 
gehender Vorzugs- oder Unterpfandsrechte zur Befriedigung des 
betreibenden Gläubigers nothwendig iſt. 


Neue Fassung nach $ 41 des Bad. Einf.-Gesetzes zu den R.J.G. 
Vgl. R.C.P.O. 3 756. 


2211. Wenn verpfändete und unverpfändete Güter, oder 
jolche, die in verichiedenen Bezirfen gelegen ind, zu einer und 
derjelben Bewirthichaftung gehören, jo werden fie auf Begehren 
des Schuldners alle ku gleicher Zeit auf Verfteigerung gebracht, 
und man berechnet, jo weit nöthig, den;Preis der einzelnen, Theile 
nad) Verhältnis des ganzen ZJuichlagspreiies. 


2212. Beweist der Schuldner dur glaubwürdige Pacht: 
driefe, daß der reine und freie Ertrag feiner Liegenſchaften in 
einem Jahr zur Zahlung der Schuld an Kapital, Zinjen und 
Koſten Hinreicht, und erbietet ich dabei, auf diefe Einkünfte dem 
Gläubiger Anweilung zu geben, jo fann das Verfahren vor dem 
Richter eingejtellt werden, geht aber von Neuem fort, jobald wider 
die Zahlung Einipruch geichieht, oder jonft ein Hinderniß dawider 
ſich erhebt. 

Die L.R.S. 2213— 2217 sind aufgehoben durch $ 41 des Bad. Einf.- 
Gesetzes zn den R.J.G., die L.R.S. 2217 a. bise. durch $ 146 eben dieses 
Gesetzes, und die W.R.S. 2217. u. g. durch 3 362 der Bad. Civilprocess- 
orlnung von 1364, 


Vgl. R.C.P.O. $ 715. 
® 
T 3weites Kapitel. 


‚Bon der Vertheilung des Erlöjes unter mehrere 
Gläubiger. 
Die L.RS. 2213. 2213a. u. 2213 b. sind aufgehoben durch $ 146 
“les Bad. Einf.-Gesetzes zu den R.J.G. 
Vgl. R.C.P.O. $ 753 —768; R.-Konk.-Ordu. 35 59 u.fg., 54 u. fig., 
Bad, Einf.-Gesetz zu den R.J.G. $3 33 u. 34. 
7 2218. Das Verfahren über die Vertheilung des Erlöies, der durch 


Den Zugeiff erhoben wird, und was dabei zu beobachten it, wird durch die 
Gerichtsordnung beſtimmt. 
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r 2218a. Die Ordnung der Vertheilung für den Fall, wo das Ver— 
mögen znr Befriedigung aller Gläubiger unzureichend erjcheint, ift mach Unter: 
ſchied des ver hafteten Vermögens, das nämlich ſchon vor dem Zugriff 
mit einem Vorzugs- oder Pfandrecht belaftet war, und des gemeinen 
Vermögens, woran alle Gläubiger zugleih Anfprücde haben, folgende; 


1) 


“ 
>) 


4) 


5) 


in der erjten Ordnung fommen die unbedingten Vorzugs— 
gläubiger des Sates und Zuſatzes 2101; fie werden nad der 
dort angegebenen Unterordnung aus den erit eingehenden Geldern, 
jedoch vorerft auf Rechnung des freien Vermögens, jo lang es dazu 
binreicht, bezahlt; 

in der zweiten Ordnung fommen die fahrenden Vorzugs— 
gläubiger des Satzes und Zuſatzes 2102. Diefe werden, ein 
jeder aus dem Erlös des ihm verhafteten Yahrnikftüds, jo weit 
diejer reicht, bezahlt; derjenige, für den er nicht reicht, fällt mit 
dem Meberreft der Forderung in die fünfte Ordnung; jo wie von 
demjenigen, deſſen Forderung einen Webererlös des Pfandſtücks 
übrig läßt, der überjchießende Betrag der gemeinen Bermögensmafle 
zuwächst; 

in der dritten Ordnung kommen die zum Pfandbuch einge— 
tragenen Gläubiger, ſammt denen, die ihnen gleich gelten. 
Von dieſen wird jeder aus ſeinem verhafteten Unterpfand, bei 
mehreren, die auf deſſelbe Unterpfand eingetragen ſind, nach dem 
Tag der Eintragung mit Einſchluß derer, die nach den Sätzen 
2107—2111 und 2135 feiner Einſchreibung bedürfen, und nad 
dem Tag der Entjtchung ihres Vorzugs- oder Pfandrechts für 
eingejchrieben gelten. jofort bei mehreren, die auf Einen Tag ein: 
getragen find, nad dem Vorrang ihrer Vorzugsrechte, jomeit 
Gläubiger vorhanden find, die unter ſich oder gegen Pfandgläubiger 
dergleichen anzufprechen haben, andernfalls nach Verhältniß ihrer 
Forderungen gleichtheilig, bezahlt; 

in der vierten Ordnung Ffommen die uncingetragenen 
Vorzugd: und Pfandgläubiger in der Maße, daß. wo fie 
auf feinerlei Vermögen Anſpruch haben, die Vorzugsgläubiger nad 
der Stärke ihrer Vorzugsrechte unter desfallfiger Beobachtung des 
Vorrangs, nad der Ordnung, worin fie im Gejeg aufgeführt find, 
jomweit ein anderes namentlich dabei nicht beftimmt ijt, zuerft und 
vor allen auch ältern Unterpfandsgläubigern, nad ihnen alsdann 
diefe legtern nad dem Vorrang’ der Zeit ihrer Entftehung, zur 
Zahlung; 

in der fünften Ordnung endlich haben die bandfhriftliden 
und andere vorrechtölofe gemeine Gläubiger aus den Weberreften 
des freien, nicht durch die erfte Ordnung erfchöpften, und des 
verhafteten, nicht durd die drei folgenden Ordnungen aufge 
zehrten Vermögens, ihre Befriedigung, nad) Verhältniß ihres 
Forderungäbetragd gegen einander und gegen die noch übrigen 
Zahlungsmittel zu gemwarten. 


Nur Geldftrafen, die etwa unter den Forderungen find, theilen nicht 
mit, fondern können erft nad) allen andern Forderungen aus dem, was noch 
übrig ift, bezahlt werden. 

Alle über zwei Jahre alten, noch nicht verjährten Zinjen der zu frübern 
Ordnungen gehörigen Forderungen erhalten dort feine Zahlung, fie theilen 
aber hier mit. 
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7 2218b. Wenn nicht jo viel freies Vermögen ſich vorfände, daß 
8 zur Befriedigung der Gläubiger der erjten Ordnung zureichte, und dieje 
daher nach der Befugniß des Satzes 2104 und 2105 auf das verhbaftete 
Bermögen ihre Befriedigung juchen müßten, jo gehet dasjenige, was dazu 
erforderlich tft, zuerft der vierten Ordnung ab. Würde es aber dadurch nicht 
gedeckt werden können, jo geht es allen in der zweiten und dritten Ordnung 
zur Zahlung kommenden Gläubigern nad Mehrzahl ihrer dort erhaltenden 
Zahlung, als eine ihnen gemeinjchaftlich obliegende Schuld an dem ab, was 
ihnen zufällt. 

Vgl. Bad. C.P.O. $ 791. 


Iwanzigfter Titel. 
Bon der Verjährung. 


Erfies Sapitel. 
Allgemeine Berfügungen. 


2219. Die Verjährung ift ein Mittel, durch Ablauf einer 
bejtimmten Zeit unter den gejeglihen Bedingungen ein Recht zu 
erwerben, oder einer Verbindlichkeit ſich zu ertladen. 

Vgl. L.R.S. 712, 1234, 2262, 2265 u. flg., 2270, 2271 u. fg. 

2219a. Wer fi bloß von Berbindlichkeiten entladen will, 
braucht nur auf den Nichtgebrauch des Nechts Anderer fich zu 
berufen, um damit zu jeinen Gunften eine Verſitzung jener 
Rechte geltend machen zu .fünnen. Wer Rechte erwerben, aljo 
Verbindlichkeiten Anderer gegen fich begründen will, der muß eine 
Ausübung des zu erwerbenden Rechts während des beftimmten 
Zeitraums, oder eine Erjigung jenes Rechts beweiſen. 

Vgl. L.R.S. 2262, 2265 u. fig. 

2219b. Die Zeit zur Erjigung fann ihre Beftimmung 
nur dur das Geſetz erlangen; jene zur Verſitzung kann durch 
Verträge kürzer, aber niemals länger, als das Geſetz fie angibt, 
beftimmt werden. 


2220. Man fann nit zum Voraus auf fünftige Ver- 


jährungen verzichten, man kann ſich aber einer vollendeten Ver— 
jährung begeben. 
Vgl. L.R.S. 6, 2219 b., 2222. 


536 ER. III. B. XX. T. Verjährung. 


2221. Der Verzicht auf eine Verjährung kann ausdrüdlich 
oder jtillichtweigend geichehen; der ſtillſchweigende entipringt aus 
jeder Handlung, welche vorausjegt, daß man von der Verjährung 


nicht Gebrauch) made. 
Vgl. L.R.S. 1108 b. 


2222. Wer nicht nach Belieben veräußern fann, fann auch 
auf eine vollendete Verjährung nicht verzichten. 
Vgl. L.R.S. 1124 u. flg., 1988. 


+ 2223. Kein Richter darf die Einrede der Verjährung, die ein ftreiten- 
der Theil nicht vorträgt, von Amtswegen ergänzen. 


f 2223a. Hiervon find jedoch diejenigen Fälle ausgejhloffen, wo die 
unterlajfene Bortragung ein ungültiger Verzicht wäre. 

Die L.R.S. 2223 u. 2223a. sind aufgehoben durch $ 146 des Bad. 
Einf.-Ges. zu den R.J.G. 


7 2224. Die Verjährung kann in jeder Lage des Rechtsſtreits, ſelbſt 
im höhern Rechtszug vorgebracht werden, wenn nicht Umftände hinzukommen, 
woraus erhellet, der ftreitende Theil, der fid nicht früher darauf bezogen hat, 
habe auf fie verzichten wollen. 


Aufgehoben durch $ 343 der Bad. Civil-Processordnung. 

2225. Der Gläubiger, oder jeder Dritte, dem daran ge= 
legen ift, dab die Verjährung vollendet jei, fann ji) darauf be= 
ziehen, wenn ſchon der Schuldner oder Eigenthümer ihr entjagt. 

Vgl. L.R.S. 1166, 1167. 


2226. Auf Saden, die dem Rechtsverkehr entzogen find, 
fann feinerlei VBerfügungsgewalt erſeſſen werden. 

Vgl. L.R.S. 538, 714, 1128. 

2227. Dem Staat, den öffentlichen Anjtalten und den 
Gemeinden jtehen, wie den Privatperfonen, die gleihen Verjäh— 


rungen entgegen oder zur Seite. 
Vgl. L.R.S. 541, 542, 560. 


Bweites Kapitel. 

Von dem Beſitz. 
2228. Der Belit ift die Inhabung oder der Genuß einer 
Sadje oder eines Rechts, durch ung jelbjt oder durch einen Andern 


in unferm Namen. 
Vgl. L.R,S. 543 b., 544 e. 
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2238a. Durch einen Andern bejigen wir nur jo lang, als 
diefer die Inhabung oder den Genuß nicht aus der Hand läßt, 
oder nicht erklärt, daß er die Sade in eigenem oder drittem 
Namen inne haben wolle. 

Vgl. L.R.S. 223], 2236. 

2229. Die Rechtserjigung fordert einen fortwährenden, un— 
unterbrochenen, öffentlichen, ruhigen, [unzweideutigen und aus 
Eigenthumstiteln fließenden Beſitz. 

Vgl. L.R.S. 54 e., 641—643, 690, 2230, 2233, 2236, 2242 u. flg., 
2265. 

2230. Die Vermuthung ift, dag Jeder in eigenem Namen 
und aus Eigenthumstiteln bejige, jo lang nicht erwiejen wird, 
dab er zuvor für einen Andern bejejien habe. 

gl. L.R.S. 1350, 1352, 2231, 2234, 2279. 

2231. Was Jemand einmal für einen Andern beſaß, davon 
ift zu vermuthen, daß er es aus dem nämlichen Rechtsgrund fort= 
bejige, jo lang nicht das Gegentheil erwieſen wird. 

Vgl. L.R.S. 1350, 1352, 2236—2238. 


2232. Auf Sachen der freien Willfür oder der bloken 
Nachſicht findet weder Beſitz noch Verjährung jtatt. 

Vgl. L.R.S. 691. 

2232a. Jede Handlung, deren Verrichtung Joder Unterlaffung 
nach dem Verhältniß der Zeit und des Orts, unter dem jie vor- 
geht, in Bezug auf denjenigen, deijen Betheiligung dabei in Frage 
ift, Eine wie die Andere für rechtmäßig geachtet werden fann, 
ohne daß dazu das Dajein ‚eines bejondern, darüber eingegang= 
enen Nechtsverhältnifjes zwiſchen beiden unterjtellt werden darf, 
it eine Sade der freien Willkür für den, der fie thut oder 
unterläßt, nnd der bloßen Nachſicht für den, der fie gejchehen 
läßt. 

2233. Gewaltſame Handlungen bilden feinen zur Verjähr— 
ung tauglichen Zuſtand. 

Er wird hierzu nicht eher geeignet, als nachdem die Gewalt 
beſeitigt iſt. 

Vgl. L.RS.S544 e., 2229, 2265. 
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2234. Gin gegenwärtiger Befiter, der beweijet, dab er 
früherhin ſchon im Beſitz war, hat die Vermuthung für fi, daß 
er auch in der Zwijchenzeit bejefjen habe, vorbehaltlich des Gegen— 
beweiſes. 


2234a. Das Gleiche gilt von demjenigen, der jetzt beſitzt, 
und bemweijet, daß er einen früheren Erwerbstitel für ſolchen Be— 
fit habe. 

Vgl. L.R.S. 1350, 1352, 2230, 


2235. Um eine Erjigung zu vollenden, darf man jeinen 
eigenen Beſitz zu jenem jeines Rechtsvorfahrers rechnen, man mag 
in Ddejien Stelle fraft eines allgemeinen oder beiondern Titels, 
mit oder ohne Entgelt getreten jein. 

Vgl. L.R.S. 642, 690, 2265. 


22354. Bei dieſer Zurehnung muß man aber aud die 
Eigenſchaften des Beliges des Vorfahren gegen ſich gelten laſſen. 
Vgl. L.R.S. 2237, 2269 a. 


Drittes Kapitel. 
Bon den Urſachen, weldhe die Verjährung verhindern. 


2236. Wer für einen Andern bejigt, erjigt niemals für 
ji, er mag noch jo lang beſeſſen haben. 

So fönnen der Pächter, der Aufbewahrer, der Nutznießer 
und alle Andere, die vergünftigungsweile die Sache eines frem= 
den Eigenthümers inhaben, fie nicht erjißgen. 

Vgl. L.R.S. 2229, 2231, 2238, 2240, 


2237. Die Erben joldher Inhaber fremder Sachen können 
jie gleichfalls nicht erjigen. 
Vgl. L.R.S. 2285 a.. 


2238. Die im 2236jten und 2237ften Sat erwähnten 
Perjonen mögen alsdann erfigen, wenn fich der Nechtstitel ihres 
Beſitzes verändert hat, jei e$ durd Handlungen einer dritten Per— 
jon, oder durch einen Wideripruch, den fie dem Recht des Eigen- 
thümers entgegengejeßt haben. 
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2239. Diejenigen, welche von Pächtern, Aufbewahrern und 
andern gunſtweis inhabenden Perjunen, eine Sade durch einen 
Zitel überlommen, der in fich geeignet ift, Eigenthum auf Andere 
zu übertragen, können fie erjien. 


2240. Niemand tann in dem Sinn gegen jeinen Titel 
erjigen, daß er ſich jelbit Anfang und Urjache jeines Bejites 
änderte. 

Vgl. L.R.S. 22531, 2236. 


2241. In dem Sinn fann jeder wider jeinen Titel ver- 


jähren, daß er dadurch) die Befreiung von einer übernommenen 
Verbindlichkeit erlangt. 
Vgl. L.R.S. 1234, 2219, 


2241 a. Unverjährbar find außer den in früheren Titeln 
angegebenen Rechten: 


die Klage auf Berichtigung oder Bezeichnung der Grenzen; 
die Klagen auf Theilung theilbarer Gemeinſchaften. 
Vgl. L.R.S. 328. 577 bg., 815, 816, 1872. 


Bierfes Kapitel. 
Bon den Urſachen, welde den Lauf der Verjährung 
unterbrechen oder einftellen. 


Erjter Abſchnitt. 
Bon der Unterbredung der Verjährung. 
2242. Die Verjährung wird auf natürliche oder bürgerliche 


Art unterbrochen. 
Vgl. L.RS. 2243, 2244, 2248. 


2243. ine natürliche Unterbrechung der Verſitzung ift es, 
wenn der Beſitzer durch den alten Eigenthümer, oder durd) Dritte 
des Genufjes der Sache über ein Jahr lang beraubt ift. 

Vgl. L.R.S. 544 e., 2229, 2265. 


2244. Cine Borladung vor Gericht, ein Abtretungsbefehl, 
oder ein richterlicher Beichlag, welche demjenigen behändig werden, 
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den man hindern will, die Verjährung zu vollenden, bewirken 
eine bürgerliche Unterbrechung. 

Vgl. L.R.S. 2176, 2246, 2247, 2274; R.C.P.O. 88 235, 239, 254, 
461 Abs. 2, 471 Abs. 2, 633; W.O. $ 80; Gesetz vom 21. Juli 1839 
(R.B. Nr. 21) über Verjährung öffentlicher Abgaben Art. 3 u. 4 (s. nach 
L.R.S. 2277). 


+ 2245. Eine Vorladung zum Verſuch der Güte unterbricht die Ber: 
jährung von dem Tag an, da jie gegeben it, injofern eine Borladung an's 
Recht in der gejeglichen Zeit nachfolgt. 

Aufgehoben durch $ 146 des Bad. Einf,-Ges. zu den R.J.G. 


2246. JEine Vorladung an’s Recht, jollte fie auch vor einen 
unbehörigen Richter geichehen, unterbricht die Verjährung. 


2247. it die Vorladung unförmlich, 
jteht der Kläger von feiner lage ab, 
oder wird jeine Klage verworfen, 
fo wird die Unterbrehung als nicht erfolgt angejehen. 3 
Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.t.} 


2248. Die Verjährung wird [unterbrochen durch jeden 
Vorgang, womit der Schuldner oder Beſitzer das Recht eines 
Andern anerkennt, das erjeifen oder verſeſſen werden foll. 


2249. Wird in Gemäßheit der vorhergehenden Süße Einer 
der Sammtihuldner zur Zahlung aufgefordert, oder die Richtig- 
feit der Shuld von ihm anerkannt, Yo ijt die Verjährung auch 
wider die Uebrigen, und jelbjt wider deren Erben unterdrochen. 

Die Aufforderung an Einen der Erben des Sammtichuldners, 
oder die von Einem derjelden geſchehene Anerkennung unterbricht 
gegen die übrigen Miterben die Verjährung nicht, wenn jchon die 
Forderung mit Unterpfandsrecht verjehen wäre, außer wo die 
Hauptverbindlichfeit untheilbar it. 

Eine jolhe Aufforderung oder Anerkennung funterbricht die 
Verjährung gegen die übrigen Mitichuldner nur für die Antheile, 
wofür jener Erbe haften muB. 

Um gegen die übrigen” Mitichuldner die Verjährung fürs 
Ganze zu unterbrehen, it erforderlich, daß an alle Erben des 


— 
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verftorbenen Schuldners eine Aufforderung ergebe, oder daß alle 
dieje Erben die Schuld anerkennen. 

Vgl. L.R.S. 1206, 1217, 1219, 1220, 1221, 1223: Handelsgesetz- 
buch Art. 148. 

2250. Eine an den Hauptichuldner gerichtete Aufforderung, 
oder die von ihm geichehene Anerkennung unterbricht die Ver— 
jährung aud) gegen den Bürgen. 

Vgl. L.RS. 2011 u. fig. 


Zweiter Abjchnitt. 
Von dem Stillftand der Verjährung. 


2251. Die Verjährung läuft wider alle Perſonen, welche 
nicht in einem Gejeß ausgenommen find. 
Vgl. L.R.S. 2227, 2252 u. fig. 


2252. Sie läuft nicht wider Minderjährige und Mundloje, 
vorbehaltlich des Satzes 2278 und der übrigen gejeßlich beſtimm— 
ten Fälle. 

Vgl. L.R.S. 388, 509, 513a., 710, 1663, 1676, 2278. 


Handelsgesetzbuch Art, 149; Gesetz vom 21. Juli 1839 (R.B. Nr 
21) über Verjährung der öffentlichen Abgaben Art. 5 (s. nach L.R.S- 
2277. 


2253. Die Verjährung läuft nicht unter Ehegatten. 


2254. Sie läuft wider eine Ehefrau, auch wenn dieje 
weder durch Heirathsvertrag, noch durch Rechtserkenntniß ein ge= 
jondertes Vermögen hat, wegen aller Güter, wovon ihr Mann 
die Verwaltung hat, vorbehaltlich ihres Rüdgriffs auf den Ehe— 
gatten. i 

Vgl. L.R.S. 1421, 1428, 1531, 1549, 1562. 


2255. Sie läuft gleichwohl, in Gemäßheit des 1561jten 
Satzes unter dem Titel: von dem Heirathsvertrag und den 
gegenjeitigen Rechten der Ehegatten, nicht während der 
Ehe, gegen ein in bemwidmeter Ehe zum Heirathsgut gegebenes 


und nachher veräußertes Grundftüd. 
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2256. Während der Ehe fteht weiter der Yauf der Ber 
jährung ftill: 


1) in Fällen, wo die lage der Frau eher nicht angeitellt 
werden fann, als nad vorhergegangener Wahl zwiſchen 
der Theilnahme an der Gütergemeinjchaft oder der Aus: 
ichlagung derjelben ; 

Vgl. 1.R.S. 1453, 1492—1495. 


2) in Fällen, wo der Ehemann, der ein jeiner rau zus 
gehöriges Gut ohne ihre Bewilligung veräußert hat, für 
den Verkauf Währichaft leiften muß; überhaupt in allen 
Fällen, wo eine Klage der Frau in ihren Folgen auf 
den Mann zurücwirfen würde. 

Vgl. L.R.S. 1428, 1554, 1599, 1626 u. fig. 


2257. Die Verjährung läuft ferner nicht: 

gegen bedingte Forderungen, ehe die Bedingung erfüllt if, 

gegen Klagen auf Gewährleiftung, ehe die Sache entwährt ift, 

gegen betagte Schulden, ehe der Berfalltag erichienen it. 
Vgl. L.R.S. 1181, 1186, 1626 u. fig. 


2257 a. Sie läuft hingegen wider die Nüdforderung des 
Einſatzpfands aus der Hand des Schuldners vom Tag des Pfand: 
vertrags an. 

Vgl. L.R.S. 2071, 2073, 2085. 


2258. Die Verjährung läuft nicht wider einen Vorſichts— 
erben in Hinficht der Forderungen, welche er an die Erbſchaft 
hat. 

Sie läuft wider lediges Erbe, obſchon dafür noch fein Pfle: 
ger angeordnet ift. 

Vgl. L.R.S. 802 Z. 2, 811, 


2259. Sie läuft ebenfalls während der drei Monate für 
die Erbverzeihnung, und der vierzig Tage für die Erbentſchließung. 
Vgl. L.R.S. 795, 1457. 
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Fünftes Kapitel. 
Von der zur Verjährung erforderlichen Zeit. 
Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Verfügungen. 


2260. Die Verjährung wird nach Tagen, nicht nach Stun— 
den gerechnet. 


2261. Sie iſt vollendet, wenn der letzte Tag der erforder— 
lihen Zeit geendigt iſt. 


Zweiter Abjchnitt. 
Von der dreißigjährigen Verjährung. 


2262. Alle auf Perfonen oder Sachen haftende Klagen 
werden in dreißig Jahren verjährt; derjenige, der ſich auf ſolche 
Verjährung bezieht, hat nicht nöthig, jeine Rechtsurfunde anzu— 
geben, no fann man ıhm die Einrede eines unredlicen Beſitzes 
entgegen jeben. 

Vgl. L.R.S. 133, 617, 642, 690, 706, 789, 966. 


2263. Nach Ablauf von act und zwanzig Jahren von 
Tag und Jahr der jüngjten Rechtsurfunde an zu rechnen, fann 
der Schuldner einer Rente angehalten werden, jeinem Gläubiger 
oder dem Rechtsfolger deijelben eine neue Rechtsurkunde auf feine 


Kojten zu verichaffen, wenn er fie nicht ablöfen fann und mill. 
Vgl. L.R.S. 530, 710 fe., 1910, 2248. 


2264. Die Regeln der Verjährung für andere, als die 
unter dem gegenwärtigen Titel envähnten Gegenjtände, werden 
unter ihren eigenen Titeln erklärt. 

Vgl. L.R.S. 135, 181, 183, 185, 316, 328, 330, 475, 559, 617, 642, 
690, 706, 789, 809, 380, 836, 957, 966, 1047, 1167 a., 1304, 1622, 
1648, 1676, 1792, 2180, 2241 a., 2265 2270, 2271 u. flg. 

Handelsgesetzbuch Art. 146-149, 172, 349, 386, 408, 206 
sı1; W.O. 88 77—79; Gesetze vom 14. Mai 1828 (R.B. Nr. 7) 
und vom 23. Mai 1844 (R.B. Nr. 11) über Verjährung der Staats- 
papiere, und $ 7 des Gesetzes vom 5. Juni 1860 (R.B. Nr. 30) über 
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Sehuldversehreibungen auf Inhaber (Anh. B.12); Gesetz vom 21. Juli 1839 
(RB Nr. 21) über Verjährung der öffentlichen Abgaben (s. nach L.R,S. 
2277). 


Dritter Abichnitt. 
Von der zehn= und zwanzigjährigen Verjährung. 


2265. Wer redlicher Weile und mit gejegmäßiger Eigen 
thumsurfunde ein liegendes Gut erwirbt, erfigt das Eigenthum 
daran in zehn Jahren, wenn der wahre Eigenthümer im Staat3= 
gebiete wohnt, und in zwanzig Jahren, wenn er außerhalb des— 
jelben wohnhaft it. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

Vgl. L.R.S, 517 u. flg., 550, 712, 2229, 2235, 2266—2269 a, 


2266. Hat der wahre Eigenthümer zu verjchiedenen Zeiten 
bald unter jenem Gerichtszwang, bald außer demfelben jeine 
Wohnung gehabt, jo muß man, um die Erfigung zu vollenden, 
demjenigen, was an zehn Jahren der Gegenwart fehlt, doppelt 
jo viel Jahre Hinzufügen, jo daß zwei Jahre der Abwejenheit 
für ein Jahr der Gegenwart gerechnet werden. 


2267. Eine Nechtsurfunde, die aus Abgang der Form 
ungültig ift, fann die zehn und zivanzigjährige Verjährung nicht 
begründen. 

Vgl. L.R.S. 583 a.: II. Einf.-Edikt $ 25. 


2268. Die Nedlichkeit der Inhabung wird allemal ver= 
muthet, und derjenige muß den Beweis führen, der fi auf eine 


Unredlichteit des andern bezieht. 
Vgl. L.R.S. 550, 1850. 1352, 2268 a., 2269. 


2268 a. Wer vor oder bei Eingehung eines Rechtsgeichäfts 
gegen Mängel defjelben, die auf den Eigenthumsübertrag Einfluß 
haben, gewarnt wurde, und über das Nichtdajein derjelben von 
der andern Vertragsperfon nicht vor dem Abjchluß beſtimmte Ver— 
fiherung erhielt, muß rechtmäßige Gründe jeines redlihen Glau— 
bens darthun, ſonſt fann die allgemeine Redlichteitsvermuthung 
ihm nicht zu gut fommen. 
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2269. Es iſt hinreichend, daß die Erwerbung anfangs red— 
lich geſchah. 
Vgl. L.R.S. 550, 2268, 


2269 a. Wer den Beſitz eines Rechtsvorfahren benußen will, 
muß zu der Zeit, wo er in das Recht eintritt, ebenfalls in red» 
lihem Glauben jtehen. 

Vgl. L.R.S. 2235, 2235 a. 

2270. Gegen Baumeifter und Bauunternehmer ift für die 
Werte, die fie gemacht oder bejorgt haben, nach zehn Jahren die 
Gewährleiftungsflage verjeilen. 

Vgl. L.R.S. 1792 u. 1792. 

(Ferner 10 Jahre: L.R.S. 475, 1304, 2180 Z. 4). 


Vierter Abſchnitt. 
Von einigen bejondern Arten der Verjährung. 


2271. Die Klage der Lehrer und Meifter der Wiſſenſchaften 
und Künfte auf Zahlung für einen monatweije gegebenen Unterricht, 

jene der Hauswirthe und Koftgeber auf Zahlung der ge= 
reichten Wohnung und Koft, 

jene der Arbeiter und Zaglöhner auf Zahlnng ihres Ar— 
beitslohns, ihrer Lieferungen und Gehalte 

werden in jehs Monaten verjejien. 

Vgl. L.R.S. 2274, 2274 a., 2275, 2278. 


2272. Die Klagen der Aerzte, der Wundärzte und Apothefer 
wegen ihrer Beſuche, Verrihtungen und Arzneien, 

jene der Gerichtsdiener auf den Lohn für Schrirten, melde 
fie behändigen, und für Aufträge, die fie vollziehen, 

jene der Kaufleute wegen der Waaren, die nicht zum Handel, 
jondern zum Hausgebraud bei ihnen genommen werden, 

die Klagen der Unterhaltsanftalten auf den Jahrgehalt ihrer, 
Zöglinge oder Pfründner, und die Klagen anderer Meijter wegen 
des Yehrgelds, 

Ci vil recht 3 
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jene der Dienftboten, die fi) jahrweiſe verdingen, auf Zahl: 
ung ihres Lohns 

werden in Jahresfriſt verſeſſen. 

Vgl. L.R.S. 2274, 2274 a., 2275, 2278. 

2273. Die Klage der Anwälte auf Zahlung ihrer Aus— 
lagen und Gebühren. wird, von der Zeit an, da die Prozefie ent: 
ſchieden, die Parteien verglichen, oder die Vollmachten der Anwälte 
widerrufen worden find, in zwei Jahren verjellen. In unbe: 
endigt gebliebenen Sachen haben Auslagen und Gebühren, die 
älter als fünf Jahre find, Fein Klagerecht mehr. 

Vgl. L.R.S. 2274, 2274 a., 2275, 2278. 

2274. Die Verjährung läuft in den oben erwähnten Fällen, 
obſchon die Lieferungen, Dienite und Arbeiten fortwährend geichehen. 

Ihr Lauf nimmt nicht cher ein Ende, als wenn eine Red): 
nung abgeichlofjen und anerfannt, oder ein Schuldzettel, ein Schuld- 
brief, darüber ausgefertigt, oder eine nachher nicht Wieder erlo= 
jchene Vorladung an’s Recht deshalb erfolgt it. 

Vgl. L.B.S. 2244, 2247, 2248. 

2274a. Da wo die Zahlung nicht einzeln, jondern auf 
Rechnung geſchieht, fängt jene Berfigungszeit nur von da an zu 
laufen, wo nad Ortsfitte die Rechnung einzureichen it, und wo 
darüber ‚Zweifel it, mit Ende des Rechnungsjahrs. 


2275. Jene, welchen die vorftehenden furzen Berjährungen 
entgegengejegt werden, haben gleihwohl das Recht, den Beweis, 
dab die Zahlung micht geleiftet worden, zu führen. 

Neue Fassung nach $ 146 des Bad. Einf.-Ges. zu den R.J.G. 

Vgl. L.R.S. 1350, 1852, 1952 a. 


2276. Fünf Jahre nad erfolgter endlicher Entſcheidung 
der Prozeſſe ſind Richter und Anwälte für die ihnen anvertrauten 
Urkunden der Verantwortlichkeit entladen. 

Die Gerichtsdiener ind nad zwei Jahren, von der Voll: 
ziehung des ihnen ertheilten Auftrags, oder von Behändigung der 
Urkunden, die ihnen anvertraut waren, an gerechnet, gleichfalls 
deren entb unden. 

Vgl. R.C.P.O. $ 675. 
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2277. Rückſtände fälliger Gülten, Erb- und Yeibrenten, 
rückſtändige Unterhaltsgelder, 
rüdjtändige Mieth- und Pachtzinſe, 
Stapitalzinjen, und überhaupt alles, was von Jahr zu Jahr 
oder in fürzern Zielern zahlbar it, 
werden in fünf Jahren verſeſſen. 
Vgl. L.R.S. 584, 710 fa., 1728 Z. 2, 1907, 1909. 


Gesetze über Verjährung der Staatspapiere vom 14. Mai 1828 (R.B. 
Nr. 7) und vom 23. Mai 1844 (R.B. Nr. 11) s. Anhang B., 12, b, 


Gesetz über Verjährung Öffentlicher Abgaben 
vom 21. Juli 1839 (R.B. Nr. 21), 


Art. ı. Die Forderungen des Staats oder der Gemein- 
den an Abgabepflichtige wegen einzelner fälligen öffentlichen 
Abgaben, und ebenso die Rückforderungen Abgabepflichtiger 
an den Staat oder an Gemeinden wegen ungebührlich be- 
zahlter öffentlicher Abgaben verjähren in fünf Jahren, in so 
weit nicht durch besondere Gesetze eine kürzere Verjäh- 
rungszeit bestimmt ist. 

Vgl. $ 66 Abs. 3 des (rebäude-Feuerversicherungsgesetzes vom 29 
März 1852 (R.B. Nr. 14) Anhang B. 14.! 


Art. 2. Die in den bürgerlichen Gesetzen enthaltenen 
allgemeinen Bestimmungen über die Klagenverjährung sind, 
sofern in den folgenden Artikeln nichts Anderes verfügt 
wird, auch auf die im Art. ı genannten Verjährungen an- 
wendbar. 


Art. 3. Eine Unterbrechung der Verjährung findet auch 
statt: 


ı) gegen den Abgabepflichtigen durch die mittelst Ur- 
kunde erwiesene Aufforderung zur Zahlung, welche ihm durch 
einen mit Erhebung oder Verwaltung der Abgabe, welche 
verjährt werden soll, beauftragten Beamten zugeht; 


2) gegen den Staat oder die Gemeinden durch die bei 
dem so eben genannten Beamten oder einer ihm vorge- 
setzten Behörde von dem Abgabepflichtigen angebrachte Rück- 
forderung. 


Art. 4. Ist die im Art. 3 erwähnte Aufforderung, be- 
ziehungsweise Rückforderung, drei Jahre lang unbetrieben ge- 
lassen worden, so wird die Unterbrechung als nicht erfolgt 
angeschen. 
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Art. 5. Die Verjährung der Rückforderung ungebührlich 
bezahlter öffentlicher Abgaben läuft ohne Ausnahme wider alle 
Personen. 

Art. 6. Die Verjährung der Forderung einer Liegen- 


schaftsaccise läuft erst vom Tage des vollzogenen Eintrags 
der Eigenthumsveränderung im Grundbuche an. 


Art. 7. Auf öffentliche Abgaben, welche schon vor der 
Verkündung dieses Gesetzes fällig wurden, und auf die Rück- 
forderung solcher schon vor der Verkündung desselben be- 
zahlter Abgaben findet das gegenwärtige Gesetz keine An- 
wendung. 

Jedoch werden jene derselben, welche nach dem alten 
Gesetze innerhalb fünf Jahren von Verkündung des gegen- 

wärtigen Gesetzes an noch nicht verjähren würden, durch 
Umlauf dieser Frist verjährt. 


2277 a. lagen zu Behauptung oder Beitreitung des bür— 
gerlihen Stands eines Verftorbenen werden von den Erben in 
fünf Jahren, vom befannt gewordenen Erbanfall an, verjejlen. 

Vel. L.RS. 328 -330. 


2278. Die Verjährungen, wovon in den Sätzen des gegen= 
mwärtigen Abſchnitts die Rede it, laufen wider Minderjährige 
und Mundloje, vorbehaltlih ihres Rückgriffs auf ihre Vor— 
minder. 

Vgl. L.R.S. 2252. 


2279. Bei Fahrnißſtücken gilt der Beſitz als Rechtsurfunde. 

Dennoch fann derjenige, dem eine Sache verloren ging oder 
entiwendet ward, drei Jahre lang, von dem Tag an zu rechnen, 
da fie weg fam, an Jeden, in deſſen Händen er jie findet, die 
Rüdgabe verlangen; diejem bleibt der Nüdgriff auf denjenigen, 
von dem er die Sache hat. 

Vgl. L.R.S. 527 u. fig., 717 a. 1141, 1293. 1, 2228, 2230, 2280; 


Handelsgesetzbuch Art. 306—308; Art. 1 Z. 5 des Gesetzes vom 6. April 
1854 (R.B. Nr. 20) über Leih- und Pfandhäuser (Anhang B. 13). 


2280. Hat der wirkliche Befiger der geitohlenen oder ver= 
lornen Sache sie auf einem Markt oder Jahrmarkt, in einer 
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öffentlichen Steigerung, oder von.einem Handelsmann, der mit 
ſolchen Sachen handelt, gelauft, jo kann der urjprüngliche Eigen 
thümer fie nur gegen Grftattung deſſen, was fie jenen gefoftet 
Hat, zurüdfordern. 


2281. Berjährungen, welche bei Verfündigung des gegen 
wärtigen Gejeßes jchon ihren Anfang genommen haben, jollen 
nad) den alten Gejegen beurtheilt werden. 


Jene derjelben, wozu nad) den alten Gejeßen von jener 
Zeit an noch mehr als dreißig Jahre erforderlich) wären, werden 
gleichwohl dur) den Umlauf von dreißig Jahren vollendet. 

Vgl. L.R.S. 2, 691, 2262, 


I. 


Anhang. 
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A, Aeltere Edikte. 


1) Einführungs-Edikte. 


a. Grites Einführungs-Edikt 


vom 3. Februar 1809, 


Wir Carl Friedrid, von Gottes Gnaden Großherzog von 
Baden, Herzog zu Zähringen ꝛc., 


haben durch Unfer Edikt vom 5. Juli des vorigen Jahres die Annahme des 
Code Napoleon als bürgerliches Geſehbuch oder Landrecht Unjeres Großher: 
zogthums bejchlojjen und verkündet, in der Make jedoch, das im Zufägen 
dasjenige näher bejtimmt werde, was nöthig tft, um eine fichere, dem Geift 
diejes Gejeges ſtets gemäße und zugleich der hierländiichen Yandesart und 
Sitte nicht machtheilige Anwendung zu begründen. 

Wir hätten dabei gewünſcht, daß mit dem Anfang diejes Jahrs die 
allgemeine Finführung möglich werde; dieſes hat jedoch die, obwohl mit allem 
Eifer betriebene, Zubereitung der Ueberjegung und ihrer Jufäge nicht geftattet. 
Jetzt erft ift Uns jolche vollendet vorgelegt worden, und noch mehrere Wochen 
find nöthig. bis fie auch gänzlich die Preſſe verlaffen kann, durch welches 
Öffentliche Erjcheinen nachmals exit Unjere Diener und Unterthanen in den 
Stand kommen, fih mit diefer neuen Negel ihres Berfahrens bekannt zu 
machen. Mehreres davon erfordert zugleich noch die vorderjfamfte Herftellung 
gewiſſer Staatseinrichtungen, die bis jeßt noch nicht vorhanden, und doch zum 
Vollzug der Verfügungen des Code Napoleon nöthig find; über Anderes muß 
Belehrung der Beamten und Hinzutretende Grfahrung der Unterthanen 
die Aufichlüffe geben, che eine allgemeine Befolgung ohne ihren Schaden 
möglich iſt. 


In dieſen Dinfichten ordnen und verfügen Wir, wie folgt: 


I. Die mit diefem ericheinenden doppelten Ausgaben des 
Code Napoleon mit Zuſätzen, als Yandrecht des Großhetzogthums 
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Baden, jind die einzige Ueberjegung, welche vor den Gerichten 
Unjeres Landes und in den Rechtsgeichäften deilelben Kraft und 
Anmendbarfeit hat. 


XII. Die verbindlihe Kraft deſſelben ſoll mit dem erjten Juli 
des laufenden Jahrs* ihren Anfang in allen denjenigen Stüden nehmen, wo 
nicht im Bezug auf einen einzelnen Rechtsbetreff hierunten ein Anderes aus— 
drüdiich angegeben ift. 

* 1. Januar 1810 s. II. Einf.-Edikt $S$ 1 u. 2. 


III. Weber die für die Anwendbarkeit diefes Gejegbuches nöthigen be= 
fonderen Anftalten der Staatsjchreiberei, Beamtung des bürgerlichen Stan- 
des, Pfandfchreiberei und des Familienraths, auch der Kronanmwaltichaft werden 
Wir befondere Verfügung ergehen laffen. Wegen der Untergericte und Frie— 
densgerichte achten Wir joldhe für nnnöthig; Unjere landes-, ftandes- und 
arundherrlihen Untergerichte, obwohl fie in Amtsweiſe zu jprechen haben, 
fönnen dennoch alles dasjenige. was im Landrecht mit Bezug auf Gerichte, 
die in Rathsweiſe beſchließen, ausgeſprochen ift, mit Bejeitigung der auf 
die Mehrheit rathichlagender Glieder gerichteten äußern Beitimmungen und 
Beobachtung des Wefentlichen leicht auf fih anwenden; aud wird demnächſt 
eine nachfolgende allgemeine Prozeßordnung ihnen dazu die weiter dienlichen 
Maßregeln vorzeichnen; wohingegen der Friedensrichter in diefer Ueberſetzung 
nicht gedacht wird, weil dieje Anftalt in die hierländijchen Rechtserwartungen 
der Unterthanen nicht einpaßt, jondern diejer Ausdrud bald mit dem Aus— 
drud: Unterrichter, bald mit jenem: Ortsvorſteher, verwechjelt worden ift, je 
nachdem Einer oder Anderer hierlands die im Code Napoleon vortommenden 
wenigen Verrichtungen deſſelben haben ſoll. 


IWW. Die Anwendung diefes Geſetzbuches auf das Vergangene kanır, 
nad) dem zweiten Sag und Zuſatz deifelben, in vorkommenden Fällen nicht 
mit Rüdmwirkung, wohl aber mit Wirkffamteit auf künftig erft entjtehende 
Folgen früherer Handlungen Statt finden. Zur fichern Leitung des Richters 
in der Anwendung dieſes Grundſatzes auf vorkommende Fälle geben Wir bier 
nebft der Anzeige der einzelnen Theile, die einen fpätern Verbindlichkeitstermin 
als den obgedachten haben jollen, zugleich Vorjchriften über die michtigften 
Fälle, bei denen jene doppelte Rüdjiht zu beobachten ift, die nicht nur als 
Regeln für ſolchen Fall, fondern auch als Beifpiele für Erörterung anderer, 
nicht namentlich erörterter Fälle dienen follen. 

Rechtsbelehrung vom 6. April 1811 (R.B. Nr. 11) über die Rück- 


wirkung der Gesetze, insbesondere des neuen Jandrechts. 


V. Für Bud I. Tit. II. von den Alten des bürgerliden Stan: 
des foll: 

1) der Anfangstermin der Berbindlichkeit der erfte Jenner 1810 fein, 
bis wohin die nach bisheriger Sitte geichehenen und beurkundeten kirchlichen 
Verrichtungen noch ferner wie bisher zugleich als Rechtätitel des bürgerlichen 
Standes dienen, vorbehaltlih Uns, bei etwa entftehenden Gollifionen aud in— 
zwifchen jchon die weltliche Beurkundung durch auferordentlih ernannte 
Staatsbeauftragte vollziehen zu laſſen. 

2) In aller Zukunft dienen auch für Fälle, die ſich vor dem erften 
Jenner 1810 zugetragen haben, die in biöheriger Art gefertigten und beglau— 
bigten Ruszüge der Kirchenbücher als volllommen gültige Urkunden des bür- 
gerlihen Standes, wohingegen wegen aller naher erit ericheinenden Fälle 
fünftig dieſe Klrchenbücher nur bei elwa untergegangenen Vüchern des bürger— 
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lichen Standes, und daher entftehendem Mangel an geſetzge mäßiger Beurfun- 
dung, als Einleitung zum fchriftlihen Beweis dienen können. 


VI. Bei dem I. Bud V. Tit. von der Ehe gilt zwar der allge: 
meine Anfangstermin des erjten Juli d. J. jedoch bleiben diejenigen Sätze, 
die auf den Beamten des bürgerlichen Standes bezüglich find, namentlich die 
fünf erjten des zweiten Kapitels, oder Sag 165— 169, in Gefolg des vorigen 
bis zur Herftellung diefer neuen Einrichtung, mithin bis zum erjten Jenner 
1810, noch außer verbindender Kraft, und geht es deßfalls indefjen noch nad) 
dem alten Fuß. 


VI. Bei dem VII. Tit. des 1. Buches von der Vaterſchaft und 
Kindſchaft ift 

I) das dritte Kapitel von den natürliden Kindern auf alle jene 
Unehelihgeborenen anzuwenden, welche nach vingetretener allgemeiner Ber» 
bindlichfeit diefes Landrechts, das heißt nah dem erjten Juli d. J. zur 
Welt fommen, ohne Unterjchied, ob fie vor oder nad) der Erjcheinung diejes 
Edikts im Negierungsblatt, und der dadurch Tag und Jahr empfangenden 
Wirkſamkeit diefes Gefeges, in unchelihem Beijchlaf empfangen wor— 
den find, 

2) Der Rechtsſtand aller vor dem erften Juli geborenen unehelichen 
Kinder wird lediglich nad den bisherigen Gejegen und Rechten beurtheilt, 
und geten daher diejenigen derjelben, welche durch richterliche Vaterſchaftser— 
klärung oder freiwillige Angabe zucor einen Vater erlangt haben, nod, in 
feinem Wege im Sinn diejes Landrechts für anerfannt, jondern bloß in 
Bezug auf Alimente für befannt. 


VII. Bei dem IX. Tit. des I. Buches von der elterlihen Ge: 
walt führt vorderjamft 


1) das neue Recht ein, daß die Berechtigung der elterlihen Nuß: 
nießung, welche jedoch von der ehelichen im Geſetz vorbedachtſam gejchieden 
ift, mit dem achtzehnten Jahr der Kinder aufhöre, wo nacmals bis zum 
einundzwanzigften das Vermögen von den Eltern nur vormundjichaftlich zu 
verwalten und zu verechnen ift; dieſes kann jedoch nur auf jenes Vermögen 
angewendet werden, das den Kindern erit nad den Termin des erften Juli 
1809 anftirbt, indem bei allem früher angefallnen Vermögen, das nicht von 
aller Nutnießungslaft gefreit war, die elterlihe Nutznießung jchon auf 
Lebenslang oder bis zu verrüdendem Wittwenftuhl begründet ift. und ihnen 
alfo auch anders und eher nicht entgehen könnte, ohne dem Gefeg rückwirkende 
Kraft zu geben. Hierbei 

2) versteht fih dann aber auch von felbft, daß bei jolchen Eltern, welche 
die Nugniehung aus dem alten Necht fortgeniehen, aud die alte Schuldigkeit 
zur väterlichen Anhülfe für die Söhne oder Austattung der Töchter, welche 
bei andern Ehen mit eintretender Herrichaft diefes Landrechts nah Say 204 
wegfällt, noch unverrüdt in voriger Maße fortbeſtehe. Aunebſt 


3) da der Gebraud) des Rechts, wornach der Kinder Ver— 
mögen mit vollendeten achtzehnten Jahre bis zur Zurüdlegung 
des einundzwanzigjten noch in vormundſchaftliche Verrechnungen 
übergehen fann, in den wenigſten Fällen für fie von weſentlichem 
Nugen, und in den meiften vielmehr eine ohne ihren Nußen ein= 
tretende Bejchwerlichkeit für die Eltern iſt; jo erklären Wir weiter, 


356 Anhang A. 1. Einführungs-Edikte. 


daß auch fünftig und nad eingetretener Verbindlichkeit diejes 
Landrechts, Eltern die Nutznießung abzugeben nicht anders ſchuldig 
jein jollen, als wenn es der Gegenvormund mit bejonderer Er— 
mächtigung des Familienraths aus Nüdlichten begehrt, welche die 
Sicherſtellung des Vermögens, die beſſere Erziehung, oder die 
anftändige Niederlaffung der Kinder betreffen, und wobei nicht 
bloß ein etwaig Heiner Gewinn an Nenteneriparnii ihn leiten 
joll, oder wenn etwa die Eltern in den Fall fämen, gegen eine 
ihnen nicht anjtändige, von dem Staat aber, der Jugend unan— 
geiehen, zuläſſig erachtete Ehe ihre Einwilligung zu verjagen 
und Einſprache zu machen, als in welchem Fall fie, um die 
Uneigennüßigfeit ihrer Einſprüche zu Tichern, zuvor der Nutz— 
niegung ſich entichlagen, und das Vermögen unter Bormundjchaft 


legen jollen. 

L.R.S. 384 ist hierdurch abgeändert. 

Wohingegen 

4) die Abgabe der Nutznießung nach erreidter Volljährigkeit an die 
Kinder unverändert nach der Verfügung des Yandrechts bei allem nad obigem 
erſten Sab die. es Abjchnitts dazu vereigenichafteten Vermögen ſich zu richten 
hat. nicht nur, wo Kinder fich in der Yage befinden, es zu verlangen, jondern 
auch. ohne ein jolches Berlangen abzuwarten. jobald die Kinder einheimiſch 
oder auswärts einen feiten Wohnfig, der ſie zur Verwaltung empfänglich 
macht, ſich erwählt haben. und micht jelbit um deſſen Beibehaltung in Nutz— 
nießung oder Verwaltung der Eltern bitten. 


IN. Bei dem X. Tit. des 1. Buchs von der Minderjährigkeit 
haben wir den Zujag +54a. wegen der Befugniß des Familienraths, ſich 
vertreten zu laflen. hauptiächlich in der Hinſicht beigefügt. damit die Beamten 
das Mittel haben mögen. duch Auswirkung eines jolchen Auftrags des Fa— 
milienraths an rechnungsverftändige Perjonen, die Auffichtsverantwortlichkeit, 
welche im Bezug auf das Rechnungsweſen allerdings in vielen Yandgegenden 
den Schultern der Ortsbürger noch jegt und bis zu weitern ‚yortjchritten 
in ihrer Nechtöfultur allzu schwer iſt, ſolchen zu erleichtern. wozu alio 
da wo nöthig, fir Friner Zeit zu benützen, die Beamten anmit aufgefordert 
werden. 

Uebrigens 2) bezieht fich dieſer Gefegtitel auf alle zur Zeit des eriten 
Juli 1809 unbejegten Pflegichaften: die zu jener Zeit ſchon bejegten gehen 
bis dahin, daß ihre Endiqungszeit oder jonft eine Aenderung aus redtli hen 
Beranlaffungen vorfällt, eben jo, wie bei ihnen die obervormundicaftliche 
Einwirkung der Aemter und Regierungen fort, nur dab dieje Einwirkung 
fih nahmal3 im Abſicht des Stoffes ihrer Verfügungen nah dem Inhalt 
diefes Landrechts benehmen muß. 

X. Bei dem I. Tit. de3 III. Buches von den Erbſchaften vers 
fteht es 

1) jich von jelbft. daß die hier beichriebenen Rechte und Ordnungen der 
Snteftatvererbung nur bit jenen Erbichaften in Frage fommen könn; welche 





Anhang A. 1. Einführungs-Edifte. 557 


nad dem erjten Juli d. 3. anfallen, und da alle früher verfallenen, wenn 
aleich noch ruhenden oder unerlcdigten Berlaffenichaften nad) den alten Rechten 
zu erledigen find. 

2) Was hingegen insbefondere die Erbredhte und Unterhaltärechte der 
natürlichen oder unehelich anerfannten Kinder betrifft, jo beziehen Wir Uns 
auf das, was oben zu VII. gejagt worden, wornah allen vor dem erften 
Juli d. 3. geborenen unehelihen Kindern das Erbrecht an ihren mütterlichen 
Verwandten wie zuvor noch bleibt, dagegen an den Vater ihnen Feines zus 
fomnmt, als wo fie nach dem gemeinen Recht und der im Unjerer vorigen 
Verordnurg vom 27. Dezember 1795 befindlihen Grläuterung deffelben in 
dem jeltenen Fall waren, das Sechötelerbe anſprechen zu fünnen, in welchem 
Fall nachmals jetzo folche, fo mie diejenigen, die nah dem erften Juli von 
einem Vater neu und geichmäßig anerkannt werden, obwohl fie vor dem erſten 
Juli geboren find, an ihm das nämliche Erbreht haben, welches andern, 
unter der Herrichaft dieſes Gelekes geborenen und anerkannt werdenden uns 
ehelichen Kindern zufteht; wohingegen 

3) wegen ihrer Ernährung es nicht nur bei denen, die nah dem alten 
Fuß durch richterliche Vaterſchaftserklärung in den Befit einer Unterhaltöbe- 
ziehung gefommen find, jondern auch wegen jener, welche nach eingetretener 
Verbindlichkeit des Landrechts, dur eine demfelben gemäß erhobene Verſchul— 
dung einer Mannsperfon, welde Beziehung hat auf das Dafein jolcher Kinder, 
deren Baterfchaft bürgerlich ungewiß geblieben ift, in den Fall fommen, Unter: 
halt, auch ohne anerfannt zu fein, fordern zu fönnen, e8 in der Abficht der Be- 
ftimmung diefes Unterhalts nach demjenigen zu halten iſt. was deßfalls in 
Unjerer gedachten Verordnung vom 5. Auquft 1791 beftimmt ift und hiermit 
auf alle Unſere Lande, jo viel diefen Punkt betrifft, erftredt wird, nur daß 
nicht mehr die Regierungen, jondern lediglich die Gerichte über das Ermeſſen 
des Betrags zu urtheilen haben. wogegen 

4) die Anſetzung eines Baftardfalles und einer Entichädigung für Kind» 
bettfoften von gedachtem erſten Juli an ebenjo, als 

5) Unfer fiskaliſches Erbreht an unehelihen Kindern, mit ihm aber 
aud die Schuldigfeit Unferer Gerichtäbarkeitsgefälle, einen Beitrag zum Unter: 
halt derjelben zu thun, bei allen fpäter geborenen unehelichen Kindern weg— 
fällt, und ſolche Koften, ſoweit fie von Stiftungen, oder dann von Gemein- 
den nad) dem Geſetz zu tragen find, als allgemeine Staatslaft, gleich den 
andern Armenunterhaltungen, beforgt werden muß. 


Das Staatserbrecht auf die Verlassenschaft der vor 1809 unehelich 
geborenen, kinderlos verstorbenen Personen wurde aufgehoben durch 
Staatsministerialerlass vom 12. Juli 1821 (R.B. Nr. 14). 


XI. Bei dem II. Tit. des III. Buches wegen der legten Willens— 
verfügungen folgt aus der mit der Verkündung diefes eintretenden Wirk— 
famfeit diefes Landrechts, 

1) daß, obwohl Niemand vor dem erften Juli d. J. ſchuldig ift, 
feine Teftamente und Codicille nad) den jegigen Formen einzurichten, dennoch 
Jeder, wenn er will, fie gleihbalden nad ſolchen einrichten kann. und 
folhe vor dem erjten Juli ſchon nad dem gegenwärtig ausgefündeten Land— 
recht gefertigten legten Willensverfügungen gleiche Gültigkeit haben ald die, 
welche erft nach dem erjten Juli in folder Form errichtet werden und als 
diejenigen, die in jener frühern Zeit noch nah den altgejeglichen Formen 
errichtet find; deßhalb 

2) find indeffen bei jenen Formen, melde Staatöjchreiber erfordern, 
außer den fhon vorhandenen Staatöfchreibern oder Notarien aud alle ange- 
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ftellten Theilungsreviforen, Stadt: und Amtöjchreiber, auch Theilungscoms 
mifjarien vderfelben, als deßfalls Sraatsſchreiberrecht habend, anzujehen, 
hiernächſt 

3) ſollen auch jene Teſtamente, die vorhin, es ſei erſt kurz, oder 
ſchon länger her, errichtet worden ſind, und nach dem gedachten erſten Juli 
durch den Tod des Erblaſſers zur Wirkſamkeit kommen, für kräftig erachtet 
werden, nicht nur wenn fie den altgeſetzlichen Formen gemäß find, ſondern 
auch alödann, wenn fie nach ſolchen zwar einen Mangel hätten, der aber nad) 
diefem Landrecht aufhört, ein Mangel zu fein; da der Geſetzgeber wie der 
Richter mit Recht vorausfegt, daß der Erblaffer gewollt habe, daß fein 
Wille in jeder Form, in der es gefeglih möglich ift, erhalten werde, wo: 
hingegen 

Rechtsbelehrung v. 6. Juli 1811. R.B. Nr. 20 über die Giltigkeit der 
vor dem 1. Januar 1810 gefertigten letzten Willen, 


4) was den innern Gehalt jolcher legten Willen betrifft, derjelbe nach 
obiger Zeitfrift des erften Juli 1809 nur jo zum Vollzug kommen fan, 
wie er mit den jegigen Geſetzen beiteht, als unter deren Derrfchaft er durd) 
den Tod erft zu Kräften gelangt und das mithin dasjenige darin für nicht 
geichrieben zu achten iſt, was mit viefen gar nicht befteht, dasjenige aber, 
was, wiewohl mit einigen Veränderungen beftchen kann, nur in diefer geän— 
derten Maße zum Bollzug fommen kann, und demnach derjenige, wer 
es darauf nicht ankommen laſſen will, in Zeiten feine frühern legten 
Willens-Berfügungen durchſehen und jo ändern mag, wie nun in der 
neuen Ordnung der Dinge er jeine Abjichten am liebſten erreicht zu fehen 
wünſcht. 


XII. Bei Tit. V. des III. Buches von den Heirathsverträ— 
gen ſoll 

1) die neue Art der Gütergemeinſchaft, welche außer der Errungen— 
ſchaft auch die beigebrachte Fahrniß beider Ehegatten an ſich zieht, dagegen 
der Ehefrau ihre Liegenſchaften gegen Schuldenbeiträge ſichert, ihr die Hälfte 
an der Errungenſchaft und die Erlaubniß gibt, ſich der Gemeinſchaft nach 
aufgelöster Ehe mit Zurücklaſſung deſſen, was in die Gemeinſchaft gehört, zu 
entjchlagen, wenn fie ihr läftig würde, erſt vom 1. Jenner 1810 an ihre 
Verbindlichkeit für diejenigen Ehen, die naher geichloffen werden, er: 
halten, joweit nicht etwa neu angehende Eheleute ausdrüdlich jene für künftig 
allgemein angenommene Gemeinfchaftsart durch Vertrag annehmen. Ans 
nebſt jedoch 

2) da 08 die größten Verwirrungen in der Folgezeit veranlaffen müßte, 
wenn die Ehegemeinichaften der bisher geſchloſſenen Ehen immerfort nach den 
im jegigen Großherzogthum jo äußerſt verichiedenen alten Rechten und Ges 
bräuchen beurtheilt werden müßten, von welchen fih nah und nach die 
Kenntniß bei den Beamten verliert, jo laffen Wir zwar noch, jedoch nur bis 
zum 1. Jenner 1812, die Beurtheilung der jett bejtehenden und der vor dem 
erften Jenner 1810 geichloffen werdenden Ehen nah jenen alten Gefegen 
offen für alle Fälle, wo dur eine Ehrauflöfung oder Güterabjonderung in— 
zwißchen der Fall einer ſolchen Beurtheilung eintritt, damit die altverheiratheten 
Unterthanen indeffen die neue Gemeinjchaftsart an dem Beifpiel der neu 
angehenden Eheleute aus Erfahrung kennen lernen, und wenn fie ihnen nicht 
gefällt, durch Ehevertrag. — der alsdann weiter nichts zu enthalten braucht, 
als die Angabe, nach welcher der verjch:edenen, in diefem Titel enthaltenen 
andern Arten der Ehegemeinichaft ihre Ehe gerichtet werden foll — die— 


ren 
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jenige Gemeinſchaftsart, vie ihnen gefällt, wählen und feſtſetzen können, wo— 
hingegen 

3) nachmals und nad dem 1. Jenner 1812 alle, wenn glei vor dem 
1. Jenner 1310 geichloffenen Ehen, die nicht durch Eheverträge ihre Ehever— 
hältniſſe entweder jchon vorhin feitgejet hatten, oder inzwiichen fie noch feit- 
jegen, lediglich bei Auflöjung ſolcher Ehen nad) den neu eingeführten Regeln 
des Landrechts, mithin jo werden beurtheilt und auseinandergejegt werden, 
wie es bei jenen gejchehen muß, welche nach dem 1. Jenner 1810 ohne Ver: 
trag in die Ehe treten. Zum Behuf diefer Anordnung 

Rechtsbelehrungen: v. 27. Jan. 1810, R.B. Nr. 6 über die Fortdauer 
der bereits vereinbarten Einkindschaften; v. 2. Juni 1810. R.B. Nr, 
26, die Anwendung des L.R. anf ältere eheliche Güterverhältnisse btr.; 
v. 21. Juli 1810. R.B. Nr. 32 über die Rechtsverhältnisse Derer, die 
sich vor dem 1. Januar 1810 ohne Ehevertrag geehelicht haben; vom 
20. Nov. 1811, R.B. Nr, 53, die Wirkung der anf ältere Tandrechte 
rückweisenden Eheverträge btr.; v. 26. Febr. 1812. R.B. Nr. !0 über 
die in älteren Eheverträgen zeschehene Rückweisung ‚auf ältere Gesetze 
und Gewohnheiten; v. 2. Dez. 1312. R.B. Nr. 37, die vor dem 1. Jan, 
1810 errichteten Eheverträge btr. 


4) erklären Wir anmit die Verfügung des Satzes 1395 dieſes Land— 
rechts, daf während der Che feine Eheverträge neu gemacht oder geändert 
werden dürfen, injomweit in Abſicht der Ehen, die in dem obgedachten Falle 
find, für nachgefehen, als es zum Vollzug der im vorigen zweiten Abjat ge- 
meldeten Angabe der Regel oder Gemeinichaftsart, wornach die Ehe behandelt 
werden joll, nöthig it, ohne jedoch in andern Beziehungen dadurch Aenderung 
der vorhin eingegangenen Cheverträge damit zu erlauben. 


Als Frist zur nachträglichen Errichtung von Eheverträgen oder 
Abänderung der bestehenden wurde bestimmt: 

a. für die von Württemberg vermöge St.V. v. 1810, (R.B. 
Nr. 10) übernommenen Orte: die Zeit bis 1. Jan. 1814, und 
für die nach St.V. v. 28. Juni 1849 angefallenen Orte die Zeit 
bis zum 1. Juli 1847; vgl. V.O. v. 1. Juli 1812 (R.B. Nr. 20) 
u. prov. Ges. v. 31. Dez. 1846 (R.B. 1847 Nr. 1). 

b. für die Grafschaft Hohengeroldseek: 1. Jan. 1821: V.O. v. 
8. Juni 1820 (R.B. Nr. 10). 


XII. Bei dem VI. Tit. des III. Buches von Käufen kann die Klage 
wegen Verlegung über die Hälfte nad) dem 1. Juli d. J. gegen feinen, wenn 
auch vorher gejchloffenen Kauf anders als in der Art, wie fie das gegen: 
wärtige Landrecht bejtimmt, Statt finden. 

XIV. Bei dem Tit. XIV. des II. Buches von Bürgſchaften it 
nicht der Tag des verbürgten Hauptvertrags, fondern der Tag der leijtenden 
Bürgjchaft derjenige, welcher beftimmt, ob die Bürgichaft als vor oder nad 
dem 1. Juli 1809 geſchloſſen anzufchen, und jomit nad welchem Recht fie 
zu richten jei. 

XV, Bei dem Tit. XVII. des III. Buches von Unterpfands:= 
rehten erjtreden Wir den Termin, wo die neu vorgejchriebene Art der 


>60 Anhang A. I. Einführungs:Evikte. 


Verfchreibung und Bewahrung der Unterpfandsrechte ihren Aufang nehmen 
joll, bis auf den erjten Jenner 1810, bis wohin wegen Einrichtung ver 
Viandfchreibereien das Nöthige witd vollzogen fein, und find bis dahin alle 
Unterpfandsrechte, die nach bisheriger Art gültig beftellt find, auch ferner als 
gültig anzufehen. 


XVI Bon dem XIX. Tit. des III. Buches über Bergantungen 
wird die Kraft ebenfalls bis auf den 1. Jenner 1810 aufgeihoben, jo daß 
alle Gantprozeffe, die bis dahin ausbrechen, nod) lediglich nad) bisherigen 
Formen und Borzugsrechten erledigt werden jollen, damit inzwifchen erſt über 
diefe ganz neue Art ihrer Verhandlung die Richter felbft ſich ſattſam zurecht 
finden, und die Gläubiger, melde etwa bei der neuen VBorzugsordnung die 
vorige Sicherheit nicht mehr hätten, in Zeiten noch um eine, dem jetigen 
Landrecht gemäße Sicherheit fich bewerben können. 

XVII. Don dem Tag an, da diejes Geſetzbuch im Ganzen 
oder in ausgenommenen einzelnen Materien in Berbindlichkeit 
übergeht, ift damit im Ganzen, auch nachmals in ſolchen einzel: 
nen Materien, die gejegliche Kraft des römiſchen und fanonijchen 
Geſetzbuches, die Kraft aller Land- und Stadtrehte und aller 
Rechtsgewohnheiten, für bürgerlide Rechtsſachen aufgehoben, jo, 
daß ſolche darin durchaus nicht weiter zur Richtſchnur noch zur 
Grundlage von gerichtlihen Verhandlungen dienen, und nur 
jener Gebrauch von einigen derjelben noch Statt finden mag, 
den die Zujäße diejes Yandredhts 4b. und 6d. und e. bezeich— 
nen. Was jedodh die Wirfung der älteren Gejege über kirch— 
liche, peinliche oder polizeiche Verhältniſſe betrifft, jo bleibt dieſe 
hierdurch unberührt, und deren Kraft ohne Weiteres unvermine 
dert. Sodann 


Vgl. II. Einf.-Edikt $ 3. 


XVII. Unjere Conſtitutions-Edikte bleiben, auch io 
weit fie auf Gegenftände des bürgerlichen Rechts Bezug haben, 
in ihrer vollen unverminderten Kraft, nur daß die Art ihrer 
Anwendung in jenen bürgerlichen Beziehungen jo gejchehen muß, 
wie es dieje landrechtliche Gejekgebung geftattet, und nicht zum 
Nachtheil einer bejtimmt und durch jich allein enticheidenden 
Verfügung derjelben in Anwendung fommen fann, jowie aud 
jene in diefem Landrecht namentlich angezogenen älteren Landes— 
gejeße, als die Eheordnung und Eidesordnung, oder jene 
Partifulargejege, deren Verfügung im Wefentlichen in das Yand- 
recht übertragen ift, wie z. B. die Beiſtandſchafts-, Loſungs— 
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und VBortheilrehtsordnung, fernerhin, two fie nicht buchftäb- 
lich geändert find, in bürgerlicher Hinfiht, und noch mehr in 
Abficht ihrer weitern rechtpolizeilichen Fürſorge bei Kräften bleiben, 
und als Erläuterung des Gebrauchs der dießfallſig fürzern, im 
Landrecht ausgedrüdten Sätze dienen. 


1. Constitutions-Edikte. 


I. Kirchliche Staatsverfassung vom 14. Mai 1807 (R.B. 
Nr. 21) ist aufgehoben durch $ 17 des Gesetzes vom 9. Oktober 1860 
(R.B. Nr. 51) über die staatsrechtliche Stellung der Kirchen. 


II. Gemeinheiten, Körperschaften und Staatsanstalten, 
vom 14. Juli 1807 (R.B. Nr. 26) folgt (auszugsweise) unter Z. 2a. 


III. und IV. Standesherrlichkeit und Grundherrlichkeit, 
vom 22. Juli 1807 (R.B. Nr. 29 und 31) nebst den Edikten vom 283. 
April 1818 (RB. Nr. 9) und vom 16. April 1819 (R.B. Nr. 14) sind 
ersetzt durch spätere besondere Deklarationen, welche unter Z. 2b. u. c. 
auszugsweise folgen. 


V. Lehensverfassung vom 12. August 1807 (angekündigt R.B. 
Nr. 34) folgt (auszugsweise) unter Z. 2d. 


VI. Grundverfassung der verschiedenen Stände, vom 4, 
Juni 1808 (R.B. Nr. 18 u. 19) folgt (auszugsweise) unter Z. 2e. 


VI. Staatsdienst, vom 25. April 1809 (R.B. Nr. 17) ist er- 
setzt durch das Staatsdiener - Edikt vom 30. Januar 1819 (R.B. 
Nr. 4.) 


2) Die Eheordnung vom 415. Juli 1807 (R.B. Nr. 26) nebst 
L.R.S. 311a. ist aufgehoben durch $ 101 des Badischen Standes- 
beurkundungs-Gesetzes vom 21. Dezember 1869 (R.B. Nr. 40), 


3) Die Eidesordnung vom 24. Mai 1802 (R.B. 1803 Nr. 1). 
ist aufgehoben durch $& 11 des Badischen Eidesgesetzes vom 20. Dezem- 
ber 1848 (R.B. Nr. 81). 


4) Die Beistandsordnung 'vom 11. Juli 1804 (R.B. Nr. 9 und 
10) nebst den L.R.S. 515a,—k. ist aufgehoben durch das Gesetz vom 
28. August 1835 (R.B. Nr. 38). 


5) Die Losungsordnung vom 3. Mai 1808 (R.B. Nr. 16) nebst 
den L.R.S. 1701 aa.—be. ist aufgehoben durch das Gesetz vom 21. Juli 
1839 (R.B. Nr. 23). 


6) Die Vortheilsrechtsordnung vom 23. März 1808 (R.B- 
Nr. 11) als Ergänzung der L.R.S. 827 c.—.g. folgt unter Z,3b. 
Civilrecht. 36 
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7) Weiter ist hier noch aufzuführen das Edikt vom 15. September 
1807 (R.B. 1807 Nr. 35 uud 1808 Nr. 10) über Vermögensüber- 
gaben und Verpfründungen als Ergänzung der LR.S. 1100 aa.— 
eg. und 1983a—n., welches unter Z, 3a. folgt. 


Hieran gejchieht Unjer Wille. Gegeben Karlsruhe den 
3. Februar 1809. 


Karl Friedrid. 


vdt. Freiherr v. Gemmingen. 


b) Zweites Einführungs-Edikt 


vom 22. Dezember 1809, 


Wir Carl Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von 
Baden, Herzog zu Zähringen ꝛc. 


Dur Unjere Verordnung vom 22. Juni d. J. (R.B. Nr. 26) haben 
Wir den Zeitpunkt, von weldem an der Code Napoleon in Unjerm Groß: 
herzogthum verbindliche Kraft erhalten joll, auf den 1. Jenner 1810 beftimmt ; 
auch halten Wir es fir eine Unferer erjten Regentenpflichten, Unſern Unter: 
thanen diejenige Wohlthat nicht länger zu entziehen, die ihnen durd die alls 
gemein verbindliche Einführung eines Gejegbuches zugehen wird, das unter 
‚allen bisher erjchienenen dem Ziel der Vollfommenheit am nächſten gefommen 
ift, das durch die Kürze, Klarheit und Beſtimmtheit feiner Ausſprüche der 
Serechtigkeitspflege in allen ihren Theilen einen leichtern, feſtern und jchnellern 
Gang gewährt, und bereit3 die Zuftimmung des gebildeten Theiles aller 
Nationen ſich erworben hat. Um fo ernftlider muß daher Unſer Bejtreben 
fein, Alles zu befeitigen, mas wenigſtens für den erften Augenblid der Ein: 
führung des Core Napolcon als Landrecht für Unjer Großherzogthum hinder— 
lih fein könnte. Da Uns nun als ſolche Hinderung vorzüglich die Annahme 
‚einiger Unjern Landen bisher fremd geweſenen und noch nicht gehörig zur 
‚Einführung vorbereiteten Staatseinrihtungen jowohl von Unfern Geridhts- 
höfen als adminiftrativen Stellen bemerflih gemadt worden ift, diele or: 
‚ganischen Einrichtungen aber, wenn gleich mit dem Syftem der franzöfiichen 
«Gerichtsverfaffung auf's Innigſte verbunden, gleihwohl von der Beftimmung 
der bürgerlihen Berhältniffe durchaus unabhängig find, und ohne ſchwere, in 
den dermaligen Zeiten weder Unjerm Nerario noch Unjern dur den Krieg 
jo hart mitgenommenen Communen aufzubürdende Koften noch nicht in volle 
Wirkſamkeit gefegt werden können; jo haben Wir Uns, um das MWejentliche 
der Sache ſelbſt nicht länger aufzuhalten, vielmehr mit der wirflicden Ein: 








Anhang A. 1. Einführunge-Edikte. 563 


führung des Code Napoleon den mitverbündeten Staaten voranzugeben, ent: 
ichlofien, die Gejegkraft dieſes Code für Alles, mas die bürgerlichen Rechts— 
verhältniſſe betrifft, unverlängt eintreten, zur Zeit aber noch und bis zu 
vollendeten präparatorifchen Anordnungen dasjenige, was veränderte Staats: 
einrichtungen vorausfegt, in suspenso zu lafjen, 


Wir verordnen demnach Folgendes: 


1) Vom 1. Jenner 1810 an wird die für Unſer Groß— 
herzogthum als Landrecht verfündete officielle Ueberjegung des 
Gode Napoleon unter den hier nachfolgenden Beltimmungen als 
allgemein verbindliches Civilgeſetzbuch erklärt. 

Spätere Einführungstermine; 

a. in den von Württemberg laut St.V.v.1810 (R.B. Nr. 10) an- 
gefallenen Orten: 1. Jan. 1812, wenn sie zum Seekreis geschla- 
gen wurden; 1. Juli 1812, in den 1843 übernommenen Orten: 
28. Febr. 1846. Vgl. Bekanntmach. v. 30. März 1811. R.B. 


Nr. 10; v. 1. Juli 1812. R.B. Nr. 20; v. 28. Febr. 1846. R.B. 
Nr. 12; 


b. in der Grafschaft Hohengeroldseck: 1. Jan. 1821. Vgl. V.O. 
v. 8. Juni 1820. R.B. Nr. 10. 


Wegen der Entscheidungsquellen für Kürnbach (Condominat 
zw. Baden u. Hessen) s. d, Uebereinkunft v. 21. Dec. 1835. (R.B. 1836 
Nr. 1) nebst Bekanntmachung vom 9. Januar 1372 (R.B. Nr. 13.) 


2) &3 bleibt bei den Anordnungen Unjeres, jener Ueber— 
jegung vorgedrudten Edikts vom 3. Februar d. J., jo weit fie 
durch das nachjjtehende, und durch Unſer Organijationsedift vom 
26. November 1809 nicht modificirt find. Die in jenem Edikt 
auf den 1. Juli d. J. gejeßten Friſten fallen nun auf den 
1. Jenner 1810. Die andern Friſten bleiben unverändert. 


Das Organisationsedikt vom 26. November 1809 (R.B. Nr. 51) ist 
vielfach geändert, insbesondere auch durch $ 81 des Rechtspolizeigesetzes 
vom 28. Mai 1864 (R.B. Nr. 21). 


3) Da für alle diejenigen Fälle, über die der Code Na- 
poleon disponirt, die gejegliche Kraft des römischen und kanoni— 
ichen Gejeßbuchs, der Land- und Stadtrechte, auch aller Rechts— 
gewohnheiten für aufgehoben zu achten it, jo veriteht es ſich 
nicht nur von jelbjt, daß die bisherige ſubſidiariſche Rechtskraft 
des römischen Rechts bloß noch in joldhen Fällen, wo der Gode 
Napoleon weder durch ausdrüdlihen Ausjpruch noch durch den 

36% 
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Grund und Geift jeiner Gejege, noch durd richtige logiſche Ana= 
logie entjcheidet, bejtehen bleibe, jondern Wir verordnnen nod) aus— 
drüdlid, dap die andern gemeinen Rechte und die vielen, in den 
zujammengejeßten Theilen Unferer großherzoglichen Lande be= 
ſtandenen Landrechte auch nicht einmal als Gewohnheitsrecht, 
welches Wir überhaupt hiermit allgemein aufheben, geltend ge— 
macht werden ſollen. 
Vgl. I. Einf.-Edikt XVIL, L.R.S. 4b u. 6 d—f. 


* 4) Für einftweilen noch fujpendirt erflären Wir die Beftellung der 
Kronanmälte. 


Abgeändert durch $ 42 des Badischen Gerichtsverfassungsgesetzes 
v. 19. Mai 1864 (RB. Nr. 18) und $ 25 des Rechtspolizeigesetzes. 
Vgl. Reichs-Gerichtsverfassungsgesetz $ 142. 


+ 5) An die Stelle des Familienraths treten, da Wir die in Unfern 
Landen bisher bejtandene Pflegſchaftsordnung noch nicht aufzuheben gedenfen, 
in den Fällen des Art. 160. 174. 175. die Pfleger, in den Fällen des Art, 
361. 457. 458. 461—468. 483. und 2143. die Nr. 19 bemerften Ber: 
jonen; in dem Falle des Art. 2144. die den Ehefrauen zu beftellenden Bet: 
ftände; in dem Falle des Art. 454 und 455 die Amtsreviſorate: endlich in 
den Fällen der Art, 395. 457. 458. 478 und 483, die vorgejegten polizei- 
lihen Obrigteiten. 

Die Anordnung des Waifenrichteramts ift in allen jenen Theilen Un: 
jerer Yande, wo fie noch nicht exiftiren follte, ohne Aufenthalt einzuführen. 

Aufgehoben durch $ 81 des Rechtspolizeigesetzes vom 28. Mai 
1864 (R.B. Nr. 21). 


7 6) Ws Beamte des bürgerlichen Standes zur Führung der Standes: 
bücher werden die Bfarrer ſämmtlicher chriftlihen Confeffionen im ihren 
Sprengeln, ſowie bei den Juden die Nabbinen hiermit ernannt; und mird ſich 
hiermit in Anſehung der von ihnen zu führenden Kirchenbücher ſowohl als 
der von den Raths- und Gerichtöfchreibereien zu haltenden Bürgerbücer auf 
die ald Beilage des gegenwärtigen Edikts erjcheinende befondere Inſtruktion 
berufen. 


Aufgehoben durch $ 101 des Badischen Standesbeurkundungsge setzes 
vom 21. Dezbr. 1869 (R.B. Nr. 40). 


7) ALS Staatöjchreiber erflären Wir Unſere Amtöreviforen. Ihnen 
und den dermalen beftehenden Stadt: und Nathsjchreibern, auch Amtslom: 
miffarien, jo wie fie bisher dazu berechtigt waren, ftehen die Staatsjchreiberei- 
rechte und die den Staatöjchreibern nad) dem Code Napoleon zugemwiejenen 
Geihäfte zu. Die Scribenten und Theilungstommilfarien fünnen nur im 
Namen und aus Auftrag ihrer Brinzipalen Staatsichreibereigejchäfte verrichten. 

Ausnahmsmweiie verbleiben den jegt beftehenden Notarien, jofern fie nicht 
in Unfern oder Unferer Standesherren und Grumdberren, auch ftädtijchen 
Dienften ftehen, diejenigen Geſchäfte, die ihnen bisher nad) der im Regierung: 
blatt Nr. 30 von 1806 publizirten Notariatsordnung zu bejorgen zuge 
ftanden haben. 
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Die Reviforatsinftruftion, welche demnächſt herauskommen wird, enthält 
die näheren Vorjchriften über alle diefe Gefchäfte, ſowie über jene der 
Staatsjchreiber. 

Aufgehoben durch $ 81 des Rechtspolizeigesetzes vom 28, Mai 
1864 (R.B. Nr. 21). 


Die L.V.O. v. 25. Nov. 1841 (R.B. Nr. 38) über die Besorgung der 
rechtspolizeil. Geschäfte u. die Dienstverhältnisse der Theilungskommissire 
u. die Instruktion hiezu v. 4. Jan. 1842 (R.B. Nr. 1) sind ebenfalls auf- 
gehoben, u. durch Tit. II. des Rechtspolizeigesetzes sowie durch die Ge- 
schäftsordnung für die Notare ersetzt. 


+ 8) Die Traufcheine werden in bisheriger Art von den Memtern und 
rüdfihtlih der Militärperfonen von der Militärbehörde ausgefertigt. Die 
Stellen, weldhe fie ertheilen, haben zuvor über alle Staatöhindernijje, die 
durd) Befragung der nächſten Verwandten und Pfleger zu erforichen find, 
oder ihnen jonjt bekannt werden, Erkundigungen einzuziehen, und fich zu über: 
zeugen, daß deren Feine vorhanden oder diejelben bejeitigt jeien. Staats 
hinderniß ift eim jedes, wegen deffen Dafein der Kronanwalt zur Anfechtung 
einer Che oder zu Antragung auf Strafe aufgefordert wird, Art. 175 a., 
184, 139 a., 228 a, 298 a. Darunter gehört auch der Mangel eines 
Heimathsortes im Lande für verlobte Yandesunterthanen. 


Die Aufgebote gejchehen durch die fompetenten Pfarreien. Die Pfarrer 
werden durch die Traufcheine dazu legitimirt. Sie verrichten die Trauung. 

Die Einſprachen gegen eheliche Verbindungen ſind, nach der Wahl des 
Einſprechenden, bei einer der Stellen, welche die Trauſcheine ertheilt haben, 
oder auch bei der Beamtung anzubringen, wohin der künftige Wohnort der 
Verlobten gehört. Die Stelle, wo die Einſprache geſchieht, benachrichtigt ſo— 
gleich diejenigen Pfarreien, die zur Verrichtung der Trauung befugt ſind, 
davon, und bejorgt ihre Erledigung im polizeilichen Wege. Die Berufungen 
von ihren Entichließungen gehen an die Kreisdireftorien. Die Ortöpfarrer 
jollen, wenn jie durch das einichlägige Amt oder von einer Parthie von ge— 
machten Einſprachen gegen eine Che benachrichtigt werden, die Trauung 
nicht cher verrichten, als bis die Erledigung hiervon durd das Amt bekannt 
gemacht wird, jonft verfallen fie im die im Artikel 68 geordnete Strafe, nebit 
Zeiftung der Entjehädigung. 

Aufgehoben durch $ 101 des Badischen Standesbeurkundungsgesetzes 
vom 21. Dezbr. 1869 (RB. Nr. 40). . 


79 Zu Sag 99 bis zu 101. Die Berichtigung der bürgerlichen 
Standesicheine gefhicht von den Beamten im polizeilichen Wege auf Anfuchen 
der Betheiligten. Sie wird der einichlagenden Behörde zur Einſchreibung in 
die Bücher mitgetheilt. Nur Rechtsſtreitigkeiten über bürgerlihen Stand ges 
hören vor die Werichte, 

Aufgehoben durch $ 81 des Rochtepolizeigsetzes v. 1864. 


7 10) Zu Bud 1. Tit. 4. Die Obrigkeit jegt den vermißten Ab- 
wejenden, die feine bevollmädtigte Gefchäftsführer haben, und im all des 
Art. 142 aud ihren minderjährigen Kindern von Amtswegen Bileger. Die 
Bileger der Abweſenden werden auf ähnliche Art, wie die Pfleger der Minvder- 
jährigen, beftellt und verpflichtet, und haben mit ihnen diejelben Obliegen— 
heiten. Das Verfahren der Berjchollenheitserklärung ift polizeilich, nicht ges 
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richtlich. Die Obrigkeit jelbit jorgt für die gefegmäßige Bekanntmachung ihrer 
fih darauf beziehenden Entihließungen. Die Berufungen von derjelben ge— 
langen an die ihr unmittelbar vorgejegte Adminiftrativbehörde. Die Inven— 
tarien über das Vermögen der Berihollenen werden auf die bisher übliche 
Art beiorgt. 


Aufgehoben durch $ 81 des Rechtspolizeigesetzes v. 1864. 


* 11) Zu Buch 1. Tit. 6. In Ehejtreitigfeiten findet, wie bisher, blos 
mündliches Verfahren ftatt, nad Art des Beſchuldigungsprozeſſes in Unter: 
ſuch ungsſachen. Die Verhandlungen werden bei den Obrigfeiten gepflogen, 
welchen die Gerichtöbarfeit in erjter Inſtanz in Perfonalfachen der Betheiligten 
zufteht, die Endverfügungen aber, wern es auf Scheidung oder Nichtigfeits- 
erklärung einer Ehe ankommt, werden von den Hofgerichten und Juftizkanzleien 
erlaffen. Die Berufungen gehen an das Oberhofgericht. 

Aufgehoben durch die Bad. Civ.Pr.Ord. 


Vgl. jetzt R.Civ.Pr.Ord. $$ 568— 592, 


+ 12) Zu Sa 275 bis 294. Das ganze bier bejchriebene Verfahren 
bei — Eheſcheidung auf wechſelſeitige Einwilligung mit Ausnahme der Fällung 
des Urtheils, wird von dem Beamten unter Zuzug ſeines Actuars geleitet. 
Die Gegenwart und Beiwirkung von Staatsſchreibern unterbleibt bier, ſowie 
bei allen vor Amt vorgehenden prozefjualiichen Verhandlungen. Die Stelle 
des Kronanwalts vertritt der Referent im Hofgericht, in der Juſtizkanzlei 
und im uftizminifterum rückſichtlich der Anordnungen der Art. 288, 
259 und 248. 


* 15) Zu Bud 1. Tit, 8. Die Beltätigung der Annahme an Kindes 
ftatt aeichieht nicht durch gerichtliches, jondern durch polizeilihes Verfahren. 
Die Obrigkeit prüft von Amtswegen die Erforderniffe und faßt ihre Ent— 
ſchließungen. Die Berufungen gehen an die unmittelbar höhere Adminiftra= 
tivſtelle. 


+ 14) Zu Bud 1. Tit. 9. In den Fällen des Art. 377 und 382, 
von der elterlichen Gemalt, findet nur polizeiliches, nicht gerichtliches Verfahren 
ftatt. Die Berufung geht an die höhere Adminiftrativftelle, 


15) Zu Buch 1. Tit. 10. Die Betreibung der Bevormundungen in 
den dazu geeigneten Fällen liegt den nächjten Verwandten, Urtsvorftehern, 
Waifenrichtern, Amtsreviforen und ihren Theilungsfommiffarien ob, Nach 
Erhebung des Gutachtens der nächjten Verwandten beftellt, bejtätigt, ver= 
pflichtet, entläßt die ordentliche Ibrigfeit die Vormünder, wobei ihr freiftcht, 
auch die Ortsvorſteher und Waijenrichter zu Rath zu ziehen. Jeder durch 
das Geſetz oder durch elterliche Verordnung berufene Bormund, mit Ausnahme 
des Vaters, bedarf der obrigkeitlihen Beltätigung. Erſt wenn dieje erfolgt 
ift, verbinden jeine Handlungen den Pilegling. Lie kann jedoch bei geieg- 
lihen oder elterlih verordnneten Vormundſchaften ohne geſetzlich begründete 
Urjachen nie verweigert werden. Jeder Vormund mit Ausnahme der Eltern 
und Ascendenten, ift obrigkeitlich zu verpflichten. 


7 16) Zu Art. 305 und 478. Die Obrigkeit, die in diefen Füllen, 
ſtatt des Familienraths, entjcheidet, hat zuvor die Nr. 19 bemerkten Per— 
fonen mit ihrem Gutachten zu hören. 


+ 17) Zu Art. 420 bis 426. Die Ernennung von Gegenvormündern 
unterbleibt zur Zeit noch. Nur der Mutter und Großmutter muß ein vor 
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mundſchaftlicher Beiftand zu ihrer Berathung und Unterftügung beigegeben 
werden. 


Derjelbe ift nothwendig in allen denjenigen Fällen beizuzichen, in welchen 
eine Weibsperfon in ihren eigenen Angelegenheiten nicht ohne Beiftand handeln 
fan. Wo der Vortheil des Wormunds gegen jenen des Minderjährigen an— 
ftößt, wird von der ordentlichen Obrigkeit ein bejonderer Pfleger zur Ber: 
tretung des Pfleglings beitellt. Bei mütterlichen Vormundſchaften vertritt 
diefe Stelle der vormundjchaftliche Beiltand, der alsdann mit dem eigenen 
ordentlichen Beiltand der Mutter nicht der Nämliche fein darf. 


7 18) Zu Sag 454 und 455. Die hier bemerkten Beitimmungen follen 
gleich nad) gefchloffener Inventur und Abtheilung nad Vernehmung der dabei 
von Amtswegen oder zur Wahrung des Nugens des Bevormundeten zugegen 
geweienen Perfonen durch das Amtsreviſorat geichehen. 


+ 19) Zu Sat 457, 458 und 483. Ueber Peräußerungen und Ver— 
pfändungen liegender Güter der Minderjährigen und über Geldaufnahme be- 
fchließt die ordentliche Obrigkeit, nachdem fie 


a) bei Perſonen. die zu einer bejtimmten Gemeinde gehören, den 
Normund, den Ortsvorsteher oder einen Waijenrichter, und die im 
Orte wohnenden nächſten Verwandten, 


bei Perfonen, die zu feiner beitimmten Gemeinde gehören, den 
Pfleger und zwei im obrigkeitlichen Bezirfe wohnhafte volljährige 
nahe Blutsfreunde des Curanden. oder wenn deren darin feine 
wohnhaft jind, zwei zu ihrer Vertretung zu ernennende dazu ge: 
eignete Einwohner des obrigkeitlihen Amtsbezirfs vernommen hat. 


b 


— 


7 20) Zu Sat 461 bis 467. Die obrigkeitliche Prüfung und Bes 
ftätigung ift nur im Falle des Art. 467 nöthig, jedod ohne ein Gutachten 
dreier Rechtögelehrten zu erheben. 


7 21) Zu Sag 469 bis 475. Die Rechnungen der Vormünder find 
bei Pileglingen, welde fünfhundert Gulden und darüber im Vermögen haben, 
alle ein bis zwei Jahre, bei folhen, die weniger befigen, alle drei bis vier 
Jahre zu ftellen, und von den Amtsrevijoraten einzufordern und abzuhören; 
dieje find dafür bei regrefjoriiher Haftung für den Schaden verantwortlich. 


122) Zu Bud 1. Tit 11. Sat 489 bis 512. Die nächſten Verwandten, 
Ortövorfteher, Waifenrichter, Nerzte, Amtsrevijoren und ihre Theilungs- 
tommiffarien find verpflichtet, über den Zuftand ſolcher Perſonen, die fie für 
geeignet zur Entmündigung erachten, bei der ordentlichen polizeilichen Obrig— 
feit die Anzeige zu machen. Dieje prüft die Angabe theils durch Gelbit- 
einficht, theils durch Erhebung des Gutachtens des Bezirksarztes und anderer 
von ihr zu wählenden Sachverſtändigen, und faßt hiernad die Entichliehung, 
die zu den obrigteitlihen Akten kommt. Jeder Betheiligte kann Abjchrift 
davon verlangen. Die Berufung geht an die höhere Adminiftrativjtelle. Die 
Lormundichaftsbeftellung geichieht wie bei Minderjährigen, 


7 25) Zu Sa 513 bis 515. Die Ortsvorſteher haben die befondere 
Verpflichtung, bei Wahrnahme außerordentlier Verſchwendung eines Unter: 
gebenen zeitige Anzeige bei der Obrigkeit zu machen, damit dieje die nöthigen 
Correctionsmittel anwende. Die Mundtodtmahung geichieht von den Kreis- 


— “nr sr... 


568 Anhang A. 1. Eiuführungs-Edikte. 


direftorien im polizeilichen Wege der Erörterung, von Amtswegen oder auf 
Anjuhen der Intereſſenten. 


Z. 12—23 sind aufgehoben durch $ 81 des Rechtspolizeigesetzes 
vom 28. Mai 1864 (R.B. Nr. 21). 


24) Der Zuſatz 1360 b. ceifirt. 


25) Zu Buch 3. Jeder, der ein liegendes Eigenthum aus 
irgend einem Rechtstitel erwirbt, iſt jchuldig, feinen Erwerb in 
das Grundbuch eintragen zu laſſen. Ehe diefes gejchehen ift, kann 
er in Gerichten jein Eigenthum nicht geltend machen, auch feine 
Prandverichreibung darauf geben, muß vielmehr alle darauf in 
der Zwiſchenzeit zwifchen feiner Erwerbung und der Einjchreibung 
von dem vorigen Eigenthümer nachkommenden Pfandverjchreibungen 
gegen ſich gelten laſſen. 

Vgl. L.R.S. 577cb, 989, 939 a, 1002a, 1583 a, 2127 a, 2181a. 


Verordnung vom 23. November 1841 (R.B. Nr. 39) über Eintrag 
des Eigenthumserwerbs dos Staats oder einer Staatsanstalt. 


Güter von den Stadträthen und Dorfgerichten, vüdfichtlich der zu 
feiner Ortsgemarfung gehörigen Güter aber von den Amtsrevi= 
joraten gehalten. Die Einjchreibungen gejchehen durd) Raths— 
oder Gerichtsjchreiber, Amtsreviforen oder ihre Subalternen. Ueber 
die diejen Büchern zu gebende Einrihtung wird demnädjt eine 
Inſtruktion nachfolgen. 


(Gemeindeordnung $ 53. Gesetz vom 24. Juni 1874 (G.B. Nr. 27) 
über Führung der Grund- und Pfandbücher in Städten. 


Landesherrl. Verordnung vom 13. Januar 1831 (R.B. Nr, 2) über 
Führung der Grund- und Pfandbücher für gemarkungsfreie Liegen- 
schaften. 


Anleitung zur Führung der Grund- und Pfandbücher vom 23. April 
1868 (R.B. Nr. 43). 


Landesherrl. VO. vom 26. Mai 1857 (R.B. Nr. 21) über Einrich- 
tung der Lagerbücher. 


x 26) Zu Buch 3. Tit. 18. Die Pfandbücher werden von den 
nämlichen Stellen wie die Grundbücher gehalten; die Pfand— 
jchreibereien find aljo, rückſichtlich markſäſſiger Liegenjchaften die 
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Stadträte und Dorſgerichte, rüdjichtlih der zu feiner Ortsge— 
marfung gehörigen Liegenjcdhaften aber die Amtsrevijorate. 


Gemeindeordnung $ 53; Gesetz vom 24. Juni 1874 (G.B. Nr. 27) 
über Führung der Grund- und Pfandbücher in Städten, und Landesh.V.O, 
vom 13. Januar 1831 (R.B. Nr. 2) über Führung der Grund- und Pfand- 
bücher für gemarkungsfreie Liegenschaften. 


Ueber die den Pfandbüchern zu gebende Einrichtung wird 


demnädjt eine Inſtruktion nachfolgen. 
Anleitung zur Führung der Grund- und Pfandbücher vom 23. April 
1868 (R.B. Nr. 43), 


T Richterliche Unterpfänder finden nach der beftehenden, hiermit auf 
Unfere gefammte Großherzoglihen Lande ausgedehnt werdenden Erecutions- 
ordnung nicht Statt. 

Absatz 3 ist zurükgenommen und L.R.S. 2123 für rechtsverbind- 
lich erklärt durch VO. v. 8. Mai 1811 (R.B. Nr. 13), von dem Justiz- 
ministerium auf besonderen höchsten Befehl erlassen. 

Kein Unterpfands= oder Vorzugsreht an Immobilien gilt 
ohne die Einjchreibung in die Hypothefenbücher; ift dieje geichehen, 
und bei bedungenen Unterpfändern nod dazu die Unterpfands= 
verjchreibung fürmlich ausgefertigt, jo entjcheidet lediglich das Alter 
der Einjchreibung. 

Vgl. L.R.S. 2106—2113, 2127, 2127 a, 2134— 2139, 2146—2153. 
Erläuternde Rechtsbelehrung vom 28. Dezember 1811 (R.B. 1812 Nr. 2). 


Gejegliche Unterpfänder werden auf Verlangen der Bethei— 
ligten oder ihrer Vertreter nach gejchehener Beicheinigung ihres 
Rectstitels in die Pfandbücher eingetragen. 

Die Pfandjchreibereien find für die Eintragung nur dann 
verantwortlich, wenn fie auf gejeßlihe Art unter Darlegung der 
nöthigen Bejcheinigung verlangt worden iſt. 

Vgl. L.R.S. 2153. 

x Coll ein bedungenes Unterpfand einer Liegenſchaft gegeben 
werden, jo erjcheinen die Betheiligten oder ihre Gewalthaber mit 
den nöthigen Urkunden vor der Pfandjchreiberei. Dieje unterfucht, 
ob das zu gebende Unterpfand des Schuldners Eigenthum, und 
ob es mit frühern eingejchriebenen oder einzujchreibenden Pfand» 
rechten belaftet jei. Sie läht es ordnungsmäßig ſchätzen und 
trägt jodann, wenn feine Anſtände obwalten, jämmtliche im 
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Artifel 2148 von Nr. 1—5 erwähnte Verhältnifie ins Pfandbuch 
ein, wobei noch) weiter der gejchäßte Werth des Unterpfandes und 
wie weit es mit eingejchriebenen Pfandrechten bereits belajtet jei, 
zu bemerfen ift. Hierauf liefert die Prandjchreiberei, wenn die 
Unterpfandsbuche aus, welcher in urfundlicher Abſchrift das Ein— 
getragene enthält, und auf die Vorweiſung diejes Auszuges fertigt 
das Amtsreviforat *) nad) zuvor eingezogener Erfundigung, ob es 
an den rechtlichen Erfordernifien zur Unterpfandseinjegung rück— 
jichtlich der Perjonen des Gläubigers und Schuldners und der 
zu verpfändenden Güter nicht mangle, die Unterpfandsverjchreibung 
in gejeglicher Form aus. Die Einjchreibung in die Pfandbücher 
muß aljo immer der fürmlichen Ausfertigung der Pfandurkunde 
vorangehen. Die im Art. 2127 angeordnete Zuziehung von zwei 
Staatsjchreibern oder einem Staatsichreiber und zwei Zeugen 
unterbleibt. 

* Amtsgericht (Gerichtsnotar), Rechtspolizeigesetz $2 Z. 8 u. $85. 


Die Prandjchreibereien haften für den Schaden in den Fällen 
des Art. 2197 und wenn die als Unterpfand verjchriebenen Güter 
nicht ordnungsmäßig gejchäßt worden jind; die Amtsrevijorate aber 
haften für den Schaden, wenn fie Unterpfandsverichreibungen aus= 
gefertigt Haben, zu deren Gültigkeit die rechtlichen Erforderniffe 
mangeln. 

” 27) Zu Art. 2198. Die Aemter jollen bei Ausfertigung der Trau— 
fcheine und bei Beitellung der Vormünder die Parteien auffordern, fich zu 


Einschreibung der Pfandrechte zu melden, auch bei Vormundichaften ftatt des 
Gegenvormundes diefe Einjchreibung fürmlich verlangen. 


Ersetzt durch $ 20 des Rechtspolizeigesetzes vom 28. Mai 1864 
(R.B. Nr. 21). 


28) Zu Art. 2143--2145. Auf das Geſuch eines Vormundes um 
Beſchränkung des Unterpfandsrechts jeines Curanden und auf Geſuch eines 
Chemanns um Beichräntung des Unterpfandsrechts jeiner Frau, bejchlieft die 
ordentliche Obrigkeit im polizeilichen Wege. Sie haftet regrefforiih für den 
Schaden, der dur allzugroße Beſchränkung des Unterpfandsrechts den Be- 
theiligten erwächst, falls fie gegen ihren und ihrer Vertreter Willen geſchieht. 


Aufgehoben durch $ 81 des Rechtspolizeigesetzes von 1864. 
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29) Zu Sat 2148. Bei gejeglichen Unterpfändern ift die 
Ausfertigung einer Pfandurkunde unnöthig. ES bedarf aljo hier 
nur der Gintragung ins Hypothekenbuch. 

Vgl. L.R.S. 2158, 


7 30) Zu Sag 2194. Die bier bemerkte Verfündung muß rückſichtlich 
der veräußerten Güter des Chemanns an die Frau und ihren dazu zu bes 
ftellenden Beiftand, rüdjichtlih der Güter des Vormunds aber, wenn die 
Guranden zu einer Gemeinde gehören, an den Ortsvorſtand, und wenn fie zu 
feiner Gemeinde gehören, an die unter Nr. I9 bemerkten Berjonen geſchehen. 


Aufgehoben durch $ 81 des Rechtspolizeigesetzes von 1864. 


Hieran geichieht Unjer Wille. Gegeben Starlsruhe, den 
22, Dezember 1809. 


Carl Friedrid). 
Carl, Grbgroßherzog. 


vdt. Freiherr v. Reizenitein. 


2) Conftitutions-Fdikte, 


a) Zweites Gonjtitutions-Gdikt 


über Gemeinheiten, Körperſchaften und Staats: 
Anjtalten, 


vom 14. Juli 1807, (R. B. Nr. 26.) 


Wir Karl Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von 
Baden, Herzog von Zähringen x. ꝛc. 

sn Berfolg jener Abficht, die Wir in der früheren Con— 
ftitutionssllrfunde über das Werhältnig des Staats zur Kirche 
geäußert haben, finden Wir nun nöthig, in gegempärtiger Urs 
funde über die Verfaſſung der Gemeinden, Körperſchaften 
und Staat3-Anjtalten in unjerem Staate jene Grundregeln 
anmit zu erklären, worauf deren Nechtsjtand beruhen, und woraus 
alle weitere Organijation und Gejeßgebung für diejelben aus: 
gehen joll. 

(1—8 handeln von Gemeinden und sind jetzt ersetzt durch die 
Gemeindeordnung und die Städteordnung.) 


9) Wenn mehrere Staatsbürger unter einer leitenden Ge: 
jelljchaftsgewalt fich verbinden, um damit die Erreihung eines 
Lebenszwecks und den Genuß der davon abquellenden Wortheile 
zu fichern, und wenn dabei für fteten Nachwuchs neuer Glieder 
jtatt der Abgehenden gejorgt wird, jo entjtcht damit eine ewige 
Geſellſchaft; iſt nun der Zweck einer ſolchen Geſellſchaft zugleid 
ein Theil des Staatszwecks, und in dieſer Hinſicht einer beſonderen 
Staatseinwirkung empfänglich und bedürftig, iſt alſo dieſe Geſell— 
ſchaft eine ewige Staatsgeſellſchaft, ſo bedarf ſie eben wegen 
dieſer ihrer engen Verbindung mit dem Staatszweck einer eigenen 
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landesherrlihen Bejtätigung und fejtbejtimmten Beiwirkung; ohne 
dieje ift Jie ein ftrafbares Unternehmen. Durch dieſe erjt erlangt 
fie daS Recht der Untheilbarfeit (nämlich, daß einzelne Glieder 
auf die Aufhebung der Vereinigung und die Theilung des Ge= | 
meinvermögens nicht dringen fünnen) und der Sicherheit gegen 
geänderte fünftige Anfichten der einzelnen Glieder, jodann das 
Recht der Perjönlichfeit, nämlich die Befähigung der Gejell- 
ihaft im Ganzen zu allen Rechten und PBortheilen, welche ein 
einzelner Menſch al3 Staatsbürger zu genießen hat, und den 
Staatsſchutz, mit allen feinen Rechtswirkungen. Das zehnjährige 
Dajein einer jolhen Staatsgejellichaft, wenn es von der Staats— 
obrigteit gefannt und geduldet wurde, gilt für eine ſtillſchweigende 
Beltätigung. Jede auf eine oder die andere Art beftätigte ewige 
Staatsgejellihaft it eine Körperſchaft; fie hat als Verein im 
Ganzen alle jene Rechte und Pflichten, welche ein einzelner 
Staatsbürger in diejer ftaatsbürgerlichen Eigenjchaft hat, jo weit 
nicht die Vereinsbeftätigung fie von einem oder anderem aus— 
ihließt; fie hat aber au darin feine Vorzüge, als die ihr ein 
Gnadenbrief namentlich zugelegt; fie hat jedes Recht der Ge— 
meinden, jo weit diejes nicht auf den Beſitz einer Markung ges 
twurzelt iſt; ſie bleibt ftetS dem landesherrlihen Auflöfungs= und 
Umgeſtaltungsrecht unterworfen, für jene Fälle, wo ihr Zweck 
durch Ausartung oder Veränderung der Umſtände mit dem Staats— 
zweck im Gegenſtoß verfällt. Im Auflöſungsfall wird das Ein— 
bringen der lebenden Mitglieder zu einem ihnen rückfälligen Eigen— 
thum, ſo weit es nicht als Erkauf einer Lebſucht zugleich an— 
geſehen werden müßte, und dieſe Lebſucht durch Penſionirung, 
oder auf andere Art fortgereicht würde, in welchem Falle es dem— 
jenigen zufällt, welcher dieſe leiſtet; das Stiftungsgut (wo— 
runter Alles einzubegreifen iſt, was von einzelnen Eigenthümern 
zur Beförderung des Zwecks der Körperſchaft eigens gewidmet 
worden, und deſſen Widmung noch bekannt und erweislich iſt) 
muß zu anderen fortdauernden Zwecken, die den vorigen am 
nächſten ſind, verwendet werden; das Errungenſchaftsgut aber, 
nämlich jenes, was theils durch Einbringen verſtorbener Geſell— 
ſchaftsglieder, theils ſonſt auf jede andere gemeine Erwerbsweiſe 
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erworben, oder vorgejpart worden, wird zu herrenlojem Gut. 
Wer die leitenden Gewalthaber zu jeßen habe, welche Befugniſſe der Lei— 
tung diejen zuſtehen, wie weit jolche für ſich allein, oder mit Beiwirkung 
aller, oder einzelner Hörperichaftsgenofien zu handeln haben, welche 
Zwangsbefugniſſe diejen für ihre Anordnungen allenfalls zuftehen, oder 
ob jie lediglich durch Anrufung obrigfeitliher Hülfe handeln 
müſſen, endlich wie weit ihre Schlüffe einer ausdrüdlichen ober= 
Herrlihen Genehmigung bedürfen: diejes müſſen die Grundgejege 
jeder Körperſchaft bejtimmen, was darinnen nicht bejtimmt iſt, 
darüber ordnet die Oberpolizei nach Ermeflen. In jedem Falfe 
bleibt für alle Schlüfje oder Ordnungen einer Körperjchaft, in jo 
weit fie auf den Staatszived Bezug haben, der Oberpolizeibehörde 
das Recht der Minderung oder Mehrung, das jedoch die Privat- 
rechte der Gejellichaftsglieder nicht antaften, jondern gebührend 
erhalten und jchirmen muß. 

Kirchengesetz vom ®. Oktober 1860 (R.B, Nr. 51); Landesherrl. 
Versrdnungen vom 20. November 1861 (R.B. Nr, 52) über das katholische 


und vom 28. Februar 1862 (R.B. Nr. 10) über das evangelische Kirchen- 
vermögen. 


Stiftungsgesetz vom 5. Mai 1870 (G.B. Nr. 33) nebst Vollz.- 
Verordn. vom 18. und 19, Mai 1870 (G.B. Nr.37), vom 23. Novbr. 1873 
«G.B. Nr. 26) und vom 10. Juni 1874 (G.B, Nr. 22), 


10) Das bisher Gejagte gilt au) von Staatsanftalten 
(Initituten), d. h. von Sammlungen einzelner Staatsbürger, 
die mit Ausfiht auf ftete Fortdauer gemacht wurden, und die 
unter einer, von fremder Vorjorge aufgeftellten, mithin nicht ge= 
jelichaftlihen, leitenden Gewalt verbunden find, zur bloken 
Theilnahme an dem Genuß eines Lebensvortheils, der durch 
fremde Bemühung erzielt wird, und der zugleich) mit unter die 
ergänzenden Theile des Staatsziweds gehört. Bier fommen aljo 
ſtets zweierlei verschiedene Gattungen von Betheiligten vor: ar= 
beitende und genießende. Jedoch können hier die genießenden 
Mitglieder nie als Gejellihaftsglieder angejehen werden, mithin 
Tann niemals von Mitwirfung derjelben zu Schlüffen über den 
Gang und das Intereſſe der Anftalt die Nede werden, jondern 
fie find bloße Gejellichaftsgenoffen, und haben in diejer Eigen- 
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ſchaft feine wechieljeitigen bejonderen Rechte unter lid), jondern 
nur ein gemeinjchaftliches Intereife, und das Recht, an die ganze 
Gejellichaft zu verlangen, dak ihnen von dem Genuß, mit dem 
fie eingetreten jind, durch willfürlihe Schlüffe der Gejellichafts- 
glieder nichts entzogen werde. Ob übrigens die für den Zweck 
der Anjtalt arbeitende Perjonen blos Staatsdiener, nicht Geſell— 
Ihaftsangehörige jeien, in welchem Falle die Anftalt eine reine 
Staatsanjtalt, wie z. E. Siechenhäufer, Irrenhäuſer u. dal., 
oder ob dieje zugleich Gejellichaftsgenofjen und Vertreter der Ge— 
jellichaft jeien, in welchen Falle eine gemiſchte Staatsanftalt 
vorhanden ift, wie 3. E. Dienerwittiwen = Berjorgungsanftalten, 
diejes hängt von Einficht der Entjtehungsverträge ab. Eine reine 
Staatsanftalt Hat fein eigenes Recht, Schlüſſe zu fallen, noch) 
nad ihrem Ermeſſen zu bejtimmen, was für den Zweck gejchehen 
joll, jondern diejes alles, jo weit es nicht durd) die Entſtehungs— 
urfunden ummiderruflich bejtimmt ift, hängt von dem jeweiligen 
Gutfinden des Regenten ab, und jeine Jnftruftionen bejtimmen 
den Umfang des Wirkungskreiſes der Arbeiter in der Staat3- 
anjtalt, jowie der Genußtheilhaber. Bei gemijchten Anftalten 
hingegen findet ein doppelter Gefichtspunft Statt. Das Ber: 
hältniß der arbeitenden oder beitragenden Mitglieder unter ſich 
und zum Zweck des Ganzen tft jenes einer Körperjchaft, und in 
jo weit treten die von Ddiejen gegebenen Regeln ein; das Ber: 
hältnif der geniegenden Glieder Hingegen unter ſich zum Zweck 
des Ganzen ift das zuvorgezeichnete einer reinen Staatsanftalt. 

Gesetz vom 29. Mai 1852 (RB. Nr. 14) über die Feuerversiche- 
rungsanstalt für Gebäade; Statuten der Wittwenkasse für Staatsdiener 
vom 28. Juni 1810 (R.B. Nr. 30) mit Aenderungen vom 23. Juni 1876 
(G.B. Nr. 27); Statuten der Wittwenkasse für Angestellte vom 14. April 


1874 (G.B. Nr. 15). Reichsgesetz vom 7. April 1876 (R.G.B. S. 125) 
über eingeschriebene Hülfskassen ($ 5, 6). 


x 11) Alle in diefer Conſtitutions-Urkunde genannten Staats» 
perjonen, nämlich Gemeinden, Störperjchaften, Staatsanitalten 
aller Art find als Minderjährige anzujehen, und find aljo in 
Bezug auf ihre Handlungen und auf ihre Vermögens-Verwaltung 
oder Veräußerung aller derer Rechte theilhaftig, welche durch die 
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Rechtsgejeßgebung des Landes oder der Provinz, in der fie 
eriftiren oder handeln, den Minderjährigen zu Gut geordnet find, 
haben aller diejen zulommenden bejonderen Staatsvorforge zu 
genießen, aber aud) alle die bejonderen Pflichten der Minderjährigen 
zu erfüllen, jo weit fie nad) ihrer allgemeinen Natur und den 


befonderen Grundgejegen ihrer Verfaſſung auf fie anwendbar find. 
Vgl. L.R.S. 537, 619, 1305, 1306, 1314, 1712, 2045, 2227 (gegen 
2252). 


12) (Vebergangsvorschrift für Städte). 

Indem Wir anmit gegenwärtige Urkunde in ihrer Urjchrift 
mit Unjerer Unterjchrift begleitet haben, und fie in Kraft immer 
dauernder pragmatiſcher Sanction und Staatsgrundgejeßes für 
Unjeren neuen Staat verfünden, jofort den letzterwähnten Auf 
trag Unjeren Provinz - Collegien ertheilen, fordern Wir Unfere 
ſämmtliche Staatsangehörigen, hohen und niedern Standes, und 
Unjere jämmtlihen Diener, jekige und fünftige, auf, ſich gebüh— 
rend hiernach zu achten. Daran geichieht Unſer Wille, und meinen 
Wir das ernftlic. 


Urkundlich Unjeres beigedrudten Staats-Inſiegels, Karlsruhe, 
den 14. Juli 1807. 


dr. Brauer. Graf v. Benzel-Sternau. 


b. Drittes Conſtitutions-Edikt 
über die Standesherrſchaften, 
vom 22. Juli 1807 (RB. Ne. 31). 


An dieStelle desselben sowie dernachgefolgten allgemeinen Adelsedikte 

vom 23. April 1818 (R.B. Nr. 9) und vom 16. April 1819 (R.B. Nr. 14) 

sind später auf Grund von Vereinbarungen folgende einzelne landesherr- 
liche Deklarationen getreten: 

1) Für die Fürstliche Standesherrschaft Fürstenberg: Dekla- 

ration vom 12. Dezember 1823 (R.B. 1824 Nr. 1) (welche 

durch eine weitere Deklaration vom 1. Juli 1824 (R.B. Nr. 15) 

auch auf die Markgräflich Badische Standesherrschaft Zwingen- 
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berg angewendet wurde) mit Abänderungen durch Gesetze 
vom 24. Februar 1849 (R.B. Nr. 9) und vom 9, Oktober 1860 
(R.B. Nr. 51); 
für die Fürstliche Standesherrschaft Leiningen: Deklaration 
von 30. Juli 1840 (R.B. Nr. 23) mit Abänderungen durch Ge- 
setze vom 24. Februar 1849 (R.B. Nr. 9) und vom 9. Oktober 
1860 (R.B. Nr. 51); 
3) für die Gräflichen Standesherrschaften Leiningen (Billiglieim 
und Neudenau): Deklaration vom 2. März 1826 (R.B. Nr. 7); 
4) für die Fürstlichen Standesherrschaften Löwenstein-Wert- 
heim (Rosenberg und Freudenberg): Deklaration vom 14. Jan. 
1855 (R.B. Nr. 2); 
für das Fürstliche Haus von der Leyen, als Besitzer der 
Grafschaft Hohengeroldsegg: Deklaration vom 7. Oktober 1330 
(R.B. Nr. 12); 
für das Fürstliche Haus Salm-Reifferscheid-Krautheim 
(ohne Besitzungen): Deklaration vom 27. März 1839 (R.B. 
Nr. 10). 

Auch diese Deklarationen sind durch neuere Vereinbarungen und 
Gesetze noch vielfach abgeändert worden, in Bezug auf Justizverhältnisse 
insbesondere durch das Gesetz vom 10. April 1848 (R.B. Nr. 23) über 
Aufhebung der Feudalrechte, durch das Gesetz vom 15. Februar 1851 
(R.B. Nr. 13) über Aufhebung der befreiten Gerichtsstinde und durch 
den Wegfall des $ 866 der Badischen Civilprocessordnung von 1864 
nebst der Verordnung vom 13. Dezember 1827 über die Beitreibung der 
Domanialgefälle. 

Als hieher gehörige, jetzt noch anwendbare Bestimmungen sind die 
nachfolgend zusammengestellten hervorzuheben. 


l. Hoher Adel. 


Die fürstlichen (bezw. gräflichen) Standesherrschaften 
werden fortan zum hohen Adel in Deutschland gerechnet, 
und das ihnen zustehende Recht der Ebenbürtigkeit wird in 
dem bis zur Errichtung des rheinischen Bundes damit ver- 
bundenen Begriffe anerkannt. 


2 


— 


— 


(Fürstenberg $ 3, Fürst Leiningen $ 4, Grafen Leinigen $ 3, Lö- 
wenstein $ 4, von der Leyen $ 3, Salm $ 2. 


ll. Familienstatuten. 


Die nach den Grundsätzen der früheren deutschen Ver- 
fassung in den fürstlichen (bezw. gräflichen) Häusern noch 
besiehenden Familienverträge werden aufrecht erhalten; auch 

Civilrecht. 37 
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bleibt den fürstlichen (bezw. gräflichen) Standesherrschaften 
die Befugniss, über ihre Güter und Familienverhältnisse ver- 
bindliche Verfügungen zu treffen, die jedoch dem Souverain 
vorgelegt, und von den höchsten Landesstellen zur allgemeinen 
Kenntniss und Nachachtung verkündet werden müssen. 


(Fürstenberg $ 8, Fürst Leiningen $ 8, Grafen Leiningen $ 8, 


Löwenstein $ 8, von der Leyen $ 8, Salm $ 6.) 


III. Verlassenschaften, 


Verlassenschaftssachen der Mitglieder der fürstlichen 
(bezw. gräflichen) Familien können, so lange zwischen den 
Betheiligten keine Differenzen entstehen, durch das Haupt der 
betroffenen Familie erledigt werden, jedoch unter Mitwirkung 
solcher Geschäftsmänner, weiche die gesetzlichen Eigenschaf- 
ten besitzen, um die Rechtsgültigkeit der Erledigung in for- 
meller Hinsicht zu sichern, In Ermanglung einer gütlichen 
Erledigung steht jedem Betheiligten frei, sich an die compe- 
tente Staatsbehörde zu wenden, 

(Fürstenberg $ 18, Fürst Leiningen $ 18, Grafen Leiningen $ 18, 
Löwenstein $ 17, von der Leyen $ 18, Salm $ 14.) 


IV. Vormundschaften. 


Die über die Bevormundung der Minderjährigen ziel- 
und massgebenden Hausverträge und letzten Willensverord- 
nungen sowie das Herkommen, welches das Haupt einer 
standesherrlichen Familie zum tutor legitimus bestimmt, werden 
beachtet werden. 

(Fürstenberg $ 22, Fürst Leiningen $ 22, Grafen Leiningen $ 22, 
Löwenstein $ 18, von der Leven $ 22, Salm x 18.) 


V. Berg- und Salinenrecht. 


Die vor eingetretener Mediatisirung bereits eröffnet ge- 
wesenen Bergwerke und Salinen nebst «den daraus abilliessen- 
den Einkünften aller Art verbleiben den Standesherrschaften 
als Domanialeigenthum; das Recht neue Bergwerke und Sa- 
linen zu eröfinen, steht aber dem Regenten allein zu. 


Concessionen zu einem Berg- oder Salinenbau in den 
standesherrlichen Gebieten, von dem die Staatsregierung selbst 
Gebrauch zu machen nicht für gut findet, können an dritte 
Personen nicht verliehen werden, bevor die Standesherrschaf- 
ten mit ihrer Erklärung wegen des Vorbaues, welcher ihnen 
jederzeit vorzugsweise gestattet werden muss, vernommen sind, 


u 
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Die Berechtigung zum Bohnerzgraben und überhaupt zur 
"Gewinnung derjenigen Stein-, Gyps- und anderen Mineralarten, 
«die nicht bergmännisch bearbeitet werden, verbleibt den Stan- 
desherrschaften da, wo sie denselben zur Zeit der Mediatisirung 
bereits zugestanden hat, auch fernerhin. 


(Fürstenberg $$ 58 u. 59, Fürst Leiningen $$ 48 u. 49, Grafen 
„Leiningen $ 37, Löwenstein $$ 24 u. 25, von der Leven $ 35) 


Vgl. L.R.S. 552 und VIL Organisationsedikt & 27. 


c. Viertes Conſtitutions-Edikt 


über die Grundherridaften, 
vom 22. Juli 1807 (RB. Nr. 31). 


An die Stelle desselben sowie der späteren allgemeinen Adelsedikte 
om 23. April 1818 (R.B. Nr. ®) und vom 16. April 1819 (R.B. Nr. 14) 
sind zwei Edikte vom 22. April 1824 (R.B. Nr. 11) getreten, von 
welchen das erste (vereinbarte) für die ehemals reichsunmittelbaren, das 
andere (oktroirte) für die früher schon landsässigen Grundherrn be- 
stimmt ist. 

Diese Edikte finden nach einer Deklaration vom 31. Dezember 
1833 (R.B. 1854 Nr. 1) auch Anwendung auf die Gräflich Langenstein’schen, 
jetzt Gräflich Douglas’schen Besitzungen. Die durch eine weitere Dekla- 
ration vom 17. September 1847 (R.B. Nr. 38) dem Grafen von Langen- 
stein verliehenen standesherrlichen Rechte sind durch dessen Tod ohne 
‚Zurücklassung von Nachkommen erloschen. 

Auch die beiden Grundherrn-Edikte haben in gleicher Weise 
wie die Standesherrn-Edikte seither noch vielfache Abänderungen 
erlitten. 

Als hieher gehörige noch anwendbare Bestimmungen sind nur her- 
vorzuheben von dem 


Edikt für die ehemals Reichsunmittelbaren: 


$ 6. Es werden nach den Grundsätzen der früheren 
deutschen Verfassung ihre noch bestehenden Familienver- 
träge aufrecht erhalten und ihnen die Befugniss zugesichert, 
über ihre Güter und Familien-Verhältnisse verbindliche Ver- 
fügungen zu trefien, die jedoch dem Souverain zur Bestäti- 
gung vorgelegt werden müssen, welche ihnen ohne gesetzliche 
Ursache niemals erschwert oder verweigert werden darf. 


97° 
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Diese Verfügungen werden bei den höchsten Landesstellen 
zur allgemeinen Kenntniss und Nachachtung gebracht. 


$ 15. Bei den Sterbfällen ritterschaftlicher Familien- 


glieder wird den Erbschaftsbetheiligten, wenn sie darüber 

einverstanden sind, zugestanden, die Verlassenschaftsabhand- 

lung unter Leitung des Familienältesten ohne Beiziehung 

obrigkeitlicher Behörden vorzunchmen. Nur muss, wenn Min- 

derjährige sich unter den Erben befinden, dasjenige was für 

solche Fälle die (sesetze vorschreiben, beobachtet werden. 
Vgl. L.R.S. 819 u. fig. 


d) Fünftes Conſtitutions-Edikt 
über die Lehensverfaſſung, 
vom 12. Auguſt 1807. 


Wir Carl Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog zu Baden, 
Herzog zu Zähringen u. j. w. 


fügen hiermit allen denjenigen hohen und niedern Angehörigen 
Unjeres Staats, die e3 betreffen mag, zu willen: Unter jene 
Gegenftänden, die durch die neuejte Staatsummandlung, welche 
aus dem rheinischen Bunde hervorging, eine wejentliche Verände— 
rung erlitten haben, und daher einer neuen Grundgeſetzgebung 
bedürfen, gehört vornehmlich auch die Yehensverfajjung Unjeres 
Staates. 

In deilen Erwägung haben Wir ſolche vor andern hiermit 
ausgehoben, um Unjern Willen, wie es damit Fünftig gehalten 
werden jolle, in Kraft einer pragmatiihen Sanction zu er— 
öffnen. Wir ordnen, jeßen und gebieten demnach darüber, 
wie folgt: 


X 1) Bleibende Lehensverfajjung. 


Obwohl die Verfaſſung längft untergegangen ift, aus welcher 
die Yehenverträge ihren Urſprung nahmen, mittelſt weldher fich der 


J ee 
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Lehenherr fichere und zu feinem Dienſt erzogene Diener, der 
Lehenmann aber Schuß und verbejiertes Einfommen als Preis 
erblicher Dienfte, zu erwerben juchte; jo hat doc die Yehensver- 
bindung in den dadurch begründeten Eigenthumsverhältnifien und 
den darauf zurüdgehenden Heimfalls- und Erbberechtigungen 
einen noch bleibenden Grund der Fortdauer, und die höhere Ach— 
tung, welche diejer Form der Verträge durch Gewohnheit eigen 
geworden ift, macht, daß aud noch fernerhin ſich Fälle zutragen 
fönnen, wo es den Betheiligten angenehm it, fortdauernde er— 
laubte Verbindungen in Bezug auf Beſitz und Ausübung gewiſſer 
Berechtigungen im Staat unter diefer Form eingehen zu fünnen, 
jo wie die rheinische Bundesakte, deren Fortdauer für bejtimmte 
Fälle allihon ausgeſprochen hat. Der Lehensverband bleibt daher 
in Unjerm Staat fernerhin eine erlaubte und geſetzmäßige Nechts- 
form, jedoch) nur unter den Bedingungen und Beltimmungen, 
welche gegenwärtige Urkunde ausſpricht. 

Gesetz vom 9. August 1862 (R.B. Nr. 47) über die Aufhebung des 
Lehensverbandes folgt als Beilage U.) 


2) Jetzige Wejenheit der Lehen. 


Das Wejen des Lehensverbands, wie er fortbejtehen bleibt, 
ruht darin, daß in Bezug auf ein gewiſſes Gut oder Recht der 
Unter-Eigenthümer oder Lehenmann nad) vorgeschriebenen Formen 
anerfenne, ein Anderer (nämlich der Obereigenthümer oder Lehen- 
herr) jei derjenige, von welchen fein Eigenthumsgenuß herrühre, 
und an den er nad) Endigung des Untereigenthums zurüdfehre; 
daß der Lehenmann verbindlich werde, deſſen Befehle in allem 
dem zu befolgen, was die Erhaltung des Yehens in jeinem Stand 
und Wejen, oder die weitere dem Genußrecht durch den Lehens— 
vertrag anhängig gewordenen Leiftungen betrifft, auch ihm in 
beitimmten Fällen und Formen perjönlice Ehrerbietung zu ers 
weijen; endlich, daß er vor deſſen ordentlich bejegten Gerichten 
über alle Lehens-Strittigfeiten zwiichen ihm und dem Lehenherrn 
oder denen mit in der Belchnung begriffenen Lehensberechtigten 
das erjte Necht juche. Die erjte diejer drei Erfordernifje haben 


382 Anhang A. 2. Conſtitutions-Edikte. 


eigentliche Lehen als ftaatsrechtliche Verträge mit den uneigents 
lien Lehen, oder den’ privatrechtlichen Verträgen, welche nad der 
Analogie der Yehen gebildet find, als 3. E. der Erbleihe, gemein. 
Die Andere ift im Weſentlichen aud beiden Rechtsgeichäften 
eigen, nämlich jo viel das Recht betrifit, die Erhaltung des Lehens- 
und die Erfüllung der Bedingungen zu fordern; Hingegen die 
Form dieſer Nechtsausübung durch Tehenherrlihe Befehle, und 
die Erweiſung bejtimmter Ehrerbietungspflichten gehört zu dem 
auszeichnenden der eigentlichen Yehen. Die Dritte endlich, näm— 
lih die Gerichtsanerfennung, iſt letztern allein anhängig, und 
bildet nebjt der vorigen Auszeichnung den bleibenden Tiitint- 
tiocharafter der eigentlichen Lehen, von welch letztern allein in 
diefer Conſtitution die Rede ift, indeſſen die lehenartige Ver— 
träge fernerhin blos der privatrechtlicen Geſetzgebung untenvorfen 
bleiben. 


3) Lehenherrſchafts-Fähigkeit. 

Fine Lehenherrlichkeit in Unjerm Staat kann fünftig niemand: 
haben, als der jeweilige Regent defielben, die Unjerm Staat ans 
gehörigen Standesherren, d. i. jolche, die mit einem Fürſtenthum 
oder Grafſchaft in Unjerm Staat begütert find, und diejenigen 
Standesherren anderer Souverains, welche ſich des Yehens halber 
als Landſaſſen Unjers Staats achten, mithin Unſern Lehens- und 
Yandesgejegen, jo viel ſolche Yehen angeht, gebührende Folge 
leiften. Alle Lehen im Yande, die jeither von ſolchen auswärtigen 
Fürften zu Lehen gingen, welche nun zur Oberhoheit gelangt Ind, 
find fünftig allein von Uns und Unjern Regierungsnadfolgem, 
gemäß der rheinischen YBundesatte, zu empfangen, jo wie Wir 
hinmwiederum ſolchen auswärtigen Bundesfürften überlafien haben, 
die Yehenherrlichfeit Unjerer in ihren Staaten gelegenen Yehen an 
fi zu nehmen. Auch kann Niemand in Unſerm Staat künftig. 
einem auswärtigen Souverain Befigungen in dem Unjrigen zu 
Lehen auftragen, noch Privatgüter oder Einkünfte, die ein jolder 
Souverain etwa darin befigt, von ihm zu Lehen nehmen. Wegen. 
alter eigenthümlichen Lehen, die von Rittern oder Städten Unjerer 
oder anderer Yande etwa no in Unjern Yanden zu Lehen gehen. 
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bleibt das Obereigentdum zwar denjelben, joweit es nicht Gegen— 
Hände umfafjet, welche in der neuen Ordnung der Dinge für 
untrennbar von der Staatsgewwalt, oder unvereinbar mit den Be- 
fugnifjen eines Staatsbürgers ihrer Klaſſe erklärt jind, aber nur 
in der Form von uneigentlichen Yehen, mithin jo, daß alle jene 
Berechtigungen wegfallen, welche durch den obengezeigten Unter— 
iheidungscharafter der eigentlichen Yehen (Art. 2) begründet 
werden. Neue können von ſolchen Perjonen auch nicht anders 
gegeben oder in Auftrag angenommen werden, als in der un— 
eigentlihen oder privatrechtliden Form. Wenn dur) Auf— 
trag eine neue Lehenherrlichfeit an einen Ausländer übergehen 
jollte, fann es nur nach vorgängiger Staatsbeivilligung ges 


jchehen. 


4) Yehenerwerbfähigfeit. 


Alle Staatsbürger aller Klafjen fünnen in Unjerm Staat 
Lehen erwerben und befigen, zu welchen fie durch neue Belehnung 
oder durch Erbfolge einen rechtsmäßigen Erwerbtitel haben. Auch 
fremde Staatsbürger find davon nicht ausgeſchloſſen, jo weit und 
jo lang fie der jeweiligen Staatsgejeßgebung die gebührende Un— 
tenvürfigfeit depfall$ geloben, mithin in Bezug auf das bejigende 
Lehen Yandjaffen werden. Fremde Souverains werden einen 
Lehensbejiß in Unjern Yanden jo wenig juchen, als wenig ihnen 
folder zu Vermeidung nachtheiliger Staatsverwidlungen von Uns 
jemals zugelaffen werden könnte. Würde ein ſolches Verhältniß 
durch irgend einen Zufall bejtehen bleiben, oder künftig neu ent= 
ftehen, jo fann es zu jeder Zeit von jedem Regenten Unjers 
Staats aufgehoben, mithin das Yehenseigenthum an einen lehens= 
berechtigten Befiger öffentli von Staatsivegen veräußert und der 
austwärtige jouveraine Beliger durch Heimſchlagung des Erlöſes 
ausgeiwiejen werden. Hiernächſt iſt auch das weibliche Gejchlecht 
von den eigentlichen Yehen in Unierm Staat in ſoweit ausge— 
ichlofjen, daß es nur durch ein ausdrüdliches und unzweifelhaftes 
Geding zwijchen Lehenherrn und Lehenmann zugelaſſen werden 
fann. Hingegen mag fonft eine phyfiiche oder politiſche Eigen— 
ihaft G. €. ein Gemüths: oder Organenfehler, eine kirchliche 
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Weihe u. dgl.) feinen vom Erwerb oder der Nachfolge in em 
Lchen ausſchließen, wo nicht ein bejonderes Geding des Lehens— 
vertrags ſolches mit fi bringt. Hiernächſt verfteht es ſich von 
felbft, daß der, wer durch Lehensauftrag in einen Yehensverband 
treten will, die freie Veräußerungsbefugniß ſowohl an und für 
ſich und jeiner Perfon nad), als bezügli auf das zu beitellende 
Lehen, und deſſen bejondere Eigenthumsverhältniſſe haben müſſe; 
jo wie aud umgekehrt ein gegebenes Lehen gleiche Veräußerungs— 
fähigkeit des Gebers zu jeiner Gültigkeit vorausjeßt. 


5) Gegenftände des Lehensverbands. 


Gegenſtand der Xehensverbindung bleibt jede Yiegenichaft, 
jede Berechtigung oder Nubung, die auf dem Staat oder auf 
Liegenichaften im Staat haftet, und jede fahrende Habe, die ver= 
tiegenjchaftet, d. h. auf Yiegenjchaften zur jederzeitigen Wieder— 
darftellung des etwa Berbrauchten oder Entkommenen verfichert 
worden ilt, joweit das Eine und Andere Privatqut ift, oder doch 
(jeines Staatsurjprungs ohnerachtet) getrennt von der geiftlichen 
und weltlichen Staatsgewalt als Privatqut in der jegigen Staats= 
verfajjung bejejlen werden fannı. Was hingegen nur mittelft 
Sertrümmerung der Einheit der Staatsgewalt ehemals zu lehn— 
barem Gut der Staatsbürger werden fonnte, hört auf, jowohl in 
Bezug auf jest ichon beftehende Yehen, als auf fünftig etwa neu 
bejtellt werdende, Gegenftand eines Lehensverbands zu fein. 
Dieſemnach kann nicht die gejeßgebende Gewalt, nicht die hohe 
Polizei, welche aus der Staats-, der Landes= und der Oberbe= 
zirfspolizei bejteht, nicht die peinliche Gerichtsbarfeit noch die allig= 
liche, d. 1. das Recht in bürgerliden Saden bis zur oberjten 
Ordnung einschließlich zu richten, nichts was eine Staatsauflage 
iſt oder zu den hohen Herrlichkeiten gehört, auch nicht das Recht 
Kriegsdienfte zu fordern, ein Gegenftand des Yehensverbands fein, 
jondern jo wie dieſe Rechte von den ſchon bejtehenden Lehen 
durchaus getrennt und mit Unſerer Oberjthoheit vereinigt werden, 
worüber die Gonftitution der Standesherrichaften und Grundherr= 
jchaften nähere Nachiveifung geben wird; jo fünnen aud feine 








— 
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dergleihen Rechte jeweils wieder durch Lehenbegebung, unter 
welchen Umftänden und aus welcher Urſache es geichehen möchte, 
davon getrennt werden, umd würde es je geichehen, jo bleibt eine 
ſolche LYehensbegebung zu ewigen Tagen nichtig, und fann von 
jedem Nachfolger in der Negierung ohne weiters wieder zurüds 
gezogen werden, ohne daß alsdann irgend ein Erſatz dafür ge— 
fordert werden fünne, aus welchem Titel er auch) abgeleitet werden 
wollte. Niedere Herrlichkeiten, nämlich) die Ausübung und der 
Ertragsgenuß jener geringern Staatsbefugnifie, welche in jeßiger 
Verfaſſung den Standes und Grundherren verbleiben, können, 
jo wie vom Regenten, alto von denen, die ſolche inne haben, 
zu Lehen gegeben, auch von Letztern (nicht aber von Erſterem, 
der ji nie lehnbar machen darf) zu Yehen aufgetragen werden, 
jo weit fie nicht ein Staats oder Familien-Fideicommiß daran 
hindert. Nur die Streit: und Strafgerichtsbarfeit, welche den 
Standesherren in ihren Bezirfen als Yehen von Uns verbleibt, 
fann von ihnen nicht andenveit zu Lehen begeben, jondern muß 
bei jeder neuen Yehensbegebung einzelner Orte, die ſie etwa vor— 
nehmen möchten, von ihnen als ein untheilbares und auf einzelne 
Grundherren unübertragbares Recht für fi) vorbehalten werden, 
ſonſt wird jolche, joweit fie doch begeben würde, für rüdfällig an 
Unjern Staat angejehen. Keinerlei Dienjte oder Aemter in 
Unjerm Staat, mit Ausnahme der Erbhofämter und des Erbland- 
pojtmeifteramts, fünnen erblid) begeben, mithin auch feine andere 
Bedienungen ein Gegenftand einer Yehensverbindung werden. 
Uebrigens theilen Wir hiernach die Lehen ab, in gemeine und 
hohe, deren erſtere ſolche eigentliche Yehen find, die lediglich) 
Privatgut umfafjen, leßtere aber jolche, wobei zugleich mehr oder 
weniger von niedern Derrlichkeiten einbegriffen ift, oder von andern 
Staatsbefugnifjen, die nad) obiger Angabe noch Gegenjtand einer 
Lehensverbindung ſein fünnen. 


6) Form der Lehensverträge. 
7) Feierlichkeit der Belehnung. 


8) Lehensüberweiſung. 
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9) Belehnungsort. 

10) Zehen: Erneuerungsfrift. 

11) Lehensmuthung. 

12) Nachſichtsbitte. 

13) Wievderherjtellung zur Muthung. 
14) Wirkung der Muthung. 

15) Lehenhofs-Abweiſung 

16) Lepenfragen- Beantwortung. 
17) Muthſchein und Lehensruf. 

18) Wiederbelehnung. 

19) Wirkung der Lehensernenerung. 
20) Zehenträgerei. 

21) Sa mmtbelehnung. 

22) Borjorglide Belchnung und Lehensanwartſchaft. 
23) Lehensgebühren und Taren. 

24) Allgemeine Lehenspflichten 

25) Gerihtspflicht der Lehenleute. 
26) Lehendienfte. 


27) Zchensfolge nad Stamm und Gejchledt. 


Die Erbfolge in Lehen fann nur auf Nachkommen des erften 
Erwerbers gehen, wenn nicht etwa Ahnherren oder Seitenver- 
wandte dejjelben durch bejonderes Geding zugelaflen werden, und 
deßfalls Sammt-Belehnung, erlangen. So lang nicht namentlich 
ein Anderes fejtgejegt ift, find nur männliche Nachkommen zus 
lälfig, d. h. in Zweifel find alle Yehen Stammlehen, jie 
mögen nun vorhin Mannlehen geheißen haben (als womit häufig 
die mit Ritterdienjten zu verdienende, wenn gleich nicht an männ= 
lihe Nachfolge gebundene Lehen bezeichnet wurden) oder nicht. 
Iſt das weibliche Gejchlecht zur Nachfolge durch) bejonderes Ge— 
ding zugelafien, und mithin das Yehen für Gejchledtslehen 
erklärt, und ift nicht namentlich dabei gejagt, daß das weibliche 
Gejchlecht mit und neben dem männlichen erben, daß mithin das 
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Lehen ein durchgehendes Geſchlechts- — das ift Weiberlehen, 
jein jolle, jo ift anzunehmen, dab nur nad) Ausgang des Manns- 
ſtamms eine Perjon des weiblichen Gejchlechts nachfolgen dürfe, 
und unter deren Nachkommenſchaft alsdann abermals das männe 
liche Geichlecht bis zu einem fedigen Anfall das Weibliche wieder 
ausſchließe, welches Wir ein Erblehen oder nadhhaltiges 
Geſchlechtslehen nennen. Jedoch ſetzt auch diejes noch voraus, 
daß unverneinlic allen weiblichen Nachkommen aller Zeiten ein 
unbejchränftes Erbrecht habe gegeben werden wollen, indem im 
Zweifel diejes niemals, jondern jederzeit die möglichite Ausſchließ— 
ung des weiblichen Geſchlechts hierbei als Vertrags-Abſicht zu 
unterjtellen ift. Daher müſſen Lehen, die auf Söhne und 
Töchter unbeitimmt, noch mehr alio jene, die auf Söhne und 
auf Töchter, da feine Söhne mehr jein werden, verlichen 
find, künftig jederzeit, und für das Vergangene, jo lang nicht ein 
anderes als gemeinichaftliche Meinung des erſten Gebers und 
Empfängers Kar gerechtfertigt werden fann, dahin ausgelegt 
werden, daß nur weibliche Nachkommen der lebt abgehenden 
Lehenleute zu deren Troſt außerordentlicherweile zuläſſig jeien, 
mithin jede Frauensperjon, die nicht als Tochter eines der letzt— 
belehnten Lehenleute erben, jomit ihr Recht nicht unmittelbar aus 
der jüngften Belehnung ableiten kann, nacdmals fein Erbrecht 
am Lehen habe, jondern naddem fie einmal durd) eines männ— 
lihen Abtümmlings Belehnung ausgeſchloſſen ward, für bejtändig 
ausgeichlojjen bleibe, jofort, dag wenn ein ſolches Töchterlehen 
einmal auf die Tochter verfallen it, es nicht nur abermals blos 
in deren männlicher Nachkommenſchaft fForterbe, jondern aud). 
überall dort bloßes Stammlehen werde, und nur dur) neue 
bejondere Gnade des Lehenherrn — in wierweit diejer jonjt darin 
freie Hand hat, wieder zu einem Töchterlchen oder gar zu 
einem Erb- oder Weiberlehen werden fünne. 


28) Erbordnung unter den Xehensfolgern. 
Die Erbordnung zwijchen jenen, die zur Xehensfolge zus 
läjfig find, richtet fich, jomweit nichts bejonderes rechtlich bejtimmt 
ift, lediglich) nach) dem gemeinen Erbrecht Unjeres Staats, nur 
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daß Verwandte, die ihr mit dem Erblaſſer gemeinjchaftliches 
Stammreht auf eine jüngere Yehenserneuerung zurüdführen 
fönnen, wenn fie auch dem Grad nach weitloſer mit jenem ver= 
wandt wären, vor joldhen den Vorzug haben, die obwohl in 
diefer Hinficht näher, dennoch ihr Stammrecht aus einer frühern 
aljo weiter zurüdgehenden Lehenserneuerung ableiten müſſen. Bes 
jondere Bejtimmungen fünnen jein, wenn ein Zehen zu Erjtge- 
burtserbe (Primogenitur), zu Vorzugserbe (Majorat) oder zu 
Alterserbe (Seniorat) verfällt. Die Erjtere diejer Beltimmungen 
bringt mit fi, day nur Giner, und zwar je der Eritgeborne, 
jomit nad) deiien Abgang jein Eritgeborner, und jofort, wenn 
eine ſolche Yinie abgeht, die nad) ihr eritgeborne Linie und in 
folder der Erjtgeborne und deſſen erſtgeborne Nachkommenſchaft 
zum Genuß des Lehens gelange, indeljen die übrigen Lehensbe— 
rechtigte nur ihre Abfertigung daraus erhalten. Solche Erb- 
ordnung ift allen Standesherrichaften Unjeres Staats hiermit 
Kraft Geſetzes vorgejchrieben, und bei allen Grundherrihaften 
fann fie durch Vertrag eingeführt werden, und wo fie es jebt 
ſchon ift, Fortbeitehen. Wo Borzugserbe bei legten belicht 
wäre, da geht die Erbordnung zwar unter den Berechtigten nad) 
gemeinem Landrecht der Nähe des Grades nad, jo jedoch, dat 
jo oft fie auf diefem Weg auf mehrere Perſonen zugleich fallen 
würde, der Aelteſte aus dieſen allein in das Lehen tritt; wo 
endlich Alterserbe angenommen ift, da tritt in jedem Eröff— 
nungsfall ohne Hinſicht auf Erftgeborenheit der Linie, noch auf 
Nähe des Grads der Stammsälteite in das Lehen. Yebtere Erbart 
wird jedod nicht vermuthet, jondern wo eine Untheilbarfeit der 
Lehenfolge durch Geſetz oder Vertrag feſtgeſetzt iſt, und nicht 
deutlich erhellet, dar eine Vererbung nach Eritgeburtsrecht oder 
nach Altersrecht eingeführt jei, da tritt das Vorzugserbe, als 
dasjenige, welches am wenigſten von der gemeinen Grbordnung 
abweicht, zur Regel ein. Die Untheilbarfeit jelbit wird bei hohen 
Lehen als Regel unteritellt, bei gemeinen aber nicht, jondern da 
muß Sie beionders bedungen jein. 
Vel. L.R.S. 577 cm. 
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209) Unteribied vom Yanderbe. 


Das Lehenerbe mag übrigens nad) Geding oder nad) Land— 
recht verfallen, jo bleibt es immer ein geiondertes Erbe, das mit 
dem gemeinen Erbe des Yehenmanns nichts gemein hat, wenn 
auch zufällig durchaus ein und chbendiejelbe Perion in beiden 
Nachfolger wäre. Dieſem nad kann der Yehensnadfolger nad) 
Gutfinden das Yehenerbe antreten und das gemeine Erbe aus— 
Iichlagen; und indem er jenes antritt, wird er niemals Erbfolger 
des legten Beligers, jondern lediglich des eriten Grwerbers, und 
hat aljo für feine Handlungen des legten Beligers Rechenschaft 
zu geben, noch ſie zu vertreten und zu büßen, außer jenen, 
welche vermöge einer gejeglichen Verordnung oder der bejondern 
Willensbejtimmung des erſten Erwerbers für Belaftungen des 
Lehens anzujehen find. Selbſt der Zohn oder Enkel eines Le— 
hensbejigers mag fünftig nicht verhindert iwerden, das Lehenerbe 
mit Zurüdlaljung des elterlichen gemeinen Erbes anzutreten, ohne 
jedoch) diefe Schuldenabweiiung gegen Gläubiger geltend machen 
zu fönnen, die vor der Zeit diefes Grundgeſetzes Gläubiger ge= 
worden jind, | 

Vgl. L.R.S. 577 en. 


30) Abfertigung ausgeichlojjener Yehenserben. 


Wo das Lehen untheilbar it, da gebühret den Lehensbe— 
rechtigten, welche vom Kintritt in das Erbe ausgeichloifen werden, 
eine Abfertigung, die, ſoweit fie nicht durch Familienverträge 
näher bejtimmt wäre, aus der Ausrüftung und dem Lehen— 
gehalt befteht. Die Ausrüftung iſt derjenige Aufwand, der 
nöthig tft, um den ausgejchlofjenen Lehenmann zu irgend einem 
anftändigen Nahrungserwerb in den Stand zu jegen, und der 
Lehengehalt ift eine jährliche Abgabe aus dem Ertrag des Lehens 
zu deſſen Unterhalt. Die Summe von beiden bejtimmen zunädjft 
die vorhandenen gültigen Familienverträge oder Objervanzen; bei 
deren Ermanglung gibt der Yehensherr darüber nach Biedermanns 
Ermeſſen die Bejtimmung, und enticheidet dadurdh zur Minne (ad 
arbitrium boni arbitri) jofort, wenn die Intereſſenten damit 
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nicht zufrieden jein wollten, und Yäuterung des Schiedsſpruchs 
‚(reduetionem ad arbitrium boni viri) juchen wollten, ſpricht 
darüber das Oberhofgeriht und enticheidet die Sache endlich zu 
Necht. Dabei müſſen vier Grundregeln zur Richtichnur des Er— 
mejjens dienen, einmal: dem Lehensbejiger darf niemals über 
ein Drittel des Leheneinkommens für ſämmtliche Abfertigungss 
laften entzogen werden; zum andern: der Yehenmann fann mit 
jeinen Abgaben unter diefer Summe bleiben, jobald der Zweck 
der Abfertigung damit jtandesmäßig erreicht werden fann, wobei 
das Eigengut des Abzufertigenden mit in Anichlag kömmt; zum 
dritten: joweit der Yehensertrag in obgedachtem Make es zu— 
läßt, muß die Abfertigung ftandesmäßig jein ; zum vierten end» 
lich: ein Lehengehalt, jobald er aus dem Geſetze allein zu ſuchen 
ift, mithin Verträge nicht eine mehrere Vorjorge bedingen, kann 
nur jo fange und jo weit verlangt werden, als der abgefertigte 
Lehentheilhaber nicht zu Ehren berathen, d. h. zum eigenen 
Nahrungs-Erwerb durch feinen Fleiß in den Stand gejeßt, oder 
verunglüdt, d. h. fich jelbit zu ernähren, wieder außer Stand 
gekommen iſt. 


31) Ausſtattung der Nichterbberechtigten. 


Allen nicht lehensberechtigten Familiengliedern, alſo den 
Wittwen der Bajallen, ingleichem den Töchtern derſelben ge— 
bührt in der Regel keine Abfertigung, ſoweit ſie nicht durch 
gültige Familienverträge oder Obſervanzen feſtgeſetzt iſt. Ausnahme 
hiervon iſt: 

a) wenn der verſtorbene Vaſall nichts an gemeinem Ver— 
mögen hinterläßt, dann iſt der Lehens-Erbe oder der Lehenherr, 
wenn ihm das Lehen heimgefallen iſt, ſchuldig, den Wittwen ſo 
lange ſie leben und den Wittwenſtuhl nicht verrücken, und den 
Töchtern des letzten Vaſallen, die noch ledig ſind, bis zu ihrer 
Verheirathung einen zum nothdürftigen Unterhalt hinlänglichen, 
nicht über ein Drittel des Lehensertrages wegnehmenden Lehen— 
gehalt auszuwerfen, und ſtatt deſſen bei der Verheirathung ein 
angemejjenes Heirathsgut zu geben, welches höchſtens auf einen 
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ſechsfachen Betrag des Lehensgehaltes ermeſſen werden mag. Eine 
fernere Ausnahme ift: 

b) wenn ein durchgehendes Weiberlehen untheilbar gemacht 
wird, wo alsdann die weiblichen Yehensberechtigten die gleiche 
Abfertigung zu fordern haben, wie die männlichen bei Stamm 
lehen, jo jedod, daß das Heirathsgut und Ausjteuer bei ihnen 
die Stelle der Ausrüftung vertritt, und der Yehengehalt durch 
die Verheirathung für immer wegfällt. Cine dritte Aus— 
nahme ilt: 

c) wenn ein Witthum für Wittiven, oder ein Yeibgeding 
für Töchter, die etwa ſich zu heirathen oder zu nähren außer 
Stand find, mit Gonjens der Yehensbetheiligten auf das Lehen 
übernonmen worden ift, wo alsdann dieje Verbindlichkeit auch 
zu Lajten jener Betheiligten, die darein eingewilligt haben und 
ihrer Lehens-Erben, ſelbſt wenn dieſe nicht zugleich Landerben 
geworden wären, nach Abgang desjenigen Lehensmanns, der die 
Verſicherung gab, fortdauert und auf ſolche übergeht, deren übriger 
Rechtsgehalt aber aus dem Vertrage, und wo dieſer nicht ent— 
ſcheidet, aus der gemeinrechtlichen Geſetzgebung des Großherzog— 
thums über dergleichen Witthums- und Rentemwverhältniſſe und 
über die Rechte und Pflichten des getheilten Eigenthums  jeine 
Entjicheidung empfängt. 

Vgl. L.R.S. 577 cp. 


32) Lehensſchulden. 


Ueberhaupt gehen Lehensichulden auf den Lehenserben, 
Lehensherrn und jeden rechtmäßigen Lehensinhaber iiber, wenn 
er auch gleich nicht Landerbe des urjprünglic) jchuldenden Be— 
figers iſt. Hierhin gehören: 

a) alle Verwendungen, die auf Erhaltung des Lehenguts 
aus fremden Geldern gemacht worden find; Hier hat der Eigen- 
thümer des Gelds nad Verhältnig des VBerwendeten feine For= 
derung an das Yehen jelbjt, joweit er nicht aus dem Landerbe 
des Berwenders jeine Zahlung erlangen kann; 

b) alle Verwendungen die der LYehensmann jelbjt über die 
Erfordernijje der Erhaltung hinaus zur mehreren und bleibenden 
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Verbeilerung des Yehens gemacht hat, davon hat der Verwender 
oder jein Erbe den Erfah an den Yehensinhaber in jo weit zu 
juchen, als der Werth der Berbejjerung bei Anfang der Inhabung 
in dem Lehen noch vorhanden war und folglich dem Inhaber zu 
gut fommen fonnte; 

c) jede Schuld, die mit Einwilligung der Yehensbetheiligten 
auf das Lehen zur Zahlung oder doch zur Verſicherung und 
Verumterpfändung übernommen worden iſt; nur, daß bei den 
blos veriicherten Schulden die Verbindlichkeit des Lehens erft ein= 
tritt, wenn das Yanderbe zur Zahlung nicht Hinreicht, das zuvor 
deßfalls angegriffen werden muß, und daß wegen einer Lehens— 
ihuld, die einmal, wenn gleid aus Allodialvermögen von dem 
Vehenmann bezahlt worden ift, die Erben in feinem Fall einen 
Rückgriff an das Lehen und die Yehensfolger zur Erftattung 
machen fünnen. Bei jolher Berficherung der Lehensjchulden 
wirft die lehenherrliche Beiſtimmung, obwohl fie den ſchon leben— 
den Lehensverwandten, die nicht einwilligen, keineswegs zum Nach— 
theil gereihen kann, dennoch verbindend für alle noch nicht ge= 
borene Lehenleute, als denen nachmals dur ihre Geburt fein 
ander Lehenerbe, als das mit dieſer Schuld belaftete, zu Theil 
werden fann, jo daß fie aud bei Entichlagung des Yanderbes 
ſolche bewilligte Lehenjchulden auf fich nehmen müſſen, ohne weiter 
über die Zulänglichkeit oder Unzulänglichfeit der Bewilligungs— 
Urſache Frage erheben zu fünnen. 

Vgl. L.RS. 577 eq; R.K.O. 8 45. 


33. Lehensheimfall und Auflajjung. 
34. Lehensverwirkung und Lehensitrafe. 
35. Lehens-Berjährung. 


36. Sonderung des Lehens vom Erbe. 


Wenn übrigens bei einem Heimfall des Lehens an den 
Lehenherrn, bei dem Uebergang von einer Stammlinie an eine 
andere, oder bei der Ergreifung des Lehenserbes ohne das Landes— 


= — 
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erbe, die Nothwendigkeit entitehet, beides auszuſcheiden, jo find 
dabei folgende Regeln zu beobachten: 

a) Sobald das Lehen in einem Grundjtüd beftehet, jo ift 
alle Liegenichaft, die in demjelben gelegen oder mit ihm verbunden 
ift, und jede Dienjtgerechtigfeit, welche zu deſſen Vortheil befteht, 
für Lehen zu halten, bis deren außerhalb des Lehenverbands 
geichehene Erwerbung bewiejen wird; das Uebergebäude hingegen 
it für Landerbe anzujehen, wenn der Lehenbrief fein Ueberge— 
bäude nachweiſet; wo er hingegen deſſen miterwähnt, jo gilt eben— 
falls die Vermuthung, dat alles Uebergebäude mit dem, was das 
darin nied- und nagelfeit ift, zu dem Lehen gehöre, bis das Gegen— 
theil zu Recht dargethan wird; 

b) jobald das Lehen in einer Ortsherrlichfeit befteht, jo 
umfaßt jene Vermuthung der Lehenherrlichteit Alles, was der 
Lehenmann an ſolchen Gütern und Rechten hinterläßt, welche in 
die Klaſſe der Ortsherrlichfeiten gehören, aber nichts von dem— 
jenigen Privateigenthum, was der Ortsherr in der Gemarkung 
des Orts bejaß, jo weit es nicht namentlich durch den Pehenbrief 
und die Yehenstragen=Beantwortungen, Yehens=Beraine oder Lehens— 
beihreibungen als vinbegriffen im Lehen vereigenjchaftet werden 
fann; 

ce) fahrende Habe, die zum Lehen diente, gehört auch nur 
alsdann zum Lehenerbe, wenn jie durch jene Beweije ausdrüdlich 
dazu einbegriffen wird; 

d) in Abficht der Theilung der Nußungen des letzten Jahrs 
ift demjenigen nachzugehen, was das Yandrecht über Theilung der 
Nugung zwiſchen den Erben des Eigenthümers und des Nutz- 
nießers bei Endigung des Nießbrauchs ordnet; jo wie auch 

e) in Abſicht auf die Vergrößerungen, die durch Zuwachs— 
reht oder durch Ueberbeſſerung des Lehenmannes entftanden 
find, die derfalljig gemeinrechtliche Verordnungen allein zur Norm 
dienen. 

Vgl. L.R.S. 552 u. flg., 585, 586. 

Indem Wir nun hiermit genau bejtimmt haben, in welchem 
Make der Lehensverband in Unſerm Staat fünftig fortdauern. 

Civilrecht. 38 
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fann und darf, inden Wir ferner dasjenige, was durd) die be— 
weisliche Uebereintunft der Yehensbetheiligten, die Anordnungen 
diejes Conſtitutions-Edikts und die Ichlußrichtige Folgerungen aus 
demjelben nicht entichteden tt, lediglich der analogischen Anwen— 
dung der gemeinrechtlichen Gejeßgebung Unſeres Staats überlaſſen, 
heben Wir wiſſentlich und wohlbedächtlich die in ihren Grunde 
lagen durd den rheinischen Bund jchon bejeitigten älteren Lehens— 
gejege und Gewohnheiten ſämmtlich auf, und erklären jie jammt 
und jonders für veraltet und unträftig, jo daß keinerlei Rechts— 
enticheidungen ferner daraus abgeleitet, noch in Gerichten ſich 
darauf weiter berufen werden dürfe, als injofern zur Grflärung 
des Willens der Yehensbetheiligten in Abjicht auf ältere Lehens— 
verträge klare Entſcheidungen des alten Lehenrechts als ftill- 
ſchweigende Vorausiegungen der Vertragsperjonen anzujchen ind, 
und wollen, daß im übrigen vom 1. Januar 1808 an jpätejtens 
lediglich diejer neuen Geſetzgebung, und wo dieſe nichts enticheidet, 
den für alle Unſere Staatsbürger gemeingültigen Landesrechten 
nachzugehen jei. Hieran geihieht Unjer Wille, und meinen Wir 
das ernitlih. Geſchehen aus Unſerer Großherzoglich bejonderen 
Verordnung unter dem vorgedrudten größern Staatsfiegel. 


Karlsruhe, den 12. Auguſt 1807. 


rei). v. Gayling. Reinhard. 


Beilagen: 


l. Gesetz über die Rechtsverhältnisse abgelöster 
l,ehen vom 19. April 1856 (R.B. Nr, 16). 


Art, 1. TFamilienlehen, auch wenn sie nicht zugleich 
Stammgüter sınd, bleiben im Falle des Abkaufs der Rechte 
des Lehenherrn in dem Sinne Familiengut, dass zu Gunsten 
der übrigen Betheiligten, die vorsorglich Beichnten einge- 
schlossen, bezüglich des Nachfoigerechts und der Erhaltung 
des Gutes durch den jeweiligen Besitzer, so wie bezüglich’ 
der Abfertigung und Ausstattung der hierzu Berechtigten 
($ 30 und 31 des Lehen :dicts), diejenigen Rechte und Ver- 
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bindlichkeiten fortdauern, welche im Lehenverhältnisse be- 
gründet waren, 


Art. 2. Einem solchen Gute kann, auch wenn dessen 
Werth den Bestimmungen des L.R.S. 577 c. d. nicht ent- 
spricht, durch Zustimmung aller Betheiligten die Eigenschaft 
als Stammgut beigelegt werden. 

Dagegen kann ohne Staatsgenehmigung eine weitere Thei- 
lung des Gutes, als sie nach der Lehenfolge zulässig war, 
nicht stattfinden. 


X Art. 3. Die Abkaufsumme ist als Werthvermehrung 
eine auf dem Gute haftende Schuld, und der Gläubiger der- 
selben hat ein Vorzugsrecht, welches von dem Tage an gilt, 
wo eine Öffentliche Ausfertigung des Vertrags in das Pfand- 
buch eingetragen worden ist. 

gl. $ 7 des nachfolgenden Gesetzes. 


Art, 4. EinLehen wird bei oder nach der Allodification 
völlig freies Eigenthum, wenn sämmtliche Betheiligte mit 
Staatsgenchmigung dies beschliessen. 

Dasselbe tritt ein, wenn nach dem Tode des letzten Be- 
sitzers keine Personen mehr vorhanden sind, welche nach der 
Belehnung ein Nachfolgerecht haben. 


II. Gesetz über Aufhebung des Lehenverbandes 
vom 9. August 1862 (R.B. Nr. 47). 


$ ı. Der Lehenverband aller eigentlichen Lehen ($ 2 
des Lehenedikts vom 12. August 1807) muss auf Verlangen 
des Lehenherrn oder des Leheninhabers (Vasallen) abgelöst 
werden. 

Eine Kündigung von Seiten des Leheninhabers ist un- 
statthaft, wenn das Lehen auf dem Heimfall steht, d. h, wenn 
ausser dem Inhabar kein anderer Berechtigter mehr vorhan- 
den ist. 

($$ 2—6 behandeln die Kündigung und die Feststellung der Abkauf- 
summen.) 


$ 7. Die Abkaufsumme geniesst mit jenen der Zehnten, 
der Gülten und Zinsen ein keiner Eintragung bedürfendes 
Vorzugsrecht auf die Lehengüter. 

(Ss S u. 9 behandeln das Verfahren zur Ablösung.) 


$ 10. Neue Lehen können nicht mehr errichtet werden. 
38* 
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$ ı1. Das Gesetz vom ı9. April 1856 (R.B. Nr. 16) 
bleibt in Wirksamkeit. 
(Vollzugs-Verordnung vom 29. November 1862 (R.B. Nr. 62). 


e) Sechſtes Conſtitutions-Edikt. 
über die verſchiedenen Stände, 
vom 4. Juni 1808 (RB. Nr. 18 u. 19.) 


Carl Friedrid, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog zu Zähringen u. ſ. w. 

Nachdem Wir über verjchiedene Rechtsverhältniije der Staats— 
angehörigen in Unſern vorhergehenden fünf grundgejeßlichen 
Edikten Beltimmung gegeben haben, jo fnüpfen wir daran uns 
mittelbar jene Regeln an, wornach jtetshin und ummandelbar 
die Grundverfafjung der verſchiedenen Stände in Unjerm 
Großherzogtum dur) die Stellen, welche zur Verwaltung der 
verjchiedenen Zweige der Staatsgewalt angeftellt find, geleitet 
werden jollen. 


1) Redt der Fremden. 


Obwohl derjenige, welcher nicht auf eine der nachbenannten 
Arten Unjerm Staat angehörig ift, eigentlich nur die allgemeinen 
Rechte der Menichheit, und nicht die aus dem Dajein Unjerer 
Staatsverfaflung entjpringenden bejonderen Vortheile anzujprechen 
hätte, jo gönnen Wir jedoch) jeglichem Fremden, der in Unſeren 
Staat aus erlaubten Abjichten und auf gejegmäßige Weije eingeht, 
den Genuß aller jener Vortheile Unjerer Staatsverfafjung, die 
bezogen werden fünnen, ohne daß Unjeren Staatsangehörigen da= 
durch die Gelegenheit, ihre Nahrung zu erwerben, genommen 
oder geichmälert, noch Uns und Unjerm Staat im Ganzen Un— 
gelegenheit oder Nachtheil dadurd) zugezogen werde, und fichern 
ihm daher den gleihen Staatsſchutz innerhalb Unjeres Gebiets ku, 
den allda andere Unjere Angehörige verfafiungsmäßig fordern können, 
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alles unter der auflöjenden Bedingung, daf gegen den Genuß 
diejes Gaſtrechts er auch durd Erfüllung der daran hängenden 
Pflichten ſich gäftlih verhalte. Hingegen kann er wegen aller 
Begegniſſe, die außerhalb Landes ihm zugeſtoßen find, nicht auf 
Unjere Staatsverwendung oder Vertretung bei fremden Obrig— 
feiten, am wenigiten auf eine bei jeiner eigenen Staat3obrigfeit, 
Anſprache machen, indem Wir Ddiefe bejondere Wirkung des 
Staatsſchutzes nur Unjeren Yandesangehörigen vorbehalten. 
Vgl. L.R.S. 11 nebst Zusätzen. 


x2) Inbegriff des Gaftredts. 


Diejes Gaftreht umfaßt folgende Befugniſſe und Ber: 
bindlichkeiten: . 

a) das Recht, den Staat und jede jelbjtbeliebige Gegend 
deijelben in erlaubten Reiſezwecken zu betreten, und die Pflicht, 
fi) wegen jeiner Herkunft und feines Reijezweds auszumeiien, 
auch die Einlaß-Bedingungen zu erfüllen, welche etwa von obrig— 
feitlihen Behörden, nad) Befinden der Umjtände, ihm angedeutet 
werden; 

b) das Recht des Aufenthalts bei Gaftwirthen oder Gaſt— 
freunden, und die Pflicht, nur in Gaftweile da zu fein, d. 5. 
ohne Anrichtung einer eigenen Haushaltung, jo lang er fich nicht 
zum Staatsangehörigen ordnungsmäßig befähigen kann und will; 

e) das Recht, vom Staat und den Staatsbürgern als der 
Fürjorge des Gaſtwirths oder Gajtfreundes anvertrauter Staats- 
genofje behandelt zu werden, und die Prlicht, dieſe Fürforge 
nicht zum Nachtheil des Staat3 oder des Berirthers zu miß— 
brauchen, und den Anleitungen zn folgen, welche der Hauswirth 
dem Fremden über das Verhalten im Staat, das er zu beobachten 
habe, gibt, alſo ſich polizeimäßig zu betragen; 

d) das Recht, alle Anftalten im Staat, deren Gebraud) 
nit auf gewiſſe Gattungen von Perjonen beſchränkt iſt, für ſich 
zu benußen, jammt der Prlicht, ſich nad) den Vorſchriften ihrer 
Benutzung zu erfundigen, und ihnen gemäß ſich zu verhalten; 

e) das Recht, jede fahrende Habe innerhalb des Landes 
gejegmäßig zu erwerben, und, jo weit ihre Ausfuhr nicht ver— 
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boten ift, fie auch mit ſich wegzunehmen, und die Pflicht, jede 
von der Ausübung diefer Erwerbsbefugniffe, oder von jedem andern 
Theil feines Gaftrechts abquellende Verbindlichfeiten innerhalb 
Yandes und vor jeinem Weggang zu erfüllen, wo nicht ausdrüd- 
ih von dem Gläubiger in eine fpätere, und erſt im Ausland zu 
vollführende Befriedigung eingewilligt worden iſt; 


f) das Recht, gegen jede Beleidigung ſich aller jener Side: 
rungs= und Genugthuungswege zu bedienen, welche dem Staats— 
bürger offen ftehen, und die Pflicht, aller unerlaubten Zelbit: 
hülfe, noch mehr aller angreifenden Beleidigungen ſich zu 
enthalten; 


£) das Recht, wegen aller Handlungen, die weder in Ti 
jeibjt widerrechtlich, noch) nad) den Geſetzen jeiner Heimath ſelbſt 
itrafmäßig find, wenn ſie hierlands verboten find, und von ihm 
ohne Kenntniß dieſes Verbots begangen wurden, auf eine, nad) 
Befund der Umftände und Wichtigkeit der Sache, vom Richter zu 
ermäßigende Gntichuldigung ſich berufen zu fünnen, und die 
licht, wegen aller, für deren Widerrechtlichkeit die Vernunft 
oder die Verfaſſung feiner Heimath ihm Kenntniß gab, nad) den 
hieſigen Gejegen ſich richten zu laffen, wenn cr gleich die bes 
jtimmte, etwa härtere Strafe zuvor nicht ertundigte; 

Reichs-Strafgesetzbuch $ 3. 


h) das Recht, über alle perfönliche VBerbindlichkeiten, welche 
Uniere Staatsgenofjen irgendwo, oder welche Fremde innerhalb 
Unjeres Yandes, durch erlaubte oder unerlaubte Handlungen gegen 
ihn auf ſich geladen haben, fie vor Unjere Gerichtsbehörden mit 
der gleichen Wirkung, die Unjeren Staatsangehörigen im Geſetz 
gegönnt ift, zu Necht zu fordern, und die Prlicht, jedem Kläger, 
der an ihn während feines Aufenthaltes im Lande wegen Rechts— 
verbindlichkeiten, die außerhalb jeines Heimathslandes gefnüpft 
worden Find, Klage erhebt, zu Necht zu ftcehen, und dem Recht 
ein Genüge zu thun, mithin wenn er vor Ausgang der Sache 
aus dem Yande abgehen wollte, ji) darin dafür durch Gewalt 
haber und Zicheritellung habhaft zu machen; 

R.C.P.O. & 12 u, fig: 796 u. fe. 
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i) das Recht, nach Möglichkeit beichleunigte Erledigung 
jeiner gerichtlichen und außergerichtlichen Angelegenheiten, und 
übrigens gleiches Recht mit dem Jnländer zu begehren, jo weit 
nicht nothgedrungene Erwiderung ungerechter Zurüdjegung Unſerer 
Angehörigen in jeiner Heimath ihn davon ausichliegt, und die 
Pflicht, wegen jeiner, hierlands auf fich geladenen Berbindlich- 
feiten, jich nad den Yandesgejegen richten zu laſſen, wo dieſe 
nicht ſelbſt ihm eine Ausnahme bewilligen; 

Vgl. LRS. 5 u. 3a. 

k) das Recht, über BVBerbindlichkeiten, die er gegen Mit: 
bürger jeines Heimathsitaats, innerhalb oder außerhalb Unſerer 
Lande, auf ſich genommen hat, ohne jeine Gimwilligung bei Uns 
nicht zu Recht gefordert werden zu fünnen, es wäre dann, daß. 
die Verbindlichkeit im Handel oder auf Märkten Unjeres Staats 
geichloffen tworden wäre, und daher Marktrecht oder Handelsrecht 
für ſich hätte, und die Pflicht, wegen jeder bürgerlichen oder 
Strafverbindlichkeit, wegen deren der hieſige Staat eine Abforde— 
rung jeiner Staatsobrigfeit (Avocation) bewilligt, diefer Folge zu 
leiften, und nicht auf ein Richten der hiefigen Behörden ſich bes 
rufen zu fünnen; 

Vgl. R.C.P.O. $ 12 u. fig. 

I) das Recht, daß jein Vermögen im Lande, wenn er darin 
jtirbt, gleicher Fürjorge, wie jenes der Staatsbürger, anvertraut, 
und an jene, denen e3 durch gültige lebte Willensverordnungen, 
oder durch die Erbfolge nach den Rechten jeines Heimatbhsitaats 
angehörig iſt, ausgeliefert werde, wenn nicht diefer Staat ein 
Fremdlingserbe (jus albinagii) gegen den Unjrigen ausübt, und 
Uns dadurch zur Rechtserwiederung nöthigt; und die Pflicht, 
davon nicht mehr und nicht weniger für den der Verlaflenichaft 
gewordenen Staatsihug zu entrichten, al® davon auch alsdann 
würde haben entrichtet werden müſſen, wenn fie an Inländer ge= 
fallen wäre; endlid) 


(resetz vom 4. Juni 1864 (R.B. Nr. 24) über den Vermögenserwerb 
der Ausländer 3. bei L.R.S. 11. 


m) das Recht, aus dem Yande, jobald es ihm gefällt, frei 
und unaufgehalten auszuwandern, und jeine eingebrachte oder im 
Land rechtmäßig erworbene Habe, ſoweit letztere nicht einem Aus= 
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fuhrverbot unterliegt, nach Berichtigung jeiner inländiſchen Schul— 
digfeiten, ohne Abzug mit ſich zu nehmen, und die Pflicht, dieje 
Abreife vorzunehmen, jobald die oberite Staatsbehörde, wenn 
gleich ohne alle Eröffnung ihrer Beweggründe, es ihm zu gebieten 
fi) entſchließt. 

Reichsgesetz vom 1. November 1867 über Freizügigkeit, und Bad. 
Gesetz v. 5 Mai 1870 (G.B. Nr. 32) über Aufenthaltsrecht ($$ 5 u. 4.) 


x 3) Einſchränkung bei herrenlojen Gäjten. 


Der ungejchmälerte Genuß dieſes Gaſtrechts kommt nur 
jenen Fremden zu, welche eine offene Heimath und einen nad)= 
folgenden Herrn haben, das it, welche noch wirklich Bürger oder 
Angehörige eines andern Staats jind, in welchen zurüdzus 
fehren jie nichts hindert, und welche daher auch in der Fremde 
dem Bertretungsrechte und der Rüdrufungsbefugnig ihres Regenten 
unterliegen, jomit das Yand als Reifende betreten. Eingeſchränkter 
ift der Genuß des Gaftrechts für herrenloje Gäjte, wohin gehören 
Auswanderer, die von ihrem Heimathsitaate auf Verlangen ent= 
lajjen worden jind, um eine neue Heimath in anzubauenden Erd- 
ftrihen zu juchen; Ausgeiwviejene, die von einem Staate, worin 
fie ji) aufhalten, wegen verwirkten Aufenthaltsreht über die 
Grenze gebracht worden; Yandfahrer oder Yandjtreicher, die ohne 
habende Heimat) und ohne eine zu juchen, in der Welt jid) fort= 
treiben, und Yandflüchtige, die aus Furcht vor einer venvırkten 
Strenge der Gejege, oder um einer Unterthanenpflicht auszu— 
weichen, aus ihrem Yande ausgetreten find. 

Auswanderer jind bejchräntt; 

a) in dem Rechte der Reife und des Aufenthaltes, als die 
fie nicht nad) Belieben einrichten fünnen, jondern jene Straßen 
und Stationen einhalten müljen, welche in der nächſten Richtung 
zu ihrem zu juchenden Hoffnungsland führen, weshalb fie der 
empfangenden Staatsweifung nachfolgen müſſen, bei Gefahr, ſonſt 
al3 Landjtreicher behandelt zu werden, und 

b) in der Gerichtspflichtigfeit, indem fie wegen aller und 
jeder in oder außer Unſeres Yandes, in oder außer ihrem alten 
Heimathsitaat verrichteten Handlungen, auf Erfordern während 


u s 
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ihres inländiihen Aufenthaltes vor dieljeitigen Behörden Recht 
nehmen müſſen, und ihre Abtorderung und Nüdlieferung von 
ihrem ehemaligen Herrn nicht weiter verlangt, wohl aber wegen 
Verbrechen, auch gegen ihren Willen von Unſeren Behörden be= 
willigt werden Tann. 

Bei Ausgewiejenen, wenn jie für Unjeren Staat fremd 
jind, tritt das Nämliche ein, nur day 

ec) nad) Befinden ihrer Ausweiſungsurſachen und der daraus 
gegen fie entjpringenden VBerdächtigfeit auf der Straße und den 
Stationen ihre perjünliche Freiheit durch Begleitung, nächtliche 
Verhaftung u. dgl. von Unjeren Bolizeibehörden eingejchränft 
werden fan. 

Bei Landſtreichern gilt diejes zunächſt Geſagte ebenfalls, und 

d) wenn fie ungeleitlih, d. h. ohne Vorweiſung gültiger 
Päſſe und ohne einen rechtfertigenden Zweck das Yand betreten, 
fo ſind fie einer polizeilihen Unterfuchung und einer auf qut= 
findende Zeit beitimmbaren Annahme zu Verhaft und zu ges 
zwungener Arbeit, niemals aber, ohne eine ihnen erweislich zur 
Laſt Tiegende - weitere ſtrafmäßige Handlung, einer fürperlichen 
Züchtigung heimfällig. 

Vgl. R.St.G.B. $ 362; Reichsgesetz über Freizügigkeit v. 1. No- 
vember 1867, & 3. 

Landflüchtige können, 

e) je nachdem die Art und Natur der Urjache ihres Aus— 
tritts und das Verhältniß Unſeres Staats zu ihrem Heimaths— 
ftaat es fordert, als Reiſende, Auswanderer, Ausgetviejene, oder 
al3 Yanditreicher behandelt werden, in jedem Falle aber, 

f) wo allgemeine Verbrechen, d. h. ſolche, welche eine Ueber— 
tretung natürlicher verbotener Handlungen enthalten, zum Grunde 
des Austrittes liegen und fund find, und wo dieje nach Unieren 
Staatsgejegen und nach jenen ihrer Heimath zugleid peinlich) 
find, da müfjen fie verhaftet und auf Begehren ihrer Obrigfeit 
zurüdgeliefert, außerdem aber hierlands vor Gericht geitellt und 
allda nad) dem Strafmaße ihrer Heimathgejege gerichtet werden. 


- 


Vgl. Reichs-Strafgesetzbuch SS 4 u. 5. 
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x 4) Schußgenojienichaft. 

Eine andere Gattung von Fremden find die Schußges 
noſſen; fie treten in das Land ein, um für einen vorüber= 
gehenden Zweck einen zeitlichen Aufenthalt darin zu nehmen, ohne 
jedod) in eine verbleibende Berbindung mit Unjerem Staate ein= 
zugehen; fie genießen für diejen Zweck, aber auch nur für ihn, 
zu dem Gajtrechte, jo weit es auf die Art ihres Bleibens im 
Staate amvendungsempfänglich ift, noch alles das weitere Recht, 
das den Staatsbürgern, die den gleichen Zweck verfolgen, des— 
fall3 ohne namentlihe Beſchränkung auf Unjere Staatsunter- 
thanen durch) die Geſetze gegeben it, jo lange fie in dieſem be= 
jonderen Gejchärtsberuf thatig find, und fallen, ſowie dieje An— 
ftellung aufhört, in die Klaſſe der Gäſte zurüd. Sie tragen aber 
aud alle Yajten des Staats, die auf diefem Beruf verfaſſungs— 
mäßig liegen, gleich jenen Perſonen einer ſolchen Klaſſe, welche 
Staatsbürger find. Hierher gehören Ehehalten, oder Perjonen, 
deren Aufenthaltsrecht daraus erwächſt, dab fie im Dienft und Lohn 
der Staatsbürger, für deren häusliche Bedürfniffe oder für deren Ge— 
werbsgejchäft arbeiten, aljo Dienjtboten, Gejellen, Lehrjungen, Fabrik— 
arbeiter u.dal., Zöglinge, deren Aufenthaltdurc; den Zived bejtimmt 
wird, von geilen Bildungsanftalten des Yandes Nuten zu 
ziehen, ſie mögen entweder ſich jelbit überlafen, oder bejtimmten 
Staatsbürgern desfalls anvertraut jein, als Studirende, Koſt— 
ihüler u. dgl., Pächter von Landgütern oder Gewerben u. j. w., 
und Rentirer, oder Berfonen, die blos von ihren ausmwärtsher 
beziehenden Renten, oder jonjt von auswärtigem Einfommen 
leben, und Unjer Yand nur zu einem einjhveiligen Aufenthalte 
wählen, mithin weder durch die Natur ihres Einfominens, noch Durch 
eine fremvillig gefmüpfte Verbindung in einem dauernden Vers 
hältniffe zu dem hieſigen Yande ſtehen. 

x 5) Einſaſſenrecht. 

Nod eine weitere Gattung der Fremden jind die Ein— 
jalien, worunter jolche verjtanden werden, welche, mit Beibe— 
haltung des Heimathsrehts in ihrem uripriinglichen Staat, zugleich 
durch einen geſetzmäßig erlangten Beſitz von Liegenjchaften im 
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Lande, ingleichen durch ordnungsmäßige Erlangung eines Staats= 
dienftes oder eines Gewerbes im Lande, eine bleibende VBerbindnng 
mit Unjeren Landen gefommen find, wovon Eritere je nachdem 
ihr Gut eigene Markungsrechte hat, oder einer Ortsmarkung 
untergeben iſt, Landſaſſen oder Markſaſſen, lebtere beiden 
Gattungen aber Schirmſaſſen find. Alle dieje genießen, jo 
lange fie im Lande auf joldhe Weile angejeilen ind, in dem— 
jenigen, was auf ihre Art der Angeſeſſenheit Bezug Hat, durchaus 
Staatsbürgerrecht, haben aber auch in dieſer Beziehung durchaus 
Unterthanenpflicht; in anderen davon unabhängigen Beziehungen 
aber behalten fie die allgemeinen Schutzgenoſſenſchafts-Verhältniſſe, 
nur daß fie nun auch wegen ſolcher Verbindlichfeiten, die fie außer 
Landes und ſelbſt in ihrem Seimathlande (wenn nur nicht in 
Bezug auf auswärtige Liegenichaften, Gewerbe oder Erbichaften), 
überfommen haben, hierlands gerichtspflichtig werden, daß fie 
mithin dem Kläger, jelbjt wenn er ein Mitbürger aus ihrem 
Heimathslande wäre, fein Rückweiſungsbegehren an ihren Heimaths— 
richter entgegenjegen, noc) von diefem Letzteren (den Fall alldort 
begangener Verbrechen oder vorhandener Rechtshängigkeit ausge— 
nommen) zurüdgefordert werden fünnen, jo bald jie mit Bes 
willigung ihrer angeborenen Obrigkeit und auf erlangten Heimaths— 
ichein, d. i. mit der Beurkundung des VBorbehalts, nad Gutfinden 
in die Heimath zurüdzufehren, zu Einjalien hierlands angenommen 
worden jind. 

Vgl. L.R.S. 15; R.C.PO. &$ 12 und folg. 

6) Staatsbürger: NRedt. 

Schußgenofien und Einſaſſen jind zwar in Beziehung 
auf jene Verhältniffe, in welchen fie durch ihre Verbindung mit 
Unjerem Staat auch Unjerer Regentengewalt unterworfen find, 
nicht mehr Landfremde, jondern zugleid” Staatsangehörige und 
als ſolche gegen Uns in einer bejchränkten Unterthanenicaft. 
Staatsbürger und Staatsunterthanen find fie aber darum nicht, 
jondern nur jene Perjonen jind diejes, welche ohne Beſchränkung 
auf gewilje Verhältniffe, für fich, ihre Familie und Nachkommen 
Unjerer Regentengeivalt angehörig find. Um es zu jein, muß 
eine ſolche Perjon die Pflicht auf ſich haben, alle jene Verwen— 
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dung ihrer Zeit und Sträfte, welde nad) der Staatsverfailung 
zum öffentlichen Dienjt gewidmet ijt, dem Unjerigen vorzugsweiſe 
zu widmen, alle Verwendung derjelben, die zu ihrer eigenen Will- 
für vermöge der Staatsverfaffung bleibt, nad) den Regeln der 
hieſigen Staatsgejeggebung einzurichten und ſich unbedingt der 
hiefigen Richtergewalt zu untergeben, wogegen jie aber auch das 
Recht genieht, aus der Benußung ihrer Zeit und Kräfte allen 
Gewinn zu ziehen, der jtaatsverfafjungsmäßig davon gezogen wer— 
den fann, und zu verlangen, daß fie gegen jede drohende Be— 
nachtheiligung, welche wegen Geiſtes- oder Körperſchwäche, oder 
Uebermacht der Gegenwirkung, jie ſelbſt abzuwenden nicht ver= 
mögend wäre, mittelit obrigkeitlicher Vorjorge im Land und mit— 
teljt regentenamtlicher Vertretung und Verwendung außer Lands 
geihügt werde. Nur eine ausdrüdliche oder ſtillſchweigende Ueber— 
einkunft zwischen Uns nnd einem Fremden fann ihn in einen 
Staatsbürger umſchaffen; ſtillſchweigend iſt Jie nur da vorhanden, 
wo die beiderjeitige Abjicht, in jene Verbindung zu treten, durch 
eine natürliche und von den Staatsgejegen des Großherzogthums 
anerkannte Folgerung aus einer vorgegangenen Handlung fließt. 
Bewieſen und bofräftigt wird fie durch die Erbhuldigung, oder 
das feierliche Gelübde, welches das Familienhaupt und jede 
Mannsperjon, die das Recht hat, künftig Familienhaupt zu wer— 
den, ablegt, für ſich ſelbſt und mit allen Familiengliedern dem 
NRegenten und jeinen rechtmäßigen Nacdjfolgern treu, Hold und 
gewärtig zu jein, nad Kräften deilen Schaden abzuwenden, da= 
gegen deſſen Beſtes zu fürdern, auch den Geſetzen des Staats 
unterthänig und den obrigfeitlichen Geboten gehoriam zu jein. 
Ob ſolche Huldigung jchriftlich oder mündlich, eidlich oder hand— 
gelübdlich zu leijten jei, bleibt da, wo bejondere Freiheiten nichts 
bejtimmen, dem jedesmaligen landesherrlichen Gutfinden überlaijen. 
Vgl. $ 13a dieses Edikts, 


7) Vorrechte der Staatsbürgerichaft. 


Die Vorrechte des Staatsbürgers vor dem Fremden beftehen: 
ja) im Erwerb markſäſſiger liegender Güter, Hein Ausländer 
kann ein folches liegendes Gut im Großherzogthume erwerben, oder ein ihm 
anfallendes oder zugejchägtes, über Jahr und Tag unveräußert beibehalten, jo 
weit ihm nicht dazu vom Regenten bejondere Erlaubniß bewilligt ift. Auf 
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Güter, die der Landtafel angehören oder ſchriftſäſſig find, geht dieſes Er— 
werbsverbot nicht; 


Aufgehoben durch das (resetz vom 4. Juni 1864 (R.B. Nr, 24) über 
den Vermögenserwerb der Ausländer (s. L.R.S 11.) 

b) in Zreibung Handels und Gewerbes. Niemand 
fann im Yande auf eigenen Namen und Rechnung Handlungen, 
Manufakturen, Handiwerfe und andere jtändige Gewerbe bejiten, 
er jet denn Staatsbürger oder werde es, vorbehaltlid) jedoch lan— 
desherrlic zu bewilligender Ausnahmen; wohl aber fünnen Fremde 
als Gejellichafter oder als Einlagsgenofjen an einem bejtchenden 
Gewerbe eines Staatsbürgers Theil nehmen, ingleichen als reis 
jende Handels und Gewerbsleute auf Jahrmärkten, oder auf er= 
langte zeitlihe Handelsſcheine auch anderwärts die Handtierung 
treiben; dagegen fann feinem Inländer verjagt werden, ein er= 
lerntes Gewerbe zu treiben, zu welchem er ordnungsmäßig ſich 
befähigt hat, joweit nicht Verzicht oder Ergreifung einer andern 
damit unvereinbarlichen Lebensart ihn davon ganz oder für die 
Zeit des andauernden Hindernijjes ausſchließt; 

Reichs-Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869, $$ 1 u. 12. 

e) in der Anjprade auf Staatsdienjte. Jeder Staats— 
bürger, der zu gewiſſen Klaſſen von Staatsdienjten ſich befähigt 
hat, erwartet darin jeine verhältnigmäßige VBerjorgung; Fremde 
fünnen nur durch bejondere Begünftigung des Negenten, und 
jollen niemals in einer zum Nachtheil gleich gut geeigneter Lan— 
desfinder gereichenden Menge dazu gelangen; 

Vgl. Bad. Verfassungs-Urkunde $ 9. 

d) in der Allgemeinheit des Staatsſchutzes. Wenn 
bei Fremden, die Unjerm Staat zugleid) angehörig find, wenig— 
ftens noch der Souverän ihres Heimathslandes mit allen feinen 
geordneten Staatsbehörden ausgenommen ift, gegen dejjen ver= 
meintlichen Ueberdrang man fich diefjeits ihrer nicht anzunehmen 
hat, jo iſt bei Staatsbürgern feine Gattung des widerredhtlichen 
Nachtheils, und feine Perjon, von der er herrühre, ausgenommen, 
welche fie von der Nachſuchung und Ertheilung des Staatsſchutzes 
ausichlöfle; 

e) in der Dauer des Einwohnungsredt3. Seine mit 
ihnen vorgehende erlaubte und unerlaubte Veränderung, welche 
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nicht einen ausdrüdlichen oder einen ſtillſchweigenden, namentlid) 
in dieſem Geſetz zu Kräften erfannten, Verzicht enthält, vermag 
die Untertanen des Rechts zu berauben, für ſich und ihre Fa— 
milie den Aufenthalt in Unjern Landen zu nehmen; jie können 
zur Strafe wohl aus einzelnew Gegenden, aber nicht aus dem 
Lande verbannt werden, es gejchehe denn durch Deportation an 
einen andern von Staats wegen ihnen ausgemittelten bleibenden 
Aufenthaltsort in dazu gejeglich geeigneten Straftällen; 

(resetz über das Aufenthaltsrecht vom 5. Mai 1870 (R.B. Nr 92). 

f) in dem Recht, durd Heirath eine eigene Familie 
im Staat zu gründen. seinem Fremden, der nicht für eine 
Che, die er jehliegen will, den Heimathſchein auflegt, das ijt die 
Urkunde jeiner Staatsobrigfeit, daß die Ehe als dort vollzogen 
und ZStaatsbürgerrecht geniehend werde angejehen werden, feinem 
aljo, der nicht auf jenen Staat ordnungsmäßig heirathen darf, 
fann im Lande eine Eheverbindung einzugehen geitattet werden, 
möge fie num mit einer andern fremden Perſon oder mit einer 
dielfeitigen Staatsangehörigen gejchlojjen werden wollen; dagegen 
fann auch feinem Staatsbürger, oder feiner Staatsbürgerin, ein 
ordnungsmäßiges injchreiten in den Eheſtand gänzlich verjagt 
werden, obwohl es dur die Staatsgeſetze auf gewilje Alters, 
Vermögens- und Standeserfordernifje Hin aufgejhoben werden 
tann ; 

Reichsgesetz vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung des Per- 


sonenstandes und die Eheschliessung $$ 28 u. flg.; Bad. Einf.-Gesetz $ 24; 
Dienstweisung für Standesbeamte $$ 30 u. 81. 


eg) in dem Recht auf Verjorgung ihrer Kinder. Diele 
müſſen bei ftaatsbürgerlicher und fittlicher Berähigung, wenn nicht 
immer an ihrem Wohnort, doch im Staat überhaupt zu einer 
Antretung ihres Staatsbürgerreht3 und zum Genuß der davon 
abhängenden Vortheile zugelalfen und darin nad) Möglichkeit ge— 
fördert, auch bei eintretender Unmöglichkeit für ihren Erwerb 
durch irgend eine Arbeit ſorgen zu fünnen, nothdürftig ernährt 


werden. 
Reichsgesetz über den Unterstützungswohneitz vom 6. Juni 1870, 
und Bad. Gesetz über Armenpflege vom 5. Mai 1876, G.B. Nr. 32. 


_ —— 
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ss Sud (Erlangung und VBerluft des Staatsbürgerrchts) 
sind aufgeboben und ersetzt durch «as Reichsgesetz von 1. Juni 1870 
über Erwerb und Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit. 


ss 10—12 (Ortöjajfenredt) sind ersetzt durch das Bürgerrechts- 
gesetz vom 31. Dezember 1831 mit späteren Aenderungen. 


13. Erbhuldigung und Gerihtspflidtigfeit der 
Staatsbürger. 


Den Rechten der Staatsbürger ſtehen ihre Pflichten gegen— 
über, nämlich diejenige Obliegenheiten, die fie gegen den Negenten 
und Staat, vorzugsweile vor Ztaatsangehörigen und Fremden, 
zu erfüllen haben. Sie bejtehen 

a) in der Erbhuldigungspflicht, welche die Yeiltung des oben 
envähnten feierlihen Gelübdes ($ 6) und die Erfüllung aller 
darin begriffenen Zuſagen erhält; 

Gesetz vom 7. Juni 1848 (R.B. Nr, 37) über die Beeidigung auf 
die Verfassung. 

x b) in der unbejchräntten Gerichtspflichtigkeit. Wenn ans 
dere Staatsangehörige oder Fremde immer nur in gewiljer eis 
tern oder engeren Beziehung, und nur durch diefe den hieſigen 
Gejegen und Gerichten unterworfen find, jo jind es die Staats= 
bürger in jeder denkbaren Beziehung, jo weit es ohne Anſtoß 
gegen die Rechte eines anderen jouwveränen Staats möglich ift, 
folglich mit Ausnahme der Rechtsſtreitigkeiten, welche eine Liegen— 
ihaft oder Erbſchaft unmittelbar ergreifen, die in fremden Staaten 
gelegen ift, oder welche eine dort ſchon in gejeßmäßiger Art 
rehtshängig gewordene Streit oder Strafjache betreffen; in allen 
übrigen mögen fie vor hiefigen Gerichten belangt und für Recht 
geitellt, und nach hieſigen Gejegen, jo weit nicht Rechte fremder 
Staatsbürger mit befangen jind (mo alsdann die Gejeke des 
Orts, wo die erlaubte oder unerlaubte Handlung begangen wurde, 
anzumenden find), gerichtet werden, indem, jo lange blos von 
Rechtsverhältnifien zwiichen Staatsbürger und Staatsbürger, oder 
zwiichen dem Staatsbürger und dem Staatsgejeß, aus erlaubten 
oder unerlaubten Handlungen die Rede ift, die Verbindlichkeit, 
den Gejegen jeines Regenten gemäß ſich zu betragen, dem Unter: 
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than aller Orten hin nachfolgt, und wenn fie ihn gleich in ge— 
eigneten Fällen nicht befreit von der Schuldigfeit über jene Ver— 
bindlichkeiten, die er in fremden Landen einging, aud dort — 
und alsdann nad) dortigen Geſetzen — Recht zu geben und zu 
nehmen, dennoch, jobald in Unjerm Lande die Verbindlichkeit 
noch unausgetragen zur Sprache fommt, er allein deßfalls nad) 
hiefigen Gejegen beurtheilt werden fann und muß, ſo weit nicht 
etwa bejondere Staatsverträge mit benachbarten Staaten Aus— 
nahmen bejtimmen, oder blos von bejtimmten Förmlichkeiten der 
Handlungen die Rede ift, in welchen Jeder in und außer Unjerm 
Yand ſich nach den Gejegen des Orts, wo er fie vornimmt, erkun— 
digen, benehmen und richten laſſen muß. 
Vgl. L.R.S. 3 u. 3a; R.C.P.O. $$ 12 u. fig. 


14) Steuerpflicht der Staatsbürger, 


ist ersetzt durch $ 58 der Verfassungsurkunde, 


x 15) Dienftprliht der Staatsbürger. 


Noch eine weitere Berbindlichkeit des Staatsbürgers ift 

d) die Dienjtpflicht oder die Obliegenheit, durch feine perjönliche 
Gaben und Sträfte den Staate ſich nußbar zu machen. Gleich— 
wie hingegen Gaben und Kträfte von jehr wejentlicher VBerjchieden- 
heit find, je nachdem ein Staatsbürger durch geiftige Bildung fie 
veredelt hat, und durch dieje Veredlung zugleich zu gemeinen 
förperlihen Dienften minder brauchbar geworden ift, oder in der 
Klaſſe der dur körperliche Arbeiten ſich hauptſächlich beichäfti- 
genden und nährenden Bürger geblieben ijt, jo entjtehen dadurd) 
in dieſer Dienjtbeziehung zwei Klaſſen der Staatsbürger: freie 
und botmäßige. Frei ift jeder kanzleiſäſſige Unterthan von allem 
Gebot zu geziwungenen Kriegsdieniten und zu geziwungenen Hand» 
und Fuhrarbeiten, aljo von Auswahl und Frohndpflicht, in= 
dem es jeiner Wahl anheim bleibt, ob und wie er durch An— 
nahmen bejoldeter Kriegs-, Hof- oder Staatsdienite jeine Pflicht, 
dem Staate nützlich zu werden, erfüllen fann und will. Dieje 
Freiheit kommt jedoch jenem, der Güter oder Gemeindsrechte hat, 
wegen welcher Yrohndienite zum gemeinen Wejen zu verrichten 
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find, nur jo weit zu gut, daß er nicht perjönlich dazu angehalten 
werden fann, jondern eine billige Abfindung vou ihm angenom— 
men werden muß. Frei fönnen auf ähnliche Art auch amts— 
ſäſſige Staatsbürger jein, wenn ſie Dienfte, Verrichtungen oder 
Eigenschaften haben, denen eine ſolche Freiheit bejonders im Geſetz 
anhängig erklärt it, oder wenn jie durch einen befonderen Gnaden— 
brief des Regenten eine Befreiung für ſich, oder für betriebene 
Gewerbe erlangen, welche Gnade alsdann jedoch nicht erblich, jon= 
dern blos Lebtäglich gegeben werden mag. Wer dur einen 
Gnadenbrief gefreit ift, wird nicht immer der ganzen Laſt, jon= 
dern oft nur der perjönlichen Yeiftung gegen Entrichtung einer 
billigen Abfindung frei; der Inhalt der Gnadenbriefe muß hier 
entjcheiden, der jedoch immer im engeren Sinn zu nehmen ift, 
wenn der Anhalt ziweideutig ericheint. Eben jo mag die Freiheit 
von einer Gattung der Dienjte, 3. E. der Frohnden, nicht auf die 
andere Gattung, 3. E. die Striegspflichtigfeit, hinüber gezogen 
werden, wo Gejeße oder Gnadenbriefe nicht beftimmt auf beide 
zugleich gehen. , 

Reichsgesetz vom 9 November 1867 über die Verpflichtung zum 
Kriegsdienste $ 4. 


x 16. Botmäßigfeit der Staatsbürger. 


Schuldig einem Gebot zu Kriegsdienſten oder Staats-Frohn— 
dienjten zu folgen, mithin botmäßig, ſind alle Staatsjäjlige 
und alle Amtsjäjlige, die nicht für das Eine oder das Andere 
einen bejtimmt jprechenden, durch die neue grundgejegliche Ver— 
fafjung Unjeres Staats gegebenen, oder neu bejtätigten Rechtstitel 
der Befreiung haben. Die jeweiligen Auswahlgejege bejtimmen 
das Nähere über die Kriegspfliht. Die Staatsfrohndpflicht, von 
der hier die Rede wird, iſt verichieden, je nachdem jie unmittel- 
bar für den Dienjt des NRegenten, als ſolchen, oder des Yandes 
benußt wird; Yandesfrohnden, oder für den Dienjt des Unter- 
gerihtsheren, in jenen Gegenftänden, welche die Ausübung der 
ihnen überlafjenen Theile der vollzichenden Staatsgewalt und 
der Untergerichtsbarteit betreffen, teineswegs blos deren Privat= 

Civilrecht. 39 
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vortheil — Gerichtsfrohnden; oder endlich für den Dienft der 
Gemeinde, in der jemand ortsjäjjig ift — Gemeindsfrohnden. 

Zu Yandesfrohnden iſt jeder botmäßige Staatsunterthan 
verpflichtet, er wohne in Unjerem eigenen oder im jtandesherrlichen 
oder grundherrlichen Ortsgebiet; die Anjage kann nur von Unſert— 
wegen gemacht, Freiheit davon nur von Uns, oder in Unjerem 
Namen gegeben werden. Das Map beitimmt allein die jeweilige 
Nothwendigkeit, nur auf gleiche Vertheilung und ſchickliche Ein— 
theilung, daß nicht eine Zeit vor der andern, eine Gegend vor 
den andern, ohne Noth und unbillig überladen werde, hat der 
Botmäßige gerechten Anſpruch. 

Zu Gerichtsfrohnden iſt nur derjenige botmäßige Unter— 
than verbunden, der unter jener Gerichtsbarkeit, für welche ſie zu 
leiſten ſind, angeſeſſen iſt; ſie können daher in verſchiedenen Be— 
ziehungen von einem landesherrlichen und von einem ſtandes— 
oder grundherrlichen Beamten in ein und eben demſelben Bezirk, 
an ein und dieſelbe Perſon gefordert werden, je nachdem der 
Fall dazu in die dem Landesherrn vorbehaltene oder zur Orts— 
herrlichfeit gehörige Gerichtsbarkeit einjchlägt; das landesherrliche 
Gebot geht in ſolchem Fall vor, wenn beide nicht neben einander 
eingetheilt werden fünnen. Befreiungen fünnen bier eben jowohl 
nur Unſere Staatsgejege geben, nicht der Gerichtsherr; mit dem 
Maße diejer Frohnden hat es gleihe Bewandtniß, wie mit dem 
Vorigen. 

Gesetz vom 28. Mai 1831 (R.B. Nr. 9.) 

Die Strassenbau-, Militär- und Gerichts-Frohnden sind 
aufgehoben. Voılzugsverordnung vom 7. Juni 1832, 
R.B. Nr. 36: Transporte, Wachen und Botendienste geschehen 
auf Kosten der Amtskassen, die Dienstleistung gegen Ver- 
gütung kann aber in dringenden Fällen nicht verweigert 
werden; auch dauert die Verbindlichkeit zur unentgeldlichen 
Mitwirkung bei Streifen fort. 


3u Gemeindsfrohnden ift jeder Gemeindsmann, der nicht 
als Gemeindsdiener verfaffungsmäßig gefreit ift, ſchuldig, nur daß 
Unbotmäßige obgedachtermaßen zu einer Abfindung durch Geld 
oder Vertretung zugelaifen werden müſſen. Freiheiten fann nur 


ru 
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das Geſetz und die landesherrlich gutgeheißene Bewilligung der 
Gemeinde geben; ſie ſind in gleicher Art wie die vorigen, un— 
gemeſſen. 

Gemeindeordnung (Gesetze vom 6. u. 24. Febr. 1870. G.B. Nr. 
7 u. 8) 88 89-91. 

Alle dieſe dreierlei Gattungen der Staatsfrohnden hat in 
eigenem Namen nur der zu leiften, wer jein Staatsbürgerrecht 
angetreten hat, mithin Familienhaupt geworden ift; Frauens— 
perionen nur dann, wenn fie als Wittiwen anjtatt des Familien— 
hauptes find. Jeder fann fie durch taugliche Hausgenoſſen oder 
eingeftellte Miethleute verrichten. Nur zu Nothfrohnden, welche 
nämlich durch eine außerordentliche Noth in Feuersgefahr, Waſſers— 
gefahr, Kriegsgefahr herbeigeführt werden, fann nad) Befinden 
der Bolizeibehörde "oder Anordnung der Gejege perſönliches Er— 
Icheinen jolcher Perſonen, auf deren Munjtfertigkeit oder Zuver— 
läjligfeit man bejonders abheben muß, geboten werden, wobei 
dann auch nad Umjtänden alle Befreiungen der Botmäpigen 
ruhen. 

Belehrung vom 13. Dezember 1831, R.B. 1832 Nr. 7: 
Die Nothfrohnden dauern noch fort, wo ein augenblicklicher 
Kraftaufwand und ein schleuniges Aufgebot zur gesammten 
Hand in Nothfällen erfordert wird, besonders zur Winterszeit 


bei tief gefallenem oder zusammengewehtem Schnee zur 
Offenhaltung der Staatsbahnen. 


*17) Herrenfrohndbarkeit. 


Gesetz vom 28. Dezember 1831 (R.B. 1832 Nr. 1) über Aufhebung 
der Herrenfrohnden. 


»18) Erbpflichtigfeit. 


Gesetz vom 10. April 1848 (R.B. Nr. 23) über Aufhebung aller 
Feudalrechte (Art. 1 2. 2). 


#19) Recht der Juden. 
(resetz vom 4. Oktober 1862 (R.B. Nr. 48) über die bürgerliche 
Gleichstellung der Israeliten. 
*20) Gerichtsſäſſigkeit. 


Gesetz vom 15. Februar 1851 (R.B. Nr. 15) über Aufbebung der 
befreiten Gerichtsstände. 
39% 
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21) Erwerb und Verlujt des Adels. 


Was insbejondere den Adel Unjerer Lande betrifft, jo ordnen 
Wir anmit darüber Folgendes: 

a) Wer zur Zeit des gejchloffenen rheiniichen Bundes im 
öffentlichen ruhigen Belit eines deutjchen Adels war; wer jeßt 
oder fünftig einen Adelsbrief von Uns oder Unjeren Nachfolgern 
oder von andern zur fünigliden Bank des rheinischen Bundes 
gehörigen, oder andern etwa durch das fünftige Bundesitatut 
dazu für ermächtigt anerfannten Souveräns erlangt; wer den 
Adel von andern Mächten erhalten, und deſſen Anerfennung von 
Uns bei jeiner Niederlafiung im Land erwirkt Hat; wer endlich 
von einem adeligen Bater in rechtmäßiger Ehe erzeugt wird, der 
hat als Staatsbürger Adelsrecht. 


b) Wer nur als fremd in Unjerem Lande ji aufhält, ift 
inzwischen Adelsgenoffe, jobald er nachweiiet, daß er in jeinem 
Heimathsland Adelsrecht genichet. 


c) Keiner, der eine Erhöhung in den Adelsitand ſucht, und 
zu ſolcher Zeit ſchon Staatsbürger Unjeres Großherzogthums ift, 
fann ihn anderäwoher juchen oder annehmen, als von Uns oder 
Uniern Regierungsnadfolgern. 


d) Der Adel theilt ji in den Herren- und Ritterftand; zu 
jenem gehören alle, welche fürftliche Würde haben, oder mit einem 
wohl erworbenen Erbreht an einem Fürſtenthum oder einer Graf- 
ihaft des ehemaligen deutſchen Reichs unter rheinijche Bundes— 
jouveräne gefommen jind; die übrigen Grafen, Freiherren und 
Edelleute gehören zu letzterem; das bisherige verjährte Herbringen 
oder ihr Adelsbrief müſſen ausweilen, welche von diejen Kate— 
gorien ihnen gebühre, die übrigens alle nur einen Unterſchied in 
den Ehrenbenennnngen, feinen in dem Rechtsumfang wirken. 

*e) Jeder, der ein Verbrechen begeht, wodurd er einer peinlichen Strafe 
ihuldig wird, wenn jolches nit aus einer, wenn auch unrichtig beurtheilten 
Nothwehr des Lebens oder der Ehre ausfloß (mo er alödann nur feiner Ehre 
vorbehältlid verurtheilt werden darf), verliert für feine Perſon den Adel, 


fann ihn alfo auf nachher erit erzeugende Kinder, oder eine nachher erft ans 
nchmende Ehefrau nicht foıtpflanzen; dagegen 


— — —â— —— 
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*f) können adelig verehelichte Frauenzimmer und adelig geborene Kinder 
ihres einmal wohlerlangten Adels durch ein ſolch fremdes Vergehen des 
Gatten oder Vaters nicht verluſtig werden; auch 

®r) können ſelbſt die ſpäter geborenen Kinder ihrer Familien-Erbrechte 
deßwegen nicht verluftig gehen, nur daß fie im Erbgange am Stammgut 
gegen alle Erbfähige, deren adeliche Abſtammung unbeſcholten iſt, zurüdtreten 
und, wenn fie endlich die Erbordnung trifft, fie die Adelserneuerung bei Uns 
auswirken müflen. 

e, f, u. g sind aufgehoben: R.St.G.B. 55 31, 33, 84: R.E.G. 


ss 2. 6. 


Verordnung des Ministeriums der auswärtigen Ange- 
legenheiten vom 3 Juli 1815. (R.B. Nr. ı2) 


Nach eingeholter höchster Entschliessung Sr. Königl. 
Hoheit sind folgende Grundsätze in Bezug auf die Adels- 
matrikel im Grossherzogthum als Erläuterung des sechsten 
Constitutionsedikts vom Jahre 1808 über die Grundverfassung 
der Stände als gesetzlich sanktionirt worden: 

ı) In die Adels-Matrikel des Grossherzogthums wer- 
den alle Adelige des Landes eingetragen, und darüber nach 
den verschiedenen Adelsklassen alphabetische Register bei dem 
Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten gehalten, welchem 
auch die jeweiligen Veränderungen in dem Personalstande 
der Familien anzuzeigen sind. 

2) Als dem Lande angehörige Adelige werden alle jene 
angesehen, welche durch einen Wohnsitz und Niederlassung 
im Lande, oder durch überkommenen Staatsdienst in den 
persönlichen Staatsbürgerverband getreten sind, dessen unbe- 
schadet sie anderwärts einen auf dinglichen Besitz ge- 
gründeten Realnexus behalten können. 

3) Kein Einwohner oder Staatsdiener wird im Grossher- 
zogthum als adelig anerkannt, und darf die darauf sprechen- 
den Prädicate führen, der nicht in die Matrikel eingetragen 
ist; wogegen auch letzte als Adelsbeweis in der Folge 
dienen wird. 


22) Rechte des Adels. 
Mer Staatsbürger ift und Adelsrecht hat, wird dadurch 
befähigt: 
a) zu jenen Hofvorzügen, die jeder Herr an jeinem Hofe 
dem Adel einzuräumen für gut Findet; feine Anordnung eines 
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Norfahren kann jedod den Nachfolger hindern, darin abermals 
nad) Gutfinden Aenderung zu treffen. Der Adel befähigt ferner 

b) zum Stammgutsrecht, das heißt zum Recht, jeine 
Verlafienichaft zum Vortheil der Nachkommenſchaft und zum Glanze 
der Beſitzer mit Untheilbarteit und Unveräußerlichkeit zu belegen, 
und die noch nicht in den Erbgenuß tretenden Erben mit noth— 
dürftigem Unterhalte auszuweiſen. Fideikommiſſe außerhalb ade— 
liger Familien, wo fie ſchon find, mögen ausnahmsweiſe bejtehen 
bleiben, ueue aber fünnen, ohne erlangtes Adelsrecht, feine ge— 
macht werden. Der Adel befähigt endlich 

gl. L.R.S. 577 ec. 

c) zur Siegelmäßigfeit, das heißt zum Recht, aus— 
ſchließlich ein gewiljes, durch altes Herfommen oder Staatsgunft 
erhaltenes Wappenzeichen zu führen und jolches mit einem offenen 
Helm oder einer Adelsfrone zu zieren (nämlich je nad) dem Ver— 
hältniß der Würde mit einer Fürſten-, Grafen- oder Freiherrn— 
Krone); die Eiegelmäßigfeit kann auch abgetrennt vom übrigen 
Adelsrechte, anderen Staatsbürgern durch Wappenbriefe zu Theil 
werden, gibt aber alsdann nur eine ausjchließende Wappenberech— 
tigung, nicht aber jene bejonders auszeichnende Wappenzierrathen. 

d) Weitere Vorzüge gewährt der Adel nicht, ant wenigjten 
mag er in oder zu Staatsdienjten dem Adeligen vor dem Nichts 
adeligen ein Vorrecht gewähren. Jeder Staatsbürger hat gleiche 
Ansprüche auf Anitellung und Beförderung bei gleicher Befähi— 
gung, und jeder hat bei gleichem Dienſt auch gleiche Anſprüche 
auf die dem Dienft anhängige Ehren und Gehaltsbefugnifie. 

Vgl. Bad. Verf,-Urk, $$ 7 u. 9. 


*23 und 24) Zunftverfafjung. , 
Reiehs-Gewerbeordnung vom 21. Juni 186%, 58 4 u. 8I— 109. 


25. Beſchränkung des Gebrauds der Staatsredte. 
Um die welt- und ftaatsbürgerlihen Rechte nad) eigenent 
Gutdünten ausüben zu fünnen, genügt es nicht an der bloßen 
Auftändigkeit derjelben, jondern ihr Gebraud kann jeweils, theils 
durd) natürliche, theils durch zufällige Verhältniſſe an die Fürs 
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ſorge, Miteinwilligung oder Berathung anderer Perſonen gebunden 
ſein, ſo daß er ohne dieſe keine Rechtswirkung oder doch nicht 
die volle, ſonſt gewöhnliche, äußert. Niemand kann jedoch auf 
dieſe Art eingeſchränkt, mithin von dem Gebrauche ſeiner wohl— 
erworbenen Rechte überhaupt, ausgeſchloſſen werden, der nicht in 
einem der von dieſem Staats-Grundgeſetz vorgeſehenen Fälle ſich 
befindet; damit fällt auch die für den ledigen Stand mittelſt des 
Fisci-Rechts auf Hagenſtolzenerbe vorhin hier und da beſtandene 
Einſchränkung der freien Vererbung ihres Vermögens weg. Wohl 
aber fönnen einzelne jtaatsbürgerliche Gerechtjame auf beſtimmte 
Zeiten oder für bejondere Lebenslagen durch die Gejege für ruhend 
erklärt werden, 3. B. das Heirathsrecht bei gewiſſen Dienjten, 
das Meifterreht bis zu gewiſſen „Jahren x. x. Die Obrigkeit 
fann jedoch gegen Einzelne diejes Ruhen der jtaatsbürgerlichen 
Rechte nicht ausiprechen, jo lange nicht ein vorausgegangenes Ge— 
jeß überhaupt für einen ſolchen Fall ſie dazu ermächtigt hat. 


126. Geſchlechtsunterſchied, 


Eine Einſchränkung im Selbſtgebrauch der Rechte wird durch folgende 
natürlihe Xebensverhältniffe begründet: a, dur das Geſchlecht, An der 
Regel ift nur das männliche Gejchlecht jelbjtmündig oder befähigt, alle 
feine Handlungen ohne fremde Fürſorge oder Berathung vorzunehmen. Das 
weibliche Gejchiecht, deiien Yage ihm eine Untunde in Rechtsgeichäften ver- 
zeihlich macht, ift in Abficht auf alle, nicht zu feinem Haushaltungsberuf un- 
mittelbar gehörige, auch nicht zunächſt und hauptjächlich jeine Perſon betref- 
fende, verbindliche Handlungen, woraus nadtheilige Folgen für deſſen Ver— 
mögen erwacjen können, an die Rathfragung eines Nechtsbeiftandes zur 
Schließung. und an die Beiziehung defjelben zur jchriftlichen Ausfertigung 
gebunden, jo weit es nicht Mannsreht hat, wo es alödann in den dahin 
gehörigen Rechtshandlungen auch ohne Beiftand gleich verbindlich handelt, 
als Mannsperjonen, die unter dem gleichen Berhältnig ein Geſchäft aus: 
führen. Mannsrecht genießen: a) die Vogtsfrauen, nämlich jene Frauen⸗ 
zimmer, welche zur Verwaltung einer Standes: oder Grundherrlichteit in 
eigenem oder in vormundfcaftlihen Namen zugelafjen jind, als welche bei 
dem offen ftehenden Gebrauch ihrer rechtgelehrten Diener nur fich jelbjt an- 
zuflagen haben würden, wenn fie fi) durch ihre Handlungen verkürzten, und 
daher, jo lange ſie in jener Lage find, alles weitern Beiftands-Bedürfnifjes 
enthoben bleiben; b) Gewerbsfrauen, die, jei es im ledigen. geſchiedenen 
oder verwittweten Stande, als Eigenthümerinnen oder Nutznießerinnen, Han— 
del, Fabriken oder Handwerke treiben; dieſen kömmt jedoch das Mannsrecht 
nur in allen jenen Rechtsgeſchäften zu ſtatten, welche von der Art ſind, 
daß ſie durch die Natur des Gewerbes herbeigeführt werden können, und 
worin fie als gewerbtreibend anzuſehen ſind; in Geſchäften hingegen, die 
ihr Vermögen überhaupt, und als Staatsbürgerinnen zunächſt betreffen, blei— 
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ben fte unter der weiblichen Vogtbarkeit. Deren Verhältniffe beftimmt übrigens 
die jeweilige Staatögefepgebung. Niemals wirkt das Gejchleht eine Ent- 
Ihuldigung wegen begangener unerlaubter Handlungen. als worin vielmehr 
beide Gejchlechter gleich gerichtet werden. Niemals auch kann eine der Weibs- 
perjon vortheilhafte Handlung, die fie allein unternahm, wider ihren Willen 
wegen Mangel jener Berathung, angefochten werden. 


Aufgehoben durch das Gesetz vom 28. August 1835, (R.B. Nr. 88) 
s. L.R,S. 515 a. 


x 27. Wlterstreife. 
Eine weitere natürliche Einſchränkung führt b) die Jugend 
. herbei. Wer noch nicht das ein und ziwanzigite Yebensjahr zu— 
rüdgelegt hat, iſt minderjährig; er fann ohne allgemeine, oder 
beiondere ausdrüdliche, oder ftillichweigende, jederzeit geſetzmäßige 
Einwilligung jeiner Fürſorger (Eltern oder Pfleger) feine Hands 
lungen vornehmen, welche eine nachtheilige Verpflichtung jeines 
Vermögens zum Gegenjtand haben, wenn er nicht von der gejch- 
gebenden Behörde einen Volljährigkeits-Brief erlangt hat (wozu 
jedod Keiner unter keinerlei Umjtänden vor zurüdgelegtem zwan— 
zigften Jahr gelangen kann). „Jene Einwilligung der Fürlorger 
tann für wichtige Fälle durch die Gefeßgebung an die Miteinjicht 
und Genehmigung der Polizeibehörde gebunden werden, iſt e3 
jedod) nur, jo weit die Staatsgeſetze jeweils es bejtimmt verordnet 
haben. Handlungen, die dem Minderjährigen zum Bortheil ge— 
reichen, ſind eben jo gültig, als jene, die ein Volljähriger unter 
gleihen Umftänden vorgenommen hätte. Berpflichtungen, welche 
blos auf ihrer Perſon lajten, fünnen die Minderjährigen in jo 
weit auch allein gültig übernehmen, als fie nur vorübergehende 
Folgen haben, und nicht die Erziehungs-Beſtimmung aufheben, 
welche ihnen ihr Fürſorger gegeben hat, jobald- fie einmal halb— 
mündig find, d. i. das vierzehnte Yebenjahr zurüdgelegt haben; 
jene hingegen, wozu eine bejondere Verſtandes- oder Erfahrungs 
reife erfordert wird (3.8. Cidesleiftung, Religionsänderung), und 
welche weiter zu bejtimmen dem Geſetz vorbehalten bleibt, jo wie 
alle letztwillige Erbeinjegungen, ſtehen ihnen nur nad) erreichter 
Vollmündigkeit zu, die mit der Zurüdlegung des ſechszehnten 
Jahrs fünftig eintritt. Auf unerlaubte Handlungen hat nur die 
Unmiündigfeit und Halbmiündigteit Einfluß, jene wirkt Straflojig- 
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feit, doc) dab dagegen eine den Negeln der Erzicehungsweisheit 
angemefjene, auf die That nach allen ihren Umjtänden abgermogene 
Züchtigung der Polizei an die Stelle trete; die Dalbmündigfeit 
wirft nur Strafmilderung in allen Fällen, welche das Geſetz nicht 
namentlich) ausnimmt, aber feine Aufhebung der richterlichen Straf— 
behörigkeit; Bollmündigen, obgleich noch minderjährigen Verbrechern, 
fommt auch dieſe nicht zu gut, und zwiſchen ihnen und voll: 
jährigen gleichen Berbrechern ift nur der Unterjchied, daß bei 
jenen jede andere bürgerliche oder peinliche Strafe in bürgerliche 
oder peinliche, körperliche Züchtigung, nach richterlidem Ermeſſen 
über die zu gewartende mehrere Wirkfamfeit, umgewandelt wer: 


den fann. 
Vgl. L.R.S. 388, 476 u. fig., 488, 903, 004, 1124, 1124a u. b., 
1305 u. flg.; R.Strafgesetzbuch $S 55—57. 


x 28) Selbjtmündigfeit und Yamilienabhängigfeit. 


Noch eine natürliche Einſchränkung entitehet e) aus der 
Yamilienabhängigfeit. Indem jeder Menjch jeinen Eltern 
Leben, Unterhalt und Erziehung, und dem Staat die Fürjorge 
für Erfüllung dieſer Elternpflichten zu danfen hat, jo gehet dar— 
aus für ihn die natürliche Prliht und für den Regenten die ge— 
rechte Forderung hervor, daß in allem, was ſowohl die Ausbildung 
und den Gebrauch jeiner Kräfte, als die auf Vermögen bezügliche 
Handlungen betrifft, ein „Jeder von dem Willen jeiner Eltern, 
und jo lang beide leben, in Fällen der Zwiejpaltigfeit vorzüglich) 
von dem Willen des Vaters abhängig jei, bis er geſetzmäßig aus 
jenem Erziehungs= und Unterhaltsverhältnig ausgetreten ift; vers 
möge derjelben fann ein jolcher durch feine unerlaubte Handlungen 
auf jeine Perſon und jein Familienvermögen (peeulium profec- 
titium), oder auf die Eltern Verbindlichleiten aufladen, ohne die 
Billigung der Eltern, wo nicht im Fall geſetzwidriger Verſagung 
obrigfeitliche Ergänzung der mangelnden elterlichen Bewilligung 
in das Mittel getreten iſt; alle andere eigenmächtige Unter: 
nehmungen fünnen die Eltern durch ihren Widerspruch oder Rüd- 
ruf vernichten. Ebeu jo wenig fünnen dergleihen Familien— 
glieder durch unerlaubte Handlungen dem Familienhaupt, das 
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daran nicht mit Schuld trägt, eine Verbindlichkeit zu Strafer- 
legung oder Griaßleiftung zuziehen. Dieje Abhängigkeit erjtredt 
ji jedoch nur auf Handlungen des gemeinen Lebens, oder auf 
das Grbvermögen in jeiner ganzen Fülle. Bat ein Familienglied 
auf ordnungsmäßige Weile Staats- oder Privatdienfte angenommen, 
und Vermögen dadurch) erlangt, jo gilt es in allen diejen Be— 
ziehungen für eben jo jelbititändig, als ob es Familienhaupt 
wäre, und fommt es nur auf die Reife der Jahre an, ob es 
auch als ſelbſtmündig allein handeln fünne, vder nod) als vogt= 
bar dabei an fremde Berathung oder Zuftimmung gebunden jei. 
Gleichwie übrigens jene yamilienabhängigfeit einestheils durch die 
Geburt, und zwar in Bezug auf den Bater nur durch eheliche 
Geburt entiteht, und amderntheils durch die Anwünſchung, 
womit man ein eigenes uncheliches oder ein fremdes Kind unter 
Beobachtung der gejeglihen Erfordernilfe an Kindesſtatt annimmt, 
jo wird jede Familienabhängigfeit himviederum aufgehoben und 
das Familienglied zur Selbjtändigkeitsgewalt, einmal durch eine 
vor der Behörde geiehmäßig zu bewirkende Grflärung beider 
Eltern, oder des noch lebenden Theils derjelben, ſich der elterlichen 
Gewalt über ein Familienglied aus beitimmt anzugebenden Be— 
weggründen zu entichlagen, für's andre durch gejegmäßige Selbit- 
verjorgung, da nämlich eine Tochter mittelft einer rechtmäßigen 
Heirath in eine fremde Familie und Haushaltung übergeht (wo— 
von jedoch der Fall des Finfreiens ganz verichieden ift, Wo näm— 
lich der Schwiegerjohn in die Haushaltung, der Schwiegereltern 
jih begibt, als in welchem Fall die Tochter als Familienglied 
abhängig bleibt, und er als Familiengenoſſe an diejer Abhängig— 
teit Theil nimmt, und nur in Saden, welche die Ehe und Hause 
haltung nicht betreffen, jelbjtmündig handeln fann), oder da ein 
Sohn eine eigene Haushaltung die auf den Erwerb jeines Fleißes 
und den Ertrag ettvaig abgejonderten Vermögens gegründet ift, 
ordnungsmäßig beginnt. Durch den Tod der Eltern erlöjchet 
dieje Abhängigkeit ganz, durch den Tod der noch in der Familie 
ernährten Finder aber nur alsdann, wenn dieje nicht ſchon Kinder 
haben, die jonjt an der Eltern Platz in diefe Abhängigfeit treten. 
Eine durch Selbitveriorgung erloichene Familienabhängigkeit wacht 
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wieder auf, jobald durd irgend einen Unfall die Selbjtverjorgung 
jo weit vereitelt twird, daß die Kinder oder Enkel wieder von 
den Eltern oder Großeltern zur Verjorgung angenommen werden 
müjlen. 


Vgl. L.R.S. 312 u. fig, 343 u. fig, 371—374, 889, 476 u. Hg. 
1584. 


x 29) Gemüthsſchwäche. 


Zufällige VBerhältnifie fünnen aucd eine Einſchränkung des 
Rechtsgebraucdhs der Staatsangehörigen beitimmen, dahin gehört 
vornämlich: a) Gemüthsichwäche, oder jener bleibend jcheinende 
Zujtand, worin Jemand des vernünftigen Gebrauchs jeiner Sinne 
nicht mächtig iſt, ſei es nun, daß er zwar jeine Sinne gebrauchen 
fünne, aber in allem, was nicht unmittelbar in einem jinnlichen 
Zujammenhang erjcheint, des Verſtandsgebrauchs entbehre, mithin 
die gemein erkennbaren Folgen feiner Handlungen entweder nicht 
einjehen, oder die Ginficht nicht bis zur Faſſung einer daraus 
verftändig hervorgehenden Entſchließung feſthalten könne (Blöd— 
jinnig); oder daß er zwar bei dem Sinnengebrauch auch einen 
Verjtandsgebraud habe, der aber für gewiſſe Fälle durd einen 
vorherrichenden bleibenden Eindrud des Körpers und des Gemüths 
in allem demjenigen, was damit in Berührung ſteht, verloren iſt, 
und einer twiderfinnigen Stimmung des Gemüths Raum läßt 
(Wahnjinnige); oder daß alle geiftige Sinnenthätigfeit, oder 
alle wahrnehmbare Bernunftthätigfeit bei ihm verſchwunden jei 
(Sinnloje und Unjfinnige). Alle dieje verjchiedene Gemüths— 
lagen rechtfertigen die Unterwürfigkeit ſolcher unglüdlichen Menſchen 
unter den Willen einer fremden Fürſorge, und entziehen ihnen 
die bürgerliche Selbitmündigfeit; jedocd nicht bei allen in gleichem 
Maße, indem manche den Vollmündigen Minderjährigen, mande 
den Halbmündigen, mande, den Unmündigen in Bezug auf ihre 
perjönliche Freiheit und auf ihre Vermögensbefugnifje zwiſchen 
Lebendigen jowohl als von Todes wegen dadurch gleich gejeßt 
werden. Diejes Maaß bejtimmt die gejegmäßige Erfenntniß nad 
vorausgegangener zujammenmirfender Prüfung der ftaatsrechtlichen, 
ftaatsärztlihen und firchlichen Unterpolizeibehörden. Chne eine 
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ſolche Vorunterſuchung kann bei übrigens gleichen Umftänden 
feinem die Selbjtmündigfeit abgejprochen werden, obwohl einzelne 
Handlungen eines Staatsangehörigen wegen zuvor jchon obge— 
walteter gleicher Gemüthsbejchaffenheit, oder wegen etwa vorüber- 
gegangenen Anfällen einer Gemüthsvenvirrung von den Betheiligten 
angefochten werden fünnen, wenn fie Spuren davon zeigen, oder 
als Ausflüſſe einer ſolchen jo gerechtfertigt werden fünnen, wie 
es jeweils die bürgerlichen Gejege fordern. Wo cinmal eine 
jolde Gemüthsunmündigkeit von Staats wegen anerkannt iſt, 
verliert jie ihre Wirkung nicht cher, bis auf gleihem Weg der 
geſetzmäßigen Erkenntniß deren Aufhebung verfügt ift. 
Vgl. L.R.S. 489, 499, 509, 512. 


x 30) Ueppigkeit und Berihwendung. 


Zufällig tritt auch eine Einjchränfung im Rechtsgebraud ein 
b) wegen Ueppigfeit. Wer in dem Gebraud) jeiner Lebensver- 
hältniſſe für jeine Annehmlichkeit irgend einem geſetzwidrigen Aus— 
bruch jeiner Leidenschaften jo viel nachſieht, daß diejer zu einem 
Hang erwächſt, der jeine Bermögensumftände oder feine Familie 
zu Grund zu richten drohet, ‘der verfällt unter bejondere polizei= 
lie Aufficht und angemeijene Beſſerungsverſuche; wo aber dieje 
etlichemal Fruchtlos bei ihm abgelaufen find, da wird er der 
Selbjtmündigfeit im Staat umvürdig, und fann aljo nad) vor= 
gängiger geiemäßiger Erhebung jeines Verſchuldens durch die 
Behörde neben andern verdienten Strafen auch zum VBerluit jener 
Selbjtmündigfeit verurtheilt, das heist mundtodt gemacht werden, 
wodurd er nachmals durdaus in die Klaſſe der Halbinündigen 
zurüdrällt und nichts für ich ſelbſt thun kann, was bei diejen 
eine Beltimmung des Pflegers fordert, auch noch weniger als fie 
irgend eine legtwillige Bermögensverordnung machen darf, annebit 
gleich ihnen auch in bürgerlichen Straffällen zu fürperlicher 
Züchtigung verurtheilt werden kann. Steine vor der Mundtodt- 
erklärung auf ſich genommene Berbindlichkeit kann hintennad) 
durch dieſe unfräftig werden, und feine erfolgte Bellerung kann 
dem Mundtodtgemachten die Selbitmündigfeit früher wieder ver— 
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ihaffen, als die Mundtodtmachung in der nämlichen Art wieder 
aufgehoben ift, in welcher fie obiger Satzung zu Folge erfannt 
werden muB. 

Vrl. L.R.S. 515 u. 513 a. 


x 31) Sinnenmangel. 


Bon beiden Fällen it der Sinnenmangel unterichieden, 
wenn Jemand nämlich eines oder des anderen der zum Vernunft— 
gebrauch unmittelbar dienenden Sinnenwerkzeuge, nämlich des 
Gefichts, des Gehörs oder der Sprache beraubt ift. Für fich allein 
und jo lang er nicht zugleich einen Blödjinn im Gefolge hat, 
entzieht ein jolcher Mangel feinem die Selbjtmündigfeit, der fie 
ſonſt hat, jondern wirft nur, daß in all jenen Recdhtsgejchäften, 
wobei zur richtigen Einjicht in die Umftände und ihre Folgen der 
mangelhafte Sinn nöthig wäre, ein bejonderer Rechtsbeiftand 
von ihm zugezogen oder ihm zugeordnet werden muß, der jeines 
Umgangs gewohnt oder jonjt jeiner Art zu denken und ſich aus— 
zudrüden fundig jei, ihm das, was er durch den mangelnden 
Sinn wahrnehmen oder verrichten jollte, durch die zweckmäßige 
Anwendung anderer Sinne wahrnehmbar oder verjtändlich made, 
und feine auf diefem Wege erhobene Erklärung bezeuge und be= 
fräftige, ohne welche Beiwirkung ein jolches Rechtsgeichäft, jo 
feierlich oder gültig es in jeder anderen Hinficht auch jei, nicht 
für wirkſam gegen ihn oder feine gejeglichen Erben angejehen 
und geltend gemacht werden mag, obwohl es für ihn zu wirfen 
immer geeignet bleibt. Desgleihen mag jolden in allen Ver— 
brechen, zu deren Unterlafiung fie die kräftigen Beweggründe des 
Gejeges nur durch den mangelnden Sinn würden haben fallen 
fünnen, eine Entſchuldigung von der ordentlichen Strafe, und 
eine nach der verjchiedenen Abjtufung der Yurechnungsfähigfeit 
des Einzelnen abgewogene Strafmilderung zu gut fommen. 


Vgl. L.R.S. 986, 979; Rechtspolizeigesetz $$ 50 u. 51; R.-Straf- 
gesetzbuch $ 58. 


Nach diefen hier zuvor ausgejprochenen Grundjäßen joll von 
nun an jede neue Gejeggebung eingerichtet, jede ſchon bejtehende 
Gejetgebung beſchränkt, verjtanden und angewendet, auch jeder 
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Staatsbürger und Fremde im Lande gerichtet und geſchirmt, und 
hiergegen feinerlei alter oder neuer Rechtsbehelf dawider gehört 
und angenommen, feine dem entgegenlaufende Freiheit erlangt 
und geachtet werden. Hieran gejchieht Unjer Wille, und meinen 
Wir das ernitlih. Urkundlich Unſerer Unterichrift und beige— 
drudtem Staatsfiegel. 


Gegeben in Unjerer Haupt und Reſidenzſtadt Karlsruhe, 
den 4. Juni 1808. 


Carl Friedrid). 


Fr. Brauer. 





3) Sonflige Fdikte. 


a) Edikt iiber Veranögensübergaben und Verpfriindungen 


vom 25. September 1807, (R. 3. Wr. 35.) 


Carl Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von 
Baden, Herzog zu Zähringen u. j. w. geben anmit zu vernehmen: 
Die Natur der Sache, bejonders bei dem Landmann, der mit ſchweren, 
dem Alter läftigen Arbeiten jeinen Enverb macht, leitet den be= 
jahrten Staatsbürger zu dem Wunſch, durch Uebergabe jeines 
Eigenthums und jeiner Nahrung an jeine Kinder, Verwandte 
oder Freunde, ſich eine legten Tage zu erleichtern. Eben dieſe 
Hoffnung jchlägt aber auch oft fehl, bald dur allzuharte Be— 
dingungen, womit der MWebertrag umwunden wird, bald durd) 
Täuſchung, die der Uebergebende über die Anficht der künftigen 
Leiftungen der Empfänger in ſich enweden ließ, bald auch durch 
eigene übermäßige Reizbarkeit, und zieht dann deſto beichiwerlichere 
Spaltungen der Familien nad ſich. Dieſes hat den Betheiligten 
zur Wahl mancher Formen und Bedingungen jolcher Vermögens 
übertragungen, und den verjchiedenen chemaligen Obrigfeiten 
Unjerer jegigen Gebiete zur Vorſchrift vieler Vorfichten und Be— 
ftimmungen Anlaß gegeben, woraus nunmehr eine mit der Ein— 
heit der jegigen Staatsverfallung ſchwer verträgliche Verſchiedenheit 
der desfalliigen Gebräuche und Nechtsanfichten entjtanden iſt, 
welche bis zu einer allgemeinen Gejeggebung fortdauern zu laſſen, 
bedenklich ericheint. In dieſer Hinficht verordnen Wir anmit zur 
allgemeinen Befolgung in Unſerem Großherzogthum Folgendes : 
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I. Allgemeine Vorſchriften. 


l. Niemand joll jein Vermögen abzugeben genöthigt werden 
fönnen, in welden Umftänden er auch jei, oder welchen Bor: 
theil es auch jeiner Familie bringen möchte, jo lange er ver- 
Itandeshalber ihm jelber vorftehen fann, Niemand aber aud mit 
jeinem Willen es abzugeben befugt jein, und damit ji) von 
andern abhängig und zu eigener Beſtreitung der ihm obliegenden 
jtaatsbürgerlichen Yaften und Pflichten unfähig machen, er habe 
denn entweder das dreiundiechzigite Jahr zurüdgelegt, oder nad) 
Zeugniß der Bezirfsbeamten des jtaatsivirthichaftlichen und jtaats- 
ärztlichen Fachs, welche die Unterpolizeibeßörde zu erheben hat, 
jowie nach dem eigenen miteinftimmenden Ermeſſen dieſer Be: 
hörde, jolche Yeibes- und Hemüthsgebrechlichkeiten, um derentwillen 
er Ichon früher jeiner Vermögensverwaltung oder Staatspflicht 
nicht mehr gehörig genügen könnte, oder er habe in deren Er— 
mangelung beſondere Bewilligung der Oberpolizeibehörde. 

Vgl. L.R,S. 1100 aa. 

2. Wer jein Vermögen abgeben will, der muß es, wenn 
er Notherben hat, entweder an dieſe abgeben, oder ihnen gleich: 
balden unbeichwert ihren Pflichttheil davon gegen billige, von 
ihnen zu empfangende, Verzinſung auf jo lang, als er lebt 
übergeben, ivenn er an andere Perjonen das Vermögen abreichen 
wollte, ausgenommen, wenn das Vermögen jo gering wäre, daß 
ſich Niemand fände, der daſſelbe zugleich mit einer Verbindlichkeit 
zu einer ſolchen Abgabe oder Yeiltung, welche den billigmäßigen 
Unterhalt der jeitherigen Figenthümer ficherte, übernehmen wollte, 
jobald zuvor der Prlichttheil davon abgekürzt würde, und wenn 
die Notherben jelbjt zur Verpfründung wegen Familienzwiſten 
oder Minderjährigfeit nicht geeignet wären; in diefem Ausnahms— 
fall mag geitattet werden, dap ohne DOffenhaltung und Abgabe 
des Prlichttheils die Vermögensübertragung an einen Dritten ge: 
ichehen könne. 

Vgl. L.R.S. 913, 920 u. fig. 

3. Jede Abgabe des Vermögens, in welcher Form fie ge 
ichehen jei, wird aufgelöst, wenn unvermutheter Weije etwa den 
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übergebenden Eheleuten noch eheliche Kinder aus einer jchon zur 
Zeit der Uebergabe bejtandenen Ehe geboren würden, wiewohl in 
Fällen, wo dies noch vorauszuiehen wäre, der Uebergabe cigent= 
lich) nicht jtatt zu geben ijt. Dagegen fann eine naher etwa 
erjt eingegangene Ehe, und daraus gejchehene Kindererzeugung, 
den Bertrag nicht brechen, jondern die Polizeibehörde wiirde in 
joldem Fall vor Zulaſſung einer weitern Ehe, für Feſtſetzung 
eines ftreitlojen Rechtsitandes der rau und Kinder jorgen müſſen. 

Vgl. L.R.S. 960 u. 1100.bee. 

4. Uebrigens muß jede Abgabe des Bermögens entiveder 
die Eigenjchaften einer Vermögensübergabe oder jene einer Ver— 
pfründung (Leibgedingsvertrags, Leibzuchtsvertrags u. dgl.) haben, 
und je nachdem ſie die Eigenjchaften des Einen oder des Andern 
bat, ijt fie bejonderen Förmlichfeiten unterworfen. In jedem Fall 
ift zu ihrer Gültigkeit Schriftliche Verfaſſung und obrigfeitliches 
Gutheißen erforderlich. 

Vgi. L.R.S. 1100ab u. 1983,b. u. $$ 11—13 u. 21 dieses Edikts. 


II. Regeln der Bermögensübergaben. 


5. VBermögensübergabe ijt jedes Rechtsgeſchäft, womit 
Jemand demjenigen oder denjenigen, der oder die zuvor jchon ein 
Erbrecht an ihn haben, und aljo nad) jeinem Tode das Erbe, jei 
es fraft gejeglicher Erbfolge oder mitteljt Exrbvertrags, oder aus 
eröffneten oder noch uneröffneten legten Willen befommen würden, 
jein Vermögen früher ſchon, und bei jeinen Lebzeiten mit einem 
Vorbehalt, der jeinen Unterhalt jichert, abtritt. ine zuvor jchon 
bejtehende, oder allenfalls gleichzeitig durd) einen mitverbundenen 
Erbvertrag zu Stand kommende Erbeigenjchaft des Empfängers, 
und der gejicherte lebenslängliche verhältnigmäßige Unterhalt des 
Gebers machen das Auszeichnende diejes Vertrags aus, deſſen 
wesentliche allgemeinen Beftimmungen aus der Lehre von Verträgen, 
und wenn die Uebergabe an Mehrere geichieht, zugleich aus der 
Lehre von Erbtheilungen zu entnehmen jind, und dejjen bejondere 
und zufällige Beitimmungen nachmals von dem Willen der Be— 
theiligten abhängen. 

Vgl. L.R.S. 1100aa u. ac. 

Civilrecht. 40 
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6. Die DVermögensübergaben ind in Beziehung auf die 
Erben einer vierfachen Nechtsbeitimmung empfänglich, je nach— 
dem entweder a) das ganze Eigenthum oder doch b) das volle 
Nutznießungsrecht unmiderruflih, oder e) Gines, oder d) das 
Andere nur widerruflich abgetreten und als Vorgenuß des aus 
der künftigen Erbichaft zu gewartenden Nechts bingegeben wird. 
Melches von diejen vier Verhältniſſen im einem einzelnen sch 
eintreten jolle, hängt von dem Willen und der Beltimmung der 
Betheiliſten ab, für deilen unzweideutige Faſſung die vorgedag;:e 
Bolizeibehörde zu jorgen hat. 

Verl, LRS. 1100ad, bb u. ce. 


7. Dieſe joll dabei immer zur fihern Vermeidung bedenf- 
licher Streitigkeiten ihren Zuiprud an die Parthieen auf die 
Mahl einer Widerruflichfeit des übergebenen Vermögensgenuffes 
richten, wo nicht die Belaftung des Vermögens etwa jo groß 
wäre, daß nur eine Unmiderruflichfeit der Uebergabe diejer letteren 
jenen Werth verichaften könnte, mitteljt deifen das Bermögen 
feiner Belaftung gewachſen, und alfo die Erreichung des Zwecks 
dieſes Nechtsgeichäfts möglich würde. So weit Undeutlichkeit im 
der Beſtimmung dennoch übrig geblieben wäre, ſoll der Nichter 
auf die mindeſte Berbindlichfeit deilen, der das Vermögen abgab, 
ſprechen, mithin auf nußniegliche und woiderrufliche Gigenjchaft 
der Uebergabe. 


8. Die Vermögensübergaben find ferner in Bezug auf den 
Unterhalt des Gebers cbenfalls einer vierfahen Beltimmung 
empfänglich, je nachdem entweder a) der Abgeber aus vorbehaltenen 
Gütern oder Renten, die feiner Verwaltung und Gewahrjam 
überlafien bleiben, jeinem Unterhalt vorjieht, oder b) ſich desfalls 
eine bejtimmte jährliche Abgabe, Schließ oder Leibgeding genannt, 
bedingt, oder ©) beide Wege zugleich und neben einander enpählt. 
mithin in jedem dieſer drei Fälle die Sorge für feine Pflege 
auf ſich behält, oder endlich d) ſich völlig der Verpflegung des 
Empfängers anvertraut, jei es nun mit oder ohne Vorbehalt 
einiges zu feiner Privatdispofition bleibenden Einfommens. Der 
erjte diejer vier Fälle ftellt eine reine Vermögensübergabe dar, 
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wder eine Vermögensübergabe im engiten Sinne des Worts; der . 
zweite eine Yeibgedingsübergabe; der dritte eine vermijchte 
Vermögensübergabe, und der vierte geht in die allgemeine Claſſe 
der Verpfründungs= oder Pfründverträge über, die auch an Nicht: 
erben geichehen fünnen, und von denen weiter unten in diejem 
Geſetz bejonders gehandelt werden wird. 


9. In den drei eriten Fällen muß der Erbe, auch wenn 
in der Folge dasjenige nicht zureichte, was zum Unterhalt deijen 
ausgejegt it, der das Vermögen abgibt, die Weiters unumgäng— 
lich nöthigen Koſten zuſchießen und fann feine gegentheilige Ver: 
tragsbedingung ihn davon gültig loszählen; nur wenn das 
Vermögen dur den Unterhalt ohne des Beſitzers Verſchulden 
aufgezehrt, und diejes erweislic, er annebſt eine Perjon wäre, 
die nicht für ſich ſelbſt die Ernährungslaſt des Gebers zur geſetz— 
fihen Obliegenheit hätte, fann er alsdann den ferneren Unterhalt 
des Abgebers dem Staat heimjchlagen. Eben deswegen fann 
er aber auch verlangen, daß die nothivendige Vorſorge für Er: 
haltung und zwedmäßige Verwendung des Vorbehaltsvermögens 
oder Schließes in dem Geding bejtimmt werde, oder wo jolche 
Beitimmung unterblieben wäre und ihm exit bintennach deren 
Nothwendigfeit einleuchtete, fann er dazu die Dazmwijchenkunft 
der Polizeiobrigkeit aufrufen, ohne daß dieje Forderung in einen 
Ne chtsftreit gezogen werden könnte. 


Vgl. L.R.S. 205, 206, 208—210. 


10. Die NRechtspolizei muß auf alle Fälle gleich) bei der 
Vertragsbeftätigung nach beiter Einficht jorgen, daß dem Abgeber 
der richtige Empfang des Yeibgedings, und dem Uebernehmer die 
richtige Gonjervirung und Verwendung des Vorbehalts oder 
Scließes gegen leichtlinnige Verjchleuderung gefichert werde, und 
daß das, was jeder Theil bedingt, möglichjt deutlich ausgedrüdt jei; 
bei dennoch verbleibenden Zweifeln muß auch hier wieder für 
den Abgeber und gegen den Uebernehmer des Vermögens ges 
ſprochen werden. 

Vgl. L.R.S. 2046, a. 

40* 
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11. Hinſichtlich auf die Form joll künftig mehr nicht bei 
Einer oder der Andern diejer drei Bermögensübergabsarten nöthig 
ſein, als daß eine zur Uebergabe berechtigte Perion (Art. 1) mit 
ihrem oder ihren Erben über die Art der Abgabe und der Ueber— 
nahme des Vermögens gejegmäßig übereingefommen ſei, dab dieje 
Uebereintunft durch den Theilungsichreiber oder bei Kanzleiſäſſigen 
allenfalls durd) einen Staatsjchreiber aufgenommen, jodann daß 
fie der Behörde, welcher die Rechtspolizei über den abgebenden 
Iheil zufteht, obgedachtermaßen vorgelegt worden, endlich daß eine 
öffentliche oder bei erlangter Staatserlaubnig eine private Ver— 
mögensbejchreibung als Grundlage zur fünftigen Beurtheilung der 
Anwendung der in Frage fommenden Rechtsverbindlichfeiten ge= 
faßt werde; da der Parthie genügt, durch jene Vorlegung 
das Ihrige gethan zu Haben, jo ift die wirkliche Ausfertigung 
der Bejtätigung jener obrigkeitlichen Behörde zur Gültigkeit nicht 
unumgänglich nothivendig, obwohl fie bei Strafe der Nichtigkeit, 
wie gedacht, nachgejucht werden muß, und ohne Berantiortlichkeit 
für die betreffende Behörde nicht unterbleiben darf, jobald feine 
Rechtsanftände im Wege jtehen. 

Rechtspolizeigesetz $ 26 Z. 4, Notariatsordnung $ 203 n. flg. 

12) Der Boftätigung geht die Prüfung voraus, wiefern 
alle obgedachten gejeglichen Eigenjchaften vorhanden und alle vor= 
gezeichneten VBorfichten genommen find, ingleichem, wenn Minder— 
jährige unter den übernehmenden Erben wären, ob dadurd) nicht 
Laſten auf diefe fommen, die den Vermögensgewinn überjteigen, 
und die wegen mangelnder Berpflihtung zum Unterhalt außer 
jener freiwilligen Uebernahme den Pfleglingen zu tragen nicht 
obliegen würden. 

Rechtspolizeigesetz $ 2 Z. 6. 

13) Höhere Staat3ermädtigung zur Beltätigung bedarf 
die Unterpolizeibehörde nicht; aber fie muß von dem Vorgang 
Diejenigen Dienſtſtellen, welche die Erbbücher oder Schatzungs— 
befundbücher u. dgl. führen, zu Behuf des Ab- und Zuſchreibens 
des Vermögens, jodann die VBerrechnungen, welche perjönliche oder 
Vermögensiteuer von dem Abgeber zu erheben haben, zu ihrer 
Maagnahme in Kenntnig ſetzen. 
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14) Bei dem Aufſatze ſolcher Vermögenübergabsurfunden 
muß der Verfaſſer, jowie bei deren Prüfung die Polizeibehörde 
die wahre Natur und die daraus flichenden Rechtsverhältniſſe 
diejes Vertrags wohl vor Augen haben, um durd Belehrung der 
Barthieen und durch Deutlichkeit der Auffäße, ſowie da, wo nöthig, 
durch erflärende Beiſätze in der obrigfeitlichen Bejtätigung zu 
forgen, daß nicht Nechtsftreitigkeiten oder unvorgejchene eine oder 
andere Parthie drüdende Folgen daraus entſtehen. In dieſer 
Hinfiht muß die zweifache Wirkung diejes Vertrags, nämlich 
jene während dem Leben deijen, der das Vermögen abgab, und 
jene nad) deſſen Tod in Betrahtung gezogen werden. Die Ver: 
mögensübergabe für ſich allein, und wenn nicht etiwa ein Erbver: 
trag damit verbunden ift, ift nur eine Schenkung und meijtens 
eine belaftete Schentung (donatio sub modo) der Nutznießung 
des Vermögens bis zum Tode des Gebers. Sie gibt aljo für 
ſich jelbjt zwar ein Gigenthum an einzelnen VBermögensitüden, 
das jedem Nutznießer eines Vermögens kraft der NRechtsregel, daß 
Geld anjtatt des Gutes und Gut anftatt des Geldes trete, zufteht, 
aber fie gibt feineswegs ein Eigentdum am Vermögen jeldjt und 
im Ganzen, joweit es nicht bejonders unwiderruflich oder wider: 
ruflich verwilligt it; fie hindert aljo auch den Geber nicht, über 
deilen Vererbung nad) dem Tode eine andere VBertheilung unter 
den Erben zu verordnen oder die gemachten Erbdispofitionen zu 
ändern, ſoweit fie in einer der Wandelbarfeit unterivorfenen 
Rechtsform gemacht waren; ſie fann ferner das Vermögen auf 
Erben des Empfängers, wenn dieſer vor dem Geber jtirbt, nicht 
weiter übertragen, als ſoweit diefe Erben zugleih in ſolchem 
Fall nad dem Geſetz die Erben des Gebers jein, mithin an ihrer 
verjtorbenen Eltern Platz ins Erbe treten würden; fie gibt an— 
nebit dem Empfänger fein Recht, für ſich allein und ohne Ein— 
willigung des Gebers darüber legte Willensanordnungen oder 
Eheverjchreibungen für einen Ehegatten, mit welchem er in eheliche 
Berbindung tritt, auf jeinen Todesfall Hin zu machen, aud) mag 
das übergebene Vermögen ohne eine ſolche beiondere Einwilligung 
nicht unter die gejegliche Erb- oder Nutznießungsbefugniſſe des 
überlebenden Ehegatten eines verjtorbenen Empfängers bei Leb— 
zeiten des Gebers eingerechnet werden. 
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15) Wohl aber mirft fie, daß eine etwa aud) jonft in 
ihrer Form tadelhafte und anzufechtende legte Willensverordnung 
oder jonjtige Erbernennung, wenn der Geber die Uebergabe bis 
an jeinen Tod unangefochten hat fortdauern laſſen, von andern 
Erben nicht weiter angefochten, noch dem, der in deilen Gefolg in 
dem Beſitz des Vermögens nad) dem Willen des Erblaflers if, 
desfalls das ihm vom Erblafjer erblich zugeichriebene Vermögen 
durch Anſprüche anderer Erben entzogen werden fünne. 

Vgl. L.R.S. 980 b. 

16) Weil inzwiichen dieje mögliche Aenderungen des Erb— 
befigers nad) dem Tode defien, der das Vermögen übergibt, oder 
nad) dem Tode dejien, der es empfängt und nachmals vor dem 
Geber verjtirbt, gewöhnlich von den Parthieen nicht eingejehen 
noch bedacht worden, und daher hintennach, wenn der all ein— 
tritt, viel Verdruß erregen, jo joll bei Verfaſſung und Beftätigung 
eines jolden Vertrags den Parthieen dieje Anficht deutlich ge 
macht und ihnen dahin zugejprochen werden, dab auf den all, 
wo bei Yebzeiten der Erblaſſer nicht das Vermögensübergabsge— 
ſchäft jelbjt (mad) dem laut Art. 7 zu machenden Vorbehalt) 
widerrufen würde, nachmals auch durch jeinen Tod darin ſich nichts 
ändere, jondern die Empfänger, und wenn jolche etwa aud vor 
dem Geber verjtürben, deren Erben oder Erbnehmer (causam 
habentes) als vertragsmäßig ernannte und betätigte Erben ange: 
jehen und die alsdann angefallene Erbſchaft jo, als wäre fie jhon 
von Zeit der Uebergabe angefallen, behandelt werden jolle. Wollte 
aber derjenige, der das Vermögen übergibt, dieſes jich nicht ge 
fallen lafjen, jo ift doch der gejchehene Zuſpruch und die Ent: 
ſchließung defjelben, es bei jener natürlichen Wandelbarfeit der 
fünftigen Erbverhältniſſe nach Werjchiedenheit der Fälle, und bei 
dem desfallfigen Rechtsausichlag zu belafjen, in dem Aufſatz oder 
der Beftätigungsurfunde -auszudrüden. 

17) Als Folge, die Jeder einfieht und die ſich auch unaus— 
gedrüdt von jelber verjteht, ift es anzujehen, dat; alle Yalten, die 
das Vermögen mittelbar oder unmittelbar betreffen, ſowie alle 
dergleichen Klagen, jo weit fie nicht etwa Vorbehaltsftüde an— 
gehen, von Demjenigen getragen werden müfjen oder reſpective 
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geführt werden fünnen und übernommen erden müſſen, der 
nußnieplich in daſſelbe eingetreten ift, und iſt eine Einwilligung 
oder Mitberathung des Abgebenden dabei nicht nöthig, jo weit 
nicht derjelbe namentlich ſich ſolche ausbedungen bat, vielmehr 
muß, auch wenn das Vermögen feiner Zeit auf andere Perjonen 
erblich fiele, der NRechtsausichlag von ihrer Prozekvertretung für 
und wider ſolche Erben gelten. Nur jene Forderungen oder 
Schuldigkeiten des Uebergebenden, welche durch Geſetz oder Ver— 
trag auf deſſen Tod bedingt find, fallen nicht unter dieje Aus— 
übungsbefugnig des Vermögensübernehmers. 

18) Wo ein VBermögenstheil vom Webergeber vorbehalten 
it, da Steht ihm darüber nicht nur die freie Dispofition unter 
Vebendigen und von Todeswegen zu, wenn er jich deren nicht 
begeben hat, jondern wenn er auc feine macht, jo haben dennoc) 
daran Diejenigen, welche das Vermögen übernehmen, aus diejer 
Uebernahme für jich allein feine Erbanjprüche darauf und fünnen 
mithin nur jo weit daran Theil verlangen, als fie ohne diejes 
Erben iind. Wo der Mebergebende eine andere Abficht hätte, 
muß ſolches deutlich ausgedrüdt werden. 

Vgl. L.R.S. 1077. 

19) Würde mit der Uebergabe ein Schließ (oder Yeibge= 
ding, Yerbzucht) verbunden und es fteigt die Abgabe, alles zus 
Jammengerechnet, nicht über zwei Drittel des jährlichen Ertrags 
des Wermögens hinan, jo wird der Vertrag noch immer, jo weit 
nichts Anderes bedungen ift, als eine belajtete Schenkung ange— 
jehen und folglic) nad) den davon handelnden Gejegen beurtheilt. 
Wo aber derjelbe ſich höher belaufen würde, da wäre, weil nicht 
vermuthet werden kann, daß der Uebernehmer fremdes Vermögen 
umſonſt oder um eine unverhältnigmäßige Vergütung verwalten 
und bewahren wolle, die Uebergabe als ein Vermögenstaujch oder 
Yeibrentenfauf anzujehen und nad) den desfallſigen Gejegen zu 
richten; folglihd muß jede von den Parthieen intendirende Be— 
ſtimmung, welde etwas Anderes bezivedte, als aus jener Geſetz— 
anmendung hervorgehen würde, beitimmt und deutlich in der 


Uebergabsurfunde ausgedrüdt werden. 
Vgl. L.R.S. 1100 be. 
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20) Der Anfang der Recjtsverbindlichkeit tritt mit dem 
Anfang der VBermögensbejchreibung oder Jnventur ein, wenn, wie 
e3 gewöhnlich der Fall ift, der Mebergabsvertrag vorher berichtigt 
wurde; oder mit der Uebergabe des Vertrages zur obrigfeitlichen 
Betätigung, wenn (tie es zuweilen gejchehen fann) die Vermö— 
gensbeichreibung der Vertragsberichtigung vorausgegangen wäre; 
würde vor diefem Zeitpunft Eines der Betheiligten jterben, jo ift 
das ganze Rechtsgeſchäft als unvollendet und nicht gejchehen an— 
zufehen. Die Polizeiobrigfeit muß aljo die Parthieen erinnern 
und, jo viel an ihr ift, jelbjt jorgen, daß hintereinander uns 
aufgehalten die verjchiedenen zur Vollendung gehörigen Alte 
vorgehen. 


III. Regeln der VBerpfründung. 


21) Eine Berpfründung ift vorhanden, jobald Jemand jein . 
Vermögen ganz oder zum Theil oder auch nur zu einer bejtimme 
ten Summe hingibt, um dafür von dem Gmpfänger nicht nur 
lebenslänglichen Unterhalt, jondern auch Wartung und Pflege ſich 
zu ſichern; es ift hiebei durchaus gleichgültig, ob der Empfänger 
gejeglicher oder ernannter Erbe des Verpfründeten oder ein ganz 
Fremder jei. Diejer Vertrag erfordert zu jeinem Wejen die 
Beltinnmung des Vermögens, das um die Pfründe gegeben wird, 
und die Beltimmung des Pfründgenufjes, den man ſich damit 
jihern will, aber feineswegs eine Verhältnigmäßigfeit beider 
Leitungen; zu feiner Form gleich) dem vorigen Redhtsgejchäft 
aber die Webergabe der Bertragsurfunde an die unmittelbare 
Polizeiobrigkeit des Berpfründeten zur Prüfung und zur Beitäti- 
gung, und fällt in Bezug auf dergleichen Verträge der Amts— 
jäjjigen hier wie bei ‚Vermögensübergaben die Nothwendigfeit 
einer Ginjendung an die Regierungen oder Oberpolizeibehör- 
den weg. 

Vgl. L.R.S. 1983 a., 88 4 u. 12 dieses Edikts; Rechtspolizeigesetz 
82,2.6. 

22) Da bei diejem Vertrag der hoffende Vortheil ab 
Seiten des Pfründnießers hauptſächlich durch perjünliche, nad) 
Zeit und Art nicht fejt bejtimmbare Leiſtungen des Pfründgebers 
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erreicht, und daher cin bejonderes Zutrauen des Einen zu dem 
Andern dazu vorausgejegt werden muß, jo ilt er eben darum nie 
für einen jolchen anzujchen, wobei die Vertragsperjonen auf eine 
Gleichheit zwiihen Gabe und Gegengabe hätten jehen wollen, 
jondern für einen ſolchen, der aus einer wechjeljeitigen Zuneigung 
und MWohlthätigkeitsbegierde gejchloffen jei, und kann er daher 
niemals wegen einer Verlegung über die Hälfte oder das Drit- 
theil, jondern nur aus jolden innen Mängeln gerichtlich ange— 
fochten werden, welche jeden Bertrag ohne Unterichied oder doc) 
einen belaftenden Schenfungsvertrag insbejondere vernichten. Hin— 
gegen fällt, wenn er auch noch jo umviderruflich geſchloſſen wäre, 
in dem Fall, wo der Pfründgeber verjtürbe, und. mithin jeine 
jhehen müßte, das Recht, Auflöjung zu begehrten, dem Pfründ- 
nehmer zu. Das Nämliche wirft aud) eine Ortsveränderung des 
Pfründgebers, wenn er außerhalb Yandes zieht, keineswegs aber 
jo lang er innerhalb Yandes bleibt, es wäre denn ausdrüdlic) 
vom Prründnehmer die Nichtveränderung des Wohnfites anbe— 
dungen. 
Vel. L.RS. 1985 f. und 1. 


23) Aus gleicher Urſache hingegen kann ihm auch, wenn 
er noch jo rechtsfürmlich und innerlich gültig it, diejenige Un— 
auflöslichkeit nicht zufommen, welche andern Verträgen im Staate 
zugejtanden wird, jondern jeder Pfründvertrag, er jei noch jo 
unbedingt und feſt abgeichlojien, kann von der Unterpolizeibehörde 
wieder für aufgelöst erklärt werden, wenn jolche Widrigfeiten 
zwiichen dem Pfründgeber und Nehmer ſich erheben, aus welchen 
öffentliche Unannehimlichkeiten hervorgehen, die nad) fruchtlos ver— 
ſuchten gütlihen und ernftlichen Bejeitigungswegen anders nicht 
zu heben ind. Gegen ein ſolches aufhebendes Polizeiermeijen 
mag zwar in geeigneten Fällen wohl ein Kecurs an die Ober: 
polizeibehörde Platz greifen, aber niemals fann dagegen ein oder 
anderer Theil ein wohlerworbenes Recht anziehen und richterliche 
Einjchreitung aufrufen. 

Vgl. LR.S. 1983 i. 
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24) Dagegen fann auch feine Parthie um ihres Wankel— 
muths willen ohne vorher fruchtlos erftandene Beugungsmittel 
die Aufhebung eines unmiderruflich geichlofjenen Prründvertrags 
verlangen. Wohl aber fann der Pfründnehmer fich bei Abjchließung 
des Vertrags das Recht der Neue ausdrüdlich bedingen, mithin 
Widerruf oder Abkündigung ſich vorbehalten, deren erjterer inner= 
halb acht Tagen, leßtere innerhalb dreier Monate von der Zeit 
an in Wirkung tritt, wo vor dem Ortsvorgejegten, dem Beamten 
oder Amtsjchreiber, oder einem Staatsichreiber die Reue erflärt 
und dieje Erklärung dem Gegentheil urkundlich Fund gethan worden 
ift. Der Pfründgeber hingegen fann einen jolden Vorbehalt der 
Wandelbarfeit niemals ſetzen, damit nicht der Schein der Ges 
fälligfeit mißbraucht werden fünne, das Vermögen des Nehmers 
mit verzehren zu helfen, und nachmals, wenn es aufgezehrt ift, 
durch Aufkündigung den letzteren hülflos jeinem Schidjal zu über— 
lafien. Wo der Vorbehalt nicht beſtimmt gejett ift, darf er nicht 
vermuthet, jondern es muß im zweifelhaften Fall der Vertrag 
für unwiderruflich” geachtet, auch dahin der Rath der Beamten 
gerichtet werden, da die Widerruflichkeit das Zutrauen jtört, mithin 
der Sicherheit einer guten Pflege entgegen ilt. 

Vgl. L.RS. 1983 g. 


25) Die bedungene Reue wirft jedesmal eine völlige Auf— 
löjung des Vertrags für die Zukunft. Die Wirkung der polizei= 
lihen Aufhebung deijelben iſt hierin alsdann auch die nämliche, 
wenn der Pfründnehmer allein der jchuldige Theil, oder eine 
vorzüglihe Sculdhaftigkeit des Einen vor dem Andern nicht 
auszumitteln ift. Wenn hingegen die Schuldhaftigkeit allein, oder 
wegen Geringfügigfeit eines Verſchuldens des Pfründnehmers jo 
gut als allein auf Seiten des Pfründgebers ift, dann wird zunächjt 
nur das Recht des legtern, die Pflege jelbjt zu beſorgen, aufge= 
löft und der Pfründnehmer hat die Wahl, ob derjelbe die völlige 
Auflöfung des Pfründvertrags fordern oder auf Koften des Andern 
in eine andere Pflege, die jeinem urjprünglih in den Vertrag 
eingeworfenen Vermögen und den übrigen zur Zeit der Vertrags- 
ſchließung obgewalteten Verhältniſſen angemefjen ift, ſich will 
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übergeben laſſen. Wählt er das letztere, jo iſt es Sache der 
Polizeiobrigfeit, das weiter desfalls Nöthige auf Koſten des 
Schuldigen einzuleiten und anzuordnen. 

Vgl. L.R.S. 1988 k. 


26) Da demnach auf jeden Fall, der VBerpfründungsvertrag 
mag lauten, wie er will, eine Wiederauflöjung deijelben gedenkbar 
bleibt, welche die Anwendung dienlicher Vorſichtsmaßnahmen be= 
gründet, jo muß zur Verhütung nachmaliger Streitigkeiten über 
Dasjenige, was der Pfründgeber für jeine vorigen Leiſtungen und 
Bemühungen anzurechnen, und was der Pfründnehmer nad) Abzug 
diejer Vergütung von feinem zum Pfründfauf Hingegebenen Ber 
mögen zurüd zu empfangen habe, gleich) hierüber bei Eingehung 
des Vertrags eine maaßgebende Abrede getroffen und der Urkunde 
einverleibt werden, indem dieje cher zur Beſtätigung nicht reif 
zu achten ift, und eine Polizeiobrigfeit, welche ohne Diejes beftätigen 
wiirde, die often eines nachmals darüber entitehenden Rechtsitreits 
auf ſich zu laden hätte. . 

Vgl. L.R.S. 1989 m. 


27) Jene Abrede kann darin beitehen, daß man einen 
gewiſſen Werth Fejtjiegt, der für den Ertrag des jährlichen Ver— 
mögensgenufjes gerechnet werden joll; und ebenjo einen beftimmten 
Preis, zu dem die abgereichte Pflege angejchlagen werden joll, 
und daß nachmals bejtimmt werde, wenn der lettenvähnte ſich 
höher beläuft, als der eritgedachte Werth, wieviel am Vermögens 
jtod jelbjt dafür bei der Zurüdgabe nocd) abgehen möge. Auch 
mag, wenn jene Weitläufigfeit den Betheiligten unangenehm wäre, 
die Vorficht dadurch erjchöpft werden, daß fie Beides in der Zeit 
einer etwa eintretenden Auflöjfung erſt zu bejtimmen, auf einen 
Schiedsſpruch ausjegen, der jedoch) feiner weiteren Anfechtung 
unterliegen, und unter den amtshalber einzuziehenden jachdienlichen 
Erfundigungen feine weiteren Verhandlungen vorausjegen darf, 
welcher Schiedsiprud irgend einer Stelle im Staat mit deren 
Bewilligung übertragen oder der in jedem Fall zur Annahme 
andurd) verbindlich erklärten Brovinzregierung überlafjen werden muß. 

Vgl. R.C.P.O. $ 851 u. fig. 
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28) In jedem Fall muß diejenige Beltimmung, welche 
Ichiedsrichterlich geichieht, den Preis der Pfründe nie höher berechnen, 
als daß dem Pfründnehmer für die übrige Zeit, die er von der 
Auflöjung an noch nad) den Regeln der gejeglichen Lebenswahr— 
scheinlichfeit zu leben hat, auf das Jahr gerechnet, wenigitens 
beiläufig eben jo viel übrig bleibe, als der Prründgeber in der 
abgelaufenen Bertragszeit für die Pflege auf das Jahr genoijen 
hat, wie denn auch da, wo jtatt dem Vorbehalt eines Schieds- 
ſpruchs die Normen der Entſchädigung gleich feitgejegt werden, 
die Obrigkeit darüber wachen muß, daß ſie nicht zu hoch geipannt 
werden, um die Vermögensftüde jelbjt zu früh aufzuzehren. 


29) Eben dehwegen, weil der Fall zu einer Vermögens- 
zurüdgabe für alle Fälle gedentbar ift, kann ferner der Pfründ— 
nehmer mjt Recht fordern, es jolle ihm eine gejegmäßige Sicherheit 
verichafft werden, daß der Pfriindgeber nicht das um die Pfründe 
hingegebene Vermögen verjchleudere, jei es nun durch Vorbehalt 
des Gigenthums am übergebenen Vermögen oder an einem Theil 
defielben durch Pfand oder durch Bürgen. Ein Solcher, der dieje 
Vorſicht unterlaffen hat, kann nachmals jeine etwa contractmähig 
bedungene Reue nicht ausüben ohne Einwilligung der Polizeiob- 
rigfeit, damit dieje ſich verfichern fünne, daß die Vermögensrüdgabe 
zu ſolcher Zeit noch geichehen fünne, und nicht allenfalls der 
Prründnehmer ſich dadurch zum Nachtheil der Staatsanitalten, 
welche für die Dürftigen vorhanden find, unterhalts= und pfleglos 
mache. In dieſer legtern Hinficht kann auch die Polizeiobrigfeit 
bei der Beltätigung des Pfründvertrags amtshalber eine ſolche 
Sicherſtellung fordern, wenn es ihr bedenklich jchien, dem Pfründ— 
geber das Vermögen ungefichert in den Händen zu laſſen, ohne 
jedoch durch die Unterlaffung einer ſolchen Sicherheitsanforderung 
jelbjt verantwortlich zu werden. 


30) Der PVerpfründungsvertrag gibt dem Pfründnehmer 
(oder der verpfründeten Perſon) das Recht, von dem Pfründgeber 
allen nothdürftigen Unterhalt in Wohnung, Kleidung, Nahrung, 
aud billige Pilege in gefunden und franten Tagen zu erwarten, 
alles jedod) nur in der Maaße und Güte, wie der Pfriindgeber 
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in gleichen Umjtänden ſich und feinen Familiengenoſſen jolche 
Bedürfnifie geben fünnte und jollte. Was der Prründnehmer 
mehr verlangen, oder der Pfründgeber weniger leijten will, muß; 
der Eine oder der Andere in dem Vertragsauffat namentlich 
ausdrüden, ſonſt zieht der Richter feine Vermuthung gegen den, 
der es unausgedrüdt lief. Der Stand und die vorige Yebensart 
des Pfründnehmers entjcheidet hierin nichts, wenn fie nicht namentlich 
als Verpflegungsmaaßſtab oder leitender Grundſatz des Vertrags 
in demjelben aufgeführt find. 
Vgl. L.R.S. 1983 e. 


31) Dem Pfründgeber ertheilt der Vertrag auf alles Ver— 
mögen, das ihm für die Pfründe Hingegeben wird, ein völliges 
umiderrufliches gleichbaldiges Eigenthum, das nicht weiter von 
fünftigen Erbfällen abhängt, noch dadurch) einer Aenderung unter= 
tworfen werden mag, jo weit nicht ausdrüdlich ein Anderes darin 
feftgefeßt und etwa blos eine Nußniegung oder ein Eigenthums— 
bejig mit Vorbehalt des Eigenthumsrechts zur Sicherheit bedungen 
wäre. Eben deßwegen muB jeder Verpfründungsvertrag, ſobald 
irgend eine Liegenschaft oder ein ihr gleichgeltendes Vermögensſtück 
unter dem für die Pfründe hingegebenen Vermögen begriffen iſt, 
dem gehörigen Gericht zur Eintragung in die Gewährbücher und 
zur Ertheilung der Gewähr vorgelegt werden, ſobald er obrig— 
keitlich beſtätigt iſt. Unterbleibt dieſes, ſo hindert es zwar die 
Gültigkeit eines zur Beſtätigung der betreffenden Polizeiſtelle vor— 
gelegten Verpfründungsvertrags nicht, aber der Pfründgeber wird 
ſchuldig, wenn über drei Monate, von der Beſtätigung an gerechnet, 
die Anzeige bei dem Gewährsrichter unterblieben wäre, ſämmtliche 
Gewährsgebühren und Koſten zur Strafe dreifach zu erlegen, und 
hat, ſo lang die Gewährung nicht nachgeholt iſt, keine Erſatzklage, 
wenn etwa ein Stück des übergebenen Vermögens frei, ledig und 
eigen nicht befunden würde, ohnerachtet es in der Uebergabe jo 
eingeführt war. 

Vgl. L.R.S. 1983 d. 

32) Sobald nicht eine feſtbeſtimmte Summe, jondern ein 
ganzes Vermögen, es jei nun ein gegenwärtiges allein oder ein 
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gegenwärtiges und zukünftiges zugleich, hingegeben würde, ſo iſt 
in Bezug auf Dritte, die dingliche Anſprüche auf das Vermögen 
oder perſönliche Anſprüche an den vorigen Beſitzer wegen des 
Vermögens haben, der Pfründgeber als Erbkäufer anzuſehen, und 
mithin jeine Rechtsflage gegen ſolche dritte Gläubiger aus diejem 
Verhältniß geſetzmäßig zu bejtimmen, nur mit dem Unterichiede, 
dap, wo blos das gegenwärtige Vermögen von dem Prründnehmer 
hingegeben wurde, und diejer zur Zeit einer entjtehenden Anſprache 
inzwijchen weiteres Vermögen erhalten hat, deſſen perjönliche 
Gläubiger an diejes zuerjt ſich halten müllen, und nur wegen 
deſſen, wozu ſolches nicht zureicht, auf den Prründgeber greifen 
mögen, den bis dahin die Einrede der Ausklagung des Haupt— 
ſchuldners von jeder Einlaſſung auf eine Klage frei madt. Es 
muß daher in jolchen Fällen weiter nod) alles Dasjenige beobachtet 
werden und anſchlagen, was bei einer aud) als Pfründfauf anzu— 
chenden Bermögensübergabe mit Yeibgeding nad) obigen VBorichriften 
in Betrachtung gezogen werden mußte, wie denn überhaupt Das— 
jenige, was von Wermögensübergaben gejagt wird, ſoweit Die 
Natur der Sache und die vorftehenden beionderen Borjchriften 
nicht im Wege ftehen, auch bei VBerpfründungen anzuwenden iſt. 
Vel. L.R.S. 1983 e, 


Gegeben Karlsruhe, den 25. September 1807. 


b) Edikt über die Vortheilgeredtigkeit 
vom 23. März 1808 (R.B. Nr. 11.) 


Garl Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen u. j. w. Berjchiedene Fälle lenten Unjere 
Aufmerktjamteit auf das in vielen Orten Unjeres GroßherzogtHums 
obwaltende Vorzugsrecht, das Einem unter mehreren Miterben auf 
gewiſſe Liegenichaften, die ſich in der Verlaſſenſchaft befinden, unter 
dem Namen Beſitzgerechtigkeit oder Vortheilgerechtigkeit 
zufteht, und vermöge deilen er dieje in einem meijtens mehr oder 
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weniger unter dem wahren Werth beſtimmten immer ſehr will— 
führlihen Anjchlag für ſich voraus hinnimmt, oder, wenn er 
davon feinen Gebrauch macht, ſich dafür häufig einen Voraus in 
Geld als Erſatz jenes aus der Hand gelajjenen Vortheils ſchöpfen 
läßt. Wir erjcehen aus eben diejen Fällen, wie mande Unbillig= 
feiten hier und da aus dieſem Gewohnheitsrecht hervorgehen und 
wie jehr annebjt es der Yandesfultur in manchen jeinen Aus— 
flüſſen nachtheilig werde. Wir jäumen daher nicht, einftweilen 
vorläufig hierüber eine mit der künftig allgemeinen bürgerlichen 
Rechtsgeſetzgebung Unſerer Staaten vereinbarliche Vorſchrift zu 
geben, jegen und verordnen demnad): 

1. Jeder Miterbe kann jeinen Antheil an Yiegenichaft 
und Fahrniß aus der Verlaflenichaft in vorhandenen Grbjtiiden 
verlangen, jedoch bei Yiegenichaften nur joweit ſich ſolche füglich 
theilen laſſen. 

Vgl. L.R.S. 826 u, 827,a. 

2. Als füglich nicht theilbar find anzujehen: a) alle Zins-, 
Bau, Erb- oder Schupflehen, in Häufern, Höfen oder Gütern 
bejtehend, bei denen nicht eine Iheilbarfeit durch Vertrag oder 
verjährte Ortsſitte feſtgeſetzt it, jedoch) mit der Einſchränkung, daß, 
wenn der Pehnherr eines Bauernguts jeine Einwilligung zu einer 
Theilung gibt, ſolche, ohne daß es einer Einwilligung der etwa 
lehnsberedhtigten Erben bedürfe, ftattfinde und das Lehen theilbar 
mache, und mitder weiteren Einichränfung, daß, wo das Lehengut 
für die Belebung der Induſtrie und die Staatsbevölferung allzu= 
groß befunden werden jollte, von Oberpolizeivegen nicht zwar 
eine unbejchränfte Iheilbarteit, aber doch eine Zerichlagung in 
mehrere Hofgüter verordnet werden kann. 

Vgl. I.R.S. 183laa, u. 1831 ba nebst Zusätzen. 

3. Untheilbar find ferner b) geſchloſſene Hofgüter, 
jedoch auch mit der Einjchränfung, daß allzugroße Hofgüter durch 
Berordnung der Oberpolizei in einzelne Höfe zerichlagen werden 
fönnen, und dab auch ohne eine jolche Zerichlagung dur An— 
ordnung der Eltern oder Einwilligung des Borzugsberechtigten 
ein jolcher Hof in halbe und viertheils Antheile unter den Erben 
vertheilt werden dürfe, jo oft Wohnung mit den nöthigen wirth- 
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Ichaftlihen Gebäuden für jo viel Familien vorhanden oder mit 
Beobadhtung der polizeilichen Erfordernifie herzuftellen ift, woran 
auch die Zinsbarkeit der Höfe nichts hindern, nod eine Ein- 
twilligung des Zinsheren erfordert werden fann, fobald nur für 
die Beitellung eines Vorträgers gejorgt wird, der den ganzen 
Sins aus Giner Hand als eigene Schuldigkeit entrichtet, und dem 
die übrigen Theilhaber als Zuträger für ihren Antheil am 
Zins die Vergütung jo zu liefern haben, dat er nicht im Schaden 
bleibe. Bloße Einzinjung fann jedoch) zufammenzinjende Güter 
nicht zu geichloffenen machen, jondern dazu wird erfordert, daß : 
vermöge eines Gejehes oder eines rechtsgenüglichen Hertommens, 
das dem gegemwärtigen Yandesgejeg vorausgegangen ift, ein Hof 
jtetS ungertrennt von Einem Inhaber auf den Andern überge- 
gangen jei und jo aud) jegt wirklich unzertrennt bejejien werde. 
Stüde, die einmal jeßt getrennt beſeſſen werden, oder die nie 
dazu gehörig waren und nur von dem nämlichen Inhaber jegt 
daneben bejejjen werden, gehören nicht zum gejchlofienen Hof und 
fönnen in deſſen Untheilbarfeit nicht eingezogen werden, wenn fie 
nicht durch Oberpolizeiverfügung aus Gründen der LYandestultur 
als einverleibt erklärt werden. 


Verwaltungs-Verfahrensordnung vom 12. Juli 1864 (R.B. Nr. 31) 
$ 6, wonach den Bezirksämtern zusteht: 1) Die polizeiliche Genehmi- 
gung zur Tbeilung geschlossener Hofgüter und 2) Loslösung bezw. Ein- 
verleibung einzelner Bestandtheile solcher Güter. 


4. Untheilbar find endlich ec) alle landwirthſchaftlichen 
Wohnungen (Haus, Scheuer, Stallung, Hof und Hausgarten 
unter diejer Benennung einbegriffen), die nicht für zwei Land 
wirthichaften mit Aufhebung aller Gemeinſchaft eingetheilt werden” 
fünnen, und alle ſtadtwirthſchaftlichen Gebäude, die nicht 
der Höhe nad), mithin jo getheilt werden fünnen, daß jeder jeinen 
eigenen abgejonderten Antheil an Keller, Stodiwerten und Dad) 
erhalte, indem eine Theilung der Quere nad), wornach der Eine 
einen, der Andere den andern Stod befomme, und mithin im 
Dad, Keller und Stodmauer Gemeinjhaften unvermeidlich ent— 
jtehen, nirgends zugelafien werden joll. 

'gl. L.R.S. 654, 827 a. 
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5. Dergleichen untheilbare Liegenſchaften müſſen durch öffent— 
liche Verſteigerung auf einen theilbaren Werth gebracht werden, 
ſobald nicht ein Miterbe einen geſetzlich berichtigten Vorzugsan— 
ſpruch darauf hat. 

Vgl. L.RS. 827 u. 827 £. 


6. Für gin geſetzlich berichtigtes Vorzugsrecht gilt: 
a) dasjenige, welches ein Erblaifer durch geſetzmäßige Willens- 
ordnung unter Yebendigen oder von Todeswegen bejtimmt hat; 


b) dasjenige, welches die Miterben unter jih unmittelbar 
durch Benennung deſſen, der es haben joll, oder mittelbar durch 
Vereinbarung auf Verloojung oder Verjteigerung unter den Erben 
vertragsweiſe feſtſetzen; 

c) dasjenige, welches ein gültiger Lehensvertrag feſtgeſetzt 
hat; künftige dergleichen Verträge jind bei uneigentlichen oder 
Bauernlehen unzulä fig; endlic) 


d) dasjenige, welches durch eine über dreißig Jahre rüd= 
wärts ununterbrochen beobadtete Ortsfitte eingeführt und dadurd) 
Theil des Ortsbannrehts geworden, mit Borbehalt, daß dieſe 
Ortsfitte längit in 5 Jahren ſchriftlich aufgezeichnet, von dem 
mehreren Theil der ftinmfähigen Gemeindeglieder zur Beibehaltung 
gewünjcht und jo der Provinzregierung zur Beltätigung vorgelegt 
werde, indem andernfalls nach Verfluß diejer Zeit es für verzichtet 
und verfallen anzuſehen ift, folglich nicht anders mehr, als in 
einzelnen Fällen durd) elterliche Verordnung oder durch Erbvergleich 
nod in Anwendung kommen fann. 


Verordnung v. 23. October 1813 (R.B. Nr. 30) über die Competenz 
der damaligen Kreisdireetorien zur Anerkennung der Vortheilsgerech- 
tigkeit als Herkommen. 


7. In den erften dreien der vorgenannten vier Fälle be= 
ftimmen die legten Willensverordnungen oder Verträge auch den= 
jenigen unter den Erben, welcher den Vorzug am untheilbaren 
Erbe, Beſitzgerechtigkeit oder Vortheilsgerechtigkeit genannt, kraft 
des vorgedadhten Titels Haben joll. In dem leßten der vier Fälle 
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findet ſich die Ortsfitte zwar nicht durchaus gleich, doch bei weitem 
die mehrſten Orte, welche in ihrem Ortsrecht diefe Sitte aufge= 
nommen, haben den Vorzug dem jüngften Sohn oder, wo feine 
Söhne vorhanden find, der älteften Tochter zuerfannt, welches 
andurd für die allgemeine Regel dieſer Ortsfitte bejtimmt wird, 
und die daher fünftig auch an jenen Orten anzunehmen ift, wo 
bisher eine andere Perſon, z. E. der ältefte Sohn, das Vorrecht 
hatte, in jo fern nicht die Gemeinde ihre Sitte eines Vorzugs im 
Erbe ganz fallen lafjen will. 


8. Unter den genannten Vorzugserben iſt jedoch nur der 
jüngfte, nicht verjchollene Sohn und die ältefte, noch unverforgte 
Tochter, die zur Zeit der eintretenden Gutsübernahme vorhanden 
find, zu verjtehen; verjchollene Söhne, aud) wenn fie, nach ein= 
mal gejchehener Beſitznahme des Hofs durch einen andern Erben, 
zurüdfämen, und verjorgte Töchter, die nicht durch rechtmäßiges 
Ehegeding im Voraus auf die Verſorgung mit dem Hof geheirathet 
haben, haben jenen Borzug nicht anzujprechen, der durch Ortsjitte 
bloß bejtimmt wird. Es kommt jedoch dabei nicht darauf an, ob 
diefe Kinder aus einer oder mehreren Ehen erzeugt find, wenn 
fie nur leibliche Kinder desjenigen Elterntheils find, von welchem 
das Eigenthum des Guts herrührt, an welchem das Worzugserbe 
ausgeübt werden will. 


9, Eine ſolche Ortsfitte entjcheidet nur für den Fall, wo 
der Erblaſſer nichts Anderes verordnet hat, oder die Erben ins= 
geſammt eines Andern ſich nicht vergleichen, als welches einem 
und dem andern Theil frei bleibt. 


x 10. Berordnen über das Vorzugsreht kann nur jener 
Grblafjer, von welchem das Eigenthum des untheilbaren Gutes 
herrührt; folglih unter Kindern nur derjenige Elterntheil, deſſen 
das Haus oder der Hof Beibringen ift; dann aber, wenn es Er— 
rungenſchaft oder Gemeingut ift, und daher beiden angehört, müfjen 
beide einverftändlich verordnen, jo lange jie zuſammen leben, 
widrigenfalls erhält das Ueberlebende allein die Verordnungsbe— 
fugniß über das Ganze jo lange, als es ſich nicht wieder ander= 
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weit verheirathet, als womit alle Verordnungsbefugniß über den 
Vorzug an einem ſolchen gemeinjchaftlihen Gut aufhört. 
Vgl. LR.S. 1401, 1441, 1476. 


11. Der Anichlag, in welchem der Bortheilsberechtigte das 
Gut zu übernehmen Hat, wenn er nicht dur) Verordnung des 
Erblafjers oder durch Erbvergleich gemacht ift, muß durch Schätzung 
des Waijengerichts oder der jonft jeden Orts dazu verordneten 
Perjonen, und zwar jo bejtimmt werden, daß der Preis, den es 
nad) den landläufigen Preifen alsdann, wenn es zur Theilungs— 
zeit verfauft würde, gelten möchte, erhoben, und an diejem mittelft 
ernjter Ermahnung der Schäßer zur richtigen und vollen Schäßung 
zu erhebenden Preis ein Zehnttheil als Grleichterung für den 
Gutsibernehmer abgezogen, und dadurd) auf einen jogenannten 
findlihen Anſchlag gebradht, keineswegs aber einem größeren 
Abzug, unter welchem Namen er geichehe, nad) einer willfürlichen 
Beltimmung des kindlichen Anjchlags Itattgegeben werde. Nach 
eben diejem Maaßſtab gejchieht auch die Schägung der lehenbaren 
Stüde, jedoch jo, dak, nachdem angegeben ift, was das Gut, als 
Eigenthum verkauft, mit den darauf haftenden Erblaften werth 
fein würde, alsdann von diejer Angabe "/s wegen des Lehen— 
verbandes zuerft, wiewohl bloß zur Berechnung des Vortheilgeldes 
abgezogen und nur von dem leberreft /ıo als Bortheilsbetrag 
abgerechnet werde. 

Vgl. L.R.S. 827 d. 


12. Auf diejen kindlichen Anſchlag muß der Gutsübernehmer 
ji) auch eine verhältnigmäßige Weberweifung von Schulden ge= 
fallen laljen, und nur derjenige Theil des Anjchlags, der dadurch 
nicht aufgetvogen wird und folglich zu reinem Erbe überbleibt, 
ift in die Erbtheilung einzuwerfen, und hängt es bei Ermanglung 
einer Vereinbarung von der Schägung des Gerichts ab, ob und 
in welchen unverzinslichen oder verzinslihen Zielern die wirkliche 
Bezahlung des einzumwerfenden reinen Anjchlagreites geichehen jolle, 
doch dar nicht über fünf umverzinsliche Jahrzieler und das nur 
bei großen Gütern gemacht werden, welche nachmals bis zur Ver— 

41? 


. mw 


644 Anhang A. 3. Aeltere Edikte. 


falfzeit auf dem Gut ein geiegliches Unterpfandsredht haben und 
behalten. 
Vgl. L.R.S. 827 e, 835, 2103 Z. 3, 2109. 


13) Das Vorzugsrecht am untheilbaren Erbe ſetzt den Ueber— 
nehmer in dem Recht, an der Fahrniß jeinen Theil gleich andern 
Erben in vorhandenen Stüden hinzunchmen, nicht zurüd, wohl 
aber muß er in andern vorhandenen theilbaren Yiegenjchaften 
zurüdjtehen und kann daran feinen Theil verlangen, jo lange 
nicht die anderen Erben in ſolchen dem Werth nach eben jo viel 
an Yiegenichaften voraus bezogen haben, als jein untheilbares 
Vorzugserbſtück ausgemacht hat, wenn dieſes Stück ein Hofgut 
war. Wegen Haus jammt Hofraithe fit man jedoch nicht ſchul— 
dig, in dem vorhandenen baubaren Yande, das zu vertheilen ift, 
um etwas zurüdzuftcehen; der Anjchlag jolder theilbaren Liegen 
ſchaften geichieht aber im laufenden Werth ohne Abzug eines 
Sehnttheils. 

Vgl. L.R.S. 832. 


14) Diejes PVorzugsreht fällt mweq, wenn wegen Schulden 
und Laſten, die auf dem untheilbaren Gut haften oder durch die 
Theilung darauf gelegt werden, außer dielen feiner der Erben 
die Mittel hat, es zu übernehmen und zu behaupten, ohne daß 
die Gläubiger in ihrer Sicherheit gefährdet oder mit ihrer Be— 
zahlung auf gejegwidrig lange Zeit hinausgeſchoben werden müßten, 
indem in diefem Fall, wenn aud) gleich übrigens die Erbichaft 
im Ganzen nicht gantmäßig wäre, das untheilbare Gut ordnungs= 
mäßig zu Zahlung der Echulden veräußert werden muß. Ebenjo 
hört es auf, wenn der Vorzugserbe aus andern Urjachen ſich des 
Bortheils nicht bedienen und ein Anderer der Miterben in jolden 
nicht einftehen will, al$ wo nachmals das Gut gleich andern Erb— 
ftüden jeiner Art, auf denen feine Befitgerechtigfeit haftet, geſetz— 
ih zu behandeln ift. 

Vgl. L.R.S. 827, g. 


x 15) Das Vorzugsrecht geht von dem Berechtigten auf 
einen Andern über, wenn jener wegen Jugend, wegen eingeſchränk— 
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ten Geiſtes- oder VBermögensfräften, andenvärtiger Niederlaffung, 
turz, ohne ſein Verſchulden von ſolchem feinen Gebrauch machen 
fann oder will, und Einer oder mehr Andere unter den Mit— 
erben da jind, welche es übernehmen fünnen und wollen, die 
tauglich find. Ueber die Tauglichkeit ermißt die Unterpolizei= 
behörde, jo daß ein von dem VBortheilserben ermwählter Ueber— 
nehmer aus den andern Erben von diejer als tauglid erkannt 
fein muß, damit der Abtritt gültig werden fünne. Der Abtretende 
der Miterben hat die Erlaubniß, Sich für diefen einem Andern 
überlafjenen VBortheil ein Bortheilgeld (Abtrittsgeld, Ab— 
wich) zu bedingen, wie er mit demjelben einig werden fann, 
doch das solches im höchſten Fall nicht über den zwanzigiten 
Theil oder Fünf Prozent des jchuldenfreien Anjchlagtheils aus- 
mache, damit der Uebernehmer nicht allen Bortheil verliere, und 
ihm dadurch die Behauptung des Gutes erſchwert werde. 
Vgl. L.R.S. 327 1f. Ä 


x 16) Das Vorzugsreht geht ſchlechtweg und ohne Leber: 
gang auf einen Andern, nad vielmehr ohne Uebertragsbefugniß 
und ohne VBortheilgelderhebung verloren, und hört mithin ganz 
auf, wenn der Vortheilsberechtigte als Verſchwender unter Beſ— 
jerungsverfuche genommen oder gar mundtodt gemacht it, oder 
ein Verbrechen begangen bat, welches macht, dab er für einen 
untauglien Hofbauer nad) Ermeſſen der Ortspolizeibehörde ges 
achtet werden müßte. 

Vgl. L.R.S. 827 g. 


x 17) Wo einem unmündigen Erben das Vortheilsrecht zu— 
ſteht, auch die Beibehaltung des untheilbaren Gutes für ihn nüß- 
lich scheint, Hingegen wegen ebenmäßiger Minderjährigteit, Ab— 
wejenheit, Unluſt und anderer Urſachen es andern Miterben in— 
zwiichen nicht wohl übergeben werden kann, wohl aber Tich die 
Gelegenheit ergäbe, ſolches Gut durch lebtägliche Verſchreibung 
des Genuſſes an einen neuen Ehegatten des überlebenden Eltern— 
theils dem Vortheilsberechtigten zu erhalten und ſeiner Erziehung, 
auch dem Wohl der ſämmtlichen Erben beſſer als durch einen 
Verkauf vorzuſehen; dat mag ſolche Verſchreibung auf Verordnung 
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des abgeftorbenen Ehegatten oder auf pflegichaftlichen Antrag und 
obervormundichaftliche Genehmigung jtattfinden. 

Vgl. L.R.S. 457, 1094, 1098, 

18) Wenn übrigens der Fall zur Uebernahme des Guts 
und Ausübung des Borzugsrecht bei Lebzeiten der Eltern durch 
Vermögensübergabe oder Berpfründung eintreten joll, jo muß 
alles dasjenige vorausgegangen und beobadtet jein, was Unſer 
Geſetz über beide Rechtsgeichäfte vom 15. September v. J., Re— 
gierungsblatt von 1807 Nr. 35, desfalls verordnet, deſſen all— 
gemeine Befolgung hiermit wiederholt eingejchärft wird. 


Karlsruhe, 23. März 1808, 


B. Neuere Geſetze. 


1) Zwanssabtretung. 


Geſetz vom 28. Auguſt 1835 (R.B. Nr. 42) mit Aenderungen 
durch $ 113 des Bad. Einf. Geſetzes zu den R.J. G. 


Erfter Titel. 
Allgemeine Beltimmungen. 


$ 1. Niemand kann aus Gründen des öffentlihen Nutzens 
zur Abtretung feines Eigenthums oder anderer auf unbewegliche 
Sachen bezüglichen Rechte angehalten werden, ohne vorausge- 
gangene Entſchädigung. 

Vgl. L.R.S. 545 Bad, Verf.-Urkunde $ 14 Abs, 4 


$ 2. Als öffentlich gilt der Nußen der Unternehmungen, 
für welche die Abtretung gefordert wird, nicht nur, wenn er dem 
Staat unmittelbar, jondern auch, wenn er demjelben blos mittelbar, 
zunächſt oder unmittelbar aber einer Staatsanftalt, oder einer 
oder mehreren Gemeinden zu gut kommt. 


$ 3. Ueber die Verbindlichfeit zur Abtretung entjcheidet 
das Staatsminifterium, über die Entſchädigung der Richter, auf 
den Grund vorhergegangener Berhandlungen, welche ſich nad) den 
Vorſchriften des zweiten und dritten Titels des gegenmärtigen 
Geſetzes richten. 
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Bweiter Titel. 


Bon dem Verfahren und der Entiheidung über die 
Verbindlichkeit zur Abtretung. 


$ 4. Das Verfahren beginnt damit, daß die Verwaltungs— 
behörde dem Amt, in deſſen Bezirk die zur Abtretung bezeichneten 
Güter gelegen ſind, einen diejelben darjtellenden Plan übergibt, 
welcher außer den dafür von der Verwaltung angebotenen Preiſen 
aud die Namen ihrer Eigenthümer und Nubeigenthümer be— 
zeichnet, wie fie nach dem beizulegenden beglaubigten Auszuge in 
dem Grundbuche eingetragen ſind. 


$ 5. Gehören die abzutretenden Güter zu den Gemarkungen 
verjchiedener Gemeinden, jo ift für jede derjelben ein bejonderer 
Plan zu übergeben. 


$ 6. Handelt es ſich um die Abtretung von Grunditüden, 
auf welchen im Grundbuche eingetragene Dienſtbarkeiten laſten, 
die mit der Abtretung aufhören jollen, oder wird die Abtretung 
von Dienjtbarfeiten, oder jonjtigen Berechtigungen für ſich allein 
begehrt, ohne die Grundftüde, zu deren Bortheil fie beitehen, oder 
gehören die Grundſtücke, auf welchen ste lajten, der die Abtretung 
begehrenden Verwaltung, Staatsanitalt, oder Gemeinde jelbit, jo 
find neben den Eigenthümern auch die Inhaber diejer Berech— 
tigungen auf dem Plane zu bemerfen. 

ST. Tas Amt theilt den Plan ohne Verzug dem Bürger: 
meiſter des Orts der gelegenen Sache mit, indem er zugleich die 
Tagfahrt für die Verfammlung der Commiſſion anordnet, welche 
die Nothivendigfeit der in Antrag gebracdhten Abtretungen zu 
prüfen und zu begutachten berufen it. 


5 
at 


58. Menigitens act Tage vor der Tagfahrt läßt der 
Yürgermeifter die dieſelbe anordnende amtliche Verfügung durd) 
öffentlichen Anjchlag zur allgemeinen, und durch mündliche Er— 
Öffnung oder jchriftliche Cinhändigung zur bejonderen Kenntniß 
der befannten im Orte anwejenden Betheiligten bringen, mit der 
weitern Nachricht, daß der Plan durch eben diefe Zeit zu Jeder: 
manns Ginficht im Rathhauſe niedergelegt jei. In der Zwiſchen— 
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zeit ift jene Verfügung überdieg duch Ausjchellen, ſowie durch 
Einrüden in das Streisanzeige- und das am Orte etwa erjcheis 
nende Verkündigungsblatt befannt zu machen. 


$ 9. Die Gommiljion beiteht: 
1) aus dem Beamten oder deſſen Stellvertreter; 


2) aus einem oder mehreren der mit diejer Prüfung, oder 
mit der Ausführung des Unternehmens beauftragten 
Ingenieure, Baumeilter oder Werkmeiſter; 

3) aus dem Bürgermeilter des Orts der gelegenen Sache,“ 
oder dem Stellvertreter deijelben. 

Der Beamte kann zur Berathung oder zur Ertheilung von 
Auftlärungen aud noch andere Perjonen beizicehen. Auch dem 
Bürgermeifter jteht das Net zu, zu rtheilung von Aufklä— 
rungen andere der Sache fundige Perſonen beizurufen. 


$ 10. Die Tagfahrt findet in der Gemeinde ftatt, in deren 
Gemarkung die abzutretenden Güter liegen, oder in der Nähe 
derjelben, und wenn jie zu den Gemarkungen verjchiedener Ge— 
meinden des nämlichen Amts gehören, nad) Umständen entweder 
in einer eben derjelben, oder in derjenigen, welche hiefür als 
die angemeſſenſte ericheint. 


$ 11. Liegen die abzutretenden Güter in  verjchiedenen 
Aemtern des nämlichen oder verjchiedener Kreiſe, jo bejteht die 
Commiſſion: 

1) aus einem Vorſtand, welchen im erſten Fall die Kreis— 
vegierung, im zweiten das Miniſterium des Innern ernennt; 

Verw. Verfahrensordnung vom 12, Juli 1864 (R.B. Nr. 51) $ 14, 

Ziff. 15. 

2) aus einem uder mehreren der mit diefer Prüfung, oder 
mit der Ausführung des Unternehmens beauftragten 
Ingenieure, Baumeiiter oder Werfmeifter. 

Dazu fommt ferner: 


3) in jedem Bezirk der Beamte, oder jein Stellvertreter, und 


4) in jeder Gemeinde der Bürgermeilter, oder der Stell- 
vertreter dejjelben. 
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Der Gommiflionsvorftand kann aud in diefen Fällen zur 
Berathung, oder zur Ertheilung von Aufflärungen noch andere 
Berjonen beiziehen, und dem Bürgermeifter jteht auch hier das 
Recht zu, zur Ertheilung von Aufflärungen andere, der Sade 
fundige Perjonen beizurufen. 


$ 12. Der die abzutretenden Güter darftellende Plan ift 
in den Fällen des vorhergehenden $ 11 dem Gommijlionsvor- 
itande zu übergeben, welcher darauf die im $ 7 vorgejchriebene 
Mittheilung durd die Aemter bewirkt, indem er zugleich die Tage 
fahrt für die VBerfammlung der Commiſſion anordnet, die aud) 
in dieien Fällen nach Umjtänden entweder in jeder der mehreren 
Gemeinden bejonders, oder für alle, oder mehrere derjelben an 
einem einzigen Orte ftatt findet. 


$ 13. Die Commiſſion der einen Wie der andern Art 
erforjcht und prüft bei der Tagfahrt alle Verhältniffe, von welchen 
das Urtheil über die Nothivendigkeit der zur Ausführung des 
beabfichtigten Unternehmens geforderten Abtretung abhängt, nimmt 
zu dem Ende, wo fie es angemefjen findet, Augenjcheine vor, 
hört die vor ihr erjcheinenden Betheiligten mit ihren Erinnerungen, 
und beruft auch die Nichtericheinenden, jv wie andere Perſonen, 
wenn jie die Vernehmung der Einen, oder der Anderen für nöthig 
erachtet. 


$ 14. Werden bei der Tagfahrt für das Unternehmen 
andere, al3 die auf dem Plane dazu bezeichneten Güter vorge= 
ichlagen, jo unterwirft die Gommiffion diefe Vorjchläge, wenn fie 
ihr nicht als offenbar verwerflich erjcheinen, jofort an Ort und 
Stelle der nämlichen Prüfung, indem der Bürgermeijter zugleich 
die befannten im Orte anwejenden neuen Betheiligten davon in 
Kenntniß jegen läßt. 

$ 15. In allen Fällen verſucht die Commiſſion bei der 
Tagfahrt, oder nach derjelben, über die Abtretungen und Ent— 
ihädigungen mit den erjchienenen Betheiligten ein Einfommen zu 
Stande zu bringen. 


8 16. Kommt eine Bereinbarung über die Abtretung nicht 
zu Stande, jo hat die Commiſſion, nad) geſchloſſenen Erörterungen, 
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— welche nöthigenfall® unterbrochen, und an dem nämlichen, 
oder einem andern Orte von der Commiſſion, oder auch von dem 
Amte, oder in den Fällen des $ 11 von dem Gommiljionsvor= 
ftand allein fortgeſetzt werden können, — ihr Gutachten zu er= 
theilen, ob und welche Güter zum Zwecke des angeordneten 
Unternehinens abgetreten werden jollen. 


x 817. Die Commiffion legt die Akten mit ihrem Gut— 
achten ohne Verzug der Sreisregierung vor, welche diefelben, nad) 
etwa qutbefundener vorgängiger Communication mit der technijchen 
Dberbehörde oder anderen zu weiterer Ergänzung angeordneten 
Erhebungen, nad) gepflogener collegialiicher Berathung, mit ihren 
Anträgen durch das Minifterium des Innern an das Staats— 
minifterium zur Entſcheidung einjendet. 

Vgl. $ 14 Z. 15 der Verfahrensordnung. 

$ 18. Die in den vorhergehenden SS 4—17 vorgejchriebe= 
nen Förmlichkeiten finden auf größere militärische Anlagen oder 
Arbeiten, deren Ausführung mit allgemeiner Bezeihnung des 
Orts und der Richtung derjelben, durch eine im Regierungsblatt 
verfündete großherzogliche Verordnung verfügt ift, feine An— 
wendung. 

In diejen Fällen tritt folgendes Verfahren ein: 

1) Das Striegsminifterium ernennt eine Commijjion, um 
an Ort und Stelle zu ſuchen, welde Abtretungen 
zur Ausführung des Unternehmens nothivendig werden; 

2) die Commiſſion läßt ihr Erjcheinen und den Zweck des— 
jelben zum Voraus, oder, wo dieß wegen Dringlichkeit 
des einzelnen Falles nicht möglich) wäre, ſpäteſtens bei 
ihrem Eintreffen in den Gemeinden durch die Bürger- 
meifter öffentlich befannt machen, und gleichzeitig, oder 
noc nachträglich auf dem Rathhauſe zur Einficht aller 
Betheiligten den Plan niederlegen, welcher die zur Ab— 
tretung beftimmten Liegenjchaften darftellt; 

3) die Gommiffion nimmt die erforderlichen Augenjcheine 
ein, hört die vor ihr erjcheinenden Betheiligten mit ihren 
Vorſtellungen, beruft auc die Nichterjchienenen, jo wie 
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andere Perionen, wenn fie die VBernehmung der Einen 
oder der Anderen für nöthig eradjtet, und legt endlicd) 


4) die geichloflenen Akten mit ihrem Gutachten dem Kriegs— 
minifterium vor, zur Ginholung der Entſcheidung des 
Staatsminijteriums, welche Güter zur Ausführung des 
Unternehmens abzutreten jeien. 


Vgl. Militäreonvention mit Preussen vom 25. November 1870, (G.B. 
Nr. 72.) 


$ 19. Wenn ein beftimmter Umfang von Grundjtüden zu 
Baupläßen bejtimmt werden joll, jo daß Jeder, welcher nad) 
polizeilihen Borichriften darauf bauen will, zu dem Gnde Die 
Abtretung verlangen könne, jo tritt folgendes bejondere Ver— 
fahren ein: 


1) das Amt läßt den vom Gemeinderath übergebenen, die 
zu Bauplägen bejtimmte Fläche darftellenden, geometriichen 
Man zur Einſicht der Betheiligten durch wenigſtens acht 
Tage im Rathhauſe niederlegen, indem er zugleid) eine 
Tagfahrt zur Erörterung der Sache mitteljt VBernehmung 
der Betheiligten, jo wie des Gemeinderaths, und nad 
Umjtänden weiterer Sacverftändigen anordnet. 


2) Die amtliche Verfügung, welche die Niederlegung des 
Planes auf dem Rathhaufe und die Tagfahıt anordnet, 
it wenigitens acht Tage vor der Tagfahrt durd) Aus— 
hellen und öffentlichen Anschlag zur allgemeinen, und 
durch mündliche Eröffnung oder Ichriftliche Einhändigung 
zur bejondern Kenntniß der befannten, im Orte ans 
wejenden Betheiligten zu bringen. 


3) Das Amt nimmt, erforderlichenfalls mit Beiziehung der 
Betheiligten und Sadperjtändigen, in der angeordneten 
Tagfahrt oder nachher Augenjceine vor, und beruft 
auch die nichterichienenen Betheiligten, jo wie andere 
Berjonen, wenn es die Vernehmung der Einen oder der 
Andern fir nöthig erachtet. 
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x 4) Nach geſchloſſenem Verfahren legt das Amt die Akten 
mit jenem Gutachten der Streisregierung vor, welche 
jodann über das Begehren der Gemeinde durch das 
Minifterium des Innern die Entiheidung des Staats 
minifteriums einbolt. 

Vgl. $ 14 Z. 15 der Verw. Verf.-Ordnung. 


$s 20. In allen Fällen bezeichnet das Grfenntnig des 
Staatsminifteriums, welches die ‚Verbindlichkeit zur Abtretung 
ausipricht, die abzutretenden Güter einzeln, nad ihren Eigen— 
thümern, und mit Angabe der Yage und des Maaßes eines jeden 
derjelben. 


F 21. Kommt bei dem Verſuche der Commiſſion, welchen 
der $ 15 vorjchreibt, feine Vereinbarung über die Entihädigung 
zu Stande, wohl aber über die Abtretung an und für fi, indem 
die Eigenthümer mit dem Vorbehalt einer gerichtlich feſtzuſtellen— 
den Entſchädigung in die begehrte Abtretung eimmilligen, jo hat 
Diele von der Commiſſion zu Protofoll zu nehmende, die abzu— 
tretenden Güter nad) ihren Eigentümern, ihrer Yage und ihrem 
Maape ebenfalls einzeln bezeichnende Uebereinkommen eben diejelbe 
Wirfung, wie das Erkenntniß, wodurch die Verbindlichkeit zu Ab— 
tretungen ausgelprochen twird. 


s 22. In allen Fällen ift das Erkenntniß des Staats— 
minijteriums, wodurch die Verbindlichkeit zu Abtretungen aus 
geiprodyen wird, oder das an die Stelle deijelben tretende Ueber— 
einfommen durch das Anzeigeblatt des Kreiſes bekannt zu 
machen, und darauf das Verfahren über die Entſchädigung eins 
zuleiten. 


$ 23. Durch die Erfenntniffe des Staatsminifteriums wird 
die Verbindlichkeit zur Abtretung endgültig begründet, jo daß im 
einzelnen Fall über die Frage, ob ein öffentlicher Zweck die Ab— 
tretung wirklich fordere, und ob das die Verbindlichkeit aus— 
Iprechende Erkenntniß auf ein gejegmäßiges Verfahren gebaut jei, 
eine Streitverhandlung vor Gericht oder eine gerichtliche Ent- 
jcheidung darüber unzuläjlig ilt. 


© 
Sr 
* 


Anhang B. 1. Zwangsabtretung. 


Dritter Titel. 
Von der Entſchädigung. 
Erſtes Kapitel. 
Allgemeine Beſtimmungen darüber. 


Z 24. Bei Beſtimmung der Entſchädigungsſumme wird der 
Werth zur Grundlage genommen, den die Yiegenichaft im Falle 
einer Veräußerung nad) Maakgabe ihrer Größe, Beichaffenheit 
und Yage und nad) den Durchichnittspreiien der ſechs letzten 
Jahre, oder joferne jolche in Folge eingetretener bejonderer Um— 
jtände im lebten Jahre geitiegen find, nad) den neuejten Preijen 
haben würde. 

S 25. Nebſt dem allgemeinen Werthe werden auc die be= 
fonderen Bortheile in Anjchlag gebracht, welche die Sache dem 
Inhaber nad) feinen Gewerbs- und andern Verhältnifien außer: 
dem gewährt. 

Ss 26. Iſt die Liegenſchaft verpachtet, jo wird bei Aus» 
mittlung des Werth auch auf den bedungenen Pachtzins Rückſicht 
genommen, die Entſchädigung des Pächters aber, wie bei frei= 
willigen Veräußerungen, nad den Yandrechtjägen 1745 bis 1747 
bemeiien. 

Ss 27. Wenn eine Grunddienjtbarfeit auf der abzutretenden 
Liegenjchaft laftet, die nad) der Abtretung aufhören joll, oder ohne 
wejentliche Erſchwerung nicht mehr ausgeübt werden fann, jo wird 
der dem Berechtigten zu erjeßende Werth derjelben jo angenommen, 
wie er ſich in bejonderer Hinficht auf das herrichende Gut dar— 
ftellt, und unabhängiaq hievon der Werth des abzutretenden dienen= 
den Guts, mit VBerüdfichtigung der darauf ruhenden Dienftbar- 
feitslajt, bejonders bejtimmt. 

$ 28. Wenn ein Grundzins oder eine Gilt auf einem ab— 
zutretenden Gute haftet, jo ift dem Werthe des letzern derjenige 
Betrag beizujchlagen, welchen bei der Ablöfung der Bezugsbe= 
rechtigte nad) dem Geſetz vom 5ten October 1820 im Falle einer 
Aufkündigung von Seiten des Pflichtigen mehr anzuſprechen hätte, 
als er erhalten würde, wenn er jelbjt aufgefündet hätte. 
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$ 29. Iſt nur ein Theil einer Liegenichaft abzutreten, und 
bringt die neue Anlage dem übrig bleibenden Theile aud in 
andern Beziehungen Nachtheile, jo kommen bei Beitimmung der 
Entihädigungsjumme aud) dieje in Betracht. 


$ 30. Iſt ein Theil eines Gebäudes zur Abtretung bejtimmt, 
jo fann der Eigenthümer verlangen, daß ihm auch der übrige 
Theil abgenommen und für das Ganze Entihädigung geletjtet 
werde. 


$ 31. Auch da, wo Gines von mehreren zu demjelben 
Gewerbsbetrieb gehörigen Gebäuden, oder ein zum Betrieb er— 
forderlicher Plat abgetreten werden joll, fann der Eigenthümer 
verlangen, daß ihm die zum nämlichen Gewerbsbetrieb gehörigen 
Gebäude oder Pläte insgefammt abgenommen werden, wenn ihm 
durch die Lostrennung des abzutretenden Theils der Betrieb un— 
möglich gemacht, oder doch wejentlich erjchwert würde, ohne daR 
das Hindernig durch eine angemefjene Einrichtung bejeitigt werden 
fünnte. 

Ebendafjelbe gilt auch da, wo Eines von mehreren zu dem— 
jelben Yandwirthichaftsbetrieb gehörigen Gebäuden, oder ein dazu 
erforderlicher dabei gelegener Platz abgetreten werden ſoll. 


$ 32. Iſt von andern Gütern ein Theil abzutreten, fo 
fann der Eigenthümer, auch wenn fie zu einem und demjelben 
landwirthichaftlichen Betriebe gehören, gleihwohl nicht fordern, 
daß ihm das Ganze abgenommen tverde, wohl aber, daß er außer 
dem Werth des abzutretenden Theils und außer dem Betrage, 
um welchen der übrigbleibende Theil etwa in Folge der neuen 
Anlage minder werth wird, auch für dasjenige Vergütung erhalte, 
um was der übrig bleibende Theil durd) feine eigene Berkleine- 
rung oder Zerjtüdelung wegen Erichwerung des Anbaues oder 
aus andern Gründen für den Inhaber an jeinem Werth verliert. 
Verliert jedoch der übrigbleibende Theil in dieſer doppelten Be— 
ziehung mehr als ein Viertel jeines Werths, jo kann die Ber- 
waltungsbehörde nicht angehalten werden, den diejes Viertel über- 
fteigenden Betrag zu erjeßen, wenn fie ſich erbietet, gegen Ent— 
Ihädigung das ganze Gut zu übernehmen. 


656 Anhang B. 1. Zwangsabtretung. 


$ 33. Soll eine Berechtigung abgetreten werden, jo fann 
der Eigenthümer der Liegenjchaft, zu deren Bortheil fie beiteht, 
fordern, day ihm die Liegenichaft jelbit abgenommen werde, wenn 
diejelbe durch Entziehung der Berechtigung zu ihrer Bejtimmung 
unbrauchbar, oder doch ihr Betrieb dadurch weſentlich erichwert, 
oder ihr Ertrag wejentlich vermindert wird. 


Ss 34. Die durch die 88 29, 30 und 32 dem Eigenthümer 
gegebene Befugniß kommt in Fällen zertheilten Eigenthums (Yand= 
rechtsſatz 577, a.b.) nur dem Nußeigenthümer zu. 

Dem Nutznießer steht fie nicht zu, noch den Inhabern 
anderer Rechte an der vom Gigenthümer abzutretenden Liegen— 
ſchaft. 

Inhaber von Grundgerechtigkeiten können jedoch, wenn die 
Ausübung derſelben auf dem übrigbleibenden Theil des Guts 
weſentlich erſchwert wird, die Dienſtbarkeit ganz aufgehoben, und 
dafür den Erſatz des nad) $ 27 zu beſtimmenden Werths derſelben 
fordern. 


S 35. Sind der abzutretende Iheil einer Liegenichaft, und 
der übrigbleibende, deifen gleihmähige Abnahme der Eigenthümer 
nach den Beitimmungen der 88 30, 31 und 32 zu verlangen 
befugt wäre, zujammen verpachtet, jo kann der Pächter, wenn der 
Eigentümer von jener Befugniß feinen Gebraud) macht, auch 
Hinfichtlich des übrigbleibenden Iheils die Aufhebung des Pachts 
begehren, ohne jedoch dann auch wegen diejes Theils die im $ 26 
bejtimmte Pachtentihädigung aniprechen zu fünnen. 


$ 36. In Füllen der verordneten Abtretung zu Baupläßen 
($ 19) hat Derjenige, der fie fordert, auch den zwiſchen der 
Häujerfluht und der Straßenrinne liegenden Vorplatz mit zu 
übernehmen, in jofern nicht bejondere Beltimmungen  beftehen, 
wornad) die Vergütung hiefür vom Staate oder von der Gemeinde 
zu leiſten ift. 

(Gesetz vom 20. Febr. 1861 (R.B. Nr. 17) über die Ortsstrassen und 
Baufluchten. 

8 37. Dem Eigenthümer iſt unterfagt, in den nächjten vier 
Monaten von der öffentlihen Bekanntmachung an, daß der die 
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abzutretende Liegenschaft bezeichnende Plan in dem Rathhauſe 
niedergelegt jei (SS 18 und 19), oder von dem Tage an, da die 
Abjicht der Verwaltungsbehörde, diejelbe im Wege der Zwangs— 
abtretung zu einem öffentlichen Unternehmen zu erwerben, dem 
Figenthümer von der Niederlegung des Plans urkundlich befannt 
gemacht wurde, und ferner in den nächſten vier Monaten, welche 
auf die öffentlihe Verkündigung der Abtretungsverbindlichkeit 
($ 22) folgen, ohne Zuftimmung der Verwaltungsbehörde einen 
nicht vorher jchon begonnenen Neubau, oder andere Arbeiten vor= 
zunehmen, welche die wejentliche Bejchaffenheit der abzutretenden 
Güter ändern würden, widrigenfalls die hierauf verwendeten 
Kojten im Falle der wirklichen Abtretung bei Beitimmung der 
Entſchädigungsſumme nur in jo weit berüdjichtigt werden, als fie 
auch für den öffentlihen Zweck jelbit, für welchen die Abtretung 
geichieht, den Werth der Liegenjchaft erhöhen. 

Kommt e3 in der Folge nicht zur wirklichen Abtretung, und 
leidet der Eigentümer dadurd, daß er wegen nicht erhaltener 
Zuftimmung der die Abtretung begehrenden WVerwwaltungsbehörde 
den Neubau oder die andern Arbeiten unterlaſſen mußte, Schaden, 
jo iſt er berechtigt, von der Verwaltungsbehörde den Erſatz des— 
jelben zu verlangen, vorausgejeßt, daß der Eigenthümer zu dem 
beabjichtigten Neubau die etwa erforderliche polizeiliche Erlaubnig 
bereits erhalten hat. 


S 38. Während der im vorhergehenden $ 37 beitimmten 
Friſten eingegangene Pachtverträge oder getroffene Verfügungen, 
durch welche Grunddienjtbarkeiten auf das abzutretende Gut ges 
legt wurden, werden bei Feſtſetzung der Entjchädigung nicht be= 
rüdjichtigt, es jei denn, daß der Eigenthümer zu einem jolchen 
Vertrage oder zu einer jolden Verfügung die Zuftimmung der 
Berwaltungsbehörde erhalten habe. 

Wurde der Eigentümer dadurch, daß ihm dieje Zuftimmung 
vertveigert wurde, an der Abjchliegung eines Pachtes oder an der 
Errichtung einer Grunddienjtbarfeit gehindert, jo hat er für den 
hieraus ihm zugehenden Nachtheil, wenn die Abtretung nicht zu 
Stande fommt, Entjchädigung zu fordern. 

Civilrecht. 42 
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5 39. Nusniegungss,, Nubungs und Wohnungsrechte 
(L. R. S. 578 und 624, 625 bis 663) an der abzutretenden 
Liegenichaft und darauf haftende Zehnten, Gilten, oder Grund 
zinje, werden bei Berechnung der Entſchädigung jo behandelt, wie 
wenn tie mit dem Eigenthum in der nämlichen Perſon vereinigt 
wären. 

Die Nutznießungsrechte, zu welchen aud die Rechte des Tod— 
bejtänders gehören, gehen jodann auf die Entihädigungsjumme 
über. 

Für Nubungs und Wohnungstechte, jo weit fie durch Die 
Gigentyumsabtretung aufgehoben oder geichmälert werden, ift, mo 
die Betheiligten nichts anderes verabreden, aus der Entſchädigungs— 
ſumme eine jährliche Vergütung zu leiſten; für die Zehnten aber 
ein nad) dem Gejege vom 15ten November 1833 im zwanzig— 
fachen, für die Gilten und Grundzinje aber ein nad) dem Geſetze 
vom „ten October 1820 $5 im adtzehnfachen Betrage zu leijten= 
des Ablöfungsfapital zu bezahlen. 


Zweites Kapitel. 
Verfahren zur Beltimmung der Entſchädigung. 


S 40. Das Verfahren zur Beittimmung der Entſchädigungs— 
jumme durch Webereinfommen zwijchen der Berwaltungsbehörde 
und den Betheiligiei, oder durch Urtheil oder einftweilige Vers 
fügung des Richters, beginnt damit, daß auf Verlangen der 
Benivaltungsbehörde der Gemeinderath des Orts der gelegenen 
Sache ein Zeugnis ausjtellt, welches hinſichtlich jedes einzelnen 
abzutretenden Guts folgende Angaben entyält: 

1) Wer der Eigenthümer, oder bei zertheiltem Gigenthum, 
wer der Grumdeigenthüimer und wer der Nußeigenthümer 
ſei? 

2) Wem etwa ein Nutznießungsrecht Dder 

3) ein Nutzungs- oder 

4) cin Wohnungsrecht daran zujtche, oder 

5) ein Grunddienſtbarkeitsrecht, und welches? 
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6) Wer Zehnten, Gilten und Grundzinje davon zu beziehen 

habe ? 

$) Ob es verpachtet oder vermiethet jet, und an wen? 

8) Welche Vorzugs- und Unterpfandsgläubiger darauf ein— 

getragen jeien, und mit welchen Summen? 

9) Welche andere, von der Eintragung befreite, Vorzugs— 

und Unterpfandsrechte (insbejondere der Ehefrauen und 
Miündel) darauf ruhen? 
Endlich 

10) Wem ſonſt noch Rechte daran zuſtehen, und welche? 

s 41. Der Gemeinderath fertigt das Zeugniß nad) Maaß— 
gabe des Grund» und Prandbuchs, und jo weit hieraus das eine 
oder andere der bezeichneten Verhältniſſe nicht hervorgeht, nad) 
jeiner ſonſtigen Kenntniß, wie er fie aus anderen Akten oder Ur— 
funden, oder durch die Anmeldung oder Vernehmung des Eigen» 
thümers oder anderer Perjonen etwa erlangt hat. 

S$ 42. Der Gemeinderath läßt das Zeugniß am Nathhauie 
öffentlich anjchlagen, mit der Aufforderung, daß Diejenigen, welche 
außer den darin angeführten noch weitere Rechte an dem abzu— 
tretenden Gute anjprechen, jolche innerhalb acht Tagen vom Tage 
des Anſchlags an dem Gemeinderath anzuzeigen haben, bei Ver— 
meidung des Rechtsnachtheils, dar jie damit bei der Abtretung 
des Guts und der Auszahlung des Preijes nicht berüdjichtigt 
werden, jedoch mit Vorbehalt etwaiger periönlicher Verbindlich— 
feiten des Eigenthümers jelbit. 


$ 43. Der Gemeinderat trägt die Aniprüche Derjenigen, 
die ich der ergangenen Aufforderung zu Folge in der Friſt noch 
melden, oder etwa erſt Vorzugs- oder Unterpfandsrechte eintragen 
ließen, nachträglich auf das Zeugniß. | 


s 44. Nach Ablauf der achttägigen Friſt macht der Ge— 
meinderath den Eintrag in dem Grundbuche, daß das in Frage 
ftehende Gut zur Zwangsabtretung bejtimmt, und über die da= 
rauf ruhenden Yajten ein Zeugniß ausgeftellt worden ſei, und 
ftellt jodann das Zeugniß jelbjt, welches am Schlufje die weitere 
Beurfundung enthält, daß es act Tage öffentlih angeichlagen 

42* 
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geweien, aber fein weiterer Anipruch angemeldet worden, und daß 
nun auch die Beitimmung des Guts zur Zwangsabtretung im 
Grundbuch vorgemerkt ſei, der Verwaltungsbehörde zu. 

8 45. Gin lebereinfommen mit den im Gemeinderaths— 
zeugniß (J 40 bis 44) bezeichneten Betheiligten "über die Ent— 
ſchädigungsſumme ermächtigt die Verwaltungsbehörde zur Zahlung 
mit den im vierten Titel bezeichneten Wirkungen, nur alsdann, 
wenn daffelbe in eine öffentliche Urkunde gebracht iſt, welcher das 
Gemeinderathszeugniß beiliegt. 

$ 46. Hinfichtlih der Güter eines Minderjährigen oder 
Entmündigten fann der Wormund, mit Genehmigung der Ober— 
vormundichaftsbehörde, ein Uebereinkommen ſowohl über die Ab— 
tretung als über die Enichädigung jchliegen. 

Ss 47. Ebenſo kann bei verlangter Abtretung von Ehejteuer= 
gütern die Abtretung umd die Entihädigungsiunme mit Gerichts= 
erlaubnig im Wege des Vertrags feſtgeſetzt werden. 

S 48. Findet die Verwaltungsbehörde nicht angemeſſen, 
eine Webereintunft mit den Betheiligten über die Entſchädigung 
zu verfuchen, oder fommt eine jolche nicht zu Stande, jo wendet 
fich dieſelbe um die Feſtſetzung durch richterliches Urtheil herbei— 
zuführen, mit einer Klage an das Untergericht, in deilen Bezirk 
das abzutretende Gut, oder der größere Iheil deſſelben gelegen ift. 

F 49. Die Klage enthält: 

1) die Anführung oder Tarlegung der im Anzeigeblatt ver= 
fündeten Entſcheidung oder Vereinbarung über die Ab— 
tretungsverbindlichett ; 

2) das Gemeinderathszeugnig (SI 40 bis 44); 

3) die Darlegung der etwaigen Beweismittel über den Werth 
des abzutretenden Guts; 

4) die Erflärung der VBenvaltungsbehörde, wie viel fie für 
daſſelbe (Wie viel für das Gut jelbit, und wie viel für 
die etwa darauf jtehenden Früchte) zu zahlen bereit jeiz 
endlich 

5) den Antrag: den Eigenthümer und die im Gemeinde— 
rathszeugniß angegebenen übrigen Betheiligten zur Ab— 


u a "u 
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tretung um die angebotene Summe für ſchuldig zu er— 
klären. 
$ 50. Wird die Klage nicht vor Ablauf von acht Monaten 
angebracht, von der öffentlichen Verkündung der Abtretungsver- 
bindlichkeit (4 22) an gerechnet, ſo iſt fie nur zuläjlia, wenn 
damit zugleidy eine neuerlihe Verfügung des Staatsminiſteriums 
vorgelegt wird, dal; die angeordnete Unternehmung ausgeführt, 
und die nad) der früheren Verkündung dazu beitinmten Güter 
abgetreten werden ſollen. Ps 
Sind von der öffentlichen Verkündung der Abtretungsver- 
bindlichfeit an zwei Jahre abgelaufen, jo kann ſolche Verfügung 
nur in Folge eines neuen, nach den Vorjchriften des zweiten 
Titels des gegenwärtigen Geſetzes eingeleiteten Verfahrens erlaſſen 
und verfündet werden. 
Nur Hinlichtlich der verordnneten Abtretungen zu Baupläßen 
{S 19) findet die Klage jederzeit jtatt, jo lange nicht der feſt— 
gejette Bauplan durch eine Verfügung des Staatsininifteriums 
wieder aufgehoben ilt. 


$ 51. Sind Güter verjchiedener Eigenthümer abzutreten, jo 
Tann fie die Verwaltungsbehörde gemeinschaftlich belangen. 

Der Richter kann jedoch, wo die Güter verichiedener Art 
jind, oder nicht zuiammenhängen, oder bei einzelnen derjelben 
bejondere, auf die Werthbeſtimmung eimvirfende, Verhältniſſe eins 
treten, die Irennung der Verhandlung verfügen. 

&s find aber, zur Erjparung der Koften, auch in dieſem 
alle Hinfichtlicy aller Beklagten, jo weit thunlich, für die Vor— 
nahme der Augenicheine und die Abſchätzungen die nämlichen 
Zagfahrten anzuordnen. 

Ss 52. Tas Verfahren bei den Gerichten richtet ſich, vor— 
behaltlicy der bejonderen Beſtimmungen, nach den Vorjchriften der 
Reichs-Givilprocegordnung. 

S 53. Die Einlaſfungsfriſt beträgt mindeſtens zwei Wochen. 

Vgl. R.C.P.O. 5 234, 459. 

Ss 54. Tie nichtericheinenden Beklagten werden von folgenden 
bejonderen Verſäumnißnachtheilen getroften: 
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1) Bon dem Gigenthümer und allen anderen Betheiligten 
wird angenommen, dab fie den Werthanichlag der Hagen 
den Verwaltungsbehörde anerkennen; 

2) die eingetragenen Summen der Vorzugs- und Unterpfands= 
gläubiger, jo weit fie dur den Werthanjchlag der Ver— 
waltungsbehörde gededt jind, werden an die Hinter— 
legungskaſſe, 

3) der übrige Betrag aber an den Eigenthümer des Guts 
bezahlt, mit Vorbehalt der Rechte der übrigen nicht er— 
ſchienenen Betheiligten gegen dieſen. 

* 55 ist aufgehoben. 


S 56. Erſcheint die klagende Verwaltungsbehörde in der 
Tagfahrt nicht, oder erflärt fie jich nicht über die zu enennenden 
Schätzer, ſowie über das Vorbringen der Beklagten und deren 
ettvaige Beweismittel, jo werden auf Antrag der Bellagten die 
Schäfer ernannt, und wird die Schätzung auf den Grund der in 
der Klage und von den Beklagten geltend gemachten Ihatumjtände 
und Beweismittel angeordnet. 

Das Recht der Bellagten zum Antrag gemäß $ 295 der Givil- 
Prozeßordnung wird hierdurch nicht berührt. 

s 57. Gricheinen die Beklagten in der Tagfahrt nicht, To 
werden auf Antrag der Verwaltungsbehörde die Nechtsnachtheile 
(S 54) durch ein Verſäumnißurtheil ausgeiprodhen, gegen welches 
nur der Eigenthümer und die Inhaber von Grunddienftbarfeiten 
ſowie Pächter Einſpruch erheben fünnen. 

Tas Verfäumnigurtheil ift auch ohne Antrag für vorläufig 
vollitretbar zu erklären. 

Vgl. R.C.P.O. 88 903 u, 648. 

$ 58. Wenn in Fällen, wo die lage auf eine nad) $ 21 
zu Stand gefommene Vereinbarung gebaut ijt, der Eigenthümer 
Einwendungen gegen diejes Uebereintommen jelbjt vorbringt, To 
wird, mit einſtweiliger Einftellung des Entihädigungsverfahrens, 
zum Voraus hierüber verhandelt und entichieden, jo fern nicht 
die Verwaltungsbehörde vorzieht, jtatt deſſen nachträglid noch ein 
Erkenntniß des Staatsminifterrums über die Verbindlichkeit zur 
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Abtretung einzuholen, und nad deſſen Verkündung die in den 
SS 48 und 49 bezeichnete Klage von Neuem zu erheben. 


8 59. Wenn fi die Partheien in der Tagfahrt über die 
Zahl und Berfonen der Schäßer nicht vereinigen, jo ernennt fie 
das Gericht, in ungerader Zahl, in feinem Fall weniger als Drei. 


$ 60. Die von den Partheien erwählten oder vom Richter 
ernannten Schäßer find verpflichtet, die Wahl oder Ernennung 
anzunehmen, in jo fern fie nicht erhebliche Gründe haben, joldhe 
abzulehnen. 


$ 61 ist aufgehoben. 


s 62. Will der Eigenthümer, der nur einen Theil jeines 
Eigenthums abtreten joll, in den Fällen der SS 30 und 31 von 
dem Rechte, die Abnahme weiterer Theile oder des Ganzen zu 
fordern, Gebrauch machen, jo hat er jein derfalljiges Begehren 
bei dieſer erſten Tagfahrt anzubringen; jonjt wird daſſelbe nicht 
mehr berüdjichtigt. 

$ 6% ist aufgehoben. 


8 64. Sind unter den Beflagten jelbjt Anjprüche beitritten, 
welche auf die Größe der von der Benivaltungsbehörde zu leitenden 
Entjchädigung feinen Einfluß haben, wie namentlich Nugeigen- 
thums=, Nutznießungs-, Nußungs= oder Wohnungsrechte, Zehnten, 
oder Vorzugs- und Unterpfandsrechte, jo wird der Streit darüber 
zu bejonderer Rechtsverfolgung verwieſen. 


Es werden jedoch Diejenigen, welche ſolche Nechte in Ans 
jpruch nehmen, jo weit fie bei einer höheren Beitimmung der 
ganzen Entihädigungsjumme für das abzutretende Gut betheiligt 
find, vorläufig zur Mitvertretung des Eigenthümers in dem Ents 
Ihädigungsverfahren zugelaflen. 


$ 65. Eben jo wenig fünnen Dritte, welche Eigentums 
oder andere Anſprüche an das abzutretende Gut machen, oder 
darauf eine gerichtliche Hülfsvollitrefung betreiben, hierdurch den 
Lauf des Entihädigungsverfahrens aufhalten, wohl aber jteht 
auc) ihnen, Fo weit fie bei einer höhern Beitimmung der ganzen 
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Entihädigungsjumme betheiligt find, die Befugniß zu, die Be— 
Hagten in dieſem Verfahren mit zu vertreten, und ihre Anjprüche 
auf die das Gut vertretende Entihädigungsiumme im bejonderen 
Verfahren geltend zu machen. 


8 66. In Fällen, wo der Eigenthümer, der einen Theil 
feines Eigenthums abtreten joll, die Abnahme weiterer Theile 
oder des Ganzen begehrt, erſtreckt fi) die Verhandlung, das Gut— 
achten der Schäßer und die richterlihe Entſcheidung aud auf 
die Frage, ob die zur Begründung des Begehrens dur) Die 
SS 31 und 33 geforderten Vorausſetzungen vorhanden jeten. 


3 67. Das Ürtheil jpriht in allen Fällen die Summe aus, 
um welche das Gut der VBerwaltungsbehörde ganz oder theilweile 
abgetreten werden joll. 

Es bejtimmt den Betrag, welchen davon Pächter oder Grunde 
dientbarfeitsberechtigte wegen Aufhebung oder Beichränfung des 
Pachts oder der Dienjtbarteit zu empfangen haben. 

Es enticheidet endlich im Falle das abzutretende Gut natür= 
fihe oder erzogene Früchte (L. R. ©. 583) trägt, ferner, wie 
viel für diejelben, jo fern fie vom Inhaber nicht mehr bezogen 
werden fünnen, bejonders zu vergüten tft. 

$ 68. Das Urtheil ift auch ohne Antrag für vorläufig voll: 
Itredbar zu erklären. 

Vgl. R.C.P.O. 648. 

$ 69. Hält die Benvaltungsbehörde für nöthig, noch bevor 
der Richter erſter Inſtanz über die Entſchädigungsſumme erkannt 
hat, zum Belige des abzutretenden Guts zu gelangen, jo fann 
fie mit Vorlegung des Gemeinderathszeugniijes, eine_einftweilige 
Verfügung begehrten, wodurd fie der Richter zur Beſitznahme des 
Guts ermächtigt, indem er zugleich ausipricht, welche Summe jie 
dafür vorläufig, mit Vorbehalt jpäterer endgültiger Feſtſetzung und 
zwar vor der Belignahme, an die Hinterlegungskaſſe zu bezahlen 
habe. 

8 70. Das Gejuh um eine einftweilige Verfügung findet 
jelbjt vor Anbringung der im $ 47 bezeichneten Klage jtatt, jo- 
bald nur die Entjcheidung oder Vereinbarung über die Abtretungs= 
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verbindlichfeit im Anzeigeblatt vertündet und die Stlage nad $ 49 
noch zuläſſig it. 

$s 71. Auf das Geſuch ordnet der Richter in allen Füllen 
zu der Vornahme des Augenjcheins, der Aufnahme des Zuftandes 
des Guts und Vornahme der Schäßung, eine nicht über acht Tage 
hinauszujeßende Tagfahrt an, wozu außer der VBerwwaltungsbehörde 
und den im Gemeinderathszeugniiie aufgeführten Betheiligten, der 
Bürgermeifter des Orts der gelegenen Sade, und drei oder 
mehrere vom Richter zu ernennende Schäßer, jedenfalls in unge— 
rader Zahl, beigeladen werden. 

$ 72. Das, für das jpätere Hauptverfahren übrigens nicht 
maßgebende, Gutachten der Sacveritändigen wird in der näm— 
lihen Tagfahrt abgegeben. 

$ 73. Rechtsmittel gegen die erlaſſene einſtweilige Ver— 
fügung finden nur jtatt, wenn der Grund der Beſchwerde in 
verlegten Borichriften des Verfahrens bejteht, oder in der Ver— 
werfung der Einrede der Unzuftändigfeit oder der Unfähigfeit des 
Richters. 

Sie haben unter keiner Vorausſetzung aufſchiebende Wirkung. 

8 74. Erfolgt das Endurtheil der erſten Inſtanz che die 
einſtweilige Verfügung vollzogen iſt, ſo verliert dieſe ihre Kraft, 
und es tritt das, ergriffener Rechtsmittel ungeachtet vollziehbare, 
Urtheil an ihre Stelle. 

Hat dagegen die Verwaltungsbehörde zur Zeit der Urtheils— 
verfündung in Folge der einftweiligen Verfügung die Zahlung 
bereits geleitet, jo behält es hiebei jo lange jein Bewenden, bis 
das Endurtheil die Rechtskraft erlangt hat. | 

$ 75. Hat die Venmvaltungsbehörde in Folge der einit- 
weiligen Verfügung die angeordneten Summen an die Dinters 
legungskaſſe bezahlt, jo jind die Betheiligten befugt, ſich diejelben 
nad) Maßgabe des Gemeinderathszeugnifies, vom Richter zuweiſen 
zu laſſen. 

5 76. In allen Fällen steht dem Cigenthümer und den 
andern Betheiligten, nachdem die Verwaltungsbehörde eine einft- 
weilige Verfügung erwirkt hat, das Recht zu, die unverzügliche 
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Fortſetzung des Hauptverfahrens, jofern dafjelbe nicht von der 
Vermwaltungsbehörde jelbjt betrieben wird, zu verlangen, oder 
wenn die Verwaltungsbehörde eine Klage noch nicht übergeben 
hat, diejes Verfahren nun jelbit einzuleiten, mittelft einer eigenen 
Klage, in der fie ihre Anforderungen, mit Anführung der ſolche 
begründenden oder unterjtügenden Verhältniſſe und gleichzeitiger 
Darlegung ihrer etwaigen Beweismittel, jogleich ſelbſt aufitellen- 
Der $ 53 findet dabei ebenfalls Anwendung. 


Bierter Titel. 


Bon der Zahlung der Entihädigung und dem Ueber— 
gang des Eigenthums. 


Ss 77. Die Vormerfung im Grundbuch, daß das Gut zur 
Abtretung bejtimmt jei, hat die Wirfung, daß jpätere Eigen- 
thums-Veränderungen oder Beichräntungen, jo wie jpätere Ein— 
tragungen von Vorzugs- und Unterpfandsrechten, der Verwal— 
tungsbehörde gegenüber, im jo fern ſie in Folge geleifteter 
Zahlung den nachfolgenden wirklichen Erwerb des Guts inner= 
halb vier Monaten, vom Tage der VBormerfung an, in das 
Grundbuch eintragen läßt, feine Wirkung haben, ausgenommen, 
wenn jie der Verwaltungsbehörde noch vor der Auszahlung 
mittelft Vorlegung einer öffentlichen Urkunde befannt gemacht 
erden. 

$ 78. Das Gemeinderathszeugnig hat ebenfalls die Wirkung, 
dab darin nicht aufgeführte Ansprüche, welche vorher ſchon be— 
ftanden, von der Verwaltungsbehörde bei der Auszahlung der 
Entichädigungsjumme nicht zu  berüdjichtigen find, abermals 
unter Vorausjegung, daß die Zahlung, und in Folge derjelben 
die Eintragung des Eigenthumsenverbs binnen der im vorher» 
gehenden Paragraphen bejtimmten viermonatlichen Friſt erfolgt. 


s 79. Die Berwaltungsbehörde bezahlt die ganze Entſchä— 
digungsiumme an den Eigenthümer des abzutretenden Guts, 
ivenn in dem Gemeinderathszjeugnifie außer ihm feine Betheiligten 
aufgeführt find, oder jpäter ſich gemeldet haben, und cbenjo, 
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wenn in der nad $ 53 angeordneten Tagfahrt nur der Eigen— 
thümer, oder weder er, noch ein anderer Betheiligter erichienen it. 

Fine Ausnahme machen, die eingetragenen Summen der 
nicht erjchienenen Vorzugs- und Unterpfandsgläubiger, welche an 
die Hinterlegungsfafte zu bezahlen jind. 

In allen andern Füllen zahlt die Wenwaltungsbehörde die 
Entihädiqungsfumme an die verjchiedenen Betheiligten nad) der 
zu Stande gefommenen Webereinfunft, oder nach richterlicher Be— 
ſtimmung, oder wenn es nod an der einen wie an der andern 
fehlt, jo wie im Falle venveigerter Zablungsannahme, an die 
Hinterlegungskaſſe. 

Vgl. L.R.S. 1257—1259; Hinterlegungs-Gesetz vom 3, August 1837 
(R.B. Nr. 26.) 


Ss 80. Mit dem Tag, an welchen die durch Webereinkunft, 
Urtheil oder einftweilige Verfügung des Nichters bejtimmten 
Summen, nad Maßgabe des $ 7@ bezahlt werden, geht das 
Eigenthum des Guts, ohne daß es”einer bejonderen Belignahme 
oder Belikeimveifung bedarf, frei und umbelaftet auf die Ver- 
waltungsbehörde über, vorausgejegt, dah die Zahlung, und dar= 
auf die Eintragung des Erwerbs innerhalb der im $ 78 be= 
jtimmten viermonatlicen Friſt erfolgen. 

Sie kann darnad) wegen zur Zeit unbekannt gebliebener Rechte 
nicht weiter in Anſpruch genommen werden, und iſt eben io 
wenig dem in den Yandrechtiähen 2185 und 2185a. beitimmten 
Ueberbietungsrechte der Gläubiger unterworfen. 


8 81. Erfolgen Zahlung und Eintragung des Erwerbs nicht 
innerhalb diejer Frift, jo kann die Nerwaltungsbehörde die Aus— 
zahlung nah) Mapgabe des $ 77 und mit der im vorjtehenden 
S 78 bejtimmten Wirkung nur dann leiten, wenn der Gemein- 
derath beicheinigt, - day in der Zwiſchenzeit, vom Anfang jener 
Friſt an bis dahin, feine weitere Eigenthumsveränderungen oder 
Belaftungen im Grund= oder Unterpfandsbud) eingetragen worden 
find. 

Sind in der Zwiſchenzeit jolche Eintragungen geichehen, so 
hat fie vorerjt wieder neue richterliche Beſtimmung oder Ueberein— 
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funft der Betheiligten zu veranlalien, oder die Zahlung an die 
Hinterlegungstafle zu leiiten. 

Ss 82. Die im Urteil beitimmte beiondere Erjaßjumme für 
natürliche und erzogene Früchte des abzutretenden Guts fällt weg, 
wenn der Inhaber die Früchte noch ſelbſt bezog. 

Dagegen hat derjelbe, wenn er darnad), ehe die Verwal— 
tungsbehörde das Gut in Folge geleifteter Zahlung übernimmt, 
weitere Koſten auf den neuerlichen Anbau verwendet, außer deren 
Erſatz ferner fünf Prozente Zins von der ganzen Entſchädigungs— 
fumme, von der Zeit der legten Erndte oder des letzten Früchte 
bezugs an bis zum Zahlungstag, zu fordern, ohne daß jedod) ein 
Streit über den Betrag die Belignahme der Berwaltungsbehörde 
aufhalten fann. 

$ 83. Das Urtheil über die Entſchädigung verliert, mit 
Ausnahme jeiner Enticheidung über die Proceßkoſten, durch den 
Ablauf von drei Monaten, von eingetretener Rechtskraft an, jeine 
Wirkung, wenn die Verwaltungsbehörde nicht innerhalb dieſer 
Zeit durch, dem $ 77 gemäß, geleiltete Zahlung das Eigenthum 
des abzutretenden Guts wirklich erwirbt. 


Ss 84. Wird das Unternehmen, für welches die Abtretung 
geichehen ijt, wieder aufgegeben, jo kann der frühere Eigenthümer 
das Gut, jo fern an demjelben nicht inzwiſchen den Werth er— 
höhende mwejentliche Veränderungen vorgenommen wurden, gegen 
Nüderftattung der dafür erhaltenen Entichädigungsfumme, wieder 
zurüdfordern, vorausgejeht, daß es innerhalb Jahresfriit von dem 
Empfang an geſchieht; oder, wenn die VBerwaltungsbehörde das— 
jelbe vor Ablauf dieſer Friſt verfauft, ohne Rückſicht auf ftatt 
gehabte Veränderungen, das Einſtandsrecht ausüben. 


Ss 835. In Füllen, wo die Venmvaltungsbehörde zum 
Behuf eines öffentlichen Unternehmens eine Berechtigung unents 
geltlich aufzuheben oder zu beſchränken beabiichtigt, indem ſie dem 
Inhaber wegen des Entitehungstitels oder aus andern Gründen 
ein Recht auf Entſchädigung nicht zugefteht, oder wo fie zu 
gleihem Zwed ein Gut verwenden will, welches ihr beitritten 
wird, jo iſt der Streit hierüber vor der zujtändigen Behörde in 
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beionderem Wege zuerjt auszutragen, ehe das Berfahren über 
die Verbindlichkeit zur Abtretung und die Entichädigung einge— 
leitet wird. 

$ 86. Es fann jedod; die Vertvaltungsbehörde diejes Ver— 
fahren, bejonders wenn der Gegner ſich im Bejige befindet, oder 
wm ich jelbjt durch einftweilige Richtigftellung des Betrags gegen 
fünftige Ueberforderungen fir den Fall des Unterliegens in jenent 
Streite fiher zu ftellen, auch vor Austrag deijelben vorläufig 
einleiten, und gegen einjtweilige vorſchußweiſe Bezahlung der, 
im Falle des Objiegens in der Hauptjache wieder zurüchkzuer— 
haltenden, Entihädigungsjumme zur vorläufigen Abtretung ge— 
langen. 

$ 87. In gleicher Weije ift die Benvaltungsbehörde befugt, 
in Fällen, wo nur das Dajein oder der Umfang eines 
behaupteten Pacht oder einer Grunddienitbarteit, oder eines 
Srundzinjes, oder einer Gilt beitritten it, mit Vorbehalt des 
bejondern nachträglichen Austrags des Streits, auf allen Fall 
die vorläufige Beſtimmung des durch dieje Verhältniſſe bedingten 
und ebenfalls vorſchußweiſe zu bezahlenden Entſchädigungsbetrags 
zu verlangen. 


Fünfter Eifel. 
Von den Kojten des Berfahrene. 


$S 88. Die Koſten des Verfahrens über die Verbindlichkeit 
zur Abtretung trägt in allen Fällen die Berwaltungsbehörde, 
und erſetzt den Betheiligten alle dadurch verurjachten nothiwendigen 
Auslagen. 

Es finden hierbei weder Stempel: noch Sportelgebühren ftatt. 


$ 89. Eben jo trägt die Berwaltungsbehörde allein die 
Kojten einer einftweiligen Verfügung und der zu deren Vorbe— 
reitung jtattgehabten Tagfahrt, jo wie die often der Hinter— 
legung bei der Hinterlegungstaffe, — ausgenommen, wo ſolche 
wegen verweigerter Zahlungsannahme, oder wegen eines Streits 
der Beklagten unter fi), erfolgte. 
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S 90. Sie hat ferner in dem Verfahren über die Ent» 
ſchädigung die Koften der Klage (SS 48 und 49) und des ihr 
beizulegenden Gemeinderathszeugniiies in allen Fällen auf ſich zu 
behalten. 

8 91. Das Erkennmiß über alle übrigen Koften richtet ſich 
nad) den Beltimmungen der bürgerlihen Proceßordnung, die 
Koſten des Abjhäßungsverfahrens fallen jedod allemal auf die 
Verwaltungsbehörde, jo ferne nach dem Ergebniß deitelben auf 
eine höhere, al3 auf die von ihr angebotene Entſchädigung er= 
fannt wurde, über jene des Hauptverfahrens zur Feititellung der 
Entſchädigungsſumme insbejondere nad) dem Berhältnig, in 
welchem das Anerbieten der VBerwaltungsbehörde und die Anz 
forderungen der Beklagten von der im Urtheil beitimmten Summe 
abweichen. 


Sechſter Titel. 
Schlußbeſtimmungen. 


Ss 92. Alles, was das Geſetz rückſichtlich der eine Abtretung 
fordernden Verwaltungsbehörde anordnet, gilt auch von denjenigen 
Privatperſonen oder Geſellſchaften, welche für öffentliche, ihnen 
zur Ausführung oder Betreibung überlaſſene Unternehmungen 
Abtretungen begehren, vorausgeſetzt, daß die Bedingungen der 
Zwangsabtretung vorhanden ſind. 


z 93. Ueberall, wo in dem gegenwärtigen Geſetze von 
Eigenthümern die Rede iſt, werden auch die Nutzeigenthümer 
und die Berechtigungsinhaber der im $ 6 bezeichneten Art 
begriffen. 


s 94. Wo in Nothfällen, wie im Kriege, oder bei einem 
Brande, oder bei Waſſergefahren, ein augenblidlicher Angriff oder 
die unverjhiebbare Wegnahme fremden beweglichen oder unbe— 
weglihen Eigenthums nothwendig geworden iſt, wird die nach— 
folgende Entſchädigung, jo ferne es fich nicht um eine nad) den 
Geſetzen unentgeltlich zu tragende Laſt handelt, ebenfalls nad) 
den Bejtimmungen diejes Gejeges ausgemittelt. 
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$ 95. Alle bisherigen Gelege und Verordnungen über das 
Verfahren bei gezivungenen Abtretungen zum öffentlichen Nuten 
jind aufgehoben, mit Ausnahme der bejonderen Gejege und Ver— 
ordnungen über das Recht des Bergbaues auf fremden Eigen— 
thum, und über die Entjchädigungen in Brandfällen. 


Bekanntmachung vom 12. August 1856 (Centr. V.B. Nr. 9) über 
Zwangsabtretuingen zum Bergbau. 
Gesetze vom 29. März 1858 (R.B. No. 14) und vom 7. Mai 1858 
R.B. No. 19) über Zwangsabtretungen zum Eisenbahnbau. 
Gesetz vom 5. Mai 1856 (R.B. Nr. 16) über Zusammenlegung der 
Grundstücke. 
Gesetz vom 20. Februar 1863 (R.B. Nr. 17) über Anlage der 
Ortsstrassen. (Art. 4—6.) 
Wassergesetz vom 25. August 1570 (G.B. Nr. 36) Art. 12—22. 
Reichsgesetz vom 13. Juni 1373 uber Kriegaleistungen ($$ 253— 27.) 





2) Antheilbarkeit von Lienenfdjaften. 
Heiech vom 6. April 1854 (RB. Nr. 20). 


Art. 1. Die Iheilung von Wald, Reutfeld und Weiden in 
Stüde unter zehn Morgen, ferner die Iheilung von Aderfeld und 
Wiejen in Stücke unter einem PViertelmorgen badiſches Maaß, 
darf weder zur Aufhebung einer Gemeinichaft, no im Wege 
irgend eines anderen Rechtsgeſchäftes jtattfinden, jofern nicht da= 
durch die Bereinigung der abgetheilten Yiegenihaft mit einem 
angrenzenden Grundſtück des Erwerbers bezweckt wird und hierbei 
fein Ztüd unter obigem Mat übrig bleibt. 


Art. 2. Tie Berwaltungsbehörde fann 


a. auf den Antrag des Gemeinderathes und Bürgeraus- 
ihufjes für eine beftimmte Gemarkung das Verbot des 
Artikels 1 auf ein größeres Maaß enveitern; 

b. in gleicher Weije ein bejtimmtes Maaß als Grenze der 
Iheilbarfeit für Garten- und Rebgelände feſtſetzen; 

c. im einzelnen Falle Nachſicht von vorftehenden Verboten 
bewilligen. 


Verwaltungsgesetz vom 5. Oktober 1863 (R.B. Nr. 44). 


$ 6. Der Bezirksrath beschliesst ferner in folgenden 
Verwaltungssachen: 


5) über das Maass der Theilbarkeit der Liegenschaften 
und über Bewilligung von Nachsicht in einzelnen Fällen. 


Urt. 3. Theilungen von Liegenjchaften gegen die Beſtim— 
mungen der Artikel 1 und 2 find fraft Geſetzes nichtig. 
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Sie dürfen bei Vermeidung einer Geldftrafe bis auf 200 
Mark * weder in Grundbücher eingetragen, noch in öffentlichen 
Urkunden ausgefertigt werden. 

* Fassung nach dem Gesetze vom 21. Juni 1874 (G.B. Nr. 40) 
über die Reichsmarkrechnung. 

Bad. Einführungs-Gesetz zumR.Strafgesetzbuch (G.B. 
1871 Nr. 51). 

Art, 11, I. Abs. 2: Als Disciplinarvorschriften sind auch 

die in Artikel 3 des Gesetzes vom 6. April 1854 (R.B.Nr. 20) 


über die Untheilbarkeit von Liegenschaften enthaltenen Be- 
stimmungen zu betrachten, 


Art. 4. Diefes Geſetz tritt mit dem 15 Mai d. Y. in 
Wirkſamkeit und findet von da an auf alle Theilungen und Ver— 
Äußerungen Anwendung, deren früheres Datum nicht öffentlich 
beurfundet ift. 

Urt. 5. Die Minifterien. der Juftiz und des Innern find 


mit dem weitern Vollzuge beauftragt. 
Vollzugsverordnung vom 29, Juni 1854 (Kreis-V.Bl.) 


Eivilrecht. 43 





3) Teldbereinigung. 


Geſetz vom 5. Mai 1856 (Reg.Bl. Nr. XIX.) 


Art. 1. (Borausjegungen des Unternehmens.) Wo es zur‘ 
Hebung der Yandwirthichart in einer Gemarkung von überwiegen— 
dem Nutzen it, fann eine Zuſammenlegung von Grundjtüden 
jelbft gegen den Willen einzelner Eigenthümer derjelben ſtatt— 
finden, wenn 

mindeſtens zwei Drittheile der Beliger der betreffenden 
Grundſtücke ſich für das Unternehmen erklären ; 

die Zuftimmenden nach dem Zteuerlapital zwei Drit- 
theile der in das Unternehmen fallenden Grundjtüde befiten, 

und das Ztaatsminijterium die Genehmigung zur Auss 
führung ertheilt. 


Art. 2. (Befreite Grumditüde.) Tem Jwange des Art. 1 
jind nicht untenvorfen 
1. Grundſtücke, welche ihrer Yage nad als Baupläge zu 
betrachten find; 

2. die mit den Gebäuden eines Eigenthümers zuſammen— 
hängenden Grundſtücke deſſelben; 

3. Baumftüde und eingefriedete Gärten; 

4. Weinberge (Nebgelände) ; 

9. Waldungen ; 

6. Sand-, Lehm-, Thon- und Erzgruben, Stein= und 
Schieferbrüche, Torf-, Steintohlene, Braunfohlen= und 
Gypslager, endlich zum Bergbau gehörige Grunditüde, 
jofern Diele Gruben, Brüche, Yager und Bergwerke im 
Betrieb ind; 


LV 
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7. Grundjtüde, auf welchen ſich Mineralquellen befinden, jo 
weit es dieſer Grumdjtüde zur angemeſſenen Benützung 
der Quellen bedarf. 


Urt. 3. (Ausnahmsweiſer Beizug befreiter Grundftüde.) Eine 
zu Folge des Art. 2 dem Zwange nicht untenvorfene Yiegenichaft 
fann ausnahmsiweije beigezogen werden, wenn das Unternehmen 
ſonſt nicht ausführbar iſt. 

Ueber die Verbindlichkeit hiezu entjcheidet das Staatäminijtertum 
und der Vollzug richtet fi) nach den Titeln III. bis VI. ($ 24 
bis 93) des Gejeges vom 28. Auguſt 1835 über die zwangs— 
weile Abtretung zum öffentlichen Nußen. 


Art. 4. (Freilaſſung einzelner Grundftüde.) Gnthält eine 
dem Zwang unterworfene Grundfläche ein Grundſtück von fo be= 
jonderer Bejchaffenheit, dal fein Werth durch andere Grunditüde 
nicht ausgeglichen werden kann, jo Soll dafjelbe auf Anjuchen des 
Gigenthümers vom Unternehmen ausgejchloljen werden, wenn 
fegteres auch ohne das betreffende Grundftüd ſich zweckmäßig aus- 
führen läßt. 

Art. 5. (Einleitung des Verfahrens, Prüfung, Genehmigung 
des Antrags.) Die Staatsverwaltungsbehörde hat den bei ihr 
einfommenden Antrag auf Zujammenlegung von Grunditüden 
unter Zuzug eines oder mehrerer Sachverſtändigen vorläufig zu 
prüfen und, wenn fie ihn nicht jofort verwerflich findet, zur Ab— 
ſtimmung der Betheiligten zu bringen. 

Im Falle der Zuftimmung der Mehrheit und nad) Erhebung 
der Einwendungen der Minderheit it der Antrag dem Staats: 
minifterium zur Genehmigung vorzulegen. 


Urt. 6. (Abjtimmung.) Das Nichtericheinen bei der Ab— 
ſtimmung gilt als Gimwilligung in das beantragte Unternehmen. 

Die Zuftimmung iſt in den Fällen, wo es darauf ankommt, 
an die Förmlichkeiten nicht gebunden, welche das Geſetz für die 
Veräußerung der Güter gewiſſer Perſonen vorjchreibt. 

Die Art der Vorladung und der öffentlichen Bekanntmachung 


des Antrags bejtimmt die Bollzugsverordnung. 
43* 
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Wenn die öffentliche Verkündung vorſchriftsmäßig ftattgefunden 
hat, Steht Niemand der Einwand zu, daß er nicht aufgefordert 
oder voraeladen worden fei. 

Art. 7. (Bollzugsbehörde) Die Ausführung des Unter— 
nehmens geichieht durch eine Commiſſion unter Yeitung der Staats— 
verwaltungsbehörde. 

Die Commiſſion beiteht aus einem von der Staatsverwal- 
tungsbehörde zu ernennenden Borjigenden, jodann aus einem 
Geometer und einem oder mehreren Sachverſtändigen, welche, ſo— 
fern ſich die betheiligten Grumdbeiiger über die Wahl nicht ver= 
einbaren, ebenfall3 von der Staatsverwaltungsbehörde anfgeitellt 
werden, 

Ur. 8. (Aufgabe der Vollzugs-Commiſſion.) Die Com— 
miſſion hat 

1. Die Anzahl und Größe der Grundſtücke, mit welchen 

jeder Eigenthümer betheiligt iſt, zu ermitteln; 

2. über den Beizug oder die Befreiung einzelner Grundſtücke 

zu entſcheiden; 

3. den Werth der Grundſtücke mit Rückſicht auf die darauf 

haftenden Dienſtbarkeiten abzuſchätzen; 

4. jedem Eigenthümer das ihm gebührende Gelände anzu— 

weiſen; 

5. Geldentſchädigungen und andere Ausgleichungen zu be— 

ſtimmen. 

In allen Fällen hat die Commiſſion zunächſt dahin zu 
wirken, daß die Betheiligten ſich gütlich über ihre wechſelſeitigen 
Ausgleichungen vereinbaren. 

Art. 9. (Rückſichten beim Güterumtauſch.) Jedem Eigen— 
thümer ſoll für den Werth der abgetretenen Grundſtücke, ſoweit 
thunlich, Erſatz in Grundſtücken von gleicher Gattung und wenigſtens 
annähernd gleicher Bodengüte geleiſtet werden. 

Auch ſoll darauf geſehen werden, daß jeder Eigenthümer den 
Erſatz thunlichſt in gleicher Lage, wo ſich ſein früheres Beſitzthum 
befand, und in gleicher durchſchnittlicher Entfernung von ſeiner 
Wohnung erhalte. 
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Der Werth der Grundftüde ift nach der durchichnittlichen 
Grtragsfähigfeit derjelben zu bemeijen. 

Art. 10. (Entihädigung in Geld.) ine Entihädigung in 
Geld joll nur auferlegt, beziehungsweiie zuerkannt werden : 

1. zur Ausgleihung kleiner nicht zu vermeidender Werths- 

unterjchiede zwiichen dem umgetaujchten Gelände; 

2. wenn ein Grundjtüd aus bejonderen Gründen vorüber: 
gehend einen erheblich höheren oder erheblich geringeren 
als den durchſchnittlichen Ertrag erwarten läßt; 

3. wenn nur ein feines Stück abzutreten it und es an 

Ichidlich gelegenem Grund und Boden zum Erſatze mangelt. 

Art. 11. (Cröffnung des Entwurfs zur Ausführung, Er- 
innerung und Recurs dagegen.) Gegen die Art der Ausführung 
des Unternehmens durch die Commiſſion fünnen die Betheiligten 
jederzeit, jedoch jpätejtens in der bei der Eröffnung des Entwurfs 
hierzu anzuordnenden Tagfahrt, Einwendungen vorbringen, welche 
die Commiſſion zu prüfen und zu erledigen hat. 

Ein Recurs findet nur Statt wegen Verlegung wejentlicher 
Vorſchriften des Gejeges. Eine nocdhmalige Prüfung der in Art. 8 
genannten, von der Commiſſion erledigten Bunfte fann nur dann 
verlangt werden, wenn daber erhebliche thatlächliche Irrthümer 
unterlaufen find, oder wenn wahrjcheinlich gemacht wird, daß auf: 
fallende Benachtheiligungen vorgefommen find. 

Zur Vornahme aller derartiger wiederholter Prüfungen wird, 
ſobald esnöthig Fällt, die Commiſſion von der Staatsverwaltungs- 
behörde durch drei weitere Sachverſtändige veritärtt. 

Vgl. Verwaltungsgesetz vom 5. Oktober 1303 (R.B. Nr. 4h $5 
2. T und $ 15. 

Art. 12. (Einftellung und Uenderung des Plans des Unter: 
nehmens.) ine Ginftellung des Vollzugs oder eine Aenderung 
des Plans des Unternehmens kann mur durch die in Art. 1 be= 
ftimmte Mehrheit beſchloſſen werden. 

Art. 13. (Vorzugs- und Unterpfandsrechte.) Vorzugs- und 
Unterpfandsrechte, welche auf einer abzutretenden Liegenichaft 
ruhen, gehen nad) dem bejtehenden Rang auf die zum Erſatz zu— 
gewiejene Liegenichaft über. 
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Art. 14. Tritt eine Liegenſchaft an die Stelle von mehreren 
einzelnen Grundſtücken, welche nicht alle, oder wovon jedes mit 
anderen Vorzugs= oder Unterpfandsrechten belaftet ift, jo eritreden 
ji die übergegangenen Rechte auf denjenigen ideellen Iheil des 
erworbenen Grundftüdes, welcher dem Verhältnis des Werthes 
der uriprünglich verhafteten zu dem der erworbenen Liegenjchaften 
entipricht. 

Art. 15. Hat der Gigenthümer, auf deilen Grundftüden 
Vorzugs= oder Unterpfandsrechte laften, für einen Iheil des ab— 
getretenen Geländes nad) "Art. 10 eine Ausgleichung in Geld er= 
halten, jo muß diejelbe in Ermangelung einer anderen Verein— 
barung zur Sicherung der Gläubiger nah) Maßgabe des Geſetzes 
vom 3. Augujt 1837 binterlegt werden. 

Art. 16. (Erbdienjtbarfeiten.) Erbdienitbarteiten, welche auf 
der ganzen Grundfläche haften, auf die fich die Zulammenlegung 
erjtredt, erleiden dadurch) feine Aenderung. 

Frbdienjtbarkeiten dagegen, welche nur auf einzelnen Theilen 
der betreffenden Grundſtücke haften, bleiben auf diefen nur in jo 
weit, als es nicht thunlich ijt, fie vom Grundftüde, das ein Eigen 
thümer abtritt, auf jenes zu verlegen, das er erwirbt. 

Art. 17. (MWeggerechtigfeiten.) Wegrechte, welche in Folge 
der Zujammenlegung nußlos werden, hören auf. 

Neue Grunddienitbarfeiten fünnen dur) die Nusführung des 
Unternehmens in rechtsgültiger Weile auf ein Grundſtück gelegt 
werden. 

Art. 18. (Obereigenthum, Nießbrauch, Pacht.) Beim Ober— 
eigenthum, beim Nießbrauch und beim Pachtverhältnig kommt die 
Negel des Art. 13 zur Anwendung, und im Falle des Art. 14 
wird ein entiprechender reeller Theil des envorbenen Grundftüds 
zur Stellvertretung angeiviejen. 

Läßt fi) auf diefem Wege zwijchen dem Pächter und Ver— 
pächter die Ausgleihung in einer für beide Theile billigen Weiſe 
nicht ausführen, jo iſt diejelbe nad) Ermeſſen der Commiſſion 
durch Geldentichädigung, durch Beitrag an dem vom Eigenthümer 
zu zahlenden oder dur Theilnahme an dem ihm zugewiejenen 
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Aufgeld oder durch Minderung oder Erhöhung des Pachtzinſes 
zu bewirken. 

Auch kann die Commiſſion nöthigen Falls die Aufkündung 
des Pachtes zulaſſen. 

Art. 19. (Theilnahme Dritter am Verfahren.) Derartige 
Berechtigte (Art. 13, 17, 18) können, ſoweit es zur Sicherung 
ihrer Rechte nöthig iſt, beim Verfahren auftreten. Uebrigens iſt 
auch von Amtswegen auf dieſe Rechte Bedacht zu nehmen. 

Art. 20. 6(Beſtätigung des Vollzugs und Eigenthumsüber— 
gangs.) Nach endgültig erledigtem Verfahren erklärt die Staats— 
behörde, welche damit beauftragt werden wird, das Geſchäft für 
vollzugsreif, und beſtimmt zugleich den Zeitpunkt, in welchem das 
Eigenthum der umgetauſchten Güterſtücke auf die neuen Erwerber 
übergeht. 

Der nämliche Zeitpunkt iſt auch maßgebend für den Ueber— 
gang der Rechte dritter Perſonen. 

Art. 21. (Einträge im Grund- und Pfandbuche.) Dieſer 
Uebergang (Art. 20) geſchieht Kraft Geſetzes und mit Wirlſamkeit 
gegen Dritte ſelbſt vor der Beobachtung weiterer Förmlichkeiten. 

Die Orts- und Pfandgerichte haben jedoch die Beſitzver— 
änderungen von Amtswegen und in der durch die Vollzugsver=e 
ordnung zu beitimmenden Weile in den Grund- und Prandbüchern, 
jo wie in den Pfandurkunden unverzüglich vorzumerten. 

‚Art. 22. (Tax- und Sportelfreiheit.) Die nad) gegenwär— 
tigem Gejege und den Vollzugsvorſchriften gepflogenen Verhand— 
[ungen und erlalfenen Enticheidungen find tar, ſportel- und 
jtempelfrei. 

Art. 23. (Koſten des Unternehmens.) Ter Art. 6 des Ge— 
jeßes vom 26. März 1852 — die Vornahme einer jtüchweifen 
Vermeſſung ſämmtlicher Yiegenichaften des Großherzogthums be= 
treffend — iſt aufgehoben. 

Der Koſtenaufwand für ein nad) dieſem Geſetze zu Stande 
gekommenes Unternehmen fallt auf die Gemartungsgemeinde oder 
den jonjtigen Inhaber des Martungsrechts, wird aber jofort wieder 
auf die betheiligten Grundeigenthümer nah dem Steuertapital 
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umgelegt, jofern ſich diejelben nicht über einen andern Repartitiong- 
fuß vereinbaren. 


Nur in den Fällen, in welchen nad) dem &emeindegejeß die 
Beitreitung von Sociallaften aus den Gemeindeeinkünften gejtattet 
ift, können die Koſten ohne Rüderjat auf die Gemeindekaſſe über: 
nommen werden. 

Die durch ungegründete Beſchwerden verurjachten Koſten ind 
von den Bejchwerdeführern zu tragen. 


Die Kojten für ein nach dem Gejege beantragtes, aber in 
Ermangelung der im Art. 1 vorgejchriebenen Mehrheit nicht weiter 
verfolgtes Unternehmen fallen auf die Grundeigenthümer, von 
welchen der Antrag ausgegangen ift. 


Die Koſten für ein von der im Art. 1 bejtimmten Mehrheit 
gebilligtes, gleichwohl aber nach Art. 13 jpäter wieder aufge= 
gebenes Unternehmen ſind von den Eigenthümern zu tragen, welche 
ſich Für die Einftellung der Arbeiten erklärt, und nicht ſchon bei 
der eriten Vernehmung ſämmtlicher Eigenthümer gegen die Aus» 
führung des Unternehmens ſich ausgeiprochen haben. 


Art. 24. (Anwendung des Geſetzes auf andere Fälle.) 
Sämmtliche Beltimmungen des Gejeges über die Zujammenlegung 
der Grundftüde finden auch auf die Verlegung von Grundftüden, 
jo wie auf die Veränderung, beziehungsweile neue Anlegung von 
Feldwegen, Amvendung. Es genügt jedoch, wenn mehr. als die 
Hälfte der Beſitzer der betreffenden Grundftüde fich für das Unter: 
nehmen erklärt, und die Zuftimmenden zugleich nad) dem Steuer= 
fapitale wenigjtens zwei Drittheile der bei dem Unternehmen be= 
theiligten Grundſtücke befigen, auch bedarf es hiezu nur der Ge— 
nehmigung der Staatsverwaltungsbehörde. 


Bei Weganlagen, aus welchen einzelnen Grundjtüden ein 
ganz bejonderer Bortheil erwachſen ift, kann die Commiſſion den 
Eigenthümern diejer Grundftüde einen angemejjenen Vorausbei— 
trag zu den Koſten auferlegen. 

Es finden ferner die Art. 13 bis 23 des Geſetzes in dem 
Falle Anwendung, wenn ein derartiges Unternehmen im Wege 
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der Vereinbarung unter jämmtlihen Grundeigenthümern ausges 
führt wird. 

At. 25. (Wiederholung der Zujammenlegung oder Ver— 
legung.) Grundjtüde, welche bei einer Verlegung oder Zujammen= 
legung betheiligt waren, fünnen innerhalb zwanzig Jahren nad) 
dem Vollzug gegen den Willen der Eigenthümer zu einem ſolchen 
Unternehmen nicht wieder beigezogen werden. 

Art. 26. (Vollzugsverordnung.) Die Beitimmungen zur 
Ausführung diejes Gejeges wird eine zu erlafjende Vollzugsver- 
ordnung ertheilen. 


Vollzugsverordnung vom 18, Oktober 1869 (G.B. Nr. 27) und 
Dienstweisung vom 21. April 1870 (G.B. Nr. 30) mit Nachtrag vom 
3. Juni 1875 (GB. Nr. 20). 


= —— — 


4) Torſtrecht. 


Forſtgeſetz vom 15. November 1833 (R.B. 1834 Nr. 2) mit 
Abänderungen durch das Gele vom 27. April 1854 (R. B. Nr. 23) 
über die Bewirthſchaftung der Privatwaldungen. 


Erfter Theil. 
Von der Forjtpolizei. 
$$ 1—99 (abgedruckt in dem Badischen Bürgerbuche.) 
($ 90 a. Abs. 5 siehe nach L.R.S. 2105 a.) 


Verordnungen vom 30. Januar 1855 (R.B. Nr. 6) über die Bewirth- 
schaftung der Privatwaldungen und vom 24. April 1868 (RB. Nr. 31) 
über die Bewirthschaftung der Gemeinde- und Körperschafts-Waldungen. 


Zweiter Theil. 
Von den Forſtberechtigungen. 


Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


$ 100. Die Geſetze der Forſtpolizei wirlen auch gegen 
Jene, welche Berechtigungen in Waldungen Anderer anzuſprechen 
haben. 

$S 101. Wo bei Berechtigungen in Staats-, Gemeinds- und 
Körperichaftswaldungen zur Wahrung der foritpolizetlihen In— 
tereljen die Dazwiſchenkunft der Foritbehörden gefordert wird, Hat 
in Privatiwaldungen der Waldbejiger die Stelle der Forjtbehörden 
jelbit zu vertreten, und wenn zwijchen ihm und dem Berechtigten 
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über foritpolizeilihe Fragen Streit entjteht, jo haben, wie in 
andern die Ausübung der Forſtpolizei betreffenden Streitigkeiten 
überhaupt, gemäß dem $ 8 die polizeilichen VBerwaltungsitellen, 
nach Vernehmung der Forſtbehörde, darüber zu entjcheiden. 

$ 102. Gibt der Rechtstitel, auf welchem die Berechtigung 
beruht, derjelben einen beitimmten größern Umfang, als inner= 
halb welchem fie nad den Vorichriften der Koritpolizei im In— 
terefle der Waldcultur fünftig noch ausgeübt werden darf, jo 
fann der Berechtigte Für den Berluft, den er durch dieſe Be— 
ichränfung jeiner Berechtigung erleidet, von dem Waldeigenthümer 
eine verhältnigmäßige, durch Vergleich oder von dem Richter zu 
beitimmende Entihädigung fordern. 

Ss 103. Gehört die Waldung, auf welcher die Berechtigung 
ruht, einem Privaten, und dieſer will die im vorhergehenden 
Paragraphen gedachte Entichädigung nicht leisten, jo bleibt ihm 
unbenommen, jtatt deſſen die Berechtigung nach) dem ganzen Um— 
fang ihres Rechtstitels fortan ausüben zu laſſen. 

Ss 104. Neue Foritberehtigungen können nad) Verkündung 
diejes Gejeges nicht mehr entitehen. Das Geſetz ſchützt jene, 
welche auf einem bejondern Rechtstitel beruhen, oder jonjt in 
rehtmäßiger Uebung find, jo lange fie nicht nad) Maßgabe der 
SS 134 bis 136 abgelöft werden. 

s 105. So weit eine Berechtigung nicht durch die Gejege 
der Forſtpolizei bejchränkt ift, richtet ſich ihr Umfang nad) ihrem 
Rechtstitel, und jo weit diejer nicht Maß gibt, nad) den Beſtim— 
mungen des folgenden Abjchnitts (SS 106—133) und nad den 
Vorſchriften des Landrechts. 

Die Rechte Desjenigen, welchem eine Nutznießung zuſteht, 
richten ſich lediglich nach den Beſtimmungen des Landrechts; im 
Uebrigen iſt der Nutznießer gleich den Inhabern bloßer Berech— 
tigungen an die Vorſchrift des $ 101 gebunden. 
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Zweiter Abſchnitt. 


Bon den einzelnen Beredtigungen. 


1. Kapitel. 
Bon dem Beholzungsredte. 


Ss 106. Der Berechtigte hat ſich das Holz, welches er zu 
fordern hat, vor dem Bezuge deſſelben vom Föriter oder in Privat- 
waldungen vom &igenthümer anweiſen zu lallen. 


Eben jo geichieht die Abzählung, beziehungsweile die Ver— 
meſſung des Holzes vor deſſen Abfuhr. 


s 107. Da, wo der Rectstitel eine bejondere Beſtimmung 
bezeichnet, darf das Holz nicht anders verwendet werden. 


Iſt für den Holzbezug fein beitimmtes Maß feſtgeſetzt, To 
richtet ji derjelbe nad dem Bedürfniſſe der eigenen Haushaltung 
des Berechtigten, vorbehaltlich der verhältnigmäßigen Mitbenußung 
des Eigenthümers nad) dem Bedarfe feiner Haushaltung. Der 
Waldeigenthümer kann verlangen, daß an die Stelle des bis» 
herigen unbejtimmten Maßes das Maß des künftigen Holzbezugs 
ein für allemal feſtgeſetzt werde. 


Auch wo bei einer Holzberechtigung ein bejtimmtes Maß feſt— 
gejegt it, fann der Bezug immerhin den nachhaltigen Grtrag des 
Waldes nicht überiteigen, vorbehaltlich der Entſchädigungsanſprüche 
des Berechtigten, wenn der Waldeigenthümer durch Verminderung 
des nachhaltigen Bejtandes den Ertrag unter das Mat der Bes 
rechtigung herabgebracht hat. 


8 108. Die Benvendung des Bauholzes muß in einem 
Zeitraum von zwei ‚Jahren, vom Tage der Füllung an, ſtatt— 
finden. 


Wenn joldye innerhalb deitelben unterlaifen worden, jo it 
auf Anzeige bei der Polizeibehörde der Waldeigenthümer zur Zus 
rüdnahme zu legitimiren, unbejchadet der Entſchädigungsanſprache 
wegen Minderwert) des Holzes oder wegen theilweilen ungebühr— 
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lichen Gebrauchs zu andern Zweden. Die Polizeibehörde kann 
jedoch zur Verwendung des Holzes, beziehungsweile Vollziehung 
des Baues noch eine weitere Friſt geitatten, die ſechs Monate 
nicht überjteigen darf. 


s 109. Iſt in dem belafteten Wald fein bejonderer Diftrict 
dem Berechtigten angewieſen, jo muß er ſich gefallen laſſen, feinen 
Holzbedarf im ganzen Walde da zu nehmen, wo nad) der Wirth- 
Ihaftsordnung die Holzfällung geichieht, e8 mag nun der Wald 
in Schläge eingetheilt jein, oder durch Auslichtung einzelner 
Stämme bewirthichaftet werden. 


s 110. Wo die Gattung nicht bejtimmt if, muß der Bes 
rechtigte das Holz annehmen, wie es der Schlag und der Jahres= 
hieb liefert. Kommt theils hartes, theils weiches, und Wellenholz, 
zum Diebe, jo hat der Berechtigte fein Holz nad den verſchie— 
denen Gattungen im Berhältnig zum Ganzen und zu dem zwiſchen 
ihm und dem Eigenthümer überhaupt bejtehenden Theilungsfuß 
anzuſprechen. 


s 111. Iſt die Holzart beſtimmt, welche der Berechtigte 
anzujprechen hat, jo dauert das Recht jo lange fort, als ſich die 
beitimmte SHolzgattung in dem belalteten Walde vorfindet und 
forjtmäßig abgegeben werden kann. 


Hat der Eigenthümer den nachhaltigen Bejtand vermindert 
oder die Gultur verändert, und fann in Folge deilen die beſtimmte 
Holzart ganz oder theilweiſe nicht mehr abgegeben werden, jo kann 
der Berechtigte entweder für das Mangelnde Entichädigung fordern 
oder aber verlangen, daß ihm dafür ein gleicher Werth in einer 
andern im Walde vorfindlichen Holzart, die noch forſtmäßig ab— 
gegeben werden fann, verabfolgt werde. 


$ 112. Ueber den Bedarf des Berechtigten an Bauholz 
farm der Waldeigenthümer eine von verpflichteten Bau= und Zim— 
mermeiſtern ausgeftellte Schakungsurfunde verlangen, welche nad) 
fubiichem Inhalt die nöthigen Holziorten nachweilt. 


$ 113. Ueber den Bedarf an Geſchirrholz kann der belajtete 
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MWaldeigenthümer ebenfalls eine Beſcheinigung von verpflichteten 
Sacpverftändigen, und was das Stangenholz betrifft, eine vom 
Gemeinderath ausgeltellte Beſcheinigung begehren. 


$ 114. Der Waldeigentdümer fann verlangen, daß für die 
einzelnen Zwecke nur diejenigen Hölzer abgegeben werden, welche 
für diejelben ihrer Natur nach geeignet jind. 


$S 115. Wo nicht das Herfommen einen andern Sinn ficher 
bezeichnet, umfaßt das Beholzungsreht im Allgemeinen nur das 
Bau- und Brennholz, und unter dem Rechte zum Bauholz iſt ein 
Anjpruc auf Schnittiwaaren, Gerüftitangen, Holz zu Umzäunungen 
oder Brunnenteicheln nicht begriffen. 


$ 116. Wer zum Aſt- oder Oberholz berechtigt ift, darf 
jeine Berugniß nicht ausüben, bevor der Stamm gefällt, das 
Stangenholz gehauen und abgelängt, und das Brennholz aufge= 
klaftert iſt. 

Das Abhauen der grünen oder dürren Aeſte an ſtehenden 
Bäumen bis zu einer gewiſſen Höhe und Dicke kann nur dann 
ſtattfinden, wenn dieſes durch ein beſonderes Rechtsverhältniß be— 
gründet iſt. 


s 117. Ms Windbruchholz gelten nur einzelne vom Sturm— 
wind abgebrochene Bäume, nicht aber ſolche, die bloß umgebogen 
find, noch auch beichädigte, aber feit anhängende Weite; eben jo 
wenig die Stöde der abgebrochenen Bäume. 

Unter Windfall werden die mit der Wurzel umgeriflenen ein= 
zelnen Bäume verjtanden. 


$S 118. Die Yagerholzgerechtigfeit erjtredt ſich auf abge— 
jtorbene, von jelbjt umgefallene, große oder Heine Stämme und 
auf ſolche Abgänge, welche nad) der Schlagräumung im Walde 


“ liegen bleiben. 


$ 119. Unter Raff- und Leſeholz wird das natürlich ab— 
gejtorben? geringe Holz verjtanden, welches entweder auf dem 
Boden liegt, oder mit der Hand ohne Anwendung von Werk— 
zeugen gewonnen werden fann. Es erjtredt ſich nicht auf abge= 
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ftorbenes Holz, welches über fünf Zoll Dide hat, und auch nicht 
auf Yager= und Windfallhol;. 

Der Berechtigte darf nicht mehr Leſeholz wegichaften, als für 
jeine eigene Oekonomie nöthig it. 


$ 120. Das Recht zum Stod- und Stumpenholz bejchränft 
ih auf den Theil des Baumes, welcher nad) dem Abhauen 
. oder Abjchneiden noch über der Erde hervorragt, und auf deſſen 
Wurzeln. 

‘Der Berechtigte ift ermächtigt, die zuwn Graben oder Roden 
nöthigen Haus und Brechwerkzeuge anzuwenden. 


2. Kapitel. 
Von dem Weidredte. 


$ 121. Der Förſter oder in Privativaldungen der Eigen- 
thümer hat dem Weideberechtigten nad) Maßgabe der SS 32 bis 
39 die zur Weide geeigneten Diftricte, und die zur Ausübung 
derjelben beitimmten Tages- und Jahreszeiten anzuweiſen. 

Der Berechtigte darf nur das zum Betrieb feiner Landwirth— 
Ihaft und Viehzucht gehörige, oder zu jeinem Unterhalte nöthige 
Vieh, aber fein zum Handel erfauftes, zur Weide treiben. 


$ 122. Der Berechtigte Hat die Triften, Tränfen, Brunnen, 
und Anitalten zur Unterbringung des Weideviches zu unterhalten; 
der Waldeigenthümer ift nur bei der Mit- oder Koppelweide bei— 
zutragen jchuldig. 


Ss 123. Der Weidberedtigte kann jein Recht an Andere 
nicht abtreten. 

Das Weidrecht begreift das Necht zur Gräferei nicht in fich, 
und der Berechtigte kann nicht ſtatt Ausübung der Weide das 
Gras abmähen, abjchneiden oder abrupfen laſſen. 


s 124. Iſt die Zahl des einzutreibenden Viehes feſtgeſetzt, 


jo wird das junge Vieh, jo lange es ſaugt, mit der Mutter für 
ein Stüd gezählt. 
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3. Kapitel. 
Vom Yaub- und Streuredte. 


Ss 125. Das Recht zum Laub und zur Streu enthält die 
Befugniß, das abgefallene Yaub, das Moos und die abgefallenen 
Nadeln zu jammeln. 


4. Kapitel. 
Von dem Rechte zur Maft und zum Ederid). 


$ 126. Der Maftberechtigte kann nur jeine eigenen, zum 
Gutshaushalt nöthigen und die ſelbſt erzogenen Schweine ein= 
treiben, und jein Recht an Andere nicht abtreten. 

Fin Maitgeld oder eine Entihädigung dafür, daß er jeine 
Schweine nicht eintreibt, kann er von dem Belafteten nicht fordern. 

s 127. Der Waldeigenthümer ift von der Mitbenugung 
nicht ausgeſchloſſen. 

Wird durch diefe Mitbenugung die Maſt für den Berechtigten 
geichmälert, jo richtet jich die Mitbenugung des Gigenthümers zu 
jener des Berechtigten nad) dem Verhältnig des Gutshaushalts 
des Erſtern zu jenem des Letztern. 

Der Eigenthümer kann, wenn er feine Schweine eintreiben 
will, jeinen Theil der Maſt verpachten. 

$ 128. Der Berechtigte darf, wenn er die Befugnig zur 
Maſt nicht ausüben fann, fie in einen andern Gebrauch nicht 
vervandeln. Es ift ihm unterjagt, die zur Maſt gehörigen Gegen— 
ftände einzufammeln. 


$ 129. Wem das Recht zufteht, in fremden Waldungen 
Eicheln und Bucheln zu lejen, kann dafjelbe jedes Jahr, wenn es 
eine volle oder theilweife Majt gegeben hat, in dem belafteten 
Wald jo weit ausüben, als er des Ederichs zu jeinem Haushalte 
bedarf. 

5. Kapitel. 
Vom Rechte zum Harziharren und Theerſchwellen. 
$ 130. Das Recht zum Harzicharren und Theerjchwellen 
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in fremden Waldungen richtet ſich einzig nach jeinem bejondern 
Rechtstitel. 
6. Kapitel. 
Bon dem Rechte zum Trüffelfudhen. 
$ 131. Der zur Gewinnung der Trüffel ($ 54) Berechtigte 
darf ſolche zu jeder Zeit aufſuchen und fich hierzu eines oder 
mehrerer Hunde bedienen. 


7. Kapitel. 
Bon der Trift- und Weggerechtigkeit, vom Rechte zur Viehtränke. 


Ss 132. Wer zur Beholzigung, zur Eichel- und Buchelleje, 
zum Grafen, zur Laub- und Streufammlung, zum Harzen u. j. w. 
berechtigt ift, Hat auch das Recht der hierzu nöthigen Wege. 

Dem zur Weide, Maft oder Viehtränke Berechtigten fteht die 
Befugniß zur Trift zu. 

$ 133. Die Breite des Fußweges joll drei Fuß, und jene 
des Fahrwegs, ausjchlieglich der Seitengräben, je nad) dem ört— 
lichen Bedürfniß zwölf bis jechszehn Fuß betragen, und in einer 
Höhe von zwölf Fuß von Aeſten frei fein. 

Ebenjo joll die Trift eine Breite von jechszehn bis zwanzig 
Fuß haben. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon Ablöjung der Forjtberedtigungen. 


8 134. Der Eigentümer einer Waldung fann die Ent» 
lajtung derjelben von einem Beholzungsrechte in der Art ver— 
langen, daß dem Berechtigten ein Theil des Waldes zur Ent— 
Ihädigung als Eigentum zugewieſen werde. 

Der Entihädigungsantheil darf gegen den Willen de3 Be— 
rechtigten nicht aus getrennten Stüden bejtchen, er muß der auf— 
gehobenen Berechtigung im Werthe gleich fommen, und jo weit 
es hiernach und nad der Dertlichteit und dem Bejtande des 
Waldes möglich it, den bisherigen Holzbezug des Berechtigten 
auch für die Zukunft deden. 

Die Entſcheidung in ftreitigen Fällen fteht den Gerichten zu. 

Civilrecht. 44 
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$ 135. Die Aufhebung der Berechtigungen zur Weide, zu 
Laub und Streu, zur Maft und zum Eckerich, zum Harzſcharren 
und Theerichwellen und zum Irüffelfuchen kann der belaftete 
MWaldeigentHümer gegen eine in Geld zu leiftende Entſchädigung 
ebenfalls fordern, jo fern nicht durch die Aufhebung der Benugung 
der Nahrungsitand des Berechtigten weſentlich gefährdet wird. 

$ 136. Iſt die Zuläjligfeit der Aufhebung nad Maßgabe 
des vorhergehenden Paragraphen durch das Staatsminifterium 
ausgeſprochen, jo gehört das weitere Verfahren und Erkenntniß 
in Betreff der Entichädigung vor die Gerichte. 





5) Waſſerrecht. 


a. Gejeg über die Benüßung und Initandhaltung der 
Gewäſſer vom 25. Auguſt 1876 (G. B. Nr. 36). 


(Vollständig abgedruckt in dem Badischen Bürgerbuche.) 


Titel I. Benützung der Gewäſſer. 
1. Abſchnitt. Benützung der Gewäſſer im Allgemeinen. 
A. Inhalt und Grenzen des Zenützungsrechts. 


1. Deffentlide Gewäjjer. 
Artitel 1. 
VBorausfegungen der Berügung, 

Die ſchiff- oder floßbaren (öffentlichen) Gewäſſer unterjtehen 
ſowohl hinſichtlich ihres allgemeinen Gebrauchs, als hinſichtlich 
ihrer Benützung durch beſondere Anlagen und zu beſonderen 
Zwecken der Leitung und Aufſicht durch die zuſtändigen techniſchen 
und Verwaltungsbehörden. 

Die Benützung der öffentlichen Gewäſſer vermittelſt beſon— 
derer Anlagen oder zu Zwecken, welche die Eigenſchaft des Waſ— 
jers durch Einleitung fremder Stoffe ändern, darf nur mit 
Genehmigung der Verwaltungsbehörde, die Entnahme von Eis, 
Sand und anderem Material aus öffentlichen Gemwällern nur 
nad) Maßgabe der von der techniſchen Staatsbehörde ertheilten 
Genehmigung erfolgen. 

Zur Errichtung und Betreibung von lWeberfahrtsanftalten 
für öffentliche Gewäller ift die Genehmigung des Dandelsmini- 
fteriums erforderlich; daſſelbe ſetzt auch die etwaigen Fahrge— 
bühren feit. 

44* 
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Artikel 2. 
Widerruf der Genehmigung. 

Die Genehmigung der Benützung öffentlicher Gewäſſer iſt 
fraft Geſetzes an den Vorbehalt gebunden, daß diejelbe aus 
Gründen des öffentlichen Intereſſes jederzeit ohne Entihädigung 
widerrufen oder beichränkt werden fann. 

Tas Handelsminijtertum iſt jedoch ermächtigt, dem Unter: 
nehmer für den Fall des Widerrufs oder einer wejentlichen Bes 
ichränfung der Genehmigung eine Entſchädigung zuzuſichern, 
welche fih aber auf den Erjaß der nachweisbar auf die Anlage 
verwendeten Koſten, abzüglich) des bleibenden Werthes der Ma— 
terialien, zu bejchränten hat. 

Der gänzliche oder theilweiſe Widerruf der Genehmigung ift 
in ſolchem Falle dem Handelsminijterium vorbehalten. 


Artikel 3. 
Begriff der Öffentlichen Gewäſſer. 

Als öffentliche find diejenigen Gewäſſer, beziehungsweiſe 
Streden eines Gewäſſers zu betrachten, welche bei dem Inkraft— 
treten dieſes Geſetzes zur Schifffahrt oder Flößerei mit gebundenen 
Hölzern dienen oder welche in den legten 25 Jahren vorher 
durch die zuftändige Behörde für ſchiff- oder floßbar erklärt 
tvorden ſind. 

Auch die Nebenarme eines ſchiff- oder floßbaren Gewäſſers 
ind Zugehörden des Staatseigenthums, wenn fie mindejtens bet 
den gewöhnlichen Anjchweliungen des Hauptgewällers zur Ab— 
führung der Waſſermaſſe dienen. 

Auch wenn ſchiff- und floßbare Gewäſſer nicht mehr zur 
Schiff: oder Floßfahrt benügt werden, behalten ſie ihre Eigen— 
ſchaft als öffentliche Gewäſſer. 


Artikel 4. 
Beftimmung der Uferlinie. 
Tie Grenze (Uferlinie) der öffentliden Gewäſſer bejtimmt 
fich nad) dem normalen mittleren Waſſerſtande und wird erfor— 


Anhang B. 5. Waſſerrecht. 693 


derlihen Falls an dem Gewäller in angemeſſener Weiſe be= 
zeichnet. 


Artikel 5. 
Strafandrohung 


Wer öffentlihe Gewäſſer ohne die vorgeichriebene Geneh- 
migung benüßt oder den Genehmigungsbedingungen zumiders 
Handelt, wird an Geld bis zu 150 Mark oder mit Haft geitraft. 


2. Sonftige fließende Gewäſſer. 


Artikel 6. 
Gemeingebrauch ver fließenden Gewäſſer. 

Der Gebrauch des Waijers der in L.R.S. 644 bezeichneten 
Gewäſſer zum Waſchen und Baden, Tränken und Schwenmen, 
jowie das Schöpfen deijelben zu häuslichen und wirthichaftlichen 
Zweden iſt Jedermann gejtattet, jomweit diejes ohne bejondere 
Anlage und ohne rechtswidriges Betreten des Privateigenthums 
geichehen fann. 

Die Ausübung diejer Befugniß kann polizeilich geregelt 
iverden. 


Artikel 7. 
Inhalt und Grenzen des nah L.R.S. 644 begründeten Benützungsrechts. 

Das Benütungsreht der Anlieger an den in L.R.S. 644 
bezeichneten fließenden Gewäſſern umfaßt aud das Recht des 
Eisholens und der Entnahme von Sand und anderen Materialien 
aus dem Bett der Gewäller. 

Die Ausübung diejer Rechte kann mit Nüdficht auf die Er— 
haltung eines regelmäßigen Waſſerlaufs durch die Polizeibehörde 
geregelt werden. 


Artikel 8. 


Wenn die von einem fließenden Waller berührten beiderſei— 
tigen Ufergrundftüde verſchiedenen Eigenthümern gehören, jo ift 
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im Zweifel jeder derjelben zur hälftigen Benügung des Waſſers 
und des Betts, ſowohl zur Bewäſſerung als zu gewerblichen und 
andern erlaubten Zwecken berechtigt. 

Sofern jedoh das Bedürfniß der beiderjeitigen Grundftüde 
ein verichiedenes ift, fann unter Berüdfichtigung und für die 
Dauer diejes Verhältnifjes, ſowohl was das Maß als was die Zeiten 
der Benützung anbetrifft, eine andere Waſſervertheilung erfolgen. 

Die im L.R.S. 644 begründete Verpflichtung, dem Wafler 
da, wo es das Grundjtüd verläßt, feinen gewöhnlichen Lauf 
wieder zu verjchaffen, greift in dem Falle nicht Platz, wo durd) 
die Ableitung des Waſſers andern Betheiligten ein Schaden nicht 
verurjacht wird, 


Artikel 9. 


Die Benügung des fliegenden Wailers hat ftetS in der 
Weile zu erfolgen, dag die an dem gleichen Gewäſſer beftehenden 
Benübungsrechte, ſowie das Eigenthum Dritter nicht beeinträchtigt 
werden und daß es ſämmtlichen Nutzungsberechtigten möglich ift, 
für ihre Grumdftüde und Anlagen den thunlichiten Bortheil aus 
dent Wajler zu ziehen. 

Insbeſondere darf die Benübung des fliegenden Waſſers 
nicht in der Weife ausgeübt werden, day dadurch für fremdes 
Grundeigentum, beziehungsmweife fremde Anlagen ſchädlicher 
Rückſtau, Ueberſchwemmung oder Verſumpfung entiteht. 

Die Nutzungsberechtigten ſind verpflichtet, die Anlagen zur 
Benützung des fließenden Waſſers (namentlich Staus, Zur und 
Ableitungsanlagen) ſtets in jolcher Weile einzurichten, zu unters 
halten und zu gebrauchen, daß nicht ein nußlojer Verbrauch) oder 
eine nußloje Aufftauung des Waſſers zum Nactheil anderer Be— 
theiligter eintritt. 


B. 3wangsbefugniffe Bezüglih der Benübung der Gewäſſer. 
Artikel 10. 
Recht auf Anſchluß der Stauanlagen. 


Wer zum Zwede einer ihm zuftehenden Waſſerbenützung 
eine Stauanlage errichten will, fann von dem Eigenthümer des 
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jenjeitigen Ufers verlangen, daß ihm die Benüßung jenes Ufers 
joweit gejtattet werde, als zur Ausführung und zum Gebraude 
der Stauanlage erforderlich iit. 


Gebäude und die dazu gehörigen Hof- und Gartengrunds 
jtüde ſind dieſem Anſpruche nicht unterworfen. Daſſelbe gilt von 
Triebwerken, joferne ihre Benügung dur den Anjchluß der 
Stauanlage beinträchtigt würde. 


Der Eigenthümer des für den Anſchluß einer freien Staus 
anlage in Anjpruch genommenen Ufers fann verlangen: 

1) entweder, daß er für die ihm dadurd zugehenden Nach— 
theile zum Voraus entjchädigt werde, oder 

2) dag ihm zur Ausführung eines zuläfligen eigenen Unter= 
nehmens die Mitbenügung der Stauanlage gegen Iheil= 
nahme an den Koſten der Grrichtung und künftigen 
Unterhaltung im Berhältniß der zugeſprochenen Mitbe- 
nügung geitattet werde. 


Letzterer Anſpruch (2) kann auch jpäter noch jederzeit geltend 
gemacht werden. In dieſem Falle iſt die für den Anjchluß ge= 
leitete Entichäßrigung zurüdzuvergüten. Auch hat der Aniprechende 
den Aufvand für etwaige Abänderungen des Werks zu tragen, 
die lediglich dur die von ihm jpäter beanjpruchte Mitbenügung, 
erforderlich werden. 


Artikel 11. 


Recht auf Mitbenügung der Stauanlagen. 


Wenn eine Waſſernutzung nicht anders ausgeübt werden 
kann, al3 unter Mitbenügung einer bereit3 vorhandenen Stauan= 
lage eines Dritten, jo ift der leßtere verpflichtet, die Mitbenügung 
der Stauanlage gegen verhältnigmäkige Iheilnahme an den 
Koften der Errichtung und fünftigen Unterhaltung zu geitatten, 
jofern nicht durch die Mitbenügung die Ausübung des dem 
Dritten zuftehenden Wafjerbenügungsrechts erheblich erſchwert wird 
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Artikel 12. 


Recht auf Zwangsabtretung zu Gunften von Bewäſſerungs- und Entwäffe: 
rungs: Anlagen. 


Iſt zur Errichtung einer Bewäſſerungs- oder Entwäſſerungs— 
anlage 
1) die Abtretung der einem Dritten zuſtehenden Eigen— 
thums-, Dienſtbarkeits- oder anderer Benützungsrechte, 
oder 
2) die Belaſtung fremden Grundeigenthums mit einer 
Dienſtbarkeit 
nothwendig, ſo können die Betheiligten hiezu gezwungen werden, 
jedoch nur nach geliefertem Nachweiſe eines aus dem Unternehmen 
erwachſenden überwiegenden Nutzens für die Landeskultur und 
nur nach vorangegangener vollſtändiger Entſchädigung. 


Ueber die Verbindlichkeit zur Abtretung und Belaſtung mit 
Dienſtbarkeiten entſcheidet das Staatsminiſterium. 


Das vorgängige Verfahren wird im Verordnungswege näher 
geregelt. 


Artikel 13. 


Den in Artikel 12 feſtgeſetzten Verpflichtungen find Gebäude 
und dazu gehörige Hof und Gartengrundftüde, ſowie ſchon be- 
ſtehende Waijerbenügungsanlagen und die zum  vortheilhaften 
Betrieb derielben gehörigen Beitandtheile nicht unterworfen, jofern 
die Geltendmachung der gedachten Verpflichtungen die Benügung 
diejer Gebäude, Grundjtüde und Anlagen beeinträchtigen würde. 


Ausnahmsweile unterliegen jedoch Wafjerbenügungsanlagen 
und deren Beltandtheile alsdann den gedachten Verpflichtungen, 
wenn Ddiejelben im Berhältniffe zu der Gemeinnüßlichkeit einer 
beabjichtigten Bewäſſerungs- oder Entwällerungsanlage eine jehr 
erhebliche geringere Bedeutung haben. 
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Artikel 14. 
Recht auf Abtretung des überſchüſſigen oder nicht benützten Waſſers. 


Läßt ſich durch zeitweiſe Benützung des einer Bewäſſerungs— 
oder Waſſerwerksanlage kraft beſonderen privatrechtlichen Titels 
zugehörigen Waſſers ohne nachhaltige Beeinträchtigung des Be— 
triebs der Anlage für ein anderes Unternehmen ein erheblicher 
Vortheil erzielen, ſo kann der Beſitzer der Bewäſſerungs- oder 
Waſſerwerksanlage auf Antrag des betheiligten Unternehmers 
für verbindlich erklärt werden, ſich zu dieſem Zwecke einer Zeit: 
bejtimmung binfichtlich der Waſſerbenützung zu unterwerfen. 


Urtifel 15. 


Wenn bei einer Bewällerungs= oder Waſſerwerksanlage durch 
mangelhafte Ginrichtung der Zuleitungs- und Stauanlagen oder 
des Waſſerwerkbaues (d. h. des Gerinns und der Waſſerräder 
nebjt deren Auflagerung und erſten Mraftübertragung) eine Ver— 
ſchwendung des Waſſers verurjacht wird und ſich durch Verbeſſe— 
rung diejer Einrichtungen ohne nachhaltige Beeinträchtigung des 
Betriebs der Anlage für ein anderes Unternehmen ein Wailer- 
überſchuß erzielen läßt, jo kann der Beliger der Bewäſſerungs— 
oder Waſſerwerksanlage auf Antrag des betheiligten Unternehmers 
für verbindlich erklärt werden, behufs der Erzielung des Waller: 
überjchuffes die erforderlichen Berbejlerungen der Anlage auf 
Koften des Unternehmers zu geitatten. 


Artikel 16. 


Die unter Artitel 14 und 15 feſtgeſetzten Befugniſſe finden 

nur unter der Vorausjegung ſtatt, daß 
1) das Unternehmen, für welches der Anjprud erhoben 
wird, einem überwiegenden Intereſſe der Landeskultur 

oder der Induſtrie dient, und 
2) daß in den Fällen des Artitels 15 für allen dem Be— 
figer der in Anjprud; genommenen Anlage zugehenden 
Schaden, namentlich für die durch Unterbrechung der 
Benügung entjtehenden Nachtheile und den bei der künf— 
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tigen Unterhaltung erwachſenden Mehraufwand voller 
Erſatz geleiftet, auch für etwa fünftig eintretenden Scha— 
den entiprechende Sicherheit gejtellt werde. 


Artikel 17. 

Wenn ein zur Benügung des fliegenden Waſſers (U.R.S. 644) 
Berechtigter die ihm zuitehende Benügung nicht ausübt, Tom die 
Benügung des Waſſers von Andern, welche im Waijerbereiche 
Grundftüde bejigen für ein eigenes auf diejen Grundftüden be— 
jtehendes oder noch zu errichtendes Unternehmen in Anjpruch ges 
nommen werden, jedoch nur unter der Vorausjeßung, daß 

1) die bezwedte Benügung des Waſſers einen überwiegen— 

den Nugen für die Yandesfultur oder Induſtrie dar— 
bietet, und 


2) daß dem Berechtigten volle Entſchädigung geleiſtet werde. 
(Artikel 92 dieſes Geſetzes.) 


Artikel 18. 


Die Anträge gemäß Artikel 14, 15 und 17 ſind unter Bei— 
fügung der zur Erläuterung erforderlichen Zeichnungen und Be— 
ſchreibungen bei dem Bezirksamte zu ſtellen. 

In Ermangelung einer gütlichen Uebereinkunft unter den 
Betheiligten entſcheidet das Staatsminiſterium. 


Artikel 19. 


Der Benützungsberechtigte kann den nach Artikel 14, 15 
und 17 gegen ihn geltend gemachten Anſpruch abwenden, wenn 
und ſoweit er das in Anſpruch genommene Waſſer dazu benützt, 
die Leiſtungsfähigkeit einer eigenen Anlage zu erhöhen oder ein 
neues Unternehmen zu errichten. 

Die Verwaltungsbehörde hat demſelben bei Mittheilung des 
Antrags auf Ueberlaſſung des Waſſerüberſchuſſes oder der Waj- 
jerbenügung von diejer Abwendungsbefugnig mit dem Anfügen 
Kenntniß zu geben, daß diefe Befugniß als verfäumt gelte, wenn 
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nicht innerhalb einer beftimmten Frift die Genehmigung für das 
die eigene Benügung des beanipruchten Waſſers bezweckende Un— 
ternehmen unter Vorlage der zur Erläuterung erforderlichen 
Zeihnungen und Beichreibungen beantragt oder bejondere Um— 
fände nachgewieſen werden, welche 3. 3. dieſe Ausnützung ver- 
hindern. Die Friſt joll mindeltens 6, höchitens 12 Monate von 
der Mittheilung des vorſchriftsmäßig begründeten Ueberlaſſungs— 
antrags an betragen. 

Die durch Genehmigung eines die eigene Ausnutzung des 
Warjers bezivedenden Unternehmens erwirkte Abiwendungsbefugniß 
geht verloren, wenn das bezügliche Unternehmen nicht innerhalb 
der nad $ 49 der Deutichen Gewerbeordnung zu bemelienden 
Friſten ausgeführt wird. 

Die durch Staatsminifterialentichließung erfolgte Beſtimmung 
dev Benüßungszeiten oder Zuerfennung des Waſſerüberſchuſſes 
oder des Waflerbenügungsrechts wird durch Entichließung des 
Staatsminifteriums widerrufen, wenn der hiernad Berechtigte 
das bezügliche Unternehmen nicht innerhalb der nah $ 49 
der Deutichen Gewerbeordnung zu bemeijenden Friſten ausge— 
führt hat. 


Artikel 20. 


Der in den Mrtifeln 14, 15 und 17 feitgeitellte An— 
ſpruch auf Waflerbenügung kann auch für Grundjtüde erhoben 
werden, welche nicht unmittelbar am Waſſer liegen, jofern 
nur ein Recht auf die Leitung des Waſſers befteht oder erwor— 
ben wird, 

Wird in den Fällen der Artikel 14, 15 und 17 die Waj- 
jerbenügung von Mehreren in Anjpruch genommen, jo ift Dem— 
jenigen der Vorzug zu geben, deilen Unternehmen nad) Yage der 
beionderen Verhältniſſe die größere wirthichaftlihe Bedeutung zus 
kömmt, im Zweifel einem Bemwällerungsunternehmen vor einer 
gewerblichen Anlage und jodann Demjenigen, welcher zuerit den 
Antrag geitellt hat. 
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Artikel 21. 
Sonftige Zwangsenteignung des Waſſers und des Benügungsrehts am 
Waſſer. 

Wenn, abgeſehen von den Fällen der Artikel 12 und flg., 
die Abtretung des Eigenthums oder des Benützungsrechts am 
Waſſer aus Gründen des öffentlichen Nutzens beanſprucht wird, 
finden die Beſtimmungen des Expropriationsgeſetzes vom 28. Au— 
guſt 1835 Anwendung. 

In Nothfällen, namentlich bei Feuersbrünſten, kann das im 
Eigenthum oder Benützungsrechte Dritter ſtehende Waſſer ohne 
Entſchädigung zum gemeinen Beſten in Anſpruch genommen 
werden. 

Artikel 22. 
Geſtattung der Vorarbeiten. 

Jeder Grundeigenthümer ijt verpflichtet, die Vorarbeiten, 
welche für Geltendmachung der vorgedachten Zwangsrechte erfor= 
derlich Jind, auf jeinen Grundftüden gegen Erſatz des dadurd) 
verurjachten Schadens und vorgängige Sicherheitsleiftung geichehen 
zu lajien. 

Zum Betreten von Gebäuden und eingefriedigten Hof- und 
Gartengrundftüden behufs der Vorarbeiten bedarf der Unter— 
nehmer einer bejonderen Grlaubnig der Ortspolizeibehörde, in 
joweit der Grundbeliger nicht jeine Eimvilligung zum Betreten 
ertheilt. 


C. Genehmigung und Anterfagung und 
D. Ausnaßmsmweife Aegelung der Wafferbenübung durd die Ber- 
waltungsbehörden 


Artikel 23—30. 


2. Abſchnitt. Errichtung von gemeinichaftliden Be— 
wäjjerungs- und Entwäjjerungsanlagen und Bildung 
von Genoſſenſchaften. 

Artikel 31—60. 
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Titel II. Inftandhaltung der Gewäſſer. 


1. Abschnitt. Sicherung des regelmäßigen Waſſerab— 
laufs und Schubmafregeln gegen Uferangriff und 
Ueberihwemmung. 


Artitel 61— 78. 


2, Abſchnitt. Laſten und Beſchränkungen des Eigen- 
thums zum Zwed der Inſtandhaltung der Gewäjier. 


Artikel 79. 
Freihaltung des Ufers und Geftattung der Reinigung. 


Die Befißer der an einem fliegenden Gewäſſer gelegenen 
Srundjtüde find verpflichtet: 

1) Hinderniſſe des regelmäßigen Wafjerablaufs am Ufer 

weder anzubringen, noch entitehen zu laſſen; 

2) das Betreten der Ufergrundftüde zum Zwecke der Reini— 

gung der Gewäſſer und der Fortichafftung des Aushubs; 

3) die einjtiveilige Lagerung des Aushubs auf dem Ufer- 

grundftüde zu gejtatten. 

Die Gemeindebehörde und erforderlichenfall3 die Bezirks- 
polizeibehörde bejtimmt die Zeit der Reinigung, den Pla für 
die Yagerung des Aushubs und die Friſt für die Fortichaftung 
deiielben. 


Artikel 80. 
Seftattung der Bauausführung ꝛc. 

Die Beliger der an einem fliegenden Gewäſſer gelegenen 
Srunditüde find ferner verpflichtet, zu gejtatten, daß die zum 
Schutze des Ufers und der Ufergrundjtüde nothivendigen Bauten 
an und auf ihrem Eigenthum vorgenommen und erhalten werden, 
daß die zu den Ufer und Waſſerbauten erforderlichen Materialien 
vorübergehend auf ihren Ufergrundftüden gelagert, und daß die 
zum gleihen Zwecke erforderlichen Materialien an Sand, Yehm, 
Kies und Steinen aus ihren Ufergrunditüden entnommen werden. 
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Für erweislich hieraus entjtehenden Schaden fünnen die Be— 
iger Vergütung beanjpruchen, ſoweit derjelbe nicht durch den 
ihrem Ufer und ihren Ufergrundjtüden aus den betreffenden Ufer: 
und Wallerbauten zugegangenen Bortheil ausgeglichen: ift. 


Artitel 81. 
Enteignung für Schuß: und Norreftionsbauten. 


Wenn augerdem zum Zwecke von Schußarbeiten oder Kor— 
reftionen, welche einen überwiegenden Nutzen darbieten, die Ab— 
tretung von Eigenthums-, Dienjtbarfeitss und Benützungsrechten, 
jowie die Belaftung fremden Eigenthums mit Dienjtbarkeiten noth— 
wendig ilt, jo fünnen die Betheiligten hiezu nach) Maßgabe des 
Erpropriationsgejeßes gezwungen werden, auch wenn einzelne oder 
Genofjenichaften die Unternehmer der Schubarbeiten oder Kor— 
reftionen jind. 


Artikel 82, 
Stillitand der Wafferbenügungsanlagen. 


Wird durch Mapregeln, welche die Reinigung oder Inſtand— 
Haltung eines fliegenden Gewäſſers zum Zwede haben, der zeit= 
weile Stillftand von Wafjerbenügungsanftalten veranlaft, To 
haben die Belißer der leßteren, ivenn die Bornahme der be= 
zeichneten Arbeiten durch die Schuld der Unternehmer oder Dritter 
nöthig wurde oder ſich verzögert hat, einen Entihädigungsanjpruc 
gegen diejelben. 


3. Abſchnitt. Allgemeine Beitimmungen. 


Artikel 83. 
Mafregeln im Nothitand. 

Merden zur Abmwendung von Waſſergefahr augenblidliche 
Vorkehrungen nothivendig, jo find alle benachbarten Gemeinden, 
auch wenn jie nicht bedroht find, verpflichtet, nad) Anordnung 
der Polizeibehörde die erforderliche Hilfe durch Hand» und Spann— 
dienſte und Lieferung von Materialien und Geſchirren zu leiſten. 
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Auf Verlangen it für die Dienftleiftungen und Lieferungen 
von Materialien und Gejchirren aus der Gemeindefaije der be= 
deohten Gemeinden eine billige, durch den Bezirksrath als Vers 
waltungsbehörde feitzuitellende Entſchädigung zu leiiten. 

Sofern die Vorkehrungen zur Verſtärkung eines Hochwaſſer— 
dammes an einem dem Staatsflugbauverband angehörigen Fluſſe 
getroffen wurden, ijt der envachiene Aufwand nad) Maßgabe des 
Artikels 75 zu vertheilen. 


Artitel 34. 


Eigenthum an den gewonnenen Yande. 


Wenn duch Korreftionsarbeiten Anſchwemmungen an dem 
natürlichen Ufer eines fließenden Gewäſſers gebildet, oder das 
Bett, einzelne Theile oder Arme eines fliegenden Gewäſſers ver— 
landet oder troden gelegt wurden, jo geht das jo gewonnene 
Land in das Eigenthum des Unternehmers der vorgenommenen 
Korreftion über. 

Die Grenze des natürlichen Ufers wird durch die Yinie ge= 
bildet, bis zu welcher jich in der Zeit der begonnenen Bauauss 
führung der normale mittlere Waſſerſtand des fließenden Ge— 
wäſſers erſtreckte. 

Wird eine Korrektion auf gemeinſchaftliche Koſten Mehrerer 
ausgeführt, jo werden die gewonnenen Anſchwemmungen und 
Theile des Flußbetts nach Verhältnig des von den einzelnen 
Theilnehmern getragenen Aufwands gemeinjchaftliches Eigenthum 
der Unternehmer. 

Bei den im Staatsflugbauverband jtehenden Gewäſſern gilt 
jtetS der Staat als Unternehmer der Korrektion. 

Den Angrenzern ſteht gegenüber dem Unternehmer einer 
ſolchen Korreltion ein Anjprucd darauf zu, daß ihnen das fünjt- 
[ih gewonnene Land, joweit daljelbe im Falle einer natürlid) er= 
folgten Anſchwemmung, ZTrodenlegung oder Verlandung in das 
Eigentum der Angrenzer . übergegangen wäre, gegen Erſatz des 
abzujchägenden Werthes zu Eigenthum überlafjen werde. Diejer 
Anjprud) geht verloren, wenn er nicht binnen Jahresfrijt nad) 
Vollendung der Korreftion gerichtlich geltend gemacht wird. 
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Wenn dem bisherigen Angrenzer durch die Abjchneidung 
feines Eigenthums von dem fließenden Gewäſſer nachweisbar ein 
Nachtheil zugefügt wird, jo ſteht demjelben ein auf gerichtlichen 
Wege geltend zu macdender Anſpruch auf Entjchädigung zu. Die— 
jer Anipruch kann auch dann geltend gemacht werden, wenn ihm 
troß der im vorigen Abjage erwähnten Erwerbung ein ſolcher 
Nachtheil verbfeibt. 


Soweit vor Verkündung diejes Gejeges durd) bejondere Ge— 
jege und Vereinbarungen über die einjchlägigen Rechtsverhältniſſe 
etwas anderes bejtimmt it, bleiben die betreffenden Beſtimmun— 
gen in Kraft. 


Artikel 85. 


Polizeilihe Vorjchriften zur Sicherung des regelmäßigen Waſſerablaufs und 
ver Schugmaßregeln. 


Die im öffentlichen Intereſſe zur Sicherung einer regelmäßigen 
Reinigung der fließenden Gewäſſer, zum Schuß und zur Inſtand— 
haltung der Waſſerſtraßen, Fluß-, Bach- und Stanalläufe, jowie 
der im Waijerbereiche liegenden Grundjtüde und Anlagen erfor= 
derlihen näheren Beltimmungen werden im Wege der Verord— 
nung erlaſſen; für die nicht ſchiff- oder flohbaren Gewäſſer kann 
dies auch im Wege orts- oder bezirkspolizeilicher Vorſchrift ge= 
ſchehen, deßgleichen auch mit beionderer Genehmigung des Handels— 
minifteriums für einzelne Streden floßbarer Gewäſſer. 


Insbejondere kann hierbei auch bejtimmt werden, daß den 
fliegenden Gewäſſern eine zum Ablauf der gewöhnlichen Hoch— 
waſſermaſſe dienende bejtimmte Normalbreite erhalten oder ver= 
ichaftt werden muß, und daß ein mäßiger Streifen der Ufergrund— 
jtüde zum Zwecke der Wferbegehung von Sträuchern, Zäunen, 
Bäumen und ähnlichen Hindernifjen freizuhalten iſt. 

Zwwiderhandlungen werden an Geld bis zu 150 Mark oder 
mit Haft geitraft. 
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Artikel 86, 
Genehmigung von Bauten an und in fließenden Gewäſſern. 


Wer in einem öffentlihen Gewäller oder an dem Ufer eines 
ſolchen Gewäſſers, ſoweit das Ufer unter dem Hochwaſſer liegt, 
jei es zum Schuß gegen Uferangriff oder Ueberſchwemmung, ſei 
es zur Ueberbrüdung oder zu anderen Zweden, Bauten vornehmen 
oder beitehende Bauten erheblich ändern will, hat die vorgängige 
Genehmigung der VBerwaltungsbehörde einzuholen. 

Durch bezirks- oder ortspolizeiliche Vorſchrift kann das Gleiche 
für jolhe Bauten an nicht ſchiff- oder floßbaren Gewäſſern oder 
an einzelnen Streden jolder Gewäſſer vorgejchrieben werden. 


Waſſer- und Uferſchutzbauten, welche von techniichen Staats— 
behörden geleitet werden, unterliegen vorjtehenden Bejtimmungen 
nicht. 

Zuwiderhandlungen ‚gegen dieje Beitimmung, ſowie gegen die 
von der Verwaltungsbehörde erlaiienen Genehmigungsbedingungen 
werden an Geld bis zu 150 Mark oder mit Haft geftraft. 


Artikel 87. 
Verpflichtungen der Eigenthümer von abgefonderten Gemarkungen. 
Alle Beltimmungen diejes Titels über die den Gemeinden 
obligenden Berpflihtungen finden in gleihem Maaße auch auf 
die Eigenthümer abgejonderter Gemarkungen Anwendung. 


Titel II. Zuftändigfeit der Behörden. 


Artikel 88. 
Bezirksamt und techniſche Behörde, 


Die Bezirtsämter haben, joweit ein öffentliches Intereſſe in 
Trage jteht, erforderlichen Falls im Benchmen mit den technischen 
Behörden, die Benügung, Reinigung und Inſtandhaltung der 
fliegenden Gewäſſer, beziehungsweife der dazu gehörigen Anlagen, 
zu überwachen und die im öffentlichen Intereſſe erforderlichen 

Civilrecht. 45 
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Anordnungen nad Mafgabe dieſes Gejebes und der dazu cr= 
lafjenen Vollzugsvorichriften zu treffen. 

Hinfichtlich der öffentlichen Gewäſſer iſt die Leitung und 
Auflicht der technischen Behörde vorbehalten, joweit nicht den 
Venivaltungsbehörden durch Gejeh oder Verordnung gewiſſe Be— 
fugnifie ausdrüdlich zugewieſen find. 


Artikel 89. 
Bezirförath a’8 Verwaltungsbehörde. 

Der Bezirksrath als Verwaltungsbehörde ift außer in den 
durch das Geſetz ausdrüdlich bezeichneten Fällen zur Entichliegung 
auftändig: 

1) wenn es ſich um eine bejondere der Verwaltungsbehörde 

vorbehaltene Genehmigung zur Benüßung des fliegenden 
Waſſers und zu Anlagen an und in demjelben; 

2) wenn es fih um die einer Gemarfungsgemeinde oder 
einem Gemarfungsinhaber obliegende Pflicht zur Aus— 
führung von Reinigungs» und Schußarbeiten an fließen- 
den Gewäſſern handelt. 

In dringenden Fällen it das Bezirksamt auch hier 
zu den im öffentlichen Intereſſe augenblidlich nöthigen 
Anordnungen zujtändig. 


Artikel 90, & 

Bezirksrath als Verwaltungsgericht. 
Der Bezirksrath als Verwaltungsgericht entſcheidet die Rechts— 

ſtreitigkeiten 

1) zwiſchen der Genoſſenſchaft und ihren Mitgliedern oder 
zwiſchen den letzteren unter einander über die genoſſen— 
ſchaftlichen Nechtsverhältniffe, jowie überhaupt Rechts— 
itreitigfeiten über die Aufnahme von Grundftüden in 
den Genoflenichaftsverband und die Ausjcheidung von 
Srunditüden aus demjelben, über die Kojtenfrage und 
in den jonft geeigneten Fällen, jedoch nur auf Grund 
eines jachverjtändigen Gutachtens, wobei die Sachver— 


— RW 
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jtändigen und deren Zahl nad) Anhörung und wenn 
thunlich mit Zuftimmung der Betheiligten zu bejtimmen 
iind; 

2) über die Beitragspflicht und das Beitragsverhältnig zu 
den Reinigungs: und Schußarbeiten in den Fällen der 
Artifel 62 und 64 mit der im $ 12 des Gefehes vom 
5. Oftober 1863 über die Organijation der inneren 
Verwaltung bezeichneten Maßgabe. 


Artikel 91. 
Verwaltungsgerihtshof. 
Der Venivaltungsgerichtshof enticheidet: 
1) in zweiter Inſtanz über die im vorigen Artifel bezeich- 
neten Rechtsitreitigfeiten; 
2) in erfter Inſtanz: 
a. über Die jtreitige Frage der Beitragspflicht einer 
Gemeinde zum Fluß: und Dammbau nad) den 
Artikeln 70, 71, 72 und 75 Abſatz 1; 
b. über die jtreitige Frage der Bertheilung des Fluß 
und Dammbauaufivandes nad) den Artikeln 71, 
72 und 75 Abjah 2; 
c. über die jtreitigen Vorausjegungen der Beitrags- 
minderung nad) Artikel 73. 


Artifel 92. 
Bürgerliche Gerichte. 

Rechtsitreitigfeiten über das Worhandenjein, den Umfang 
und die Grenzen des Rechts zur Benüßung der im L.-R.«S. 644 
bezeichneten fließenden Gewäſſer werden durch den bürgerlichen 
Richter entichieden; dergleichen Streitigfeiten über die den Nutz— 
ungsberechtigten und den Uferbejigern obliegenden Verpflichtungen, 
joweit nicht an deren Erfüllung ein öffentliches Intereſſe beiteht 
oder die Entiheidung ausdrüdlicd) einer anderen Behörde zuges 
wiejen ijt; vor den bürgerlichen Richter gehören insbejondere aud) 

45* 
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die Streitigkeiten über die in den Mrtifeln 10 und 11 dieſes 
Geſetzes Feitgeitellten Verpflichtungen. 

Der Richter hat bei jeiner Enticheidung die rechtsgiltig er= 
laſſenen bezirks- und ortspolizeilihen Borjchriften zu beachten. 

Der bürgerliche Richter enticheidet ferner über alle auf Grund 
dieſes Geſetzes entitchenden Anſprüche auf Entihädigung, ſoweit 
nicht in einzelnen Fällen ausdrücklich eine andere Behörde für 
zuſtändig erklärt worden iſt. Für die nach Maßgabe dieſes Ge— 
ſetzes ſtatthabenden Entſchädigungen bei Zwangsabtretungen ſind 
die Beſtimmungen in Titel III. bis IV. des Geſetzes vom 28. Au— 
guſt 1835 über die Zwangsabtretung maßgebend. 


Artikel 93. 
Zuſtändigkeit für Waſſerläufe und Anlagen, die mehrere Bezirke berühren. 

Wenn bezüglich eines Gewäſſers, welches mehrere Amts— 
bezirke berührt, eine bezirkspolizeiliche Vorſchrift über die Be— 
nützung oder Reinigung oder zum Schutz des Waſſerlaufs zu 
erlaſſen iſt und nach Lage der Verhältniſſe die gemeinſchaftliche 
Erlaſſung der Vorſchrift für die mehrere Bezirke berührende 
Strecke des Gewäſſers angezeigt erſcheint, ſo wird zur Erlaſſung 
der Vorſchrift ein gemeinſchaftlicher Bezirksrath durch Abordnung 
der betreffenden Amtsvorſtände und je der Hälfte, beziehungs— 
weiſe, falls mehr als zwei Amtsbezirke betheiligt ſind, eines 
Drittels der betreffenden Bezirksräthe gebildet. 

In gleicher Weiſe iſt bei Erlaſſung von bezirkspolizeilichen 
Vorſchriften über Benützung und Inſtandhaltung von Bewäſſerungs— 
und Enwäſſerungsanlagen zu verfahren, welche ſich über die 
Grenze eines Amtsbezirkes hinaus erſtrecken. 


Schlußbeſtimmung. 
Artikel 94. 
Vollzug des Geſetzes. Aufhebung älterer Beſtimmungen. 
Das Handelsminiſterium hat, ſoweit nöthig, im Einverſtänd— 
niß mit den übrigen Miniſterien, die zum Vollzug dieſes Geſetzes 
erforderlichen Beſtimmungen zu erlaſſen. 
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Vollzugsverordnung vom 24. Dezember 1376 (G.-B. Nr. 50.) 

Der Zeitpunkt, in welchem diejes Geſetz in Wirkſamkeit tritt, 
wird durch Verordnung bejtimmt. 

(1. Januar 1877, G.B. 1876 Nr. 50.) 

Bon diefem Zeitpunft an treten außer Kraft: 

der Landrechtſatz 645; 

das Flußbauedikt vom 24. Mai 1816; 

das Gejeg vom 13. Februar 1851, Regierungsblatt Nr. XV., 
die Bewällerungs- und Entwällerungsanlagen betreffend; 

der $ 5 Ziff. S des Gejeßes vom 5. Oftober 1863 über 
die Organijation der inneren Verwaltung, ſoweit derjelbe von 
der Benüßung des Waſſers handelt; 

die SS 130 und 131 des Polizeiſtrafgeſetzbuches. 


b. Rheinverlandungen. 
&) Gejeß vom 23. Mai 1856, R.-B. 22. 


Art. 1. Die Verlandungen des Nheines innerhalb des nor= 
malen Flußbettes und des Vorlandes gehören diejjeits der badiſch— 
franzöfiichen Hoheitsgrenze dem Staate. 

Ausgenommen find diejenigen Stüde der genannten Flächen, 
auf welchen bei Verkündung diejes Geſetzes bereits Vegetation 
durch Landgewächſe Platz gegriffen hat. 

Auf die Verlandungen außerhalb des Vorlandes macht der 
Staat keine Eigenthumsanſprüche. 

Art. 2. Das Vorland beſteht in der Fläche, die ſich zwiſchen 
der Uferlinie des normalen Flußbettes und einer 300 Fuß von 
derſelben landeinwärts parallel mit ihr gezogenen Linie befindet, 

Art. 3, Das zum normalen Flupbette und zum Borlande 
erforderliche Gelände, auf welchem Begetation durch Landgewächſe 
Plag gegriffen hat, mu dem Staate auf Verlangen der Fluß: 
baubehörde zu Eigenthum abgetreten werden. 

Es wird hierfür Entihädigung aus der Flußbaukaſſe geleiitet, 
Gemeinden erhalten jedod Für die von ihnen abzutretenden 
Grundſtücke nur inſoweit Entſchädigung, als der Werth dieſer 
Grundftüde den Werth des Zuwachſes an Gelände, welchen die 
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Regulirung des Nheinlaufes jeit dem Jahr 1838 ihnen verichafft 
hat, überſteigt. 

Bei Feitießung der Entſchädigung der Gemeinden joll über: 
dies auf den Zuwachs an Gelände, welchen ihnen die Regulier— 
ung des Rheinlaufes noch ferner in Ausficht ftellt, billige Rüd- 
ficht genommen werden. 

Läßt ſich die Entſchädigung nicht durch Webereintunft feſt— 
jegen, jo ift fie nad den VBorjchriften des Grpropriationsgejeßes 
vom 28. Auguſt 1835 durch den Richter zu bejtimmen. 


Art. 4. Die Berlandungen des Rheines außerhalb des Vorlande 
unterliegen, To lange ſich feine Vegetation durch Landgewächſe 
auf denjelben gebildet hat, der Flußbaudienſtbarkeit in der Art, 
dat die Fluhbaubehörde berechtigt it: 

1) aus denjelben den zu den Rheinbauten erforderlichen 
Kies und Sand ohne Entichädigung zu beziehen; 
dielelben zur Durchfahrt und zur Yagerung der Baus 
jtoffe unentgeltlich zu benüten. 


) 


— 


Art. 5. Die Beſtimmungen des Forſtgeſetzes vom 15. Novem— 
ber 18336 94 Dis 99), die Abgabe von Faſchinenholz betreffend, 
bleiben unverändert in Wirkjamteit. 


6) Geſetz vom 11. Februar 1870 (G.B. Nr. 12.) 


Ar. 1. Die Verlandungen des Rheins innerhalb des nor= 
malen Flußbettes und innerhalb derjenigen Vorlandfläche, welche 
ſich zwiſchen der Uferlinie des normalen. lußbettes und einer 50 
Fuß von derjelben landeinwärts parallel nit ihr gezogenen Linie be= 
findet, gehören dieſſeits der badijch-bayeriichen Hoheitsgrenze 
dem Staat. 

Ausgenommen find diejenigen Stüde der genannten Fläche, 
auf welchen bei Verkündung dieſes Geſetzes bereits Wegetation 
durch Landgewächſe Plak gegriffen hat, oder welche Privaten, 
Gemeinden und anderen Gorporationen von dem Staate vertrags=- 
mäßig als Eigenthum überlafien wurden. 

Auf die Verlandungen, welche außerhalb des genannter 
Iheiles des Vorlandes ſich künftig bilden werden, ebenjo auf 


— ie 
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jene, welche ſich daſelbſt ſchon gebildet haben, aber noch nicht als 
Staatseigenthum eingejteint oder noch nicht als ſolches in 
Gultur genommen find, macht der Staat feine Eigenthumsans 
jprüche. 

Art. 2. Die im zweiten Abjage des Artifels 1 genann= 
ten Stüde müffen dem Staat auf Verlangen der Fluß baubehörde 
zu Eigenthum abgetreten werden. 

Es wird hiefür Entichädigung aus der Flußbaukaſſe ge= 
leiftet. 

Läßt ſich die Entſchädigung nicht durch Uebereinkunft feſt— 
ſetzen, ſo iſt ſie nach den Vorſchriften des Erpropriationsgeſetzes 
vom 28. Auguſt 1835 durch den Richter zu beſtimmen. 

Art. 3. Die Verlandungen des Rheins außerhalb des 50 
Fuß breiten Vorlandſtreifens unterliegen, ſo lange ſich keine Vegeta— 
tion durch Landgewächſe auf denſelben gebildet hat, der Flußbau— 
dienjtbarfeit in der Art, daß die Flußbaubehörde berechtigt iſt: 

1) aus denjelben den zu den Rheinbauten erforderlichen 

Kies und Sand ohne Entichädigung zu beziehen; 

2) diejelben zur Durchfahrt und zur Lagerung der Bauftoffe 

unentgeltlih zu benüßen. 

Die dur Vertrag in das Eigentum von Privaten, Ge— 
meinden und anderen Gorporationen übergegangenen Flächen find 
hievon ausgenommen. 

Den Eigenthümern der Grundftüde, welche an das im Ars 
titel 1 genannte Borland des Staates grenzen, joll an geeigneten 
Stellen, joweit es unbejchadet des flußbaulichen Intereſſes geichehen 
fann, die Durchfahrt durch diejes Borland an den Rhein gejtattet 
werden. 

Art. 4. Die Beſtimmungen des Forſtgeſetzes vom 25. 
November 1833 ($$ 94-99), die Abgabe von Faſchinenholz 
betreffend, bleiben unverändert in Wirkjamteit. 

Das Handelsminiftertum ijt mit dem Vollzug diejes Geſetzes 
beauftragt. 


6) Jaodrecht. 


a) Jagd-Geſetz vom 2. Dezember 1850. (Reg. Bl. Nr. LVIIL) 


$ 1. In dem Grundeigentum liegt die Berechtigung zur 
Jagd auf eigenem Grund und Boden. 

Die Befugniß, auf fremden Grundjtüden zu jagen, fann als 
Grundgerechtigkeit nicht beftellt werden. 

s 2. Mit Ausnahme der in SS 4 bis 8 emwähnten Fälle 
wird die Jagd nicht dur die Grundeigenthümer jelbjt, jondern 
Namens und auf Rechnung derjelben durch die Gemeinde inner= 
halb der Gemarkung ausgeübt. 

Wer immer die Jagd ausübt, hat ſich nad) den Beſtimmungen 
diejes Gejeßes und nad den feld- und forjtpolizeilicen Vorſchriften 
zu richten. 

$ 3. Die Gemeinden dürfen die Jagd nur durd) Verpachtung 
ausüben, welche im Wege öffentlicher Verjteigerung und auf 
mindejtens drei Jahre geichehen muß. 

Die Erträgniffe der Jagd werden in die Gemeindefafle be— 
zahlt und aus diefer nad) Abzug der Koſten unter die betheiligten 
Grundeigenthümer nad) Verhältniß des Flächengehalts ihres Grund— 
befiges in der Gemarkung vertheilt, ſofern nicht die Mehrheit 
der Grundeigenthümer, welche zugleich mehr als die Hälfte des 
Flächengehalts der Gemarkung befigen, die Ueberlaſſung des Pachtes 
an die Gemeindekaſſe beſchließt. 

$ 4. Der Eigenthümer zujammenhängender Grundftüde von 
mindeftens 200 Morgen Flächengehalt ijt befugt, die Jagd auf 
diefem Grundbeſitz jelbjtftändig und ausichliegend auszuüben, 
diejelbe zu verpadhten oder durch Jäger ausüben zu laſſen, in 
jo fern er nicht vorzieht, fie der Gemeinde gegen verhältnigmäßige 
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Theilnahme an dem Nuten nad) Mapgabe des $3 zur Ausübung 
zu überlafien. 

Als zujammenhängend gilt das Grundftüd aucd dann, wenn 
ein öffentlicher Weg oder ein Fluß hindurchzieht. 

Ss 5. Wer mehr al3 200 Morgen, welche jedoch nicht ein 
zujammenhängendes Ganzes bilden, bejigt, kann ſich durd) freie 
Uebereintunft auf beftimmte Zeit mit der Gemeinde dahin ver= 
einigen, dab ihm ftatt feines Antheils am Ertrag der Jagd die 
ausichliegende Ausübung derjelben in einem bejtimmten Theil der 
Gemarkung überlafjen wird. 

56. Sind einzelne Grundftüde geringeren Flächengehalts 
von einem zujammenhängenden Grundbejiß von mindeftens 200 
Morgen ganz oder größtentheils umſchloſſen, jo ſteht es den 
Eigenthümern dieſer Grundftüde frei, die Jagd darauf an den 
Eigenthümer der größeren Gutes zu verpadhten, oder durch die 
Gemeinde ausüben zu laſſen. 

63 fann jedoch während der Dauer der Pachtzeit eine Aen— 
derung nicht ohne Zuſtimmung ſämmtlicher Betheiligten getroffen 
werden. 


$ 7. Alle Grundjtüde, welche durch Einzäunung oder auf 
andere Weile jo abgeichlofien find, daß das Wild weder ausbrechen, 
nod an fremden Eigenthum Schaden anrichten Tann, bleiben von 
der Berpachtung der Jagd dur) die Gemeinde ausgenommen. 
Der Befiger ſolcher Grundftüde, iſt allein befugt, die Jagd auf 
denjelben auszuüben oder ausüben zu lafjen. 

Ausgenommen von der Verpachtung der Jagd durd die 
Gemeinden jind ferner die öffentlichen Anlagen und Lujtgärten. 


8 8. Auf Grundftüden mit abgejonderter Gemarkung jteht 
den Eigenthümern allein die Ausübung der Jagd zu. 

Sind mehrere Eigentümer vorhanden, jo fünnen diejenigen, 
welche nicht mindeftens 200 Morgen in einem Zujammenhang 
bejigen, die Jagd nicht jelbit ausüben, jondern jie müſſen die— 
jelbe gemeinjchaftlich verpadhten oder durch bejonders aufgeitellte 
Säger ausüben laffen, nad) Maßgabe der Beltimmungen in 
SS 3,5,6 um 7. 
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$ 9. In der Regel bildet eine Gemarkung auch einen Jagd— 
bezirt. Nur Gemarfungen von mehr als 2000 Morgen können 
in zwei, und beziehungsweile mehrere Jagdbezirke zerlegt werden. 
In diefem Falle geſchieht die Eintheilung der Jagdbezirke auf 
den Antrag des Gemeinderats nad) Anhörung der Bezirtsforftei 
durd) das Amt. 

$ 10. Für einen Jagdbezirt fünnen nicht mehr als drei 
Pächter zugelafien werden. Diejen, jo tie den zur Ausübung 
der Jagd berechtigten Grundeigenthümern ift jedoch geitattet, jagd— 
fühige Perfonen, in jo fem fie einen Jagdpaß bejigen, mit auf 
die Jagd zu nehmen. 

Z 11. Niemand darf im offenen Felde oder Wald ohne einen 
von der zultändigen Behörde ausgeftellten Jagdpaß jagen. 


$ 12. Ter Jagdpak wird nach Anhörung des Gemeinderaths 
von der Bezirkspolizeibehörde gegen eine Gebühr von ſechs Gulden 
ausgeitellt. 

Derjelbe wird auf die Dauer eines Jahres gegeben. 


$ 13. Jagdpäſſe fünnen nicht ausgeftellt werden: 

1) an Minderjährige, es jei denn, dat diejelben das 16. Jahr 
zurüdgelegt haben, und daß der Vater oder Vormund den 
Paß für fie verlangt; 

2) an Gntmündigte und Mundtodte; 

3) an Solche, die durch richterliches Urtheil unter polizeiliche 
Aufſicht geitellt find; 

4) an Solche, die Armenunterftüißungen aus öffentlicher 
Gallen oder Ortsanftalten erhalten. 

S 14. Der Jagdpak kann verweigert werden: 

1) Jedem, der einen ſchlechten Leumund im Sinne des $ 19 
(21) des Bürgerrechtsgejeßes hat; 

2) Jedem, der wegen Widerjeplichkeit, öffentlicher Gewalt» 
thätigfeit oder Aufruhr, wegen rachſüchtiger oder muth= 

williger Beichädigung von Bäumen, Früdten auf dem 
Halme oder Pflanzungen, oder wegen Einſchwärzung von 
Waaren in den legten fünf Jahren zu einer Strafe von 
mindeſtens vier Wochen Gefängniß verurtheilt worden tft; 
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3) Jedem, der in den feßten fünf Jahren wegen Wilderei 

oder Jagdfrevel bejtraft worden iſt. 

S 15. Wer ohne Jagdpaß jagt, oder einen nicht mit Jagd— 
paß veriehenen Begleiter mit auf die Jagd nimmt, wird, wenn 
ein Jagdpaß überhaupt nicht erwirkt worden war, in eine Geld— 
Itrafe von 12 bis 24 Mark, wenn der erwirkte Paß nicht mit— 
genommen wurde, in eine folche bis zu 2 Marf verfällt. 

* Fassung nach dem Gesetze vom 21. Juni 1874 (G.B. N. 48) über 
die Reichsmarkrechnung. 

8 16) Jagdfolge findet nicht jtatt. Das Wild, welches in 
einem anderen Jagdbezirfe angeſchoſſen wurde, gehört Demjenigen, 
in deſſen Bezirk es todt niederfällt, oder gefunden wird. 


s 17. Mit Ausnahme von Schwarzwild, Hirichen, Reh— 
böden, Auer- und Birthähnen, Kaninchen, Raub- und jonitigen 
ihädlichen Ihieren, jo wie von Strichvögeln, darf in der Zeit 
vom 2. Februar bis 23. Auguſt Wild weder erlegt noch zum 
Verlauf gebracht werden. 


Ss 18) Wer anderes Wild in dieſer Zeitperiode erlegt, ver— 
fällt in eine Strafe von 10 bis 40 Markt; wer jolches zum 
Verkaufe bringt, in eine Geldjtrafe bis zu 20 Mark. Die Brut 
von Falanen, Wald- und Feldhühnern oder Wachteln auszunehmen, 
it unterjagt. 

* Neue Fassung nach Art. 6, I. des Bad. Einf.-Gesetzes zum 
R. Strafgesetzbuch und dem Gesetze vom 21. Juni 1874 (G.B. No. 40) 
über die Reichsmarkwährung. 

s 19. Wird irgendwo cin übermäßiger Wildftand gehegt, 
jo hat die Staatsbehörde auf Antrag Perjenigen, deren Grunde 
ſtücke dadurch bedroht werden, Anordnungen zur Verminderung 
des Wilditandes zu treffen. 

Sie fann in diefem Falle den Berechtigten zur Ausübung 
der Jagd während der geichloiienen Zeit ermächtigen und anhalten. 


$ 20. Der Eigenthümer eines Grundjtüdes iſt befugt, das 
Wild jederzeit von demjelben, jedoch ohne Verwendung von 
Hunden, abzutreiben und durd) bleibende Anftalten davon ab— 
zubalten. 
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$ 21) Ohne bejondere Bertragsbeftimmung findet ein Erſatz 
von Wildſchaden nicht ftatt. 

Wenn jedoh Wild aus einem im Sinne des $ 7 eingefries 
digten Grundſtück ausbricht, und Schaden anrichtet, ift der Inhaber 
des Grundftüdes erſatzpflichtig. Auch hat er binnen einer von 
der Bezirkspolizeibehörde anzuberaumende Frift die Einfriedigung 
entjprechend herzuftellen. 

Nah fruchtloſem Ablauf der Friſt fann nad Maaßgabe 
des $ 19 aud in dem eingefriedigten Grundftüde verfahren 
werden. 


Wildschadensgesetz vom ®1. Oktober 1833 (R.B. Nr. 42) folgt 
unter b. 


Die 8$ 22—24 sind aufgehoben durch Art 6 I. des Bad. Einf.-Ge- 
setzes zum Reichs-Strafgesetzbuch und $ 25 durch $ 147 Z. 5 des Bad. 
Einf.Gesetzes zu den R.J.G. 


$ 26. Die vormals Jagdberechtigten werden von den 
Grundeigenthümern für das an fie übergehende Jagdrecht ent— 
ſchädigt. 

Der Entſchädigungsbetrag wird nach Maßgabe einer durch 
Regierungsverordnung feſtzuſtellenden allgemeinen Claſſification 
bis zu höchſtens 10 Kreuzer für jeden Morgen des früher mit 
der Jagd belaſteten Grundſtückes beſtimmt. 

Die Entſchädigung wird von den Grundbeſitzern, welche nach 
den Beſtimmungen dieſes Geſetzes die Jagd ſelbſt ausüben, un— 
mittelbar geleiſtet. 

Für die übrigen tritt die Gemeinde in der Art ein, daß ſie 
die Jagderlöſe bis zu Tilgung der Schuld nebſt 5 Prozent Zinſen, 
vom 1. Februar 1851 an, an den vormals Berechtigten ab= 
liefert. 

Nach Ablauf von 20 Jahren gilt die Schuld jedenfalls für 
getilgt und der Entſchädigungsanſpruch für erlojchen. 

Für die Zeit vom 10. April 1848 bis 1. Februar 1851 
werden dem Berechtigten die Zinje des Entjehädigungscapitals mit 
jährlih 5 Prozent aus der Staatscajje vergütet. 
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$ 27. Diejes Gejeg tritt mit dem 1. Februar 1851 in 
Wirkjamteit. Bis dahin bleibt das Geje vom 26. Juli 1848 
in Kraft. 
Das Minifterium des Innern ift mit deifen Vollzuge be= 
auftragt. 
Vollzugsverordnung vom 21. Dezember 1850 (R.B. Nr. 61). 


b. Wildſchadengeſetz 
vom 31. Oftober 1833. (RB. Nr. 42) 


Eriter Theil. 
Ueber den Wildjchaden und die Erjaßpflicht. 


Erjter Abſchnitt. 
Verbindlichkeit zum Schadenserjage. 
Die $$ 1—6 sind ausser Wirksamkeit gesetzt durch $ 21 des 
(vorstehenden) Jagdgesetzes vom 2. Dezember 1850 (R.B. 58.) 


Zweiter Abſchnitt. 
Zu erjegender Schaden. 


8 7. Der Schaden, welcher von Raubthieren, Raubvögeln, 
Strihvögeln oder Zugvögeln verurjacht iſt, wird nicht vergütet. 

Im Mebrigen bezieht ſich die Erjaßpfliht ($ 1) auf allen 
in Gärten, Feldern, und Wiejen, Weinbergen und Waldungen 
verurjadhten Schaden unter folgenden näheren Beltimmungen. 

8 8. Wildihaden, der in Hausgärten und Baumjchulen 
entjteht, wird nur wenn dieje eingezäumt find, und der Wild- 
ihaden an jungen Objtbäumen, welche auf nicht eingefriedigten 
Drten ftehen, nur dann erjeßt, wenn jolche während des Winters 
mit Stroh oder was jonjt eingebunden waren. 

8 9. Ber Erzeugnifjen, deren Beſchädigung in einem Zeit- 
punfte eintritt, wo jie ihre vollitändige Entwidlung noch nicht 
erhalten haben, it der Umfang, den fie nach dem natürlichen 
Laufe der Dinge zur Zeit der Ernte haben würden, durch 
Schätzung auszumitteln und der Anſchlag diejes Ertrags zu Geld 
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geichieht nach dem Preife, welcher zur Zeit der Schäßung im 
Drte als der mittlere laufende gilt. 

$ 10. Bon dem jo berechneten Betrage muß in Rückſicht 
der Gefahren, welchen das Gewächs bis zur Ernte noch ausgejekt 
geweſen wäre, wegen eriparter Bau- und Einheimſungs-Koſten 
und wegen des frühern Empfangs der Schadloshaltung nad) 
richterlichem Ermeſſen ein Abzug gemacht werden, welcher nicht 
weniger als 20 und nicht mehr als "/s der berechneten Schadens— 
jumme betragen darf. 

Z 11. Wenn in dem im $ 9 gedachten Fall die Beſchädi— 
gung von der Art iſt, daß ein Wahsthum der bejchädigten Er— 
zeugniſſe noch möglich ericheint, jo kann der Jagdinhaber oder 
der Beichädigte verlangen, daß der muthmaßliche Schaden von 
den Schäßern vorläufig nur aufgenommen und vorgemerkt, bei 
Eintritt der Reife des Gewächſes aber erjt abgeſchätzt werde, ob 
und um tieviel der Ertrag als Folge des erlittenen Wildjchadens 
fi geringer oder höher herausitelle; bei dem Anſchlag zu Geld 
werden die zur Zeit der Ernte für das beihädigte Gewächs be= 
ftehenden Preife angenommen, und an dem Betrag der etwaigen 
Entihädigung die geringeren Einheimſungskoſten abgezogen. 

s 12. In Waldungen twird nur derjenige Schaden vergütet, 
welcher ſich 

1) in bejaamten oder angepflanzten Diſtrikten ergibt, wenn 
dadurd eine neue Bejaamung oder Anpflanzung nöthig 
wird; 

2) in Verjüngungsichlägen, wenn eine auf natürlichem 
Wege fih nicht mehr mit Holz beftodende Blöſe ent= 
ſtehen jollte. 

Zum Erjaße eignen ſich in ſolchen Fällen; 

a) die Hojten der neuen Bejaamung oder Anpflanzung, 

b) der nad dem Alter der fünftlihen Waldanlage 
oder des Verjüngungsichlages dem Kigenthümer 
durch Entbehrung des jährlihen Zuwachſes zuge= 
gangene weitere Schaden. 


$ 13 ist aufgehoben durch Art. 20 des (früheren) Jagdgesetzes vom 
26. Juli 1845 (R.B. Nr. 51). 
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8 14. Inſoweit ein Wildſchaden nad) den Grundjäßen einer 
ordentlichen Wirthichaft durd) Wiederanbau in demjelben Jahr 
wieder eingebracht werden fann, joll hierauf bei der Abſchätzung 
Nüdficht genommen werden. Jedenfalls aber jind die Koſten für 
die wiederholte Gultur (Auslage und Arbeit) zu vergüten. 


Zweiter Iheil. 
Verfolgung der Wildſchadens-Erſatzforderung. 


Dis $$ 15—28 sind aufgehoben durch $ 145 Z.10 des Bad. Einf.- 
Gesetzes zu den Reichs-Justizgesetzen. 


Vorftehendes Geſetz tritt auf den 1. Januar 1834 in Vollzug. 


7) Fiſchereirecht. 
a) Geſetz vom 29. März 1852 (RB. Nr. 15). 


81. 

Die Filcherei fteht zu: 

1) in jehiffbaren und floßbaren Flüffen und Seen — als 
deren Beitandtheil Altwaſſer, Gießen und dergleichen 
gelten, jo lange fie ihren Zufluß aus dem Hauptwaſſer 
haben — dem Staate; 

2) in Kanälen, Gewerbswaflern, Teichen und anderen, in 
ausihlieglihem Eigenthum befindlichen Gewäſſern — 
dem Eigenthümer; 

3) in den übrigen Gewällern — der Gemarfungsgemeinde 
oder wen jonjt das Markungsrecht zuiteht. 

Ausgenommen von der Benüßung und Verpachtung der 
Fiicherei von Zeiten der Gemeinde find die Gewäſſer in abge- 
jchlofjenen Räumen, Anlagen und Luſtgärten. 

Auch kann Derjenige, der beide, oder auch nur ein Ufer, wo 
das Gemwäller die Yandesgrenze bildet, in einer Ausdehnung von 
mindejtens fünfhundert Nuthen befist, verlangen, daß ihm die 
Fiſcherei auf jeinem Eigenthum zur jelbjtitändigen Ausübung 
überlaſſen werde. 

Die als Erblehen verliehenen Fiichereirechte bleiben aufrecht 
erhalten, doc treten die nach vorftehenden Beſtimmungen zur 
Fiſcherei Berechtigten in den Genuß der Lehenabgaben. 

Die $$ 2—5 sind aufgehoben durch das (nachfolgende) Gesetz vom 


3. März 1870 (G.B. No. 18). 
Die 8$ 6—13 handeln von der Entschädigung der vormals Fischerei- 


berechtigten. 
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b) Gejeß vom 3. März; 1870 (G. B. Nr. 18). 


(Vollständig abgedruckt in dem Badischen Bürgerbuche.) 


Art. 1. Verjchiedenen Berechtigten zuſtehende zuſammen— 
hängende Fiſchwaſſer fünnen zum Behufe einer gemeinjchaft- 
lihen Bewirthſchaftung und Nubung nad Anhörung der Bes 
rechtigten und der betreffenden Bezirfsräthe durch Verordnung als 
ein zufammengehöriges Fiichereigebiet erklärt werden, wenn dies 
im Interefie der Erhaltung und Vermehrung des Fiichftandes 
liegt und weiteren übenviegenden wwirthichaftlihen Nußen dar— 
bietet. 

Die Berechtigten eines jolchen Fiichereigebietes bilden cine 
Genoſſenſchaft. 

Der Sitz und die Verfaſſung der Genoſſenſchaft, die Rechte 
und Pflichten derſelben, ihrer Mitglieder und Organe, die Art 
und Weile der gemeinſchaftlichen Bewirthſchaftung werden durch 
Sabungen geregelt, welche durch Mehrheitsbeihluß der Be— 
theiligten fejtzuftellen und von der Verwaltungsbehörde zu be= 
ftätigen jind. 

Eine Mehrheit im Sinne diejes Artitels wird durch dies 
jenigen Berechtigten gebildet, welchen zujammen an dem größeren 
Theile der bei gewöhnlichem Waſſerſtande gemeſſenen Waſſerfläche 
des Fiſchereigebietes die Fiſcherei zuſteht, auch wenn ſie nach 
Köpfen die Minderheit bilden. 

Das Nichterſcheinen bei der Abſtimmung gilt als Zu— 
ſtimmung. 

Die Art der Vorladung zur Abſtimmung wird duch Ver— 
ordnung feitgejeßt. 

Kömmt ein Mehrheitsbeichluß unter Vermittlung der Staat3= 
behörde nicht zu Stande, oder glaubt dieje einen jolchen nicht be= 
ftätigen zu können, jo entjcheidet das Dandelsminiftertum über die 
in die Sabungen aufzunehmenden Beltimmungen. 

Durch Berordnung kann den beitehenden Genoſſenſchaften 
die Verpflichtung zur Aufnahme weiterer Mitglieder auferlegt 
werden. 

Civilrecht. 46 


722 - Anhang B. 7. Fiſchereirecht. 


Die Auflöfung der Genoflenichaft jowie ein Ausjcheiden ein= 
zelner Mitglieder und eine Aenderung der Satzungen findet 
nur durch Mehrheitsbeichluß unter Beftätigung der Staatsbehörde 
ftatt. 


Art. 2. Gemeinden und Klörperjchaften ſowie die im Art. 1 
genannten Genoſſenſchaften fünnen die ihnen zujtehende Filcherei 
nur durd) bejonders aufgeftellte Fiſcher oder durch Verpachtung 
ausüben. 

Die Trennung eines nicht unter Verwaltung de3 Staates 
ftehenden Fiſchwaſſers oder Fiichereigebietes in Abtheilungen zum 
Zwede der Verpachtung, Witerverpadtung oder aus andern 
Gründen bedarf der Genehmigung der Verwaltungsbehörde. 

Die Pachtdauer eines Fiſchwaſſers darf ohne Genehmigung 
der Verwaltungsbehörde nicht unter zwölf Jahren  bejtimmt 


werden. 

Die Art. 3—17, von welehen 13 aufgehoben und 14 geändert ist 
durch Art. 6, IIdes Bad. Einf.-Gesvtzes zum R.-Strafgesetzbuch und das 
Gesetz vom 21. Juni 1874 (G.B. Nr. 40) über die Reichsmarkenrechnung, 
enthalten pelizeiliche Vorschriften. 


Art. 18. Der Zeitpunkt, mit welchem diefes Geſetz in 
Wirkſamkeit tritt, wird durch Verordnung beftimmt. 
(15. Februar 1871; G.B. 1871 Nr. 3). 
Unjer Minifterium des Handels ift mit dem Vollzuge be= 
auftragt. 
(Vollzugsverordnung vom 11. Januar 1871, G.B. Nr. III) 





8) SIdaafweidgeredtigkeit. 
Verordnung vom 12. Mai 1818 (R.B. Nr. 11). 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog haben fich auf er— 
ſtatteten Vortrag Ihres Minifterii des Innern veranlaßt gefunden 
die in höchſt Ihrem Lande bejtehenden Verordnungen wegen Aus— 
übung der Schaafiveidgerechtigkeiten zum Beſten der Agrikultur in 
Folgendem näher zu beitimmen: 

S 1. Die Schaafweiden, welche den Gegenjtand diejer Ver— 
ordnung ausmachen, find ſolche 

a) welche mit Einverjtändniß des größern Theils der Güter- 
bejiger in einer Gemarkung, 

&) durch vereinzelte Schaafhaltung, aber in vereinten Schaaf- 
heerden oder 

6) durch pachtweife Ueberlafjung an einen Dritten, für Rech— 
nung der Gemeinde benußt werden; und ſolche 

b) deren Benußung die Gutseigenthümer und die Gemeinden 
einem Dritten aus einem Nechtstitel überlaffen müſſen. 

$ 2. ‚In die Slategorie der letztern gehören die unter den 
Domanialobjetten der Landesherrichaft, jorwie der Standes- und 
Grundherrſchaften begriffenen Schaafweidberehtigungen, die theils 
jede andere Schaaftveidbenugung und alſo auch die von den 
Gutsbejigern und Gemeinden jelbjt ausjchliegen, theils neben einer 
jolden bereits bejtehenden Benutzung nur auf die Mitweide oder 
den fogenanten Uebertrieb beſchränkt find. 

Gesetz über Ablösung der Weiderechte vom 31. Juli 1848 (R.B. 
‚Nr. 55). 

S 3. Die Schaafweide auf den Aderländereien kann nur 
in dem Maße benußt werden, daß dadurd die nad) dem freien 
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Millen des Gutsbejigers oder nach der unter den Gutsbefikerm: 
deshalb bejtehenden Hebereintunft, angebauten Feldgewächſe durch— 
aus unbeichädigt bleiben. 

$ 4 Die in unterbrochener Kultur ftehenden Felder dürfen 
daher in der Negel nur in der Zeit von der Erndte bis zur 


neuen Feldbeſtellung von den Schaafen betrieben werden. 


s 5. Eine Musnahme findet bei den mit Alec beitellten 
Feldern in dem Maße jtatt, dab die Schaafe vom Gallustag, d. 
i. vom 16. Oktober an bis 1. März, aber au in dieler Zeit 
nur bei trodenem gefrorenem Boden darauf getrieben werden 


dürfen. 
S 6. In denjenigen Ortsgemarfungen, in welden der 


Aderbau flurmäßig betrieben wird, können die in den Winter: 
und Sommerfluren unangebaut bleibenden oder mit früher als 
die gewöhnlichen Getreidefrüchten veifenden Gewächſen  beitellten 
Felder nur alsdann von den Zchaafen beweidet werden, wenn 
fie eine freie Zufahrt haben, wodurch die noch im Feld jtehenden 
Gewächſe nicht beichädigt werden; in den jogenannten Bradhfluren 
hingegen, die mit mancherlei zn verichiedenen Yeiten reifenden 
und eingethan werdenden Gewächſen angebaut werden, bleiben 
den Zchaafen die zu dieſem Behuf eingeführten Gewannrechte 
ebenfalls eingeräumt, wonach jeder Beſitzer eines Gewannackers 
iich Die Weberfahrt darauf, um an die anftopenden Felder zu 
fommen, für jeden Zweck, und alſo auch für die Schaafe gefallen 
laſſen muß, jedoch mit der Beichränfung, daß die hierdurd) 
entſtehenden Gewannwege nicht über 22 Schuh in der Breite 
zum größeren Nachtheil des Gutsbefigers angelegt werden 
ſollen. 

ST. Damit es ſodann dem eine Schaafheerde auf die 
Weide führenden Schäfer möglich werde, die Schaafe innerhalb 
der vorgeichriebenen Grenzen zu halten, ſowie überhaupt bei Auf: 
ſuchung der jeweils zur Beweidung geeigneten Aderjtüde zwiichen 
den angeblümten Yändereien, von deren Beihädigung abzuhalten, 
jollen die Schaafe den Sommer über auf ſolche Plätze nur 
in Eleineren Heerden von 120 bis höchſtens 150 Stück ausges 
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führt, und jede Weberzahl, nad) dem jeweiligen Grfund beim 
Nochzählen, als eine MWeberjchreitung der geſetzlichen Vorſchrift 
mit einer Strafe von 50 Pfg.“) per Stück geahndet werden. 

* (gesetz vom 21. Juni 1374 (G.B. Nr. 40) über die Bestimmung der 
Geldstrafen nach der Reichswährung. 

Unter diejer Zahl Schaafe werden die jungen Scaafe, 
die nach der gewöhnlichen Schäfereiöfonomie im Februar fallen, 
"bis Jakobi, d. i. den 10. Julius, al$ Yämmer mit 2 Stüd für 
‚ein erwacienes Schaaf, nahmals aber den lehtern gleich ge— 
rechnet. Eben jo wird auch das den Schaaffnechten Hin und 
‚wieder noch gejtattete Yohnvieh gleich den übrigen Schaafen der 
Schäfereibeſitzer mitgezählt. 

$ 8. Die Wiejen jollen erſt von Martini oder 11. November 
an, und dann im Frühjahr nicht länger als bis zum 1. April, 
die Weinberge aber zu feiner Zeit von den Schaafen beweidet 
werden. 

$ 9. Die Gemeindweiden und Allmendpläße, jo weit die- 
'jelben dem großen Viehe zur Beweidung eingeräumt jind, dürfen 
ebenfalls mit den Schaafen befahren werden, 


$S 10. Die Schaafwweide in den Waldungen, ausgenommen 
wo Solche rechtlich hergebracht und begründet iſt, soll für die 
Zukunft gänzlich aufhören, und an jenen Orten, wo jie nod) 
als eine Berechtigung beiteht, nur nach den Regeln der Holzzucht 
und des Forjtihuges ausgeübt, mithin jedesmal von der Forſt— 
‚behörde nach vorheriger Erfenntni der Zuläſſigkeit angewieſen 
"werden. 

Forstgesetz (Anhang B, 4) ss 121—124. 

s 11. In jedem Fall, mo durch vorichriftswidrige Be— 
weidung der Schaafe der Produktion ein erweislicher Nachtheil 
zugefügt wird, hat der Schäfereieigenthümer dem Gutsbefiger die 
durch urkundliche Abſchätzung bejtimmt werdende Entichädigung 
zu leiften, wenn die Anzeige davon noch in Zeiten, wo der 
Schaden gehörig bemeijen werden fann, geichieht. 


Ss 12. Die Schäfereiübertriebsberechtigungen find, wie jich 
won jelbjt verjteht, an die genaue Beobachtung gleicher Vor— 
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ichriften um jo mehr gebunden, je jehwieriger es it, bei dem 
Zufammentreffen zweier und mehrerer Schaafherden von der 
Orts: und von den lebertriebsjchäfereien in einer Gemarfung,- 
jede Beihädigung für die Agricultur abzuwenden. 

Zur Befeitigung des daher entjtehenden Mißverhältniſſes und- 
Uebermaßes in der Benußung der Schaafweide wird hiermit ges 
ſetzlich vorgeichrieben, daß binnen den nädjten 6 Jahren eine 
den beiderjeitigen Benußungsanjprücden entſprechende Ausgleichung 
zu Stand gebracht werden joll. 


Dieſe fann erzielt werden: 

a) durch gemeinfame Begebung der Schaafweide in einer 
Ortsgemarkung zur ausjchlieglichen Benußung an einen Dritten, 
und durch nachmalige verhältnigmäßige Bertheilung des Pacht— 
ertrags an die verichiedenen Schaafweidberedhtigten; 

b) durch Abtheilung der Ortsgemarfung unter die Bes 
redhtigten, nad) Maßgabe der Theilnahme an der Benußung der: 
ganzen Schaafiweide; oder 

c) mitteljt einer nad) den Ertragsverhältnifien auszumitteln= 
den Neluitionsiumme. 

Die Uemter, in deren Bezirken ſich derartige gemeinichaftliche 
Beredhtigungen befinden, haben daher die Intereſſenten aufzu= 
fordern, ji innerhalb der oben vorgeichriebenen Zeit auf die 
vorgedachte, oder auf jede andere der Yandfultur fürderlide Weile 
zu vergleichen oder zu envarten, daß auf Anrufen einer oder der 
andern Parthie oder der Gemeinde von Tberpolizei wegen 
eingejchritten werde, und von ſolcher die Auseinanderſetzung 
erfolge. 

* 8413. Wer über einen ihm dur die Echaafweide zugegangenem 


Schaden zu Hagen hat, muß feine Beichwerde bei den Ortsvorgejegten zuerft. 
anbringen und zugleich anzeigen, wie hoch der Echaden vorläufig jei. 

* 814. Der Schäfereibercdhtigte jomohl als der Beſchädigte habem 
jeder einen Abſchätzer, der Ortsvorgeſezte aber einen Obmann zu ernennen, 
welde den Schaden fogleih auf die Aufforderung des Vorgejegten abzu— 
Ichägen haben. 

Sollte der Schäfereiberechtigte nicht im Ort der Schaafweide wohnen, 
fo hat er im voraus auf den ſich ergebenden Fall einen Schäßer zu ernennen 
und ſolchen dem Vorgeſetzten anzuzeigen, 
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Ss 15. Das Abſchätzungsprotokoll iſt dem Amt berichtlich vorzulegen, 
— ſofori darüber erkennt; iſt der zu erkennende Schaden unter 30 fl., jo 
findet von dem amtlichen Erkenntniß fein Rekurs ftatt; überſteigt der Schaden. 
aber 30 fl., jo geht der Rekurs an die höhere Polizeibehörde. 


Die $$ 15—15 sind ausser Geltung. 

gl. R.E.G. zur C.P.O. $ 14 

S 16. Der Schäfereiberedtigte ift zum Schadenerjah vers 
bunden und bleibt ihm der Rüdgriff an den Pächter der Schäferei 
oder an den Schäfer jelbjt vorbehalten. 

Dieje Höchfte Verordnung wird hiermit zur allgemeinen Kennt— 
niß und Achtung gebradt. 


Karlsruhe, den 12. Mai 1818. 


Miniftertum des Innern. 


9 Gewährleiftung bei Hausthieren. 
Gejeh vom 23. April 1859 (RB. Nr. 20.) 


Art. 1. Der Verkäufer von Pferden, Rindvieh, Schafen 
und Schweinen hat nur für die hiernach bezeichneten Mängel 
und nur während der einem jedem Dderjelben beigejeßten Friſt 
kraft Geſetzes Gewähr zu leijten, nämlich: 

A. bei Pferden: 


1. für Schwarzen Staar, 


2. „ Koppen, ohne Abnußung der Zähne, 
acht Tage lang; 
3. für Rob, 


4. „ Hautwurm, 
5. „ Dümprigfeit, 
vierzehn Tage lang; 
6. für Koller, 
ein und zwanzig Tage lang; 
7. für fallende Sudt, 
acht und zwanzig Tage lang; 
8. für Mondblindheit (periodiihe Augenentzündung), 
vierzig Tage lang. 


B. bei Rindvieh: 


1. für Iragiad- und Scheidevorfall, jofern er nit uns 
‚mittelbar nach einer Geburt vortommt, 
acht Tage lang; 
2. für Lungenſucht, 
vierzehn Tage lang; 
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3. für fallende Sucht, 


4. „ Perlſucht, 
acht und zwanzig Tage lang. 


C. bei Schafen: 


1. für Milbenräude, 
2. „ Fäule (Anbruch), 
vierzehn Tage lang. 
D. bei Schweinen: 
für die Finnen, 
acht und zwanzig Tage lang. 

Ein allgemeines Verſprechen, wegen aller Fehler zu haften, 
wird auf die hier aufgezählten bejchränft. 

Art. 2. Der Verkäufer fteht dafür ein, dat das verfaufte 
Thier von den im Art. 1 bezeichneten Mängeln am Tage der 
Uebergabe frei jei. Wenn jolche innerhalb der, im demjelben 
Artikel feitgejegten und vom Tage nad) der Webergabe zu rech— 
nenden Friſten jich offenbaren, jo wird bis zum Beweiſe des 
Gegentheils angenommen, daß das Ihier ſchon am Tage der er= 
folgten Uebergabe mit denjelben behaftet geweſen. 

Die Abkürzung, jowie die Verlängerung der gejeglichen Friſten 
fann nur urkundlich verabredet werden. Bedungene Friften werden 
in derjelben Weiſe berechnet wie die gejeßlichen. 

Art. 3. Die Gewährleiftung fällt weg: 

1) bei öffentlichen obrigfeitlid) angeordneten Verkäufen; 

2) wenn der Verkäufer ſich Gewährfreiheit urkundlich be= 

dungen hat; 

3) wenn er beweist, daß dem Käufer der Mangel des 

Ihieres befannt geweſen ilt. 

Vgl. L.R.S. 1649. 

Art. 4. Wenn der Fall der Gewährleiftung eintritt, jo fann 
nur die Aufhebung des Verkaufs, nicht die Minderung des Kauf— 
preijes verlangt werden. 

Eine Ausnahme tritt ein, wenn ſich der Fehler an dem 
geſchlachteten Stüd findet. Hier kann der Käufer den Ver— 
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fäufer nur auf den Erſatz desjenigen Schadens belangen, der 
ihm wegen der durch den Fehler herbeigeführten Unverfäuflichteit des 
Fleiſches zugeht. 

Vgl. L.RS. 1644. 


Art. 5. Die Aufhebung des Vertrags verpflichtet den Ver— 
fäufer zur Erftattung des Kaufpreijes, ſowie der Koſten des Kaufes 
und der gerichtlichen Belichtigung und der von dem Verzuge in 
der Zurüdnahme des Thieres an erwachſenen Koften der Füt— 
terung und Pflege. An diefen legtgenannten Koſten ijt jedoch der 
vom Käufer aus dem Thiere von jenem Zeitpunfte an gezogene 
Nuten in Abzug zu bringen. 

Der Verkäufer hat nebjtdem Entihädigung zu leiften, wenn 
er daS Dajein des Mangels gefannt hat. 

Vgl. L.R.S. 1645, 1646. 


Art. 6. Ein Anjprud auf Gewährleiftung ift nur zuläjlig, 
wenn der Berechtigte innerhalb der gejeglichen oder verabredeten 
Friften der Art. 1 und 2 Klage erhebt oder in dringenden Fällen 
(Art. 12) wenigjtens den Mangel des Thieres bei Gericht anzeigt, 
deſſen Belichtigung beantragt und in diefem Fall innerhalb weis 
terer vierzehn Tage Klage erhebt. 

Vgl. L.R.S. 1648; R.G.V. $ 22. Z. 2; R.C.P.O. 88 447—455. 

Die Art. 7—12 sind aufgehoben durch & 147 Z. 11 des Bad. Einf. 
Gesetzes zu den R.J.G. Hierdurch treten auch die hierauf bezüglichen 


Staatsverträge mit Württemberr (R.B. 1865 Nr. 37) und Hohenzollern 
(R.B. 1861 Nr. 6) ausser Wirksamkeit. 


Urt. 13. Wenn über eine Gemwährleiftung ein Rechtsſtreit 
entfteht, jo ift jede Partei berechtigt, die Verfteigerung des Thieres 
und Hinterlegung des Erlöjes zu fordern, jofern die Befihtigung 
deifelben nicht weiter nothwendig iſt. 

Vgl. R.E.G. zur R. C. P. O. $ 16 2.4  R.C.P.O. $$ 314 u. fig. 


Art. 14. Der verurtheilte Verkäufer fann, auch ohne vor= 
gängige Streitverfündung, feinen Vormann auf Gewährleiftung 
belangen, jofern die Krankheit in der diejen bindenden Friſt fich 
gezeigt hat. 
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Die Klage muß jedoch innerhalb 14 Tagen nad) eingetretener 
Rechtskraft des Urtheils erhoben werden. 

Vgl. L.R.S. 1648. R.C.P.O. &$ 69-71 u. 477. 

Art. 15. Was in dieiom Geſetze vom Verkaufe gejagt 1jt, 
gilt von jeder Art belajteter Eigenthumsitbertragung. 

Vgl. L.R.S. 1707. 

Art. 16. Das Gejeg vom 20. Juni 1806, Regierungsbl. 
Nr. XVII. und die Verordnung vom 25. Auguſt 1810, Regie: 
rungsbl. Nr. XXXVI. find aufgehoben. 


Beilage. 
Beihreibung der Mängel, welche zur Gewährleiftung 
verpflichten. 


A. bei Pferden. 
a. mit adhttägiger Gemwährzeit. 
I. Schwarzer Staar. 

Wenn durd Lähmung des Sehnervs oder feiner Ausbreitung, der Neß- 
baut, Erblindung erfolgt, jo wird diejer krankhafte Zuftand, der ein Auge 
allein oder auch beide zugleich befallen kann, jchwarzer Staar (Schönblindheit)- 
genannt. Unterfucht man ein am ſchwarzen Staar leidendes Auge, fo findet 
man das Sehloch (die Pupille) gewöhnlich ſehr erweitert, jo daß man beinahe 
nichts von der Regenbogenhaut wahrnehmen kann, und es erjcheint mehr 
rundlich ſtatt länglih. Im Uebrigen ift in feinem Theile des Auges eine 
Trübung wahrzunehmen. Während bei einem gefunden Auge beim Einfallen 
der Lichtjtrahlen ich die Pirpille verengert, im Dunkeln aber wieder erweitert, 
bleibt jolche beim ſchwarzen Staar unverändert. 

Bei Unterfuhung von Pferden, die nur auf einem Auge ftaarblind 
find, erfcheint ed, um Täufhungen zu verhüten, räthlih, das noch gefunde 
Auge mit einem Tuche zu bededen, da ſonſt durch das Einfallen des Lichts 
in das gejunde Auge auch die Rupille im franfen Auge fid) etwas bes 
weglich zeigt. 

2. Koppen ohne Abnußung der Zähne. 


Das Koppen, eine üble Gewohnheit des Pferdes, ift eine dem Rülpfen 
ähnliche Erjcheinung, wobei unter Zufammenzichung der Kehle cin eigens 
thümlicher Yaut wahrgenommen wird, wie wenn Yuft aus dem Magen aus— 
geftoßen würde. 

Die gewöhnliche Art des Koppens geichieht in der Weije, daß das be= 
treffende Pferd zu dieſem Behufe den Rand der Krippe, die Lattirſtange oder 
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irgend einen andern hiezu ſchicklichen Gegenſtand mit den Schneidezähnen 
faßt. Durch fortgefegtes Koppen merden die vordern Ränder und Flächen 
der Schneidezähne allmählig abgejchliffen, wodurch fich das Uebel ſodann be- 
merflih macht. Uebrigend kann eine Abnugung der Zähne aud durch 
gewohnheitsmäßiges Schleifen auf der Krippe ohne Koppen hervorgebracht 
werden. 

Bei Pferden, die ohne einen feiten Gegenſtand zu faſſen koppen und 
Luftkopper genannt werden, ift die ebenerwähnte Abnutzung der Zähne nicht 
wahrzunehmen. 


b. mit vierzehntägiger Gemwährzeit. 
3. Rotz 

Diefe nur bei dem Pferd und deifen verwandten Arten ſich von felbft 
entwidelnde, übrigens anftedende Krankheit äußert ſich hauptſächlich durch 
Geſchwüre auf der Nafenihleimhaut, durch einen gewöhnlich einjeitigen Nafen: 
ausflug und Drüjenanichwellung im Kehlgang. 

Die Gefchwüre zeigen einen unveinen jpedigen Grund mit unregel: 
mäßigen, zerriffenen, aufgeworfenen Rändern; der Ausfluß iſt Elebrig, miß— 
farbig, gräulich, öfters mit Blut vermifcht; die mehr oder weniger vergrößerten 
Lymphdrüfen im Kehlgang (vorzugsweije auf derjelben Seite, wo Geſchwüre 
und Ausflug wahrgenommen werden) erfcheinen fugelartig, härtlich, ſchmerzlos 
und häufig feitjigend. Der Verlauf der Krankheit ift gewöhnlich (befonders 
bei Selbitbildung) langwierig (hroniich), fieberlos, und das daran leidende 
Pferd zeigt ſich außer einem zeitweife eintretenden nicht bedeutenden Huften 
im Uebrigen gejund. Defters aber, bejonders in Folge von Anſteckung, tritt 
die Krankheit mit Fieber und raſch zunehmender Entzündung der Nafen: 
ihleimhaut auf und nimmt dann gewöhnlich einen jehr raschen (akuten) 
Verlauf. 

Als weientliches Merkmal des Rotzes find die Geſchwüre zu betrachten: 
fie find aber, wenn fie jih im obern Theile der Nafenhöhie, in den Neben: 
höhlen derjelben, oder im Kehlkopfe und in der Yuftröhre befinden, beim 
Leben des Thieres nicht immer wahrnehmbar. 

Die weientlihen krankhaften Veränderungen, welche ſich bei der Section 
rotzkranker Pferde ergeben, find: die erwähnten Geſchwüre mit ihren mand)= 
fachen Zerftörungen und Entartungen, beionders der Schleimhaut der Nafen: 
und Nebenhöhlen, welch legtere nicht jelten Eiter enthalten, der fnörpliaen 
Naſenſcheidewand, des Siebbeins, der Düttenbeine. Neben diefen Geſchwüren 
nimmt man aud auf der Nafenjchleimhaut jternförmige Geſchwürnarben 
wahr. Tas ganze Gewebe der Yungen findet man mit Knötchen (Tuberfeln) 
gewöhnlich von der Größe eines Hirjeforns bis zu der einer Erbje durchſäet. 
Die vergrößerten Lymphdrüſen im Kehlgang zeigen beim Durchſchneiden eine 
feite, ſpeckartige (tuberkuloſe) Beihaffenheit. Er ergibt ſich hiernach, daß der 
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Rotz nicht immer beim Leben des Thieres mit Siche rheit nachgewieſen werden 
und dann nur die Scction völlige Gewißheit gewähren fanı. 


4. Dautwurm. 


Der Hautwurm fommt nad) Urjprung und Weſen mit dem Rotz 
überein und unterjcheidet ſich von legterem dadurch, daß er feinen Sig in: 
der Haut hat. Schr häufig gejellt fich zum Hautwurm der Rotz, und nicht 
jelten wird durch den Roy in Folge von Mittheilung der Hautwurm erzeugt. 
Die charakteriſtiſchen Erſcheinungen deifelben find; die an verichiedenen Stellen 
des Körpers ſich bildenden beulenartigen Geſchwülſte von der Größe einer 
Bohne bis zu der einer Baumnuß, einzeln ftehend oder durch ftrangartige 
Verhärtungen mit einander verbunden, Anfangs erjcheinen fie hart und wenig 
empfindlich, erweichen allmälig. brechen auf, entleeren einen dünnflüffigen, 
mibfarbigen, zähen Eiter, und verwandeln ich in ein unreines Geſchwür mit 
ſpeckigem Grund und aufgeworjenen harten Rändern. Der Sit des Uebels 
ift vorzugsweiſe an den Yippen, an den Geitentheilen des Haljes, an den 
Hinterſchenkeln und zu beiden Seiten der Bauchwandung. 

5. Dämpfigfeit. 

Ein langwieriges fieberlojes Leiden der Athmungsorgane, beitchend in 
einem vermehrten und erſchwerten Athmen, das während der Ruhe des 
Pferdes zeitweife nur im geringem Grade wahrnehmbar ijt, bei etwas jchneller 
und andauernder Bewegung aber jih bis zu Eritidungszufällen jteigern 
fan. Gewöhnlich iſt damit ein, jedoch nur zeitweife hörbarer, kurz abge- 
ftoßener dumpfer Husten verbunden. Das Eigenthümlide des Athmens 
dämpfiaer Pferde liegt bejonders darin, daß das Cinathmen mit fichtlicher 
Erhebung des ganzen Bruftkorbes geichieht, das Ausathmen aber jtoßweife, 
nicht felten in zwei Abjägen erfolgt, wobei ſich längs der faljchen Rippen 
eine rinnenartige Vertiefung (Dampfihnur) wahrnehmen läßt. 

Eine bejondere Urt der Dümpfigfeit iſt der pfeifende Danıpf (Dart: 
ſchnaufen); das Athmen des daran leidenden Pferdes geihieht im Stande 
der Nuhe ziemlich regelmäßig; nur wenn daffelbe in Bewegung geſetzt wird, 
jtellt fich ein beichleunigtes erijhwertes Athmen ein, womit ein eigenthüm- 
liches pfeifendes Geräuſch verbunden ift, hervorgebradht durch irgend ein 
Hinderniß im den Luftwegen. 

Die Sertionen bei dämpfigen Pferden liefern Feine beftändigen krank— 
haften Beränderungen, aus welchen die Krankheit mit Beſtimmtheit nachge— 
wiejen werden könnte. 

e. mit einundzwanzigtägiger Gemwährzeit. 
6. Koller, ſowohl der ftille (Dumm) Kaller, als der rajende 
(periodiiche) Koller. 

Unter .. ler begreift man überhaupt eine Störung der Verrichtungen 
des Gehirns, die ſich durch manchfache vegehvidrige Aeußerungen des Pferdes, 
jowohl in Stand der Ruhe, als während der Bewegung zu erkennen gibt. 


Der ftille Koller äußert fich bei dem davon befallenen Pferd im Allgemeinen 
durch ein träges, jchwerfälliges, mehr oder weniger verfehrtes Benehmen, ver— 
bunden mit einem ftieren (dummen) Blid, Unaufmerffanteit, Unempfindlichkeit, 
regelwidriger Haltung, Stellung und Bewegung des Körpers, jomohl im Stall 
als außer demjelben. Der Blutumlauf ift verlangfamt, die Freßluſt gewöhn— 
lich nicht gejtört, obwohl ſolche Pferde ihr Futter langfam und ungeſchickt 
verzehren, und das Heu ftatt von der Naufe lieber vom Boden aufnehmen. 

Pferde, die mit dem rajenden Koller befallen find, welcher mehr in 
periodiichen Anfüllen fich äußert, zeigen gewöhnlich eine große Reizbarkeit und 
ertragen feinen Widerftand. Durch irgend eine unbedeutende Beranlaffung 
erfolgt der Ausbrud des Anfall, der fih durch einen wilden feurigen Blid, 
verftärktes Athen mit Schnauben und aufgefperrten Nafenlöchern anfündigt 
und in Toben und Nafen übergeht. Der Anfall, der bald kürzer, bald länger 
dauert, und zu unbejtimmten Zeiten wiederfehrt, endigt gewöhnlich mit allge- 
meinem Schweiß und völliger Ermattung. Das wejentliche Merkmal, wodurd 
fih der Koller von andern Gehirnkrantheiten unterjcheidet, beruht auf dem 
Hroniichen, von feinem Fieber begleiteten Verlauf deſſelben. Die Sectionen 
follerfranfer Pferde liefern fein ausjchliehlid dem Koller eigenthümliches 
Merkmal, 
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d. mit ahtundzwanzigtägiger Gewährzeit. 


7. Fallende Sudt, 

Ein Nervenleiden, das ſich durch periodifche, in unbeftimmten Zwiſchen— 

räumen wiederkehrende Anfälle äußert, in welchen Zudungen, verbunden mit 
Bewußlofigkeit und Unempfindlichleit des IThieres, die weſentlichſten Erſchein— 
ungen find. Die Anfälle ftellen fich in der Regel plöglich ohne alle Vorboten 
ein; das Thier beginnt zu ſchwanken, fällt befinnungslos zn Boden, verdreht | 
die Augen, knirſcht mit den Zähnen, jchlägt mit den Füßen beftig um fich | 
und dergleihen. In feltenen Fällen ftürzt das Thier nicht zu Boden, es | 
ftügt ji dann oder lehnt fich an einen feiten Gegenſtand, ſchwankt hin und | 
her, während es fih im Uebrigen jteif und unbeweglich zeigt. Wenn gleich 
hiebei die Zudungen nicht zum völligen Ausbruch kommen, fo ift doch ein 
frampfhafter Zuſtzad der Kopf: und Halsmuskeln nicht zu mißfennen, wodurch 
fih die fallende Sudt von dem einfachen Schwindel wejentlih untericheidet, 
In den ruhigen Zwilchenzeiten läßt fih an dem daran leidenden Pferd nichts 
wejentlih Krankhaftes wahrnehmen, woraus auf das Vorhandenjein diejer 
Krankheit geihlojfen werden könnte. Pferde, die längere Zeit davon befallen 
find, verlieren übrigens die Lebhaftigfeit und magern ab. 

Die Sectionen gewähren jelten Aufklärung, und die zumellen vorhan- 
denen organischen Veränderungen im Gehirn u. f. w. können für fi allein 
Über das Vorhandenfein des Uebels nicht entjcheiden. 
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e. mit vierzigtägiger Gemährzeit. 
8. Mondblind heit (periodische Augenentzündung). 

Eine beim Pferd periodisch. zu unbejtimmten Zeiten miedertehrende 
Augenentzündung, wobei oft nur ein Auge, zuweilen aud ein Auge nad 
dem andern ergriffen wird, und welche zulegt mit völliger Erblindung endigt. 
Der Eintritt eines Anfalls, der bald mehr, bald weniger heftig ift, und einige 
Tage bis 2 oder 3 Wochen dauern kann, geichieht in der Negel plöglid, ge: 
wöhnlich bei Nacht, ohne Äußere Veranlafjung. 

Die Entzündung erftredt fich auf alle Theile des Auges, vorzugsweiſe 
ift aber die Negenbogen: und Gefähhaut der Sig derjelben. Das kranke Auge 
zeigt eine erhöhte Empfindlichkeit gegen das Licht (Lichticheue), womit eine 
reichliche Thränenabfonderung verbunden: ift; beim Deffnen der gefchloffenen, 


gejhwollenen Augenlider findet man die Bindehaut geröthet, die Hornhaut » 


und wäſſerige Feuchtigkeit getrübt und das Sehloch (Pupille) verengert. 

Nah mehreren ftattgehabten Anfällen ericheint das kranke Auge auch 
in den Zwifchenzeiten verändert. Die Augenlider find faltig, das obere ift 
eig Hinaufgezogen, die Hornhaut trübe, die Pupille verengert, die Regen: 
bogenhaut von ſchmutzig gelber Farbe und nicht jelten das ganze Auge in 
feinem Umfange verkleinert. 

Bei Beurtheilung eines der Mondblindheit verdächtigen Pferdes ift das 
Augenmerk vorzugsweife auf die Periodicität, als das dieſem Augenübel 
wejentlihe Merkmal zu richten, und daher in der Regel die Beobachtung 
mindejtenö zweier Anfälle erforderlid. Hat aber das daran leidende Auge 
fhon mehrere heftige Anfälle erlitten, jo läßt fi aus den zurüdgebliebenen 
Veränderungen mit hinreichender Gewißheit auf das Vorhandenfein der Mond- 
blindheit jchließen, fo daß dann die genaue Beobachtung eines einzigen An: 
falles alö zu richtiger Beurtheilung genügend erfcheint. 


B. bei Rindvieh. 
a. mit ahttägiger Gemwährzeit. 
l. Tragfad: und Scheidevorfall. 


Diefes Uebel entfteht gewöhnlich bei den Kühen nah fchwerem Kalben 
und dev Hierbei ftattfindenden ungeſchickten Hülfeleiftung. Die Mutterfcheide 
zeigt fi) Hierbei außerhalb des Wurfs in Form einer Blaje, und je nad 
Umftänden drängt fi felbjt der Tragfad hervor. Werden die nad) einer 
ſchweren Geburt Hervorgetretenen Theile alsbald in ihre vormalige Lage 
kunſtgerecht gebracht, fo kann dadurch einem wiederholten Hervortreten vorge: 
beugt werden. Im entgegengejegten Fall wiederholt ſich der Borfall und 
wird bleibend, d. h. die Scheide oder Tragfad ift entweder beftändig vorge: 
fallen, oder tritt zeitweife, insbefondere nad) dem Freffen, beim Liegen u. f. w. 
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hervor. Vorzüglich beobachtet man den Borfall während und bejonders gegen 
dad Ende der Trächtigfeit, und er wird dann nicht jelten Veranlaffung zum 
Verkalben. 


b. mit vierzehntägiger Gewährzeit. 
2. Lungenſucht. 


Unter dieſer Benennung begreift man ein langwieriges cchroniſches) 
Leiden, das in manchfachen krankhaften Veränderungen der Lungen bes 
gründet tft. 

Sp leiht die Yungenjucht, wenn ſolche ausgebildet im höhern Grad 
vorhanden ift, durch befehwerliches Athen, Huften, Abmagerung. Eiterausfluß 
aus der Naſe des Thiers, zu erkennen ift, jo jchwierig ift oft das Uebel in 
feinem Anfang zu entdeden, und oft ift es nur durch die Sectionserſchein— 
ungen mit Gewißheit nadzumeijen. Die gewöhnlichen krankhaften Verän— 
derungen der Lungen, welche die Lungenfucht zur Folge haben, beftehen: 

l. in Inotenartigen VBerhärtungen (Tuberkeln), die von verfchiedener 
Größe und großer Zahl in dent Gewebe der Lungen zerftreut gefunden 
werden; 

2. im leberartiger Verhärtung eines Theil3 der Yungenfubjtanz ; 

3. in Eiterfnoten und Eiterſäcken; 

4. im allgemeiner (profujer) Vereiterung (Verjauchung) eines Theil 
der Lungen, 

Die Entwidelung und der Verlauf der Lungenſucht geſchieht oft äußerſt 
langjam und jchleichend, und läßt ſich oft nur durch ein zeitweifes Hüfteln 
vermuthen; bejonders ift dies bei ”" "Fuieh der Fall, das ohne dies jehr dazu 
geneigt ift, und bei welchem das 11. um jo jehwieriger anfangs zu entdeden 
ilt. als milchreihe Kühe gewöhnli 3 mager find. Zu richtiger Beurtheilung 
ijt aber erforderlich, daß bei Sertionen folder Thiere auf die dem Tode vor— 
angegangenen Eriheimmgen Nüdficht genommen werde, da auch eine den 
Tod veranlaffende, entzündlich ficberhafte (akute) Krankheit, Eiterung und 
Verhärtung. Waſſerergießung u. dergl. unmittelbar zur Folge haben Tann. 


c. mit ahtundzwanzigtägiger Gewährzeit. 


3. Fallende Sudt. 
Die Zufälle dieſes, beim Rindvieh häufiger als beim Pferd vorkommen— 
den Uebels unterſcheiden ſich nicht weſentlich von denen, welche beim Pferde 
wahrgenommen werden (Jiche oben). 


4. Perlſucht. 

Ein langwieriges Leiden, das vorzugsweife bei den Kühen, zumeilen 
jedoch auch bei den männlichen Thieren des Rinds vorkonmt, beim Leben 
des Thiers aber durd Fein Merkmal ficher zu erlennen iſt. Im Anfang des 
Uebels nimmt man oft längere Zeit bei noch guter Ernährung nur theilweije 
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einen kurzen trodenen Huften wahr. Die davon befallenen Kühe verlangen 
häufiger ald gewöhnlich den Zuchtfarren, ohne übrigens aufzunehmen. Bei 
längerer Dauer tritt allmälig neben verminderter Milhabjonderung Ab: 
magerung ein. 

Bei Eröffnung der daran leidenden Thiere findet man die fogenannten 
Perlen hauptſächlich an den jeröfen Häuten; Bruftfell, Bauchfell, Net, Getröfe, 
fowie an den Ueberzügen der Lungen. des Herzens, der Leber, von der Größe 
eines Hirſekorns bis zu der einer Erbje, einzeln ftehend, gehäuft oder auch 
traubenförmig beijammenfigend, mandmal mit einen gemeinichaftlihen Stiel 
verjehen, von fleiichigewarzenartiger Beichaffenheit, grau, röthlichgelb oder: 
bräunlich ausfehend und von verjchiedener Feftigkeit. 


C. bei Schafen. 
Mit vierzehntägiger Gemährzeit. 
1. die Milbenräude. 

Ein langfvieriger Hautausfchlag, der fih von andern Ähnlichen Aus— 
Ihlägen durch das Vorhandenfein der (Kräz:) Milben, wodurch auch das Uebel 
andern Schafen mitgetheilt wird, unterjcheidet. 

Das räudenverdädtige Schaf macht ſich als folches zunächſt durch Un- 
ruhe und Reiben an feften Gegenftänden fenntlih; an einzelnen Stellen 
erfcheint die Wolle hervorftchend, verwirrt, und die Haut näffend, mißfarbig 
und borkig. Bei der ausgebildeten Räude findet man an den betreffenden 
kranken Hautftellen die Milben, durch deren Vorhandenfein allein aud die 
Räude unzweifelhaft erwieſen wird, 

In zweifelhaften Fällen find daher die der Räude verdädtigen Schafe 
ohne Anwendung von äußern Heilmitteln in einen abgefonderten Stall einzu: 
jperren, wo fi, wenn das Uebel die Räude ift, längſtens in 8 bis 10 Tagen 
Milben auffinden laſſen müſſen. 

2. die Fäule (Anbrud). 

Diefes Uebel, welches auch Bleihjucht genannt wird, entwidelt ſich bei 
Schafen, befonders wenn jte auf feuchten, ſumpfigen Waiden gehütet werden, 
allmählig und endigt mit Abzehrung und Waſſerſucht. Die davon befallenen 
Thiere gehen matt und fraftlos hinter der Heerde; die Haut, die Augenwinkel, 
das Zahnfleiich verlieren ihre lebhafte Röthe, werden blaß; die Wolle erjcheint 
glanzlos und geht leicht aus. ES bilden ſich wäſſerige Geſchwülſte an ver: 
ſchiedenen Stellen des Körpers nnd die Thiere gehen an völliger Erſchöpfung 
zu Grunde. 

Beim Deffnen der Thiere findet ſich ein allgemein waflerfüchtiger Zus 
ftand, das Blut bla und wäſſerig, die Yeber mürbe und knotig entartet und 
die Gallengänge jtrogend mit Egelmürmern angefüllt, die auch in der mit 
wäſſeriger Galle angefüllten Gallenblafe wicht fehlen. 

Civilrecht. 47 
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In zweifelhaften Fällen entfcheivet der Erfund der Zection des zu dieſem 
Behufe geihlachteten Thieres. 


D. bei Schweinen. 
Mit ahtundzwanzigtägiger Gemwährzeit. 
Die Finnen. 

Dan bezeichnet damit eine bei tem Schweine vorkommende Wurmkrank— 
beit, bejtchend in einem VBlafenwurm, dem Zellgewebshülfenwurm. Beim 
lebenden Thier läßt ſich das Borhandenfein diefes Wurms nicht mit Sicherheit 
erfennen, da ein heiferes, dumpfes Grunzen. Heine, dem Hirfenforn ähnliche 
Knötchen unter und neben der Zunge u. dergl. nur die Vermuthung der 
Krankheit begründen können. 

Beim Schlachten finniger Schweine zeigen ſich die Blajenwürmer als 
Heine rundliche Körper von der Größe eines Hirſenkorns bis zu derjenigen 
einer Erbje allgemein im Körper verbreitet und befonders in den Muskeln 
(Fleiich) zerjtreut, am häufigſten in der Rückengegend, Schultern, Schenfeln, 
aber auch am Herzen vorfommend. Im friſchen Fleiſch jehen fie gelblichweiß 
aus, bewegen fich noch einige Zeit nach dem Schlachten, knirſchen im aelochten 
Fleiich unter dem Mefjer und den Zähnen amd find felbft im geräucherten 
Fleiſch noch zu erkennen. 





10) Dienſtverhältniſſe. 
a) Gewerbegehülfen. 


Neichsgejeß über Abänderung der Gewerbeordnung vom 
17. Juli 1878. (R.G.B.S. 199). 


Artikel 1. 


An Stelle des Titels VII der Gewerbeordnung treten nad): 
folgende Beltimmungen: " 


Titel VIL 


Gewerbliche Arbeiter (Gejellen, Gehülfen, Lehrlinge, 
Fabrikarbeiter. 


1. Allgemeine Verhältniſſe. 


$ 105. Die Feſtſetzung der Verhältniſſe zwiſchen den ſelb— 
ſtändigen Gewerbetreibenden und den gewerblichen Arbeitern iſt, 
vorbehaltlich der durch Reichsgeſetz begründeten Beſchränkungen, 
Gegenitand freier Uebereinkunft. 

Zum Arbeiten an Sonn= und Feittagen können die Gewerbe— 
treibenden die Arbeiter nicht verpflichten. Arbeiten, welche nad) 
der Natur des Gewerbebetriebes einen Aufſchub oder eine Unter— 
brechung nicht geitatten, fallen unter die vorjtehende Beſtim— 
mung nicht. 

Welche Tage als Feſttage gelten, beitimmen die Landes— 
regierungen. 

$ 106. Gewerbetreibende, welchen die bürgerlichen Ehren 
rechte aberfannt jind, dürfen, jo lange ihnen dieje Rechte entzogen 
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bleiben, mit der Anleitung von Arbeitern unter achtzehn Jahren 
ſich nicht befallen. 

Die Entlafjung der dem vorjtehenden Verbot zumider beſchäf— 
tigten Arbeiter fann polizeilid) erzwungen werden. 


$ 107. Perſonen unter einundzwanzig Jahren dürfen, ſoweit 
reichsgejeglich nicht ein Anderes zugelaſſen ift, als Arbeiter nur 
beihäftigt werden, wenn fie mit einem Arbeitsbuche verjehen find. 
Bei der Annahme jolcher Arbeiter hat der Arbeitgeber das Ar— 
beitsbuch einzufordern. Er ift verpflichtet, dasjelbe zu verwahren, 
auf amtliches Verlangen vorzulegen und nad) rechtmäßiger Löſung 
des Arbeitsverhältnifies dem Arbeiter wieder auszuhändigen. 

Auf Kinder, welche zum Beſuche der Volksſchule verpflichtet 
find, finden vorjtehende Bejtimmungen feine Anmendung. 


$ 108. Das Arbeitsbuch, wird dem Arbeiter durch die Po— 
lizeibehörde desjenigen Ortes, an welchem er zulegt jeinen dauern= 
den Aufenthalt gehabt Hat, koſten- und jtempelfrei ausgeftellt. 
Die Ausftellung erfolgt auf Antrag oder mit Zuſtimmung des 
Vaters oder Bormundes; iſt die Erklärung des Vaters nicht zu 
beichaffen, jo fann die Gemeindebehörde die Zuftimmung defjelben 
ergänzen. Vor der Austellung ift nachzuweiſen, daß der Arbeiter 
zum Bejuche der Volksſchule nicht mehr verpflichtet it, und glaub= 
haft zu machen, daß bisher ein Arbeitsbuch für ihn noch nicht 
ausgejtellt war. 


8 109. Wenn das Arbeitsbuch vollftändig ausgefüllt oder 
nicht mehr brauchbar, oder wenn es verloren gegangen oder ver— 
nichtet ijt, jo wird an Ztelle deijelben ein neues Arbeitsbuc) 
ausgeftellt. Die Ausftellung erfolgt durch die Polizeibehörde desjenigen 
Ortes, an welchem der Inhaber des Arbeitsbuches zuleßt jeinen 
dauernden Aufenthalt gehabt hat. Das ausgefüllte oder nicht 
mehr brauchbare Arbeitsbuch iſt durch einen amtlichen Vermert 
zu ſchließen. 

Wird das neue Arbeitsbud” an Stelle eines nicht mehr 
brauchbaren, eines verloren gegangenen oder vernichteten Arbeits- 
buches ausgeftellt, jo tit dies darin zu vermerfen. Für die Aus— 
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ftellung fann in diejem Falle eine Gebühr bis zu fünfzig Pfennig 
erhoben werden. 


$ 110. Das Arbeitsbuh ($ 108) muß den Namen des 
Arbeiters, Ort, Jahr und Tag jeiner Geburt, jowie jeine Unter— 
Ichrift enthalten. Die Ausjtellung erfolgt unter dem Siegel und 
der Unterjchrift der Behörde. Letztere hat über die von ihr aus— 
geitellten Arbeitsbücher ein Verzeichniß zu Führen. 

Die Einrichtung der Arbeitsbücher wird durd) den Reichs— 
tanzler bejtimmt. 


$ 111. Bei dem Eintritte des Arbeiter in das Arbeits— 
verhältnig hat der Arbeitgeber an der dafür bejtinmten Stelle des 
Arbeitsbuches die Zeit des Cintrittes und die Art der Beichäftigung, 
am Ende des Arbeitsverhältnifies die Zeit des Austrittes und, 
wenn die Beichäftigung Aenderungen erfahren hat, die Art der 
legten Bejchäftigung des Arbeiters einzutragen. 

Die Eintragungen jind mit Dinte zu bewirken und von dem 
Arbeitgeber zu unterzeichnen. Sie dürfen nicht mit einen Merkmal 
verjehen jein, welches dem Inhaber des Arbeitsbuches günftig 
oder nachtheilig zu fennzeichnen bezwedt. 

Die Gintragung eines Urtheils über die Führung oder die 
Leiſtungen des Arbeiters und ſonſtige durch dieſes Geſetz nicht 
vorgeſehene Eintragungen oder Vermerke in oder an dem Arbeits— 
buche ſind unzuläſſig. 

s 112. Iſt das Arbeitsbuch bei dem Arbeitgeber unbrauchbar 
geworden, verloren gegangen oder vernichtet, oder jind von dem 
Arbeitgeber unzuläſſige Gintragungen oder Vermerke in oder an 
dem Arbeitsbuche gemacht, oder wird von dem Xrbeitgeber ohne 
rehtmäßigen Grund die Aushändigung des Arbeitsbuches ver: 
weigert, jo kann die Ausitellung eines neuen Arbeitsbuches auf 
Kojten des Arbeitgebers beanjprucht werden. 

Ein Arbeitgeber, welcher das Arbeitsbuch jeiner gejeßlicheu 
Verpflichtung zuwider nicht rechtzeitig ausgehändigt oder die vor— 
Ichriftsmäßigen Eintragungen zu machen unterlaffen oder unzuläjlige 
Eintragungen oder Vermerke gemacht hat, it dem Arbeiter ent= 
ſchädigungspflichtig. Der Anipruh auf Entihädigung erliſcht, 
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wenn er nicht innerhalb vier Wochen nad) jeiner Entftehung ine 
Wege der Klage oder Einrede geltend gemacht iſt. 


$ 113. Beim Abgange können die Arbeiter ein Zeugniß 
über die Art und Dauer ihrer Beichäftigung fordern. 

Diejes Zeugniß iſt auf Verlangen der Arbeiter auch auf 
ihre Führung auszudehnen. | 


$ 114. Auf Antrag des Arbeiters hat die Ortspolizeibehörde 
die Eintragung in das Arbeitsbuch) und das dem Arbeiter etwa 
ausgejtellte Zeugniß koſten- und jtempelfrei zu beglaubigen. 


$ 115. Die Gewerbetreibenden find verpflichtet, die Löhne 
ihrer Arbeiter baar in Reihswährung auszuzahlen. 

Sie dürfen denjelben feine Waaren freditiren. Die Verab— 
folgung von Lebensmitteln an die Arbeiter fällt, jofern fie zu 
einem die Anſchaffungskoſten nicht überfteigenden Preiſe erfolgt, 
unter die vorjtehende Beitimmung nicht; auch fünnen den Arbeitern 
Wohnung, Feuerung, Yandnugung, regelmäßige Beköſtigung, 
Arzneien und ärztlihe Hülfe, ſowie Werkzeuge und Stoffe zu 
den ihnen übertragenen Arbeiten unter Anrechnung bei der Lohn— 
zahlung verabfolgt werden. 


$S 116. Arbeiter, deren Forderungen in einer dem $ 115 
zumiderlaufenden Weile berichtigt worden find, können zu jeder 
Zeit Zahlung nad) Maßgabe des $ 115 verlangen, ohne daR 
ihnen eine Einrede aus dem an YZahlungsitatt Gegebenen entge= 
gengejeßt werden kann. Letzteres fällt, joweit es noch bei dem 
Empfänger vorhanden oder diejer daraus bereichert ift, derjenigen 
Hülfskaffe zu, welcher der Arbeiter angehört, in Ermangelung 
einer ſolchen einer anderen zum Bejten der Arbeiter an dem Orte 
beitehenden, von der Gemeindebehörde zu bejtimmenden Kaffe und 
in deren Grmangelung der Ortsarmentafie. 

$ 117. Verträge, welche dem $ 115 zuviderlaufen, ind 
nichtig. 

Dafielbe gilt von VBerabredungen zwilchen den Gewerbetrei- 
benden und den von ihnen beichäftigten Arbeitern über die Ent— 
nahme der Bedürfnifle der letzteren aus gewiſſen Berfaufsitellen, 
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jowie überhaupt über die Verwendung des Berdienftes derjelben 
zu einem anderen Zwed als zur Betheiligung an Einrichtungen 
zur Verbefferung der Yage der Arbeiter oder ihrer Familien. 


$ 118. Forderungen für Waaren, welche dem $ 115 zus 
wider freditirt worden find, fünnen von dem Gläubiger weder 
eingeflagt, noch durch) Anrechnung oder jonjt geltend gemacht 
werden, ohne Unterichied, ob fie zwiſchen den Betheiligten uns 
mittelbar entjtanden oder mittelbar erworben find. Dagegen 
fallen dergleichen Forderungen der in $ 116 bezeichneten Kaſſe zu. 


$ 119. Den Gewerbetreibenden im Sinne der 88 115 
bis 118 jind gleich) zu achten deren Yamilienglieder, Gehülfen, 
Beauftragte, Geichäftsführer, Aufjeher und Faktoren, ſowie andere 
Gewerbetreibende, bei deren Geichäft eine der hier erwähnten 
Perſonen unmittelbar oder mittelbar betheiligt it. 


Unter den in $$ 115 bis 118 bezeichneten Arbeitern werden 
auch diejenigen Perjonen veritanden, welche für bejtimmte Gewer— 
betreibende außerhalb der Arbeitsjtätten der legteren mit der Ans 
fertigung gewerblicher Erzeugniſſe bejchäftigt find. 


$ 120. Die Gewerbeunternehmer find verpflichtet, bei der 
Beſchäftigung von Wrbeitern unter achtzehn Jahren die dur) das 
Alter derjelben gebotene bejondere Nüdjiht auf Gejundheit und 
Sittlichfeit zu nehmen. 

Sie haben ihren Arbeitern unter achtzehn Jahren, welche 
eine von der Gemeindebehörde oder vom Staate als Fortbildungs- 
ichule anerkannte Unterrichtsanftalt beſuchen, hierzu die, erforder- 
lichenfalls von der zuftändigen Behörde fFejtzujegende Zeit zu 
gewähren. Für WUrbeiter unter achtzehn Jahren kann Die 
Verpflichtung zum Bejuche einer Yortbildungsichule, ſoweit die 
Berpflihtung nicht landesgejeglich beſteht, durch Ortsitatut ($ 142) 
begründet werden. 

Die Gewerbeunternehmer find endlich verpflichtet, alle diejenigen 
Einrichtungen Herzujtellen und zu unterhalten, welche mit Rüdjicht 
auf die bejondere Bejchaftenheit des Gewerbebetriebes und der 
Betriebsjtätte zu thunlichjter Sicherheit gegen Gefahr für Leben 
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und Gejundheit nothivendig find. Darüber, welche Einrichtungen 
für alle Anlagen einer bejtimmten Art herzuflellen find, fünnen 
durch Beſchluß des Bundesraths Vorſchriften erlafen werden. 
Soweit ſolche nicht erlaſſen ſind, bleibt es den nach den Landes— 
geſetzen zuſtändigen Behörden überlaſſen, die erforderlichen Be— 
ſtimmungen zu treffen. 


$ 120a. Streitigleiten der jelbitändigen Gewerbetreibenden 
mit ihren Arbeitern, die auf den Antritt, die Fortſetzung oder 
Aufhebung des Arbeitsverhältnifjes, auf die gegenfeitigen Leitungen 
aus demjelben, auf die Ertheilung oder den Inhalt der Arbeits- 
bücher oder Zeugniſſe ſich beziehen, find, ſoweit fir diefe Anz 
gelegenheiten bejondere Behörden beitehen, bei diejen zur Entſcheidung 
zu bringen. 

Inſoweit ſolche bejondere Behörden nicht beitehen, erfolgt 
die Enticheidung durch die Gemeindebehörde. Gegen Ddieje Ent: 
Iheidung jteht die Berufung anf den Rechtsweg binnen zehn 
Tagen offen; die vorläufige Vollftretung wird durch die Berufung 
nicht aufgehalten. 

Durch Ortsitatut ($ 142) fünnen an Stelle der gegemwärtig 
hierfür bejtimmten Behörden Schiedsgerichte mit der Entſcheidung 
betraut werden. TDiejelben find durch die Gemeindebehörde unter 
gleihmäßiger Zuziehung von Arbeitgebern und Arbeitern zu 
bilden. 

Vgl. Bad. Einf.-Gosetz zu den R.J.a. $$ 115—129. 


2. VBerhältnifje der Gejellen und Gehülfen. 


$ 121. Gejellen und Gehülfen find verpflichtet, den Anord- 
nungen der Arbeitgeber in Beziehung auf die ihnen übertragenen 
Arbeiten und auf die häuslichen Einrichtungen Folge zu leijten; 
zu häuslichen Mıbeiten find fie nicht verbunden. 


$ 122. Das Nrbeitsverhältnig zwiſchen den Gejellen oder 
Gehülfen und ihren Arbeitgebern fann, wenn nicht ein Anderes 
verabredet ift, durch eine jedem Theile Freiftehende, vierzehn Tage 
vorher erklärte Aufkündigung gelöft werden, 
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$ 123. Vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und ohne 
Auffündigung fünnen Gejellen und Gehülfen entlaſſen werden: 


1) wenn fie bei Abſchluß des Wrbeitsvertrages den Arbeit: 
geber dur) Borzeigung falſcher oder verfälichter Arbeits— 
bücher oder Zeugniſſe hintergangen oder Ihn über das 

Beſtehen eines anderen, fie gleichzeitig verpflichtenden 
Arbeitsverhältnifjes in einen Irrthum verjegt haben; 

2) wenn jie eines Diebjtahls, einer Entwendung, einer 
Unterichlagung, eines Betruges oder eines Liederlichen 
Lebensiwandels ji) ſchuldig maden; 

3) wenn fie die Arbeit unbefugt verlaffen haben oder jonft 
den nad) dem Arbeitsvertrage ihnen obliegenden Ver— 
pflihtungen nachzukommen beharrlich verweigern; 

4) wenn jie der Verwarnung ungeachtet mit Feuer und Licht 
unvorfichtig umgehen; 

5) wenn jie ſich Ihätlichkeiten oder grobe Beleidigungen 
gegen den Wrbeitgeber oder jeine Vertreter oder gegen 
die Jamilienangehörigen des Arbeitgebers oder feiner 
Vertreter zu Schulden fommen laſſen; 

6) wenn jie einer vorjäglichen und rechtswidrigen Sachbe— 
ihädigung zum Nachtheil des Arbeitgebers oder eines 
Mitarbeiters ſich ſchuldig machen; 

7) wenn Sie Familienangehörige des Arbeitsgebers oder 
jeiner Vertreter oder Mitarbeiter zu Handlungen verleiten 
oder mit Familienangehörigen des Arbeitgebers oder ſeiner 

- Vertreter Handlungen begehen, welche wider die Geſetze 
oder die quten Sitten verjtoßen; 

8) wenn ſie zur Fortſetzung der Arbeit unfähig oder mit 
einer abjchredenden Krankheit behaftet find. 

In den unter Nr. 1 bis 7 gedachten Fällen iſt die Entlaffung 
nicht mehr zulällig, wenn die zu Grunde liegenden Ihatjachen, 
dem Arbeitgeber länger als cine Woche befannt find. 

Inwiefern in den unter Nr. 8 gedadjten Fällen dem Ent» 
fajfenen ein Anjprud auf Entihädigung zuftehe, ift nach dem 
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Inhalt des Vertrages und nach den allgemeinen geſetzlichen Vor— 
ſchriften zu beurtheilen. 


$ 124. Bor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und ohne 
Auffündigung fünnen Gefellen und Gehülfen die Arbeit verlafjen: 

1) wenn jie zur Fortſetzung der Arbeit unfähig werden; 

2) wenn der Arbeitgeber oder jeine Vertreter ſich Thätlich— 
feiten oder grobe Beleidigungen gegen die Arbeiter oder 
gegen ihre Familienangehörigen zu Schulden kommen 
lalien; 

3) wenn der Arbeitgeber oder jeine Vertreter oder Familien— 
angehörige derjelben die Arbeiter oder deren Familien— 
angehörige zu Handlungen verleiten oder mit den Fa— 
miltenangehörigen der Arbeiter Handlungen begehen, 
welche wider die Gejeße oder die quten Sitten laufen; 


wenn der Arbeitgeber den Arbeitern den ſchuldigen Yohn 
nicht in der bedungenen Weile auszahlt, bei Stüdlohn 
nicht für ihre ausreichende Beichäftigung ſorgt, oder 
wenn er jich widerrechtlicher Webervortheilungen gegen 
fie ſchuldig macht; 
wenn bei Fortſetzung der Arbeit das Leben oder die 
Geſundheit der Arbeiter einer erweislichen Gefahr aus— 
geſetzt ſein wiirde, welche bei Eingehung des Arbeits= 
vertrages nicht zu erfennen war. 

In den unter Nr. 2 und 3 gedadjten Fällen ift der Austritt 
aus der Arbeit nicht mehr zuläflig, wenn die zu Grunde liegen= 
den Thatſachen dem Arbeiter länger als eine Woche befannt find. 


4 


— 


5 


— 


$ 125. Ein Arbeitgeber, welcher einen Geſellen oder Ge— 
hülfen verleitet, vor rechtmäßiger Beendigung des Arbeitsverhält- 
niſſes die Arbeit zu verlaſſen, it dem früheren Arbeitgeber für 
den dadurch entjtehenden Schaden als Selbſtſchuldner mitverhaftet. 
In gleicher Weile haftet ein Arbeitgeber, welcher einen Gejellen 
oder Gehülfen annimmt oder behält, von dem er weiß, daß der= 
_ jelbe einem anderen Arbeitgeber zur Arbeit noch verpflichtet ift. 
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3. Zehrlingsverhältnijie. 


8 126. Der Lehrherr ift verpflichtet, den Lehrling in den 
bei jeinem Betriebe vorfommenden Arbeiten des Gewerbes in der 
durch den Zived der Ausbildung gebotenen Reihenfolge und Aus— 
dehnung zu unterweifen. Er muß entweder jelbit oder durch 
einen geeigneten, ausdrüdlic) dazu bejtimmten Vertreter die Aus— 
bildung des Lehrlings leiten. Er darf dem Lehrling die zu feiner 
Ausbildung und zum Beſuche des Gottesdienjtes an Sonn= und 
Feſttagen erforderliche Zeit und Gelegenheit durd) Verwendung 
zu anderen Dienftleiftungen nicht entziehen. Er hat den Yehrling 
zur Arbeitfamkeit und zu guten Sitten anzuhalten und vor Aus— 
ſchweifungen zu bewahren. 


$ 127. Der Lehrling ift der väterlichen Zucht des Lehr 
herrn unterworfen. Demjenigen gegenüber, welcher an Stelle de3 
Lehrheren jeine Ausbildung zu leiten hat, ift ev zur Folgſamkeit 
verpflichtet. 


$ 128. Das Lehwerhältnig kann, wenn eine längere Frift 
nicht vereinbart ift, während der erjten vier Wochen nach Beginn 
der Lehrzeit durch einjeitigen Nüdtritt aufgelöst werden. Cine 
Vereinbarung, wonach diefe Probezeit mehr als drei Monate be= 
tragen ſoll, ijt nichtig. 

Nach Ablauf der Probezeit kann der Lehrling vor Beendi— 
gung der verabredeten Lehrzeit entlaſſen werden, wenn einer der 
im $ 123 vorgejehenen Fälle auf ihn Anwendung findet. 

Bon Seiten des Yehrlings kann das Yehwerhältnig nad) 
Ablauf der Probezeit aufgelöft werden: 

1) wenn einer der im $ 124 unter Wr. 1, 3 bis 5 vor— 

gejehenen Fälle vorliegt; 

2) wenn der Lehrherr jeine gejeglichen Verpflichtungen gegen 
den Lehrling in einer die Gejundheit, die Sittlichkeit 
oder die Ausbildung des Yehrlings gefährdenden Weije 
vernadhläfligt, oder das Necht der väterlichen Zucht miß— 
braucht oder zur Erfüllung der ihm vertragsmäßig ob= 
liegenden Verpflichtungen unfähig wird. 
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Der Lehrertrag wird durd) den Tod des Lehrlings aufges 
hoben. Durd) den Tod des Lehrherrn gilt der Lehwertrag als 
aufgehoben, jotern die Aufhebung innerhalb vier Wochen geltend 
gemacht wird. 


$ 129. Bei Beendigung des Lehrverhältnifies hat der Lehr— 
herr dem Lehrling unter Angabe des Gewerbes, in welchem der 
Lehrling unterwieſen worden iſt, über die Dauer der Lehrzeit und 
die während derjelben erworbenen Kenntniſſe und Fertigkeiten, 
dowie über jein Betragen ein Zeugniß auszuftellen, welches von 
der Gemeindebehörde koſten- und jtempelfrei zu beglaubigen: ift. 

An Stelle diefer Zeugniſſe fönnen, wo Innungen oder andere 
Vertretungen der Gewerbetreibenden bejtehen, die von diejen aus— 
geſtellten Yehrbriefe treten. 


s 130. Verläßt der Lehrling in einem durch dies Geſetz 
nicht vorgejehenen Falle ohne Zuftimmung des Yehrhern die 
Lehre, jo kann leßterer den Anſpruch auf Rückkehr des Yehrlings 
nur geltend machen, wenn der Yehrvertrag jchriftlich geſchloſſen 
it. Die Polizeibehörde kann in diefem Falle auf Antrag des 
Lehrherrn den Yehrling anhalten, jo lange in der Yehre zu ver= 
bleiben, als durch gerichtliches Urtheil das Lehrverhältniß nicht 
für aufgelöft erklärt ift. Der Antrag iſt nur zuläflig, wenn er 
binnen einer Woche nach) dem Austritte des Lehrlings geitellt iſt. 
Im Falle der Weigerung kann die Polizeibehörde den Lehrling 
zwangsweiſe zurüdführen laffen, oder durch Androhung von Geld— 
Itrafe bis zu fünfzig Mark oder Haft bis zu fünf Tagen zur 
Rückkehr ihn anhalten. 


s 131. Wird von dem Bater oder Vormund für den Lehr— 
Ting, oder, jofern der letztere großjährig ift, von ihm jelbjt dem 
Lehrherrn die schriftliche Erklärung abgegeben, daß der Lehrling 
zu einem anderen Gewerbe oder anderen Berufe übergehen werde, 
jo gilt das Yehrverhältnig, wenn der Lehrling nicht früher ent= 
laſſen wird, nad) Ablauf von vier Wochen als aufgelöjt. Den 
Grund der Auflöjung hat der Lehrherr in dem Arbeitsbuche zu 
vermerfen. 
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Binnen neun Monaten nad) der Auflöfung darf der Lehrling 
in demjelben Gewerbe von einem anderen Arbeitgeber ohne Zu= 
ſtimmung des früheren Lehrherrn nicht bejchäftigt werden. 


$ 132. Erreicht das Lehrverhältnig vor Ablauf der verab— 
redeten Lehrzeit jein Ende, jo fann von dem Lehrherrn oder von 
dem Lehrling ein Anſpruch auf Entihädiqung nur geltend ge= 
macht werden, wenn der Lehrvertrag Ichriftlich geſchloſſen iſt. In 
den Fällen des $ 128 Nbj. 1 und 4 kann der Anjpruh nur 
geltend gemacht werden, wenn diejes in dem Yehrvertrage unter 
Teitjegung der Art und Höhe der Entihädigung vereinbart ift. 

Der Anjprud auf Entſchädigung erliicht, wenn er nicht 
innerhalb vier Wochen nach Auflöjung des Lehrverhältnifies im 
Wege der Klage oder Einrede geltend gemacht ift. 


$ 133. Iſt von dem Lehrherrn das Yehwerhältnig aufge- 
löjt worden, weil der Lehrling die Lehre unbefugt verlaſſen hat, 
jo ift die von dem Lehrheren beanjpruchte Entjchädigung, wenn 
in dem Lehwertrage ein Anderes nicht ausbedungen ift, auf einen 
Betrag fejtzujegen, welcher für jeden auf den Tag des Vertrags- 
bruches folgenden Tag der Yehrzeit, höchſtens aber für jechs- 
Monate, bis auf die Hälfte des in dem Gewerbe des Lehrherrn 
den Gejellen oder Gehülfen ortsüblich gezahlten Yohnes ſich be= 
laufen darf. 

Für die Zahlung der Entſchädigung find als Selbſtſchuldner— 
mitverhaftet der Vater des Lehrlings ſowie derjenige Arbeitgeber). 
welcher den Lehrling zum Verlaſſen der Yehre verleitet oder welcher 
ihn in Arbeit genommen hat, obwohl er wußte, daß der Lehrling 
zur Fortſetzung eines Lehrverhältniſſes noc verpflichtet Iwar. Hat 
der Entſchädigungsberechtigte erſt nach Auflöſung des Lehrverhält- 
niſſes von der Perſon des Arbeitgebers, welcher den Yehrling ver— 
leitet oder in Arbeit genommen bat, Kenntniß erhalten, jo erliicht 
gegen diefe der Entſchädigungsanſprüch erſt, wenn derjelbe nicht 
innerhalb vier Wochen nad erhaltener Kenntniß geltend ge— 
macht iſt. 


1 
or 
oO 
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4. Verhältnifje der Fabrifarbeiter. 


8 134. Auf Fabrikarbeiter finden die Beitimmungen der 
88 121 bis 125 oder, wenn die abrifarbeiter als Yehrlinge 
anzujehen find, die Bejtimmungen der 88 126 bis 133 Ans 
wendung. 


s 135. Kinder unter zwölf Jahren dürfen in Fabriken nicht 
beichäftigt werden. 

Die Beihäftigung von Kindern unter vierzehn Jahren darf 
die Dauer von ſechs Stunden täglich nicht überjchreiten. 

Kinder, welche zum Beſuche der Volksſchule verpflichtet find, 
dürfen in Fabrifen nur dann bejchäftigt werden? wenn fie in der 
Volksſchule oder in einer von der Sculauffihtsbehörde genehmigten 
Schule und nad einem von ihr genehmigten Yehrplane einen 
regelmäßigen Unterridt von mindeſtens drei Stunden täglich) 
genießen. 

Junge Yeute zwischen vierzehn und jechszehn Jahren dürfen 
in Fabriken nicht länger als zehn Stunden täglich bejchäftige 
werden. 

Wöchnerinnen dürfen während drei Wochen nad) ihrer Nieder= 
funft nicht beichäftigt werden. 


$ 136. Tie Arbeitsjtunden der jugendlichen Arbeiter ($ 135) 
dürfen nicht vor 5'/s Uhr Morgens beginnen und nicht über 
81, Uhr Abends dauern. Zwiſchen den Arbeitsitunden müſſen 
an jedem Arbeitstage regelmäßige Paujen gewährt werden. Die 
Pauſen müſſen für Kinder eine halbe Stunde, für junge Leute 
zwiichen vierzehn und ſechszehn Jahren Mittags eine Stunde, 
fowie Vormittags und Nachmittags je eine halbe Stunde mine 
deitens betragen. 


Während der Paufen darf den jugendlichen Arbeitern eine 
Reichäftigung in dem Trabrifbetriebe überhaupt nicht umd der 
Aufenthalt in den Arbeitsräumen nur geitattet werden, wenn 
in denjelben diejenigen Iheile des Betriebes, in welchen jugend= 
liche Arbeiter beichäftigt find, für die Zeit der Pauſen völlig ein= 
geitellt werden. 
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An Sonne und Feſttagen, ſowie während der von dem 
ordentlichen Seeljorger für den Katechumenen- und Konfirmanden 
Beicht- und Kommunion-Unterricht bejtimmten Stunden dürfen 
jugendliche Arbeiter nicht bejchäftigt werden. 

Ss 137. Die Beichäftigung eines Kindes in Fabriken iſt 
nicht geitattet, wenn dem Arbeitgeber nicht zuvor für dasjelbe eine 
Arbeitstarte eingehändigt ift. Eines Wrbeitsbuches bedarf es 
daneben nicht. 

Die Arbeitsfarten werden auf Antrag oder mit Zuftimmung 
des Waters oder Vormundes durch die Ortspolizeibehörde koſten— 
und jtempelfrei ausgeitellt; ift die Erklärung des Vaters nicht zu 
beichaften, jo kann die Gemeindebehörde die Zuftimmung desjelben 
ergänzen. Sie haben den Namen, Tag und Jahr der Geburt 
jowie die Religion des Kindes, den Namen, Stand und legten 
Wohnort des Vaters oder Bormundes und außerdem die zur Er— 
füllung der geſetzlichen Schulpflicht ($ 135) getroffenen Einrich— 
tungen anzugeben. 

Der Arbeitgeber hat die Wrbeitsfarte zu verwahren, auf 
amtliches Verlangen jederzeit vorzulegen und am Ende des Arbeits— 
verhältniſſes dem Vater oder Vormund wieder auszuhändigen. 
Iſt die Wohnung des Vaters nicht zu ermitteln, jo erfolgt die 
Zuftellung der Mrbeitsfarte an die Mutter oder den jonftigen 
nächſten Angehörigen des Kindes. 


Ss 138. Sollen jugendliche Arbeiter in Fabriken beichäftigt 
werden, jo hat der Arbeitgeber vor dem Beginn der Bejchäfti« 
gung der Ortspolizeibehörde eine jchriftliche Anzeige zu machen. 

In der Anzeige find die Fabrik, die Wochentage, an welchen 
die Beſchäftigung ftattfinden joll, Beginn und Ende der Arbeits- 
zeit und der Pauſen, jowie die Art der Beichäftigung anzugeben. 
Eine Aenderung hierin darf, abgejehen von Verjchiebungen, welche 
durch Erjegung behinderter Arbeiter für einzelne Arbeitsichichten 
nothwendig werden, nicht erfolgen, bevor eine entjprechende weitere 
Anzeige der Behörde gemacht iſt. 

In jeder Fabrik hat der Arbeitgeber dafür zu jorgen, daf 
in den Fabrikräumen, in welchen jugendliche Arbeiter beichäftigt 


752 Anhang B. 10. Dienftverhältniffe. 


werden, an einer in die Augen fallenden Stelle ein Verzeichniß 
der jugendlichen Arbeiter unter Angabe ihrer Arbeitstage ſowie 
des Beginns und Endes ihrer Arbeitszeit und der Paujen aus— 
gehängt ift. Ebenjo hat er dafür zu jorgen, daß in den bezeich- 
neten Räumen eine Tafel ausgehängt ift, welche in der von der 
Zentralbehörde zu bejtimmenden Faſſung und in deutlicher Schrift 
einen Auszug aus den Beltimmungen über die Beichäftigung 
jugendlicher Arbeiter enthält. 


$ 139. Wenn Naturereignifje oder Unglüdsfälle den regel- 
mäßigen Betrieb einer Fabrif unterbrochen haben, jo können 
Ausnahmen von den in $ 135 Abi. 2 bis 4 und in $ 136 
vorgejehenen Beichränfungen auf die Dauer von vier Wochen 
durch die höhere Verwaltungsbehörde, auf längere Zeit durch 
den Reichskanzler nachgelaffen werden. In dringenden Fällen 
jolcher Art, jowie zur Verhütung von Unglüdsfällen kann die 
Drtspolizeibehörde, jedoch höchitens auf die Dauer von vierzehn 
Tagen, jolhe Ausnahmen geitatten. 

Wenn die Natur des Betriebes oder Rüdjichten auf die 
Arbeiter in einzelnen Fabriken es erwünſcht ericheinen laffen, daß 
die Arbeitszeit der jugendlichen Arbeiter in einer andern als der 
durch $ 136 vorgeichenen Weije geregelt wird, jo kann auf be= 
jonderen Antrag eine anderweite Regelung binfichtlich der Pauſen 
durch die höhere Verwaltungsbehörde, im übrigen durd) den 
Neichsfanzler geftattet werden. Jedoch dürfen in ſolchen Fällen 
die jugendlichen Arbeiter nicht länger als ſechs Stunden beichäftigt 
werden, wenn zwiſchen den Wrbeitsftunden nicht Pauſen von 
zujammen mindejtens einftündiger Dauer gewährt werden. 


Die auf Grund vorftehender Beltimmungen zu treffenden 
Nerfügungen müſſen jchriftlich erlaſſen werden. 


s 139a. Dur) Beichluß des Bundesraths kann die Ver: 
wendung von jugendlichen Arbeitern ſowie von Arbeiterinnen für 
gewiſſe Fabrifationszweige, welche mit bejonderen Gefahren für 
Geiundheit und Zittlichteit verbunden find, gänzlich unterjagt 
oder von bejonderen Bedingungen abhängig gemacht werden. Ins— 
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befondere fann für gewille Fabrikationszweige die Nachtarbeit der 
Arbeiterinnen unterjagt werden. 

Durch Beihluß des Bundesraths können für Spinnereien, 
für Yabrifen, welche mit ununterbrochenem Feuer betrieben werden, 
oder welche jonjt dur) die Art des Betriebes auf eine regel: 
mäßige Tag: und Nachtarbeit angemwiejen find, jowie für jolche 
Fabriken, deren Betrieb eine Eintheilung in regelmäßige Arbeits- 
Ihichten von gleicher Dauer nicht geftattet oder jeiner Natur nad) 
auf bejtimmte Jahreszeiten beſchränkt ift, Ausnahmen von den 
in $ 135 Abſ. 2 bis 4 und in $ 136 vorgejehenen Bejchränf- 
ungen nachgelaſſen werden. Jedoch darf in jolchen Fällen die 
Arbeitszeit für Kinder die Dauer von jehsunddreigig Stunden 
und für junge Leute die Dauer von jehszig, in Spinnereien von 
ſechsundſechszig Stunden wöchentlich nicht überjchreiten. 

Die dur Beſchluß des Bundesraths getroffenen Beſtim— 
mungen ſind dem nächſtfolgenden Reichstag vorzulegen. Sie find 
außer Kraft zu jegen, wenn der Reichstag dies verlangt. 

8 139b. Die Auffiht über die Ausführung der Beſtim— 
mungen der 88 135 bis 139a jowie des $ 120 Abi. 3 in 
jeiner Anwendung auf Fabriken ift ausjchlieglich oder neben den 
ordentlichen Polizeibehörden bejonderen von den Yandesregierungen 
zu ernennenden Beamten zu übertragen. Denjelben jtehen bei 
Ausübung dieſer Auflicht alle amtlichen Befugniffe der Orts— 
polizeibehörden, insbejondere das Recht zur jederzeitigen Revifion 
der Fabriken zu. Sie find, vorbehaltlich der Anzeige von Geſetz— 
widrigfeiten, zur Geheimhaltung der amtlich zu ihrer Kenntniß 
gelangenden Geſchäfts- und Betriebsverhältniffe der ihrer Reviſion 
unterliegenden Fabriken zu verpflichten. 

Die Ordnung der Zuftändigfeitsverhältniffe zwiſchen dieſen 
Beamten und den ordentlichen Polizeibehörden bleibt der ver— 
fallungsmäßigen Regelung in den einzelnen Bundesftaaten 
vorbehalten. 

Die emwähnten Beamten haben Jahresberichte über ihre 
amtliche Ihätigfeit zu eritatten. Dieje Jahresberichte oder Aus— 
züge aus denjelben find dem Bundesrath und dem Reichstag 
vorzulegen. 

Civilredt. 48 
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Auf Antrag der Landesregierungen kann für ſolche Bezirke, 
in welchen Fabrikbetriebe gar nicht oder nur in geringem Um— 
fange vorhanden find, durch Beichluß des Bundesraths von der 
Anftellung bejonderer Beamten abgejehen werden. 

Tie auf Grund der Beitimmungen der 88 135 .bis 139 a 
jowie des $ 120 Abi. 3 in feiner Anwendung auf Yabrifen 
auszuführenden amtlichen Revifionen müſſen die Arbeitgeber zu 
jeder Zeit, namentlich) auch in der Nacht, während die Fabriken 
im Betriebe find, geitatten. 


Artikel 2. 

An Stelle der nachjtehend bezeichneten Vorſchriften der Ge— 
werbeordnung treten die folgenden Beltimmungen: 

7. 1—7 betreffen Strafbestimmungen der $$ 146—150. 

8. an Stelle des $ 154: 

Die Beitimmungen der SS 105 bis 133 finden auf Gehülfen 
und Yehrlinge in Wpothefen und Handelsgeichäften feine 
Anwendung. 

Die Beltunmungen der 88 134 bis 139 b finden auf 
Arbeitgeber und Arbeiter in Werkjtätten, in deren Betrieb eine 
regelmäßige Benutzung von Dampffraft jtattfindet, ſowie in 
Hüttenwerken, in Baubhöfen und Werften entiprechende Anwendung. 

In gleicher Weife finden Amvendung die Beltimmungen der 
ss 115 bis 119 und 135 bis 159b auf die Beſitzer und 
Arbeiter von Bergiverfen, Salinen, Wufbereitungsanftalten und 
unterirdisch betriebenen Brüchen oder Gruben. 

Arbeiterinnen dürfen in Anlagen der in Abſatz 3 bezeich- 
neten Art nicht unter Tage bejchäftigt werden. Zuwider— 
Handlungen unterliegen der Strafbejtimmung des $ 146. 


Artikel 3. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1879 in Kraft. 
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b) Hausgeſinde. 


Geſetz über die Rectsverhältniffe der Dienjtboten vom 
3. Februar 1868 (R.B. Nr. 7.) 


Z 1. Der Vertrag zwiſchen dem Dienjtboten und der Dienit= 
Herrihaft, wodurd der eine Theil zur Yeiltung häuslicher oder 
landwirthichaftlicher Dienjte während eines längeren Zeitraums, 
der andere Theil zur Zahlung eines bejtimmten Lohnes, ſowie 
zur Yeiftung eines angemeljenen Unterhalts ſich verpflichtet, iſt 
verbindlich abgejchloffen, jobald über die Art der zu übernehmen- 
den Dienjte im Allgemeinen und über den Betrag des Dienit- 
lohns Einigung erfolgt tft. 

Snjoferne der inhalt des abgeſchloſſenen Vertrages nicht ab- 
weichende Beſtimmungen feſtſetzt, vichten Sich die echte und 
VBerbindlichkeiten der Vertragsperjonen nad) den folgenden Vor— 
ſchriften. 

S 2. Die Einhändigung und Annahme eines Haftgeldes 
gilt al3 ein Beweis des abgeſchloſſenen Vertrages. 

Einjeitige Zurüdgabe oder Ueberlaſſung des Haftgeldes Löft 
den Vertrag nicht auf. 

Das den Dienjtboten etwa gegebene Haftgeld wird auf den 
Lohn abgerechnet. 


S 3. Für die zu häuslichen Dienjten gemietheten Dienit- 
boten beginnt die Dienftzeit am 
zweiten Weihnachtstag, — zweiten Ditertag, — 
Johannestag, — Michaelistag 
und dauert bis zu dem jeweils nächſtfolgenden dieſer Tage. 

Bei der Miethe zu Dienſtleiſtungen in der Landwirthſchaft 
gilt der Vertrag für ein Jahr abgeichloiien und beginnt am 
zweiten Weihnadtstag. Dasjelbe gilt bei den Dienjtboten, welche 
ſowohl zu landwirthichaftlien als zu häuslichen Dieniten ge— 
miethet werden, 

Bei dem Gedinge monatlicher Zahlung gilt der Vertrag auf 
Die Dauer eines Monats gejchloffen. 

45* 
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$ 4. Der Bertrag, welcher bei den auf ein Jahr gemie= 
theten Dienftboten nicht jechs Wochen, bei den auf ein Viertel— 
jahr gemietheten nicht vier Wochen oder bei monatsweije ge= 
mietheten Dienjtboten nicht vierzehn Tage vor Ablauf der Dienft- 
zeit gekündigt wird, ift als für die geſetzlich unterftellte Dauer 
der Dienstzeit ſtillſchweigend erneuert anzujehen. 


$ 5. Die Vorſchriften der Paragraphen 3 und 4 finden 
feine Anwendung, wenn abweichende Beitimmungen durch Orts- 
gebrauch hergebracht jind und deſſen Beftehen durch einen Bes 
ſchluß des Gemeinderaths feitgeftellt und öffentlich befannt gemacht 
wurde. 


$ 6. Dienſtboten haben fi allen ihren Kräften und dem 
Inhalte des Dienftvertrags entjprechenden Verrichtungen nad) An— 
ordnung der Dienjtherrichaft zu unterziehen und ji) der Ordnung 
des Hauſes zu unteriverfen. 

Die Dienftboten find nicht berechtigt ſich in den ihnen auf— 
getragenen Verrichtungen vertreten zu laſſen. 

Sie müſſen, jelbjt wenn fie nur zu gewiſſen Dienften ans 
genommen find, nöthigenfalls und vorübergehend auch anderweite 
ihren Verhältniſſen nicht unangemefjene Verrichtungen nad) An— 
ordnung der Dienitherrichaft übernehmen. 

Für Schaden, welchen der Dienftbote der Herrichaft zuge— 
fügt, hat er nad) Mafgabe der allgemeinen landredtlichen Be— 
ſtimmungen über Schadenerfagpflicht Erſatz zu leijten. 


Ss 7. Die Dienjtherrjchaft it verpflichtet zur Leiftung des 
Yohnes und Unterhalts des Dienjtboten in Koft und Wohnung, 
wie Jolche für Dienitboten der gleichen Art üblich find. 

Die Ausbezahlung des Lohnes erfolgt am Ende der 
Dienitzeit. 

Wird nach Ablauf der Dienftzeit der Vertrag fortgeſetzt, To 
darf die Zahlung der Hälfte des verfallenen Yohnes um vier 
Wochen verichoben werden. 

Das auf die Dauer eines Jahres gemiethete Gefinde kann 
verlangen, dab ibm nach) vier Monaten der Dienftzeit ein Viertel, 
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nah acht Monaten ein weiteres Viertel des Jahreslohnes aus— 
bezahlt werde. 


58. Bird ein Dienftbote ohne eigenes grobes Ver— 
ſchulden Frank, jo hat die Dienftherrichaft ihn acht Tage lang zu 
verpflegen und die Koſten für den Arzt und die Arzneien zu über- 
nehmen. 

Sie find indeſſen berechtigt, den Kranken in öffentlichen 
Kranfenanftalten unterzubringen. 


5 9 Stirbt ein Dienjtbote, jo können feine Erben den 
Lohn nur für die Zeit bis zum Eintritt der Erkrankung 
fordern. 

Die Begräbnipfoften fallen dem Dienjtheren nicht zur 
Laſt. 

$ 10. Die Dienſtherrſchaft iſt berechtigt, das Geſinde ohne 
Aufkündigung ſofort zn entlaſſen: 

wegen völliger Unfähigkeit zu den übernommenen Dienſt— 
leiftungen, jorwie wegen Verhinderung bei deren Bejorgung, inſo— 
fern jolches durd eigenes Verſchulden des Dienitboten veranlaßt 
wurde oder bei zufälliger Entjtehung über vierzehn Tage ans 
dauerte, wegen Untreue, hartnädigen Ungehorjams, wegen Un— 
jittlichkeit, überhaupt wegen ſolcher Handlungen, welche nad) ihrem 
Weſen mit dem für das Dienftbotenverhältnig erforderlichen Ber: 
trauen, oder mit der häuslichen Ordnung unvereinbarlich ſind. 

s 11. Das Gefinde iſt befugt, den Dienit ohne Aufkündi— 
gung jofort zu verlafien: 

wenn der Dienjtbote durch ſchwere Erfranfung zur Fort: 
jegung des Dienjtes unvermögend it, 

wenn die Dienftherrichaft in Gant geräth, wenn ſie den 
Wohnort bleibend verändert oder den Dienitboten nöthigen will, 
längere Reifen in entfernte Gegenden mitzumachen ; 

wenn jie den Dienftboten mißhandelt, ihm Umsittliches an 
finnt oder ihm vor ſolchen Zumuthungen Anderer, die zur 
Familie gehören oder im Haufe regelmäßigen Zutritt haben, nicht 
ſchützen fonnte oder wollte; 
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wenn fie dem Dienſtboten den Lohn über die Verfallzeit vor— 
enthalt oder ihm den nöthigen Unterhalt verweigert, ſowie über— 
haupt wegen joldher Handlungen der Dienſtherrſchaft, welche, wie 
die angeführten], mit den dem Gejinde gegenüber der Herridait 
nach dem Dienitbotenverhältnitfe zuftehenden Anforderungen uns 
vereinbarlich ſind. 


$ 12. Der auf länger als fein Vierteljahr abgejchloffene 
Vertrag fann vor Ablauf der Dienjtzeit mit Friſt von jechs 
Wochen aufgefündet werden, wenn das Haupt Per Familie oder 
das Mitglied derjelben ftirbt, für deſſen bejondere Bedienung das 
Geſinde gemiethet worden ilt. 


$ 13. Wenn der Dienftbote während der Dienftzeit gemäß. 
$ 10 entlaſſen wird oder austritt, jo fann er nur nach Maßgabe 
der Dauer des Vertragsverhältnifies Anſpruch auf die Gegen= 
leiftungen des Dienſtherrn erheben. 

Das Gleiche gilt in den Fällen des $ 12. 


$ 14. Wenn ein Dienjtbote vertragswidrig den Dienft nicht 
antritt, unbefugt austritt oder gemäß S 10, und zwar in Folge 
eigenen Verſchuldens, entlaſſen wird, jo fann der Dienftherr, ohne 
daß eine gerichtliche Auflöfung des Vertrags, eine Verzugiegung 
oder der Beweis des Eintritis und Betrags des Schadens nöthig 
fällt, jtatt der Erfüllung des Vertrags eine Entſchädigung ver— 
langen oder in Aufrechnung bringen, welche ſich auf die Hälfte 
des’ Vierteljahrslohnes beläuft. Wenn Dienftboten für landwirth= 
ichaftliche Gejchäfte in der Zeit vom Juni bis einſchließlich Okto— 
ber vertragsbrüdig oder entlaffen werden, jo erhöht ſich die Ent= 
Ihädiqung auf den vierten Theil des Nahreslohns. 

$ 15. Dem Dienjtherın ſteht zur Sicherung feiner Ent 
Ihädigungsforderung gegen den Dienjtboten an der in feiner 
Wohnung eingebradten Habe deilelben mit Ausnahme der zum 
täglihen Gebrauche unentbehrlihden Kleidungsſtücke, ein Rück— 
behaltungsrecht zu. 

Wenn der Dienftherr nicht innerhalb jechs Tagen jeine Ent— 
Ihädigungsfage gegen den Dienftboten bei dem zuftändigen Richter 
anhängig macht, oder nicht innerhalb acht Tagen nad Erwirtung 
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eines rechtsfräftigen obſiegenden Urtheils den Zugriff auf die 
riidbehaltene Habe beantragt, jo erlischt das Rüdbehaltungsrecht. 

$ 16. Wird ein Dienftbote von der vertragichliegenden 
Herrichaft unbefugter Weife nicht angenommen oder vertrags- 
twidrig entlaſſen, oder nimmt er aus Verſchulden des Dienjtheren 
nad $ 11 jeinen Austritt, jo fann er, außer dem Lohne für die 
abverdiente Zeit, ohne daß eine gerichtliche Auflöfung des Ver— 
trags, eine Verzugjegung oder der Beweis des Eintritts und Be— 
trags des Schadens nöthig fällt, jtatt der VBertragserfüllung eine 
Entſchädigung verlangen, welche die Hälfte des Bierteljahrslohnes 
beträgt. Wenn Dienjtboten für landwirthichaftliche Geichäfte in 
der Zeit vom Oktober bis einjchlieglih Februar nicht angenom-= 
men, entlaffen werden oder austreten, jo erhöht ſich die Ent- 
ihädigung auf den vierten Theil des Jahreslohnes. 

$S 17. Bei monatweije vermiethetem Gefinde beläuft ſich 
die Entjhädigung auf den Betrag des Lohnes für einen halben 
Monat. 


$ 18. Somohl den Dienjtherrn al3 den Tienjtboten bleibt 
in den Fällen der vorhergehenden Paragraphen vorbehalten, einen 
höhern Schaden gerichtlich geltend zu machen. 


$ 19. Wer einen Dienjtboten, der unbefugter Weile den 
Dienjt nicht angetreten hat oder unbefugter Weile aus dem Dienjte 
ausgetreten iſt, wiſſentlich vor Bereinigung jeiner früher einge— 
gangenen Verbindlichkeiten in ein neues DPienftverhältnig auf- 
nimmt, fann von dem bejchädigten Dienjtheren gerichtlich zum 
Erjage des durch den Vertragsbruch entitandenen Schadens, jo= 
weit jolcher nachgewieſen wird, angehalten werden. 


$ 20 ist aufgehoben durch $ 145 Z. 12 des Bad. Einf.-Gesetzes zu 
den R.J.G. 
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11) Lohn: und Gehaltsabtretungen. 


a. Reichsgeſetz über Beihlagnahme des Arbeit3= und 
Dienftlohns vom 21. Juni 1869. 


$ 1. Die Vergütung (Lohn, Gehalt, Honorar) für Arbeiten 
oder Dienfte, welche auf Grund eines Arbeit» oder Dienjtver- 
hältniſſes geleiftet werden, darf, jofern dieſes Verhältni Die 
Erwerbsthätigkeit des PVergütungsberechtigten vollftändig oder 
hauptjählih in Anſpruch nimmt, zum Zwecke der Sicheritellung 
oder Befriedigung eines Gläubigers erjt dann mit Bejchlag belegt 
werden, nachdem die Yeiltung der Arbeiten oder Dienfte erfolgt 
und nachdem der Tag, an welchem die Vergütung gejeglich, vertrags= 
oder gewohnheitsmäßig zu entrichten war, abgelaufen ift, ohne 
daß der PVergütungsberechtigte diejelbe eingefordert hat. 


$ 2. Die Beitimmungen des $ 1 können nicht mit rechtlicher 
Wirkung dur Vertrag ausgejchloijen oder bejchränft werden. 

Soweit nad) diefen Beltimmungen die Beichlagnahme unzu= 
läſſig it, ift auch jede Verfügung durch Ceſſion, Anweiſung, Ver— 
pfändung, oder durch ein anderes Nechtsgeichäft ohne rechtliche 
Wirkung. 


8 3. As Vergütung ift jeder dem Berechtigten gebührende 
Vermögensvortheil anzujehen. Auch macht es keinen Unterſchied, 
ob diejelbe nach Zeit oder Stüd berechnet wird. 

Iſt die Vergütung mit dem Preiſe oder Werth für Material 
oder mit dem Erjaß anderer Auslagen in ungetrennter Summe 
bedungen, jo gilt als Vergütung im Sinne diejes Geſetzes der 
Betrag, welcher nad) Abzug des Preijes oder des Werthes der Mate- 
zialien und nad) Abzug der Auslagen übrig bleibt. 


Ba a 
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$S 4. Das gegenwärtige Gejeg findet feine Anwendung: 

1) auf den Gehalt und die Dienftbezüge der öffentlichen 
Beamten; 

2) auf die Beitreibung der direkten perjünlichen Staatsiteuern 
und Gommunalabgaben (die derartigen Abgaben an Kreis-, 
Kirchen, Schule und jonftige Gommunalverbände mit 
eingejchlofjen) jofern diefe Steuern und Abgaben nicht 
jeit länger als drei Monaten fällig geworden jind; 

3) auf die Beitreibung der auf gejeglicher Vorſchrift beru— 
henden Alimentationsanjprüche der Familienglieder; 

4) auf den Gehalt und die Dienjtbezüge der im Privat- 
dienjte dauernd angejtellten Berjonen, jorweit der Geſammt— 
betrag die Summe von 400 Thalern (1200 M.) jährlich 
überfteigt. 

Als dauernd in diejem Sinne gilt das Dienjtverhältnig, wenn 
daſſelbe gejeglich, vertrags- oder gewohnheitsmäßig mindejtens auf 
ein Jahr bejtimmt, oder bei unbejtimmter Dauer für die Auf: 
löjung eine Kündigungsfrift von mindeſtens drei Monaten ein= 
zuhalten ift. 


$ 5. Diejes Gejeß tritt am 1. Auguft 1869 in Straft. 

Die bis dahin verfügten, mit den Vorjchriften diejes Gejeges 
nicht vereinbaren Beichlagnahmen find auf Antrag des Schuldners 
aufzuheben oder einzujchränten. 

Dagegen finden die Beltimmungen des zweiten Abjates des 
$ 2 auf frühere Fälle feine Anmendung. 

Vgl. R.C.P.O. & 749 Z. 1. 


b. Reichs-Beamtengeſetz 
vom 31. März 1873 (R. G. B. Nr. 10). 


5 6. Die Reichsbeamten fünnen den auf die Zahlung von 
Dienfteinfünften, Wartegeldern oder Benjionen ihnen zujtehenden An— 
ſpruch mit rechtlicher Wirkung nur injoweit cediren, verpfänden oder 
jonjt übertragen, als fie der Beichlagnahme unterliegen. ($ 19) 

Die Benachrichtigung an die auszahlende Kaſſe geſchieht durch 
eine der Kaſſe auszuhändigende öffentliche Urkunde. 
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c. Reichs-Militärgeſetz 
vom 2. Mai 1874. (R.G.B. Nr. 14). 

$ 45 Abi. 2. Den Anſpruch auf Zahlung von Dienfteinkünften, 
Wartegeldern oder Penſionen fünnen die Militärperjonen mit rechts 
licher Wirkung nur injoweit abtreten, verpfänden oder ſonſt übertragen 
als eine Beichlagnahme im Falle einer Zwangsvollſtreckung zuläſſig 
geweſen wäre. Die Benachrichtigung an die auszahlende Kaſſe 
geichieht durch eine der Kaſſe auszuhändigende öffentliche Urkunde. 

Vgl. R.C.P.O. $ 749 2. 5—8 u. fig. 


d. AJuftizminifterialeV®erordnung über Abtretung von 
Bejoldumngen vom 4. November 1816 (R.B. Nr. 35). 


Aus Anlaß mehrerer vorgelommener Fälle und nad) vor= 
gängigem Benehmen mit dem Großh. Finanzminiftertum haben 
beide Minifterien ſich zu einer allgemeinen für alle Diener ver= 
bindlichen Beſtimmung dahin vereinbart, daß 


1) Iede Veräußerung, Verpfändung oder Vorausabtretung 
jeder Art der dienerjchaftlichen Geldbejoldungen, wenn jie mehr 
als das zur Zeit der gejchehenen Ceſſion verfallene Quartalsratum 
beträgt, als nichtig und nicht geltend von den Gerichten angejehen 
und behandelt, auch von feiner Verrechnung oder Kaſſe anerkannt 
werden joll; daß 


2) in Hinficht der Naturalien dem Staatsdiener nur über 
das laufende Quartal ein Dispofitionsrecht dur) deſſen Gejjion 
vor Ablauf des Quartals eingeräumt und dabei fejtgejeht werde, daß 

3) die Gejfionsurfunde um eine Verbindlichkeit in Anſehung 
der Geldbejoldung zu bewirken, von der betreffenden Kaſſenverrech— 
nung unterzeicdnet werden muB. 

Dieje Beſtimmung wird zu allgemeiner Nachricht und Nach— 
achtung befannt gemacht. 





12) Inhaberpapiere. 


a) Ausftellung von Schuldveriehreibungen auf den 
Inhaber. 


Geſetz vom 5. Juni 1860 (RB. Nr. 30.) 


s 1. Schuldverjchreibungen, wodurch ſich der Ausfteller zur 
einer Geldzahlung an jeden Inhaber verpflichtet, dürfen nur mit 
Staatsgenehmigung ausgeftellt und in Umlauf gejegt werden. 

Handelszettel auf Inhaber (Sa 191 bis 193 des Handels— 
rechts) dürfen nicht mehr ausgegeben werden. 

Reichsgesetz über Inhaberpapiere mit Prämien vom 8. Juni 1871, 
R.G B. S. 210. 

$ 2. Die Staatögenehmigung wird, jofern fie nicht durch 
ein bejonderes Gejeß gegeben ift, dur) das Minifterium des 
Innern ertheilt. 

Das Miniftertum des Innern wird ſich zuvor mit den Mini- 
jterien der Juftiz und der Finanzen in’s Einvernehmen jehen. 


5 3. Die Genehmigung der Staatsregierung wird unter 
Beifügung der jämmtlichen näheren Bejtimmungen, unter welchen 
die Ausgabe der Echuldverichreibungen geftattet wird, durch das 
Regierungsblatt veröffentlicht. 

Die Veröftentlihung joll insbejondere enthalten: 

1) den Gejfammtbetrag der auszugebenden Papiere, die Größe 
der Antheile, in welche derjelbe zerlegt werden ſoll, den 
Zinsfuß, die Formulare jämmtlicher auszufertigenden 
Urkunden, (Obligationen, Zinsſcheine, Talons, Looje 
und dgl.), die für die Schuldverſchreibungen zugeſagten 
Sicherheiten; 
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2) den gewählten Wohnſitz des Ausitellers; 

3) die Beitimmungen über die Tilgungsweiſe der Schuld 
und über das dem einen oder andern Theil etwa ein= 
geräumte Kündigungsrecht; 

4) die Bezeichnung derjenigen Staatsbehörden oder Perjonen, 
bei welchen die auf das Schuldverhältuig und deſſen 
Sicherheiten ji) beziehenden Bemweisurfunden Hinter= 
legt find; 

5) die Bezeichnung derjenigen Staatsbehörde, welche mit 
der öffentlihen Beurkundung der einzelnen Schuldver= 
jchreibungen beauftragt ift. 

Ss 4. Jede Schuldverjcehreibung wird die in $ 3 bezeichneten 
Angaben enthalten. 

Ihr wird die Beglaubigung derjenigen Staatsbehörde beige- 

fügt, welche von dem Minifterium des Innern dazu beauftragt it. 

Neben der Beglaubigung joll ausdrüdlich bemerkt werden, daß 
der Staat durch die ertheilte Genehmigung feine Gewährleiftung 
des Schuldverhältnifjes übernimmt. ' 

Durch die Beglaubigung erhält jede Schuldverichreibung die 

Eigenſchaft einer öffentlichen Urkunde. 

85 Wer fünftig Schuldverjchreibungen auf Inhaber ohne 
Staatsgenehmigung ausftellt und in Umlauf bringt, wer die Vor: 
Ichrift des $ 4 oder die der Staatsgenehmigung beigefügten Be— 
ſtimmungen verlegt, verfällt in eine Geldftrafe, welche mindeitens 
50 Gulden beträgt, und bis zum fünften Theile des Betrags der 
umlaufenden Papiere anfteigen kann. 

Das Straferkenntniß fteht in erjter Inſtanz der Kreisregierung zu. 

Dieielbe hat zugleich von Amtswegen den Ausſteller zur 
Cinlöfung und Vernichtung der unrechtmäßig umlaufenden Papiere 
anzuhalten, oder die jonitigen Anordnungen zum VBollzuge der 
vorgejchriebenen Beltimmungen zu treffen. 


Bad. Einf.-Gesetz zum R.-Strafgesetzbuch 
(G.B. 1871 Nr. 51). 
Art. 2, III a: In $ 5 des Gesetzes vom 5. Juni 1860 
(R.B. Nr. 30) über die Ausstellung von Schuldverschreibungen 
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auf den Inhaber wird Absatz 2 gestrichen; die im Absatz 3 
bezeichneten Massregeln bleiben der Verwaltungsbehörde über- 
lassen, 


$ 6. Das Minifterium des Innern ift jederzeit berechtigt, 
Anordnungen zu treffen, um ſich von der Erfüllung der Verbind— 
lichkeiten des Ausſtellers Ueberzeugung zu verichaffen. 


5 7. Das Geje vom 14. Mai 1828 über die Verjährung 
und das Berfahren beim Verluft der von der Amortiſationskaſſe auf 
Inhaber gejtellten Staatspapiere (R.B. Nr. VII) findet auch 
auf Inhaberpapiere, welche von Privaten ausgegeben werden, 
Anwendung. 


Kürzere Friften fünnen nicht gejegt werden. 
Vgl. dieses unter b nachfolgende (Gesetz. 


$ 8. Auf den Inhaber lautenden Sculdverjchreibungen,. 
welche vor Verkündigung diejes Gejeßes ausgejtellt find, wird die 
fehlende Staatsgenehmigung nachgejehen. 

Durch) Negierungsverordnung fünnen Maßregeln bejtimmt 
werden, um den dermaligen Beſtand diejer Schuldverichreibungen 
und die in $ 3 bezeichneten Verhältniije zu erheben. 

Solde Schuldverjchreibungen dürfen, wenn fie nad) Maßgabe 
des Tilgungsplanes an den Ausſteller zurüdgefehrt jind, bei 
Vermeidung der in $ 5 gedrohten Strafen nicht mehr ausgegeben 
werden. 


s 9. Schuldſcheine, welche beſtimmt ſind, als Umlaufsmittel 
an der Stelle des Metallgeldes zu dienen, (wie Papiergeld und 
Bantnoten), fünnen nur auf Grund eines Gejeges ausgegeben 
werden. 

Ihre unberechtigte Ausgabe unterliegt der Verfügung des 
85, doc fann die Strafe bis zum vollen Betrag der ausgegebenen 
Schuldſcheine ſich erhöhen. 

Vgl. Badisches Bankgesetz vom 16, März 1870 (G.B. Nr. 17.) 

Reichsbankgesetz vom 14. März 1875 (R.B, Nr. 15.) 


—— 
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b) Berjährung der Staatspapiere. 
&) Geje vom 14. Mai 1828 (RB. Nr. 7.) 


Art. 1. Das Forderungsreht aus den von der Amorti— 
ſationskaſſe auf Inhaber geitellten Staatspapieren wird 
verjährt: | | 

a) bei denjenigen Staatspapieren, die mit Coupons veriehen 

find, in fünf Jahren von dem Tage an gerechnet, an 
welchem der lebte der beigelegten Coupons fällig ge= 
worden iſt. Auch im Falle der erfolgten Auffündigung 
oder Verlooſung joll die Verjährung nicht eher, "als von 
dem Tage ihren Anfang nehmen, an welchem der lebte 
der ihnen beigelegten Coupons fällig geworden wäre; 


b) bei denjenigen Staatspapieren, die mit Coupons nicht 
verjehen jind, in zehn „Jahren von demjenigen Tage an 
gerechnet, wo die Amortiſationskaſſe zu zahlen jchuldig 
und berechtigt it; jedoch ſoll die Verjährungszeit eine Friſt 
von fünf Jahren, vom legten planmäßigen Zahlungs 
termine des Anlchens gerechnet, nie überjchreiten; 


— 


von jedem Zins- oder Rentencoupon muß binnen drei 
Jahren, von dem Tage der Fälligkeit an, der Werth 
erhoben werden, ſonſt iſt alles Forderungsrecht aus dem— 
ſelben verjährt. 

Der Art. 2278 des Landrechts wird ausdrücklich hierher 
für anwendbar erklärt, der Art. 2281 aber für die Staats— 
papiere auf Inhaber dahin abgeändert, daß Verjährungen, welche 
bei Verkündigung des gegenwärtigen Gejeges etwa ſchon ihren 
Anfang genommen haben, aber noch nicht vollendet find, nach 
diefem Geſetz beurtheilt werden, infofern dasjelbe der Erhaltung 
der Forderung günftiger tit. 


C 


— 


Art. 2 ist aufgehoben durch $ 145 2.6 des Badischen Einführungs- 
gesetzes zu den R.J. G. 


L, 
— — —— — — — — 
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6) Geſetz vom 23. Mai 1844. 
Einziger Artikel, 

Das Gejeg vom 14. Mai 1828 über die Verjährung und 
das Verfahren beim Verluſt der von der Amortiſationskaſſe auf In— 
haber gejtellten Staatspapiere findet auch auf die von der Eijen- 
bahn und Zehnt- Schuldentilgungstaffe auf Inhaber gejtellten 
Staatsjchuldverichreibungen Anwendung. 

Vgl. Bad. Einf.-Gesetz zu den R.J.G. $ 145 Z. 6. 


13) Fauftpfandverträge. 


a) Staatsjchuldentilgungstafjen. 
&) Geſetz vom 22. Juni 1837 (RB. Nr. 18.) 


Art. 1. Auf Verträge, durch weldhe die Amortifations- 
fajje ein Fauſtpfandrecht erwirbt, findet die Vorſchrift des 
ERS. 2074 Abſatz 1 feine Anwendung; es genügt, wenn in 
dem von der Amortijationsfafje zu dieſem Behufe zu führenden 
Buche der Betrag der Schuld ſowie die Gattung und Beſchaffen— 
heit des Prandftüds eingetragen, und der Eintrag von zwei 
Beamten der Amortiſationskaſſe durch Unterjchrift beurfundet wird. 

Diefes Bud joll von dem Amtsrevifor *) blattweije mit 
Ziffern in ununterbrochener Reihe verjehen und mit Handzug 
beglaubigt; vom Amtsrevifor aud in dem Buche noch bejonders 
beurfundet werden, welches das erjte, und welches das leßte 
Blatt defjelben it. 

* Gerichtsschreiber des Amtsgerichts, $ 3 Z. I e des Rechtspolizei- 
gesetzes. 

Art. 2. Gedinge, wodurd die Amortiſationskaſſe ermächtigt 
wird, ohne Beobahtung der Formen des L.R.S. 2078 über 
das Fauftpfand zu verfügen, find gültig. 


B) Gejeh vom 28. März 1844 (R.B. Nr. 7.) 


Urt. 1. Auf Verträge, durch welche die Eijenbahn= 
ihuldentilgungstafie ein Fauftpfandrecht erwirbt, findet die 
Vorschrift des AR.S. 2074 Abi. 1 feine Anwendung; es ge= 
nügt, wenn in dem von der Eiſenbahnſchuldentilgungskaſſe zu 
diefem Behufe zu führenden Buche der Betrag der Schuld jorvie 
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die Gattung und Bejchaffenheit des Pfandftüds eingetragen, und 
der Eintrag von zwei Beamten der Eijenbahnjchuldentilgungs- 
durch Unterjchrift beurfundet wird. 

Diejes Buch joll von dem Amtsrevifor *) blattiweife mit 
Ziffern in ununterbrochener Reihe verjehen und mit Handzug 
beglaubigt, vom Amtsreviſor au) in dem Buche noch bejonders 
beurfundet werden, welches das erfte nnd welches das lebte 
Blatt deſſelben ift. 

* Gerichtsschreiber des Amtsgerichts; $ 3 Z.1e des Rechtspolizei-- 
gesetzes. 

Art. 2. Gedinge, durch melde die Eiſenbahnſchulden— 
tilgungsfafie ermächtigt wird, ohne Beobachtung der Formen des 
L.R.S. 2078 über das Fauftpfand zu verfügen, find gültig. 


b) Leih- und Pfandhäufer. 
Geſetz vom 6. April 1854 (R.B. Nr. 20.) 


Art. 1. Deffentliche Leih- und Pfandhäufer, jorwie andere 
öffentliche Anftalten, welche auf Yauftpfand Darleihen geben, 
fünnen ermächtigt werden, in ihren Statuten vom bürgerlichen 
Gejegbuche abweichende Bejtimmungen zu treffen: 

1) über den Zinsfuß bei Darlehen (L.R.S. 1907 b, ec, d 

und e.) 

2) über die Abfafjung und Eintragung der Urkunden über 
Fauftpfandverträge (K. R.s. 2074); 

3) über die Befriedigung des Gläubiger aus jeinem Fauſt— 
pfande in und außer der Gant (U.R.S. 2078, 2102 
No. 2, 2218a No. 2); 

4) über die Verjährung der durch Zettel auf Inhaber be= 
urfundeten Forderungsrechte und über das Verfahren bei 
verlorenen oder zu Grunde gegangenen Zetteln (S. 200— 
205 des Handelsrechts und $. 744 der Proceßordnung.) 

Vgl. Bad. B.E.G. zu den R.J.G. $ 105. 

5) über die Verbindlichkeit zur Herausgabe einer als Fauft- 
pfand eingejeßten verlorenen oder entwendeten Sade 
(LR.S. 2279.) 

Civilrecht. 49 


.-,* ** y—_o. * 
— ” x 
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Art. 2. Die Statuten der in Art. 1 genannten öffent— 
lichen Anſtalten bedürfen der Genehmigung der oberſten Staats— 
behörde und werden durch Verkündung in öffentlichen durch 
Verordnung zu beſtimmenden Blättern wirkſam. 

Statuten der Leihhäuser zu Mannheim, G.Bl. 1871 Nr. 3; Hei- 


delberg, G. Bl. 1875 Nr. 59; Karlsruhe, Centi.-V,-Bl. 1867 Nr. 14; 
Freiburg, Centr. V. Bl. 1869 Nr. 1. 


ec) Badiſche Verjorgungsanftalt. 


x) Belanntmahung vom 17. Dezember 1858 (Gentr. 
V. Bl. No. 18.) 

Seine Königl. Hoheit der Großherzog haben zufolge allerhöchſter 
Entſchließung aus Großh. Staatsminifterium vom 10. Dezember 
l. 3. No. 1418 u. 1419 auf Grund des Geſetzes vom 6. April 
1854 (R.B. No. 20) gnädigit auszuſprechen geruht: Auf Ver: 
träge, durch welche die Badiſche allgemeine Verjorgungsanftalt 
ein Fauſtpfandrecht erwirbt, findet die Vorjchrift des L.R.S.2074 
Abi. 1 feine Amvendung; es genügt, wenn in dem zu diefem 
Behufe von der Badiichen allgemeinen Verforgungsanftalt durch 
einen Beamten derjelben zu führenden Buche unter fortlaufenden 
Drdnungszahlen 

1) Die Zeit der Verpfändung, 

2) Die genaue Bejhreidung der Gattung und Zahl der 

Pranditüde, 
3) Der Betrag der Schuld, für welche das Pfand be- 
ſtellt iſt, 
eingetragen und der Eintrag von zwei Beamten der Anſtalt 
durch Unterſchrift beurkundet wird. 

Dieſes Buch ſoll von dem Aıntsrevifor *) blattweiſe mit 
Ziffern in ununterbrochener Reihe verjehen, mit Handzug be- 
glaubigt, auch von ihm in dem Buche noch bejonders beurkundet 
werden, welches das erite und welches das lehte Blatt deſſelben ift. 


* Gerichtsschreiber des Amtsgerichts! $ 3 Z.1 ee des Rechtspolizei- 
gesetzes, 
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6) Bekanntmachung vom 30. Auguſt 1864 (Centr. 
V. Bl. No. 14.) 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog haben mit höchſter 
Entſchließung aus Großh. Startsminiſterium vom 28. Mai v. J. 
und vom 20. d. M. den von der Generalverſammlung vom 
29. Oktober v. J. beſchloſſenen revidirten Statuten der all— 
gemeinen Verſorgungsanſtalt im Großherzogthum Baden gnädigſt 
die Staatsgenehmigung zu ertheilen und insbeſondere auf Grund 
des Geſetzes vom 6. April 1854 (R. B. No. 20) auszuſprechen 
geruht, der genannten Verſorgungsanſtalt ſei geſtattet, in Fauſt— 
pfandverträgen zu bedingen: 

1) daß in Bezug auf die Veräußerung der ihr beſtellten 
Fauſtpfänder der L.R.S. 2078 feine Anwendung finde, 
vielmehr über die Art des Verkaufs ſolcher Fauſtpfänder, 
es ſei in oder außer der Gant, der Verwaltungsrath 
nach ſeinem Ermeſſen zu entſcheiden habe; 

2) daß eine Abforderung der Fauſtpfänder durch den 
Schuldner oder durch dritte Berechtigte nur inſoferne 
ſtattfinde, als die Verſorgungsanſtalt vorher für ihre 
Forderung an Kapital, Zinſen und Koſten vollſtändig 
befriedigt worden ſei, und daß auch der L.R.S. No. 2279 
nur mit dieſer Beſchränkung zur Anwendung kommen 
könne. 


d) Badiſche Bank. 
&) Geſetz vom 16. Mär; 1870 (G. B. Nr. 17.) 

Urt. 12. Die Bank kann ermächtigt werden, in ihren 
Statuten von den bejtehenden Tandrechtlihen und handelsrecht= 
chen Vorjchriften abweichende Beltimmungen zu treffen über 

1) den Zinsfuß bei Darlehen, 

2) die Abfafjung und Eintragung der Urkunden über Fauſt— 

pfandverträge, 

3) die Befriedigung des Gläubigers aus jeinem Fauſt— 

pfand in und außer der Gant. 
49* 
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Die desfallfigen Beitimmungen der Statuten find in dem 
Staatsanzeiger zu veröffentlichen. 

6) Statuten vom 28. Februar 1876 (G. B. No. 9.) 

Art. 26. Auf Verträge, durch welche die Bank ein Fauſt— 
pfandrecht erwirbt, findet die Vorſchrift des Landrechtſatzes 2074 
Abjah 1 feine Amvendung. Es genügt, wenn in einem zu 
diefem Behufe von der Banf dur einen ihrer Beamten zu 
führenden Buche unter fortlaufenden Ordnungszahlen: 

a) die Zeit der Verpfändung, 

b) die genaue Bejchreibung der Pfandftüde nad Gattung. 

und Zahl, 

c) der Betrag der Schuld, für welche das Pfand beftellt ift, 
eingetragen und der Eintrag von zivei Beamten der Anftalt durch 
Unterjchrift beurfundet wird. 

Diefes Buch joll von der zuftändigen öffentlichen Behörde* 
blattweije mit Ziffern in ununterbrochener Folge verjehen und 
mit Handzug beglaubigt, auch joll von ihr noch bejonders beur= 
fundet werden, welches das erite und welches das leßte Blatt tft. 


* Gerichtsschreiber des Amtsgerichts: $ 3 Z. le des Rechtspolizei- 
gesetzes. 


Art. 27. Gedinge, durch welche die Bank ermächtigt wird, 
ohne Beobadhtung der Form des Landrechtſatzes 2078 über das 
Fauftpfand zu verfügen, find gültig. Reicht der Erlös, aus 
verpfändeten Gegenftänden nicht aus, um das Darlehen nebit 
Zinſen und Koſten zu berichtigen, jo iſt der Schuldner verpflichtet, 
das Fehlende naczuzahlen; dagegen iſt die Bank verbunden, dert 
Ueberihuß des Erlöjes aus einem veräußerten Pfande gegen 
Nüdgabe des Pandicheins an deſſen Inhaber oder geeigneten 
Falls zur gerichtlichen Depofition zu bezahlen. 

e) Neihsbant. 
&) Reichs-Bankgeſetz vom 14. März 1875 (R. G. B. Nr. 15). 

Ss 20. Wenn der Schuldner eines im Lombardverfehr 
($ 13 3. 3) gewährten Darlehens im Verzug ift, ift die Reiche 
bank berechtiat, ohne gerichtliche Ermächtigung oder Mitwirkung 
das beitellte Fauſtpfand durch einen ihrer Beamten oder durch 


Anhang B. 13. Fauftpfandverträge. 773 


einen zu Verſteigerungen befugten Beamten öffentlich verkaufen, 
oder, wenn der verpfändete Gegenftand einen Börfjenpreis oder 
Marktpreis hat, den Berfauf auch nicht öffentlich) durch einen 
ihrer Beamten, oder durch einen Handelsmafler, oder in Ermang— 
lung eines ſolchen durch einen zu VBerjteigerungen befugten Beam— 
ten zum laufenden Preiſe bewirken zu laſſen, und ſich aus dem 
Erlöje wegen Kapital, Zinjen und Koſten bezahlt zu machen. 
Diejes Recht behält die Bank auch gegenüber andern Gläubigern 
und gegenüber der Konkursmaſſe des Schuldners. 


B) Bekanntmachung des Juftizminifteriums vom 3. Auguſt 1876 
(5.8. No. 37). 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog haben mit Aller: 
höchſter Staatsminiiterialentichliegung d. d. Schloß Mainau den 
29. Auguft 1876, dem Anjuchen des Neichsbankdireftoriums ent- 
jprechend, auf Grund des Gejehes vom 6. April 1854 (MB. 
No. 20) über die Fauftpfandverträge öffentlicher Yeih- und Pfand— 
häujer, mit Wirfjamteit vom 1. Oftober d. J. an gnädigit zu 
bejtimmen gerußt: 

Auf Berträge, durch melde die deutiche Neichsbanf ein 
Fauſtpfandrecht erwirbt, findet die Vorjchrift des Abſatzes 1 des 
Artitels 2074 des bürgerlihen Gejegbuches (Landrechts) feine . 
Anwendung. 

Es genügt, wenn in einem zu dieſem Behufe von der 
Reichsbank zu führenden Buches unter fortlaufenden Ordnungs— 
zahlen 

1) der Tag des Vertrags-Abſchluſſes, 

2) der Name des VBerpfänders, 

3) der Betrag der Prandichuld, 

4) die Pfandgegenjtände nad) Zahl und Art 
eingetragen werden, und jeder Eintrag von zivei Beamten der 
Reichsbank durch Unterjchrift beurfundet wird. 


f) Eredit- und Vorſchuß-Vereine. 
Gejeg vom 30. März 1872 G. B. Nr. 19. 
S 1. Die Vorſchrift des URS. 2074, Abſ. 1, über die 
Form der Beitellung von YFauftpfändern findet feine Anwendung 


774 Anhang B. 13. Fauftpfandverträge. 


auf ſolche Fauftpfandverträge der Eredit- und Vorſchuß-Vereine, 
bei welchem entweder der Prandbefteller fein Kaufmann ift, oder 
die Schuld nicht aus einem beiderjeitigen Handelsgeſchäfte herrührt 
(vergleiche Artikel 309 des deutjchen Handelsgeſetzbuches). 

Jedoch muß der Tag des Abjichluffes diefer Verträge, der 
Name des Entleihers, der Betrag der Schuld, ſowie die Gattung 
und Bejchaffenheit des Pfanditüdes in ein zu diefem Behufe von 
dem Verein zu führendes Buch unter fortlaufenden Ordnungs— 
zahlen eingetragen, und diejer Eintrag von dem Vorſtande des 
Vereins oder, wenn der Vorftand aus mehreren Mitgliedern be= 
jteht, von wenigjtens zweien derjelben durch Unterichrift beurkun— 
det werden. 


8 2. Gedinge, durch welche in Fauftpfandverträgen der in 
$ 1 bezeichneten Art die Vereine ermächtigt werden, das Pfand 
ftüf ohne Beobadtung der Formen des ER.S. 2078 zu ver— 
äußern, jind gültig. 








14) Feuerverfiderung. 
a) Fahrnißverſicherung. 
Geſetz vom 30. Juli 1840 (R.B. Nr. 28.) 


$ 1. Die Fahrnigverfiherungen gegen Feuersgefahr unter= 
liegen der polizeilihen Aufſicht und Gontrole. 

$ 2. Die Berfiherung fahrender Habe gegen Feuersgefahr 
ift in der Regel nur bei inländijchen, mit Staatserlaubniß be= 
jtehenden, und bei denjenigen fremden Verjicherungsgejellichaften 
geftattet, welche die Staatsbewilligung zur Ausdehnung ihrer Ge— 
ichäfte auf das Großherzogthum erhalten. 

Niemand darf, den Fall des folgenden Pharagraphen 
ausgenommen, für eine, im Großherzogthum nicht zugelaflene 
Geſellſchaft Verſicherungsgeſchäfte mit badiſchen Einwohnern be= 
ſorgen. 

Vollzugsverordnung $ 6. 

$ 3. Den Inhabern von Fahrningegenftänden, deren Ver— 
ſicherungswerth dreißigtaufend Gulden*) überjteigt, fann auf ihr 
Anſuchen von der Kreisregierung**) die Berficherung bei fremden, 
mit Staatserlaubniß nicht veriehenen, Geſellſchaften ausnahms= 
weile geitattet werden. 

* 30,000 fl. = 51,428 M. 37 Pf. 

** Bezirksamt: $ 6 Z. 9 der Verwaltungs-Verfahrensordnung vom 
12. Juli 1864 (R.B. Nr. 51.) 

S 4. Die Berfiherung des Fahrnigvermögens gegen Feuers— 
gefahr darf den wahren (gemeinen) Wert) der verficherten Ver— 
mögentheile niemals überjteigen. 

8 5. Die gleichzeitige Berficherung des MWerthes der 
nämlichen Fahrnipjtüde bei verjchiedenen Berficherungsanitalten iſt 
verboten. 

® 
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Die Theilung der Verfiherung eines Fahrnißvermögens 
nad) hejtimmten Gegenftänden, oder der nämlichen Gegenftände 
nad) bejtimmten Antheilen, die zujammen den Werth der ge= 
Jammten verficherten Habe nicht überfteigen, unter verjchiedene 
Treuerverficherungsanftalten iſt dagegen gejtattet. 


S 6. Sein Verfiherungsvertrag darf endgültig abgejchlofjen 
werden, bevor nicht Derjenige, der die Verfiherung nachſucht, die 
Anzeige hievon dem Gemeinderath gemacht, und diejer eine Beſcheini— 
gung über die Zuläffigfeit der Verſicherung in dem vorgeichlagenen, 
oder wenn derjelbe zu hoch jcheint, in dem zu bejtimmenden er= 
mäßigten Betrage ertheilt hat. 


8 7. Wenn der Beitand des verlicherten Fahrnißver— 
mögens ſich um mehr als ein Fünftel vermindert, jo ift der 
Verficherte verbunden, binnen vier Wochen die VBerfiherungsjumme 
hiernach herabzujegen und zu dieſem Behufe den Berjicherungs= 
vertrag unter Zugrundlage einer neuen gemeinderäthlihen Be— 
jcheinigung abzuändern. 

Der Gemeinderath ift bei erhaltener Kenntniß von derartigen 
wejentlichen Veränderungen und nad) Ablauf der vierwöüchentlichen 
Friſt verpflichtet, nach Anhörung des VBerficherten und näherer 
Prüfung jeines Fahrnikbeitandes die früher erteilte Bejcheinigung 
von Amtswegen zurüdzunehmen. Dieje Beftimmung findet feine 
Anwendung auf die Verfiherung von Waarenlagern und Vor— 
räthen, deren Beitand nad) der Natur der Sache wandelbar und 
nad) einem dem Umfang des Wirthichafts: oder Gewerbsbe- 
triebes des Verfiherten angemejjenen mittlern Betrage berechnet 
worden ilt. 


$ 8. Die Staatsbehörde ift befugt, die VBejcheinigung des 
Gemeinderaths nad) vorgängiger, durch hinreichenden Verdacht be- 
gründeten, Unterfuhung über den Beitand des verficherten Fahrniß— 
vermögens und Ermittlung feines Werths unter vier Fünftel der 
Verſicherungsſumme zurüdzunehmen. 


$ 9. Wenn die Staatsregierung id) veranlaßt findet, einer 
Feuerverficherungsgejellichaft die ihr ertheilte Betriebsbewilligung 
“ 


— 
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zu entziehen, ſo verlieren die mit dieſer Geſellſchaft abge— 
ſchloſſenen Verſicherungsverträge ihre rechtliche Gültigkeit kraft 
Geſetzes mit dem Tag der Aufkündigung durch den Verſicherten 
und jedenfalls von der Zeit an, für welche die Verſicherungs— 
prämie nicht vorausbezahlt worden iſt. 


$ 10. Wer ohne vorgängige Beſcheinigung des Gemeinde— 
raths ein Fahrnißvermögen verfichert, oder nad) Zurüdnahme diejer 
Beicheinigung von Seiten der Orts- oder Staatsbehörde den 
Fahrnifverfiherungsvertrag ohne Nahjuhung einer neuen Be— 
Icheinigung fortgefeßt hat, verfällt in eine Geldjtrafe bis zu 
300 Mart*, und im alle der Entdefung der Zumiderhandlung. 
nach eingetretenem Brande ift zugleich die Brandentſchädigungs— 
jumme, die der VBerficherte vermöge des verheimlichten Verſicherungs— 
vertrags an die Feuerverſicherungsanſtalt zu fordern, oder bereits 
erhalten, als dem Staate verfallen zu erflären. 

Gleiche Strafe trifft Denjenigen, welcher jein Fahrnißver— 
mögen bei einer vom Staate nicht genehmigten Berjicherungss 
gejellichaft ohne jpecielle Staatserlaubnig ($ 3) verfichert hat. 


z 11. Wer den Werth der nämlichen Fahrnißſtücke zu 
gleicher Zeit bei zwei oder mehreren Feuerverſicherungsanſtalten 
verfihert hat, verfällt zugleih in eine Geldjtrafe bis zu 
1000 Marf*, und im Falle der Entdefung nach eingetretenem 
Brande find zugleich ſämmtliche Entihädigungsfummen als dem 
Staate verfallen zu erklären. 


8 12. Wenn die Berficherungsiumme dem durch die gemeinde= 
rathlihe Beicheiniguug für zuläflig erklärten Betrag überjteigt, 
oder wenn jie in Folge einer wejentlichen Verminderung in dem 
Beitand der verjicherten Fahrniß (J 7) nicht in der gejeßlichen 
Zeit herabgejegt worden it, jo it der Verſicherte in eine Geld» 
ftrafe bis zu 200 Marl* zu verurtheilen, und im Falle der 
Entdefung der Zumiderhandlung nad eingetretenem Brand— 
jchaden, wird zugleich derjenige Theil der Brandentjchädigungs- 
jumme, welche die gemeinderäthliche Beicheinigung, beziehungsweiie 
den verminderten Werth der Fahrniß überfteigt, als dem Staate 
verfallen erklärt. 
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$ 13. Wer bei einer amtlichen Aufnahme und Unterſuchung 
jeines Fahrnifvermögens zum Zweck der Beitimmung der Ver— 
fiherungsjumme, die Behörde durd) Herbeiihaffung fremder Fahr 
nipftüde oder auf andere Weiſe zu täujchen verjucht oder wirkfich 
getäujcht hat, verfällt in eine Geldftrafe bis zu 200 Marf* 
oder in eine Gefängnißftrafe bis zu vier Wochen, injofern 
nicht nach dem allgemeinen Strafgejeß eine höhere Strafe ver- 
wirft iſt. 

* (sesetz vom 21. Juni 1874 (G.B. Nr. 40) über die Bestimmung 
der Geldstrafen nach der Reichsmarkreehnung. 

8 14. Die Berficherungsgeiellichaft darf die Brandent— 
Ihädigung, fie mag durch gütliche Uebereinkunft oder durch richter= 
liche Entſcheidung ausgemittelt worden fein, an den Verjicherten 
nur dann auszahlen, wenn derjelbe eine Beicheinigung des be= 
treffenden Bezirtsamtes darüber darlegen fann, daß bei ordnungs— 
mäßiger Unterſuchung über die Entſtehungsurſache des Brandfalls 
ſich nicht herausgeftelt hat, daß er abjichtlich das Auskommen 
des Feuers verurjacht hat. 

Vor Ausftellung dieſer Beicheinigung find dem Bezirksamte 
die Akten der betreffenden Feuerverficherungsanftalt über den Vers 
fiherungsvertrag und die Entjehädigungsausmittelung zur Einficht 
vorzulegen. 

$ 15. Die Agenten der Berficherungsanftalten werden für 
jede mit ihrem Willen vollzogene, oder dur) ihr Zuthun be= 
günjtigte, oder durch jie jelbit begangene Zuwiderhandlung gegen 
diefes Geſetz und die auf das Fahrnifverficherungsivejen bezügs 
lihen Verordnungen nad) Maßgabe ihrer Schuldigfeit und der 
Wichtigkeit der Webertretung mit Geldftrafen bis 1000 Mark 
belegt. 

Diejelde Strafbeitimmung ift auch auf Agenten nicht zuge— 
lafjener Gejellichaften ($ 2) amvendbar. 

Neue Fassung nach Art. 7, V. des Bad. Einf.-Ges. zu den R.St.G.B. 
und dem Gesetz vom 21. Juni 1874 (G.B. Nr. 40). 

8 16. Die Gelditrafen und die dem Staat verfallenen Ent— 
jchädigungsbeträge werden dem Fond der Yandesfeuerverficherungss 
anftalt für Gebäude überlaflen. 


—— 
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Im Falle der Unbeibringlichkeit einer angeſetzten Geldſtrafe 
iſt dieſelbe in Gefängnißſtrafe zu verwandeln. Die Gefängniß— 
ſtrafe darf jedoch drei Monate nicht überſteigen. 

Neue Fassung nach Art. 7, V. des Bad. Einf.-Ges. zu den.St. G. B. 


s 17. Die Verordnungen vom 4. Mai 1829, Neg.-Bl. 
Wr. AL; vom 2. April 1835, Reg.Bl. Nr. XIX.; vom 
4. März 1835, Reg.Bl, Nr. XXIV.; und vom 25. April 1836, 
Reg. Bl. Nr. XXIX. find aufgehoben. 


Unser Miniſterium des Innern ift mit dem Vollzug diefes- 
Geſetzes beauftragt. 

Vollzugsverordnung vom 3. November 1840 (R.B. S. 275) mit 
Aenderungen durch Verordnung [vom 4. September 1865 (R.B. S. 600) 
und $ 3 der Vollzugs- V.-O. v. 26. Dezember 1871 (G.B. S. 504) zur Ge- 
werbeordnung. 


b) Gebäudeverjiherung. 


Gejeh vom 29. März 1852 (MB. Nr. 14) mit Aenderungen 
durch das Geſetz vom 29. Juni 1874 (G. B. Nr. 37) über 
die Reichsmarfrechnung. 


Eriter Abſchnitt. 
Allgemeine Beftimmungen. 


8 1. Die für das Großherzogthum gegründete, auf der ge= 
jeglichen Verpflichtung der Gebäudeeigenthümer zur gegenfeitigen 
Verſicherung beruhende GebäudeverficherungssAnftalt beſteht fort ; 
fie wird jedoch nad) den im gegenwärtigen Geſetz enthaltenen 
Beſtimmungen neu eingerichtet und verwaltet. 

Alle früheren derfallfigen gejeßlichen Vorſchriften ſind auf- 
gehoben. 


S 2. Die FeuewerficerungssAnftalt verfichert ſämmtliche, 
nach diefem Gejeh zum Beitritt verpflichtete oder zugelaſſene Eigene 
thümer von Gebäuden gegen die Beſchädigung oder Zerſtörung 
derjelben durch Feuer, und leiftet ihnen zur Wicderheritellung. 
der zerftörten oder bejchädigten Gebäude, in allen nicht aus— 
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drüdlih durch gegenwärtiges Geſetz ausgenommenen Fällen, 
eine nad) den Beltimmungen deſſelben zu ermittelnde Entſchä— 
digung. 


5 3. Der Zerftörung oder Beſchädigung durch euer it 
glei) zu achten: . diejenige, welche durch Blitzſtrahl, derjelbe mag 
gezündet haben oder nicht, und diejenige, welche durch Feuerlöſch— 
maßregeln verurſacht worden ift. 


Ss 4 Feuerſchaden, welcher im Kriege an Gebäuden ent= 
fteht, wird von der Anftalt nicht vergütet, wenn das Feuer, jei 
es von Freundes oder Feindestruppen, zu Erreichung militärticher 
Zwecke vorjäglich erregt worden ilt. 


$ 5. Die Feuerverſicherungs-Anſtalt vergütet feinen Schaden, 
wenn der Eigenthümer des Gebäudes durch Itrafrichterliches Er— 
fenntniß für überwiejen erklärt wird, das Entſtehen des Feuers, 
es mag dafjelbe in jeinem eigenen oder in einem andern Gebäude 
zuerſt ausgefommen fein, vorjäßlich oder aus Fahrläſſigkeit (Straf- 
geſetzbuch $ 562)*) verurſacht zu haben. 

Sie leiſtet ebenfall® feine Vergütung für den, Schaden, 
den der Gigenthümer des beichädigten Gebäudes durch Löſch— 
mapregeln in gewinnjüchtiger oder anderer böjer Abjicht verur— 
ſacht hat. 

Ermißt das Bezirksamt auf den Grund der polizeilichen Un— 
terfuchung ($ 42), dab legterer Fall vorliege, jo wird der Eigen 
thümer in Beziehung auf die Frage: ob ihm eine Entihädigung 
gebühre, vor den Richter gewieſen. 


In beiden Fällen iſt die Anſtalt zur Rüderfagforderung be= 
rechtigt, wenn die Schuld des Eigenthümers ich erſt nad) ge= 
ichehener Bezahlung der Entſchädigung herausitellt. 


Wenn das Feuer dur dritte Perſonen abjichtli oder aus 
ftrafrichterlich Feitgeitellter Fahrläſſigkeit (Strafgeſetzbuch $ 562)* 
veranlaßt worden ift, jo bleibt der Feuerverficherungs=Anftalt 
nad) vorausgegangener Entichädigungsleiftung von ihrer Seite 
der Rüdgriff gegen jene vorbehalten; eben jo, wenn bei dem 
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Löſchen abſichtlich widerrechtliche Zerſtörungen oder Beſchädigungen 
ſtattgefunden haben. 
* Reichs-Strafgesetzbuch $ 309. 


3 6. Die Borjchrift des $ 5 bleibt bis zum erforderlichen 
Betrag außer Anwendung zu Gunften der Gläubiger, die 
auf das bejchädigte oder zerjtürte Gebäude Vorzugs- oder 
Unterpfandsrechte erlangt haben und ihre Befriedigung aus 
andern Mitteln des Pfandſchuldners zu bewirken nicht im Stande 
jind. 

8 7. Die Verbindlichkeit zur Theilnahme an der Feuer— 
verjiherungs=Anftalt erjtredt fich auf alle Gebäude im Umfang 
des GroßherzogtHums. Ausgeſchloſſen von der Theilnahme find 
jedod): 

1) Die großherzoglichen und ftandesherrlichen Schlöfler; 

2) alle Gebäude, deren Werth die Summe von 100 Marf 

nicht erreicht; 

3) die Pulvermühlen und Pulvermagazine. 


$ 8. Bon der Verbindlichkeit zur Iheilnahme find befreit 
die Eigenthümer von Yuftgebäuden, die nicht zur Wohnung dienen 
fünnen. 

Denjelben iſt jedoch der freiwillige Zutritt zur Anſtalt er— 
laubt. Nach volljogener Aufnahme findet ein NRüdtritt nicht 
mehr jtatt. 

8 9. Bei Privatverfiherungs=Gejellichaften dürfen verfichert 
werden: 

1) Bon den bei der Staatsanjtalt verficherten Gebäuden der 
fünfte Theil nach der im Feuerverſicherungs-Buche ein 
getragenen Berfiherungsiumme (S 35); 

2) die nah $ 7 dieſes Geſetzes von der Aufnahme zur 
Staatsanjtalt ausgeſchloſſen, ſowie 

3) die nach 838 von der zwangsweiſen Theilnahme befreiten 
Gebäude. 

Die Verſicherung des im Abjag 1 erwähnten fünften Theiles 
darf nur bei Privatgejellichaften geichehen, welche hiezu von dem 
Minifterium des Innern bejonders zugelailen jind, und nur auf 
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den Grund der Beltimmungen des gegemvärtigen Geſetzes, 
vorbehaltlih der weiten an die Zulafiung zu fnüpfenden Be— 
dingungen. 

Vollzugs-Verordnung vom 2. August 1852 (R.B. S. 399.) 


$ 10. Wer jein bei der Anjtalt verichertes Gebäude bei 
einer nicht zugelaffenen Brivatverfiherungs-Gejellichaft, oder höher, 
als ihm nad $ 9 erlaubt ift, bei einer oder mehreren anderen 
einheimiichen oder fremden Privatverficherungs=Gejellichaften ver= 
fihert, wird von einer Geldjtrafe bis zu 1000 Mart* 
oder im Falle der Unbeibringlichfeit von einer Gefängnißſtrafe 
bis zu drei Monaten getroffen. Die gleiche Strafe trifft zu— 
gleich auch den inländiichen Agenten der Feuerverſicherungs-Ge— 
ſellſchaft. 

* (sesetz vom 21. Juni 1874 (G.B. Nr. 40) über Bestimmung der 
Geldotrafen nach dor Reichsmarkrechnung. 


s 11. Wird ein Gebäude, welches gegen das Verbot des 
vorigen $ 10 höher oder mehrfach, oder bei einer nicht zuge— 
laſſenen Privatverficherungs-Gejellichaft verfichert ift, durch Brand 
zerjtört oder theilweije beſchädigt, jo it zur Strafe des Verficherten 
der Entſchädigungsanſpruch an die Yandesverficherungs = Anjtalt 
als verwirft zu erklären. 


$ 12. Die Vorjchrift des vorhergehenden $ 11 bleibt bis 
zum erforderlichen Betrag außer Anwendung zu Gunjten der 
Gläubiger, welche auf das beſchädigte oder zerjtörte Gebäude 
Vorzugs- oder Unterpfandsrechte erlangt haben, und ihre Be— 
friedigung aus andern Mitteln des Schuldners zu bewirken nicht 
im Stande jind. 


$ 13. In den Fällen des $ 11 it die VBerficherungsiumme, 
Die der Verfiherte aus andern Feuerverſicherungs-Geſellſchaften 
wegen diejes Brandes etwa zu fordern hat, als der Yandesanitalt 
verfallen zu erklären. 


$ 14. Die Feuewerliherungs=Gejellichaft genießt alle Rechte 
und Vorzüge einer Staatsanftalt, und insbejondere die Tar-, 
Sportel-, Stempel- und Poſtporto-Freiheit. 
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3 15. Die Unterbehörden vollziehen diejes Geſetz gegen alle 
Mitglieder der Yeuerverjicherungs = Anftalt ohne Unterjchied der 
Berjon. 


Zweiter Abjchnitt. 
Ron der Beftimmung des Verjiherungsanidhlags. 


$ 16. Die Teuerwerfiherungs-Anjtalt verfichert jedes zur 
Aufnahme zugelaffene Gebäude nad jeinem mittleren Bauwerthe 
mit gleihmäßiger Berüdjichtigung des wirklichen oder Kaufwerthes, 
inſoweit leßterer nicht höher ift, als der eritere. 

Der Berficherungsbetrag joll dieien Mittehverth nicht über: 
fteigen, und auch nicht unter demjelben feſtgeſetzt werden. 


$ 17. Den mittleren Bauwerth bilden die mittleren Baus 
koſten der der Zerſtörung oder Beſchädigung durch Feuer ausge— 
jeßten Theile eines Gebäudes, mit welchen daljelbe an dem Plate, 
wo es gelegen ijt, neu erbaut werden fann, nach Abrechnung jedoch 
des durch Alter und baulichen Zujtand jeit jeiner Erbauung eins 
getretenen Minderwerths. 

Den wirklichen oder Kaufwerth bildet der Anjchlag ($ 21) 
nach den jeit Jahr und Tag üblichen Kaufpreijen. 


$ 16. Zum Zwecke der TFeititellung des mittleren Baus 
werthes eines Gebäudes iſt daſſelbe vorerjt abzufchägen, als wenn 
e3 neu erbaut werden müßte. 

Bei diefer Schäßung ſind folgende Grundjäße zu beobachten: 

a) Die zur Zeit der Vornahme der Schäbung geltenden 
mittleren Ortspreije find der Schäßung ſowohl in Be— 
ziehung auf die Baumaterialien, als auch die Arbeits- 
löhne, zu Grunde zu legen. 

b) Steinerlei Rüdficht ift zu nehmen auf die mit dem Ge- 
bäude verbundenen Gerechtigteiten, auf den Werth des 
Bauplages, oder auf den Hofplaß, auf Gärten und deren 
Einfafjungen. 

ec) Diejenigen Theile eines Gebäudes, welche nad) dem Er— 
meſſen der Sachverjtändigen dur Feuer nicht zerftört 
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oder bejchädigt werden fünnen, find von der Verficherung 
auszuschließen. 

d) Der Werth der Baumaterialen und Bauarbeiten, welche 
dem Eigenthümer oder Inhaber eines Gebäudes von 
Dritten jeweils unentgeltlic oder um einen verminderten 
Preis geliefert werden müfjen, bleibt im erftern Falle 
ganz, und im zweiten bis zu dem Betrag, um welchen 
die Lieferung unentgeltlich gejchieht, von der Verficherung 
ausgejchlojien. 

e) Jedes Gebäude iſt einzeln, und aljo jedes abgejonderte 
Neben- oder Hintergebäude bejonders abzuihägen und 
zu verfichern. 

Sind auf dieſe Grundlage hin die mittleren Neubaufoften 
eines Gebäudes feitgeftellt, jo ift der dur Alter und baulichen 
Zuftand bedingte verhältnigmäßige Minderwerth des betreffenden 
Gebäudes zu ermitteln und von dem Betrage der mittleren Neu— 
baufojten abzuziehen. 

Das Ergebnik bildet den mittleren Bauwerth eines Ge— 
bäudes. 


$ 19. Bei Kirchen werden die darin befindlichen Orgeln, 
Ihurmuhren und Gloden nicht in die Verficherung aufge— 
nommen. 

Deßgleichen werden nicht aufgenommen die Majchinen und 
Geräthichaften der Gemwerbs und Fabrifgebäude, wenn fie auch 
mit den leßteren verbunden jind, ſowie alle übrigen durch die 
Landredtiäße 522, 523 und 524 für unbewegliches Eigenthum 
erflärten Sachen. Die VBerficherung derartiger Gegenftände bei 
anderen Verſicherungsgeſellſchaften iſt dagegen gejtattet. 


$S 20. Die Abſchätzung des mittleren Bauwerthe3 eines 
Gebäudes iſt durch drei beeidigte Sachverſtändige vorzunehmen, 
wovon die Feuerwerficherungs-Anftalt zwei, die Gemeinde einen 
zu ernennen hat. 

Bei Meinungsverjchiedenheiten der Schäßer über die Größe 
der anzujchlagenden Summe ($ 18) fommen die Beitimmungen 
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de3 S 496 der Prozeßordnung in bürgerlichen Redtsitreitigfeiten 
in Anwendung. 

Der Bürgermeifter der Gemeinde oder jein Stellvertreter hat 
eine berathende Stimme bei der Abichäßung. 


Bad. Civilprocessordnung von 1851, $ 496 
(bezw. von 1864 $ 504): 

Kömmt bei Schätzungen keine absolute Mehrheit für die- 
selbe Summe zu Stande, so wird, um diese zu finden, von 
der höchsten Schätzung auf die nachfolgenden geringern zu- 
rück gegangen, bis man zu derjenigen gelangt, in welcher die 
Mehrzahl der Schätzer zusammentrifft, und die nun für die 
Schätzung der Mehrheit gilt. 


Vgl. R.Ger.-Verf, $ 198 Abs. 2. 


$ 21. Der wirkliche oder Kaufwerth eines Gebäudes ift 
dur den Gemeinderath nad den für Verpfändungen geltenden 
Grundiägen (L.R.S. 2127 a., Abſatz 3) zu bejtimmen, mıt Hin— 
weglaſſung jedoch) des Werthes der auf dem Gebäude etiva 
ruhenden Gerechtigkeiten, Berechtigungen zum Bezug von Baus 
materialien ($ 18), des Bau= und Hofplages, der Gärten und 
deren Einfaſſung. 

Depgleihen ſind nicht zu berüdlichtigen die na $ 18 und 
19 von der Verficherung ausgeichlofjenen Theile des Gebäudes. 


s 22. Iſt auf diefe Weiſe der mittlere Bauwerth und der 
wirflihe oder Kaufwert eines Gebäudes fejtgeltellt, jo wird die 
Durchſchnittsſumme zwijchen beiden ermittelt; das Ergebniß bildet 
den Berliherungsanicdlag des Gebäudes. 

it der wirkliche oder Kaufwerth höher, als der mittlere 
Bauwerth, jo wird der letztere allein als Verſicherungsanſchlag 
angenommen. 


Der Berfiherungsanichlag ift aber jo auszudrüdfen, daß 
derjelbe bei jedem einzelnen Gebäude durch die Zahl 100 theil— 
bar iſt. 

Wenn daher bei Ermittlung des Durchſchnitts zwiſchen dem 


mittlern Bauwerth und dem wirklichen oder Kaufiverth dieſe Be— 
Civilrecht. >) 
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ftimmung nicht zutrifft, jo wird diefe Summe bis auf die nächſte 
dur 100 theilbare Zahl herabgeickt. 


Gesetz vom 29. März 1874 (G.B. Nr. 37) Art. Il: 

Die bestehenden Feuerversicherungsanschläge sind für 
jedes einzelne Gebäude in Marken umzurechnen und soweit 
die hiebei sich ergebende Summe nicht durch 10 theilbar ist, 
auf die nächste durch 10 theilbare Summe zu erhöhen oder 
zu ermässigen, je nachdem der Bruchtheil 5 und mehr oder 
weniger beträgt. Die hiernach festgesetzte Summe gilt fortan 
als Versicherungsanschlag gegenüber der Staats-Feuerver- 
sicherungsanstalt. 

$ 23. Die Baufchäger, jowie der Gemeinderath, find für 
die Nichtigkeit ihrer Schägung (48 18 und 21) ſowohl der An— 
ftalt al3 dem Eigenthümer gegenüber nah 2.R.S. 2127 a., Ab- 
ſatz 3, verantwortlich. 


Dritter Abjchnitt. 


Vom Berfahren bei der Aufnahme zur Verjiherung. 


8 24. In jeder Gemeinde bejteht ein Feuerverſicherungs— 
Buch, welches unter Aufficht und VBerantwortlichfeit des Gemeinde- 
raths von dem Rathſchreiber geführt wird, und ein Verzeichniß 
aller zur Yeuerverficherungs=-Anftalt aufgenommenen Gebäude des 
Gemeindebezirts mit Angabe der Aufnahmszeit und der jeweiligen 
Berfiherungsjumme enthält. Die Einficht des Feuerverſicherungs— 
Buches fol Niemand verweigert werden. 

Höfe, welde eine bejondere Gemarkung haben, werden in 
Beziehung auf die Führung des Teuerverjicherungs = Buches 
einer benachbarten Gemeinde zugetheilt, und zwar in der 
Regel derjenigen, welcher fie in polizeiliher Hinficht zuge— 
wieſen find. 

Die Feuerverfiherungs-Bücher der Gemeinden bilden die 
Grundlage des Generals FFeuerverficherungstatafters, das jährlich 
von dem Verwaltungsrath der Anjtalt aufgeftellt wird. 


8 25. Die Aufnahme in die Feuerverfiherungs=-Anftalt durch 
Eintrag in das Feuerverſicherungs-Buch findet auf den Termin 
vom 1. Januar jeden Jahres ftatt. 
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Auf denjelben Termin werden aud die Veränderungen der 
Verficherungsjummen, die ih wegen Erhöhung oder Vermin— 
derung des Gebäudewerths ergeben, in das Verſicherungsbuch ein= 
getragen. 

Jeder Eigenthümer eines Gebäudes empfängt auf fein Ver— 
langen und auf jeine Kojten bei deſſen Eintrag in das Feuer— 
verjicherungsbuch oder bei jeder Veränderung des Eintrags einen 
beglaubigten Auszug defjelben. 


Ss 26. Die Wirfjamfeit der Verfiherung beginnt mit dem 
Eintrag in das Verfiherungsbud). 

Die Verfiherung und die Beitragspflicht des Verſicherten 
beiteht fort, wenn auch das verlicherte Gebäude durd Feuer oder 
andere Ereignifje zerftört oder bejchädigt, oder wenn dafjelbe ganz 
oder theilweije zum Wiederaufbau abgebroden wird. 

Die Verfiherungsfumme des urjprünglich verficherten Gebäudes 
geht auf das an deſſen Stelle zu erbauende oder wieder herzu= 
ftellende Gebäude in jo lange über, bis die neuc Verſicherung auf 
den Grund diejes Geſetzes geichehen iſt. 


Ss 27. Ergibt fich bei einem Gebäude, insbejondere durch 
Abbruch oder Baufälligfeit, ein Minderwerth, welcher mindeftens 
die Summe von 100 Marf erreicht, jo hat der igenthümer, 
unter Angabe des Minderwerths, jogleich Anzeige davon bei dem 
Gemeinderath zu machen, welcher eine vorläufige Abſchätzung durch 
den Ortstarator und den Bürgermeifter oder dejjen Stellvertreter 
vornehmen läßt, und die Vormerkung diejer Veränderung in dem 
Feuerverſicherungs-Buch längftens innerhalb zehn Tagen veranlaßt. 
Dieje Abſchätzung bleibt in Kraft, bis zu der am Ende des Jahres 
nach den Vorſchriften des zweiten Abjchnittes ftattfindenden Fyeit- 
jegung der Berjicherungsjumme. 

Wer dieje Anzeige unterläßt, wird mit einer Geldftrafe bis 
zu 100 Mark *) belegt, und hat zu gewärtigen, daß, im Falle 
eines Brandes, der eingetretene Minderwert) wo möglich durd) 
die aufgejtellten Schäßer ermittelt und an der Entihädigung in 
Abzug gebracht wird. 


* Gesetz vom 21. Juni 1874 (G.B. Nr. 10) über Geldstrafen. 
50* 
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$S 28. In den eriten Tagen des Monats November jeden 
Jahres bejichtigt eine Commiſſion des Gemeinderaths jämmtliche 
Gebäude der Gemeinde. 

Bis zum 15. November muß das Verzeichnig der hiernad) 
zur Aufnahme in die Anjtalt oder zur Veränderung des Ver— 
fiherungsanfchlages geeigneten Gebäude, einjchließlich der nad) 

27 fürjorglich abgejchägten, in den Händen der Schäber jein, 
welche dieje Gebäude jofort und längitens bis zum 31. Dezember 
abzuſchätzen haben. 

Ueber das Ergebniß diejer Abſchätzung, jowie der nad) $$ 21 
und 22 erfolgten Feitjegung des VBerfiherungsanjchlages ift ſowohl 
der Eigenthümer, als die Feuerverſicherungs-Anſtalt jogleich zu 
vernehmen, und nad deren Zujtimmung oder nad Erledigung 
ihrer Einwendungen dur Berüdjichtigung oder Zurückweiſung 
der fejtgejegte Betrag als Verficherungsjumme jofort in das Feuer- 
verfiherungsbud; der Gemeinde mit Wirfung vom erften des 
nächſten Monats Januar einzutragen, und das Wejultat dem 
Eigenthümer gegen Bejcheinigung zu eröffnen. 


$ 29. Die Eigenthümer beitrittsfähiger Gebäude find be= 
rechtigt, für ihre während des Kalenderjahres errichteten neuen 
Gebäude oder vorgenommenen Wertherhöhungen an Gebäuden, 
jofern jie den Betrag von mindeitens 100 Mark erreichen, bei 
eriteren jchon, wenn jie unter Dad) jtehen, nad) ihrem dermaligen 
Werth, und bei legteren gleich) nach gejchehener Herftellung, die 
Feſtſetzung der Verſicherungsſumme (SS 16 bis 22), und Auf— 
nahme in das Brandverfiherungs=-Buch mit augenblidlicher Wirkung 
zu verlangen, wenn jie jich verbindlich machen, den Verſicherungs— 
beitrag für das ganze laufende Jahr zu entrichten. 

Der Gemeinderath ift verpflichtet, die VBerficherungsaufnahme 
in den Fällen dieſes Paragraphen längjtens innerhalb zehn Tagen, 
vom Tage der Anmeldung an gerechnet, nad) Vorichrift des $ 28 
vollziehen zu laſſen. 


$ 30. Außer den in 8829, 31, 32, 33 bezeichneten Fällen 
findet eine Veränderung der Berjicherungsjumme im Laufe des 
Jahres nicht ftatt. 
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Ss 31. Dem Gebäudeeigenthiimer jteht das Necht auf Reviſion 
der Abihätung ($ 28) zu. 

Das Nevifionsgefuch, welches entweder auf den mittleren 
Bauwerth, auf den wirklichen oder Kaufwerth, oder auf beide 
zugleich gerichtet fein kann, geht unter der Förmlichkeit der Rekurs— 
ordnung in Verwaltungsſachen, aber ohne aufichiebende Wirkung, 
an das Bezirksamt. 

Dafjelbe erfennt hierüber in letzter Inſtanz nad) Erhebung 
einer neuen Schätzung von drei andern beeidigten Sachverſtändigen, 
wovon je einer durch den Bejchwerdeführer, die Yeuerverjicherungss 
Anjtalt und das Bezirksamt ernannt wird. 

Das Ergebniß der neuen Abjhäbung bildet den Verſicherungs— 
anichlag, auch wenn daſſelbe unter dem Betrag der früheren 
Abſchätzung ſteht, und tritt jogleich nad) ergangenem bezirksamtlichem 
Erkenntniß in Wirkjamteit. 


Ss 32. In einzelnen dringenden Fällen, namentlich bei ent= 
dedten wejentlichen Unrichtigfeiten der Schäßung, bei Verfall der 
Gebäude, haben die Nachbarn das Recht, der VBerwaltungsrath 
der Feuerverſicherungs-Anſtalt, ſowie der Gemeinderath die Pflicht, 
bei dem Bezirksamte auf die Anordnung einer Reviſion anzutragen, 
welche daſſelbe jofort zu verfügen hat. 

Ebenſo it das Bezirksamt zur Anordnung einer Reviſion 
befugt und verbunden, wenn es aus andern Anläſſen zur 
Kenntniß von mejentlichen Unrichtigfeiten der bezeichneten Art 
gelangt. 

Diefe Nevifion ift nach Anleitung des $ 31 vorzunehmen, 
und das Ergebniß derielben tritt jogleich nach ergangenem amt— 
lihem Erkenntniſſe in Wirkjamteit. 


Ss 33. Auch ohne die Yorausjegungen des $ 32 kann das 
Minijtertum des Innern in einzelnen Orten, Bezirken oder auch 
im ganzen Lande eine allgemeine Revifion aller Gebäude von 
Zeit zu Zeit anordnen. 


Solche Nevifionen werden, ſoweit fie den Bauwerth betreffen, 
durch drei Sadwverftändige vorgenommen, wovon die betreffende 
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Gemeinde und die Feuerverſicherungs-Anſtalt je einen, das Minis 
jterium aber den Obmann ernannt. 

Das Ergebniß der allgemeinen Revifion tritt jogleih in 
Wirkjamteit. 


$ 34. Die Koſten des Abſchätzungs-, Aufnahms-, und Re— 
vifionsverfahrens trägt die Feuerverſicherungs-Anſtalt mit folgenden 
Ausnahmen: 

a) Die Koſten des regelmäßigen allgemeinen Umgangs nad) 
$ 28, jowie der allgemeinen Reviſion nah) $ 33 
tragen die betreffenden Gemeinden, in jo weit als jie 
das Perjonal dazu ernennen, oder ihre Beamten dazu 
mitiwirfen. 

b) Die Koften der nach $ 29 im Laufe des Jahres be: 
wirkten Abſchätzungen tragen die Eigenthümer. 

c) Die Koſten der Revifion nah SS 31 und 32 tragen 
die Eigenthümer, wenn das amtliche Erfenntnik zu Guniten 
der Feuerverſicherungs-Anſtalt ausgefallen ift. 

d) Die Führung des Feuerverfiherungs-Buchs der Gemeinden 
wird foftenfrei von den letztern bejorgt, ebenjo die Aus: 
züge aus denjelben zur Abfaſſung amtlicher Ueberſichten 
jeder Art. 


Vierter Abſchnitt. 


Von der Abſchätzung des Feuerſchadens und Feſtſetzung 
der Entihädigung. 


$ 35. Wenn ein Gebäude durd) Brand oder durch Löſch— 
maßregeln völlig zerftört ift, jo bejteht die zu leiltende Entſchädigung 
in vier Fünftel der im Feuerverſicherungs-Buch eingetragenen Ber: 
fiherungsiumme. 

Als ganz zerjtört ift ein Gebäude zu betrachten, wenn es 
von Grund aus neu erbaut werden muß, und zu dem Neubau 
nichts mehr, als höchſtens die von der Verfiherung ausgejchloifenen 
Theile des Gebäudes ($ 18 c.) oder einzelne Materialien des zer: 
jtörten Gebäudes benüßt werden fünnen. 
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Bleiben, im Falle ein Gebäude völlig zerjtört ift, noch brauch— 
bare Baumaterialen übrig, jo ift der Werth derjelben von dem 
Verſicherungsanſchlag abzuziehen. 

Aufraumungsfoften werden nur dann vergütet, wenn brauch— 
bare Baumaterialien übrig geblieben find, und nur in jo 
weit, als der Betrag der erfteren den Werth der leßteren nicht 
überfteigt. 

In feinem alle darf die Entihädigung, auch einſchließlich 
der Aufräumungstoften, vier Fünftel des Berfiherungsanichlags 
überfteigen. 


$ 36. Bei theilweifen Beihädiqungen find zuerjt die Koſten 
der Miederherjtellung des Gebäudes in den Stand unmittelbar 
vor dem Brande nad) den mittleren Preiſen zu erheben. 

Der Entjhädigungsbetrag joll alsdann in der Art bemeſſen 
werden, daß er ſich zu den Wiederheritellungstoften verhält, wie 
vier Fünftel der Verfiherungsiumme zu den Koſten des Neubaues, 


83 37. Ber Beichädigungen unter einem Smwanzigtheil de3 
Verficherungsanichlags eines Gebäudes, injofern fie die Summe 
von 200 Mark nicht überfteigen, find die nad) mittleren Preiſen 
zur Wiederheritellung erforderlichen Koſten vollftändig zu vergüten, 
vorausgeieht, daß der Beichädigte für das legte Fünftel nicht 
bei einer Privatverficherungs=Gejellichaft verfichert ft (SS 9 und 35), 
in welchem Falle die Brandkaſſe nur vier Fünftel vergütet. 


$S 838. Werden unbemweglice, von der Verficherung ausges 
ichloifene Gegenitände, 3. B. Hof: und Garteneinfaflungen, Brunnen, 
Bäume, Garten= oder Feldgewächſe zc., durch die Löſchmaßregeln, 
oder die zur Beichränfung des Feuers getroffenen Anjtalten, nieder= 
geriſſen oder bejchädigt, jo tt dieſer Schaden durch Sachver= 
ftändige feitzujeßen und zur einen Hälfte aus der Feuerverlicherungss 
Anjtalt, zur andern Hälfte aus der Gemeindekaſſe zu vergüten. 


Ss 39. Wird ein neues vollendetes oder noch im Bau be= 
griftenes Gebäude, weldes an die Ztelle eines alten verjicherten 
Gebäudes tritt, durch Feuer oder Feuerlöſchmaßregeln zeritört 
oder beichädigt, bevor daljelbe von Neuem zur VBerfiherung ans 
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gemeldet ift, jo eriegt die Anftalt den Schaden höchſtens bis zu 
dem Betrag von vier Fünftel der Verſicherungsſumme des alten 
Gebäudes. 


Iſt das alte Gebäude zu einer geringeren Summe als zu 
dem ermittelten Werth) des neuen verlichert geweſen, jo wird auch 
bei theilweiler Beſchädigung der ermittelte Schaden nur nad) dem 
Verhältnig erjeßt, in welchem die Verfiherungsiumme zu dem 
Werth des neuen Gebäudes jteht. Iſt das alte Gebäude dagegen 
zu einer höheren Summe, als dem ermittelten Wert des neuen 
verichert gewejen, jo muß die VBerficherungsiumme in demielben 
Verhältniß herabgejegt werden, in welchem die Werthsminderung 
eingetreten ift, und der Beſchädigte hat nur den Betrag des her— 
abgejegten Werth, beziehungsweiſe bei theilweiien Bejchädigungen 
die nad) der Größe des Schadens hievon berechnete uote, 
anzujprechen. 


Kann der Werth eines ſolchen Gebäudes, welchen daſſelbe 
unmittelbar vor dem Brande hatte, durch Sacverftändige allen 
nicht mehr ermittelt werden, jo ijt derjelbe durch Einvernahme 
von Zeugen und Erhebung anderer Nachrichten und Hilfsmittel 
zu vewollftändigen, und es hat der Verſicherte denſelben erforder: 
lihen Falles durch eine von ihm und dem beim Bau venvendeten 
Werkmeiſter zu beſchwörende Baurechnung zu beweiſen. 


In keinem Fall darf die Entſchädigung vier Fünftel des er— 
mittelten Schadens überſteigen. 


8 40. Wird ein Gebäude, welches theilweiſe beſchädigt 
wurde, bevor es wieder hergeſtellt iſt, abermals vom Feuer er— 
griffen, und noch mehr beſchädigt oder völlig zerſtört, ſo iſt an dem 
neu zu ermittelnden Betrage des ganzen Schadens die Vergütung 
der früheren Beſchädigung, jo weit fie ausbezahlt und noch nicht 
verwendet wurde, in Abzug zu bringen, 


As nicht oder nicht ganz verwendet iſt eine ſolche Ver: 
gütung anzujchen, wenn noch fein Zeugniß eines Sachverſtän— 
digen zur Erwirkung der Zahlung vorliegt und aud nicht beige: 
bracht werden kann. 
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s 41. Wird ein Gebäude durch Brand oder Löſchmaßregeln 
zerjtört oder bejchädigt, welches erweislich zum Abbruch bejtimmt 
war, jo wird der Schaden nur nad dem Werthe des Gebäudes 
als Baumaterial abzüglid) der Koſten des Abbruches auge 
($ 18) und hiernach vergütet. 

Die Schlußbeftimmung des $ 37 findet auch hier An— 
wendung. 


Fünfter Abſchnitt. 
Bon dem Verfahren bei Brandfällen. 


Ss 42. Bon jedem Brandfalle ift das Bezirksamt ſchleunigſt 
in Kenntniß zu Teen, welches, wenn nicht dringende außerge— 
wöhnliche Verhältniffe e3 unmöglich, oder die Gefahrlofigteit und 
Unbedeutendheit des Falles es unnöthig machen, ſich unverzüglich 
auf die Brandtätte zu begeben und die Yeitung der Löſchmaß— 
regeln zu übernehmen bat. 

Bei der eriten Anweſenheit des Bezirfsamts auf der Brand- 
jtätte, welche nicht über drei Tage, von der Zeit des Brandfalles 
an, verichoben werden darf, iſt, wo nur immer thunlich, der ent= 
ſtandene Schaden durch Aufnahme eines Augenjcheins und Abe 
ſchätzung genau feitzuftellen, und etwaige Ziveifel über den Beſtand 
der bejchädigten Chjecte durch Erhebung geeigneter Beweismittel 
zu erledigen. 

Zugleich iſt bei diejer Verhandlung eine genaue polizeiliche 
Unterfuhung über die Entjtehung des Feuers, deſſen Ausbreitung 
und den Gang der Löſchmaßregeln zu pflegen. 


Ss 43. Tie Abſchätzung des Schadens und Berechnung 
der Entichädigung geichiceht durch die im $ 20 bezeichneten drei 
Bauſchätzer. 

Bei einem Schaden unter einem Zwanzigſtel des Verſiche— 
rungsanſchlags oder bei gänzlicher Zerſtörung eines Gebäudes 
kann, in jo weit derſelbe in beiden Fallen nicht die Summe von 
200 Mark erreicht, die Abſchätzung nad) dem Ermeſſen des Bes 
zirfsamts entweder durch den von der Gemeinde ernannten Orts= 
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jchäßer, oder einen von der Feuerverſicherungs-Anſtalt aufgeitellten 
Sachverſtändigen ($ 20) vorgenommen werden. 


s 44. Bor geichehenem amtlihen Augenſchein und Ab— 
Ihäßung, beziehungsweife Revijion, darf an der Branbditätte feine 
Veränderung vorgenommen werden. 

Bei eigenmächtiger Veränderung der Brandjtätte vor ge— 
ichehener Abſchätzung iſt der durch dieſe etwa herbeigeführte Min 
derwertd von Ueberreiten durch die aufgeitellten Sachverſtändigen 
oder andere angemejjene Beweismittel feitzuftellen und von der 
Entihädigung abzuziehen. 

Gleiches Verfahren tritt ein, wenn durd) den Verwaltungs— 
rath der Anjtalt eine Reviſion der Schadensabihägung verlangt 
wird, vor dem Bollzuge derjelben aber eine eigenmächtige Ver— 
änderung ftattgefunden hat. 


Durch eine ſolche, ſie mag vor oder nach volljogener Ab— 
ſchätzung vorgefommen jein, geht übrigens dem Beichädigten das 
Recht auf Reviſion derjelben verloren. 


$ 45. In dringenden Fällen, wenn nämlich die Branditätte 
ohne Gefahr oder weſentlichen Nachtheil nicht in dem gleichen 
Stande, in welchem fie jich unmittelbar nach gelöichtem Brande 
befunden hat, gelaſſen werden fann, it das Bezirksamt ermächtigt, 
in Ichriftlicher Ausfertigung eine Ausnahme zu geitatten, jedoch 
nur in jo weit ſolches durchaus nöthig tft, und nad) vorausges 
gangener, möglichit umfallender und genauer Beichreibung der 
Branditätte und der vorzunehmenden Veränderung. 


Ss 46. Nach vollzogener Abihäsung it das Ergebnik dem 
Veichädigten und dem Semeinderath urkundlich zu eröffnen, jofort 
jind die Abihägungsverhandlung mit ihrer Erklärung, ſowie die 
Alten über die polizeiliche Unterfuhung, dem Verwaltungsrath 
der Anftalt unverzüglid und längjtens binnen vierzehn Tagen 
nad) erfolgtem Brande einzufenden. 


Iſt die polizeiliche Unterſuchung noch night geichloflen, oder 
eine Unterfuchung wegen Brandftiftung eingeleitet, jo find Die 
dehfalliigen Alten feiner Zeit nachträglich mitzutheilen. 
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Die Gerichte find verpflichtet, von jpäter ergehenden Urtheilen 
in Unterfuchungen wegen Brandftiftung den Verwaltungsrath in 
Kenntniß zu jeßen. 


8 47. Dem Bejchädigten, dem Gemeinderath, jowie dem 
Verwaltungsrath der Feuerverficherungsanitalt jteht ein Recht auf 
eine Reviſion der Schadensabihäßung zu. 

Das Reviſionsgeſuch iſt binnen unerjtredlicher Friſt von 
vierzehn Tagen nad) gejchehener Eröffnung der Schadensabſchätzung, 
bezicehungsweije der hierüber gepflogenen Verhandlungen (3 46) 
bei dem Bezirksamt anzubringen. 3 

Die NRevifion ſelbſt wird durch drei andere zu beeidigende 
Eacdverjtändige vorgenommen, von welchen je einen der Eigen— 
thümer, einen die Feuerverfiherungs=Anjtalt oder der Gemeinde- 
rath, wenn dieler die Reviſion verlangt, und einen das Bezirks— 
amt ernennt. 

Bei Meinungsverjchiedenheiten der Schätzer wird wie bei 
$ 20 verfahren. 


Ss 48. Wenn der Berwaltungsrath gegen das Ergebniß der 
Abſchätzung und die polizeiliche Unterfuhung Nichts zu erinnern 
findet, und eine wegen Branditiftung gegen den Gigenthümer 
des beichädigten Gebäudes etwa eingeleitete Unterfuhung durch 
rechtsfräftiges Urtheil erledigt it, jo übergibt er die be— 
treffenden Alten mit dem erforderlichen Antrag der Kreis— 
regierung.* 

* Verwaltungshof. $ 8 Z. 12 der Verwalt.-Verf.-Ord. vom 12. Juli 
1864 (G.B. Nr. 31.) 

Tiefe bejtimmt, vorbehaltlih der Berufung an das Minis 
jtertum des Innern, über die Größe der Brandentichädigung, und 
ziwar, in jo weit die Entjtehung des Feuers auf einem Verbrechen 
des Beſchädigten beruht (S 5), mit Beachtung des ergangenen 
tichterlichen Straferkenntniſſes. 

Richterliches Berfahren und Erfenntniß über die Brandent— 
Ihädiqung findet mit Ausnahme des Falles in $ 5, Abſatz 3 
gegenüber der Anjtalt nicht ſtatt. 
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$ 49. Die often der polizeilichen Unterfuhung und des 
amtlichen Augenſcheins bei Brandfällen trägt die Staatstaffe. 

Die Gebühren der Sachverſtändigen wegen Abſchätzung des 
Feuerſchadens trägt, vorbehaltlich des Nüdgriffs in den Fällen des 
z 5 gegen die durch gerichtliches Urtheil für ſtrafbar erklärten 
Perſonen, die Feuerverſicherungs-Anſtalt, bei eintretender Revilion 
aber der unterliegende Theil. 


Sechſter Abſchnitt. 


Bon der Auszahlung und Verwendung der Entſchädi— 
gungsgelder. 


8 50. Die Auszahlung der Brandentſchädigungs-Gelder 
erfolgt in der Regel in zwei gleichen Iheilen, zur einen Hälfte, 
wenn die Wiederheritellung des abgebrannten oder beichädigten 
Gebäudes wenigjtens bis zu dieſem Betrage fortgejchritten ift, 
die andere Hälfte nad) Vollendung des Bautveiens. 

Entihädigungen unter 100 Mark ſind ſogleich nad) Feſt— 
jegung derjelben in ungetrennter Summe zu bezahlen. 

Der Verwaltungsrath der Anſtalt iſt ermächtigt, in einzelnen 
dringenden Fällen, bei hinreichender Sicheritellung für die ordnungs= 
mähige Verwendung der Entichädigungsgelder, angemeijene Vor— 
ſchüſſe zur Anſchaffung von Baumaterialien und Forderung des 
Baues zu geitatten. 


$S 51. Die Entichädigungsgelder ind vollitändig zur Wieder— 
heritellung der durd Feuer oder durch Feuerlöſchmaßregeln zer= 
jtörten oder beichädigten Gebäude zu verwenden. 

Die Gemeinderäthe haben über den Vollzug diejer Bejtim= 
mung zu wachen. 

In dringenden Fällen fann jedod) den Beſchädigten von 
der Hreisregierung*) nach vorausgegangener Zuſtimmung des Ver— 
waltungsraths und der Vorzugs- und Unterpfandsgläubiger Nach— 
ficht ertheilt werden. Die Grtheilung dieſer Nachſicht kann an 
Bedingungen gefnüpft, namentlich nad) Beſchaffenheit des einzelnen 
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Falles von der Herabjegung der Entihädigungsfumme abhängig 
gemacht werden. 

* Bezirksamt: $ 6 Z. 8a der Verwalt.-Verf.Ordnung vom 12, Juli 
1864 (R.B. Nr. 31. 


8 52. Die Brandentihädigungs= Forderung fann ganz oder 
theilweife nur an Diejenigen abgetreten werden, von denen der 
Forderungsberechtigte auf Kredit Baumaterialien und Bauarbeiten 
zur MWiederherftellung jeines abgebrannten oder bejchädigten Ge— 
bäudes, oder zu gleichen Zweden baare Vorſchüſſe erhalten hat. 
Dieje Abtretung ift jedoch nur gültig, wenn fie vor dem Bürger: 
meijter de3 Gedenten erklärt, unter deilen Beglaubigung nieder= 
gejchrieben und der Brandverficherungssftaffe durch Mittheilung 
diejes Aktes verkündet worden ift, und wird erjt wirfjam, wenn 
die Bedingungen, unter welchen der Eigenthümer die Zahlung 
der Brandentichädigungs- Summe erlangen kann, wirklich erfüllt 
worden find. 


$ 53. Die Brandentjchädigungss Forderungen an ſich fünnen 
von dritten Perjonen weder mit Arreſt 'belegt, noch als Gegen= 
ftand der ‚Hilfsvollitredung behandelt werden. Sie fünnen aber 
mit der Bauftelle als ein auf diejelbe radizirtes und den Werth des 
zerftörten Gebäudes vertretendes Necht unter der Bedingung des 
MWiederaufbaues im Wege der Hilfsvollftrefung verfteigert, oder 
nad erfolgter Zuftimmung des VBerwaltungsrathes mit Genehmigung 
der Htreisregierung*), in freier, vor dem Gemeinderath protofoflirter 
Uebereintunft veräußert werden. Der Erwerber oder Steigerer 
erhält in ſolchem alle die Gelder in dem Maße ausbezahlt, wie 
joldje der vorige Eigenthümer erhalten haben würde. 


Im Falle der SS 6 und 12 fällt der Uebererlös, nad) Be— 
friedigung der Inhaber von Vorzugs- und Unterpfandsrechten 
an dem brandbeichädigten ‚Gebäude, der Feuerverſicherungs-Anſtalt 
anheim. 

* Bezirksamt: f$ 6 Z. 8,b der Verw.Verf.-Ordnung vom 12. Juli 
1864 (R.B. Nr. 31.) 


$ 54. Wenn der Wiederaufbau binnen zehn Jahren, vom 
Tage der Brandbeihädigung gerechnet, gar nicht erfolgt, jo geht 
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der Anjpruch auf Entichädigung aus der Feuerverſicherungs-An— 
ftalt nach Ablauf diejer zehn Jahre ganz, oder wenn der Wieder- 
aufbau nur zum Theil in diefem Zeitraum erfolgt ift, im Werth 
betrage des nicht vermwend.ten Theils verloren. Eine Erjtredung 
diejer Friſt kann nur von Unjerem Minifterium des Innern 
auf Anſuchen der Baupflichtigen aus bejonders wichtigen Gründen 
bewilligt werden. 


$ 55. Das neue Gebäude ift in der Regel auf dem Platz 
oder Hofraume, worauf das durch Feuer oder Feuerlöſchmaßregeln 
zerjtörte Gebäude gejtanden, zu erbauen und muß dent leßtern 
nad) Wejen, Beltand und Zwed in der Regel gleichfommen. 


$ 56. Eine Verlegung des Bauplages auf eine andere 
Stelle oder eine im Wejen, Beltand und Zweck veränderte Ein- 
richtung des neuen Gebäudes kann ausnahmsweiſe auf Anjuchen 
der Gigenthümer in dringenden Fällen nad) vorausgegangener 
Zuftimmung des Verwaltungsrathes innerhalb des nämlichen 
Amtsbezirks von dem Bezirksamte, innerhalb des Kreisbezirks 
von der Streisregierung*), und außerhalb des Kreisbezirks nad) 
borausgegangener Einvernahme des VBerwaltungsrathes von 
Unjerem Minifterium des Innern geftattet werden. Die Ge— 
nehmigung des leßteren nad) vorausgegangener Einvernahme des 
Berwaltungsrathes iſt auch in dem Falle nöthig, wenn ein dritter 
Erwerber, jofern er nicht durch Erbgang in den Belit der Brand 
entijhädigungssyorderung und der Baultelle gefommen ift, um 
Bewilligung einer Ausnahme von der in $ 55 aufgeitellten Regel 
nachſucht. Die Schlußbeftimmung des $ 51 findet aud hier An— 
wendung. 

Iſt das abgebrannte Gebäude mit Vorzugs- oder Unter— 
pfandsrechten belajtet, jo find vor der Ertheilung der Genehmigung 
auch die Vorzugs- und Unterpfandsgläubiger über dieſes Geſuch 
zu hören. 

Erfolgt die Verlegung des Bauplages oder die im Weſen, 
Beitand und Zweck veränderte Einrichtung des neuen Gebäudes, 
ohne die Erlaubniß der zujtändigen Behörde vorher eingeholt zu 


Anhang B. 14. Feuerverficherung. 799 


haben, ſo iſt die Brandkaſſe zur Zahlung der Entſchädigungsſumme 
nicht verpflichtet. 

* Bezirksamt: $ 6 Z. 8,c. der Verw.-Vert-Orduung vom 12. Juli 
1864 (R.B. Nr. 31.) 


S 57. Die Verlegung findet gleihfalls ftatt, wenn diejelbe 
in Folge einer, aus Gründen des öffentlichen Nußens und in den 
Formen des Gejebes über Zivangsabtretungen vom 28. Auguft 
1835 erlaljenen Berfügung der Staatsbehörde über die gänzliche 
oder theihveiie Abtretung der früheren Bauitelle erforder: 
lic) wird. 


$ 58. Die Verfügung der Staatsbehörde, welche in den 
Fällen der SS 56 und 57 die Verlegung der Bauftelle genehmigt 
oder anordnet, it dem Gigenthümer und den auf dem früheren 
Gebäude eingetragenen Vorzugs- oder Unterpfandsgläubigern, 
unter bejtimmter Bezeichnung der neuen Baujtelle, gegen Beſchei— 
nigung zu eröffnen. 


S 59. Die auf dem abgebrannten Gebäude haftenden Vor— 
zugs- und Unterpfandsrechte bejtehen in dem alle des $55 auf 
dein neu errichteten Gebäude fort. 


8 60. In den Fällen der 88 56 und 57 bleiben die 
Vorzugs= oder Unterpfandsrechte auf der früheren Bauftelle haften, 
und gehen zugleich kraft Gejeges in ihrem bisherigen Umfange 
und Rang auf das neue Gebäude über, in der Art, daß die von 
der früheren auf die neue Bauftelle übertragenen Vorzugs- und 
Unterpfandsrechte, den Gläubigern der neuen Bauſtelle gegenüber, 
auf die durch Sadjverftändige zu ermittelnde Summe bejchräntt 
bleiben, um welche das Grundftüd zur Zeit der Veräußerung 
durch das darauf errichtete Uebergebäude an Werth zugenoms 
men hat. 

Die Vorzugs- oder Unterpfandsgläubiger, injofern fie nicht 
von aller Eintragung befreit find, find gleichwohl verbunden, die 
Urkunden, auf welche fich ihr von der früheren Bauftelle her- 
fommendes Vorzugs- oder Unterpfandsrecht gründet, auch auf die 
neue Bauftelle in das betreffende Grunde, beziehungsweije Unter— 
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pfandsbucd eintragen zu laſſen, um ſolches gegen Dritte wirkſam 
zu machen. 

Zur Bewirkung diejes Eintrags läuft ihnen eine Frijt von 
drei Monaten, vom Tage der Gröffnung der die Berlegung 
genehmigenden oder anordnenden Verfügung der Staatsbehörde 
($ 58) an gerechnet, binnen welcher zu ihrem Nachtheil fein 
Dritter ein Unterpfand auf die neue Bauftelle erwerben kann. 

Laſſen fie aber die Eintragung auf die neue Bauſtelle erjt 
nad) Verfluß von drei Monaten vollziehen, jo wird ihr Vorzugs— 
oder Unterpfandsrecht nur vom Tage de3 Eintrags gegen Dritte 
wirkſam. 


Siebenter Abſchnitt. 
Von den Umlagen der Bedürfniſſe der Anſtalt. 


$ 61. Die Mittel zur Erfüllung der Verbindlichkeiten der 
Teuerverlicherungs = Anftalt an Entichädigungen, jowie zu Be— 
jtreitung des ſonſtigen Aufwandes, werden durch Umlage auf 
jämmtliche verlicherte Gebäude nad) Verhältnig ihrer Verfiherungs- 
anjchläge aufgebradt. 


$ 62. Der Umlagefuß für ſämmtliche Gebäude in einer 
Gemeinde ift gleich. 


Dagegen werden die Gemeinden verhältnigmäßig zur Größe 
des Brandentjchädigungs=-Betrags, welchen jie für das betreffende 
Jahr beziehen, in vier Klaſſen eingetheilt, von denen die erfte 
Klaſſe den einfachen Umlagejaß, die zweite *s, die dritte 9.3 und 
die vierte das Doppelte derjelben zu entrichten hat. 

Es fallen: 

1) in die erſte Klaſſe diejenigen Gemeinden, deren Brand— 


entichädiqungen Yıo Prozent des Gejammtverficherungss 
Anſchlags ihrer Gebäude nicht überfteigen; 


2) in die zweite Klaſſe jene, deren Brandentjchädigungen 
zwar Y/ıo Procent, nicht aber "/a Procent des Ver— 
fiherungsanjchlags überfteigen ; 


R. \ 
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3) in die dritte Klaſſe jene, deren Brandentſchädigungen 
zwar "/s Procent, nicht aber 1% Procent des Ver— 
jiherungsanichlags überfteigen; 

4) in die vierte Klaſſe jene, deren Brandentichädigungen 
1’ Procent des Verficherungsanichlags überfteigen. 

Das Minifterium des Innern kann jedoch ausnahmsweiſe 
und in dringenden Fällen, befonders bei außerordentlichen Brand» 
fällen von großer Ausdehnung, einzelne Gemeinden aus einer 
höhern Klaſſe in eine der niederern Klaſſen verjegen. 

Die depfallfigen mit den erforderlichen Nachweiſungen ver: 
jehenen Gejuche find aber ftetS im Monat Januar einzureichen; 
jpäter oder unvolljtändig einfommende dürfen nicht mehr berüd- 
jichtigt werden. 


5 63. Ale im Laufe eines Kalenderjahres erwachſenden 
Lajten werden erſt in dem nächitfolgende Jahre nachträglich 
umgelegt. 

„Jeder Umlage ijt der für daffelbe Jahr, in welchem die 
umzulegenden Laſten ſich ergeben haben, feſtgeſtellte Verſicherungs— 
anſchlag zu Grunde zu legen. 

Die Umlagen ſind nur nach ganzen Pfennigen auf je 
hundert Mark der einzelnen Verſicherungsanſchläge zu berechnen, 
und unterliegen für den Lauf des Jahres auch im Falle der 
Veränderung des Anſchlags eines Gebäudes weder einer Erhöhung 
noch einer Herabſetzung. 


864. Der Beitrag iſt eine auf dem Gebäude ruhende 
Laft, die Zahlungspflicht geht bei Beligveränderungen aud in 
Beziehung auf Rüdjtände auf den neuen Gigenthümer über, auch 
fann die Zahlung eintretenden Falles dur) Abzug an der zu 
leiftenden Entſchädigung bewirkt werden. 

Der Beitrag ift innerhalb vierzehn Tagen, vom Tage 
der Verfündung der Umlage an, in ungetrennter Summe zu 
entrichten. 

Gegen Säumige findet das gleiche Verfahren ftatt, wie 
gegen ſäumige Staatzjteuer-Pflichtige. 

Vgl. L.R.S. 210% b 7. 9. 

Civilrecht. 51 
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Ss 65. Wohnt der beitragspflictige Eigentümer nit im 
Orte des Gebäudes, und it auch von ihm Niemand zur Ent— 
richtung det Beiträge beauftragt, jo find dieje auf ‚die Mieth- 
bewohner anzuweiſen, welche die geleiftete Zahlung dem Haus: 
eigenthümer an dem Miethzins abzuziehen berechtigt find. 

Von Erb- und Schupflehen = Gebäuden hat der Lehen 
träger die Beiträge zu entrichten, vorbehaltlich des Rüdgriffs auf 
den Yehenheren, wo die Lehenverhältniffe den Fall dazu vers 
eigenichaften. 

S 66. F Nüdftändige Beiträge geniefen bei Ganten das Vorzugsrecht 
wie rückſtändige Staatöjteuern, jedoh unmittelbar vor denjelben. Gleiches 
Vorrecht genieht Derjenige, welcher dieſe Beiträge vor Ausbrud der Gant 


für den Gemeinichuldner vorſchußweiſe an den Erheber bezahlt hat, wenn fich 
diejes aus deſſen Duittungen unzweifelhaft ergibt. 


Aufgehoben durch $ 21 des Bad. Einf.-Gesetzes zu den R.J.G. 

Vgl R.Konk -Ordn. 5 54 Z. 3 und LXR.s. 2105 b. Z. 9. 

Bei Gebäuden, die unter Sequeftration jtehen oder zu Gant— 
maſſen gehören, find die laufenden Beiträge von den Maijepflegern 
glei) andern laufenden Verwaltungsfojten aus der Mafle zu 
bezahlen. 

Die Forderungen der Beiträge, ſowie die Rüdforderung uns 
gebührlich bezahlter Beiträge verjähren nad) den Beltimmungen 
des Gejeßes vom 21. Juli 1839 über die Verjährungen der 
öffentlichen Abgaben. 

$ 67. Zur pünftlihen Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten ift 
die Freuewerficherungs = Anftalt ermächtigt, in Ermanglung von 
Kaſſenvorräthen aus vergangenen Jahren zinsbare Darlehen auf: 
zunehmen, jedoch im feinem Falle auf länger als ein Jahr. 


Achter Abſchnitt. 


Von der Verwaltung der Anftalt. 


5 68. Die obere Yeitung der Verwaltung der Feuerver— 
ſicherungs-Anſtalt und ihrer Fonds findet durch Unſer Minifterrum 
des Innern jtatt. 

Das Rechnungsweſen fteht unter der Aufjiht und Stontrole 
Unjerer Oberrehnungsfammer. 
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8 69. Die unmittelbare Verwaltung gejchieht durch einen 
DVerwaltungsrath und die ihm untergebene Feuerverſicherungs— 
Kaffe. 

Die mit landesfürftlicher Signatur angeftellten Beamten der 
Feuewerficherungs = Anftalt genießen die Rechte des Givilitaats- 
diener=Ediktes vom 30. Januar 1819. 

Die Bejoldungen diejer Beamten, ſowie die ihnen oder ihren 
Hinterbliebenen zufommenden Penſionen fallen auf die Kaſſe der 
Anftalt. 


Ss 70. Die Erhebung der Beiträge, jowie die Auszahlung 
der Brandentjchädigungs=Gelder, bejorgen die Orts-, beziehungs= 
weiſe Bezirkseinnehmer. 

Für die Erhebung der Beiträge beziehen fie eine angemeijene 
Gebühr, für alle übrigen Bemühungen der Staats: und Ge— 
meindebehörden hat die Anjtalt nichts zu entrichten. 


$ 71. Ueber Einnahme und Verwendung der Gelder wird 
jährlich im Regierungsblatt öffentliche Rechnung abgelegt. 


Neunter Abichnitt. 


Vom Vollzug diejes Gejeßes und von dem Uebergang in den 
neuen gejeglichen Zuſtand. 


$ 72. Das Minijterium des Innern wird die zum gleich- 
förmigen Bollzug dieſes Geſetzes erforderlichen Vorjchriften und 
Kontrolmaßregeln anordnen. 

Vollzugs-Verordnung vom 29. März 1852 (R.B. S. 349) mit Aende- 


rungen vom 27. Januar 1855 (R.B. S. 219) und beiliegenden Instruk- 
tionen I—VI 


$ 73. Nach der Verkündung diejes Geſetzes und der hierauf 
bezüglihen Bollzugsverordnungen werden die VBerficherungsans 
jchläge jämmtlicher Gebäude nad den Beltimmungen des ziveiten 
Abjchnittes dieſes Gejeges ermittelt. Zur Feſtſtellung des mittleren 
Baumerthes werden die dermaligen Verſicherungsanſchläge durch 
die in $ 33, Abſatz 2 bezeichneten Sachverftändigen einer Revifion 
unterivorfen. Ueber das Ergebniß der neuen Werthsermittlung 

51* 
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muß der Eigenthümer und die Feuerverjicherungs = Anjtalt nach 
$ 28 gehört werden. Tas Miniftertum des Innern ijt jedoch 
ermächtigt, nach Umständen von einer ipeciellen Reviſion der 
einzelnen Gebäude Umgana zu nehmen, vorbehaltlich des Rechts 
der Gebäudeeigenthümer, eine Revifion der Abſchätzung nad den 
Vorſchriften diejes Gejeges (8 31) zu verlangen. 

Tas Ergebniß der Abſchätzung tritt übrigens mit dem An— 
fang des darauffolgenden Kalenderjahres in Wirkjamteit. 

Die Gemeinden tragen hiebei die Gebühren der von ihnen 
ernannten Zachverjtändigen und ihrer dazu mitivirfenden Be= 
amten (SS 20 und 21). 


s 74. Die übrigen Beftimmungen des Gejeßes, jo weit fie 
ich) nicht auf die Bildung der VBerfiherungsanichläge beziehen, 
treten jogleich nad) jeiner Verkündung in Wirkjamteit. 

Das abändernde Gesetz vom 29. Juni 1874 (G.B. Nr. 37) ist am. 
1. Januar 1875 in Wirksamkeit getreten. (Vgl. G.B. 1874 Nr. 37, 8. 411.) 

S 75. Ereignet fih ein Feuerihaden an einem Gebäude 
in der Ziwijchenzeit von der Verkündung dieſes Gejeges bis zum 
Eintritt der Wirkſamkeit der neuen Verficherungsanichläge (SS 73- 
und 74), jo erfolgt die Vergütung des Feuerichadens noch auf 
den Grund des bisherigen Verficherungsanichlags, im Uebrigen 
jedoch nad den Beitimmungen des gegenwärtigen Gejeges. 

Viegt jedoch Grund zu der Annahme vor, day die bisherige 
Verjiherungsiumme den Werth des bejchädigten Gebäudes, tie 
er nad) dem zweiten Abjchnitt diefes Gejeges zu ermitteln ge— 
wejen wäre, überjteige, jo kann die Entichädigungsjumme nad: 
dieſem geringern Werthe feitgejtellt werden. Zur Ermittlung des— 
jelben fann man ſich aller jachdienlidhen, von den Gejegen für 
zuläflig erklärten Beweismittel bedienen. 

$ 76. Alle in der Zwiſchenzeit entjtehenden und zur Ein- 
tragung fommenden neuen Gebäude werden nad) den Grundjägen. 
des gegenwärtigen Gejeges, hiebei ſowohl, als bei einem in der 
Zwiſchenzeit fie betreffenden Brandunfall, behandelt. 


15) SIcadenserfab. 


a) Gejeß über die privatrechtlichen Folgen der 
Verbrechen, 
vom 6. März 1845 (R. B. Nr. 15.) 


Z 1. Die Entſchädigung wegen Verbrechen richtet ſich im 
Allgemeinen nad) den Beltimmungen des Yandredts. 
Vgl. L.RS. 1382 u. fg. R.C.P.O. & 260. 


S 2. Der Landredhtsjat 1382 b erhält folgende Zuläße 
(85 3-6): 

S 3. In den Fällen einer zum Vorjaß oder zur Fahr: 
läſſigkeit zuzurechnenden Tödtung ift der Schuldige verpflichtet den 
Abkömmlingen des Getödteten als Entjchädigung für entgangenen 
Gewinn =die Mittel zum Unterhalte und zur Erziehung zu 
gewähren. 

Dieje Entihädigung darf jedoch: 

1) den Betrag nicht überfteigen, deſſen die Abkömmlinge 
nad ihren perjönlichen Verhältniſſen und mit Rüdjicht 
auf den Grtrag ihres eigenen Vermögens jährlich be= 
dürfen; 

2) noch auch im Ganzen die Summe dejjen, was der Ge— 
tödtete in der Zeit, die er wahricheinlich noch gelebt 
hätte, durd) jeinen perjönlichen Verdienſt oder durd) 
andere perjönliche, bei jeinem Tode den Abkömmlingen 
nicht zufallende Bezüge nad) allen Umſtänden noch er» 
worben haben würde. 

Ss 4 Auch der Ehegatte des Getödteten fann, jo lange 

er ſich nicht wieder verheirathet, unter den im $ 3 Nr. 1 und 2 
erwähnten Beſchränkungen den in Folge der vorjäglichen oder 
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fahrläjligen Tödtung verlorenen Yebensunterhalt fordern, und eben= 
jo jind Ahnen, Adoptiveltern und Adoptivfinder im alle 
des Bedürfnifjes berechtigt, Entihädigung für die Unterftügung 
zu fordern, welche ihnen der Getüdtete geleiftet hat, oder allen 
Umjtänden nad in Zufunft geleiftet haben wide. 

Dieje nämliche Unterftügungsforderung fommt aud den 
Pflegekindern des Getödteten während ihrer Minderjährigkeit 
zu, und ferner den natürlichen Kindern, jofern jie anerfannt 
find, oder fi) im Falle des L.R.S. 762 oder des Zujages 762a. 
befinden, endlih den Schwiegereltern, Schwiegerjüöhnen 
und Schwiegertöchtern, jo lang nicht der Fall des L.R.S. 206 
Nr. 1 oder Nr. 2 eintritt. 

Vel. L.R.S. 354, 349, 367. 


8 5. Much andere, als die in den $ 3 und 4 bezeichneten 
Perjonen erhalten Vergütung des Schadens, den fie dadurd) er= 
leiden, daß fie in Folge einer an Jemanden verübten Tödtung 
oder Körpererlegung eine ihnen kraft Geſetzes obliegende Ver— 
bindlichfeit zu erfüllen haben, die fie jonft gar nicht oder doch 
erſt jpäter zu erfüllen gehabt hätten. 

Der frühere Absatz 2 ist aufgehoben durch $ 145 Z. 8 des Bad. 
Einf.-Gesetzes zu den R. J. G. 


$ 6. Die in den $ 3—5 genannten Perſonen haben auch) 
in den Fällen des Menjchenraubs und des widerredhtlichen Ge— 
fangenhalten® von dem Schuldigen, injofern und jo lange der— 
jelbe den Geraubten zurüdzubringen oder dem Gefangenen die 
Freiheit zu verichaffen nicht vermag, gleiche Entichädigung, wie 
in dem Falle der Todtung, zu fordern. 

Vgl. R.Strafgesetzbuch 88 234, 235, 239. 


ST. Der ERS. 1382d. erhält folgende Zuſätze ($ 8 
und 9): 


8 8. Wenn aus einer jtrafbaren Handlung, zu deren Ver— 
übung ſich Mehrere verabredet haben, ein nicht beabjichtigter ſchäd— 
licher Erfolg hervorgeht, jo haften die Theilnehmer für den Erjag 
auch diefes Schadens ſammtverbindlich. 


A 
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5 9. In Fällen der Tödtung oder Köperverlegung bei Rauf— 
händeln jind die Urheber derjenigen Verlegungen, welche durch 
ihr Zufammentreffen den eingetretenen Erfolg hervorbradten, fiir 
die Entihädigung Jammtverbindlich. Das Maaß der Ent- 
ihädiqungspflicht anderer Theilnehmer richtet ſich, ſofern fie nicht 
in einer Verabredung handelten ($ 8), nad) den Maaße ihrer 
bejondern Theilnahme am Berbrechen. 


$ 10. Der ERS. 1382. wird aufgehoben und durd) 
folgende Beitimmungen ($ 11—14) erſetzt. 

$ 11. Demjenigen, welcher eine dem Thäter zum VBorjage 
oder zur Fahrläfligfeit zuzurechnende Hörperverlegung erlitten hat, 
gebührt außer der Vergütung des erlittenen Verluſtes, ins- 
bejondere der Heilfoften und des Mehraufivandes für Pflege, als 
Entihädigung für entgehenden Gewinn nicht nur der Grjaß 
des während der Eur entbehrten, jondern auch des ihm durch 
Aufhebung oder Verminderung feiner Arbeits- oder Erwerbsfähig- 
feit fünftig entgehenden Verdienſtes. 


$ 12. Bei Bemejjung des für den künftig entgehenden 
Verdienft zu leitenden Erjages ift darauf zu jehen, welchen Ver— 
dienft der Verletzte zur Zeit der Verlegung bereit3 gehabt hat, ob 
deifen längere oder kürzere Fortdauer, auch ob eine Erhöhung 
oder Verminderung deijelben zu erwarten ftund, oder ob und was 
der Verletzte, wenn er nod) feinen Verdienſt hatte, zu verdienen 
hoffen durfte; ferner darauf, ob für die Fortdauer oder das Ein— 
treten der Erhöhung oder Verminderung des Verdienſtes größere 
oder geringere MWahricheinlichfeit vorhanden war, jowie endlic) 
darauf, was der Verleßte nach jeinen Standesverhältniffen, der 
Verlegung ungeachtet, fünftig wieder zu erwerben im Stande jein 
Iverde. 


$ 13. Der lirheber einer im Zweifampf oder an einem 
Einmwilligenden begangenen Tödtung oder Hörperverlegung ift nur 
zu derjenigen Entſchädigung verpflichtet, welche dritte Perſonen 
($ 3—5) zu fordern haben. 


Neue Fassung nach Art. 14, I. des Bad. Einf.- Gesetzes zum 
R.-Strafisesetzbuch (G.D. 1°71 Nr. 51). 
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Ss 14. Wenn ein Verbreden, es mag Arbeits- oder Er— 
werbsunfähigfeit zur Folge haben oder nicht, das fünftige Fort— 
fommen der davon getroffenen Perſon erſchwert, jo ift ihr auch 
hiefür Entichädigung zu leijten. 

Dies findet namentlich Anwendung in Fällen der Nothzucht, 
der Entführung, der mehrfaden Ehe ($ 354 des Strafge= 
jeßbuches), der Verführung ($ 360—362) und der betrüg— 
eriden Berleitung zur Ehe ($ 474), jowie in den Fällen 
einer falſchen Beſchuldigung, Verläumdung oder Ehren— 
fränfung, und in den Fällen einer Körperverlegung, aus 
welcher eine Verunftaltung des Verletzten entitanden ift. 

Vgl. R.St.G.B. $5 164, 170, 171, 174, 176—179, 182, 186, 187, 
224, 231, 236, 237. 


Ss 15. Ber Feitiegung der Entihädigung nimmt der Richter 
Rückſicht auf die Vermögensverhältniſſe auch des Schuldigen, ſowie 
auf die Größe feiner Verſchuldung, namentlich auf das Dajein 
von Vorſatz oder von bloßer Fahrläſſigkeit, und auf den 
Grad der Bosheit oder der Unvorfichtigkeit — aucd darauf, ob 
der Verlegte da, wo der Thäter den eingetretenen Erfolg nicht 
beabjichtigte, zum Gintreten oder zur Vergrößerung deijelben durd) 
eigenes Verſchulden mitgewirkt Habe, — und darauf, ob die 
Ihat, insbejondere wo fie im Affect verübt wurde, durch eine 
unrechte Handlung des Verletzten jelbjt veranlagt war. 

Nene Fassung nach $ 145 Z. S des Bad. Einf,-Gesetzes zu den 
R.J.G. 

Nah Beichaftenheit des Falles fann der Richter bei Vergehen 
aus Fahrläfligkeit, wo eigenes Verſehen oder Verſchulden des Be— 
Ihädigten oder Getödteten zu dem Erfolge mitgewirkt haben, ſowie 
bei Verbrechen, wo der Schuldige durch eine rechtswidrige Handlung 
des Verlegten zu der Ihat in hohem Grade gereizt war, den 
Angeichuldigten von der Entjichädigungsverbindlichkeit auch ganz 
frei ſprechen. 

Ss 16. Würde die Entichädigung an ſich in einer Rente 
beitehen, jo kann der Nichter, wenn es den Umftänden angemeijen 
ericheint, in Folge des Antrags eines der Betheiligten auf Zahlung 
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eines nach der wahrjcheinlichen Dauer der Rente zu bemeſſenden 
Kapitals erkennen; gegen den Willen de3 Schuldners jedoch nur 
in dem Falle, wenn jderjelbe für die Zahlung der Rente feine 
Sicherheit zu leiften vermag. Iſt eine Nente zuerkannt, jo fann 
diejelbe auf Antrag des einen oder andern Theils jpäter wieder 
erhöht oder vermindert oder auch ganz aufgehoben werden, wenn 
fich die bei Bemeſſung derjelben in Anjchlag gebrachten Verhältnifje 
de3 Vermögens oder der Erwerbsfähigkeit des einen oder andern 
Theils wejentlid ändern. 

$ 17. Der Richter hat auf Berzinfung der Entſchädigungs— 
ſumme von dem Zeitpunfte der eingetretenen Beihädigung an zu 
erfennen, injofern er nicht im einzelnen Falle wegen des größern 
Schadens, der durch die jeitherige Entbehrung der Entſchädigungs— 
jumme für den Bejchädigten entjtund, gerade um diejer Entbehrung 
willen eine höhere Entſchädigung bejtimmt. 

$ 18 ist aufgehoben durch $ 145 Z. 8 des Bad. Einf,-Gesetzes zu 
den R.J.G. 

$ 19. Die Berurtheilung eines Chegatten zu einer mit 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte verbundenen Zuchthausſtrafe 
oder zu einer fünf Jahre überſteigenden Freiheitsſtrafe begründet 
für den anderen Ehegatten die Klage auf Scheidung (L.R.S. 232). 

Neue Fassung nach Art. 14, I des Bad, Einf.-Gesetzes zum Reichs- 
Strafgesetzbuch (G.B. 1871 Nr. 51.) 

$ 20. Wird in den Fällen der 2.R.S. 229—232 die Ehe— 
jheidung erkannt, jo verliert der jchuldige Ehegatte, außer den 
in 2.R.S 299 genannten, aud diejenigen Vortheile, welche ihm 
von dem Bermögen des andern Ehegatten durch eine Ungleichheit 
des Einbringens in die Gütergemeinichaft zufommen. Es wird 
zu diefem Behufe dem unjchuldigen Theile aus dem Gemeinjchafts- 
vermögen Dasjenige zum Voraus zugeichieden, was er bei Gin- 
gehung der Ehe oder während derjelben (L.R.S. 1401 Nr. 1) 
mehr in die Gemeinjchaft einbrachte, als der andere Theil. 


s 21. Die ERS. 22—33 und überhaupt alle auf den 
bürgerlihen Tod ſich beziehenden gejeglichen Beltimmungen find 
aufgehoben. 
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b. Gefeß über die Entihädigungspflicht wegen Ver— 
breden bei Jujammenrottungen, 
vom 13. Februar 1851 (R.B. Nr. 14). 


sl. Die Gejammtheit der Bewohner einer Gemeinde 
($ 2 der Gemeindeordnung), in deren Bezirk von einer größeren 
zujammengerotteten Menge oder von einer bewaffneten oder unbe- 
waftneten Vereinigung Mehrerer mit offener Gewalt Verbrechen 
gegen Perſonen oder das Eigenthum verübt werden, ift verbunden, 
den dadurch verurjachten Schaden zu erjegen. 

Für jenen Betrag des Schadens, welcher den Beſchädigten 
aus Verfiherungsanftalten erjeßt wird, haftet die Gejammtheit 
der Bewohner einer Gemeinde weder den Beichädigten, noch der 
betreffenden Anitalt. 


8 2. Haben die Bervohner mehrerer Gemeinden zur Wer: 
übung ſolcher Verbrechen ſich zujammengerottet, jo find die 
jämmtlihen Bewohner aller dieſer Gemeinden zum Schadenerjate 
verpflichtet. Jedoch wird bei der Vertheilung des Schadens unter 
die einzelnen Gemeinden auf das Maaß der Betheiligung ihrer 
Angehörigen Rüdficht genommen, 

8 3. Waren die Ihäter, welche die Berbrechen verübten, 
nicht Bewohner der Gemeinde, in deren Bezirk diejelben begangen 
wurden, jondern famen fie aus andern Gemeinden, und waren 
die Bewohner der Gemeinde, in deren Bezirk das Verbrechen 
verübt war, außer Stande, die Verbrecher zu hindern, jo trifft 
jie feine Verpflichtung zum Schadenerjage. 

Hätte die Werübung des Verbrechens verhindert werden 
fönnen, jo haften die Bewohner der Gemeinde, in deren Bezirk 
das Verbrechen verübt wurde, mit jenen der andern Gemeinden, 
welche nad $ 2 und 4 verantwortlich ſind, gemeinjchaftlich. 

$S 4. Die Bewohner derjenigen Gemeinde, aus deren Mitte 
Diejenigen famen, welche die Verbrechen in einer andern Gemeinde 
verübten, jind zum Schadenerjage nur dann verpflichtet, wenn 
Diejenigen, welche die Verbrechen verübten, in einer jo großen 
Zahl und auf eine ſolche Weije ſich aus der Gemeinde entfernten, 
daß die Bewohner der Gemeinde bei gehöriger Aufinertjamteit 
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(L.R.S. 1150 a bis c) vorherſehen konnten, daß die Entfernung 
in verbrecheriicher Abſicht gejchehe. 


8 5. Wenn die zufammengerottete Menge, welche die Be— 
ſchädigung verübte, überwiegend aus nicht beurlaubten Soldaten 
beitand, jo geht die Verpflichtung zum Schadenerjage auf den 
Staat über. 


$ 6. Diejenigen, welche durch Verbrechen der im $ 1 be= 
zeichneten Art Schaden gelitten haben, jind berechtigt, nach Maaß— 
gabe der $ 1 bis 5 die Vergütung deijelben von der Geſammt— 
heit der Bewohner einer Gemeinde, beziehungsweile vom Staate 
zu fordern. Das Hlagrecht erlöjcht mit Ablauf eines Jahres. 

In Bezug auf die Begründung der Entihädigungspflicht 
und die Rüdjichten, nad welchen der Schadenerjag zu beurtheilen 
it, enticheiden die Vorjchriften des Gejeßes vom 6. März 1845- 
über die privatrechtlichen Folgen von Verbrechen. 


$ 7 ist aufgehoben durch $ 145 Z. 9 des Bad. Einf-Gesetzes zu 
den R.J.G. 


$ 8. Ueber die Verbindlichkeit zur Entſchädigung und die 
Größe derjelben, jo wie über die Vertheilung unter die einzelnen 
Gemeinden ($ 2) enticheiden die Gerichte. 


$ 9. Der einer Gemeinde zugewieſene Schadenerjaß wird 
aus der Gemeindefafje bezahlt und von diejer zum Theil nad) 
Köpfen, zum Theil nad) dem Steuerfapitale umgelegt. 

Wie viel auf die eine oder andere Art aufgebracht werden 
und wie die Vertheilung der Umlagen geichehen joll, wird nad) 
Anhörung des Gemeinderathes, Bürgerausſchuſſes und eines von 
den nicht gemeindebürgerlihen Bewohnern des Orts zu wählen 
den Ausichufles von den Verwaltungsbehörden entſchieden. 


- 


$ 10. In dem nah $ 7 und 8 eintretenden Verfahren 
vertritt der betreffende Gemeinderath) die in Anſpruch genommene 
Sejammtheit der Bewohner der Gemeinde. 


$ 11. Dirjenigen Bürger und Bewohner einer Gemeinde, 
welche Entichädigung bezayıten, und Leinen Antheil an den ver= 
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übten Verbrechen als Ihäter, Anftifter oder Gehilfen nahmen, 
und, im alle des $ 5, die Staatskaffe, haben ihren Rüdgriff 
gegen die Urheber, Anftifter und Theilnehmer an den verübten 
Verbrehen und gegen Diejenigen, welche mit Verlegung ihrer 
Amtspfliht durch grobe Fahrläfjigteit die Maßregeln unterliehen, 
welche dem Wusbruche der Verbrechen zuvorflommen oder den 
eingetretenen Erfolg Hindern konnten. Sie fünnen im Reehts- 
ftreite vom Gemeinderathe auf Koſten der Gemeindekaſſe vertreten 
werden. Lehnt der Gemeinderath dies ab, jo fünnen fie unter 
ſich zur gemeinſchaftlichen Führung des Rechtsſtreits auf ihre 
Koften einen Ausſchuß beitellen. 


c. Reihsgejet über Schadenserjaß wegen Tödtungen 
und Mörperverlegungen bei dem Betriebe von Eilen= 
bahnen, Bergwerken u. dergl. 


vom 7. Juni 1871 (R.G.B. S. 207). 


Ss 1. Wenn bei dem Betriebe einer Eifenbahn ein Menjch 
getödtet oder körperlich verlegt wird, jo haftet der Betriebsunter- 
nehmer für den dadurch entitandenen Schaden, jofern er nicht 
beweist, daß der Vorfall durch höhere Gewalt oder durch eigenes 
Verſchulden des Getödteten oder VBerlegten verurſacht iſt. 

Ss 2. Wer ein Bergwerk, einen Steinbruch, cine Gräberei 
(Grube) oder eine Fabrik betreibt, haftet, wenn ein Bevollmäd)- 
tigtev oder ein Repräjentant oder eine zur Leitung oder Beauf— 
fihtigung des Betriebs oder der Arbeiter angenommene Perjon 
durd ein Verichulden in Ausführung der Dienftverrichtungen den 
Tod oder die Körperverlegung eines Menichen herbeigeführt hat, 
für den dadurch entitandenen Schaden. 


8 3. Der Schadenserfaß (SS 1 und 2) ift zu leiſten: 

1) im Falle der Tödtung durch Erſatz der often einer ver— 
juchten Heilung und der Beerdigung jowie des Ver— 
mögensnachtheils, welchen der Getödtete während der 
stranfheit durch Erwerbsunfähigkeit oder Verminderung 
der Griwerbstüchtigfeit erlitten hat; war der Getödtete 
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zur Zeit jeines Todes vermöge Gejeges verpflichtet, einem 
Andern Unterhalt zu gewähren, jo fann diefer injoweit 
Erſatz fordern, als ihm in Folge des Todesfalls der 
Unterhalt entzogen worden iſt; 

2) im Fall einer Körperverlegung dur Erſatz der Heilungss 
fojten und des Vermögensnadtheils, welchen der Ver: 
legte durch eine in Folge der Verlegung eingetretene 
zeitiweife oder dauernde Erwerbsunfähigkeit oder Ver— 
minderung der Erwerbsfähigfeit erleidet. 


Ss 4. War der Getödtete oder Verlegte unter Mitleiftung von 
Prämien oder anderen Beiträgen durd den Betriebs-Unternehmer 
bei einer Berlicherungsanftalt, Knappſchafts,“ Unterjtügungs =, 
Kranken- oder ähnlichen Kaffe gegen den Unfall verjichert, jo iſt die 
Leiftung der Letzteren an den Erjagberechtigten auf die Entſchädigung 
einzurechnen, wenn die Mitleiftung des Betriebs-Unternehmers 
nicht unter einem Drittel der Gejammtleiftung beträgt. 


$S 5. Die in den 88 1 und 2 bezeichneten Unternehmer 
find nicht befugt, die Anwendung der in den SS 1 bis 3 ent— 
haltenen Bejtimmungen zu ihrem Vortheil durch Verträge (mit: 
tel3 NReglements oder durch bejondere Webereintunft) im Voraus 
auszujchliegen oder zu bejchränten. 

Vertragsbeftimmungen, welche diejer Vorſchrift entgegenitehen, 
haben feine rechtliche Wirkung. 

$ 6 ist aufgehoben durch $ 13 Z. 3 des R.-Einf,-Gesetzes zur 
C. P.O. 


$ 7. Das Gericht Hat unter Würdigung aller Umſtände 
über die Höhe des Schadens, jowie darüber, ob, in welcher Art 
und in welcher Höhe Sicherheit zu beftellen ift, nad) freiem Er— 
meſſen zu erkennen. Ws Erjag für den zufünftigen Unterhalt 
oder Erwerb ijt, wenn nicht beide Theile über die Abfindung 
in Kapital einverjtanden find, in der Wegel eine Rente zuzu— 
bifligen. 

Der Berpflichtete kann jederzeit die Aufhebung oder Mindes 
rung der Rente fordern, wenn diejenigen Verhältniſſe, melde die 
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Zuerfennung oder Höhe der Nente bedingt hatten, inzwiſchen 
weſentlich verändert find. Ebenſo fann der Verletzte, dafern er 
den Anſpruch auf Schadenserſatz innerhalb der Verjährungsfriſt 
($ 8) geltend gemacht hat, jederzeit die Erhöhung oder Wieder- 
gewährung der Rente fordern, wenn die Verhältnifje, welche für 
die Feititellung, Minderung oder Aufhebung der Rente mapgebend 
waren, weſentlich verändert jind. 

Der Berechtigte kann nachträglich die Beitellung einer Sicher: 
heit oder Erhöhung derjelben fordern, wenn die Vermögensver— 
hältniſſe des Berpflichteten inzwiſchen ſich verichlechtert haben. 


$ 8. Die Forderungen auf Schadenerja ($$ 1 bis 3) 
verjähren in zwei Jahren vom Tage des Unfalls an. Gegen 
denjenigen, weldem der Getödtete Unterhalt zu gewähren hatte 
(5 3 Nr. 1), beginnt die Verjährung mit dem Todestage. Die 
Verjährung läuft auch gegen Minderjährige und diejen gleichge- 
itellte Perjonen von denjelben Zeitpunkten an, mit Ausichluß der 
Wiedereinjegung. 

5 9. Die Beitimmungen der Yandesgejege,nachiwelchen außer 
den in dieſem Geſetze vorgejehenen Fällen der Unternehmer einer 
der in den SS 1 und 2 bezeichneten Anlagen oder eine andere 
Perſon, insbeiondere wegen eigenen Verſchuldens für den bei dem 
Betriebe der Anlage durd) Tödtung oder KHörperverlegung eines 
Menichen entitandenen Schaden haftet, bleiben- unberührt. 

Die Vorichriften der SS 3, 4, 6 bis 8 finden aud) in die= 
jen Fällen Anwendung, jedoch unbejchadet derjenigen Beſtim— 
mungen der, Yandesgejege, welche dem Bejchädigten einen höheren 
Erſatzanſpruch gewähren. 

$ 10. (Zuständigkeit des Reichs-Oberhandelsgerichts) ist ersetzt 
durch R.G.V. $ 135 Z 1 und R.C.P.O. $$ 507 und 511. 


Nachtrag. 


Entwurf eines Reichs-Gesetzes über die Anfechtung 
von Rechtshandlungen eines Schuldners ausserhalb des 
Konkursverfahrens 


von 1879, noch in Berathung. 


$ ı. Rechtshandlungen eines Schuldners können ausser- 
halb des Konkursverfahrens zum Zwecke der Befriedigung 
eines Gläubigers als diesem gegenüber unwirksam nach Mass- 
gabe der folgenden Bestimmungen angefochten werden. 


$ 2. Zur Anfechtung ist jeder Gläubiger, welcher einen 
vollstreckbaren Schuldtitel erlangt hat, befugt, sofern die 
Zwangsvollstreckung in das Vermögen des Schuldners zu einer 
vollständigen Befriedigung des Gläubigers nicht geführt hat, 
oder anzunehmen ist, dass sie zu einer solchen nicht führen 
würde, 


$ 3. Anfechtbar sind: 

1) Rechtshandlungen, welche der Schuldner in der dem 
anderen Theile bekannten Absicht, seine Gläubiger zu benach- 
theiligen, vorgenommen hat; 


2) die in dem letzten Jahre vor der Rechtshängigkeit 
des Anfechtungsanspruchs geschlossenen entgeltlichen Ver- 
träge des Schuldners 

mit seinem Fhegatten, vor oder während der Ehe, mit 

seinen oder seines Ehegatten Verwandten m auf- und 

absteigender Linie, mit seinen oder seines Ehegatten 


— — — 


816 Anhang B. Nachtrag. 


voll- und halbbürtigen Geschwistern, oder mit dem 
Ehegatten einer dieser Personen, 
sofern durch den Abschluss des Vertrags die Gläubiger des 
Schuldners benachtheiligt werden, und der andere Theil 
nicht beweist, dass ihm zur Zeit des Vertragsabschlusses eine 
Absicht des Schuldners, die Gläubiger zu benachtheiligen, 
nicht bekannt war; 


3) die in dem letzten Jahre vor der Rechtshängigkeit 
des Anfechtungsanspruchs von dem Schuldner vorgenommenen 
unentgeltlichen Verfügungen, sofern nicht dieselben gebräuch- 
liche Gelegenheitsgeschenke zum Gegenstand hatten; 


4) die in den letzten zwei Jahren vor der Rechtshängig- 
keit des Anfechtungsanspruchs von dem Schuldner vorgenom - 
menen unentgeltlichen Verfügungen zu Gunsten seines Fhe- 
gatten sowie eine innerhalb dieses Zeitraums von ihm bewirkte 
Sicherstellung oder Rückgewähr eines Heirathsguts oder des 
gesetzlich in seine Verwaltung gekommenen Vermögens seiner 
Ehefrau, sofern er nicht zu der Sicherstellung oder Rückge- 
währ durch das Gesetz oder durch einen vor diesem Zeit- 
raum geschlossenen Vertrag verpflichtet war. 


$ 4. Hat der Gläubiger, bevor er einen vollstreckbaren 
Schuldtitel erlangt hatte oder seine Befriedigung beanspruchen 
konnte, denjenigen, welchem gegenüber eine im $ 3 Nr. 2 
bis 4 bezeichnete Rechtshandlung vorgenommen ist, von seiner 
Absicht, die Handlung anzufechten, durch Zustellung eines 
Schriftsatzes in Kenntniss gesetzt, so wird die Frist von dem 
Zeitpunkte der Zustellung zurückgerechnet, sofern schon zu 
dieser Zeit der Schuldner zur Befriedigung des Gläubigers 
unfähig war, und bis zum Ablaufe von zwei Jahren seit 
diesem Zeitpunkte der Anfechtungsanspruch rechtshängig ge- 
worden ist, 


$ 5. Die Anfechtung wird dadurch nicht ausgeschlossen, 
dass für die anzufechtende Rechtshandlung ein vollstreckbarer 
Schuldtitel erlangt, oder dass dieselbe durch Zwangsvoll- 
streckung oder durch Vollziehung eines Arrestes erwirkt wor- 
den ist. 


$ 6. Der Gläubiger kann, soweit es zu seiner Befriedi- 
gung erforderlich ist, beanspruchen, dass dasjenige, was durch 
die anfechtbare Handlung aus dem Vermögen des Schuldners 
veräussert, weggegeben oder aufgegeben ist, als noch zu 
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demselben gehörig von dem Empfänger zurückgewährt 
werde. 


Der gutgläubige Empfänger einer unentgeltlichen Leistung 
hat dieselbe nur soweit zurückzugewähren, als er durch sie 
bereichert ist. 


$ 7. Wegen Erstattung einer Gegenleistung kann der 
Empfänger sich nur an den Schuldner halten. 


Im Falle einer anfechtbaren Leistung kann der Empfänger 
wegen seiner Forderung insoweit, als das Empfangene zurück- 
zugewähren ist, und nicht der übrige Theil desselben den Be- 
trag der Forderung erreicht, sich an das Zurückzugewährende 
nach der zwischen ihm und dem Gläubiger etwa bestehenden 
Rangordnung halten. 


$ 8. Erfolgt die Anfechtung im Wege der Klage, so 
hat der Klagantrag bestimmt zu bezeichnen, in welchem Um- 
fang und in welcher Weise die Rückgewähr seitens des 
Empfängers bewirkt werden soll. 


$ 9. Liegt ein nur vorläufig vollstreckbarer Schuldtitel 
des Gläubigers oder ein unter Vorbehalt ergangenes Urtheil 
(C.P.O. 88 502 und 562) vor, so ist in dem den Anfechtungs- 
anspruch für begründet erklärenden Urtheile die Vollstreckung 
desselben davon abhängig zu machen, dass die gegen den 
Schuldner ergangene Entscheidung rechtskräftig oder vorbe- 
haltslos wird. 


$ 10. Die gegen den Erblasser begründete Anfechtung 
findet gegen den Erben statt. 


Gegen einen anderen Rechtsnachfolger desjenigen, welchem 
gegenüber die anfechtbare Handlung vorgenommen ist, findet 
die gegen den letzteren begründete Anfechtung statt: 


ı) wenn ihm zur Zeit seines Erwerbes bekannt war, 
dass der Schuldner die Rechtshandlung in der Ab- 
sicht vorgenommen hatte, seine Gläubiger zu benach- 
theiligen; 

2) wenn er zu den im $ 3 Nr. 2 genannten Personen 
gehört und nicht beweist, dass er zur Zeit seines 
Erwerbes von den Umständen, welche die Anfech- 
tung gegen den Rechtsvorgänger begründen, keine 
Kenntniss hatte. 

Civilrecht. 52 
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Zur Erstreckung der Fristen in Gemässheit des $ 4 ge- 
nügt die Zustellung des Schriftsatzes an den Rechtsnachfolger, 
gegen welchen der Anfechtungsanspruch erhoben wird. 


$ ı1. Das Anfechtungsrecht auf Grund des $ 3 Nr. ı 
verjährt in zehn Jahren seit dem Zeitpunkte, mit welchem der 
Gläubiger den vollstreckbaren Schuldtitel erlangt hatte und 
seine Befriedigung beanspruchen konnte; wenn aber die 
Rechtshandiung nach diesem Zeitpunkte vorgenommen ist, 
erst seit der Vorialmme «der Handlung. 


$ ı2. Wird über das Vermögen des Schuldners das 
Konkursverfahren eröffnet, so steht die Verfo!gung der von 
Konkursgläubigern erhobenen Anfechtungsansprüche dem Kon- 
kursverwalter mit der Wirkung zu, dass die Rückgewähr nach 
den Vorschriften der Konkursordnung und zwar, sofern eine 
Endentscheidung zweiter Instanz noch nicht ergangen ist, in 
vollem Umfange zur Konkursmasse stattfindet. Aus dem Er- 
strittenen sind dem Gläubiger die Prozesskosten vorweg zu 
erstatten, 

Ist das Verfahren über den Anfechtungsanspruch noch 
rechtshängig, so wird dasselbe unterbrochen. Im Falle einer 
Verzögerung der Aufnahme kommen die Bestimmungen der 
Civilprozessordnung $ 217 zur entsprechenden Anwendung. 
Durch die Ablehnung der Aufnahme wird die Befugniss des 
Verwalters, selbständig das Anfechtungsrecht auszuüben, nicht 
ausgeschlossen. 


Soweit der Gläubiger aus dem Zurückzugewährenden 
eine Sicherung oder Befriedigung erlangt hatte, finden auf 
die Anfechtung derselben die Vorschriften des $ 23 Nr. ı 
der Konkursordnung entsprechende Anwendung. 

Nach der Beendigung des Konkursverfahrens können 
Anfechtungsrechte, deren Ausübung dem Konkursverwalter 
zustand, von den einzelnen Gläubigern nach Massgabe dieses 
Gesetzes verfolgt werden, soweit nicht dem Anspruch ent- 
gegenstehende Einreden gegen den Verwalter erlangt sind. 
War der Anspruch nicht schon zur Zeit der Eröffnung des 
Konkursverfahrens rechtshängig, so wird die im $ 3 Nr. 
2 bis 4 bestimmte Frist von diesem :Zeitpunkte berechnet, 
sofern die Rechtshängigkeit bis zum Ablauf eines Jahres 
seit der Beendigung des Konkursverfahrens eintritt. 

Rechtshandlungen, welche der Gemeinschuldner rück- 
sichtlich seines nicht zur Konkursmasse gehörigen Vermögens 
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vorgenommen hat, können von den Konkursgläubigern auch 
während des Konkursverfahrens nach Massgabe dieses Gesetzes 
angefochten werden. 


$ 13. Dieses Gesetz tritt im ganzen Umfange des Reichs 
gleichzeitig mit der Konkursordnung in Kraft. 


Dasselbe findet auch auf die vor diesem Zeitpunkte vor- 
genommenen Rechtshandlungen Anwendung, sofern sie nicht 
nach den Vorschriften der bisherigen Gesetze der Anfech- 
tung entzogen oder in geringerem Umfange unterworfen sind. 


Ist der Anfechtungsanspruch zur Zeit des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes rechtshängig, so bleiben für die Entscheidung 
des Rechtsstreits die Vorschriften der bisherigen Gesetze 
massgebend. 


52* 
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der Gräflihen Standesherrichaften Leis 
ningen vom 2. März 1826 (RB. Nr. 7) 


20) Verordnung über Führung der Fauſt— 
pfandbücher vom 7. Be 1826 (RB. 
RE: 2 Su ; 


Stelle in dieſem 
Buche. 


bei E.R.S. 972 


bei L.R.S. 758 a. 


bei 2.R.S. 973 


Anhang B., 8. 


bei L.R.S. 1395. 


bei 2.R.S. 384. 


bei RS. 710fe. 
Auszug ($ 11). 


nah L.R.S. 
2105. 


Anhang A., 2b. 
(Auszug) 


Anhang A., 2c. 
(Auszug) 


Anhang A., 2b. 
(Auszug) 


bei L.R.S. 2074. 


D,8. 


21) 


23) 


24) 


25) 


26) 


27) 


28) 


29) 


30) 


31) 


32) 


Ueberſicht. 


Geſetze über Verjährung der auf Inhaber 
geſtellten Staatspapiere vom 14. Mai 
1828 (R.B. Nr. 7) und vom 23. Mai 
1844 (RB. Nr. 11) ; 


Deklaration über die Beittverhätiniie des 
Fürftlihen Haujes von der Leyen als 
Beſitzers der Grafſchaft Hohengeroldsegg 
vom 7. Oktober 1830 (RB. Nr. 12) 


Geſetz über die ehelichen Vermögensver— 
hältnifie des Adels vom 25. November 
1831 (R.B. Nr. 30) 


Geſetz über die Verpflichtung zur Zahlung 
der Grunditeuer vom 11. Oftober 1832 
(R.B. 1832 Nr. 60 und 1833 Nr. 48) 


Gejeh über Wildjchaden vom 31. Oftober 
1833 (RB. Nr. 42) . 


Geſetz über Wiederverleihung von Eswf- 
lehen vom 15. November 1833 er 
Nr. 48) ai ER are: i 


Landesherrliche Verordnung über Pfand» 
jtrihbewilligungen öffentlicher Rechner vom 
12. September 1833 (R.B. Nr. 30) 


Geſetz über Ablöſung der Zehnten vom 
15. November 1833 (RB. Nr. 49). 


Forſtgeſet; vom 15. November 1833 
(R.B. 1834 Nr. 2) mit Abänderungen 
vom 27. April 1854 (R.B. Nr. 23) 


Geſetz über Aufhebung der Gejichlechtsbei- 
itandichaft vom 28. Re 1835 ar B. 
Nr. 38) 


Geſetz über —— vom 28. 
Auguſt 1835 (R.B. Nr. 42) . : 


Geſetze über Fauftpfandverträge der Staats- 
jehuldentilgungsfafien vom 22. Juni 1837 
MB. Nr. 19) und vom 28. — 1844 
(RB. Re 7). 


823 


Stelle in diefem 
Bude. 


Anhang B., 12b. 


Anhang A.. 2b. 
(Auszug) 


. bei ERS. 577 cp 


u. 1393 a. 
bei U.R.S. 608. 


Anhang B., 6b. 


Note zu ERS. 
183lah. 


bei URS. 2158 


nah L. R.S. 21052. 
Auszug (SS 15 u. 16.. 


Anhang B., 4. 
($$ 100136) 


515a. 


bei L.R.S. 


Anhang B., 1. 


Anhang B., 13a. 


824 Ueberficht. 
D.:3. Stelle in dieſem 
Bude. 


33) Geſetz über Fauftpfandverträge bei In— 
an vom 22. — 1837 (R. B. 
Nr. 19) . . .. bei L.R.S. 2075 


34) Geſetz über die — vom 
22. Juni 1837 (R.B. Nr. 26) ». » Note zu L.R.S. 
1955 


35) Gejeg über Ablöfung der Trajelviehlaft 
vom 22. Juni 1837 (R.B. Nr. 29) . Bei L.R.S. 686. 


n — Auszug (3 5) 
36) Deklaration über die Rechtäverhältniife 
des Fürſtlichen Hauſes Salm-Reifferjcheid- 
Krautheim vom 27. N 1839 — 
* 10) . Anhang A., 2b. 


37) Gejeß über Aufhebung bu — — (Auszug) 
Einſtandsrechte vom 21. — 1839 * B. 
Nr. 23) . . . bei 2.R.S. 1701 ba. 


38) Deklaration über Die — 

der Fürſtlichen Standesherrſchaft Leiningen 

vom 30. Juli 1840 (R. B. Nr. 25) mit 

Aenderungen durch Geſetze vom 24. Febr. 

1849 (R.B. Nr. 9) und vom 9. Oktober 

1860 (RB. Nr. 5l) . . . . Anhang A., 2b. 

(Auszug) 

39) Gejeß über — gegen 

Feuersgefahr vom 3. November 1840 

(RB. Nr. 366... Anhang B., 144. 


40) Landesherrl. Verordnung über Eintragung 
der Stammgüter in die Grundbücher vom 
10. November 1842 (R.B. Nr. 35) . Bi ERS. 5770. 


41) Geſetz über die privatrehtlichen Folgen 
der Verbrechen vom 6. — 1845 an B. 
Nr. 15) .. . . Aunhang B., 15 4. 


42) Geſetz über — der Feudalrechte 
vom 10. April 1848 (R.B. 23) . . . nad L.R.S. 710 ka. 


43) Geſetz über Ablöſung der Weiderechte vom 
31. Juli 1848 (RB. Ne. 55) . . nach L.R.S. 686 u. 
2105 a. Auszüge (Art. 
38, 40 u. 41). 


Ueberſicht. 


DB. 


44) Gejeß über Einführung der Ddeutjchen 
Wechſelordnung vom 19. Februar 1849 
(RB. Nr. 9) mit Nachtrag vom 28. Mai 
1864 (R.B. Nr. 23) . 


Geſetz über Ablöjung der Erb- und en 
lehen vom 21. April 1849 (R.B. Nr. 25) 


46) Geſetz über Ausübung der Jagden vom 
2. Dezember 1850 (R.B. Nr. 58) ; 


47) Gejeß über die Entihädigungspflicht wegen 
Verbrechen bei Zujammenrottungen vom 
13. Februar 1851 (R.B. Nr. 14) 


48) Geſetz über Erbredt und Ernährung uns 
ehelicher Kinder vom 21. a 1851 
(RB. Nr. 15) i 


49) Gejeß über Vermeijung der —— 
vom 26. März 1852 (R. B. Nr. 15) 


50) Geſetz über die Feuerverſicherung der Ge— 
bäude vom 29. März 1852 (R.B. Nr. 14) 


51) Gejege über Ausübung der Fiſcherei vom 
29. März 1852 (R.B. Nr. 15) „und vom 
3. März 1870 (RB. Nr. 18) . . 


52) Gejeg über Untheilbarkeit von Liegen- 
ſchaften vom 6. April 1854 (R.B. Nr. 20) 


53) Gejeß über Yauftpfandverträge der Leih— 
und Pfandhäujer vom 6. April 1854 
(RB. Nr. 20) nebſt Bekanntmachungen 
vom 17. Dezember 1858 (6.B.B. Nr. 18) 
und vom 30. Auguſt 1869 (C. V. B. 
Nr. 14) für die Berforgungsanftalt, ferner 
vom 31. Auguft 1876 ke B. Nr. ) für 
die Reihsbant 


54) Geſetz über Sicherung der Liegenſchafts 
gränzen vom 20. April 1854 (R. B. 
Nr. 21) a re de 


45 


— 


825 


Stelle in dieſem 
Buche. 


Folgt in Abth. IL 
diefes Wertes, 


nach 2.R.S. 2105 a. 
Auszug ($ 15) 


Anhang B., 6a. 
Anhang B., 15b. 


nah L.R.S. 338. 
bei 2.R.S. 646, 
Auszug (Art.2, 8,9) 
Anhang B., 14 b. 


Anhang B., 7. 


Anbang B., 2. 


Anhang B., 13 b, 
cu © 


. bei 2.RS. 646 u. 


650. Auszug (Art. 
1,5 u. 6) 


826 


D.=3. 


Ueberſicht. 


55) Deklaration über die Rechtsverhältniſſe 


63) 


64) 


65) 


der Fürftlihen Standesherrichaften Löwen— 
itein= Wertheim vom ” Januar 1855 
(RB. Nr. 2). ; ; 


Geſetz über die Rechtsverhältfe abge= 
(öfter Yehen vom 19. na 1856 Er: B. 
Nr. 16) 


Geſetz über — der Grund— 
ſtücke vom 5. Mai 1856 (R. B. Nr. 19) 


Geſetze über das Eigenthum an Rheinver— 
landungen vom 23. Mai 1856 (RB. 
Nr. 22) und vom 11. Februar 1870 
(G. B. Nr. 12) a —— 


Landesherrliche Verordnung über die Ein— 
richtung der Lagerbücher vom 26. Mai 
1857 (R.B. Nr. 21) Fr 


Geſetz über Gewährleiftung bei Haus: 
thieren vom 23. April 1859 (R. B. Nr. 20) 


Gejeß über Bereinigung der Unterpfands- 
bücher vom 5. Juni 1860 (RB. Nr. 30) 
mit Abänderung vom 28. Januar 1874 
(RB. Nr. 5). 


Geſetz über Austellung von Schuldver- 
ichreibungen auf den Inhaber vom 5. Juni 
1860 (R.B. Nr. 30) 


Geſetz über Ausübung der Erziehungss 
rechte in Bezug auf die Religion vom 
5. Juni 1860 (RB. Nr. 51) j 


Geſetz über Einführung des deutichen Han— 
delsgejeßbuches vom 6. ae 1862 ER B. 
Nr. 40) .. 


Gejeg über Aufhebung des Yehenverbandes 
vom 9. Auguft 1862 (R.B. Nr. 47) 


Stelle in diefem 
Bude. 


Anhang A., 2b. 
(Auszug) 


Anhang A., 2d. 
Beil. I. 


Anbang B., 8. 


Anhang B., 5b. 


Note zu ERS. 
640. 


Anhang B., 9 


bei 2.R.S. 2154, 
2158 u. 2160. 


Anhang B., 12a. 


bei 2.R.S. 203 a. 


bei L.R.S. 220 und 
487. (Auszüge). 


Anhang A, 2d 
Beil. II. 


D.:8. 


66) 


Ueberſicht. 


Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
und das Notariat vom 28. Mai 1864 
(RB. Nr. 21) in neuer Fallung vom 
6. Februar 1879 (G.B. Nr. 11) 


67) Dienftweifungen für Gerichtsnotare und 


68) 


69) 


73) 


Notare vom 7. September 1864 (MB. 
Nr. 43) für Waijenrichter vom 9. No— 
vernber 1864 (R.B. Nr. 63), für Vor— 
münder vom 6. Auguſt 1864 (R.B. Nr. 38) 
und für Gegenvormünder vom 16. No— 
vember 1865 (R. B. Nr. 56) . 


Geſetz über den Enverb von Liegenichaften 
durch Ausländer vom 4. Juni 1864 
(RB. Nr. 24) ; 


Verordnung über Führung der Grund- 
und Pfandbücher vom 23. ie 1868 
(RB. We. ) ’ i 


Geſetz über die Nechtsverhältnifie der 
Dienjtboten vom 3. — 1868 * B. 


Geſetz über die Rechtsverhältniſſe der Stu— 
direnden vom 20. a 1868 Ass 
Nr. 18) j 


Geſetz über das Necht der Poſt- und Ei: 
jenbahnbetriebsverwaltung an gefundenen 
und herrenlojen Sachen vom 16. März 
1870 (6.8. Nr. 16) er 


Geſetz über die Badiihe Yanf vom 16. 
März 1870 (G.B. Nr. 17) und Statuten 
derjelben vom 28. TERN 1876 (GB. 
Nr. 9). 


827 


Stelle in diefem 
Bude, 


Auszüge bei END. 

115, 282, 405, 406, 

410, 411, 414, 416, 
467, 470. 


ige in Abtheilung 
dieſes Werkes. 


bei L. RS. 11. 


folgt in Abtheilung 
111. dieſes Werkes, 


Anhang B., 10b. 


. bei ERS. 1124b. 


Auszug ($ 2) 


bei 2,R.S. 717 a 


Anhang B., 13d. 
Auszüge (Art. 12 
des Gel. u. Art. 26° 
u. 27 der Stat.) 


828 Ueberficht. 
D.:B. Stelle in diefem 
Buche. 
74) Geſetz über die Stiftungen vom 5. Mai 
1870 (5.8. Nr. 33) .. a bei L. R.S. 910. 


Auszug ($$ 1 u. 2) 
75) Gejeg über Fauftpfandverträge der Credits 
und Vorſchußvereine vom 30. ee 1872 
(G.B. Nr. 19) . . Anhang B., 13. 


76) Gejeg über Führung der Grund= und 
Prandbücher in Städten vom 24. Juni 
1874 (RB. Nr. 37) . 2 0202020. Note zu II. Einf. 
Editt $ 3. 
77) Landesherrliche Verordnung über Namens: 
änderungen vom 16. Dezember 1875 
(GB. Nr. 383) . 2 2 Ffaolgt in Mbtheilung 
Ill. diejes Werkes. 
78) Geſetz über Benugung und Inftandhaltung 
der Gewäſſer vom 25. Auguſt 1876 
(GB. Nr. 6) » 2 2 2 2020... Anhang B., 5a. 


79) Geſetz über Einführung der Reichsju— 
ſtizgeſetze vom 3. März 1879 (6.8. 
Nr. 10) . . nen bi L.R.S. 2102, 
2103 a, 2103 b, 
2llla. 


II. Reichsgeſetze. 


1) Geſetz über die vertragsmäßigen Zinien 
vom 14. November 1867 (Bad. Gej.=Bl. 
von 1870 Beil. Nr. 6) . 2 2.2. BELERS. 1907a. 


2) Gejeg über die privatrechtlihe Stellung 
der Erwerbs- und MWirthichaftsgenofjen- 
ichaften vom 4. Juli 1868 (Bad. Gej.=Bl. 
von 1870, Beil. Nr. 15) mit Nach— 
trägen vom 19. Mai 1871 (R.G.Bl. 


©. 1000.. folgt in Abtheilung 
II. dieſes Wertes, 


D 


D.-8. 


3) 


4) 


6 


— 


7) 


8) 


9) 


Nr. 7) und vom 29. Februar 1872 (G.B. 


Ueberfidht. 


Gejeß über Erklärung des Handelsgejeh- 
buches und der Wechjelordnung zu Reichs— 
gejegen vom 5. Juni 1869 (Bad. Gej.-Bl. 
von 1870 Beil. Nr. 15); Gejeß über 
Abänderung des Handelsgeſetzbuchs vom 
11. Juni 1870 (Bad. Gej.-Bl. von 1870, 
Beil. Nr. 26) und Gejeß über Umwand— 
lung der Aktien in Reihswährung vom 
16. Dezember 1875 (R. G. B. ©. 317). 


Geſetz über Beichlagnahme des Arbeits- 
oder Dienftlohns vom 21. Juni 1869 
(Bad. Gej.-Bl. von 1870 Beil. Nr. 18) 


Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 mit 
Yenderung vom 17. Juli 1878 (R. G. B. 
BON: a ee er 


Geſetz über das Urheberreht an Schrift— 
werfen, Abbildungen, muſikaliſchen Com— 
pofitionen und dramatiichen Werfen vom 
11. Juni 1870 (Bad. Geſ.Bl. von 1870 
Beil. Nr. 25) nebſt Badiichen Belannt- 
machungen vom 16. Januar 1871 (G.B. 


Nr. 10 


Geſetz über die Verbindlichkeit zum Scha— 
denserjaß für die bei dem Betriebe von 
Eijenbahnen, Bergwerten ꝛc. herbeigeführ- 
ten ZTödtungen und a orperverlepiingen 
vom 7. Juni 1871 (R.G.B. ©. 207) . 


Geſetz über die Rechtsverhältnifie der 
Reichsbeamten vom 31. Mär; 1873 
(R.G.B. Nr. 10) — 


Münzgeſetz vom 9. * 1873 a GB. 
S. 233) .. . 
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Stelle in diefem 
Bude. 


folgen in Abtheilung 
II. dieſes Werfes. 


Anhang B., 11a. 


Anhang B. 10a. 
Auszug 


. folgen in Abtheilung 


II. dieſes Wertes. 


Anhang B., 15 0. 


Anhang B., 11 b. 
Auszug ($ 6) 


Note zu L.R.S 
1243. 


830 Ueberficht. 
DB. Stelle in diejem 
Bude. 
10) — vom 2. Mai 1874 — B. 
S. 45).. . . bei L. R.S. 984 


u. Anhang B., Ile. 
Auszüge (SS 44 u. 
45) 

11) Geſetz über Martenihus vom 30. No— 
vember 1874 (R.G.B. ©. 143) nebit 
Ausführungsbejtimmungen des Bundes= 
raths vom 8. Februar 1875 und Badi— 
cher Vollzugs-Verordnung vom 8. au 

1875 (8.8. Nr. 13) . 2... . folgen in Abtheilung 

II. diejes Wertes, 
12) Geſetz über die Beurkundung des Perjo- 
nenjtandes und die Eheichliegung vom 

6. Februar 1875 (R.G. B. ©. 23) . . anStelle von L.R.S. 


144 u. fig. 

Auszug ($3 sg 28.38) 
nebjt Geſetz über die Eheſchließung und die 
Beurfundung des Perſonenſtandes von 
Neichsangehörigen im Auslande vom 4. 
Mai 1870 (Bad. Geſ.Bl. von 1870 
Beil. Nr. 28); Badiſches Einführungs- 
gejeß vom 9. Dezember 1875 (G. B. 
Nr. 34); Dienftweilung für Standes= 
beamte vom 18. Dezember 1875 (GB. 
Nr. 37); Landesherrl. Verordnung über 
die Standesbeurfundung für das Großh. 
Haus vom 17. Januar 1876 (G.B. 

MI). ee Ffolgen in Abtheilung 

III. dieſes Wertes. 
13) Gejeß über das Alter der Sropjährigkeit 

vom 17. Februar 1875 (R.G.B. ©. 71) Bei &.R.S. 488, 


14) Bankgeſetz vom 14. März 1875 (R. G. B. 
©. 177) und Statut der Reichsbank vom 
21. Mai 1875 (R.G.B. ©. 203) . . Anhang B., 13 e. 
Auszug (5 20) 
15) Geſetz über das Urheberreht an Werten 
der bildenden Künfte vom 9. Januar 1876 
(R.G.B. ©. 4) und Geſetz über den Schuß 
der Photographieen gegen unbefugte Nach— 
bildung vom 10. Januar 1876 (R. G. B. 





Ueberſicht. 


D.3. 


S. 11) nebft Badischer Bekanntmachung 
vom 26. Januar 1877 (G.B. Nr. 2) 


16) Batentgejeß vom 25. Mai 1877 (R. G. B. 
RE 1 1 Bear a u 


17) Entwurf eines Neichsgejeßes über die 
Anfechtung von Rechtshandlungen eines 
Schuldners außerhalb des Konkursver— 
fahrens von 1879 (mod in Bera— 
thung) De a ——— 


831 


Stelle in dieſem 
Buche. 


folgen in Abtheilung 
II. dieſes Werkes. 


folgt in Abtheilung 
II. dieſes Werkes. 


Nachtrag zum An— 
hang. 


ui... — 


Regiſter. 


Die Zahlen ohne Beiſatz bedeuten die Artikel des Civilgeſetzbuchs Landrechtsſätze) 


— — 


Abfertigung b.Stammgütern 577 ep. 

Abkömmlinge, Erbrecht 745. 

Abtöfung der Zehnten 710a. Zuſ.; 
der Gülten 710 fm.; ver Faſel— 
viehlait 686 Zuj. ; der Weidercchte 
686 Zuf.: der Schupf- und Erb- 
(chen 1831 ba. Zuſ.; 
Lehen Anhang A. 3, Beil. I. 

Abtöjungstapitalien, Vorzugsr. Zuf. 
nad) 2105 a. 

Abſchlagszahlungen 1244 u. flg., 
1254, 1338 u. flo. 

Abionderung des Vermög. i. Che: 
vertr. 1529, 1536 u. flg.; d. Schul: 
den 1497, 1510 u. flg. 

Abſonderungsrecht d. reg 
biger 8785 u. flg., 211 

Abitammung, Grade 136 u. flg. 

Abtretungen von Rechten 1689, von 
Lohn, Gehalt zc. Anhang B. 11; 
von Unterpfand 2172 u. flg. 

Abweſenheit 111 b. u. jlg., 819, 838. 

Adel, VI. Eonft.:Ed. 35 21 u. 22 
Anhang A. 2e.; chel. Bermögens- 
verhältniffe 1593 a. 

Adoption, ſ. Anwünſchung. 

Afterbeſtand 1717, 1735, 1753, 1769. 

Afterbürgen 2014, 2043. 

Aitererbpfleger 1055 u. flg. 

Aftererbſetzung 896, 898, 
1064. 

Aitergewalthaber 1994. 

Aitermiethe ſ. Afterbeftand. 

Ahnen, Unterhaltöpflit 205 u. flg.; 
gefegl. Vormundſch. 402 u. fla.; 
Erbrecht 731, 733, 746749; 
Civilrecht. 


1048 - 


der eigentl. 


Pflichttheil 915 u. fig.; Theil. unt. 
Abkömmlinge 1075. 
Alimentation j. Ernährungspflicht. 


Allgemeine Gütergemeinih. 1526; 
Sefellichaften 1336— 1340. 

Almendgüter 512, 680 4. 

Alter, VI. Conſt.Ed. 3 27, Anhang 


A.2e,, Minderjührigkeit 988; Voll: 
jährigfeit 488. 

Amortiiationsfafle, Fauftpfandvertr. 
Anh. B. 13a.; Verjährung ihrer 
Schuldverihreib. Anh. B. 12h. 

Analogie 4a. 

Anerkennung d. Dienftbarf, 645; 
Urkunden über — 1357; Erfüllung 
— 1338 a.; unterbricht Rerjähr. 
2238— 2250; unchel. Kinder 334 
u. flg., 756. 

Anfechtung wegen Handlungsunfähig- 
keit 225, 1125, 1304— 1514; wegen 
Irrthum ꝛc. 1117; wegen Ver— 
fürzung 887, 1305, 1313, 1674; 
durch Gläubiger 1167, 1167 a; 
ſ. auch Nichtigkeit. 

Anlagen an der Gränze 674. 

Anleihen durch Minderj. u. Mundt. 
457,483, 499, 500, 515; m. Eins 
tritt in d. Gläub. Rechte 1250; 
©. Darleihe. 

Anteiher, Berbindlicht. 1902 u. flg 

Annahme d. Erbſch. 774— 783, 788 
n. flg., 795 u. flg., 1415—1417; 
d. Schenf. 894, 910, 932—938 a., 
942, 948, 1085— 1037; d. Zahlung 
1239, 1257 u. flg., 1538 a., 2038; 
d. Gütergemeinjchaft. 1439, 1453 

95 


834 


—1466, 1475, 1515, 2256; der | 
Aufträge 1985 u, fla.; an Kindes: | 


ftatt ſ. Anwünſchung. 

Auſchlag, kindlicher 827 ce. u. flg. 

Anſchoemmung 555 u. flg. 

Antrerung d. Erbſchaft 774-133. 

Anwachſungsrecht 545 u. fla.: bei 
unbeweglichen Sachen 552— 564 a; 
bei beweglichen 5655 — 577 ; bei Ver: 
mächtnifien 1019, 1044. 

Anwälte, Gebübrenverjährung 2273; 
Handakten 2276. 

Anweiſungen 2010 a—l., 1277. 

Anwünſchung 313—360. 

Arbeiter, Dienjtverding 1780, Anhang 
B. wa. 

Arbeitslohu, VBeihlagnahme, Anhang 
B. 11a 


Aufbewahrer, 1927, 1930 u. jlg., 
1937 u. flg., 1946. 

Aufforderung 1159. 

Aufgeld b. Tauſch 1702 a.; als Haft: 
geld 1590; auf Erblooje 333, 1407, 
1476; Vorzugsr. 2103 Ziff. 3, 
2109, 2111a. 

Aufkündigung d. Beſtandes 1736 u. 
fla.. 1759, 1762: d. Geſellſch. 1869; 
d. Aufträge 2007. 

Auflagen auf Schenkungen 945, 954; 
auf Vermächtn. 1045 a. 

Auflöſende Yering. 1183, 1134. 

Auflöſung d. Ehe 227 u. flg.; der 
Bertigge 1134; d. Gütergemein: 
fchaft 1441— 1452; d. Kaufs 1610, 
16541658; d. Beftandes 1736 - 
1745; d. Geſellſch. 1865— 1872 ; 
d. Rentenfaufs 1912. 1977; der 
Berpfrind. 1989 i—n. 

Aufrechnung d. Zahlung 1259 u. flg.; 
b. Wettichlag. 1297; in Gejellichaft 
1348; b Fauftpfand 2081; b. Nutz— 
pfand 2085. 

Aufſchiebende Beding. 1181 u. flg., 
1185. 

Auftrag 1239, 1984 -2010. 

Ausbeſſerungen bei Nutznießung 605; 
bei Beſtand 1720, 1724, 1731, 
1754 u. flo. 

Auslagen, Erſatz b. Schenk. S61; 
Geſchäftsführ. 1375; Zahl z. Ungeb. 
1381; Entwähr. 1634; Gejellichaf: 
ter 1852, 1859; Leihvertr. 1886; 
Auftrag 1009, 2001; Fauft: und 





— — — — — — 


Regiſter. 


Nutzpfand 2080, 2086; Abtret. v. 
Unterpfand 2175. 
Ausländer, Rechte 11, 13, Anhang 
. 2e, 

Auslegung der VBermögensübergabe 
1100 hd. u. flg.; d. Schenf. u. l. 
Willen 1100 da. u. flg.; d. Ber: 
träge 1156— 1164; d. Bedingung. 
1175; d. Käufe 1602 u. flg.; d. 
Tauſches 1706 a. 

Ausleiher, Verbindlicht. 1838 — 18V 1a. 

Ausichlagung der Erbichaften 784— 
810: d. Gütergemeinid. 1453 — 
1466. 

Yusichliegung v. d. Vormundſchaft 
442—449; d. Güter aus d. Che: 
gemeinſch. 1392, 1529 — 1535, 1595. 

Ausſichtsrecht 675 — 650. 688. 

Ausiteuer als Stammgutslaft577 ep.; 
d. Kinder Entmünd. 511; in Ge: 
meinschaftöchen 1438 u. flg., 1544 
u. flg. 

Ausitreichung der Piandeinträge 2157 
— 2165. 


Austreibung d. Beitänder 1743 u. flg. 


Danten, Badiihe und Reichsbank, 
Fauftpfandverträge Anh. B. 13d. 
u. e. 


' Bannpflichten 710 ha., Zuf. 


Ban, Einjturz 1386, 1336 a.; Haf— 
tung 1792. 


Bananlagen 674—6S0. 


Bandienitbarfeiten 637. 

Baufluchten 544 Zul. 

Bautoſten, Borzugsr. 2103 Ziff. 4.5. 

Bäume an Grenzen 671-675. 

Vaumeiſter, Haft 1792 u. flg.. 1798; 
Preiserhöh. 1793; Vorzugsr. 2105, 
2110; Verjähr. 2270. 

Baupolizei 544 Zuf. 

Bauſch- u. Bogen-Vertr., Kauf 1585 
u. flg.; Werfverding. 1793 u. flg.; 
S. Klumpenfauf. 

Vanunternehmer j. Baumeifter. 

Beamte, Wohnfis 107 u. fla.; Be: 
freiung v. Vormundſch. 427, Ge: 
haltöabtretung ꝛc. Anhang B. 11. 

Bedeutzeit b. Erbſchaften 795, 797 
u. flg.: b. Gemeinſchaften 1457 — 
1459, 

Bedingungen 1168—1134; zufällige 
u. willfürl. 1169 u. flg. ; aufichieb., 


Regiſter. 


auflöſ. 1181, 1183; ungiltige 900, 
944, 1040 u. flg. 1172. 
Bedungene Pfandrechte 2124-2133. 
Beibringen chel., Beweis 1502; 
ſchuldenfreie Rücknahme 1514 u. 
flg.: b. Gemeinſchaftsausſchluß 1530 
—1535; i. bewidm. Ehe 1574— 
1580; d. Weſellſchafter 1345 u. flg. 
Veirärhe, vormundid., 405—416 u. 
Zuſätze. 
Br ſchlaf, unchel., 
340 a. 
Beiitände 391, 482, 499, 513. 
Belaitete, Verträge 1106. 
Beraine 710 fc. Zu 
Bereinigung der Viandbücher 2154 
Zujag. 
Bergiwerfe 552 Zuſatz. 
Beihaffenheitshrurtunpung, 
Willen 1007. 
— auf Arbeitslohn ꝛc. Anhang 


Folgen 338, 340 


letzter 


werhrtung dv. geſetzl. Pfandrechte 

2145 —21 

Beſit 543 b., 544 e., 2228, 2235 a., 
2279. 

Beioldungen, Abtretung Anh. B.11d. 


Beitänder, Recht 3. Afterbeitand 1717. 


1721 u. flg., 1728 u. flg., 1743 
u. jla. 

Beitandgeber 1719 u. flg., 
u. fla. 

Beitandgut (-fache) Gewähr f. Män— 
gel 1721 u. flg; Deren Berlujt 
1722; Ausbefjer. 1724; Entwähr. 
1727; Mißbrauch 1729; Bericht. 
1730 u. flg.; Verkauf 1743 u. flg. 

Britandbertrag, Arten 1708 u. flo. 

Betätigung, 1337 u. flag. 

Betriebs =1 aternehmer „Haftpflicht 
Anhang B. 15. 

Betrug db. Ehe 199 u. flg.; Erb: 
antret. 733; Theil. 387; Derträgen 
1109 u. flg.. 1116, 1117. S. e- 
fährde. 

Beurkundungen d. bürg. Standes 
34 u. tlg. 

Berollmädtigte j. Gewalthaber. 

Bevollmächtigung ſ. Auftrag, Voll- 
madt. 

Bewahrung d. Vorz. u. Pfandrechte 
2106—2113; 2146 u. flg. 

Bewegliche Sachen 516 u. flg,. 527 
— 536. ©. Fahrniß. 


1743 


” 
u nn — = 


835 


en zlaft 1315; =mittel 1316 
tlg. 

Bewidizungöche 1391, 1540 —1581, 
2255. 

Blutihande Kinder 331, 355, 342, 
762— 764. 

Brandveriiherungsbeiträge, 
zugsreht 2103 b. 

Brunnen, Anlage 674. 

Bürgen ſ. Bürgichaft. 

Bürger, Wohnfig 102. 

Bürgerlihe Rechte 7 u. flg. 

Bürgerlicher Stand, Beurkundung 
34 u. flg. 

Bürgerliher Tod 22 u. flg. 

Bürgichaft 2011 u. flg.; Rückgriff 
2025 u. flg.; Selbſtſchuldner 2021a. 
2027 a.; Mitbürgen 2025 u. flg., 
2053; Erlöfchen 2034 u. flo. 


Vor: 


Ceſſion 1689, 1694, 1699 u. flg., 
j. Abtretung. 

Gonititutionsedifte (I. E.E. 5 18) 
Anhang A. 2, 

Gredit: und Vorſchuß- Vereine. Fa uft: 
pfänder Anhang B. 131. 

Dachtraufe 681. 

Darlegung d. Zahl. 1257 —1264. 


Darleihe 1892 u. flg.; verzinst. 1905 
u. fe; Vorzugsreht 2103 Bf. 
2, 


Dienitbarteiten, perfönlihe 578— 
636; Grunddienſtb. 637— 710. 
Dienitboten 1780, Anhang B. 10b.; 
Dienitlohn, Beichlag Anhang B. 11. 
Dienitverding 1711, 1779— 1748; 
Anhang B. 10. 

Dingliche Nechte 543. 

Doppelieitige Verträge 1102; Erfüll, 
1184. 


Dritte, Rechte aus Verträg. 1120 u. 
flg., 1165 u. flg.; 5. Neben: und 
Segenvertr. 1321. 

Durchfahrtsrecht 682—685. 703. 


Ehe 144 u. flg., 
n. flg., 227. 
Ghebrud) 229, 230, 

762— 764. 
Gheeinipraden 172, Zufag. 
Ehefrauen, Wohnſitz 108; Ermäd: 

tigung 217—225, 1124 u. flg.; 

Sammtſchuldn. m. d.Mann 1431; 


53* 


203 u. flg., 
381, 335, 3 


830 


Vermögensabjond. 1443 u. fla.; 
Theiln. an Gütergemeinjch. 1453, 
1492 u. flg.; Kaufvertr. m. dem 
Mann 1595; Pfandr. 2121, 2135, 
Verjähr. 2254. 

Ehegatten, Rechte u. Pflichten 203, 
212— 214; Erbfolge 724, 738 a., 
745 a., 767 u. flg.; Schent. 1091 
u. flg.; Käufe 1595. 

Eheliche Güterverhältniffe 1387 u. 
flg.; d. Adels 1593 a. 

Ehelichmachung natürl. Kinder 331 
—333. 

Ehenichtigkeit 150— 202. 

Eheordnung >11a. 

Eheſcheidung, Urſachen 229— 233; 
Urtheilseintrag 264— 266; für: 
jorgl. Maßr. 207 — 271; Einred. 
272 u. flg.; wechſelſ. Einwillig. 
275-294; Wirt. 298-305. 

eheidjtieiung 144 u. flag. 

Eheſteuer 5b. bewidm. Che 1540 — 
157%. ©. Heirathsgut. 

Eheungiltigkeit 180— 202. 

Eheverträge 1387 u. flg., 1394, 
1398, 1527, b. Einwanderern 1395 
Zujag; Schenk. 1081 u. flg.. 1091 


u. fla. 

Ehrengeſchenke, einwurfsfrei 852; 
Ausnahme vom Schenkungsverbot 
1083. 1100 4. 

Eid, Wirkung 1365. 

Eigenmadt g. Beſitzer 544 v. 

Eigenthum, Weſen u. Arten 543 u. 
fla.. Beihränfungen 544, 650 u. 


Zuſ. Ermwerbung 711, 712, 938, 
1138, 1141, 2279, IL. Einf.:Ed. 


* 25 (Anh. A. 1b.); 
thum 544 ec, 57iaa—ar.; Mit: 
eigenthum 544 d., 577 ba—bg.; 
Schrifteigenthnm 577 da—dh. 
Einbringen in d. Ehe 1501 u. flg.; 
im Geſellſch. 1345 u. flg. 
——— I. u. II. Anhang 
A. I. 
Einfährungstermin des L.R. (II. E. 
Ex 1 u. Zuſätze), Anhang A. EIb. 
Eintindichaiten 1389 Zuſatz. 
Einmiſchuug in d. Erbichaft 778; in 
d. Ehegemeinſch. 1454. 
Ginjatzpiand 2071, 2072. 
Einſprache geg. Ehe 172 Zuf.; 
Kindesanerf. 339; g. Eehbehanht 
808 u. flg.; geg. Einwerf. 865; 


Nutzeigen⸗ 


Regiſter. 


9:8: — 832; 


— 1701 ba. u. flg. 

Einſturz v. Gebäuden 1386, 1792. 

Eintragung ins Grundbuch 577 cb.. 
350, 1002 a. 1016, 1583 a., 2108 
u. flg., 2181 u. flg. IT. E.E. * 25; 
ins Pfandbuch 1069, 1072, 2106- 


Ang 2146 u. flo. 
Eintritt in Gläubigerredhte 
1251. 


Einverleibung 551—577, 712. 
Einwanderer, Eheverträge 1395 Zuf. 
Ginwerfung 829, 830, 843—869, 
918. 
Einzüunung 647, 648. 
Einzugsanweiſung 2010 b.. 2010 k. 
Eiſenbahnen, Güterbeförder. 1786; 
Haftpflicht bei Tödtungen od. Kör— 
perverlegungen Anhang B. 15 c. 
Gilenbahn = Scnidentilgungs= Kaffe, 
Fzauftpfandverträge Anh. B. 13 a.; 
Schuldverichreibungen, Verjährung, 
Anhang B. 12 b. 
Eifern Vieh 522, 1821 u. fl. 
Elterliche Gewalt 371—374, 389. 
Elterliche Nutznießung 334— 9387. 
Empfehlungen 1381 aa. u. flg. 
Enteignung 545 u. Zul. 
Entledigung d. Eigenthum v. Pfand- 
u. Vorzugsr. 2167, 2179, 2130 — 
2195. 
Entliegenichaftung, chel. Güterver- 
hältn. 1497, 1505 u. flg. 
Entmündigte, Wohnfig 108; Hand— 
lungsunfähigt. 502 u. flg., 1124 
u. ſig, 1304, 1312; Theil. 819, 
338. 
Gutmündigung 439, 499, 502, 512. 
Entiagung auf Erbichaiten 734, 345. 


gea. Zahl. 1242, 


1250, 


1130: a. Gütergemeinfh. 1456 
— 1460, 1469; a. Unterhalt 
2046 a. 


Entichädigung f. Eigenthumsabtret. 
545; f. eine Quelle 643; f. Durch⸗ 
fahrt 682; w. unerfüllten Vertr. 
1142— 1155, 1182—1184, 1229; 
Untergang d. Sache 1205, 1303; 
Seichäftsführ. 1375; Rettung 1381a 
u. flg.; Rath 138lab. u. flg.: 
Vergehen u. Berfehen 1382 — 1384; 
Schaden dur Thiere 1335; Baus 
ſchäden 1386; Gntwähr. 1650 — 
1636, 1705: verborg. Dienſtbark. 


— * — — re“ 


Regiiter. 


1655; Mängeln v. Saden 1641 
u. flg., 1721, 1891; d. Bürgen 
2023; durch Pfandſchreiber 2127a., 
2197. 

Entidädigungspflicht mw. Verbrechen 
überh, Anh. B. 15a.; mw. Verbr. 


b. Zujfammenrottungen Anhang B. 


15b.; ſ. auch Haftpflicht. 

Entſchlagung j. Entſagung. 

Entwährung v. Erblooſen 834 u. flg.; 
Schenk. 952 a. u. flg.; Kauf 1626 
u. flg.; Tauſch 1705 u. flg.; Ge: 
jellichaftseindr. 1845. 

Entwendungen a, Nachlaß 792, 801; 
a. Gemeinih. 1460, 1477; bei 
Hinterleg. 1998; Daft d. Wirthe 
1953 u. flg.; Rückforder. d. Fahr: 
uiſſe 2279. 

Entwürfe v. Vertr. 13402. u. flg. 

Grbabionderung 378 u. flg., 2111. 

GErbanfallsort 110. 

Erbantretuug 774, 773 —783, 800; 

Erbausihlagnung 744, 780 — 792, 
845, 1130. 

Erbbeſtand 1531 ba. u. flg. 

Grbdiewitbarfeiten 710a. u. flg. 

Erbe, lediges SI1—814. 

Erbeinmiſchung 778. 

Erbeinſetzung 967, 1002, 1006. 

Erbeinweiſung 120 u. flg., 770, 
1008. 

Erben, gejegliche 723, 724, fiche Erb- 
folger u. Erbredt. 

Erbentingungsbucd 784, 1457. 

Erbfähigteit 725 u. flo. 

Grofolger 723. 724. 756-773. 

Erbgleichſtellungsgelder, Vorzugsr. 
2103 3. 3, 2109, 2111a. 

Erbgülten 710 fa—fım. 

Erbkäufe 1695 — 1695, 1983 b. 

Erblehen 1831 ba. u. flo. 

Erblooſung 341. 

Erbnehmer 1003 — 1009. 

Erbordnung 723, 73L, 778. 

Grbpfleger 312, 1055, 1068. 

Eropflichtigteit 710 ka. 

Erbrecht 731 u. flg.: d. chel, Kind, 
745; % natürl. 756 u. flg.; d. An- 
aewünjchten 350 u. flg.: d. Ahnen 
746— 749; d. Geichwifter 748— 
752, 766; d. Seitenverw, 753— 
755; d. Ehegatten 767 —772,738a., 
745 a.; d. Staats 768 u. fla. 


775, 


837 


Grörente 530, 1909, 1911 u. fla.; 
Verjähr. 2277. 

Erbſchaften, Anfallsort 110; Eröffn. 
u. Erwerb 718—724, 769773; 
Vertragsgegenſt, 1130, 1600, 1696 
— 1698. 

Erbſchaftsſchulden 870—876, 

Erbſtücknehmer 1014— 1024. 

Erbtheilnehmer 1010—1013. 

Grbtheilung, Verfahr. 819 u. ft 
822— 42; Einwerf. 843 u 
Schuldenzahl. 870 u. fla.; St. 
883; Gewähr. der Yooje 834 u, 
flg.; Umſtoß. 887 u. flg.; d. Eltern 
unter Kinder 1075 u. fla. 

Erbtheilvermächtniſſe 1010— 1015, 

Erbunfähigteit, Fälle 725. 

Erbunterichlagung, Folgen 792,801, 
1460, 1477. 

Erbunmürdigfeit, 727—730. 

Erbvermächtniſſe 1003— 1009. 

Erbbertretungsrecht 730, 739 —744. 

— Vorſicht 703 —810, 
2146. 


Erbverzicht 784—792. 

Erbzinſen 710 fa—fm. 

Erlaſſung d. Schuld 1234. 1282 u. 
flg.; d. Pachtzinſes 1769. 

Erlöſchung d. Nutznieß. 617; d. Nutz. 
u. Wohn. 625; d. Grunddienſtbark. 
703 u. flg.; d. Bertragsverbindlichk. 
1234, 1235 u. flg., 1271 u. flg., 
1282 u. flg., 1290, 1300, 1302 ; 
d. Vachtvertr. 1737, 1741, 1775, 
1795; d. Geſellſchaft 1865 u. fla.; 
d. Aufträge 2003 u. fla.; d. Burg: 
Ihaft 2034 u. flg.; d. Vorz. und 


Pfandrechte 2180 u. flg.; ſ. auch 
Verjährung. 
Grmädtigung der Ehefrauen zu 


u NIE 217 —225, 1124, 
1125 

Ernährungspflicht a. Che 203, 214, 
585, 1409, 1537 a., 1539 4. 1558; 
a. Anwünjch. 349; Pflegvaterſch. 
364, 367; a. unehel. Beiſchlaf 338 
Zuſatz, 762 u. flag. 

(Erneuerung d. Beraine 7lOfe.; d 
Beitandes 1738, 1759, 1776; d. 
Pfandeintr. 2154 Zuſ.; d. Schuld: 
titel 22683. 

Eröffnung d. Erbich. 110, 718; letzter 
Willen 1007, 


838 


Errungenſchaft d. Gütergemeinichaft 
1401— 1408. 

Errungenſchaftsrecht 1498, 1499, 
1504 a., 1521a., 1527, 1581. 

Griigung 2219a., 2259, 2255; 
des Eigenthums 2262 — 2265; 
226% a.; von Grunddienftbarf. 690, 

Erziehungskoſten, Zajten d. Che 385; 
einwurföfrei 352: Xajten d. Ge: 
meinich. 1409; Beitr. b. Vermögens: 
abjond. 1448, 


Grzichung der Kinder 203, 209 a., 
308, 


Fabrifarbeiter, Rechtsverh. Anhang 
B. 10a. 

Be DIE: Haftung Anhang B. 
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— d. 
flg. 1258. 

—** 535. 2102, 2279. 

Familieneigenthum 577 e a—e v. 

Familienrath 405 u. ilg. 

Familienſtand 319—330. 

Faſelbiehlaſt 686 Zufag. 

Fauftpiand 2073— 2084; Vorzugär. 
2102 if. 2: Nüdgabe begründet 
nicht Bermuth. für Schuldnachlaf 
1286, 

Fauitpfandverträge d. Staatsichul- 
dentilgungskaſſen, Leihhäuſer, Ber: 
ſorgungsanſt. Banken u. Genoſſen— 
ſchaften Anh. B. 

Fehler d. Beſitzes 550; d. Rechtsgeſch. 
1358; d. Bauten 1386, 1793, 
1792; verfauft. Sachen 1625, 1641 
— 1649; d. gemicth. 1721. 

Feldbereinigung Anh B. 2. 

Felddienitbarfeiten 687. 

Feldpolizei 652, 

Fenſterrecht 675—680 a. 

Feitungsmwerfe 540, 541 u. Zufäße. 

Feudalrechte, Aufhebung, Zuſatz nad) 
Zlüka. 


Forderungen 1185 u. 


— der Fahrniffe und 

Gebaude Anh. B. 

Fiihereirecht 715, Anh. B. Z 

Floßbare Flüſſe 338. 

Flüſſe 

Flußbett, Eigenth. am verlaſſ. 562. 

Forderungen, deren Uebertrag. 1689 
— 1701, 2214: Behandl. d. betag: 
ten — in d. Gant (1188 a). 


Regiſter. 


Form der Rechtsgeſchäfte überhaupt 
3a. 6xk.: Schenk. 931 u fla.; 
letzter Willen 967—1001: Ver— 
mögens-Uebergaben 1100 a b.; 
Eheverträge 1394; Beftandverträge 
1743; Fauftpfand 2074; Nutzpfand 
2085; Unterfand 2127 u. Zuſatz. 

Foritberedhtigungen 636, Anh. B. 4 

Forſtrecht 4 Zuſatz. 

Franitgeichäite 1782 u. fle. 

freigebigfeitsverträge 1105, 


Freitheil 913 -ÿ919. 
Fremde 11, 13, Anh. A. 2e. 


Fremde Sachen b. Schenf. u. Ver— 
mädtn. 1021; Berfauf 1599; 





‘ Gefahr, Uebergang 1138; 


Fauftpfand 2077 a. 

Friſten j. Verfchollend. 115. 119; 3. 
Erb: u. Gemeinichaftsannahme 195, 
1457, 1461; 3. Wiederfauf 1660, 

Frohndpflichtigfeit ZIO ia. 

Früchte 520. 547—550, 583, 584 

Fundiadhen 717, 717 a. 2279 

Fuhrleute 1752 u. flag. 


Gaitgeber (-wirthe) 1952 u. flg., 
2102. 


Gebäude, unbemwegl. 518; Unterhalt 
durch Nutznießer 577 ak., 605 u. 
flg. Bauvorichrift. 674; Theilung 
664, 8327; Einfturz 1386; Miethe 
1752 u. flg. 

Gebräuche (Ort3:) b. Bauten 663, 
674; w. Vertragsausleg. 1159. 

Gedinge, Auslegung 1160 u. flg. 

Gefährde b. Theil. 337; in Verträg. 
1109, 1116 u. fla, 1150 u. flg.; 
g. Gläub. 1167, 1447, 1464. 

b. auf= 
ſchieb. Beding. 1182; Rettungsauf= 
wand 138la. u. flg.; 5b. Kauf 
1585, 1624. 1629; b. Biehverftell. 
1822; d. Geſellſch. einbr. 1851. 

Gefundene Saden 717 a.. 2279. 

Gegenitand d. Vertr. u. Verbindlich, 
1126 - 1130. 

Gegenverträge 1321, 1396 u. flg. 

Gegenvormund 420— 426, 

Schalte, Beihlag Anh. B. IL. 

Geldſtrafen bei Gütergemeinich. 1424. 

— DEINER, Haftpflicht An- 
hang B. 15 b 

Gemeindegüter 587. 542, 1712. 

Gemeinderechner, Pfandr. 2121. 

Gemeindeumlagen, Vorzugsr. 2103 b- 


Regifter. 


Gemeinschaft d. Eigenth. 577 ba. u. 
flg.: an Scheidemauern x. 655 u. 
flg.; am Erbe S15 u. fla.; ſ. Gü— 
tergemeinichaft, eheliche. 

Gemmithsihwäche 439, 409 u. flag. 

Genehmigung 1311, 1338 u. fle. 

Genuß, Eintheilung 543 u. fa: an 
Ehevermög. 1539, 1555, 1578 u. 
flg.; bei Geſellſch. 1337 u. flg., 
1867. ©. Nugnießung. 

(Seräthe, Haus: 533; Zimmer 534 

Gerichtszugriff auf Liegenſchaften 
2204— 2212. 

Geſchäftsbeſorgung für Gejellichaften 
18°6— 1861. 

Seihäftstührung 1372 u. fla. 

Geſchenke, Einwerfung 346, 349, 852, 
S. Schenkungen. 

Geſchlechtsbeiſtandſchaft >15 a—k. 

Geſchwiſter, Erbrecht 731, 742, 748 
u. flg., 750—753, 766, 

Geſellen, Rechtsverh. Anh, B. 10a. 

Geſellſchaftsverträge 1832— 1573; 
d. Eheleute 13857—1581; Eim 
werfung S54. 

Geſetze, Wirkfamteit 1—1 b., 6—6 e; 
nah Zeit 2—2 c., nah Ort. 2 u. 
3a. 

Geſinde, Wohnſitz 109; Haft d. Dienft- 
herren 1384; Dienftvertr. 1780; 
Anhang B. 10b. 

Geſtändniß 19354 Zuſatz. 

Geſtohlene Sachen, Haft d. Wirthe 
1953 u. flg.; Rückforderungsrecht 
2279 u. fla. 

Getheiltes Eigenthum 544 d., 577ab. 
u. fla. 

Gewähr b. Exrbid. 724, 770, 1004, 
1006, 1003, 1026 u. flg.; b. Yie- 
gend. 1583 a., 1626 a.. 11. E.E. 


25. 

bo) 

Gewährleiſtung b. Theil. 884 u. flg.. 
1476; Schenf. 952a. u. flg.; f. 
Heirathsgut 1440, 1547; b. Kauf 
1625 u. flg.. 1641 u. fla., 1681; 
Redtsübertrag. 1693 u. flg.; Erb: 
verfauf 1596 u flg.; Tauſch 1704 
u. flg.; Miethe 1721, 1725 u. flg.; 
d. Geſellſchafter 1845; d. Gemalth. 
1997, b. Vergleih 2051a.; Pfand: 
vertr. 2071a.; d. Baumetjter 2270; 
f. Hausthiere Anh. B. 9, 

Gewalt bei Verträgen 1100— 1117; 
ehelihe des Mannes 214—226, 
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1588; elterl. 371—8387;  höbere, 
b. Entjchäd. 1145; b. Miethe 1730, 
1733; Bauten 1755; Frachtfuhren 
1784; Aufbewahr. 1929. 

Gemwaltsentlaffung 476—487, 935, 
1305, 1990. 

Sewaltgeber, Prlihten 1998 u. flag. 

Gewalthaber, Auftrag, Vollmacht 
1991. 

Sewerbsanlagen Zuſatz. 

Gewerbsgehülfen, Rechtsverh. Anh. 
B. 10a. 

Gewerbsmeiſter, Haftung 1384. 
Gewohnheit Hd. u. flo. LEE $ 17 
U. E.E. $ 5; b. Bertr. 1135; 
Gläubiger, Rechte 1165 u. fla.; b. 

Nutznieß. 618, 622; Theilungen 
808, 309, 820, 826, 865. 882; 
Erbabjond. 877 u. flg., 2111; Ber 
mögensabjond. 1446 u. flg.; Ges 
meinichaftsentichlag. 1564. 
Gleichſtellungsgeld b. Erb: u. Ge— 
meinichaftstheil. 833, 1407, 1476 ; 
Borzugär. 2103 3. 2, 2109. 
Glücksverträge 1964—1933. 


Grade der Verwandtſch. 734— 738, 


Grenzen der Liegenichaften 646 u. 
Zuſatz, 2241 a, 

Grenziteine 646, 650 u. Zuſ. 

Gruben, Anlegung 552, 

Srundbüder, II. Einf.-Evdift $ 25 
nebit Zujägen (Anhang A. Ib.) 
1002 a.. 1016, 1583 a., 2108 u. 
flg. 2181 u. flg.. 2201 u. flo. 

Grunddienitbarfeiten 637 —639; ge= 
jeglihe 640— 685; bewilligte 686 
— 710; ftändige u. unft. 688; offene 
u. verborgene 639; Erwerb 690 — 
595; Umfang 697 — 702; Erlöſch. 
703— 710, 

Grundgerechtigkeiten 637 u. fla. 

ih 102 a., 2121 a., Anh. 

2c 


Grundpflichtigfeiten 710 g a—ka. 

Srumditüde 518, 646; Zujammen= 
[egung Anh B. 3. 

Sülten 710 fa—fm. 

Güterabionderung d. Erbichaftsgläub. 
878 u. fla.. 2111; unt. Ehegatten 
* u. flg., durch Beitrag 1536 
u. flg. 

Giüterabtretung 1265—1270,. 
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Gütergemeinichaft, ehel. geſetzl. 1400 
u. flg.; bedungene 1497 u. flg.; 
Ausichließung 1529 u. flg. 

Güterzuſammenlegung Anh. B. 3. 

GSutitchen f. Dritte 1120. 1331 aa. 
u. fla.. 1384, 1735, 1797, 1994. 


Habe, fahrende 535: Zuwachs 565 ; 
in d. Gütergemeinſch. 1401, 1415, 
1422, 1449, 1471, 1492, 1497 u. 
tlg.,; 1510, 1514. 15531 u. flg., 
1551. S Fahrniß. 

Haftbarkeit f. Nathsertheil. 1381 a c.; 
f. Vergehen u. Verjehen 1382 u. 
tla.: d. Prandfchreiber 2197, 2102 
u. fg.; ver VBetriebsunternehmer 
Anh. B 15e. 

Haftgeld 150. 

Halbmündige 1124 a. 

Halbverträge 1371 —1381. 

Hand, Lebende, todte 537, 

Handarten d. Anwälte 2276. 

Handelsberrieb d. Ehefrauen 220, 
1426: d. Gewaltsentlaffenen 437, 
1: —308. 

Handelsgeiellihaften 1372. 

Handkauf 1701 ac. 

Handloöoyn 577 ab, 1831 bh. 

Handtungstähigkeit bei Schenkungen 
und legten Willen 901 u. flg.; bei 
Berträgen 1123, 1124. 

Handidrift, Rückgabe 1232 u. flg. 

Hauptausbeiferungen bei Nugnieh. 
u. Nutz. 605 u. flg., 635; b. Ber 
ſtand 1720. 

Haus, Begr. 535, 596; 
505 u. flg., 1720, 
Stockwerke 664 

Haushaltung duch d. Frau 1420 a.; 
nach Vermögensabfond. 1448. 

Hausherr, Haftung 1984, 13844. 

De Gemährleiftung Anhang 





Ausbefferg. 
1754 u. flg., 


Hausdater, Sorgfalt 450. 6OL, 627 
1137, 1374, 1:29. 1806, 1880. 
Hauswirthe, Verjähr. 2271. 2275. 
Heirath, ſ. Eheſchließung. 
Heirathsgut, ſ. Ausſteuer. Eheſteuer. 
Heirauthsvertrag, ſ. Ehevertrag. 
Herkommen, ſ. Gewohnheit. 
Herrenloſe Sadhıen 539, 713 
Herrenitand 5iZ ed. Sizem. 
Hinterlegung überhaupt 1917—20; 
freiwillige 1921—48; nothgedrung. 


irrt 


Regifter. 


1949 — 54; zur dritten Sand 1955 
—63; von Zahlungen 1257 u. fla. 

Hofgüter, Vortheilörecht 327 Anhang 
Aahb, 


Holzidläge 521, 591, 1403. 
Hüter, gerichtl. 1264, 1961 u. fla. 


Zagdrecht 686, 715. Anh. B. 6. 
Inbehaltungsrecht an verkauft. Sad). 
1612, 1653, 1673; b. Beftand 
1749; Leihe 1835; Hinterleg. 1948; 
Fauſtpfand 2082, 5 
Inhaberpapiere, Ausftellung u. Ver: 
— Anh. B. 12; Verpfändung 
2015 
Inhabung 543 b., 544 e,, 
Inländer 8 15 u. fla. 
Inſeln 560 u. flg. 
Irrthum im Recht er b. Ehen 
130. 201: Berträa. 1109 u. flg. 
1304; Zahlg. 1377 u, flg.; Ver: 
gleihen 2052 u. fg. 


2228. 


Kamine an Grenzen 657. 674. 
Kauf 1582—1701: bei Miethe 1743 
u. flg, S. Verkauf. 
Naufbriefe 1583 a. 
Käufer, Ausihluß 450, 1596 u, flg.; 
Prliten 1550 u. fig. 
gejegl. Pfandr. 


Kaufmannsfrauen, 
2121 Zujäge. 
Kaufpreis (Schilling) 1583, 1591 
u. flg.. 1650— 1654; Vorzugsr. 
2103 Ziff. L 2108, 211la. 
Kinder, ehel, 319—330; angewünjchte 
343 u, flg.; elterl. Gewalt 371 
u. flg.: velig. Erzich, 203 a. 420a.: 
Erbrecht ZI u. flg. 740, 745, 
1389; Brlichttheil 913 u. flg.; u 
Schenk. geborene 953, 960 u. flg., 
1100 b e.; Haftg. der Eltern 1384; 
Laſt d. Erzich. 1409, 1448; Aus- 
ftatt. 1422, 1433 u. flg., 1544; 
a. früherer Ehe 1496, 1527. ©. 
auch natürliche Kinder und Blut: 
ſchande. 
Kindlicher Anſchlag We. 
Kindſchaft, ehel. 312—330. 
Kirchenbaulaſt ZIO. de. Zuſatz. 
Kirchengüter 537 u. Zuf., 1712. 
Kirchliche Erziehung 203 a., 420 a. 
lagen w. VBaterichaftäverläugn. 312 
u. flg., 313: Familienſtand 319— 
326; Liegenſch. Minderj. 464, 482; 


Regiſter. 


bewegl. od. unbew. 526, 529: dv. 
Gläub. ausgeübt 1166; 
2262 u. flo. 
Klumpenfauf 1701ad., 2192. ©. 
Bauſch und Bogen. 
Körperichaften Anh. A. 2a.; Ver: 
mögen 537: Nutznieß. 619: Be: 
ftandvertr. 1712; Vergleiche 2045; 


Prandr. 2121, 215%: Verjährung 
2227. 
Nörperveriegungen, Entſchädigung 


dafür Anh. B. 15, 
Koitgelder, Verjähr. 2271, 2275. 
Kraft Geſetzes, Begriff Gh. 
Nreisumlagen, Vorzugsr. 2103 b. 


Fagerbücer 616 Zufag. 
Landflüchtigteit, Scheidungsgrund 
232 a 


Kandtafel für Stammgüter 5iTcb. 
u. Zujaß. 

Lebensunfühigkeit b. Kindesverläugn. 
314: b. Erbrecht 2 906, 

Lediges Erbe 723, 768—772, 811 

— 314 

Legen Anhang A 2d.: Schupf: und 
Erblehen 1831 aa—bl. 

Lehrlinge Rechtsverh. Anh. B 1Oa. 

Leibgeding, ſ. Bermögensübergabe, 
Verpfründung. 

Leibgeräthe, in Nußniehung 589; 6. 
Gemeinjchaftstheil. 1474 a., 1492, 
1495. 

Leibrente, in Nugniegung 588; Ber: 
mädtn. 610, 1015; Behand. bei 
Theil. 872; Gewähr unt. Miterben 
586: Anfchlag im Pflichtheil 917 u. 
flg.: Zinsbarf. d. Rückſt. 1155; 
Zugriisfreiheit 1981; Berjährung 
2217. 


Keibrentenvertrag 1964,  1068— 
19:7. 

Leihhäufer, Fauftpfandvertr. Anhang 
B. 15b. 

Leihvertrag 1875—1891; Wettſchl. 
1293 


Leinpfad, 556. 650, 

Letzte Willen, überhaupt S93—1074; 
Anwünſch. 366: Fühigk. 3. verfüg. 
u. 3. empfangen 901 —912; Frei— 
theil 913— 919; Form 967 u. fla.; 
eigenhänd. 970; öffentl. 971— 0975; 
geheime 976— 979; d. Militärper: 
jonen 981— 984; an Beitorten 985 


Verjähr. 


| 


ee — — — — — — 
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— 357; zur See 995—998; im 
Ausland 999 u. flg.; Nichtigkeit 


1001: Eröffn. 1007 u. fla.:; Voll: 
zieher 1025— 1034; Berfall u. Wi- 
derruf 1055 —1047; ſ. Vermächt— 
niſſe. 

Lichtrecht 676—680. 

Lieferung, Pflicht der — 1136. 1264. 

Liegenſchaften 517—526 a.: Theilg. 
824. 827, 827e.. Anhang B. 2: 
eheliche errungene 1402; beigebradhte 
1404— 1408: Uebergabe 1605; 
Nugpfand 2085 u. fla.: Vorzugs— 
rehte 2105—2105a.; Unterpfands- 
gegenft. 2118; Zugriff 2204 u. flg ; 
Erſitzung 2265 u. flg.; Vermefjung 
646 Zuſatz 

Liegenihaftsgrenzen 646 u. Zuf. 

Linien der Berwandtichaft 733— 738. 

Lohn, Beichlagn. Anh. B. 11a. 

Looſe b. Theilungen 324, 826, 828, 
S31— 836: deren Gewähr 883— 
386. 

Looſung 170l aa. u. flg. 


Mängel d. Bauten 1386, 113% 
1792, 2270; verfaufter Sachen 
1625, 1641— 1649; gemicth. 1721; 
gelichen. 1391. 


Mai; b. Kauf 1616-1623; Pacht 
1765. 
Mauern, Gemeinfchaftliht. 653— 


663; Fenfter 675 u. fla. 

Miethe, überhaupt 1711, 1714 u flg.; 
Häufer u. Fahrniß 1752 u. flg. 
©. Beltand. 

Mierhzins, Vorzugsr. 2102 Zujag; 
Verjähr. 2277. 

Militärperfonen, Befreiung v. Bor: 
mundjich. 423, 436; letzte Willen 
931 u. flg. 

Minderjährige 388 u. flg.: Gemwalts- 
entlafjung 476487; Tejtirfähig- 
feit 903, 904; Verbindlichkeit aus 
Verträgen u. dal. 1124 u flg., 
1304— 1314, 1384:  Pfandrecht 
2121, 2135; Gerichtszugriff 2206 
— 2208; Berjähr. 2252, 2278. ©. 
Vormundſchaft. 

Minderungsklagen Gewaltsentlaſſe— 
ner 484; g. Schenk. u. Vermächin. 
920-930, 1970, 1973: g. Ehe: 
geihenf. 1090; d. Kinder früherer 
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Che 1496; g. Käufe 1619, 1644; 
b. Unterpfändern 2161— 2165. 

Miſchung 5735— 577 

Mißbrauch d. Nutznießers 618: d 
Miethers 1760; d. Entleiherö 1881; 
d. Fauftpfandgläub. 2082. 

Mitburgen 2025, 2026 u. flg., 2033. 

Miteigenthum 544 d., 577 ba—b g., 
653 —b6 13. 

Miterben 750, 786, 817, 834, 857, 
875, 1220—1225. 

Mitſchuldner 1200 u. flag, 1220, 
1222. 

Mittelsperionen 911, 1099, 1596. 

Mitvormund 206. 

Mundloſe, Wobnfig 108: Erbtheil. 
817, 333: Verträge 1124 u flg., 
1504, 1312; Pfandr. 2121, 2135; 
Berjähr. 2252, 2278. 

Mundtodtmahung 513, 513 a. 

Münzgeſetz 1243 Zufag. 

Mutter, Erziehungsrecht 14L, 371 u. 


flg., 381: Rutznieß. 384—386; 
Vormünderin 305 a. 394; * 


nn 2395 u. 1. fig, 209 


Duiterihaft, Anerkennung 334 u. 
flg., 336 u. flg., 339; Nachfrage 
S4l u. en 


Nachbarrecht 640-685, 1370. 

Nacherbſetzung 898. 

Nachgeborene Kinder 958, 960 — 
466, 1100 be. 

Nachkommen, j. Kinder. 

Nachläſſigkeit 1383. 

leer 1232—1288; d. Bachtzinfes 

Nahrungsgehalte, Wettſchlag 1293; 
Verzicht 2046 a, 

Namen d. geichied. Frau 299 a.; d 
Angewünſchten 

Natürliche Kinder, Ehelichmach. 331 
u. flg.; Anerkenn. 334 u. fla.; 
Ernährung 338 u. Zuſ.: Anwünſch. 
345 a.; Bormundichaft 393 a.; Erb= 
folge 723 u. flg.; Z56u. ftg., 173, 
908; Erbr. an deren Nachlaß 165 
u. flg. ©. aud Blutjchande. 

Natürliches Recht 4a., 6g. 


Natürliche Verbindlichkeit. 6 g., 1235, | | 


1906, 1967. 
Nebengedinge, Ausleg. 116L 
Nebenſachen 568. 


Regifter. 


Seite. 
Nebenderträge 1321, 1306 u. flg. 
Nebenvormund 
Nichterfüllung, Entſchäd, 1142. 1146 
—1155 a. 1229; Vertragsauf— 
löſung 1184; b. Kauf 1611, 1654 
—1657 ; Baht u. Miethe 1741, 
1752, 1766: im Geſellſch 1871; 
int Yeibrentenvertr. 1977 u. flg. 
Nichtigkeiten 6 k—6 o.; d. Ehen 130 
u flg.; v. Rechtshandl. d. Frauen 
225, 1125; d. Verträge zw. Mün— 
del u, Vorm. 472; d. Handl. Ent» 
münd. 502, 1125; d. Schenf. 900, 
01 u. flg., 948, v65: d. legt. 
Wil. 900, 901 u. jlg., 980 b., 
925, 1001, 1021, 103%, 1043: d. 
Theil. 1078; d. Berträge 1109— 
1117, 1131—1133, 1172 u. flg., 
Klagen auf N. 1304 u. flg.; Ge: 
nehm. 1538; b. Bermögensabjond. 
1443 u. flg.; b. Veräuß. d. Che: 
jteuer 1560; b. Verkäufen 1596 — 
1601; b. Bürgſch. 2012; b. Ver 
gleihen 2054 u. fl 
Richt, — 1235, 1376— 
1331, 
— 1244 b. 
iss (> Hinterlegung 
—195 
— 682-685. 
Nuteigenthum 544 c., 577 aa—ar.; 
1831 be. 
Nutznießung 278 - 624 elterliche 
384, 154; des überlebenden Gatten 
133 a, 45a, 1519a. 1595 a; 
vermacdte 809, 1094; Anſchlag 3 
Pflichttheil 917 u. flg.; vorbehals 
tene 949 u. flg.: = Vermögens 
überg. 1100 ca. u. flg.; am Che- 
gemeinichaftsveru. 1403, 1409, 
1422: and. Chefteuer 1540, 1555 
1562, 1570 a; am augebradten 
Gut 1550; als Unterpfandsgegenft. 
2118; Zugriff auf — 2204. 
Nutzpfand 2085— 2091. 
Nutzung 625—656. 


1949 


| Or d. Zahl. 1247 u. flg., 1258, 
1264, 1296, 1651; d. Uebergabe 
b. Kauf 1609; b. Darleihen 1897 a., 
1902 u. jlg.; 5. Hinterleg. 1942 


u. flg. 
 Ertögebranc b. Scheidewänden 663; 
Baumanlagen 671; Bauten 674; 


Regifter. 


Vortheilsgerechtigl. 827 c.; Ver: 
tragsverbindfichk. 1135; Vertrags 
ausleg. 1159; Gemährleift. Klage- 
frift 1648; Miethe u. Baht 1736, 
1753, 1757 u. flg, 1777; Ber: 
jihr. 2274 a. 


Wacht, überhaupt 1714—51, 1763 — 
1778, Güter Minderjähr. 450, 
481, 1718; b. Nußnieß. 595, 602; 
d. Güter der Frauen 1429 u. jlg.; 
Staat3- u. Gemeindegüter 1712; 
S. Beltand. 

Pachtſchilling 554, 586; VBorzugär. 
2102 Zujag; VBerjähr. 2277. 

Perſonen, juriftische, ſ. Korperſchaften. 

Perſonenrecht 7—515. 

Pfandbücher II. EE. $ 26 u. Zu: 
jäge (Anhang A. 1b.): inträge 
1069, 1072, 2106 u. fig, 2146 
u. flg.; Bereinigung 2154 Zujag. 

Pfandhäuſer, Fauftpfandverträge, An: 
bang B. 13 b. 

Pfandrechte, j. Fauſt-, Nutz-, Unter: 
pfand. 

Pfandſchreiber IL. E.E. $ 26 u. Zu— 
jäge; Verantwortlich. 2196 — 2203. 

Pranditrid; 2158, 2160. 

Pfandurkunden 2127. 

Planzungen 552, 671. 

Pfleger d. Abweſ. 113; d. Leibes- 
frudt 399%; (d. Gewaltsentlaſſ. 
480); d. led. Erbes 812 u. flg.; 
d. Aftererbes 1055 u. flg.; abgetr. 
Unterpfänder 2174. 

Plegvaterihaft 361—370. 

Pflichttheil d. matürl. Kinder 761; 
d. ehel. 913, d. Ahnen 915; Er: 
gänzungen 920—930. 

——— 1083 a—m.; Anhang 

34 


Poſt Verpflichtungen 1786. 

Preis b. Kauf 1583, 1591 u. flg., 
1650 — 1654; Vorzugsrecht 2103 
af. 1. 

Probe b. Käufen 1588, 

Prüfung b. Kauf 1537 u. flag. 


Quellen, Benütz. 641—643. 
Quittung, Wirkung 1248 a., 1255 u. 
flg., 1908. 


Wiattichläge 1381ac. u. flg. 
Rauchfang, Anleg. 674. 
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Rayon bei Feitungen 544 Znfap. 

Rechner, DVorzugsr. u. ge. Pfandr. 
2103a., 2121 u. flg.; Pfand— 
jtrichsbewill. 2158. 

Rechnung i. Abwei. 113, 125; Min: 
derjähr. 469— 474; d. Vorfichtserb. 
803, 810; üb. led. Erbe 813 u. 
flg.; d. Treuhänd, 1031; d. Ges 
walthab. 1999. 

Rechtsähnlichkeit 4 a. 

Rechtseintritt durch Zahl. 874 u. fla., 
1236, 1249- 1252, 2029, 2057. 

Rechtsgeſchäfte. ſ. Form. 

Rechtsirrthum, überh. 1b.; b. Ver— 
gleichen 2052. 

Rechtskraft 1351. 

Rechtsquellen 4a. u. b 

Nedtsübertragung 1689 u. fla, 
2214; Wettichlag 1295; d. Beltan- 
des 1717; einer Anweiſ. 2010 c. 


Nehtsüberweiiung 1275 m. flg., 
2212. ©. Anweiſung. 
Rechtsverlehr im — 1128, 1598; 


außer — 538, 540, 1503, 2226, 
Rechtsvermiſchung 705, 1209, 1234, 
1300 u. flg., 2035. 
Rechtsvermuthungen 1350, 1352, 
1352 a.: f. Ueberleben 720 u. flg.; 
9. Sammtverbindliht. 1202; f. 
Zahlg. 1248 a.; g. Rechtswandl. 
1273; f. Schuldnachlaß 1283; g. 
Schuldnachlaß 1236; g. Zufall 
1302; f. Errungenſch. 1499; f. 
Heirathsgut 1541; f. deſſ. Zahl. 
1569; f. guten Stand d. Beſtand— 
ſache 1731; f. Schuldhaftigk. d. Be— 
ſtänder 1732; üb. Beſtandzeit 1774; 
f. Zinszahl. 1908; g. Bürgſch. 
2015; f. d. Befiker 2230 u. fla.; 
2234; f. Redlichk. d. Beſitzes 2268; 
f. das Eigenth. d. Beſitzers 5444., 
2279. 
Redtsperwahrung 1108 c., 1551. 
Rechtsvortheil, j. Erbverzeichniß, Thei- 
lungseinrede, Vorausklage. 
Rechtswandlung 1271—1281. 
Redlicher Glaube, Wirk. b. Che 201 
u flg.; 6. Genuß fremd. Eigen: 
thums 549 u. flq., 555; Zahlg. 
1240; Berfauf fremder Sache 1380, 
1599, 1955; Berjähr. 2268 u. flg. 
Reichsbank, Fauftpfandvertr. Anhang, 
13 e. 
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Neifende, Binterlegungsreht 1952 
u. tlg. 

Neligion der Kinder 203 a., 420 a. 

Renien, Erbr., 530, 1911 u. flg., 
bürgerl. Früchte 584; Erwerb 556; 
in Nutznieß. 558: vermadte 610, 
1015; Ablöſ. b. Theil. 872; Ge— 
währ d. Miterb. 886; zinsbar 
1155; Einfl. d. Zahl. auf Sammt- 
rechte 1212: Aufrechn. 1254; Dar: 
legung d. Zahl. 1258; welde in 
d. Gemeinſch. fallen 1401, 1409, 
1512; als Chejteuer 1567; Wirk: 
ſamk. d. Unterpfands 2151; Ver: 
jähr. 2277; „Kauf 1909 u. fg. 

Nettungsaufwand 1381 a. u. flg. 

Nheinderlandungen Anh. B. 5b. 

Nichter, Beſcheid 4, 5. 

Richterliches Unterpfand 2123. 

Nitterjtand, Stammaüter 577 ed. 

Mömiſches Recht 4b. 

Rückallsrecht 351, 747, 951, 952. 

Nüdgabe dv. Urk. Vermuth. f. Zahl. 
1282 u. flg.: ungebührl. Empfangs 
1376; d. Eheſteuer 1364 - 1575; 
d. Leihe 1889; d, Darleihe 1895; 
d. Hinterleg. 1293. 1932 u. flg.; 
d. Fauftpfands 2082, 

Niüdgriff d. Miterben 875; b. Sammt: 
jchuldn. 1214; 6b. untheilb. Ver: 
bindlicht. 1221, 1225, 1292 u. flo. ; 
b. Zahl. 3. Ungebühr 1377; b. Ehe: 
gatten 1432, 1484 u. flg, 1489 
u. flg., 1494. 1519; d. Bürgen 
2028, 2035; d. Pfandbeſitzers 2178. 

Rückkaufsrecht 1659 —73. 

Nüdnahmen d Frauen 1471, 1504; 
d. Mannes 1472 u. flg., 1504. 


Sachen, Eintheilung 516-516 b.. 
unbeweqlihe 517—520 a., bemeg: 
liche 527—536 ; unförperliche 526a.; 
herrenlojfe 539, 713; zu allgem 
Gebraud 714; verlorene 717,717a.; 
Haupt, Nebenfahen 567 u. flg.; 
verbrauchbare, unverbr. 587, 1238, 
1552, 1566, 1592; theilb., un— 
theilb. 827 u. fla., 1217—1225; 
vertretbare, unvertr. 1291, 1878; 
ftreitige 1609 u. fs. ©. Eigenthum, 

— . Theilungen 466, 
324 

Sammtrechte d. Gläub, 1197 —1199 
1565. 


— — — — — — — — — —— — — — — — — — — — — — 


Regiſter. 


Zammtverbindlichkeit überh. 1200— 
1216, 1219, 2249; a. Vergehen 
1382 d.; d. Ehefrau 1431, 1487; 
d. Miether 1734; d. Gejellichaft 
1862; d. Entleiher 1887; d. Ge: 
walthaber 1995; d. Gemwaltgeber 
2002; v. Bürgen 2021 u. flg.. 
2025, 2030, 

Schadenseriat. ſ. Entichädigung. 

— IOERORUBIEN 648, Anhang 


Shäsum b. Theil, 466, 824; mw, 
Erbverfürz. 890; mw. Pflichttheils— 
verfürz. 922; d. Beftandfache 1716; 
b. Vichverftell. 1817; d. Unter: 
pfänder 2127 a., 2165. 

Schatz 577 ah., 598, 716. 

Sceidegräben, =Seden, 
653 -673. 


Mauern, 


Scheidung, j. Ehefcheidung. 


Schenkungen überh. S93—1100; Un: 
fähigk. 903, 905, 911 u. flg.; Nüd- 
fall 747; Einwerf. 843 u. flg.; 
Freitheil 913 u. flg., 920 u. flg.; 
Form 931—952, 1339; Fähigkeit 
901 u. flg.; Gemähr 952a., u. 
fla.: Widerruf 953—966; ehebe- 
günftig. 1081— 1090; unter Ehe: 
gatten 1091— 1097; in zweiter Ehe 
1098—1100. 

Schiedsſpruch b. Gefellichaften 1854; 

Schiffbare Flüffe 538. 

Schiffleute, Haftung 1782 -1786. 

Schrifteigenthum 577 da—dh. u. 
Zuſätze. 

Schriftlichkeit, ſ. Form. 

Schulden b. Erben 724, 802, 870— 
882; Vermächtnißn. 1009, 1012, 
1024, b. Schenk. 945. 947, d. 
ehel. Gemeinih. 1409—1420 a.; 
Ausihluß v. d. Gemeinſch. 1510 
— 1513; verfauft. Erbſch. 1698; 
d. Geſellſch. 1848. 

Schulderlaſſung 1232—1288. 

Schuldſchein, Nücgabe 1282 u. flg. 

Schuldverſchreibungen auf Inhaber 
Ausitell. u. Verjähr. Anh. B. 12; 
Berpfändung 2075. 

Schuldverweiſung b. Theilungen 870 
— 882, 1482 u. flg., 1490. 

Schupflehen 1831 aa. u. flg. 

Schwiegerkinder, Pflichten 206. 

Seitenlinieverwandte 756, 738; Erb: 
recht 750755. 


Regiſter. 845 

Selbſtſchuldner, =Zahler 2021a., | zugsr. 2103b.; Verjähr. 2252 
2027 a, 27. 

Sicherheitsleiſtuug f. Vermög. Ver: Stiftungen, 537, 910, 937 u. Zuf. 
ſcholl. 120, 123 u. flg.; f. Nug: Stiftungsrechner, —— 
nieß. 2c. 601, 626; f. d. Nachlaß 2158. 
verſtorb. Ehegatten 771; d. Bor: | Stillichweigen, Wirk. 798 a., 1109 b.. 
fichtserb. 807; f. Baugefahr 1386a.; 1463, 1511, 1738, 1730, 1985, 
f. Ehefteuer 1550. 2180 a. 

Ziegelantegung b. Scheid. 270: b. Stillſtaud d. Verjähr. 2251—2259 


Erbid. 769, 819821, 1031. 


Zinnenmangel, VI. Eonft.:Ed. $31 | 


Anhang A. 2e, 

Sittenwidrigfeit 6, 
1387 u. flo. 

Zondergut d. Eheleute 1556— 1539, 

Sonderung d. Erbich. 878, 2111; d. 
Vermög. d. Eheleute 1443 u. flg. 
1536 u. flg. 

Sorgfalt d. guten Hausvaters 601, 
1137, 1374, 1728, 1806, 1880, 
1928. . 

Spiel 1964— 1967. 

Zubrogation 1250, 1251. 

Staat, Cigenth. 533— 541, 560, 713; 
Erbr. 723 u. flg., 768 u. flg.; 
Vorzugsr. 2103a. u. b., 2105 a.; 
Unterpfandsr. 2121, 2159. 

Staatsanjtalten537, Anhang A 2a.; 
Bermögensverwalt. (537); Ber: 


aleihe 2045. 

Stantsbürgerredt 7 u.fla., Anhang 
A. 2e, 

Staatseigenthum 537, 542. 

Ztaatsgüter 537, 542; Verpadht. 
1712. 

Ztaatskaffen, Fauftpfandverträge An: 


bang B. 13a. 
— Verjährung Anhang 
. 12b. 


1153, 1172, 


Staatsrechner, Vorzugsr. u. Pfandr.: 
laſt 2103 a., 2121, 2153; Pfand- 
ftrichbemwillig. 2158. 

— — Ver⸗ 
jähr. Anh. B. 12 

Staatsſteuern, — 2103 b. 

Stämme 5b. Erbtheilg. 733, 734, 
749, 745, 836. 

Stammgüter 577 ce a—c v., 732. 

Standesbeurfundung 34 u. flg. 

Standesherrn 2121 a., Anh. A.2b. 

Standesflagen 322 u. jlg., 2277. 

Steigerung, f. Verfteigerung. 

Steuern, Saft 608, 609, 635, 1727a., 
1831 ae, 1851 be, 2086; or: 


| 


Ztodwerfe, Eigenthum 664. 
Straigedinge, bedungene 1226 —1293. 
Ztraiprozenkojten, Vorzugär. 21054. 
Straßen 538, 650 u. Zuſätze. 
ne d. Viandeinträge 2157 
u. 

Ztreiee Rechte, Berfauf 1699 u. flg. 
Streitverfündung 1640. 

Studirende 1124 b., Zufat. 


Stüch, Yiefer. 1221, 1245, 1264, 
1502. 

Stückvermächtniſſe 1002, 1014— 
1024. 

—— 1221, 1244 u. flg. 
1254, 1338a. 

Ztumme, I. Willen 979, 


Faube, fette Willen 973 Zuſatz. 

aubſtumme Beichentte 930. 

Zauihh 1702— 1707 a. 

Teitamente, ſ. letzte Willen. 

Theilbarkeit d. Sachen 327 a. u. flg., 
Anhang B 2; d. Verbindlichk. 
1217--1221. 

Theilbauer 1763 u. flg., Vichverft. 
1827 u. flo. 

Thellung für Minderjähriae 465, 
466, 1314; d. Miteigenth. 577 bg. ; 
dv. Erbſchaften 815—342; Wirk. 
883, 834 u. flg.. 2103 Buff. 3; 
Umftoß. 887-892; d. Ahnen 
1075— 1080; d. Berbindlicht. 1213, 
1217 u. flg., 1283; d. Güter: 
gemeinid. 1467 u. fla., 1520; 
v. Sejellihaftsvermög. 1363, 1872, 
©. Theilbarfeit. 

Iheilungseinrede 1203, 2026. 

Theilzahlung 1244 u. fla., 
1338 a. 

Thiere, bewegt. od. unbem. 522, 524, 
528; Zuwachs 547; Schadenserjat 
1385. 

Tod, Erbidafts-Eröffnung 718, 725; 
Vermuth. f. Ueberleben 720 u. flg.: 
Wirk. 6. Nuten. 617, 625; b. Ge: 


1254, 
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ſchäftsführ. 1973 
meinſch. 1441, 1452. 1452; chel. 
Xorempfang 1517: Werfverding 
1795; Geſellſch. 1844, 1865, 1868; 
Hinterleg. 1939; Leibrente 1971 
u. flg., 1974 u. fla., 1979 u. flg.. 
1088. Auftrag 1991, 2003, 2008, 
3010. 

Todbeſtand 1831 aa. u. flg. 

Todte Hand 537. 

— —— dafür An⸗ 
hang B 

Tremmung ner Tiſch und Bett 306 
— ll. 

Treuhänder, 1025 - 1034. 


ehel. Güterge: 


Heberbietungsredt 2185 u. flg., 
2122. 

Uebergabe b Schent. 938: Vertrags: 
verbindtiht 1136; b Kauf 1604 
— 1624: b. Geffion 1659; b. Pacht 
1720; Xeihe 1888 a.: dinterieg 
1919; durch Anweiſ. 2010 d. u. flag. 

Ueberleben, Vermuthung 720722. 

Nebertragung d. Nutznieß. 595, 631, 
634; d. Erbr. 780, 841. 889; d. 
Forder. 1689 u. flg.; ftreit. Rechte 
1597, 1699 u. flg. 

Ueberweiſung 1275. 

Umtlagen. Vorzugsr. 2109 b.; Ber: 
jähr. 2277. 

Umſtoßung d. Theil. 837—892; 
elterl. Theil. 1078 u. flg.; d. Ver- 
träge 1109 u. flag, 1117, 1304 — 
1314, 1398, d. Kaufs 1622; dv. 
Beitandes 1729; d. Vergleiche 2054, 
2057. 3. Nichtigkeit. 

Unbenannte Verträge 1107. 

Unbeweglihe Sachen 517—526 a.; 
ſ. Liegenſchaften. 

Undank b. Schenk. u. Vermächtnuiſſ. 
953. 955—959, 1046. 

Uneheliche Kinder, Ehelichmach 331 
u. flge; Anerkenn. 334 u. flg.; Er: 
nährung 338 Zuſatz, 762 u. flg.; 
Nachfr. n. Vaterſch. 340 u. fla.; 
Anwünſch. 345 a.; Erbfolge 723 
u. flg.: 756 u. iig, 773, 908; 
Erbr, anderen Nachlaß 765 u. fte. 

Unerlaubte Vertragsurſache 1139. 

Anfähigkeit d. Erben 725; b. Schent. 
901—010; 3. Vertr. 1108, 1123 
u, fla.; b. Kauf 1594—1597; 3. 


Regifter. 


Gelellihaftävertr. 1340; b. Hinter- 
leg. 1125; 


Unfuͤrdenklichteit 691. 
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Ungeborene, Erbrecht 577 es., 906. 

en b. Zahlungen 1235, 1376 
— 1381 

Untörperliche Sachen 526 a.; Ueber: 
gabe 1607: Kauf 1689 u. flg.: 
Berpfänd. 2075. 

Unmöglichkeit i. Bedingung 900, 
1172 u. flg.; b. Strafgeding 1231a. 

Unmündige 1124a. 

Unrecht, Entihäd. 1332 u. flg., An: 
hang B. 15. 

Unredlichkeit d. Beſitzes 549 u. g., 
a d. Zahlungsempfäng. 1378 

flg.; d. Berfäuf. 1635. 

Unterbredjung d. Verjährung 2242 

— 2250, 

Untergang der Sahen. Wirk. 6. Nug: 
nieh. 617, 623; Dienſtbark. 703; 
Einwerf. 855; Vermächtn. 1042; 
Verbindlich. 1143 u. flg., 1302 
u. flg.; Wahlverbindlichk. 1193 u. 
flg.; Rettungsaufwand 1381 6.; 
Kauf 1601; Beitand 1722, 1741; 
Geſellſch. 1867. 

Unterhalt v. Eltern u. Kindern 205 
— 211; ». Ehegatten 301, 140%, 
1448, 1537, 1558, 1575; b. An: 
wünich. u. Pflegvaterſch. 349, 367; 
vermachter — 610; d. unehel. Kin- 
der 338 Zuſatz. 762 u. flg.; d. 
Wittwen 1465, 1495, 1599 a. 
1570; Verzicht 2046 a. 

Unterpiandsbüder, ſ. Pfandbücher. 

Unterpfandsreht überhaupt 2114 u. 
flg : gejegl. 2121 u. flg.: richterl. 
2123; bedungenes 2124 u. flg.; 
Ordnung unter einander 2134 u. 
flg.: Beichränt. 2140— 2145; Ein: 
trag 2146 u. flg.; Erneuer. 2154 
Zuſatz; Ausftreih. 2157; Wirk. 
.o u. flg., 2209; Erlöſch. 2180 
u. flo. 

Unterp andsperichreibungen 2127 
Zujäß. 

Unterihlagung der Miterben 792, 
301: d, Ehegatten 1460, 1477. 


re Berfonen 911, 1099 
Anterfihungstote, Vorzugsrecht 


Untheilbarkeit d. Sachen 827 4. u. 


Regifter. 


fla., Anh. B. 2; 
1217, 1218, 1222 - 1225; d. 
Pfandrechts 2083, 2114. 
Unverjährbarfeit 328. 2241 a. 
Unwürdigkeit zu erben 727 u. flg., 
vol e. 
Urheberredit Zuſätze nah 577 dh. 
Urkunden, gemeinichaftl. 842; Wirk. 
d. Nüdgabe 1232 u. flg.; öffentl. 
— 1517 u. flg.; Privat — 1322 
u. fla.; anerfennende — 1937 


u. flog. 

Urſache d. Verträge 1108, 1131— 
1135, 

Urtheile, Rechtskraft 1351: Pfand— 
reht 2122. 


Vater, Pilichten 203 u. flg.; Ge: 
walt 371 u. fla.; Nutznieß. 354 
u. fl, 601; Vormundſch. 389 u. 
flg., 4355; Gemaltsentlafl. 477; 
Erbrecht 746 u. fla., 754; Daft: 
barteit 1384. 

Vaterſchaft 312— 330, 340. 

Veräußerung d. Liegenſch. Verſcholl. 
128; durch Ehefrauen 217; d. Lie— 
genſch. Minderjähr. u. Berbeiftän- 
deter 457 u. flg., 484, 409, 513; 
d. Nutznieß. 595; d. Nugung 631; 
d. Erbredhts 780; d. Erbſch. Yeben- 
der 791; d. Gemeinjchaftsvermög. 
dur d. Mann 1421 u. fla.; d. 
Eheſteuer 1554 u. flg.; dur Ge- 
walthaber 1988. 

Verantwortlichkeit d. Vormünd. u. 
Pileger 450 u. fla., 469 u. flg.; 
f. Rathöertheil. 1381 a c.; f. Ber: 
gehen u. Berjehen 1382 u. flq.; 
d. Ehemannes 1428; d. Pfand: 
ſchreib. 2197, 2202 u. flg. 

Verbeiitändung 499, 513. 

Verbietende Geſetze 61. 

Verbindlichkeiten, Entſteh. 1134 u. 
flg., 1370 u. flg.; zu geben 1136, 
1605 u. flg.; zu thun 1142 u. fla., 
bedingte, betagte 1168 — 1188; 
Wahl — 1189— 1196; Sammt— 
1200 — 1216; Theilbart. 1217, 
1220—1225; unter Strafged. 1226 
— 1.33; Erlöfhung 1234— 1314; 
natürl. 6 e., 1235. 

Verbraudbare Sadıen 587. 

Verbrechen, privatr. Folgen 1382 u. 


d. Verbindlichk. | 
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fla. Anh. B. 15a.; b. Zuſammen— 
rottungen Anh. B. L5b. 
Vereinigung 551, 556 u. jlg.. 566 


u. flg. 

Verfall d. let. Willen 1039— 1048; 
d. Eheſchenk. 1089. 

Berfallzeit 1139, 1185—1188; b. 
Darleihe 1899, 1901; Bürgich. 
20832. 

Vergehen, Entihädigungspflicht 1382 
u. flg.. Anhang B. 15a. 

Vergleiche 2044— 2058; d. Mündel 
468: d. Verbeiſtänd. 490, 513; 
üb. Erbtheil. 888. 


Vergünſtigung v. Dienſtbarkeiten 690 





u. flg. 

Verhaft, perſönl. 2059 u. Zuſatz. 

Verheimlichung v. Erbſchaftsſachen 
192,801; Gemeinſchaftsſachen 1460, 
1477; b. Rettungsaufwand 1381, 

Verjährung überhaupt 2219 — 2227, 
2264; Ausſchluß 2241 a.; Unter: 
brechnug u. Stillftand 2242— 2259, 
2278; Zeiterfordern. 2260 u. flg.; 
unvordenkliche 691; dreißiglähr. 
2262; zehnjähr. 475, 1904, 2180, 
2270, fünfjähr. 2277: dreijähr. 
2279; kurze 2271— 2275; d. In— 
haberpapiere Anh. B.12b. ©. Er= 
figung. 

Verfäufer, Pflichten 1602— 1649; 
Vorzugsr. 2103 Ziff. 1. 

Verkauf, Weſen 1582 u. flg.; Ber: 
jonen 1594 u. flg.: Gegenftände 
1598 u. flg.; Uebergabe 1602 u. 
flg.; Gewähr 1625, 1641 u. flg.; 
Pflicht d. Käufers 1650 u. flg ; 
Ungültigf. 1658 u. fla.; Verkürz. 
1674 u. flg. S. aud) Veräußerung. 

Verlaufszuſage 1589. 

Berfürzung bei Grbantret. 788; 
Theil. 887, 890; im Pflichttheil 
920— 930; b. elterl. Theil. 1079; 
in Verträg. 1118; d. Minderjähr. 
1305 u. flg.: b. Kauf 1674— 
1685; Tauſch 1706; Gefellichaft. 


1854 a.; Leibrentenvertr. 1976; 
Bfründvertr. 1983 f.; Vergleich 
2052. 


Verlagsrecht 577 dd. u. de. 
Verletzung, j. Verkürzung. 
Berleugnung d. Baterichaft 312 u. fla. 
Verliegenſchaftung 526 a., 577 eg.; 
b. ehel. Gütergemeinjch. 1500 u. flg. 
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Verlöbniſſe 144 Zuſatz. 
Verlorene Sachen 717 a., 2279. 
Vermächtniß überhaupt 1002 u. fla.; 


l 
I 
| 


Erbverm. 1003 u. flg.; Erbtheil: | 
verm. 1010 u. flg.: Stüdverm, 


1014 u. flg.; Verfall 1039 u. flg.; 
Zuwachs 1044 u. flg.; Renten: 
verm. 610; Einwerfung 843 u. 
fla.; Minderung 920 u. flg. 
Vermähtniinchmer, Schuldenzahl. 
871, 1009, 1012 u. flq., 1024; 
Erbabjonderungsrecht 878, 2111. 
Vermeſſung d. Liegenſchaften 646 
Zuſatz. 
Vermiſchung v. Stoffen 573 u. jlg. 
Vermißte 112—114, 135—138. 
Vermögensabionderung b. Erbſchaf— 
ten 878. 2111: unt. Eheleuten 
1443 — 1452 
Vermögensabtretung 1265 — 1270. 
Vermögensübergabe 1076, 1100aa. 
u. flg. Anh. A. 3a. 
Vermögensverzeichnißß 5. Abweſenh. 
126; Scheid. 270, 279: Minder: 
jährigf. 451; Nutnich. 600, 626; 
Erbfolge 769, 773: d. Vorfichts- 
erben 794—799, 800 u. fla., 810; 
b. led. Erbe 813 u. fla.: 6. Erb: 
theilungen 821; d. Treuhänder 
1031; b. Aftererbich. 1058; Schent. 


1085; ehel. Gemeinſch. 1414 u. 
fla., 1442. 1456, 1482, 1499, 
1504, 1510, 1552: d. Geſellſch. 
1851. 

Vermuthungen 1349: gefegl. 1350 
—1352a.; ridterl. 1353. ©, 
Rechtsvermuthungen. 


Vernichtung der Verträge 1304— 
1314, 1358. ©. Umftoßung. 

Verordnungen, Wirkſamkeit 1a. 

— 1983 a. u. flg. Anh. 

.24. 

Verſchollenheit 115—148, 232 a. 

Verſchwender 513, 513 a. 

Veriehen b. Bertr. 1148 a., 1150 u. 
flg.: b. Geſchäftsführ. 1374; außer 
Vertrag 1383 u. flg. 

Verficherungsperträge 1964, 

Verſiegelung b. Eheicheid. 270: Erb: 
folge 769, 773; Erbtheilungen 819, 
820, 1031. 

Verfigung, ſ. Verjährung. 

Verforgungsanitalt, bad 


., Fauft: 
pfandvertr. Anh. B. 13 e. 


| 


| 
| 
| 


Regiiter. 


Berjteigerungen überhaupt 1686-— 
1635; Mündelgüter 452, 457 u, 
flg.; z. Theilung 575, 822, 826 
u. flg., 338 u. flg.; d. Erbfahrniß 
796, 805. 

Verträge, Beariff u. Arten 1101 u. 
flg.; Erfordern. 1108; Cinwillig. 
1108 a. u. flg.; Fähigk. 1123 u, 
flg.: Gegenft. 1126 u. flg.: Urſache 
1131 u. flg.; Wirk. 1134 u. flg.; 
Entſchäd. w. Nichterfüll. 1142 u. 
flg.; Ausleg. 1156 u. flg.; Wirt, 
j. Dritte 1120 u. fla., 1165 u. 
flg.; Umftoßung 1304 u, fl. 

Vertragsentwürfe 1340 a. u. flg. 

Verwandiichaftsgrade 735 u. flg. 

Verwendungen d.  Geichäftsführ. 
1375; b. Gefellfch. 1859: a. ent- 
lichene u. hinterlegte Sachen 1886, 
147; a. Fauft: und Nutpfand 
2080, 2086, 

Verzicht auf Erbichaften 734, 845, 
1150; a. Gütergemeinidh. 1456 —- 
1460; Unterhalt 2046 a. 

Verzug d. Schuldnerd 1139, 1146, 
1153, 1207, 1228—1230, 1245, 
1302, 1610, 1652, 1656 u. flg., 
1771, 1929, 1996; d. Gläubigers 
1264, 1788, 1790, 

Verzugszinfen 1153— 1155, 1907 


u. tlg. 
Sichmüngel, Gewähr 1341, Anhang 


Vichderjtellung 1800— 1831 d. 

Volljährigkeit 488; fälſchliches Vor— 
geben 1307; Genchmiqungen 1811: 
Verfürzungsflage 1313: Rückford. 
d. Hinterlegten nah Entmünd. 
1940 


Vollmacht überhaupt 1984— 2010; 
f. d. Ehefrau 1420 u, fig. 

Vollmündigfeit 1124 a. u. b. 

Voraus am Erbe 844, 919; am Che: 
gnt 1470, 1498, 1503; bedungen 
1515—1519 a. 

Vorausklage 5. Wieverfauf 16656: 
b. Bürgſch. 2022—2024, 2042: 
b. Unterpf. 2170, 

Borausdermächtnifie 844, 919. 

Vorempfang b. Ehe 1515— 1519 a. 

Verland, ſ. Rheinverlandung. 

Vormünder, 450, 509, 513a.; 
Mitvormund 396; Nebenvormund 


Regifter. 


417; Gegenvormund 420; Bor: 
mundjchaftäbeiftand 391. 
Vormundſchaft (über Minderjährige) 
Berufung 390-419; Befreiung 
427—440; Ausſchluß 442 — 
448; Verwalt. 450—467; Red: 
nungsablage 469—475; Pfandrecht 
2121, 2135. 
— Eenn Fauſtpfänder Anh. 


Vorſichtserbe 793— 810, 1251.. 

Vortheilsgerechtigleit 827 ef-g., 
And. A. 3b. 

Vorzugsrechte überh. 2095— 2113; 
am YFauftpfand 2073 u. flg.; d. 
Staates 2098: auf Fahrnifje 2102; 
a. Liegenſch. 2103 nebſt a. u. b 
2105 a. u. Zuſätze; Bewahrung 
2106— 2113; Erlöfchen 2180 u. flg. 


Währziel 1185a., 1188 b. 

Wahl «Recht u. Verbindl. überhaupt 
1189 — 1196; Sammtverbindlich- 
feiten 1198, 1203; Gattungsfachen 
1022, 1246; b. Strafgeding. 1228; 
b. Kauf 1584, 1620 u. fla., 1644, 
1681; Taufh 1705; Unterpfand 
2168, 2172; Verlauf 1584. 

Wahnſinn, Ehefheidungsgrund 232. ; 
Entmündig. 489, 499; Ungültigf. 
legt. Willen 901. 

Waldceulturkoſten, Vorzugsr. Zujat 
2105 a. 

Baldungen, ſ. Forſtrecht. 

len: Benüß. 538, 644 Anhang 


Baflerabtauf 640. 681. 
Waſſerleitung, Röhren 523; Tienft- 
barf, 683 u. flo. 
Waſſerſchöpfrecht 68%, 696. 
——— 682 — 685, 


wiheemnt 644, 648, 686, Anhang 
Vatn udiu 1711, 1779, 1787— 
1799. 


Berthpapiere, ſ. — anie 

Wette 1965— 1967 

Wettſchlagung überh. 1289 —1299; 
b. Anmeifungen 2010 h.; b. Nutz- 
pfand 2089. 

Widerruf d. Schenk. 953—966 ; d. 
legt. Willen 1035—1038a.; d. 
Schenk. unter Ehegatten 1096; d. 

Civilrecht 


696, | 


— — — —ñ —ñ —— — — — —— — ———— —— — — 
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Befugn. d. Geſellſchafters 1856; 
d. Aufträge 2003—2006. 


Widmung 524, 525, 692—694. 
Wiederkaufsrecht 1659— 1673, 1751. 
Wildſchaden Anhang B. 6b. 
Willensfreiheit b. 


cent. 901 a. u. 

+ flg.; b. Verträgen 1109— 1117. 

Wirthe, Aufbewahrungspflicht 1952 
— 1954. 

Wittum 758a., 1595 a., 1570, 

Wittiwe, Bermögensverzeihn. 1456 u. 

Ng.; Unterhalt 1465; Trauerkleid. 
1481. 


Wonnfig 102—111; b. Zahlungen 
1247 u. flg., 1258. 
Wohnungsrecht 6256835. 


Bahlung überhaupt 1235—1248; 
m. Gintritt in d. Gläub. Rechte 
124% u. flg,; Aufrehmung 1253 
u. flg.; Darlegung 1257 u. flg.; 
b. Kauf 1650 u. fla ; 1653; Baht 
1752 u. fla.; d. Bürgen 2021; 
zur Ungebühr 1235, 1376—18381, 
1299. 


hlungsanweiſung 2010 b. u. flg. 

hiungsaufforderung 1139, 2244, 

2249, 

Zahlungsiriiten 1185 u. flg.; bei 

Wettichlag 1292; 5. Anmweijungen 

2010h.: b. Bürgſchaften 2039. 

Zahtungsbinterlegung 1257 —1264, 

1955. 

Zahlungsmittel 1245 Zuſätze. 

Zahlungsort 1247 u. fla., 1258, 

1264, 1296, 1609, 1651, 1897a., 

1902 u. flg.. 1942 u. flg. 

Zahlungsundermögen d. Miterben 

876. 885 u. fla.; d. Sammtſchuld— 

ners 1214 u. flg.; d. überwiejenen 

en 1276; d. Schuldners 

b. Nechtsübertrag, 1694 u. ; 

dv. Schuldners d. Gejellich. 1849: 

d. Bürgen 2020; d. Hauptſchuldn. 

2024; eines Mitbürgen 2026 u. flg. 

Zehenten 710 a—af. 

Zeit b. Bedingungen 1176 u. flg.; 
Lieferungsfäufen 1657; Beſtand— 
vertr. 1787 u. flg., 1758 u. flg.; 
Geſellſchaft. 1865; Hinterleg. 1944. 

— Eigenthum 544 c., 577ab. 


g. 
Zeugen b. legt. Willen 971 u. flg., 
976 u. fla., 980. 
54 


850 


iel überhaupt 1185—1188 b.: Ber: 
zug 1139. ©. Verfallzeit. 
Binjen überhaupt 1905— 1907 f.; als 
Früchte 584, 586; 
602, 609, 612; v. Einzumerf. 856; 
b. nichterfüllt. Verbindlich. 1153 
u, flg.; Aufrechn. d. Zahlungen 
1254; v. ungebührl. Empfang 
1378; b. Ehegemeinſch. 1401, 1409; 
v. Heirathögut 1440, 1548 u. fla., 
1579; v. Erſatz- u. Vergütungs— 


—x—— 1341— 1348. 


fummen- 1473; v. Kaufpreis 1620, | 
v. Gejellichaftsein: | 
bringen 1846; v. hinterlegt. Geld | 


1652, 1682; 
1956; b. Gewalthab. 1996, 2001; 
b. Fauſtpfand 2081; 

2151; Berjähr. 2277. 


njesz ins 1155. ©. Erbzinfen. 
Inshu; 1907 u. flg 


fall 5. Nutznieß. 607: Einwerf. 


855; Erfüll. v. Verbindlich. 1147 


u. flag; Bedingung. 1169, 1182: 
Untergang d. Sache 1302 u. flg.; 
b. Geſchäftsführ. 1374a.; Empfang 
3. Ungebühr 1379; Kauf 1624, 
1631, 1647; Beftand 1722, 1733, 


1769, 1772 u. flg.; Haft d. Fuhr— 


leute 1784; b. Werfverding 1790; 
Viehverftel. 1807, 1810, 1825, 
1827; b. Zeibvertr. 1881 u. flg.; 
Dinterleg. 1929. 

gebradjtes Gut 1574, 1580. 
ugehörden 522—525; d. Stamm- 


b. Nugnieß. 


Pfandrecht 


Regiſter. 


gutes 577 cf. u. flg.; d. Vermächt⸗ 
niffe 1018 u. fleg.; d. verkauften 
Sache 1615; d. verk. Forder. 1692; 
d. Bürgſch. 2016; Unterpfands: 
gegenftände 2118. 

Zugriff gerichtl. auf Liegenſch. 2204 
— 2112, 


Zukünftige Sachen, Scent. 948; 
Schenf. im Ehevertr. 1084, 1093; 
— 1130; Pfandrechte 2122 


2129 u. fig. 
| Zuriicbehnltungsreiht. j. Inbehal⸗ 
| tung. 

Zufammenlegung der Grundftüde ıc. 
' Anhang B. 3. 

‚ Zufammenrottungen, Verbr. 
Anbang B. 15b. 


| Suwahsredt 546, 712; an Früchten 
547-550; b. unbemwegl. Sachen 


dabei 


552, 564%; b. bemeal. Saden 

| 565—577;b. Vermächtniſſen 1019, 
1044. 

Zwang, b. legt. Willen 901a—d.; 
« Verträgen 1109, 1111—1115 

2053 

Zwang abtretungen 545, Anhang 


\ — Verträge 1102, 1184. 

| Zweite Ehe 228; elterl. Gewalt 380 
u. flg.; Vormundfch 335 u. flg.; 
399 u. fl.; Schenk. unt. Ehegatten 
1098— 1100; Gütergemeinſchaft 


1496, 1527. 
Zwiſchenperſonen 911, 1099 u. flg. 


Mannheimer Vereind:-Druderei. 
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